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Die $. 11 und 12 handeln von der Verſetzung der 
Staatsdiener. Verfegungen Finnen oft nothwendig werden und 
in manchen Fallen fehr zweckmaͤßig und müglich fein. Das 
Recht der Berfeßung muß daher einer Staatsregierung um fo 
mehr eingeräumt werden, ald felbft finanzielle Ruͤckſichten (wie 
z. B. in den Fällen der $$. 39 und 53) hierbei in Betracht 
kommen. Sedoch muß auch hier durch genaue Vorfchriften der 
Willkuͤr und Chifane, und dadurch zugleich unnöthigen Umzugs- 
foften vorgebeugt werden. Nur zu leicht Fann die Verſetzung, 
das Herausreißen eines Beamten aus, ihm durch Freundfchaft, 
die Reize der Natur, und durch Angewöhnung, diefe mächtige 
Tyramnin, theuer gewordenen Lebensverhäftniffen, theils als 
Zuͤchtig ung wegen bewiefenen Mangeld an unbedingter Füg- 
famfeit in beftimmte Anfichten und Richtungen der Regierung, 
theild als geiftige Tortur, um fräftige Selbftftändigfeit in 
gefällige Gejchmeidigfeit, Feltigfeit in Nachgiebigfeit und Bies 
derfinn in Knechtfinn umzuwandeln, mißbraucht werden, Die 
Verfegung fann da, wo, wie in Kurheffen, das verwerfliche 
Recht der willfürlihen Quiescirung (gewöhnlich mit einem 
bloßen Theile des Gehaltes, dem ſogenannten Standesgehalte) 
oder der willfürlichen Penſionirung unftatthaft ift, leicht dieſel⸗ 
ben Dienfte, wie jene ja noch mit geringeren finanziellen Opfern, 
gewähren. Man wird zwar hiergegen einwenden, daß eine 
Staatsregierung niemald diefes Necht fo mißbrauchen werde; 
ein zwar gewöhnficher, aber grundlofer, durch die Erfahrung 
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zur Genuͤge widerlegter Einwand. War es nicht der Mißbrauch 
der Staatögewalt, welcher fo mandjerlei Befchränfungen der 
fe&tern, wie 3. B. durch die Gonftitutionen der neuern Zeit, hers 
beigeführt hat? die Staatögewalt war und blich faft allent- 
halben fo lange unbeſchraͤnkt, als fie gerecht und weiſe gebraucht 
wurde; und ber Zeitraum, während welcher ein folch’ gerechter 
und weifer Gebraud, ftatt fand, rechnet gewiß jedes Volk zur 
Perlode feined goldenen Zeitalters. Erft der Mißbrauch erzeugte 
die Nothwendigfeit der Befchränfung, wie die Krankheit die 
Kothwendigfeit der Heilmittel, und wie die Befcdyaffenheit der 
Krankheit auf die richtige Arzenei führte, fo wies die Natur 
des Mißbrauchs auf die geeignete Heilmethode hin. Und was 
rum follte auch ein Mißbrauch von Seiten einer Staatsregies 
rung nicht zu befürchten oder gar unmöglich fein? Beſteht 
diefe nicht auc; aus Menfchen? Gind ed denn immer Die 
Herrscher ſelbſt, welche regieren? Und koͤnnen Herrfcher nicht 
irren, oder’ find Beamten darum über jede Leidenfchaft und 
jeden Irrthum erhaben, weil fie das Vertrauen des Regenten 
genießen, weil fie Minifter find? Wachſen nicht vielmehr die 
Gefahren des Irrthums und der Leidenfchaften in dem Maaße, 
als die Macht, diefen froͤhnen zu Finnen, zunimmt? Nur fels 
ten find die Beifpiele, wo Menſchen ohne Macht fchlecht waren, 
und durch Erlangung der Gewalt gebeffert wurden, defto haus 
figer aber von Gegentheile. — Wohl Fein befonnener und gute 
gefinnter Staatsmann wird die Nothwendigfeit, dad Recht der 
Verſetzung durch zweckmaͤßige Vorſchriften zu beſchraͤnken, in 
Abrede ſtellen, ja vielmehr in einer ſolchen Beſchraͤnkung, wie 
in jeder andern, eine Erleichterung für feine eigene Verantwort— 
lichkeit, wenn er ſelbſt Minifter fein follte, und eine wohlthä- 
tige Stüße gegen etwaige Anforderungen eines irregeleiteten 
Herrfchers erbliden. Nur der Thor oder durch Leidenfchaft bes 
reits Verblendete kann fich für den Inbegriff aller Weisheit 
haften und über jede Leidenfchaft, oder fogar über bie Mögliche 
feit, von einer folchen fich je hinreißen zu laffen, erhaben duͤn⸗ 
fen. — In der kurheſſiſchen Geſetzgebung insbeſondere wird der 
Sachkundige vorzuͤglich zwei Gebrechen hinſichtlich der Vers 
fegung entdeden; erftens, daß die Nichter von der Verfeßs 
barkeit nicht ausgenommen find, und zweitens, baß bie bi 


heren Ruͤckſichten des Staates, aus welchen Verfebungen 
ftatt finden koͤnnen, nicht näher bezeichnet find. Denn eine 
Suftiz, deren Beamten verfeßbar find, kann in Wahrheit nicht 
als unabhängig betrachtet werden, weil man, — abgefehen da- 
von, daß man Männer, welche auf irgend eine Weiſe einen 
fetten unbiegfamen Eharafter verrathen haben, von Richteritellen 
ganz ausfchließen kann —, die wirklich angeftellten Richter, welche 
da, wo es gilt, ihre Abftimmungen und Urtheile nicht den Anz 
fihten und Wünfchen der Regierung anfchmiegen, nur von einent 
Enve bes Landes bid zum andern folange hin= und her zu treiz 
ben braucht, bis fie mürbe und gefchmeidig geworben find, oder 
wenn auch dieß den gewünfchten Erfolg nicht haben follte, fie 
in das Adminiftratiofach verfetsen fann. Schon die Möglich 
feit folcher Berfeßungen, ficher aber ein oder das andere wirf- 
lich gegebene Beifpiel wird bei minder ftarfen Charafteren 
zur Abfchrefung und Einfchüchterung hinreichen. An Gründen 
zu folchen Berfegungen, wenn diefe einmal für ftatthaft erflärt 
find, wird es niemals fehlen, zumal wenn die Beurtheilung 
derfelben der verfegenden Behörde ſelbſt ausſchließlich zufteht, 
oder gar die nichts fagende allgemeine Flosfel: ‚aus höheren 
Nückfichten des Staates” Die Angabe eines beftimmten Grundes 
unnöthig und deßhalb die Anfechtung einer hierauf gebauten 
Berfegung rechtlich unmöglich macht. Wie bedenklich wird diefe 
Verſetzbarkeit vollends dann, wenn das oberite Gericht, wie in 
Kurheffen, zugleich der Staatsgerichtshof, der die Anflagen 
gegen die Minifter wegen VBerlegungen der Verfaffung zu unters 
fuchen und zu entfcheiden hat, und als folcher die letzte und 
höchfte Garantie für die Aufrechthaltung und den Beftand der 
Staatsverfaffung ift! Denn was laͤßt fi von einem Staats- 
gerichtshof erwarten, deffen Mitglieder die Staatsregierung 
nicht nur augfchließlic zu ernennen, fondern auch zu verfeßen 
befugt ift, und der überdies in der Reſidenz feinen Sitz hat, 
wo die einzelnen Mitglieder deffelben zudem noch allen Reizen 
der gefährlichen Berfuchungen des Hofes ausgeſetzt find? — Daß 
fodann die Firma: „aus höheren Nücficyten des Staates,’ zus 
mal da diefe niemald angegeben zu werden brauchen, denfelben 
Umfang haben und diefelbe allgemeine Anwendung gewähren, 
wie das fogenannte „allgemeine Wohl, Teuchtet von felbit 
1* 
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ein. Ste reicht vollkommen aus, um das wirkliche Quiescirungs⸗ 
und Penfionirungsfgften gänzlich entbehren zu koͤnnen. Es if 
hiermit nicht gefagt, daß die Staatsregierung diefe Firma wirks 
fich mißbrauche, oder je mißbrauchen werde; fondern nur, daß 
ein Mißbrauch möglich ſei, und einen folchen zu hindern it eben 
die Aufgabe der Gefeßgebung, deren Bollfommenheit hauptfäch- 
ich von dem Grade abhängt, in welchem ihr die Verhinderung 
des Unrechten gelingt. Zudem hat der Mißbrauch eines Gefezs 
zes nicht immer den böfen Willen, fondern gar oft den Irrthum 
zur Quelle. Es fann z.B. der Fall eintreten, daß ein Minifter 
von feiner eigenen, wenn gleich irrigen Anficht, die er in ftolze 
frommen Wahne fogar für göttliche Infpiration hält, fo fehr 
eingenommen fein — wie leicht verblendet den Menfchen der Eis 
gendünfel? — daß er wirklich glaubt, daß Wohl des Staates 
hänge von der Durchfegung derfelben ab, darum Fein Mittel 
fcheut, fie wirflich durchzuführen, und zu dem Ende die Beam— 
ten für fie zu gewinnen, die ihm halsftarrig fcheinenden aber 
unfhädlic zu machen ſucht. Das von den frommen Vätern 
der Gefellichaft Jeſu aufgeftellte und befolgte Prinzip: der Zweck 
heiligt die Mittel, fand von jeher in der Praris, zumal in der 
Staatsfunft, fo fehr auch die Theorie dagegen eifern mochte, 
nur zu viele VBerehrer und Anhänger, — Gegen die Zweckmaͤ— 
Figfeit der im $. I1 enthaltenen Normen, um nun zu diefen 
ſelbſt zurüczufommen, laͤßt fich faum ein gegründeter Eins 
wand machen. Die Verfegung kann hiernach ſowohl auf Ver— 
langen eines Staatsdieners (gewuͤnſchte oder freiwillige Vers 
ſetzung) oder wegen ermittelter Unbrauchbarkeit (nothwendige 
Verſetzung), und zwar entweder proviſoriſch, was im zweiten, 
oder definitiv, was im erſten Falle regelmaͤßig ſtatt finden wird, 
geſchehen. Iſt die Unbrauchbarkeit ſo beſchaffen, daß ſie zu jedem 
Dienſtzweig unfähig macht, fo tritt (nach $. 53) die völlige 
Entlaſſung oder, nach Verſchiedenheit der Fälle, die Penfionirung 
ein; jene nämlich dann, went der Angeftellte entweder durch 
ein, die Entlaffung begründendes Bergehen unbrauchbar wurde, 
oder nur proviforifch angeftellt war; diefe in allen übrigen Faͤl— 
len. — Der $. 12 enthält einen zweiten Fall von nothmwendiger 
Derfegung, wenn nämlich dieſe aus höheren Nückfichten des 
Staates geboten wird, Die Bedingungen diefer Berfegung find: 
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D dieſelbe muß ben Fähigfeiten oder ber bisheri— 
gen Dienftführung des zu VBerfeßenden entfpre 
hen. Das Urtheil hierüber fteht natuͤrlich der Staatsregie— 
rung zu, wenn Died auch nicht ausdruͤcklich im Geſetze ausge: 
fprochen ift. Geſetzt alfo auch, ein Staatsdiener ftelle in Ab: 
rede, daß das neue Amt feinen Fähigfeiten oder feiner bishes _ 
rigen Dienftführung entfpreche; fo wird er diefes, wenn er 
nicht Den Rechtsweg gegen das abgefchlagene Gefuch um Zus 
ruͤcknahme der Berfegung betreten will, dennoch übernehmen 
müffen. Zeigt der Erfolg, daß fein Einwand begründet war, 
fo muß er natürlich wieder in feine vorige Stelle, oder in eine 
andere, feiner Befähigung angemeffene, verfegt werden. Selbſt 
der eingefchlagene Rechtsweg kann Feine auffchiebende Wirkung 
haben; 2) der Staatödiener darf durd feine Verſez— 
zung feinen Verluſt an Rang und Coder) Gehalt 
erleiden. Da indeffen der Rang bei jeder Stelle vorbehal- 
ten werden fann, fo wird diefer felten einer Verfegung im Wege 
ftehen, fobald diefe nur nicht ihrer innern Qualität nach eine 
wahre Zurüdfeßung ift, wie 3. B. wenn ein Zuftizbeamter in eine 
Actuars- oder Sefretarsitelle verfeßt werden follte, Bei dent 
Gehalte kommt nur das, mit dem bisherigen Amte wirflich ver: 
bundene Dienfteinfommen, nicht aber der Ertrag von etwaigen 
nur proviforifch übertragenen Nebenftellen (vergl. $. 20.) noch 
der an befondere vorübergehende Dienftverhältniffe gefnüpfte 
außerordentliche Zufchuß zum ordentlichen Gehalte 3. B. der 
Gefandten ıc. in Betracht. Es kann daher ein Staatsdiener 
durch die Verfeung allerdings einen Berluft an feinem wirk 
lihen Dienfteinfommen erleiden, ohne Dagegen Befchwerde 
führen oder den Rechtsweg mit Erfolg betreten zu fönnen, Wie 
leicht wird einen Beamten, der fich in einem folchen Berhält- 
niſſe befindet, die bloße Furcht vor einer Verſetzung vermögen, 
fich als ein bfindes Werkzeug der Staatsregierung hinzugeben! 
und endlih 3) das Vorhandenfein höherer Staat“ 
ruckſichten, unter welche fi, wie ſchon bemerft worden, 
leider alles Erdenfliche fubfumiren läßt, da fie weder im Vers 
feßungsreferipte namhaft gemacht zu werden brauchen, noch 
einer richterlichen Beurtheilung — fein Gericht it befugt Re— 
gierungsmarimen vor fein Forum zu ziehen, — unterworfen 


werben koͤnnen. Das Gefetz erfordert bloß, daß „die vorge⸗ 
fette höchfte Behörde, d. i. das Gefammtftaatsminifterium, vor 
der Iandesherrlichen Entfchließung fich gutachtlich darüber äußere, 
Allein es ift a) nicht gefagt, daß die Verfeßung dann zu uns 
terbleiben habe, wenn dieſes Gutachten gegen diefelbe ausfällt; 
was zubem der betreffende Staatsdiener nicht einmal erfährt. 
Und gefegt, man wollte diefe Stelle des Geſetzes fo deuten, 
wiewohl die entgegengefeßte Auslegung, wegen des Prinzips 
der minijteriellen VBerantwortlichfeit, die allein richtige iftz fo 
würde es doch b) an einem Rechtsmittel fehlen, die Verſetzung 
anzufechten, weil das Geſetz Fein folches namhaft macht, nod) 
die Folge ausfpricht, welche hinfichtlic der verfügten Verſez⸗ 
zung dann eintreten fol, wenn das Gefamntjtaatsminifterium 
die vom Departementöchef vorgetragenen höheren Staatsruͤck⸗ 
ſichten für ungentgend erflärt hat. Ueberhaupt ift c) das Ges 
fammtjtaatsminifterium, wenn man von Kompetenz Ötreitigs 
feiten und Necurfen gegen einzelne Minifter abfieht, nur eine 
berathende Behörde, ohne daß deren Rath oder Ausfprucd; für 
den einzelnen Minifter in Bezug auf die Vorfchläge zu höchs 
ften Entfchließungen verbindlich wäre. Diefe Begutachtung 
hätte daher im Geſetze ganz wegbleiben Fönnen, da fie nur für 
die Departementöchef3 eine Borfchrift wiederholt, welche bes 
reits in der Verf.-Urk. $. 110 enthalten ift. Ohnehin hat die 
Borberathung im Gefammtftaatsminifterium dadurch, daß ber 
Negent felbit in höchft eigener Perfon den Berathungen bei— 
wohnt, diejenige Bedeutfamfeit verloren, welche man ihr durch 
die Verfaffungsurfunde zu geben beabfichtigte, und die Behörde 
felbft ganz wieder die Geftalt angenommen, welche dad ehema— 
lige Staatsminifterium hatte, und die man eben durch die 
Verfaffungs » Urkunde befeitigen wollte. In dem ehemaligen 
Staatdminifterium hielten nämlich die einzelnen Minifterialvors 
ftände in Gegenwart des Negenten ihre Vorträge; ed wurde 
darüber delibrirt und befchloffen, jeder Befchluß in das Gene— 
ralprotofoll eingetragen, und jede Departemental= Abtheilung 
in diefem von dem Negenten und dem betreffenden Minifterial- 
vorftand unterzeichnet. In derfelben Weife wird nun aud) 
im Gefammtftaatsminifterium verfahren. Die darin gefaßten 
Befchlüffe werden ald hoͤchſte (vom Regenten gefaßte) Ent 
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fchlleßungen in Brotofollanszägen, an bie Behoͤrden w. mit 
den, den Entjchließungen entfprechenden Minifterialverfüguns 
gen erlaffen. Es gibt demnach, der VBorfchriften in den SS. 108 
und 61 ungeachtet, hoͤchſte (allerhoͤchſte) Entſchließungen ohne 
Unterfchrift des Negenten und Gontrafignatur des betreffenden 
Minifterd. Dagegen follte, nach der Abficht, die man bei der 
Abfaffung der Berfaffungs » Urkunde im Auge hatte, das Ger 
fammtitaatsminifterium vorzugsmeife eine Stüge für die ein— 
zelnen Minifterialvorftände gegen etwaige Anfinnungen von 
Seiten des Hofes fein, der Negent demnad den Berathungen 
in bemfelben der Regel nad) nicht beimohnen (wie auch aus 
ber Wortftellung in diefem $. 12 erhellet). Man glaubte naͤm— 
li, der Regent werde einer Verfügung, welche der Gefammt- 
heit der Minifter für zweckmaͤßig oder nothwendig erachtet hat, 
die Genehmigung nicht verfagen, weil im entgegengefegten Falle 
der Minifter des betreffenden Departements feine Entlaffung 
geben und feinem Beifpiele alle übrigen Minifter, die der frag- 
lihen Verfügung, ihre Zuftimmung gegeben haben, folgen wuͤr⸗ 
den, und folgen müßten, wenn die Minifter anders ber ein 
beftimmtes Negierungsfyitem, ohne welches fein Staat lange 
beitehen fann, unter ſich übereingefommen find. Die Gegenwart 
des Regenten bei den Berathungen ift darum dieſem Zwecke nicht 
entfprechend, weil dadurch leicht einzelne Minifter eingeſchuͤch— 
tert und fo abgehalten werden, ihre Anfichten und Meinungen 
frei zu Außern, und auch häufig Gegenftände und Erörterungen 
vorfommen koͤnnen, weldhe die Anmwefenheit des Monarchen 
nicht wohl vertragen. Alle diefe und ähnliche Bedenklichkeiten 
fallen weg, wein der Minifterialvorftand nach gefchehener Vor— 
berathung in einem befondern Bortrage dem Negenten alle 
Gründe und Gegengründe, die in der Vorberathung des Ger 
fanmtjtaatsminifteriums angeführt worden find, und das Gut— 
achten deffelben herbeigeführt haben, ohne Benennung der Pers 
fonen, von welchen die einzelnen Grimde, Zweifel ıc. herruͤh— 
ren, zur Begründung feines Antrages lichtvoll auseinanderfeßt. 
Der Regent wird auf folche Art von der Eadjlage vollitändig 
unterrichtet, ohne beforgen zu dürfen, daß Wohldienerei, Furcht 
oder Schmeichelei diefelbe entftellt haben. Nicht ein Seder hat, 
dem Regenten gegenüber, Muth, Faſſung und Feſtigkeit genug, 
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feine Meinung frei und offen zu Außern, und Ihm ſelbſt auf 
die Gefahr der Ungnade hin, wenn es die Pflicht erfordert, 
fogar zu widerfprechen, und nicht jeder Negent Selbftbeherrs 
fhung genug, die oft herbe Wahrheit und felbft den Widers 
ſpruch gelaffen zu ertragen und Ieidenfchaftslos zu würdigen. 
Wenn audy bei fräftigen und einfichtsvollen Miniftern und bei 
einem weifen Herrfcher die Gegenwart des Letztern ohne Nach— 
theil fein mag, fo muß doch die Gefeßgebung die gewöhnlichen 
Fälle bei der Feftftellung der Negel berücfichtigen. Man wird 
ung diefe Abfchweifung in das Gebiet der Verfaſſung nachſe— 
hen und aus dem Angeführten einen Beleg dafür entnehmen, 
daß Gefege in der Anwendung gar oft eine Richtung erhalten, 
welche der von dem Urheber deflelben beabfichtigten gerade zu 
entgegen gefeßt ift. Dem Gefeßgeber ergeht es hierin nur zu 
oft wie dem Schüßen, wenn diefer auch das Ziel mit ſcharfem 
Auge erfaßt und in rechter Richtung das Gefchoß nad) dems 
felben abfendet, fo treten doch oft fremdartige Elemente dazwi⸗ 
schen — und das Ziel wird verfehlt! 

Der Nachſatz des $. 12, enthält eine falvatorifche Klaufel 
für die befonderen Rechte der mit erworbenen Gebietötheilen 
übernommenen Staatödiener. Er ward vornehmlich durch die 
an Kurheffen übergegangenen Staatsdiener des ehemaligen 
Großherzogthums Frankfurt veranlaßt. Wenn er fich auch nad 
richtiger Anfiht von erworbenen Rechten von felbft veritand, 
fo hätte doch die Weglaffung defjelben leicht Streitigfeiten hers 
beiführen koͤnnen. 

Der $. 13. bedingt ganz richtig den wirflichen Antritt des 
Amtes durch die Ableiftung des Dienfteides, welcher fowohl auf 
die bejondere Dienftanweifung ald auf die Beobachtung der 
Berfaflung (nach $. 60. der Berfaffungss Urkunde) gerichtet ift 
und dem Staatödiener erit den Charakter einer öffentlichen 
Perfon (auectoritas et fides publica) verleiht, und bei Kaſ— 
fenbeamten außerdem noch durch die Bürgfchaftsleiftung. Der 
Ausdrud: „ihm vorgeſetzten oberen Behörde, ift nur ein 
Pleonasmus, wie der öfter vorkommende Ausdruck: „vorgeſetzte 
Dberbehörde, 

Wenn auch der $. 60 der Verfaffungs Urkunde (Abſatz 2 
die fih von ſelbſt verſtehende Vorſchrift enthält, daß feine 


Dienftanmweifung etwas enthalten barf, mas ben Gefeten zus 
wider it; fo würden wir doch hier die Beftimmung noch ans 
gefügt haben, daß die Dienftanweifungen ſtets zur öffentlichen 
Kunde gebracht werden follen. Nicht nur ift moͤglichſt ausge— 
dehnte Publicität in allen Angelegenheiten des Staates dem 
Geifte des conftitutionellen Syitemed, fo wie überhaupt der 
Mürde einer Staatsregierung angemeffen; fie erweckt, erhöht 
und befeftiget zugleich aud) das Zutrauen und die Liebe gegen 
die letere, indem Achtung und Vertrauen von oben herab wies 
der Achtung und DBertrauen von unten herauf im erhöheten 
Maafe erzeugt, und Geheimnißfrämerei, die nur die Schwach— 
heit oder das befleckte Gewijjen fuchen und lieben fanı, dem 
Verdachte nicht zu entgehen vermag, daß das Geheingehaltene 
das Licht zu fcheuen habe; fie erregt und belebt feiner das 
Sntereffe des Volfes an den vffentlichen Angelegenheiten und 
ftellt die Beamten unter die Kontrolle der unbeftechlichen Öffents 
lichen Meinung. Nur wenn die Dienftanweifungen der Beams 
ten öffentlich befannt find, ift e8 den Amtsuntergebenen moͤg— 
lich, fich gegen Mißbrauch der Amtsgewalt und andere Pflicht 
verlegungen ihrer Dbrigfeiten vollitindig ficher zu ftellen. Die 
entgegengejeßte Anſicht iſt wider das conftitutionele Prinzip, 
welches vornehmlich nur aus dem Grunde die gewünfchten 
Früchte nicht hervorbringt, weil man faft allfenthalben Anftand 
nimmt, e8 in feiner confequenten Bollftändigfeit ing Leben tres 
ten zu laſſen. Dadurch wird es zu einer carricaturartigen 
Halbheit entjtaltet, die, wie jede Halbheit, Fein Heil bringen, 
ja im hohen Grade verderblic, werden kann, wenn fie in ihrem 
naturgemäßen Streben nach vollendeter Entwickelung große 
Hindernifje zu befämpfen hat. Will man aber ein beftimmtes 
politiſches Lebensprinzip völlig vernichten, fo darf es noch nicht 
bis zu folcher Kraft entwicelt fein, bis zu weldyer das conftis 
tutionelle Prinzip bereits gedichen it, weil in diefem Falle 
jede Hemmung vergeblich erfcheint, die organische Lebenskraft 
deffelben nur erhöbt und leicht zu einem Umſchlagen das Prinz 
zip in ein andered Homogenes oder zur völligen Zerruͤttung 
des Öffentlichen Lebens führen kann. 
Der $. 14. enthält zwar im Ganzen genuͤgende Vorkeh— 
rungen für den Fall einer auf Nachſuchen bewilligten Entlaf 


fung. Man vermißt aber genauere Vorfchriften Aber die Art 
und Weiſe der Entlaffung felbft. Die Verfaffungs » Urkunde 
fpricht im $. 59. bloß aus, daß die nahgefuchte Entlaffung 
feinem Staatödiener verfagt werden koͤnne (duͤrfe) und vers 
weif’t bloß hinfichtlich feines wirklichen Abganges auf das Staate- 
Dienftgefeg. - Es ift daher nichts darüber beftimmt, binnen wels 
cher Zeitfrift die Entlaffung auf das geftellte Geſuch ertheilt 
werden müfle. Der Nachfuchende erhält 3. B. Monate lang 
feine Entjchließung, an deren baldigen Empfange ihm vieleicht 
alles liegt; und gleichwohl kann er nicht fagen, daß ihm die 
Entlaffung verweigert werde; ferner nichts darüber, wie es zu 
halten fei, wenn ein Staatsdiener zur Unzeit feine Entlaffung 
begehrt, und in welchen Fällen ein folches Gefuch als unzeitig 
erfcheine; und endlich nichts darüber, welche Wege der abges 
henwollende Kaffenbeamte einfchlagen müffe, wenn man die Er⸗ 
Iedigung feines Rechnungs» und Kaffenwefens über die Gebühr 
oder gar abfichtlich verzögert. Die Beftimmung, daß die Ab- 
hörung der Rechnungen, überhaupt das Gefchäft der Reviſion 
und Dedargirung fofort nad) vorgewiefenem Entlaffungsres 
feripte von der betreffenden Behörde vorzunehmen und mögs 
Tichft zu befchleunigen fei, wäre um fo wünfchenswerther gemwes 
fen, je häufiger die Klagen über Saumfeligfeit in Dechargis 
rungsgefchäften und je bedrohlicher Verzögerungen hierin für 
das Vermögen der Kaffenbeamten find. 

Sehr zwedinäßig und völlig genügend find die Vorfchrifz 
ten der SS. 15 und 16. Ein Staatsdiener foll feine Thätig- 
feit ungetheilt feinem Amte weihen, mit welchem fich daher 
fein anderer „Erwerbungsberuf” ($. 15.) verträgt. Ein 
folcher fönnte zudem leicht Bollifionen mit feinen Amtöverhälts 
nifjen herbeiführen, die Amtswuͤrde und die perfönliche Aucto—⸗ 
rität ded Beamten bei den einmal beftehenden Berhältniffen 
gefährden, und denfelben zum Mißbrauch der Amtsgewalt ver=- 
leiten, Bon felbft aber ift es Far, daß hier nur der Fall ge= 
meint fei, wo ein Beamter einen andern Erwerb ald Beruf 
betreiben, der Betrieb des Erwerbes alfo von ihm felbft oder 
doc in feinem Namen ‚gefchehen wollte. Es find jedod, Fälle 
moͤglich, wo der Betrieb eined Erwerbzweiges, befonders in 
Großem, z. B. die Anlegung einer Fabrik ohne Nachtheil für 


das Amt, ja felbft mit großem Nuten für ben Staat von einem 
Beamten unternommen werden kann (man denfe 3. B. an die 
FKabrifen des Hrn, v. Utzfchneider in Baiern). Deßhalb 
mußte für folche Fälle ein Ausweg offen bleiben, welcher auch 
in dem Beifate: „ohne Genehmigung der vorgefetsten Oberbes 
hörde (Behörde), beziehungsweife Cd. b. in Bezug auf folche 
Beamten, die feine Oberbehoͤrde haben) des Regenten. Die 
auf die Oberappellationsgerichts- Mitglieder bezügliche Bors 
ſchrift (welche Feine Ausnahme von der vorhergehenden bildet, 
weßhalb das „aber“ nicht zu billigen iſt) warb hauptfächlic) 
dur die vielen Rüdftände, (manche Streitfache harrte damals 
bereits im 6ten Sahre auf ein Erfenntniß) und die Erwägung 
veranlaßt, daß der oberfte Gerichtshof, welchem die einftweilige 
Entfcheidung zweifelhafter Nechtöfragen und die Fortbildung 
des Rechts obliegt, feitdem dieſes feinem wahren Elemente, 
dem Volksleben, entzogen worden ift, ſich durch Gewährung 
prompter Juſtiz und durch Gründlichfeit in den Urtheilen vor 
allen anderen Gerichten auszeichnen folle, und deßhalb die Mits 
glieder deffelben nicht durch fremdartige Gefchäfte in der Ers 
füllung ihres hohen Berufes verhindert werben dürfen. Die 
Theilnahme an ber juriftifchen Pruͤfungs-Kommiſſion, welche 
fhon vorher beftand, ift Fein fremdartiges Gefchäft und wurde 
defhalb geftattet. Eben fo find Begutachtungen wichtiger, Rechts⸗ 
fragen, welche demfelben von den oberften Staatsbehörden vors 
gelegt werden, und die Begutachtungen der Gefeßed » Entwürfe 
nicht ausgefchloffen. Ob aber einzelne Mitglieder mit der Bear⸗ 
beitung eines Geſetzbuches beauftragt werden fünnen, ift zu bes 
zweifeln; diefe Frage it jedoch in der Anwendung bejaht wors 
den, Zu fändigen Mitgliedern einer bleibend angeordneten 
Gefeßgebungs- Kommiffion, ald welche der, durch die Verords 
nung vom 7. Januar 1833 gebildete Staatsrath zu betracdhs 
ten ift, dürfen aber Oberappellationgräthe nicht ernannt wers 
den, wenn man den Grund und Zwed des Geſetzes nicht ganz 
verfennen will. — Die Vorfchriften im $. 16., welche im Wes 
fentlichen ſchon vorher bejtandeı, bedürfen Feiner befondern Bes 
leuchtung. Es foll den Beamten jede Gelegenheit abgefchnits 
ten fein, ihre amtliche Auctorität oder Gewalt zu Privatzwek⸗ 
fen mittels oder unmittelbar zu mißbrauchen, oder fih auf 
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irgend eine Weiſe (wie z. B. durch Geldborgen) von ihren 
Amtsuntergebenen abhaͤngig zu machen. 

Der $. 17. betrifft die Verehelichung der Staats— 
diener. Gm erſten Entwurfe lautete diefer $ folgendermaßen: 
„Ohne vorgängige Anzeige und erhaltene Erlaubniß fann von 
feinen Diener, er mag nun im aftiven Dienfte ftehen oder 
quiescirt fein, eine eheliche Verbindung eingegangen werden. 
Die deshalbigen Gefuche find bei der, dem Diener vorgefeßten 
Dherbehörde anzubringen, welche darüber alsbald zu entfcheis 
den hat. Hinfichtlich der DVerehelihung der Mitglieder des 
Staatöminifteriumg, fo wie der höheren. Kollegien bleibt jedoch 
die Entfcheidung dem Landesherrn vorbehalten. Die Geftats 
tung der Ehe wird nur dann verfagt werben, wenn folche ents 
weder aus NRüdfichten für die Ehre des Staatsdienerd, oder 
nach der Rage der dfonomifchen VBerhältniffe deſſelben ald uns 
zuläffig erſcheint“. 

In der zweiten Nedaction erhielt er folgende Geftalt: 
„Ohne vorgängige Geftattung ber vorgefegten DOberbehörde 
darf Fein Diener weltlichen Standes eine Ehe fihließen. Die 
Verehelichung der Mitglieder der höchften und höheren Behöwe 
wird vom Randesheren felbft geitattet. Die Erlaubniß zur Heis 
rath ‚wird nur aus erheblichen Urſachen verfagt werden.‘ Bei 
der dritten Ueberarbeitung wurden der cerfte und zweite Gab 
in die Form, in welche beide jeßt vorliegen, gebracht. Der 
letzte Sat dagegen lautete: „Die Erlaubniß zur Heirat wird 
unentgeltlich ertheilt und fann nur wegen offenbarer Uns 
zulänglichfeit der Mittel zur Ernährung einer Familie verjagt 
werden.’ Die unentgeltliche Ertheilung der Erlaubniß blieb aber 
in der legten Bearbeitung weg. Früher mußte in Kurheſſen 
die Braut eined Staatsdienerd vor Ertheilung des Heiraths-⸗ 
confenfes einen Revers ausftellen, daß fie ald einftige Wittwe 
feinen Anfpruch auf Penfion machen wolle. Diefer Nevers 
wurbe jedoch feit dem Negierungsantritte des Kurfürften Wil 
helm des IT. nicht mehr geferdert. So unbedenklich nun auch 
d.efer $. in feiner jeßigen Faſſung erfcheint, fo haben ſich den— 
noch mehrere Stimmen ded damaligen Landtages gegen die 
Annahme defjfelben und überhaupt gegen die Nothwendigfeit 
einer folchen Heirathserfaubniß erklärt. Es laͤßt ſich aud) für 
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diefen $., der zu fehr an bie alten Hörigfeitöverhättniffe erin⸗ 


nert und offenbar dem conſtitutionellen Syſteme nicht entſpricht, 
kein hinreichender Grund anfuͤhren. Die Eingehung einer Ehe 
iſt eine rein menſchliche Angelegenheit, welche mit dem befons 
dern Amtsvertrage in gar feinem Zuſammenhange fteht und 
auf die Rechte und Pflichten, Die der Staatsdiener Durch ders 
felden erwirbt und beziehungsweife übernimmt, gar feinen 
‚ Einfluß Außert. Es ift daher nicht abzufehen, warum grade 
der Staatödiener in ferner rein menfdjlichen Sphäre mehr bes 
ſchraͤnkt werden fol, als jeder andere Staatsbürger, da er in 
allen übrigen, feine Dienftverhäftniffe nicht berührenden Ange: 
legenheiten als ein freier Staatsbürger erfcheint, und überhaupt 
jede Befchränfung, welche nicht im Staatszwecke feinen zureis 
chenden Grund hat, fich ald unzuläßig darftelt. Nur weni 
der Staat die Derbindlichfeit hätte, die Familie des Staates 
dienerd während beffen Lebzeiten in der Noth zu unterſtuͤtzen 
oder ganz zu unterhalten, ließe fich die Staatserlaubniß zur 
Eingehung einer Ehe rechtfertigen. Diefes ift aber befanntlich 
nicht der Fall. Die einftige Penftonirung der Hinterbliebenen 
fann die Nothmwendigfeit einer folchen Erlaubniß deßhalb nicht 
begriunden, weil diefe Penftonirung eine Verbindlichkeit ift, welche 
der Staat fchon bei der Eingehung des Staatsdienftvertrages, 
bei der Verleihung des Amtes, unbedingt übernommen, auf 
beren Erfüllung mithin der Staatsdiener ein wohlbegrindetes 
Recht hat. ES würde eine auffallende Rechtsverletzung fein, 
wenn fich der Staat diefer Verbindlichkeit dadurch indirect ent— 
ziehen wollte, daß er den Staatödiener hindert, “eine Che eits 
zugehen, Aber, fagt man, die Erlaubniß fol ja nicht verweis 
gert werden dürfen. Allein wofuͤr ift das Nachfuchen um eine 
Grlaubniß, welche ertheilt werden muß? Das Ganze erfcheint 
dann ald eine unnöthige Gefchäftsvermehrung nnd fchon deß— 
halb als verwerflich, oder als ein bloßes Kennzeichen der pers 
ſoͤnlichen Abhängigkeit —, und diefe Abhängigfeit ift ed eben, 
welche feinen Rechtsgrund für ſich hat, da fie aus dem Staats 
dienftvertrage, der fich nur auf beftimmte Dienftverrichtungen 
befchränft und Feine perfönliche Hörigfeit zur Folge hat, in feis 
ner Weife abgeleitet werden kann. Will man diefe Conſens⸗ 
etheilung als eine Finanzquelle betrachten, fo kann man dieſe 


— — 


Abgabe, inſofern jeder Heirathende (nicht bloß der Staatsdie⸗ 
ner) zu deren Entrichtung geſetzlich verpflichtet werden ſollte, 
auf andere Weiſe erheben, ohne ſie — gegen allen Rechtsgrund 
— in einen Bettemund-Schilling zu verwandeln. Der Grund 
endlich, welcher den $. 17 fcheinbar rechtfertigen ſoll, daß naͤm⸗ 
lich dadurd; Ehen folcher Staatsdiener, weldye offenbar außer 
Stand find, eine Familie zu unterhalten, verhindert werben, ijt 
fhon defhalb unhaltbar, weil der Staat fein Recht hat, fich 
in die häuslichen Berhältniffe feiner Genoffen einzumifchen, oder 
ſich um die dfonomifchen Verhältniffe derfelben zu erfundigen, 
und beruht zudem auf der beſchaͤmenden Vorausfegung, daß die 
Staatsdiener entweder nicht im Stande find, zu. beurtheilen, 
welche Mittel zum Unterhalte einer Familie erfordert werben, 
oder ihnen die nöthige Selbftbeherrfchung abgeht, die Cinges 
hung einer Ehe bei Ermangelung der erforderlichen Nahrungs- 
mittel zu unterlaffen, und deßhalb einer Beauffichtigung gleich 
Unmündigen unterworfen werden müßte Wahrlich! man 
follte denfen , ein Staatsdiener,, bei welchem diefe Vorausſez⸗ 
zung Grund hat, fei zu jedem Amte unfähig! Und welchen 
Maapftab will man anwenden, um die Unzulänglichfeit diefer 
Mittel zu bemeffen, da befanntlic, die Bedürfniffe einer Familie 
ebenfo befchräanft wie erweitert werden koͤnnen? Man ficht, 
daß auch hier wieder der Willfür freier Spielraum gegeben 
und es ihr wenigftend möglich gemacht ift, Ehen zu unterfagen, 
zu verzögern, oder erft nad) detaillirten Vermoͤgens-⸗Nachweiſen 
und vorgelegten Hauseinrichtungsplanen zu geftatten! Wir ers 
rinnern wiederholt, daß wir (wie es auch bei der Beurtheilung 
eines Geſetzes der Fall fein muß) nur das, was nad) dem Ges 
fege gefchehen Fann, nicht aber, was wirflich nach demfelben 
gefchieht, im Auge haben, da ein Gefeß deßhalb, weil mit deffen 
Unvollfommenheiten Fein Mißbrauch getrieben wird, nicht aufs 
hört, weniger unvollfommen und mangelhaft zu fein. Der Ans 
hänger des abfoluten Syftems, welches fih in manchem Staate 
nur mit conftitutionellem Außenwerfe umhüllt hat, wird das 
Gefagte hoͤchlich tadeln, und die Beftimmung des $. 17 noch 
zu lar finden, weil nach feiner Anficht der Beamte nur Diener 
des Fürften, die Verleihung eines Amtes fammt der Verwilli⸗ 
gung bed Gehalted nur fürftliche Gunft und Gnade und der 
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Grab der unbedingten perfänlichen Hingebung in fremde Anſich⸗ 
ten und Wünfche der einzige Maaßab ift, wornach man die 
Tuͤchtigkeit und Würdigfeit des Beamten zu bemeffen hat. 
Allein wir haben das Staatsdienſtgeſetz eines conftitutionellen 
Staates zu beleuchten, und darum von dem Standpunfte des 
conftitutionellen Syſtemes auszugehen. Nach diefem Syſteme 
aber bildet das Recht die Bafis, wie nach dem abfoluten die 
Willkuͤr, deren Befchränfung daher nad) jenem zur Vollfoms 
menheit gehört, welche hingegen nad) diefem in der Erweites 
rung der Gränzen der Willfür befteht. — Bemerfendwerth ift 
ed übrigens, daß dad Gefeb für die im zweiten Abfchnitte 
($. 58. fg.) genannten Diener die Nothwendigfeit eines Heis 
rathöconfenfes nicht vorfchreibt, da die hier behandelten allges 
meinen Beflimmungen, auf welche im II, Abfchnitt auch nirs 
gend verwiefen wird, nad ihrer Stellung im Syfteme auf 
diefe Diener nicht bezogen werden können Cfiehe jedoch unten 
zu $. 18—23). 

Die 68. 18 bid 23 einfchließlich haben die Befolduns 
gen der Staatsdiener fo wie die Vergütung ber Um— 
zugsfoften bei Berfegungen zum Gegenftande. Ald 
Hauptgrundfaß ift im $. 18 aufgeftellt, daß mit jedem Staates 
dienfte eine NormalsBefoldung nad mehrern Klaffen 
verbunden ift. Durch diefes, dem Rechte vollig entfprechende 
Prinzip wird eben fo der niedrigen Bettelei und Kriecherei der 
Staatsdiener, ald der Willfür der Regierung in Verleihung 
von Gehalten und Zulagen vorgebeugt und dadurch die Gelbfts 
ftändigfeit der Erfteren vorzüglich begründet; es ift aber noch 
nicht vollftändig durchgeführt, indem z. B. für die Lehrer an 
der Univerfität noch Feine Normalgehalte nach Klaffen beftehen. 
Das Vorgeben, das bei diefen wegen oft nothwendig werben, 
‚ der außerordentlihen Zulagen nicht wohl Normalgehalte feftges 
fegt werden koͤnnten, ift völlig unerheblich, da der Beſtand der 
Normalgehalte fein rechtliches Hinderniß ift, einzelnen Lehrern, 
um fie der LUniverfität zu erhalten oder zu gewinnen, durch 
einen befondern Vertrag eine außerordentliche Zulage zu dem 
Normalgehalte zu verwilligen, und mithin Fein zureichender 
Grund, diefer Klaffe von Staatsdienern den gefeglichen Zus 
fand, worauf fie einen Rechtsanfprud; haben, gu verweigern, 
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und fie der Willtir Preis zu geben. Es laͤßt fich wahrlich 
fein Rechtsgrund auffinden, nach welchem es zu billigen wäre, 
einer ganzen Klaffe von Staatsdienern ein gefeglich be— 
grindetes Recht bloß deshalb zu entziehen, weil einz 
zelne Ausnahmsfälle vorfommen Fönnen, in welchen dem 
Einen oder Andern mehr zu gewähren ift, .ald im Allges 
meinen gefetlich beftimmt worden war. Der 2. Abfat des 
$. 18. gehört offenbar zu den vorübergehenden Bejtimmungen. 
Die Feitfegung deffen, was zur eigentlichen (Normal-) Befols 
dung gehört, welche mit Umffcht erfolgte, war theild wegen 
der Verſetzungen, theild wegen der Ausmittelung der Penfionen 
nothwendig. Die Aufnahme der Penfionen im $. 22. ges 
fohah nur, um Wiederholungen zu vermeiden. 

Die Vergütung der Umzugskoſten ($. 23) ift hoͤchſt wills 
fürlich beftimmt. Nach dem angenommenen Maaßitabe kann 
ein verfegter Staatsdiener bald mehr, ald die Umzugsfoften bes 
tragen, bald weniger vergütet erhalten, und muß alfo entweder 
er oder der Staat Schaden leiden, je nachdem die höchite Bes 
hörde ein größeres oder geringeres Quantum zu bewilligen bes 
liebt; ja es kann Fälle geben, in welchem das höchite Quan—⸗ 
tum (Y/s des Sahrgehaltes) Feine vollitändige Vergütigung iſt. 
Weit zwedmäßiger würde es fein, wenn eine belegte Rechnung 
über die wirflichen Umzugsfoften vorgelegt werden, und hiers 
nach die Vergütung erfolgen müßte. Dadurch waͤre jeder Wills 
für. begegnet und dem Rechte völlig entfprochen. Alle dieſe 
Beſtimmungen ($. 18 — 23.) wie die vorhergehenden und fols 
genden ($. 24—27.), leiden wieder auf die im IE Abſchnitt 
genannnten Givildiener Feine Anwendung, wenn man dem bes 
folgten Syfteme gemäß auslegt. Die Abficht war indeffen 
allerdings auch auf diefe gerichtet, wie aus den allenthalben 
gebrauchten Ausdrüden; jeder Staatsdienft, jeder Staats— 
Diener ıc. u überhanpt aus der generellen Faſſung erhellet. 
Im erften Entwurfe bildeten diefe „allgemeinen Beftims 
mungen’ den erften Abfchnittz fie bezogen ſich alfo in dem— 
felben wirklich auf alle Givilftaatsdiener. Erft durch die ſpaͤ⸗ 
ter erfolgte Veränderung des Syſtemes und der Nubricirung 
wurde diefer Mißftand herbeigeführt. . Hoffentlich wird Die 
Praris die Folgen diefer Rubricirung — wenigftend durch die 
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Analoge befeitigen, wozu fie bei dem Mangel anberweitiger 
Bellimmungen wohl genöthiget werben wird. 

Die 55. 24 und 25 von den Beurlaubungen ber 
Staatspdiener bedürfen feiner Erläuterung; nur der Ießte 
Abſatz des $. 24 enthält eine Unrichtigfeit, indem den Lehrern 
ber Univerfität früher die Benutzung der Ferien zu Reifen nur 
infofern frei gelaffen war, als diefe im Lande vorgenommen 
wurden; benn zu Reifen in’d Ausland war ein Urlaub noths 
wendig, der von dem Minifterium des Innern auf Bericht des 
PH rorectord ertheilt und nicht felten verweigert wurde. Der 
Beifab: „unter Genehmigung der Vorſtaͤnde der betreffens 
den Anftalten’’ fcheint die freie Benutzung der Ferien zu Reis 
fen wieber aufzuheben, indem diefe nur unternommen werbeit 
dürfen, wenn fie von den BVorftänden erlaubt worden find. 
Weit richtiger wäre der Ausdrud: „unter Bormwiffen 1. 
oder: „nach gefchehener Anzeige bei den Vorſtaͤnden“ gewefen, 
indem dadurch jede Mißdeutung befeitigt worden wäre, waͤh— 
rend jegt die freie Benutzung der Ferien zu Reifen wenigſtens 
verfagt oder befchränft werden fanın, wenn dieß auch in ber 
Anwendung von dem Borftande der Anftalt aus eigenem An 
triebe nicht Leicht gefchehen wird. Bei dem $. 25 ift zu bekla⸗ 
gen, daß der Vorjchlag, die Reifen zu wiffenfhaftlihen 
Zweden von der Befugniß der Gehaltsentziehung auszunch- 
men, feinen Beifall fand. 

Die SS. 26 und 27 würden richtiger in dem Kapitel von 
der Aufrechthaltung der Dienftorduung ftehen. Außerdem ift 
die Beitimmung im $. 27, die Einbehaltung des Gchaltes 
betreffend rechtlich nicht zu billigen. Es foll hiernach mit 
einer willfürlihen Vollziehung dad Rechtsverfahren 
gegen den Staatsdiener begonnen werben. 

Der $. 28 fol die Minifterialvorftände, welche auf Der: 
langen oder wider ihren Willen, jedoch in diefem Falle ohne 
gefeglich ftrafbare Verfchuldung, entlaffen werden, hinfichtlich 
ihres Gehaltes ficher ftellen. Die Art diefer Sicherftellung ift 
eben fo zweckmaͤßig wie gerecht. Volle Entfchädigung für die 
während der Minifterial-Borftandfchaft bezogene Beſoldung ge 
währt fie zwar nicht; eine folche feftzufegen iſt aber auch nicht 
rathfam, weil fonft der Mintfterwechfel als ein Mittel gebraucht 
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werden koͤnnte, Guͤnſtlingen zu großen Gehalten zu verhelfen. 
Wäre ein Minifterials VBorftand fo niedrig gefinnt, daß er im 
Stande wäre, fein Gewiſſen bloß wegen des Mehrbetrages des 
Miniftergehaltes zu verlegen, und fo das Portefeuille zu behals 
ten; fo würde auch eine volle Entfchädigung ihn nicht vermoͤ⸗ 
gen, den Wohlgerüchen der Firftengunft und des Hoflebens zu 
entfagen. Uebrigend bezeichnen die Ausdrüde: „Minifter und 
andere VBorftände der Minifterien‘ feinen Sach-, fons 
dern nur eine Titele, Rang» und Gehalts »BVerfchiedenheitz 
die Bezeichnung: „Borftände der Minifterien‘’ wäre gemigend 
gewefen, während nad} der jegigen Faſſung, ed befonders durch 
die Partikel: „und, den Anfchein hat, als beftunden neben 
den Miniftern noch BVorftände in den einzelnen Minifterien. 
Die Ernennung, wie die Entlafjung der Minifter muß im cons 
ftitutionellen Staate der freien Entfchliefung des Negenten übers 
Iaffen bleiben, welcher aber hierin nicht dem bloßen Belieben 
folgen darf, wenn nicht die Staatsregierung und mittelbar der 
Staat ſelbſt darunter leiden fol, Nur zu leicht kann es gefches 
hen, daß ein Regent, dem es an der nöthigen Einficht und an 
dem politifchen Takt gebricht, Minifter bIoß nach Gunjt oder 
perfönlicher Zuneigung ohne Rücjicht auf Talent und Gefchid 
ernennt, und fo zwar mehrere Minifter, aber feine Staat $- 
regierung zufammenbringt. Zu einer Fräftigen Staatsre— 
gierung gehört nämlich Einheit in den Negierungsprinzipien 
oder im Syſteme, Planmäßigfeit, Beftimmtheit Ums 
fidht und Conſequenz in den Anordnungen und Energie, 
Feltigfeit und Klugheit in der Ausführung. Die Alles 
ift aber nur erreichbar, wenn die einzelnen Minifter fich über 
ein beftimmtes Regierungsſyſtem vereinigen und ein jeder Des 
partementalchef dieſem unbedingt huldigt. Wenn aber die 
einzelnen Minijter felbft untereinander nicht einig find, nicht 
einig fein fönnen, weil fie bloß Zufall, Gunſt, Gabale oder 
Laune zufammenführte; und deßhalb ein jeder von ihnen feiner 
eigenen Anficht folgt, im Departemente wie im Minifterrathe; 
ein jeder nur feine Meinung geltend zu machen fuchtz Einer 
gegen den Andern intriguirt, und Alle wetteifern in Fügfamfeit, 
Gefchmeidigfeit und Schmeichelei, um die Gunſt des Herrſchers 
zu erwerben und zu erhalten: fo find zwar Minifter, aber, feine 


Staatöregierung im wahren Sinne des Wortes vorhanden, 
Ein weifer Regent wird deßhalb in der Regel Einen Mann 
von anerfannter Fähigfeit mit der Beſetzung der Minifterien 
beziehungsweife mit der Bildung des Minifterrathes im Geifte 
des zu befolgenden Regierungsfoftems beauftragen und ihm den 
Vorſitz und die Leitung des Minifterrathed anvertrauen, 

Ueber das Kapitel von der Penfionirung der Staat‘ 
diener ($. 30—4D erlauben wir uns folgende Bemerfungen. 
Die formelle Faffung der einzelnen SS. ift wieder meift unbe 
hoffen. So fol es 5.8. im $. 30 flatt: „darf“ in den Ruhe 
fand ıc. wohl heißen: „iſt“ in den Ruheftand zu verſetzen. 
Der letzte Saß: „Bei der Berfegung in den Rubeftand 
hat er (dieſes „er muß ſprachlich anf: „Gehuͤlfen“ 
bezogen werden, weil diefer das einzige beftimmte Eubject 
des vorausgehenden Satzes tft) Anſpruch auf Die gefek- 
Tihe Penſion,“ würde fo zu fallen fein: „Mit jeder 
unverfchuldeten Berfeßung in den Ruheftand wird 
der Anfpruch auf die gefeßlihe Penfion begrün 
det.’ Anftatt: „die Grundlage der Berechnung für die 
Penfion x.“ müßte ed im $. 32 richtig heißen: „Die Grund 
lage für die Berechnung der Penfion ꝛc. Mehrere 
„aber’ Eönnten weggeblieben feinz im $. 40 und 84 wäre 
Statt „würde „wird“ zu feßen geweſen ıu Die formelle 
Mangelhaftigfeit ift jedoch, wie fchon oben bemerft wurde, am 
ganzen Geſetze fichtbar; und wir haben die hier namhaft gez 
machten Mängel nur beifpielsweife aufgeführt. Uns fallen fie 
nicht zur Laft, da unfere Bemerkungen ber die ſem Gefeße, zus 
mal die fprachlichen, in der Negel unbeachtet blieben. Die 
über die Penfionirung aufgeftellten Grundfäße ſelbſt find im 
Allgemeinen rechtlich und zwedmäßig. Im $. 31 Abf. 1 wäre 
die Art der Unterfuhung näher zu bejtimmen gewefen ; 
ob nämlich auch eine. disciplinar- oder eine bloß polizeiliche Un— 
terſuchung, welche mit den Dienftverhältniffen in feinem Zufams 
menhange fteht, den Anfpruch auf Penfionirung hemme. Der 
Abf. 2 des $. 31 Cwelcher richtiger fo lauten würbe: „Die vor 
dem vollendeten WMOften Lebensjahre zuruͤckgelegte Dienftzeit 
kommt niemals in Anfchlag‘) gehört zum $. 33, welcher von der 
Berechnung der Dienftzeit handelt. Man ging bei bier Beſtim⸗ 
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mung von ber Anſlcht aus, daß vor dem Men Lebensjahre wohl 
Niemanden ein felbfiftändiger Staatödienft anvertraut werben 
würde. Allein die Möglichkeit des Gegentheils ift nicht audges 
fchloffen, da es allerdings gefchehen Fannı, daß Jemand fchon vor 
dem 20fen Lebensjahre in den wirflichen Staatsbienft tritt, wie 
diefe gefeßliche Beſtimmung felbft indireft vorausfegt, und in 
einem folchen Falle ift e8 wenigftend dem Rechte nicht gemäß, die 
dem 20fen Lebensjahre vorgängige Dienftzeit nicht in Anrechnung 
zu bringen. Am Richtigften wäre e8 gewefen, dad Dienftalter 
von der erjten definitiven Anftellung, oder, wenn man dem Rechte 
noch mehr genügen wollte, von dem vollendeten Vorbereitungs⸗ 
dienftjiahre an zu berechnen. 

Das Penfionsquantum wird, bem $. 32. Abfat 1. ge 
mäß, nach der Befoldung berechnet, welche der Staatödiener 
aus der Staants-Kaffe bezogen hat. Die Gehalte aus Kir 
chen⸗ und anderen Gemeinder-Kaffen geben demnach entfchieden 
feinen Anſpruch auf Staats» Penfion. Zweifelhaft aber ift es, 
ob dieß auch von folchen Befoldungen gelte, die aus Corporas 
tions⸗Kaſſen bezogen werben, welchem ber Staat bloß Zufchüffe 
gewährt. Dies ift z. B. bei der Univerfitäts- Kaffe der Fall, 
‚welche aus der Staats- Kaffe Zufchüffe empfängt. Nach ber 
Strenge muß diefe Frage bejaht werden. Diefe Strenge wuͤrde 
aber in ihrer confequenten Anwendung zu großen Unbilligfeiten, 
namentlich dazu führen, daß 3. B. manche Lehrer der Univerfis 
tät gar feing Penfion aus der Staatd-Kaffe, andere dagegen das 
volle, nad ihrem ganzen Gehalte zu berechnende Penfionsquans 
tum erhalten würden, während bei dritten nur ein Theil der 
Befoldung einen Penfionsanfprucd; begründen könnte. Diefelbe 
Ungleichheit träte natürlich auch bei der Penſionirung ihrer 
Hinterbliebenen (nach $. 89 ein, Früher waren nämlich die 
Zufhüflfe des Staates von der Univerfitätd- Kaffe getrennt. 
Einige Lehrer erhielten nur in ihren Anftellungs», Befoldungss 
und ZulagesReferipten den ganzen Gehalt aus der Univerfis 
tätd= Kaffe; Andere dagegen den ganzen aus der Staatsfaffe ; 
wieder Andere einen Theil aus jener und einen Theil aus dies 
fer. Eben fo verhielt e8 fich bei den Zulagen. Es war hier⸗ 
bei Feine Bevorzugung beabfichtigt, und auch fein Vorzug mit 
dem Gehalte aus ber einem oder andern Kaffe verbunden. Mm 
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neneſter Zeit wurden⸗ zwar die Staatszuſchuͤſſe mit der Untver⸗ 
ſitaͤts⸗Kaſſe dergeſtalt vereinigt, daß jetzt alle Gehalte, was fr 
ber nicht der Fall war, aus dieſer allein bezogen werben ; 
allein die, den einzelnen Lehrern vermöge der auf die Staats⸗ 
Kaffe Inutenden Refcripte zuftehenden Penflond-Anfprüche konn⸗ 
ten dadurch nicht gefchmälert werben. Es ift daher zu erwars 
ten, daß, um diefe, alles Recht verlegende, nur durch zufällige 
Verhältniffe herbeigeführte Ungleichheit zu befeitigen, die Unis 
verfitäts- Kaffe für eine Art von Staatssfaffe werde erflärt 
werden, da ja auch die Univerfität felbft als eine Staatsanftalt 
erfcheint, der nur, wie e8 im Mittelalter faft bei allen Staats⸗ 
anftalten zu gefchehen pflegte, beſtimmte Revenuͤen mit eiges 
ner Verwaltung ein für allemal bleibend zugewiefen worden 
find; ed mithin nicht an Nechtsgründen fehlt, welche für die 
Verneinung der oben aufgeftellten Frage fprechen. Die Ber 
anlaffung zur Entfcheidung diefer Frage ift bereits gegeben. — 
Hart jcheint ed ung zu fein, daß gar fein Dienftalter hinreicht, 
um die volle Befoldung ald Ruhegehalt anfprechen zu koͤnnen. 
Dagegen find die, in dem, befonders fchlecht redigirten $. 33. 
anfgeftelten Beftimmungen, fehr zwedmäßig. Der; im $. 34. 
genannte Öffentliche Beruf, beflen Dauer vor den Eins 
tritt in ben eigentlihen Staatsdienſt bei ber Berechnung 
bed Dienftalters mit berückfichtigt werben foll, bezieht ſich auf 
die im $. 2. genannten Staatsdiener im weitern oder uneigent⸗ 
lichen Sinne, fo wie auf die Communal- und Patrimonials 
Beamten. Diefe Berücfichtigung ift gewiß eben fo billig, wie 
die weitere Vorfchrift dieſes F, wornach auch die Dienftzeit 
unter der Fremdherrfchaft, deren frühere Nichtanerfennung diefe 
Vorſchrift nothwendig machte Cogl. auch $. 77. Abf. 2) ,.in 
Berechnung fommen fol. Die ferner angeordnete gleiche Bes 
handlung der mit erworbenen Gebieten übernommenen Staats- 
biener erfcheint zugleich als politifc; Hug. Nichts wirkt auf 
die Bewohner eines neu einverleibten Landes nachtheifiger und 
hindert deren innere Berfchmelzung wit den Bewohnern des 
Stammlandes mehr, als die Zuruͤckſetzung derfelben ; und wenn 
Diefe auch nur die Beamten treffen follte, fo fühlt ich dennoch 
ein Jeder — und mit Recht — in dieſem mit gefränft und 
verlegt. Zweifelhaft laͤßt das Geſetz, ob die in dem obenge⸗ 


nannten oͤffentlichen Berufe verlebte Zeit nicht auch bei ber 
Uebertragung einer eigentlichen Staatöftelle in Betracht fomme, 
fobald nämlich bei der Goncurrenz mehrerer Bewerber von 
gleicher Tlichtigfeit und Wuͤrdigkeit das Dienftalter derfelben 
über den Borzug unter ihnen entfcheiden fol. Das Geſetz um- 
geht überhaupt dieſen Fall, wie bereits oben gerügt wurde, 
und gewährt daher auch feinen Maͤaßſtab. Dennoch duͤrfte, 
nach unſerer Anſicht, die geſtellte Frage zu bejahen ſein, weil 
ſich kein zureichender Grund auffinden laͤßt, das Dienſtalter in 
dem einen Falle anders als in dem andern zu berechnen. Bei 
der Anwendung des $. 35. verſteht es ſich zwar von ſelbſt, daß 
der Staatsdiener nicht durch Mißbrauch der Amtsgewalt, fei 
ed auch in Folge eines höhern Auftrages, oder fonft durch fein 
Verjchulden die. Befchädigung und die dadurch herbeigeführte 
Dienftuntauglichkeit veranlaßt haben dürfe; es wäre jedoch, um 
jeden Zweifel zu befeitigen, zwedmäßig geweſen, dieſes aus 
drüdlich auszufprechen. Der Geſetzgeber kann die Vorficht 
nicht leicht zu weit treiben, weil, wenn fich die buchftäbliche 
Auslegung in einem Falle geltend machen follte, jede Unbeftimme- 
heit böchft nachtheilig werden fan, — Die Beftimmung ded 
$. 36 beruht auf Billigfeit. Es fragt fich hier, ob durch Die 
yenfation oder einen befondern Vertrag von diefer Borficht 
abgegangen werben fönne? Wir glauben nicht, weil die Dis— 
yenfation nad; dem $. 96 der Verfaſſungs-⸗Urkunde bei den, 
feit dem Beftande der Verfaffung erlaffenen Geſetzen ausdruͤck— 
lich vorbehalten fein muß; dies aber bei dem Staatsdienſtgeſetze 
nicht gefchah, und ein Vertrag mithin zur Aufhebung der Wirks 
famfeit dieſes Gefetes in einem beftimmten Falle um fo wenis 
ger jtatthaft fein Fann, da nicht einmal Tandesherrliche Dispens- 
fation jene Wirffamfeit zu hemmen vermag. — Des Rechted, 
gerichtliche Klage in dem Falle zu erheben," wenn der Staats⸗ 
Diener feine, auf abminiftrativen Wege ausgefprochene, Dienfts 
unfähigfeit in Abrede ftellt, wurde im $. 38. wohl nur deßhalb 
erwähnt, um den Mangel der Sufpenfiofraft bemerflich machen 
zu koͤnnen. Denn das Necht der gerichtlichen Klageftellung ift 
nad) dem 6. 35. der Verfaſſungs⸗Urkunde allgemein, und daher 
ein befonderer Vorbehalt deffelben in einzelnen Fällen unndthig. 
Der $. 39. ward durch Die früher häufig erfolgten Beſetzun⸗ 
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gen ber Civilſtellen mit ſolchen Militaͤrperſonen, welche man 
vom aktiven Kriegsdienſte entfernen mußte oder wollte, verans 
laßt. Die Erfparung der Penfionen war der Zweck diefer Maaßs 
regel, die natürlich zur Folge hatte, daß dieſe neuen Givilbeams 
ten nicht felten bloß den Gehalt der Stellen zu beziehen im 
Stande waren, die Dienftgefchäfte aber gemietheten Gehülfen 
oder den vorhandenen Subalternen überlaffen mußten, indem 
das beliebte Ariom: „Amt gibt Verſtand“ fidy nicht bewähren 
wollte. Der $. 39, läßt nun zwar folche Verſetzungen, gegen 
deren Statthaftigfeit an fich auch nichts einzuwenden ift, noch 
ferner zu; er fucht aber dem verfehrten Zwecke derfelben auf 
angemeſſene Weiſe zu begegnen. 

Der $. 40., welchen der $. 84. in Bezug auf Militärperfo- 
nen woörtlidy wiederholt, würde richtiger im Kapitel: Allges 
meine Beftimmungen (nach unferer obigen Anficht im I. oder 
allgemeinen Theile, der auch den Militärs Staatsdienft in ſich 
zu begreifen hätte) und zwar da ftehen, wo von den Anftellun- 
gen und der Goncurrenz hierbei die Rede ift. Schon die Noth- 
wendigfeit der Wiederholung, die immer zu den Unvollfommens> 
heiten eines Gefeßes gehört, beweift die Allgemeinheit der Bes 
ſtimmung, welche übrigens nicht bloß auf vorzügliche Bedadhts 
nahme gehen, fondern beftimmt ausfprechen follte, daß ein wies 
der dienftfähig gewordener Staatsdiener vor Allen auf zwed- 
mäßige Weife wieder zu verwenden fei. Die Erfparung des 
Ruhegehaltes ift hier der Hauptgefichtspunft. Auch blieb die 
Frage unentfchieden, ob der in diefer Art wieder anzuftellende 
Staatsdiener verpflichtet fei, eine folche Stelle anzunehmen, 
mit welcher fein höherer Gehalt verbunden ift, als feine bisher 
genoffene Penfion beträgt? Bei dem Mangel einer ausdruͤck⸗ 
lichen Norm hierüber ift diefe Frage zu verneinen, weil die 
rechtliche Natur des Nuhegehaltes jede Pflicht einer Dienftleis 
ftung ausfchließt, indem derfelbe ald eine Entgeltung für fruͤ⸗ 
ber geleiftete Dienfte erfiheint. Ja ein folcher Staatsdiener 
hat fogar, wenn er wieder in den wirklichen Dienft treten fol, 
einen Anfpruch auf feine volle frühere Befoldungz was feine 
Wiederanſtellung, zum finanziellen Nachtheile des Staates, er— 
fchhweren kann. Dem allen wäre durch die Vorſchrift abgehol- 
fen worden, baß ein wicder bienftfähig geworhener Beamte 
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anch eine ſolche Stelle, nıtt welcher en, fetner Penflon gleich⸗ 
fommender Gehalt verknuͤpft ift, dann zu übernehmen ſchuldig 
fei, wenn entweder die wieder eingetretene Dienftfähigfeit ihn 
zu feiner höhern qualificirt, oder eine höhere, feiner Befähigung 
angemeffene zur Zeit noch nicht vafant iſt. Im letztern Falle 
müßte ihm die erfte vafant werdende höhere Stelle vorbehalten 
werben, Gegen die Rechtlicykeit einer folchen Vorfchrift ließe 
fi) mit Grund nichts einwenden, weil die Penfionirung in dies 
fem Falle nur durch außergewöhnliche Verhältniffe, nicht aber 
durch. das Lebensalter, welches allein einen bleibenden Anfpruch 
auf Penfion begründet, veranlaßt worden war, und der Staat 
verlangen kann, daß ein jeder, der von ihm feinen Lebensun⸗ 
terhalt bezieht, auch feine Kräfte für ihn verwende. 

Die $$. 42 bis 47 einfchließlich handeln von ber Auf 
rechthaltung der Dienftorbnung. Diefes Kapitel kann 
den Sachkundigen am Wenigften befriedigen. Die hier geges 
benen Borfchriften find theild zu hart, theild zu gelinde; 
zu hart, infofern den vorgefegten Behörden zu ausgedehnte 
Strafbefugniffe eingeräumt, die Staatsdiener alfo zu wenig 
gegen abminiftrative Wilfür geſchuͤtzt, deßhalb zu abhängig ges 
ftelt, und fo feldft ihre perfönlichen Rechte zum Theil dem 
gerichtlichen Schuge entzogen find. Ohne gerichtliche Unterfus 
hung und ohne ein mit Rechtsgränden unterſtuͤtztes, richterlis 
ches Urtheil fann ein Staatsdiener mit einer Geldftrafe von 
50 Thlr. belegt und bis zu vier Wochen feiner perfönlichen 
Freiheit beraubt werden! Man wende nicht ein, daß ihm der 
Rechtsweg dagegen offen ftehe; wer fohlägt gern diefen Foft- 
fpieligen Weg, der fich in unzählige Seitenpfade und Srrgänge 
abfcheidet, zumal gegen eine vorgefegte Behörde ein, welcher 
ed nicht an Mitteln fehlt, die Zuftiz zu hemmen, oder doch zu 
verzögern, oder wenigſtens dem Kläger und felbft feinen Soͤh—⸗ 
nen einft, es empfinden zu laffen, was es heiße, gegen feine 
‚Oberbehörde Flagend aufzutreten, und gegen ihre Geißelhiebe 
zu murren® Er wird Alle, bie niedrig — die Welt nennt es 
flug und bie zartere Benennung muß auch hier, wie in fo 
‚vielen Andern, die Iofe That befchönigen — die, fagen wir, 
niedrig genug find, bie leidenfchaftliche Hand, welche die Pritfche 
über feinen Naden ſchwingt, in fElavifcher Unterwärfigfeit zu 
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füffen, als treu ergebne gehorſame Diener, wie fle fonft ach 
befchaffen fein mögen, ſich, dem unfügfamen Trotzkopfe, allents 
"halben vorgezogen fehen, und wäre er auch der Tüchtigfte und 
Wuͤrdigſte. Man ficht Teicht ein Vergehen nach unten, gegen 
die Amtsuntergebenen, nach; aber wehe dem, ber es wagt, 
auch nur durch den Verſuch einer Vertheidigung an der Unfehls 
barfeit der höhern Verfügungen zu zweifeln! Zu gelinde find 
diefe Vorfchriften darum, weil fie grobe Vergehungen, die fich 
zur gerichtlichen Beftrafung, zur Amtsentfegung qualificiren, in 
das Gebiet der bloßen Disciplin ziehen, dadurch deren wirfliche 
Ahndung von der Willfür der Disciplinarbehörden, die man 
durch reuiges, fubmiffes Benehmen leicht zur Milde und Nady 
fiht bewegen Fann, abhängig machen, und fo die Wiederholung 
folher Vergehungen fürdern. Nur die Gerichte, welche dba, wo 
beftimmte Borfchriften gegeben find, ohne Nachſicht einfchreiten 
müffen, und Feine NRückfichten, die dem Gefege fremd find, nehs 
men Dürfen, gewähren eine fichere Bürgfchaft dafür, theild daß 
dem Staatsdiener nicht Unrecht gefchehe, theild daß die verdiente 
Strafe nicht ausbleibe. Wie fol ein Staatsdiener, der nicht 
nur gefchärften fchriftlichen, fondern nach einiger Zeit, während 
weldyer er fein Unweſen fortgetrieben hat, auch noch perfönlis 
hen Verweis mit ernfter Verwarnung (?) vor der verfammelten 
Dberbehörbe erhielt, und endlich nad) zweimaligen regelmäßigen 
Befferungsverfuchen — ed war ja auch noch Zeit zur Beflerung; 
ein Stadium der huldväterlichen Nachficht Fonnte noch abgewars 
tet werden — mit der Stellung vor Gericht bedroht wurde, in 
feinem Amte noch heilfam wirken können? Er, ben fo viele 
Befferungsverfuche nicht zw beffern vermochten! Kann fein 
Beifpiel — wer fennt nicht die Macht des Beifpield, zumal 
wenn es von Dben fommt? — anders als verderblich auf das 
Bolf einwirken? Muß ed nicht das Anfehen des Amtes im 
hoͤchſten Maaße gefährden? Nicht auf die Beamten überhaupt 
an denen man ohnehin nur zu gerne dad Tadelswerthe hervors 
bebt und ruͤgt, ein fehr nachtheiliges Licht werfen, zumal da 
ber gemeine Berftand von einzelnen Perfonen auf den ganzen 
Stand zu fchließen pflegt? Muß es nicht endlich ſelbſt Haß 
und Erbitterung gegen den Beamtenftand erregen und nähren, 
wenn dad Bolf fieht, daß ein Beauter, welder ſich 3.8. „eine 


bis zur Gewohnheit fleigende Nakhläßigfeit im Bes 
rufe‘ ($. 43 No. D zu Schulden fommen läßt, erft noch zu 
wiederholten Malen gewarnt wird und inzwifchen in feiner 
Nachlaͤßigkeit fortfahren Fan, ehe er — endlich als unbeffers 
lich — den Gerichten zur wirklichen Beftrafung anheimfält, 
während mit dem gemeinen Bürger, den vielleicht die Noth zu 
einem Bergehen verleitet hat, nicht die geringfte Umftände ges 
macht, und feine Befferungsverfuche in fo milder Weiſe anges 
ftellt werden, fondern er ohne weitere Nücficht fofort den Ges 
richten in die Hände fallt? — Befferungsverfuce bei 
einem Beamten! Dürfen die Aemter, von deren gewiffers 
hafter Verwaltung das Wohl und Weh von Taufenden abhängt, 
zuBefferungsanftalten entwärdigt werden? Wahrlich! wer 
der Befferung bedarf, gehört in ein Erziehungs » oder Correc⸗ 
tionshaus; ihm darf fein Staatsamt anvertraut bleiben. Und 
wer fol diefe Befferungsverfuche bei den oberften Behörden 
vornehmen, wenn diefe ſich Dienftvergehungen zu Schulden kom⸗ 
men laffen, oder die Befferungsverfuche da’, wo fie im hohen 
Maafe nothiwendig wären, aus menfchlichen Ruͤckſichten, oder 
um Staatödiener, die zu beftimmten Zweden gut zu brauchen 
find, nicht abwendig zu machen, oder um fie nicht zur Aufdek⸗ 
kung ihnen befannter Schwächen der VBorgefegten zu verleiten ıc. 
gänzlich unterlaffen oder nicht mit gehörigem Ernſte und Nach— 
druck betreiben? Doch man fime an fein Ende, wenn man 
alle Gebrechen diefes fogenannten Beſſerungs⸗gleichſam Poͤniten⸗ 
tiar⸗Syſtemes aufdecken, von allen Seiten beleuchten und in 
ihren verderblichen Folgen fchildern wollte, Wir halten es mit 
dem, ebenfo dem Nechte, wie einer richtigen, feinem Sonder: 
zwede huldigenden Politik, die ftet3 mit dem Rechte in Einklang 
fteht, allein entfprechenden Grundfage: Man gewähre dem 
Staatsdiener eine würdige, moͤglichſt felbitftändige Stellung, 
übe aber gegen unmwärdige und pflichtvergeffene Beamte uns 
nachfichtige Strenge nach beftimmten und deutlichen Gefetes- 
vorfchriften, deren Uebertretungen die Gerichte allein, auf Ans 
zeige oder Auflage oder von Amtswegen zu uuterficchen und 
zu beftrafen haben. Den Staatsanwälten wäre es zur bes 
fondern Pflicht zu machen, über alle Gefegesübertretingen der 
Staatsdiener, auf deren Betragen fle, jedoch ohne eine Disci— 
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plnargewalt uͤber dieſelben zu fiben, ein wachſames Auge haben 
ſollten, ſofort die gerichtliche Unterſuchung zu veranlaſſen und 
hierbei das Intereſſe des Staates zu vertreten. Es iſt jedoch 
hier der Ort nicht, dieſes Rechtsſyſtem weiter auszufuͤhren. 
Nach demſelben duͤrfte es weder der Willkuͤr der vorgeſetzten 
Behörde uͤberlaſſen bleiben, ob, wann und wie gegen ſtaatsdienſt⸗ 
Iihe Vergehungen disciplinariſch oder gerichtlich eingefchritten 
werde, noch den Vorgefegten eine eigentliche Strafbefugniß ges 
gen die ihnen fubordinirten Staatsdiener zuftehen, weil dieß 
gegen das Recht verftoßen würde, indem die Vorgefetsten hier 
bei ald Richter und Partei zugleich erfcheinen, fomit ald Richter 
in eigener Sache, und zwar ald Richter, ohne die zu dieſer 
Function erforderliche unabhängige Stellung und Sachkenntniß 
zu haben, Furz ohne Richter zu fein, auftreten müßten. Die 
Subordination und Disciplin würden darunter nicht nur nicht 
feiden, fondern vielmehr deßhalb erhöht werden, weil bei Ders 
gehungen dagegen auf Feine Nachficht oder Verzeihung zu rech⸗ 
nen wäre, fondern fchon bei ber erften Vergehung, ohne einen 
vorgängigen Befferungsverfuch, fofort Sffentliche Strafe unaus⸗ 
weichlich eintreten würde. Auf der andern Seite aber wären 
auch Die Staatsdiener gegen Willfür, Laune und Leidenfchafts 
lichkeit ihrer Vorgefegten vollftändig gefichert, und die Vorges 
fegten felbft nicht ohne wirffame Controlle. Von felbft verftünde 
es fich übrigens, daß neben den Staatsanwälten, den Borges 
feßten fowohl als jedem dritten dad Necht einzuräumen wire, 
die Vergehungen der Staatsdiener unmittelbar bei Gericht oder 
mittelbar bei einem Staatsanwalte zur Anzeige zu bringen; 
wogegen auch wieder den frivolen Anfchuldigungen durch anges 
meſſene Strafgebote gehörig begegnet werden müßte, 

Dod wir wenden und wieder zum Gefege felbft, um noch 
Einiges befonders hervorzuheben. Die Beſtimmung im 2 Abf, 
des $. 42 iſt zweckmaͤßig; dagegen find die Dienftwidrigfeiten 
und unmiürdigen Handlungen fehr unbeftimmt bezeichnet; Die 
letzteren insbeſondere find Fein Gegenfland der Disciplin, fon 
dern der Polizei und beziehungsmweife der Gerichte. Zur Die: 
ciplin gehören nur dienftliche Verhäftniffe, in Anfehung welcher 
es auch allein eine Subordination rechtlich geben fann. Außer 
biefen Verhältniffen muß der Staatödiener jedem andern Buͤr⸗ 


ger gleich, felbftftändig, and nur den allgemeinen Polizei» and 
Rechtsgeſetzen unterworfen fein; bie Aufficht über das Dienft- 
liche hinaus laͤßt ſich weder als väAterliche, noch ald vormund- 
ſchaftliche, noch ald amtliche Gewalt rechtfertigen, wie von 
felöft einleuchtet; namentlich nicht ald amtliche, weil eben biefe 
ihrem Begriffe nad) ſich nur auf das Dienftliche befchränft. 
Der Einfluß ded außeramtlichen Betragend auf die Amtsvers 
hältniffe vermag diefe Ausdehnung eben fo wenig zu begründen, 
wie 3. B. der Gefihtspunft der Sünde die Strafgewalt der 
Kirche in peinlichen Sachen rechtfertigen Fann. Was hier rechtlich 
gefchehen kann und fol, ift, daß die befonderen, auf die Staates 
diener bezüglichen Strafgefege das genau zu beftimmenbe unwuͤr⸗ 
Dige Betragen für einen Grund zur Amtsentfegung erflären. 
Nachſicht ift bei Staatsdienern, bei denen man ja die erforbers 
liche Einfiht und die zur Selbftbeherrfhung nöthige Willens⸗ 
fraft vorausfegen fann, niemald an ihrem Plage, fondern ſtets 
von nachtheiligen Folgen. Wie vieldeutig ift 3. B. die „aufs 
fallende und fortdauernde, zum wefentlichen Nachtheile des 
Dienftes gereichende Unverträglichkeit”? Wie leicht kann auch 

derjenige für in folcher Weife unverträglich gehalten werden, 

welcher die Anfichten feiner, in Bezug auf diefe gegenfeitig fehr 

gefälligen und nachfichtigen Eollegen zwar aus Gründen, die 

aber jene, weil fle nicht von ihnen fommen, nicht beachten wol 

len oder zu würdigen ganz außer Stande flud, bei jeder Bera⸗ 

thung -beftreitet, dadurch die Schlußfaffungen verzögert und 
überhaupt ed unmöglich macht, alle für eine Sigung beſtimm⸗ 
ten Gegenſtaͤnde zu Ende zu bringen? Wer hierin Erfahrung 
hat, wird wiſſen, was in Collegien oft Unvertraͤglichkeit ges 
sannt wird, — Rechtlich nicht zu billigen fcheint ung der Un— 
terfchied in der Behandlung zwifchen Subalternen und höheren 
Stantödienern ($. 44 und 46) da das Recht nicht auf die Bes 
fchaffenheit der Perfon fehen darf, und die willführlichere Bes 
handlung der Subalternen auf das Betragen derfelben nachthei⸗ 
fig einwirken kann. Wer ſich zuruͤckgeſetzt flieht, verlernt nur 
zu leicht fc) felbft zu achten. Aus allen folgenden $$. leuchtet 
fihtbar die Tendenz hervor, die Staatödiener fo ſchonend als 
möglich zu behandeln, das Maaß diefer Schonung aber möglichft 
von der Diöciplinargewalt abhängig zu machen. Die Oberbe- 
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börde hat bie Vorumterfuchung ($. 47), und ed hängt ſonach 
von ihr ab, wie weit fie es mit einem Staatsdiener treiben 
will, da ohne ihr Verlangen in der Regel nicht gerichtlich eins 
gefchritten werden fol. Selbft im Falle einer Privatanzeige 
bei Gericht muß fie zuvor angehört werben, kann fie alfo noch 
die gerichtliche Unterfuchung möglicher Weife abwenden ($. 50). 
Bei einem Mitgliede eines Collegiums gebührt fogar diefem felbft 
die Einleitung der Vorunterfuchung ($. 48); wie leicht kann 
man feine Eollegen befchwichtigen, die fodann erforderlichen Kal 
led auf gleiche Nachſicht rechnen Finnen? Ein Vorftand einer 
Behörde ift, wenn er ſich nur nach oben fügt, vollends kaum 
gu erreichen; denn wer von ben unter ihm Stehenden wirb es 
wagen gegen den oben gut angefchriebenen Director, Präflders 
ten ıc. aufzutreten, der, wenn der Schritt mißlingt, dem Ans 
Kläger mannigfach ſchaden fann? GVergl. $. 48 Abf. 2). Und 
follte e3 auch in einem argen Falle einmal zu einem verbams 
menden Urtheile gefommen und deſſen Milderung durch alle 
Rechtsmittel nicht zu erlangen fein ($. 55); fo bleibt, felbft 
im Falle einer Entfernung aus dem Staatsdienfte, noch der 
Peg der Gnade in Anfehung der Strafe und dad Geſuch um 
„Rehabilitation“ in Bezug auf die Wiederanftellungsfähigfeit 
offen (K. 59). Hart fheint die Beſtimmung bed ($. 53) zu 
fein. Auf der andern Seite ift ed kaum zu begreifen, wie bei 
einem Staatödiener, der nach vollendetem Vorbereitungs⸗Dienſte 
proviforifh und nachher fogar definitiv angeftelt worden ift, 
noch von Unbrauchbarfeit die Rede fein fann, wenn man nicht 
an die durch Zufall Kranfheit ıc. oder Verſchuldung fpäter heis 
beigeführte Unbrauchbarfeit denkt; allein bei dieſer muß Abſez⸗ 
zung und bei jener Penfionirung eintreten. Nur ber Fall allein 
bleibt noch übrig, wo die Anftellung durch falfche Zeugniffe 
oder betrüglichen Vorſchlag erfchlichen worben ift (vergl. $. 56). 
Auf dieſen Fall kann der $. 53 auch allein bezogen werben. 
Bei dem $. 56. kann gefragt werben, ob ſich berfelbe auch 
auf die Minifter Minifterialoorftände) bezieht, welche durch 
ihren unmittelbaren Vorſchlag die Anftelung eines für unfähig 
erfannten Staatsdieners bewirkt haben? Die Minifter follen 
nach dem $. 100 der Verfaſſungs⸗Urkunde nur wegen Verlegung 
der Verfaſſung von den Landftänden angeklagt werden können; 


- 
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als eine Verfaſſungsverletzung iſt aber der Vorſchlag eines Un⸗ 
faͤhigen nur zu betrachten, wenn dieſer zuvor entweder gar nicht 
geſetzmaͤßig gepruͤft oder in Folge der Pruͤfung nicht fuͤr tuͤch⸗ 
tig erkannt worden war, weil nach $. 52 der Verfaſſungs⸗Ur⸗ 
funde einem folchen Fein Staatdamt übertragen, er alfo auch 
nicht, dem $. 53 der Verfaffungs Urkunde gemäß, zur Ernen- 
nung vorgefchlagen werben darf. In dieſem Falle tritt der $. 
100 der Verfaſſungs⸗Urkunde, nicht aber der $. 56 des Staates 
dienftgefeßes ein. Die geftellte Frage iſt daher zu verneinen. 
Uebrigend ift zu bedauern, daß das, im Landtagsabfchiede vom 
9. März 1831. $. 6. No. 4. verfprochene Gefeß über die Ver- 
gehungen der Givilftaatsdiener, welches wefentlich zur Ergaͤn—⸗ 
zung des Staatsdienſtgeſetzes gehört, bis jegt noch nicht erlaf 
ſen wurde. 

Ueber den zweiten Abfchnitt ($. 585—60) von den nicht zur 
(unmittelbaren) Iandeösherrlichen Beſtellung oder Beftätigung 
geeigneten Eivilftaatsdienern Fam oben bereits gelegenheitlic, Eis 
niges vor, und wir fügen dieſem nur noch an, daß es offenbar 
am Zweckmaͤßigſten fein dürfte, die Diener diefer Art, wie es 
3. B. in Baiern der Fall ift, nur proviforisch anzuftellen. 

Sm zweiten Theile ($. 61-86) „von dem Mili 
tärftande’ Ceigentlic von den Staatsdienern des Militärs 
ftandes) fuchte man vorzüglich den, in der Verfaffungs - Urs 
kunde ausgefprochenen Grundfaß, daß der Militärdienft Staats 
dienft fei, durchzuführen, und fo die Militär» Staatsdiener den 
Eivilftaatsdienern namentlich in Anfehung des Gehaltes und 
der Penfionirung moͤglichſt gleichzuftelen. Daher findet man 
hier faft durchgängig eine bloße, durch die Verfchiedenheit der 
Berhältniffe modiftcirte, Anwendung der im erften Theile auf 
geftellten Normen. Unverfennbar aber ift ed, daß man hier 
mit größerer Umficht und Sorgfalt zu Werfe ging, als dort, 
und daß das, faſt an Aengftlichfeit grenzende Beſtreben, Die 
neu recipirten Staatsdiener im Verhältniffe zu den Civilbeam⸗ 
ten ja nicht zu verfürzen, bier und da zu einer Bevorzugung 
derfelben führte, während man gerade über dad MWichtigite, 
und wenn der obige Grundſatz volltändig und in Wahrheit 
durchgeführt werben follte, das Nothwendigfte, die Dienft-Sub- 
ordinations⸗Verhaͤltniſſe, das Strafwefen ꝛc. leicht hinwegging. 
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Anf diefe Weiſe gefchah ed, Daß zwar der Millitaͤrſtand alle 
Vortheile des eigentlichen Staatsdienfted erlangte, ohne aber 
feine frühere Stellung weſentlich zu verändern, wie insbefons 
dere aus dem $. 62 erhellet, ber in Bezug auf „die Dienfts 
Anweifungen und die Dienftverrichtungen, die Beförderung und 
Die Berabfchiedung, desgleichen das Subordinationss und Straf 
verhältniß des Militärftandes‘’ bloß auf die alten Militaͤr⸗Re⸗ 
glements, die Kriegsartifel und fonftigen meift nicht einmal 
öffentlich befannt gemachten) Dienftvorfchriften „verweißt, und 
zugleich. anerfennt, daß durch die VerfaffungssUrfunde Berän- 
derungen nothwendig geworden ſeien. Allein es find bisher 
weder dieſe Beränderungen nachgetragen, noch überhaupt die 
auf das Militärwefen bezüglichen Normen einer Revifion untere 
worfen, noch die nicht öffentlich befannten Dienftvorfchriften 
zur Öffentlichen Kunde gebracht worden, obwohl ſchon auf dem 
eriten Kandtage (1831 und 1332) wiederholt darauf angetragen 
wurde. Bei folcher Unbeftimmtheit der Militär + Reglemente 
2c., bei denen noch allenthalben unentfchieden war, was durch 
die Verfaffungs- Urkunde eigentlich ald abgeändert zu betrachs 
ten fei, und dies auch felbft theoretifch nicht entfchieden werden 
fonnte, fo lange nicht alle Normen vorgelegt oder wenigfteng 
Sffentlicy befannt gemacht wurden, war ed fein Wunder, daß 
die mantcherlei Differenzen entftehen Fonnten, welche auf dem 
erwähnten Landtage zu fo lebhaften Discuffionen führten, ohne 
jedoch beigelegt worden zu fein, indem man fogar in Zweifel 
zog, ob die $$. 35, 52 und 53 der Verfaffungs »Urfunde auf 
den Militärftand anwendbar feien. Bei der Bearbeitung des 
Staatödienfigefeßes gebrach es theild an Zeit, theild aber und 
vorzüglich an den erforderlichen Kenntniffen im Militärfache, 
zu deren Erlangung auch feine Materialien geboten waren, 
um die militärifchen Dienftverhältniffe umfaflend und fachges 
maͤß zu reguliren. Man hegte das Vertrauen, daß die Staates 
regierung dieſe Negulirung am nächiten Landtage vornehmen 
werde. — Man vermißt insbefondere eine genaue Beitimmung 
darüber, welche Militärs oder Militärverwaltungs + Perfonen 
als ſolche Staatsdiener, auf welche das Staatsdienftgefeg ans 
zumenden ift, zu betrachten "feien; indem der $. 61 nur den 
Anfang und das Ende der Staatsdienfteigenfhaft angibt. Bloß 
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ans dem Zuſammenhange bed Ganzen, fo wie ans der Verglei⸗ 
hung des angehängten „Regulativ über die Unterftätung und 
Verforgung der Unteroffigiere ıc.’’ laͤßt fich entnehmen, daß alle 
Dffiziere, und die biefen hinfichtlich des Ranges gleichftehenden 
Militärverwaltungs» und Militärgerichts sPerfonen hierher ger 
hören. Hinfichtlich der Militärrechtspflege, deren Perfonal hier 
zum Militärjtande gerechnet wird ($. 63), ift zu bemerfen, daß 
diefelbe noch feine, dem $. 112 der Verfaſſungs-Urkunde, wels 
cher die Trennung ber Rechtspflege von der Verwaltung allge 
mein anorbnet, entfprechende Einrichtung erhalten hat, indem 
die Dffiziere Beifiger der Militärgerichte find. Das neue Ges 
fe vom 1. October 1834 betrifft bloß die im Landtagsabfchiede 
von 1831. $. 6. No. 14. a. und b., verfprochene Beſchraͤnkung 
der Militärgerichtsbarfeit und Aufhebung der gemifchten Uns 
terfuchungsgerichte. — Das im $. 65 verfprochene Regulativ 
über Marfchs ıc. Zulagen, Tagegelder und Reifekoften wurde, 
während dem im $. 62 enthaltenen Verfprechen, mie bemerft, 
nody fein Genüge gefchah, mit großer Freigebigfeit unterm 11. 
Sept. 1833 erlaffen. Wenn man bedenft, daß der Garnifond- 
wechiel, wie behauptet worden, lediglich von der Beſtimmung 
des oberſten Militärchefd ($. 107 der Berfaffungs » Urkunde) 
abhängt, eine Behauptung, der wir nicht beipflichten fönnen; 
fo ift wenigftens die Moͤglichke it gegeben, ſdurch häufigen 
Garnifonswechfel dem Militärftande Vortheile — zuzuwenden. 
Hinſichtlich der gerichtlichen Befchlagnahme des Gehaltes und 
der Penflon find die Staatsdiener des Militärftandes vor denen 
bes Givilftandes (vgl. $. 22) theilweife begünftigt, indem bei 
den Offizieren, vom Kapitän zweiter Klaffe abwärts nur ein 
Fünftel des Gehalts oder der Penfion diefer Befchlagnahme un: 
terliegt ($. 70). Ebenfo find die Vorfchriften, welche fih auf 
die Beurtheilung der Dienft Unfähigkeit beziehen, hier mit gro» 
ferer Genauigfeit abgefaßt (K. 80), als oben bei den Givilbes 
amten ($. 39). Auch hat nach $. 82 die Familie des Dfftzierg, 
welcher den Abfchied nimmt oder durch richterlichen Spruch 
wegen Dienft»Unfähigfeit feiner Stelle entfegt wird, wenigſtens 
auf dem Wege der Gnade eine Unterftägung zu hoffen; was 
bei den Familien ber Givilbeamten nicht ber Fall if. Aus 
allem dürfte fich ſoviel ergeben, daß man den Zwed, welchen 
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man bei der Abfaſſung der Verfaſſungs-Urkunde durch das 
Prinzip der Einreihung des Militaͤrſtandes in die Klaſſe der 
Staatsdiener vorzuͤglich im Auge hatte, keineswegs erreicht, 
und dabei zwar der Militaͤrſtand, nicht aber das conſtitutionelle 
Syſtem in Wahrheit gewonnen habe, und daß die Urſache hier- 
von hauptfächlich in der unvollftändigen Ausführung jenes Prin⸗ 
zips zu fuchen fei. Hierin liegt ein neuer Beleg dafür, daß die 
Aufftellung richtiger Grundfäge vergeblich ift, wen diefe nicht 
auch überall, wo fie eingreifen, mit fcharfer Gonfequenz Durch, 
geführt werden. 

Der dritte Theil „von der Unterftäßung der 
Wittwen und Waifen von Staatsdienern des Gr 
vile und Militärftandes‘ (8. ST—103) hat den Anfors 
derungen des Rechts mit großer Milde und Humanität gemügt. 
Ein Staat, welcher in folcher Weife, wie in Kurheſſen gefches 
hen ift, für die Hinterbliebenen feiner Beamten forgt, kann auch 
von bdiefen die angeftrengtefte Thätigfeit, den wärmften Eifer 
und die gewiffenhaftefte Berufdtreue verlangen, und ift darıım 
auch berechtiget, jede VBernachläßigung, oder Verlegung der 
Amtspflichten mit nachfichtslofer Strenge zu ahnden. Um fo 
mehr ift es daher zu beflagen, daß diefes nicht gefchah, fondern 
in dem ſchon oben gerügten Beſſerungsſyſteme eine Langmuth 
ſich fund gibt, welche, wenn man das Intereſſe des Dienftes 
im Auge hat, in feiner Hinficht zu billigen fein dürfte, Uebri- 
gend war diefe große Sorgfalt für die Hinterbliebenen der 
Staatödiener eine natürliche Folge von den Grumdfäßen, von 
denen man bei der Regulirung der flaatsdienjtlichen Verhaͤlt— 
niſſe in rechtlicher und politifcher Hinficht ausging, und welche 
bereit3 oben namhaft gemacht wurben. 

Im Allgemeinen wird man zugeben müffen, baß das Furs 
heſſiſche Staatsdienftgefets, ald Ganzes aufgefaßt, feiner vielen 
Mängel ungeachtet, die Bergleihung mit anderen deutfchen Ge— 
feßen diefer Art nicht zu fcheuen habe, und daß von der Ger 
feßgebung, wenn man den Furzen Zeitraum, welcher zu diefem 
umfaffenden Gefete verwendet werden Fonnte, und die Umſtaͤnde 
und Derhältniffe, welche damals obwalteten, beräcfichtigt und 
in Anfchlag bringt, Alles geſchehen ſei, was man von ihr bil 
fig erwarten fonute. In einem Zeitraume von ungefähr acht 
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Wochen (vom 11. Januar bis zum 9. Maͤrz) kamen außer dem 
Staatsdienſtgeſetze, noch 1) das Geſetz uͤber die Verminderung 
der Stempelabgaben; 2) das Wahlgeſetz; 3) die Geſchaͤftsord— 
nung der Ständeverfammlung; 4) das Gefeß über die Bildung 
und Verwaltung des Staatsſchatzes; .5) das Geſetz über den 
furfürftlichen Hausfhaß; 6) das Geſetz über die indirekten 
Abgaben und endlich 7) der Landtagsabfchied zu Stande; und 
welch' betrübende Ereigniffe im Anfange des Jahrs 1831 felbft 
in Kaſſel eintraten, ift hinreichend befannt. Stürmifche Zeiten 
ſind für die Geſetzgebung nicht geeignet. Wird fich aber erft 
"einmal der Sturm der Zeit wieder gelegt haben, und wieder 
allgemeine Ruhe an deffen Stelle getreten fein, wozu freilich 
nur eine naturgemäße Befriedigung der richtig erfaßten und ges 
hörig gewürdigten Zeitbedürfniffe führen kann; fo läßt fid) audy 
erwarten, daß eine Reviſion diefes Staatsdienitgefetes, forts 
bauend auf den bereit angenommenen Grundprinzipien, die 

tüngel befeitigen werde, weldye zur Zeit ber eriten Abfaſſung 
dejjelben nicht wohl zu vermeiden waren. Einen Heinen Bei⸗ 
trag zu einer ſolchen Revifton zu liefern iſt auch der Zwed 
diefer Furzen Bemerkungen. 


Zur 
landesherrlichen Haus» oder Familiengefeßgebung. 
(Kurheſſen.) 


Ueber die rechtliche Eigenſchaft der Rotenburger Quart. 





J. 2. 9. B. 6 dieſes Archives lieferten wir einige ges 
ſchichtliche Momente über die Entftehung und Erlöfchung bes 
fuͤrſtlichen Haufes Rotenburg als einer mit Land und Leuten 
abgetheilten Nebenlinie des Fürftlichen Haufes Heffen » Kaffel ; 
zur richtigeren Würdigung der zwifchen dem Kurhaufe und den 
Landftänden erhobenen Differenz und der Streitfrage: ob die 
Heffen-Rotenburgifchen Befigungen in Kurheſſen nach Erlöfchung 
bes Mannsitammes biefer Nebenlinie rechtlich als Beftandtheile 
des Haus» oder des Staatdvermogend anzufehen feien. 

Bekanntlich ift die Entfcheidung diefer hochwichtigen Heims 
fallsfrage in Folge der authentifchen Notificationen der verwitt« 
weten Landgraͤfin von Heſſen⸗Rotenburg von ihrer Schwangers 
{haft und bevorftehenden Niederfunft, einftweilen und vorerft 
in suspenso gelafjen worden. Die Kurheffifche Ständeverfammts 
lung hatte fich vor Beendigung ihrer diefer Angelegenheit gewid⸗ 
meten Seffton darauf befchränft, den von ihr erwählten, und in 
ihrer Abwefenheit fungirenden permanenten Ausfchuß, der aus. 
dem Oberbürgermeifter Schomburg Cald Präfidenten) und den 
Abgeordneten Wippermann, Schwarzenberg, v. Heid- 
wolf und v. Bodenhaufen beftehet, dahin zu inftruiren und 
zu bevollmächtigen, geeigneten Falles die Einwilligung Namens 
der Landftände in die Entjcheidung der fraglichen Differenzen 
durch Anordnung eines Kompromiß-Gerichtes zu ertheilen und. 
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Behufs Erwirkung einer ſolchen kompromiſſariſchen Entſchei⸗ 
dung allenthalben das landſtaͤndiſche Intereſſe wahrzunehmen, 
zugleich in Ruͤckſicht auf das Erloͤſchen des Fuͤrſtlichen NRotens 
burgifchen Mannsftammes im Namen der Landftände alle zus 
laͤſſigen Mittel anzuwenden, um die Rechte des Staates auf 
die Rotenburger Quart zu wahren, fonady denn auch die nad 
den Umftänden nöthigen Maaßregeln zur Sicherung des Landes— 
intereffe bei dem Heimfalle der Landgrafichaft zu ergreifen. 
Dit verwittwete Landgräfin von Heffen Rotenburg ift, nachdem 
die zehnmonatliche Frift nach dem Ableben ihres Gemahls, in 
welcher möglicher Weife ein posthumus erwartet werden fonnte, 
ohne Verwirklichung ihrer Hoffnungen abgelaufen, von Notens 
burg, wo fie im ehemaligen landgraͤflichen Refidenzfchloffe ihrer 
Niederfunft mehrere Monate entgegenfah, wieder nad) Schles 
fien abgereift, wo fie das im Teftamente des Landgrafen Victor 
Amadaͤus ihr zum Wittwenſitz beftimmte Schloß Zambowits bei 
Ratibor beziehen wird. 

Da nunmehr der einzige Punkt, welcher dem wirklichen 
Heimfall der Befigungen des landgräflich Rotenburgifchen Haus 
ſes noch im Wege ftand, feine Befeitigung gefunden, fo ift ges 
genwärtig von dem Kurhaufe die Erbfchaft definitiv angetreten 
worden, und der Zeitpunft für die Erledigung der zwifchen dem 
Kurhauſe und den Landftänden erhobenen Differenz ift eingetreten. 

Wichtig ift daher die Frage: ob Die Rotenburger 
Duart bei dem fih nun ereigneten Rüdfalle der 
felben an das Kurfürftlihe Haus Heffen, als zum 
Staatögute oder zum fideicommiffarifchen Haus 
gute des Kurhauſes Heffen gehdrend, zu betradys 
ten fei? Hoͤchſt wichtig für Die zu erwartende Entfcheidung 
diefer Frage ift der mit Echärfe des Geiftes und Gründlichkeit 
des Forfchend Namens des für die Angelegenheiten der Notens 
‚burger Quart beftellten Tandftändifchen Ausfchufles, über die 
rechtliche Eigenfchaft derfelben erftattete Bericht des Abges 
ordneten Wippermann. Diefer lautet wie folgt: 

Hohe Ständeverfammlung! 

Am 12, Nov, 1834 ftarb der gandgraf Victor Amadaͤus 
von Heflen, ohne einen Sohn zu hinterlaffen. Dadurch war 
der Mannsſtamm der fürftl. heil. Rotenburgifchen Linie ausges 
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ſtorben. Ein Mitglied der hohen Ständeverfammlung fand ſich 
deshalb veranlaßt, den Antrag zu ftellen, die Staatsregierung 
um Auskunft über den Betrag der der Staatsfaffe durch das 
Ausfterben der fürftl. Notenburgifchen Linie zumwachfenden Eins 
fünfte; um Mittheilung von Borfchlägen über die VBerwen- 
dung biefes Einkommens; um Nachricht darüber, welche Maas 
regeln getroffen feien, um bie erwähnten Einkünfte in jeglicher 
Beziehung für den Staat ficher zu ſtellen; und um Ausfunft 
darüber zu erfuchen, wie fi die Rechtöverhältniffe geftalteı, 
in welche der Staat zu den Succefforen des Landgrafen Victor 
Amadaͤus von Rotenburg fiehe. 

Die hohe Ständeverfammlung genehmigte dieſe Anträge 
in ihrer Situng vom 12. San. d. J. und der Hr. Minifter der 
Suftiz und des Innern erflärte alsbald, das ausführlich Aus—⸗ 
funft ertheilt werden würde. Diefe Auskunft ift der Stände: 
verfammlung den 28. Januar 1835 gegeben worden. 

Es heißt in der deshalbigen Mittheilung, daß die mufge- 
worfenen Fragen auf eine Vorausſetzung fich ſtuͤtzten, die nicht 
vorhanden feiz denn die Regierung habe, als in Berathung ges 
wefen fei, ob es räthlich wäre, auf Erwerbung eines Theils 
der Rotenburger Quart einzugehen, angemeffen erachtet, von 
mehreren Seiten die Frage rechtlich unterfuchen zu laffen, vb 
die Notenburger Quart, bei dem Ausfterben ber männlichen 
Linie dieſes Haufes, als ein heimgefallenes Familien⸗Fideicommiß 
oder als Staatögut zu betrachten fei. Nach reiflicher Prüfung 
der, diefen Gegenftand nady allen Seiten hin beleuchtenden Gut— 
achten, fei man zu der Ueberzeugung gelangt, daß die Quart, 
fo wie fie von dem Haufe Heflen-Rotenburg befeffen worden, 
bis zum Sahre 1831 unzweifelhaft die Eigenfchaft eines unvers 
Außerlichen Familien-Fideicommip-Gutes gehabt habe, und daß 
hieran weder durch die Verfaſſungs⸗Urkunde, noch durch fonftige 
gefegliche Beftimmungen, noch durch die in der Hof- Dotation 
enthaltene Vereinbarung etwas geändert worden fei. Es fei 
Daher auch für das Finanzs Minifterium ein rechtlicher Grund 
nicht vorhanden gewefen, den Beſitz dieſer Fideicommiß-Erbſchaft 
dent rechtmäßigen, im $. 16 des Vertrags vom 12, Februar 1627 
beftimmten Fideicommig-Erben, „dem regierenden Herrn’, zu 
beftreiten und ſich die Verwaltung der Beftandtheile derſelben 
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und das Einkommen davon anzueignen. Uebrigens habe die 
Sache dadurch eine Verwickelung erfahren, daß die Frau Land⸗ 
graͤfin von Heſſen Rotenburg mit Beſtimmtheit erklaͤrt habe, ſie 
befinde ſich in geſegneten Leibesumſtaͤnden. 

Dieſer letztere Umſtand wird jedoch auf die dem landſtaͤndi⸗ 
ſchen Ausſchuſſe aufgetragene Begutachtung jener Mittheilung 
keinen Einfluß aͤußern koͤnnen, da noch zur Zeit die Frau Land⸗ 
graͤfin ſich nicht in den Beſitz der Roteuburger Quart Namens 
des Kindes, welches ſie erwartet, hat einſetzen laſſen, mithin 
dermalen noch die Rotenburger Fuͤrſten⸗-Linie als ausgeſtorben 
angeſehen werden muß, und wenigſtens eventuell die Frage bes 
urtheilt werden Fann, ob die von jener Linie benutten Befiguns 
gen Staatsgut oder Privat-Eigenthum der hefftfchen Regentens 
Familien fein, 

Die Gutachten, auf welche fi das Finanz Minifterium in 
feiner Mittheilung vom 28. San. 1835 bezieht, find auf Erfus 
chen des Ausfchuffes, dem diefe Angelegenheit zur Begutachtung 
überwiefen wurde, den 19. Februar 1835 demfelben überfendet 
und beftehen in einer Aeußerung ‚aber das Familien-Fideicoms 
miß des heffifchen Fürftenhaufes mit vorzüglicher Ruͤckſicht auf 
die landgräflich HeflenRotenburgifchen Befigungen in Nieders 
heſſen“ Cefr. Anlage I), ferner in einem rechtlichen Bedenfen 
über die Frage, „ob die Rotenburger Quart bei ſich ereignenz 
dem Nücfalle derfelben an das kurfuͤrſtliche Haus Heflen als 
zum Staatögute oder zum ftdeicommiffarifchen Hausgute des 
Kurhaufes Heffen gehörend zu betrachten ſei“ Cefr. Anlage IE) 

Es fommt bei diefer Angelegenheit zunächft auf eine Eroͤr⸗ 
terung der Frage an, unter welchen Nechtstitel die Notenburs 
giſche Nebenlinie des heſſiſchen Regenten-Hauſes die fogenaunte 
Rotenburger Quart befeffen hat. 

Seit Heinrich dem Kinde, alfo feit dem 13ten Zahrhundert, 
war in Heffen die Theilbarfeit des Landes oder die Gemeins 
fchaftlichfeit der Regierung unter mehren zur Succeffion in die 
Staatö-Berlaffenfchaft Berufenen im Gebrauch. Jenem Stanıntz 
vater des gefammten jetzt blühenden heffifchen Fürftenhaufes 
folgten in der Regierung feine beiden Söhne, Dtto der Erfte 
und Sohannes der Erſte; jener in Oberheffen, diefer in Nieder 
heile, Als Johaunes Finderlos verftarb, übernahm Otto die 
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Regierung des geſammten Landes, und uͤbertrug dieſelbe bei feis 
nem Abſterben Heinrich dem Eiſernen, da zu Gunſten des letz— 
tern ſeine andern beiden Soͤhne, Ludwig und Herrmann, ſo 
lange jener leben wuͤrde, auf die Theilnahme an der Regierung 
verzichteten. Heinrich der Eiſerne nahm jedoch, da vor ihm 
ſein Sohn Otto der Schuͤtz ſtarb, Herrmann den Gelehrten, 
Ludwigs Sohn, zum Mitregenten an, von welchem dann auf 
deſſen einzigen Sohn, Ludwig den Friedſamen, die Regierung 
uͤberging. Letzterm folgten ſeine beiden Soͤhne Ludwig der 
Freimuͤthige und Heinrich III., jener in Oberheſſen, diefer in 
Niederheſſen. Nach dem Tode des erſteren folgten dieſem in 
der Regierung zu gleicher Zeit ſeine beiden Soͤhne Wilhelm J. 
und Wilhelm II., wenn gleich Anfangs unter der Vormundſchaft 
Heinrich III. Als letzterer geſtorben war, ſuccedirte ihm ſein 
einziger Sohn Wilhelm III., fo daß das Land zugleich von Wils 
heim I., Wilhelm II. und Wilhelm III. regiert wurde. Wil 
beim II. vereinigte, ald die beiden andern Fürften kinderlos 
geitorben waren, das Land wiederum und verabfällte folches 
auf feinen einzigen-Sohn Philipp den Großmüthigen. Damals 
fing man an, die Nachtheile einer Randestheilung zu fühlen. 
Philpp ermahnte deshalb in feinem ZTeftamente feine 4 Söhne, 
daß fie, wie die Herren von Weimar thun, bei einander haus 
halten und das Land nicht theilen möchten. Er fah aber dens 
noch, wenn diefelben fich hierzu gutwillig nicht verftehen wolß 
ten, die aus den damaligen Recdytsgrundfäsen uber die Succefr 
fion in ein Staatsgebiet fließende Nothmendigkeit einer Landess 
theiflung ein, und verordnete daher in feinem legten Willen 
eventuell, daß fein Altefter Sohn Wilhelm IV. das Niederfürs 
ſtenthum nebſt mehren Graf» und Herrfchaften, ungefähr die 
Hälfte des Landes, fein Sohn Ludwig das Oberfürftenthum 
und die Grafjchaft Nidda, ungefähr /,, fein Sohn Philipp die 
niedere, Grafſchaft Katenellenbogen, ungefähr "/s, und fein 
Sohn Georg die obere Grafichaft Katenellenbogen, ebenfalls 
ungefähr Yg des ganzen Landes, erben ſolle. Die 4 Soͤhne 
Landgraf Philipp des Großmüthigen billigten und genehmigten 
diefe Theilung durch den Erbvertrag, oder den f. g. Bruͤder— 
vergleich von 1568. Landgraf Wilhelm IV. hatte ſchon in Ab- 
ſicht, eine Untheifbarfeit des Landes einzuführen, indem er in 
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feinem Teſtamente v. W. März 1576 beſtimmte, daß dad ganze 
Fuͤrſtenthum, mit allen ſeinen Land und Leuten, unvertheilt bei 
einander bleiben und ſein Sohn Moritz deren alleiniger Herr 
ſein, ſein Sohn Chriſtian aber einen gewiſſen Unterhalt haben 
und genießen follte. 9 Er nahm jedoch dieſes Teſtament 1586 
zurück, nachdem inzwifchen fein Sohn Chriftian geftorben war, 
fo daß ihm nur Morig in der Regierung folgen fonnte. Diefer 
errichtete zuerft den 3. Febr. 1608 ein Teftament, in welchem 
er es dem Fürftenthum ſchaͤdlich erklärte, die Succeffion nad) 
den Häuptern gehn zu Taffen und deshalb eine Art Majorat 
ftiften wollte, vermöge deffen fein Altefter Sohn allein regieren 
und fein Univerfalerbe fein, daneben aber feine übrigen Söhne 
partifular Erben in gewiffen Herrfchaften und Aemtern jedoch 
ohne Tandesfürftliche Superiorität fein follten; wobei er zugleich 
für feine fünftigen Söhne zu ihrem Unterhalte ein Deputat an 
Geld verordnete. Nach diefem Majorat follte dem Älteften 
Sohne, nicht deffen Söhne, fondern fein nächitfolgender Bruder 
und fofort der eine Bruder immer dem andern in der Regies 
rung folgen. Mori wandelte jedoch diefe Succeffionsart in 
einem Godicille v. 24. Januar 1611 in das rechte Primogeniturs 
recht um, und beftätigte folches durch; ein neues Teftament vom 
15. April 1612, welches er, mit Beibehaltung diefer Succeffionds 
Art, den 15. Juli 1620, nachdem 2 feiner Söhne geftorben, das 
gegen 2 andere ihm geboren waren, mit Ruͤckſicht auf diefe 
Todesfälle änderte, 

Durch die hierin angeordnete Primogeniturordnung wuͤrden 
die nachgebornen Söhne des Landgrafen Mori, denen die Erb» 
folge ex pacto et providentia majorum gebührte, in ihrem 
Succeffionsrechte beeinträchtigt worden fein, fo daß fie diefelbe 
zu jeder Zeit hätten anfechten Finnen, wenn nicht ihre Einwil— 
ligung dazu erlangt wurde, Mori veranlaßte diefe noch bei 
feinem Leben im Jahre 1627. Damals hatte er aus fginer ers 
fen Ehe einen Sohn, Wilhelm, und aus feiner zweiten Ehe 
mit Juliane Gräfin von Naſſau⸗Katzenellnbogen 6 Söhne, Herrs 
mann, Morig, Friedrich, Ehriftian, Ernft und Philipp. Er 
ließ vielfache Unterhandlungen mit feinem älteften Sohne Wil 


N Häberlin neuefte t. R. Gefch. Th. 16. ©. 42. 
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helm über bie Abfindung feiner juͤngern Söhne, in Verbindung 
mit einer Abdifation, anfnüpfen. Nachdem hierbei Anfangs in 
Abficht gewefen war, dap Wilhelm, wenn er die Regierung 
antreten würde, die brüderliche Abfindung durch Geld-Deputate 
bewirfen follte, was jedoch bei den damaligen Zeitverhältniffen, 
wo ein großer Theil des Landes, in Folge des Streites über 
die Marburgifche Succeffion, verloren gegangen war, für uns 
ausführbar erfannt wurde, fam man endlich überein, den juͤn⸗ 
geren Söhnen des Landgrafen Morig zu ihrem Unterhalte ‚eine 
gewifle Portion an Land und Leuten, jedoch ohne Superiorität 
zu überweifen”‘, zu welchem Ende Wilhelm den Gen Theil der 
gegenwärtigen und zufünftigen Güter, ohne die Regierungslar 
fien, oder den Zien Theil mit der Laſt der Regierungsfoften 
anbot. Nach weiteren Verhandlungen wurde dann zwifchen 
Wilhelm, feiner Stiefmutter Suliane und ihrem Alteften Sohne 
Herrmann den 12. Februar 1627 ein Vertrag gefchloffen und 
von Morig ratiftcirt, wonach Wilhelm V. allein regierender 
Herr fein, den jüngern Brüdern aber der Ate Theil sive quarta 
tam praesentium quam futurorum bonorum eingeantwortet, 
zugeeignet, übergeben und zugeftellt werben follte, dergeftalt, 
daß wenn der jüngern Brüder einer mit Tode abgehen würde, 
deſſen Antheil Land und Erbfchaft den andern übrig bleibenden 
jüngern Brüdern accrefiren follte, fo lange derfelben oder des 
ren männlichen Xeibeserben einer am Leben fein wirde, wähs 
rend, wenn diefelben mit einander abgehen würden, die den 
jungen Herrn zugetheilte Quote dem dltern ober regierenden 
Herr zumwachfen oder anfallen follte. Am nämlichen Tage ftellte 


Landgraf Wilhelm feinen Brüdern noch einen befondern f. g. 


Scadloshaltungsbrief oder Affecurationsfchein aus, in welchem 
er befannte, die feinen Brüdern zufommende Quart frei von 
allen Schulden und fonftigen Laften überweifen zu wollen. 
Moritz trat nunmehr den 17. März 1627 die Regierung feinem 
älteften Sohn Wilhelm V. ab; zugleich wurden in der deshalb 
von ihm ausgeftelten Abdifationsurfunde die Gegenſtaͤnde be? 
flimmt, welche feinen jüngern Söhnen zur Vollziehung des Vers 
trags v. 12. Febr. 1627 überwiefen werden follten. 

Wilhelm V. fehlichtete durd) einen Vertrag vom 24. Sept. 
1627 mit Landgraf Georg zu Darmſtadt die Streitigkeiten über 


die Marburgifche Succeffion 9. In jenem Bertrage wurde 
zugleich in jedem ber beiden fürftl. Heſſ. Häufer die Primoge- 
niturordnung feftgefeßt. Diefer Bertrag erhielt die Kaiferliche 
Beitätigung den 1. Febr. 1628, nachdem er von Wilhelms Altes 
ften Bruder Herrmann und von deffen Mutter, anftatt der ans 
deren jüngeren Brüder, genehmigt und dann fowohl von den 
Landgrafen Wilhelm V. und Georg, ald von Prälaten, Ritter 
und Landfchaft befchmoren war *). 

Wilhelm V. erbat fi) beim Kaifer noch einen ſpeziellen 
Gonftrmationsbrief in Betreff der Primogenitur der Kaffels 
fehen Linie des Hauſes Heflen, wobei er als die Urfache des, 
mit feinen Brüdern im Jahre 1627 gefchloffenen, Vergleich 
anführte, daß durch die Theilung der Linder Nachtheil ente 
fiehe. Nachdem feinem Anfuchen vom Kaifer am 8. Januar 
1628 ftattgegeben war, wurde mit Nücficht auf die inzwijchen 
von Darmftadt recuperirten Pandestheile den 1. Sept. 1625 
eine anderweite und bejtändige Univerfalvergleichung der Wils 
helms Brüdern vom Vater ausgejegten und zugeeigneten Quartä 
vorgenommen. 

Wilhelm V. erließ den 20. Febr. 1629 einen ſ. g. Anweis 
fungsbrief an die Unterthanen in der, feinen Brüdern überges 
benen, Quarten, worin er denfelben eröffnete, in welcher Weiſe 
fie feinen Brüdern überwiefen würden. 

Im Verlaufe der Zeiten find zur Ergänzung der abgefchlofs 
fenen Berträge, fo wie zur Befeitigung mehrer über deren 
Ausführung entftandener Irrungen, verfchiedene Vergleiche ge⸗ 
troffen worden. Co wurde zur Beilegung etlicher Mißverftänd- 
niffe den 17. Dec. 1646 ein folcher Vertrag verabredet. Ferner 
wurde, nachdem über die aus der Marburger Succeffionsfache 
herrührenden Differenzien ein Vergleich mit Darmjtädt den 14. 
April 1648 getroffen war, den 2. Auguſt 1648, um die Quarta 
vollig in Nichtigkeit zu bringen, ein neuer Vertrag verabredet. 
Weil hierbei einige Punfte unerörtert und umnentfchieden blie— 
ben, wurde, um dem abzuhelfen, den 22. Novbr. 1648 noch— 
mals ein Bertrag gefchloffen. Zur Belegung verjchiedener Ir— 


*) Springsfeld de apan. ejusdemque jur. c. 6. 
*) Spriugsfeld c, 5. ur. 56. 


rungen, welche mit ber Notenburger Linie, vorzugsweiſe wegen 
des im Osnabrücker Frieden befeitigten Primogeniturrechts und 
der alleinigen Iandegfürftlichen Negierung, entitanden waren, 
fam fodann zu Regensburg bei allgemeiner Reichsverſammlung 
am 11. Sanuar 1654 ein Vertrag zu Stande, welcher durch 
den jüngften Reichsabſchied beftätigt wurde, damit er als eüte 
Sanctio pragmatica und immerwährendes Statutum et pac- 
tum gentilitinum im Haufe Heſſen-Kaſſel, fowohl von den ins 
tereflirten Theilen und deren Manns, Leib⸗, Lehns-Erben und 
Nachkommen, ald deren Land und Leuten, Vafallen und Unter: 
thanen, wie auch fonft infonderheit in jeden und allen Reichs— 
und andern Gerichten und Aufträgen, feitgehalten und beobachs 
tet werden folle. Zur Befeitigung einer Prätenfion, wegen ans 
geblichen Mangels an gebührender Quart, wurde ein weiterer 
Vertrag den 10. Auguft 1654 abgeſchloſſen, worauf ein felcher 
den 13. Suli 1656, ferner den 25. Juni 1740 und den 15. Mat 
1744 folgte. Neue Streitigkeiten hatten ſich, hauptfüchlich weil 
die NRotenburger Linie unter ſich ein Primogeniturrecht einfühs 
ren wollte, erhoben die den 25. März 1754 durch einen Vers 
trag beigelegt wurden. Der lette diefen Gegenftand betreffende 
Vertrag wurde den 2. Auguft 1771 abgefchloffen. *) 

Die in allen deutfchen Fürftenhäufern üblich gewefene Ges 
meinfchaftlichfeit der Regierung unter mehren zur Succeifion 
Berufenen, oder an deren Statt die Theilbarfeit der Regierung 
unter denfelben, **) hat hiernach in Heflen **) bis zur Zeit 
des Landgrafen Morig beftanden. Diefem Negenten würde nicht 
Wilhelm V. allein, fondern alle feine J Schne in der Negies 





*) Berträge und zugehörige Nachrichten, was nach ber in fürfft. heil. 
kaſſ. Linie unter Landgrafen Moritzen Nachkommenſchaft vergliche: 
nen Zandestheilung, zu deren jüngern Herrn, oder des nunmehrigen 
f. h. rheinfeffiihen Haufes Portion angewieſen, was hierbei dem 
ältern Herren, oder nunmehrigen f. Haus H. K. vorbehalten, und 
wie nach mehrer Uebereinkunft die Bewanduiß zwijchen beiden fürſtl. 
Häuſeru beftimmt worden. 1774. 

=) Eichhorn f. Et. und R. Geich. $. 234. 301. 428. Th. 3. S. 
137. 152. 253. 261. $. 540. 542. 52. 

*#=#) Lyser de apaa. cap. 26. — Rumeling diss. ad. c. 25. A B. 
Th. 1. & 6. 
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tung gefolgt fein, nenn nicht durch ben Bertrag v. 12. Febr. 
1627, mit Einwilligung der jüngeren Brüder, die Regierung 
ben älteften allein übertragen wäre. Die Einwilligung der 
Nachgeborenen wurde für ein fo weſentliches Nequifit erachtet, 
daß obgleich die Primogenitur vom Vater und Landesherrn ans 
geordnet und von der Mutter genehmigt war, die Faiferliche 
Eonfirmation Doch wegen der Minderjährigfeit der Nachgebores 
nen Anftand fand. Als nämlich den 16. Mai 1628 bei dem 
Reichshofrath diefe Angelegenheit zur Berathung fam, trug ders 
felbe zwar auf Ertheilung der Beftätigung an, jedoch salvo: 
jure eujuscunque. Der Reichskanzler von Strahlendorf fand 
ungeachtet diefer Klaufel den 3. Juni 1628 die Conftrmation 
noch zur Zeit wegen der Brüder Minderjährigfeit bedenklich. 
Landgraf Wilhelm, ald er hievon Nachricht erhielt, und wegen 
ber beabfichtigten Klaufel, salvo jure enjuscunque, beforgt 
war, ließ nochmals den 5. Juli 1628 inftantüren, was eine 
wiederholte Verathichlagung des Neichshofrathg und eine Koms 
munifation deffelben mit dem Reichskanzler zur Folge hatte, 
worauf denn endlich die Konftrmation ertheilt wurde, zwar mit 
Weglaſſung jener Klaufel, jedody unter Hinzufügung der Bes 
ſtimmung, daß Wilhelms Brüder, fobald fie zu ihren mündigen 
Sahren kommen, zu der Primogenitur fich mit einem förperlis 
chen Eide, für fid ihre Erben und Nachkommen, zu verbinden 
ſchuldig feien. %) Auf folhe Weife verzichteten alfo die Nach— 
gebornen, für fih, und ihre Nachkommen, auf immer ihrem 
wohlbegrindeten Succeffiongrechte zu Gunften des Erftgebors 
nen, fo lange deffen männliche Descedenz am eben fein würde. 


Als Acquivalent für diefe Aufopferung, als Entfchädigung für. 


die Nachtheile, welche fie durch Die von ihnen genehmigte Eins 
führung des Primogeniturrechtsd erleiden mußten, bedangen fie 
fich den Aten Theil Landes, frei von aller Schuldenlaft und ohne 
zu den Regierungskoſten beizutragen. 

Man kann diefen, den jüngern Brüdern des Landgrafen 
Wilhelm V. eingeräumten, Gegenftänden nur die Natur einer 
Apanage beilegenz denn mit Einführung der Primogenitur ift 
es ald cine nochmwendige Folge verbunden, daß ben Nachgebors 


) Adgenöthigter Gegenbericht ꝛc. 1653 S. 49. 
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nen, welche dadurch won der Sıcceffion ausgefchloffen werden, 
ein ftandesmäßiger Unterhalt ausgefegt werde *)Y. Man findet 
diefes in allen teutfchen Fürftenhäufern; fo oft das Primoge⸗ 
niturrecht eingeführt wird, find auch jedesmal Beflimmungen 
über die Verſorgung der Nachgefebten getroffen worden. Die 
Art und Weife, wie folches gefchah, ift fehr verfchieden. Mei—⸗ 
ftend behielt man in Alteren Zeiten die von der früheren Ge 
meinfhaftlichfeit der, Regierung entlehnte Gewohnheit bei, den 
Nachgebornen gewiffe Landestheile zur Nutzung zu überweifen**). 
Geldabfindungen wurden regelmäßig erft in fpäteren Perioden 
üblih. Die den Nachgebornen ausgefegte Verforgung heißt in 
ben älteren Urkunden gewöhnlich: Deputat ***), Penfion, Uns 
terhalt oder Abfindung +); die Nachgebornen felbft werden abe 
gefundene oder abgetheilte Herrn genannt 17). Im neuerer 
Zeit ift jener Berforgung der Name einer Apanage und fofern 
diefelbe in der Benutzung eines Landestheild mit Ausübung von 
Hoheitsrechten beftand, die Bezeichnung eined Paragium beiger 
fegt HH). Das Apanagium und dad Paragium find nach vol 
lig gleihen Grundfägen zu beurtheilen; es find beides Bezeich— 
nungen fir ein und das nämliche Snftitut SS). Der Unterfchied 


*) Meier de ap. dt par. ant. et util. cap. 4. no. 1. — Dissc. atgq. 
cast. vind. dist. int. par. et ap sect. 1. $. 6. — Höek epist. ad 
Lombardium. — Itter de fend. imp. cap. 13. &.1. Klüber öff. 
R. d. 8.2. $. 2350. — Mittermaier t. P. R. F. 400. 

* Eichhorn $. 429. 562. — Seckendorf t. $. St. N. 2. c. 
3. — Itter de feud. imp. cap. 13. $. 6. 

) 3. B. in der Heſſen Darmftädtifchen Linie laut Vertrag vom 13. 
Yug. 1606. cfr. Spring'sfeld cap. 6. 

» Eichhorn $. 533. 

TT) Springsfeld cap. 1. nr. 15. 37. — Weidling de oner. 
dot. filias apanagiator. c. 16. — RBetii diss. de jur. port. alim. 
c. 1. nr. 21. — Disc, atque cast. vind. dist. int. ap. et par.sect. 
1.$ 8 — Hoek vrnd. ep. ad Lombard. — Lud ewig eomm. 
ad A. B. cap. 25. nr. 1. c.7.$. 2. — Hoffmeister de jur. 
ap. cap. 1. $. 3.4. — Gerhard vind. dist. int, par. et ap. c, 
2 nr. 18. — Lombardius trat. tr. quaest. cont. ap. — Coc- 
ce)Ji de succ. ap. c. 1. $. 34. 

tr) Mittermaier $. 400. — Klüber $. 250. 

$$) Springsfeld c. 8. nr. 38. c. 12. nr. 10. — Hoffmeister 
de jur. ap. c. 23. — Minockwitz depar. 5. — Hocck 
epist. ad Lomb. 
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beſteht nur darin, daß, waͤhrend Gegenſtand der Apanage eine 
beſtimmte Rente an Geld oder Naturalien iſt, der Gegenſtand 
eined Paragium die Nutzungen von einem Theile bes Staats⸗ 
gebiets (Land und Leuten) find. Bei Einführung ber Primos 
genitur in Heflen mußte hiernach ebenfowohl für die Nachger 
bornen ein ftandedmäßiger Unterhalt feftgeftellt werden; es muß⸗ 
ten, ald bei der Abdiction des Landgrafen Moritz die Regie— 
rung auf Wilhelm V. allein fallen follte, deſſen juͤngere Bruͤ⸗ 
der anderweit verforgt werden. Wenn alfo in dem Bertrage 
von 1627 beftinnmt wurde, daß denfelben eine Quarta omnium 
bonorum zu Theil werden folfe, fo faun hierin nur ein Depus 
tat, eine Abfindung für die Nachgebornen, ein Paragium oder 
eine Apanage gefunden werden. Hiermit ftimmt auch der woͤrt⸗ 
liche Inhalt der Verträge und fonftigen Urfunden, fo wie die 
zu verfchiedenen Zeiten Statt gefundenen Erflärungen ber res 
gierenden fürftlichen Linie zu Kaffel überein. So waren ſchon 
in dem Teftament des Landgrafen Morig vom 3. Febr. 1608, 
worin der erite Urfprung der nachherigen Abjonderung der 
Quart gefucht werden muß, von demfelben feinen jüngern Schr 
nen gewiſſe Herrfchaften und Aemter, doch ohne die landes⸗ 
fürftliche Superiorität, zugetheilt, feinen fünftigen Soͤhnen aber 
zu ihrem Unterhalt ein Deputat an Geld ausgefegt. Daß leßs 
teres nur eine Apanage fein fonnte, laͤßt fich nicht bezweifeln. 
Aus der Gleichſtellung der Ffünftigen Söhne mit den fchon ges 
borenen ift übrigens abzunehmen daß auch die erftere Art der 
Verforgung den Charafter einer Apanage habe annehmen fols 
len. In den legten Teſtamente des Yandgrafen Morit von 
15 Juli 1620, in welchen er die Anordnung einer Primogeni— 
tur traf, wurde von ihm beſtimmt, daß der regierende Landes 
fürft feine Brüder ‚‚contentire und abfinde‘, wie denn auch 
foldye Brüder „ſich nach ziemlichen Dingen contentiren und ab— 
finden laſſen“ follten. In demjelben Teitamente heißt es, „da 
auch die abgetheilten jüngeren Brüder, bei vorfallenden 
Ehrenfachen etliche von ded regierenden Landesfürften Ritters 
fehaft zum nothwendigen Aufwarten bebürftig, follen dieſelben 
etlicye rittermäßige Verfonen zu befchreiben bemächtigt fein, 
was aber der Nitterfchaft zu einiger fernern Verbindlichkeit und 
Eubjection gegen die abgetheilten Herrn unverfänglich 
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ſein ſoll“. Die hier gebrauchten Bezeichnungen, „abfinden und 
contentiren“, ſo wie „abgetheilte Herrn“, deuten ſchon an, daß 
Moritz im Sinne hatte, fuͤr ſeine nachgebornen Soͤhne eine 
Apanage zu conſtituiren. Die in dem Vertrage vom 12. Febr. 
1827. 8. 7. und 13 von der Quart gebrauchten Ausdruͤcke, „die 
den jüngern Brüdern affignirten Oerter“, ferner „die Häufer 
und Borwerfe, fo bdenfelben in assignationem zufallen moͤch— 
ten“, welche auch in dem Affefurationgfcheine vom 12. Febr. 
1627, dem Bertrage vom 1. Sept. 1628 und dem Anweiſungs⸗ 
briefe vom 20. Febr. 1629 vorfommen, laflen fich ebenfalls 
nur auf den Begriff einer Apanage beziehen. In jenem Aſſek. 
Sceine erklärt Wilhelm V. ausdrüdlich, daß er „eine Ber: 
gleihung und gütliche Handlung feiner Brüder fürftl, Unter: 
halt wegen’’ vorgenommen habe, Hieraus ergiebt fich, daß in 
der Abfonderung der Duart die Beflimmung desjenigen enthals 
ten fei, was in neuerer Zeit ein Apanagium genannt wurde. 
In der Abdif, Urfunde vom 17. März 1627 wird der Quart 
vamentlic die Bezeichnung „einer brüderlichen Abfindung“ beis 
gelegt, welche nur anwendbar ift, wenn eine Apanage ausges 
fegt werden fol, die man auch daraus erfennen muß, daß nach 
jener Urkunde bei einem DVerluft am Gebiet die Quart gemins 
dert werben fol. Gleiche Bewandniß hat ed mit dem im Vers 
trage vom 1. Febr. 1628 vorfommenden Ausdrude, einer „aus⸗ 
gefegten Quarta“ und ‚einer bewilligten Quarta““. Die Kais 
ferliche Gonftrmation der Primogenitur it nicht minder unter 
der Bedingung erfolgt, daß der des juris primogeniturae füs 
hige Fürft die andern Fürften nach billigen Dingen ‚‚ablege 
und ſich mit denfelben abfinde”’, wodurch alfo die Einführung 
einer Apanage bedungen ift, die man deshalb auch nur in ber 
Durch den Bertrag vom 1. Sept. 1625 fpeciell gefchehenen Abs 
fonderung der Quart zu erblicen vermag. Bei den verfchiedes 
nen ÖStreitigfeiten, welche zwifchen der NRotenburger und der 
Heſſen⸗Kaſſelſchen regierenden Linie zu verſchiedenen Zeiten obs 
gewaltet haben, hat die lettere jederzeit die Rotenburger Duart 
als ein Apanagium und die Landgrafen von Rotenburg als 
abgetheilte und apanagirte Prinzen dargeftellt. So wird in 
einer Relation der beiden fürftl. HeffensKaffelichen Abgefandten 
son Croſſing und Dr. Chriſt d, d. Wien den 28. Aug. 1650 
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geſagt, fie haͤtten dem damaligen Landgrafen von Rotenburg 
remonſtrirt, daß „den abgetheilten Fuͤrſten in ihrem, anſtatt 
ihres apanagii inne habenden, Lande, das jus territoriale nicht 
competiren könne‘, In einer weitern Relation vom 14. Sept. 
1650 fagen diefelben, fie hätten dem Herrn von Gebhardt, der 
ſich für die Landgrafen von Rotenburg intereffirte, remonftrirt, 
„welcher Gejtalt die Superiorität den abgetheilten Für- 
ften nicht könne zugelegt werden‘, und in einer andern Relas 
tion vom 17. Sept. 1650, fie hätten „an allen Orten vorzus 
ftellen fich angelegen fein laffen, daß das jus primogeniturae 
in der abgetheilten Herrn Lande nicht beitehen koͤnne“. 
Gfeichergeftalt wird von den erwähnten beiden Abgefandten in 
ihrem zu Ebersdorf am 23. Sept. 1650 beim Kaifer abgeleg- 
ten Bortrage der Rotenburger Linie die Bezeichnung „‚abgetheilte 
Fuͤrſten“ gegeben. ALS Landgraf Ernft v. Rotenburg die im 
Heffen » Kafjelfchen Haufe eingeführte Primogenitur anfocht, 
überreichten die nämlichen Abgefandten beim Kaifer eine Ans 
zeige zur Vertheidigung des im Haufe Heffen eingeführten Pri— 
mogeniturrecht3, und führen darin an, „es finden ſich auch bei 
diefer Primogenitur die Substantialia requisita derfelben, nenz 
fih — — — — 3) certa quantitas et qualitas apanagii et 
quidem condigna statu prineipum juniorum“. Die Roten⸗ 
burgifche Linie fuchte das Verhaͤltniß, in dem fie zu den von 
ihr benußten Befitiungen ftand, für etwas anderes als eine 
Apanage auszugeben, allein in einer Schußfchrift des regieren, 
den Haufes, welche im Sabre 1652 unter dem Titel eines abs 
gensthigten Gegenberichts gedruckt wurde, wird angeführt, 
„das Apanagium oder abeefundener Herrn Unterhalt koͤnne 
ebenfowohl in einen Stuͤck Yandes als in einem Geld» Quans 
tum beftehn‘‘, und daran wid die Behauptung gefnüpft, „die 
Potenburger Linie habe ein fo anſehnliches fuͤrſtl. Apanagium 
in quantitate et qualitate, wie nicht leicht ein anderes firftt. 
Haus”, wodurd alfo unbezweifelt die Eigenfchaft der Quart 
ald eine Apanage ausgefprochen wurde Ein Sahrhundert 
fpäter erneuerten fih die Eteitigfeiten zwifchen der Heſſen⸗ 
Karfelfchen und der Rotenburger Yinie, weil Kandgraf Conſtan— 
fin von Rotenburg in feiner Familie eine Primogeniturordnung 
durch eine teſtamentariſche Dierofitien von 6. Jannar 1748 
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angeordnet, und im Maͤrz 1749 bie Kaiſerl. Beſtaͤtigung in 
einer Urfunde ausgewirft hatte, in welcher Landgraf Conſtan⸗ 
tin, als „jeßt regierender Landesfürft‘ bezeichnet wurde. Land⸗ 
graf Friedrih, König der Schweden, remonftrirte nicht bloß 
beim Kaifer dagegen, fondern ließ fich auch durch Herrn von 
Wiülfnig den 10. Mai 1750 bei der Neichsverfammlung zu 
Regensburg befchweren, bei welcher Gelegenheit in der Bee 
fchwerdefchrift gefagt wird, „daß die abgetheilte fürft. 
Rotenburgfche Linie Feines juris primogeniturae fähig, fondern 
Churs und Fürften höchitengd daran gelegen ift, daß nicht ihnen 
von den apanagirten Linien Jemand de facto art die Seite ges 
fegt werde.” AL Wiederlegung einer diefen Streit berührens 
den Heflen-Rheinfeld-Rotenburgifchen Vertheidigung, wurde im 
Jahr 1752 eine Gegenfchrift unter dem Titel eines Furzgefaßs 
ten jedoch ftandhaften Beweifes erlaffen, an deren Schluffe es 
heißt: „des regierenden Herrn Randgrafen zu Heffen-Kaffel D. 
nehmen fich daher bei ihrer fo offenbar ftehenden Gerechtfame 
die gegründete Hoffnung, es werde ſowohl bei Kaiferl. Maj. 
als fämmtlichen hohen und andern Neichsmitftänden, der ges 
gentheilige Unfug anerfannt und folhem durch die erfchlichene 
Kaiferliche Beftätigung ihrem fürftlichen Haufe zugefügten Pr& 
jubiz forderfamft abgeholfen werden.’ Aus diefer Schrift geht 
unzweideutig hervor, daß die regierende Linie die Rotenburgis 
ſche nur als eine apanagirte, und die Quart ald ein Aypanas 
gium angefehn hat, denn ed werden darin unter andern fols 
gende Anfichten und Behauptungen ausgefprochen : 

1) Nachgeborne Herrn, ed mögen nun biefelben mit gewiffen 
Nutzungen von Land und Leuten, oder mit baarem Gelbe 
abgefunden fein, befigen Feine Fähigfeit, eine Erbfolge 
nach dem Rechte der Erftgeburt unter ſich einzuführen. 

2) dergleichen Herrn, es mögen diefelben mit gewiffen Niz« 
zungen von Land oder mit Gelde abgetheilt fein, find für 
apanagirt zu halten, mithin die Ausbrüde, abgetheilt, 
abgefunden, apanagirt, paragirt in effectu einerlei, 

3) Aus dem $. 7 des Vertrags von 1627 ergiebt fih, daß 
den nachgebornen Herrn weiter nichts ald dad Dominum 
utile oder die Nutzung vom Aten Theil der ganzen Bers 
Laffenfchaft zu ihrer Abfindung und Subfiftenz ae ift. 

VII. Band 18 Heft. 


H die nachgebornen Brüder des Landgrafen Wilhelm haben, 

= wenn fie gleich die Nutzung von ber universal Quarta 
onminm bonorum zur Abfindung erhalten, vor andern 
abgetheilten Herrn nichts voraus. 

5) Bei der Abtheilungsverfaffung hat e8 fein Verbleiben ges 
habt, obſchon 1646 und 1648 wegen der, den nachgebor- 
nen Brüdern affignirten, Nutungen andere Berträge ger 
fchloffen worden find. 

6) Landgraf Ernft von Rotenburg wandte alles dahin ar, 
| damit die Kaffelfcye Hoheit in Anfehung der zur Apanage 
angemwiefenen Quart aufgehoben werde, 

Landgraf Ernft hat durd; den Vergleich von 1654 ein und 
andere Jura blos in vim apanagii et per modum do- 
minii utilis erhalten. Als derfelbe in feinem Teftantente 
Primogenitur-Ordnung einführen wollte, proteftirte dage⸗ 
gen fein jüngerer Sohn beim Kaifer, wobei er anführt, 
daß in apanagiatu feine Primogenitur Statt finde; und 
ob min gleich regerirt werde, die Heffen Nheinfelf. Linie 
fei feine apanagiata, fondern eine abgetheilte und abge— 

fundene Linie, fo werde wohl ein Reals Unterfchied nicht 
gezeigt werben fünnen; und ferner: wie wohl die heff. 
Duarta Fein Apanagium fein folle, fo fei doch nichts 
deitoweniger alles was bei der Apanage fich findet, auch 
hier anzutreffen. 

8) Rotenburg gibt vor, die Duarta gehöre den nachgebornen 
rotenburgifchen Herrit jure divisionis et successionis 
hereditäriae, indem es überall die Quarta omnium bo- 
norum heiße, und alfo wären fie nicht für apanagirt zu 
halten; man hat aber ſchon erwiefen, daß alle diejenigen 
pro apaganiatis zu halten, welche feine Regierung ha— 
ben, während nur in modo apanagii der Unterfchied iſt, 
daß einige ihre Abfindung mit Nugung von Land und 
Leuten, andere mit baarem Gelde befommen. Landgraf: 
Eonftantin, ſammt feinen Vorfahren und Nachfolgern find 
daher, wenn man dies auf ihn und feine Branche appli— 
cire, für folche apanagirte oder abgetheilte Herrn zu hal— 
ten, welche ihre Apanage oder zu Teutfch ihre Abfindung, 
in Nugungen von Land und Leuten, vermöge der fonder- 
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baren paetorum domus zu genießen haben. Es hebt auch 
die den secundo genitis verwilligte mutua successio 
die Natur eined Apanagii nicht auf. 

9) Dieffeits hat man aus den heffifchen Hausverträgen bes 
wiefen, daß die Rotenburgifchen Herrn mit Nutung von 
einem gewiflen Antheil an Land und Leuten abgetheilt, 
mithin nichts anders ald apanagirte Prinzen feiern. Ver— 
möge ber in vim sanction. pragmaticae et legis pübli- 
cae beftätigtigten Heffifchen Haus » und Regierungsver⸗ 
faffung, und folglidy auch des damit verbundenen Vers 
hältniffes von Land und Leuten, gebührt der Rotenburgis 
{hen Branche weiter nichts, ald die Nutung oder das 
dominium utile in Anfehung eines gewiffen zur Subsis- 
tence angewiefenen Antheild an Land und Leuten per 
modum apanagii. 

10) Die Apanagial-Abtheilung hat in den Hausverträgen und 
darauf erfolgter Kaiferlichen und Reichsgrundgeſetzmaͤßi⸗ 
gen Conftmation ihre unabänderliche Beftätigung erhalten. 

ID Der regierende Landgraf gönnt dem Landgrafen Gonftans 
tin und den Übrigen Nachgebornen recht gern, daß fie die 
ihnen zugewiefenen Apanagen. bis auf die fpäteiten Zeiten, 
nach Maaßgabe der Verträge, benuten mögen. 

12) In dieſen Verträgen ift enthalten, wie ed mit den ihnen 
zur Apanage angewiefenen utilibus gehalten werben folle, 

13) Eonftantin hat die Benennung eines regierenden Herrn 
contra naturam apanagii et pactorum domus zu er: 
fchleichen gefucht. 

14) Die Rheinfeld jest Notenburgifche Linie ift für nichts ans 






ders als abgetheilt und abgefunden oder welches einerlei 
iſt, für lidy apanagirt zu achtert. 
Es iſt 3 durch ein Reichs-Hofraths-Concluſum vom 


9. Nov. 1707 befchloffen worden, — nachdem die HeffensKaffel 
fhen und Darmftädtifchen Gefandten Niefe und v. Berghöfer 
gebeten hatten, daß man es in einem zu ertheilenden Faiferlichen 
Defrete bei dem Worte: apanagirte, ald welches allenthalben 
gewöhnlich fei, bewenden laffen oder aber, dafür doch ein teutz 
ſches Wort anftatt jenes zu nehmen wäre, ſolches dergeftalt 
einrichten möge, damit darunter alle mit jährlichen Einfünften 
4* 
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und Geld abgefundenen Fuͤrſten begriffen find, — „daß zur 
Abfommung aller Difficultäten in dem Deereto’’ *), hinſichtlich 
der Rotenburgiſchen Linie, die Worte: abgetheilte und abgefun⸗ 
dene Herrn gebraucht werden ſollen. Allein es hat dadurch der 
Streit ob hier ein wahres Apanagium vorhanden iſt, keines⸗ 
wegs entſchieden werden ſollen **). Es wurde auch nichts deſto⸗ 
weniger in einem auf eine hoͤchſte Reſolution vom 10. Jan. 1815 
ſich gruͤndenden Ausſchreiben des Steuercollegium vom 16. Jan. 
1815 welches in die Geſetzſammlung aufgenommen iſt, die Nor 
tenburgifche Linie eine apanagirte genannt. 

Eben fo haben alle Rechtslehrer älterer und neuerer Zeit 
die Rotenburger Quart ald ein Apanage behandelt *gGH. 

Durch die Verfaffungsurfunde und die derfelben gegebene 
Auslegung ift ebenwohl die Rotenburger Linie als eine apana— 
girte angedeutet. Zufolge des $. 63 Nr. I gehört nemlich zu 
den Mitgliedern der Ständeverfammlung auch ein Prinz des 
Kurfürftlichen Haufes für eine jede apanagirte Linie deffelben. 
Zu den hiernach zur Landftandfchaft berechtigten Prinzen iſt 
ftet8 der Landgraf von Rotenburg gezählt worden, was, wenn 
derfelde den Landtag auch nicht wirklich befucht hat, doch von 
den Ständen durch die Berechnung der zur Conftitwirung der 
Ständeverfammlung nöthigen Anzahl von Mitgliedern, wobei 
immer auf den Landgrafen von Rotenburg Rüdjicht genommen 
worden if, und von der Staatöregierung durch eine den Stäns 
den in Betreff der Gonftitwirung der auf den 26. San. 1833 


*) Lombardii duplicat, in punct. par. et ap. 

“*) Kopp Handb. Ih. 2, ©. 210. — Mofer T. St. R. Ih. 18. 
S. 144. 

##4) Meier de ap. ef par. ant. et util. c. rar. c. 6. ar. 2. — 
Springsfeld cap. 5. nr. 55. cap. 6. — +g de ap. c. 46. 
Berger jus apanagiale $. 50, — Hertiißs de ap et par. 
dist. c. 23. — aut. disc. atq."cast. dist. int. ap. et par. s. 1. $ 
9. sect. 3. $. 5. — Hoeck epist. ad Lomb. — Hoeck vind. 
epist. ad Lomb. — Weber diss. de ermblem. hass, scct, 2. 
aphor. 2, — Hübner Stantslex. #r. v. Hessen. — Eichhorn \. 
543. not. d. — Estor el. jur. publ. hass. hod. pag. 184. — Die 
zwifchen den fürftt. Häufern Lippe und Schaumbura Lippe obs 
waltenden zur aufträgalgerichtfichen Entſch. an großh. badiiches Hof- 
gericht verwiefenen Streitigkeiten. Lemgo 1834. S. 53. SH. 
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zuſammenberufenen Verſammlung gemachte Mittheilung aner— 
kannt iſt. 
Auch aus $, 14 und 17 der Verfaſſungs⸗Urkunde laͤßt ſich 
diefes folgern; denn wenn dafelbft von Apanagegitern und 
von den in die Cathegorie der Apanage fallenden beträchtlichen 
Grundbefigungen einer Seitenlinie die Rede ift, fo kann dabei 
nur an die Befigungen der Rotenburger Linie gedacht werben, 
weil, fo viel befannt ift, Feine andere Seiten-Linie beträchtliche 
Grundbefigungen zur Apanage erhalten hatte und Fünftige nds 
thige Apanagen nur in Gelbrenten, nicht in Gütern feftgefegt 
werben follen. Seit der BerfaffungssUrfunde ift gleichfalls die 
Unterhaltung der Rotenburgifchen Linie ald Apanage angefehen 
worden; denn in den Propofitionen der Staatsregierung zu 
dem Staatsgrundetat, in ber Bewilligung ber Stände, und 
in den daraus hervorgegangenen Finanzgefegen ift die Averſio— 
nalfumme, welche die Rotenburger Linie ftatt des Antheild an 
dem Allendorfer Salzwerf in Gemäßheit ded Vertrags vom 
11. Sanuar 1654 zu empfangen hat, auf den Titel der Staats» 
ausgaben von Apanagen geftellt. Was aber von einem Theile 
ber der Rotenburger Linie durch die Hausverträge eingeriumten 
Einfünfte gilt, muß auch hinfichtlich des Ganzen anwendbar fein. 
Ausweislich der, der Ständeverfammlung durch den Minis 
fter des Innern Hrn. Haffenflug vorgelegten Motive zu dem 
mit den Standesherrn projectirten Bertrage über die Abtretung 
ihrer Negierungsrechte ift, nachdem: diefelben bei dem Bundes⸗ 
tage Befchwerde Aber ihre Beftenerung geführt haben, weil die 
apanagirten Linien Heflen- Philippsthal und Rotenburg fteuers 
frei fein, von Seiten der Staatsregierung dagegen ausgeführt, 
daß dies „eine eigentliche Befreiung‘ von der Grundfteuer nicht 
fei, weil die „apanagirten Linien Glieder des Kurfürftlichen 
Haufes fein, die fteuerfreien Güter zu ihrer Apanage gehörten 
und ihnen vom Staate an diefer zu erfegen fein wirde, was 
ihnen durch Beftenerung entginge, wie denn bie von ihnen felbft 
erworbenen, nicht als Apanage überwiefenen, Güter keineswegs 
fteuerfrei fein.’ Auch bei diefer Gelegenheit ift demnach uns 
zweifelhaft die Rotenburger Quart ald Apanage behandelt und 
eingeräumt, daß die Rotenburger Linie eine apanagirte fei. 
Nach diefem Allen wird als feftftehend anzunehmen fein, 
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daß der Rotenburger Linie die Quart ald ein Apanagium uͤber⸗ 
wiefen worden fei, womit auch die von dem Finanzminifterium 
mitgetheilten Gutachten übereinftimmen. 

Nachdem auf Diefe Weife der Nechtstitel erörtert ift, unter 
welchem die Quart von der Rotenburger Linie benugt wurde, 
wird erforderlich fein, die Eigenfchaft zu prüfen, welche den 
zur Quart gehörigen Gegenftänden anflebt. 

Man wird aber hierin nur einen Theil des heffifchen Lan 
des, ein wirkliches Staatsgebiet zu erkennen vermögen, burch 
deffen Ueberweifung die nachgebornen Söhne bed Landgrafen 
Morig von dem vollen Umfange ihres Rechtes auf die Suc—⸗ 
ceflion an Land und Leuten ausgefchloffen, und wegen ihrer 
deshalbigen Anfprüchen abgefunden wurden; denn fchon in dem 
der Abfonderung der Quart vorangegangenen Unterhandluns 
gen ift davon die Rede, daß zur Abfindung der jüngern Söhne 
des Landgrafen Mori eine gewiffe Portion an Land und Leus 
ten, jedoch ohne Superiorität dienen folle. Unter der Bezeich- 
nung einer Portion an Land und Leuten kann aber nur ein 
Theil des Fürftenthums felbft verftanden werden, wenn auch 
damit nicht alle Hoheitdrechte verbunden fein follten. Sn dem 
Bertrage vom 12. Febr. 1627 S. 14 ift feitgefegt, daß jo wer 
nig der regierende Fuͤrſt, ald die junge Herrfchaft Macht has 
ben fol, Schulden zu machen, „oder ihre Lande zu bejchweren, 
ohne fämmtlicher Heren Conſens und Bewilligung”; audy hier 
werden die Befigungen der jüngern Brüder, „ihre Lande’ ges 
nannt, und mechfelfeitig fo gar den Paciscirenden die Befug- 
niß eingeräumt, die Einwilligung zu der Verpfändung der den- 
ſelben zugetheilten Lande zu geben; hinfichtlich der Beſchwe⸗ 
rung des Landes mit Schulden, wird alfo die Quart den übri- 
gen Diftriften völlig gleichgeftellt,. In dem Affecurationsfchein 
vom 12. Febr. 1627 ſagt Wilhelm V. es fei zwifchen ihm und 
‚feinen Brüdern eine Bergleichung und gütliche Handlung feines 
Batern Lande wegen vorgenommen und dahin gehandelt vers 
glichen und verabfchiedet worden, daß ihm 3 Theile des Fürs 
ſtenthums Heffen und zugehöriger Grafs und Herrfcaften, 
audy andern Pertinenzien, feinen Brüdern aber die uͤbrige 
Quarta und Vierdtetheil gemeldeten Fürftenthums und zugehe- 
rigen Graf⸗ und Herrfchaften und anderen Pertinenzien ver: 
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bleiben folle. Er verfpricht dann, daß er „alle, auf dem fer 
nen Brüdern zufommenden Vierdtentheil des Fürftenthums Hefz 
fen ftehende, Schulden auf fich nehmen, und foldhe Schulden 
von demjenigen, fo ihm in dieſer jeßigen Vergleihung vom 
Lande verblieben, gänzlich bezahlen und, obſchon wegen folder 
Schulden der feinen Brüdern durch die jegige Vergleichung zus 
getheilte vierte Theil Landes erpreß verfchrieben fein möchte, 
daffelbe von folcher Hypothek frei machen wolle‘; er räumt 
auch ferner feinen Brüdern die Befugniß ein, „wofern auf des 
ren Antheil Landes eine Erecution von den Greditoren ausge 
wirft werden follte, alsdann fid an feinem Landeseinfommen 
propria authoritate zu erholen, oder auf alle fothane feine 
Lande, deren Rente und Gefälle bei Faiferlichem Hofs und 
Kammergericht mandata sine clausula immissorialia vel exe- 
cutoria auszubringen“. 

In Diefer Urfunde wird die Quart ausdrädlich ein Vierd— 
tetheil des Fuͤrſtenthums Heffen genannt; e8 wird diefelbe mit 
den übrigen 3 Theilen ganz gleichgefetst, e8 wird beiden Quo— 
ten ber Ausdruck: Lande beigelegt. Man kann hiernach kaum 
den Gedanfen einer ungleichen Theilung des Landes mit Vors 
behalt der Superiorität über das ganze Land für den Erftger 
bornen befeitigen. In der Vollmacht, welche Landgraf Morig 
den 14. März 1627 auf 5 feiner Raͤthe ausftellte, um bei dem 
auf den 17. März nad Kaſſel befchriebenen Conventu in feis 
nem Namen die Regierung auf Wilhelm V. zu übertragen, er 
wähnt er der Verträge mit feinen jüngern Söhnen, „davon 
Anwefenden und befchriebenen Ständen von Prälaten, Ritter 
und Landfchaft vertrauliche Communifation gefchehen ſolle“; 
und in der Abdifationsurfunde vom 17. März 1627 wird be 
ftimmt, daß „falld die wegen des Marburgifchen Succeffionds 
Streites zur Erecution gezogenen Herrfchaften und Aemter wie 
der erlangt werben follten, die Quarta davon an Land und Len— 
ten mit Zugiehung Ritters und Landfchaft, zugeeignet und anges 
wiefen werden fol’. Diefe Mitwirfung der Stände in Verbin— 
Dung mit dem auch hier gebrauchten Ausdrude: Rand und Leute 
deutet unzweifelhaft darauf, daß die Quart, als ein Theil des 
Staates betrachtet und der Gompler der der Rotenburger Linie 
eingeräumten Rechte ferner für eigentliched Staatsgut angefehn 
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werben ſolle. In jener Abdikationsurkunde waren anfänglich) 
zur Quart ausgefeßt folgende Gegenftände: Schloß, Stadt 
und Amt Melfungen‘, Stadt und Amt Feldberg, die Vogtei 
Garthaufen fammt dem MWeymanshoff, Stadt und Amt Fichte 
nau, Ludwigsſtein mit feiner Zubehör, Stadt und Amt Wiens 
haufen und Breidenau. Theilweiſe wurden an beren Statt 
durch den Vertrag vom 1. Sept. 1628 andere Beftanbtheile 
gefegt, und jene dem Landgrafen Wilhelm V wieder zugewie- 
fen. Die urfprünglic; zur Quart beftimmt gewefenen, jedoch 
nachher davon getrennten Bezirke find unftreitig fortwährend 
als wirfliche Theile des Staatsgebiets behandelt worden, wors 
aus fich wohl folgern läßt, daß auch die, an deren Stelle der 
Rotenburger Linie fpäterhin uͤberwieſenen, Diftrifte von gleis 
her Beichaffenheit gewefen fein werben. In dem Bertrage vom 
1. Sept. 1628 wird auch ausdruͤcklich beftimmt, daß die das 
felbft benannten Schlöffer, Häufer, Städte, Herrfchaften, Rande, 
Leute und Güter den jüngern Brüdern des Landgrafen Wil 
heim des V., „zu Sontentirung ihres ganzen vierten Theis 
am NiedersFürftenthbum und beffen Zubehoͤrungen“ übergeben 
werben follen. In dem Faiferlichen Defrete vom 3. Juni 1628 
wurde Landgraf Herrmann zum Abminiftrator der Quart ber 
ftellt, und darin gefagt, daß derfelbe, „über feine und feiner 
Geſchwiſter inne habende Quart, und was biefelben noch an 
Land und Leuten im Fürftenthume befommen werben, becerni» 
ren folle”, Wilhelm V. fpricht in dem Anweifungsbriefe, wel⸗ 
chen er an die Bewohner der Quart den 20. Febr. 1629 ers 
fieß, fih dahin aus, daß er fich verpflichtet habe, feinen Bruͤ⸗ 
bern einen vierten Theil von Land und Leuten auch allen des 
Fuͤrſtenthums Einfünften zuzuftelen, daß er feinen Brüdern in 
Folge deffen zugeeignet habe, die fpeziell bemerften „Schloͤſſer, 
Häufer, Städte, Aemter, Herrfchaften, Leute und Güter mit 
allen Unterthanen, Renten und Gütern auch Ober Herrlich» 
Recht und Gerechtigkeit’, und fährt dann fort: „wollen Euch 
alfo lauf Landgraf Herrmann ald Aominiftratoris Liebden fir 
fih und Shre fümmtlichen Brüder und deren ehelihe Manns, 
Leib⸗ Lehns⸗Erben überweifen”, Zwar hat Landgraf Morig 
feinen mit der Unterhandlung wegen Abfindung der jüngern 
Schne beauftragten Raͤthen den 6. Febr. 1627 gefchrieben, er 
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erinnere, daß das (im Concept des Vertrags vom 12. Febr. 
1627 wahrſcheinlich vorgekommene) Wort theilen in eine ans 
dere Form gegoffen werde, aus Urfachen weil das Fürftenthum 
nicht getheilt oder theilbar gemacht werden ſolle; allein es hat 
fi, diefes nur auf die Untheilbarfeit der Tandesfürftlichen Sus 
periorität bezogen; denn ald nach dem Tode des Randgrafen 
Wilhelm V. fih einige Mißverftäindniffe Aber die Auslegung 
ber frühern Verträge erhoben hatten, wird dennod in dem 
Eingange des, zu deren Beilegung den 17. Dec. 1646 getrofs 
fenen, Vergleichs erwähnt, daß vermoͤge der Verträge von 
1627 und 1628 „eine Theilung des Landes’ vorgenommen, 
und darauf dem Landgrafen Wilhelm „die ihm verordneten drei 
vierte Theil Landes, deffen Brüdern aber auch ihr vierter Theil 
affignirt ſei“. Eben fo fagen die fürftl. Heſſen⸗Kaſſelſchen Abs 
geordneten von Groffing und Dr. Ehrift in dem am 23. Sept. 
1650 zu Ebersborf beim Kaifer abgelegten Vortrage; „man 
babe fchmerzlich erfahren müffen, daß Landgraf Ernſt von Ro— 
tenburg ſich dußerft bemühe, bei kaiſerlicher Majeftät es dahin 
zu bringen, daß die Superiorität der abgetheilten Fürften Ro— 
tenburgifchem Linie, in den ihnen zugelegten vierten Theil des 
Fürftenthums ihm eingeräumt werde’, In dem Vertrage vom 
1l. San. 1654. $. 16 wird ſodann von der Rotenburger Linie 
Verzicht geleiftet auf alle Anfprüce „wegen ungleicher Landees 
theilung”. Zugleich wird daſelbſt „der von dem Fürftenthum 
Heffens Kaffel inhabenden Quartae an Land und Leuten’ ers 
wähnt und außerdem beftimmt, daß die fchon gefchehene „Lan—⸗ 
dbesvertheilung‘ in ihrem Stande belaffen werben folle. Alle 
diefe Ausdrüde von Land und Leuten, Ueberweifung der Un⸗ 
terthanen, Theilung des Fürftenthums u. ſ. w. deuten hinlängs - 
lich an, daß die Gegenftände, welche im Jahre 1627 den juͤn⸗ 
gern Söhnen ded Landgrafen Morig zu ihrem Unterhalte eins 
geräumt wurden, ein Theil des ganzen Landes gewefen fein, 
in welchem für den Älteften Sohn einige Hoheitsrechte refers 
virt blieben. Sa man follte fat verfucht werden zu glauben, 
daß in der Abfonderung der Notenburger Quart eine wirkliche 
Landestheilung gelegen habe, wenn man erwägt, daß bei fruͤ— 
heren unftreitigen Kandestheilungen z. B. der vom 2. März 
1460, Die jedem der Theilnehmer zugewiefenen Landestheile 


ebenwohl bezeichttet werden mit ben Ausbräden: Lande, Leute, 
Schloͤſſer, Doͤrfer, Gerichte, Guͤlden, Renten, Zinfen, Nuten, 
Auffommen und alle Zubehörungen *), ganz in der nämlichen 
oder doch völlig ähnlichen Weife, wie auch in den die Quart 
betreffenden Verträgen bie dem jüngern Soͤhnen des Landgra⸗ 
fen Mori zugewiefenen Oegenftände bezeichnet werden. Da⸗ 
mit ſtimmt auc) die Anficht Mofers **) überein, welcher Die 
der Rotenburgifchen Linie überlaffenen Regalien ald Reliquien 
des den Nachgebornen von Geburts» und gemeiner Rechte mes 
gen zuflehenden Rechts zur gleichen Succeffion und Mitregies 
rung ded ganzen Landes anfleht. Eben fo beruft fich Eichhorn HD 
auf das im Jahr 1627 bei der Kaffelfchen Linie des heffifchen 
Haufes eingetretene Beifpiel, wenn er fagt: es fei zuweilen 
bei Einführung der Primogenitur den Nachgebornen ein bes 
trächtlicher Theil des Landes mit allen Iandesherrlichen Eins 
fünften und fo vielen Nechten der Landeshoheit uͤberlaſſen, daß 
ihm Faum etwas anderes ald cine Reichs- uud Kreistages: 
Stimme und der Name des Juris territorii fehlter}). — 
Will man deffen ungeachtet annehmen, daß die Quart in 

ihrem Complex nicht ald ein eigentliche® Staatsgebiet von 
der Rotenburger Linie befeffen fei, fo läßt fich doch nicht bes 
zweifeln, daß den, der legtern eingeräumten Nutungen die Dos 
manialeigenfchaft beizulegen fei, da überhaupt die Apanagen 
aus dem Domanialvermögen zu beftreiten find. Doch wird 
auch bei diefer Eigenfchaft anzunehmen fein, daß die Quart 
zum Gtaatsvermögen gehört habe. Denn wie in allen 
teutfhen Landen, vermoͤge des Berhältniffes in welchem dieſel⸗ 
ben urfprünglic zu ihren Negenten fanden, von jeher das 
‘ Kammers oder Domänens Gut die ordentliche Duelle zur Bes 
freitung aller Ausgaben der Regierung neben der Unterhaltung 
des Regenten und feiner Familie war, mit dem Lande in uns 
zertrennlicher Verbindung ftand, ftet3 einen Theil der Staatd- 
verfaffenfchaft ausmachte und nur nad) den Grundſaͤtzen vers 
Außert zu werden vermochte, die überhaupt von einer Staats— 

*) Kopp Bruchſt. 4. Erl. d. t. Geſch. und Rechte. TH. 2. ©. T. zeq. 
») T. St. R. U. 1. ©. 19. 

) T. Et und R. Geh. $. 58. 
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veräußerung gelten, während Steuern früherhin nur zu ein. 
zelnen beflimmten Zwecken verwendet wurden, ohne daß fie 
Dazu dienten, den regelmäßigen Bedarf des Staates zu deden 
— eine Grundverfaffung aller teutfchen Lande, welche ſich un- 
verändert bis auf bie neueften Zeiten erhalten hat, indem in 
fpäteren Perioden nur der vorher auf Feiner feften Norm beru- 
hende Bedarf der fürftlichen Familie firtrt wurde ) — fo 
hat auch in Heffen dad Kammergut jeder Zeit die nemliche Bes 
deutung gehabt, was ſich im Allgemeinen fchon daraus ergibt, 
daß daffelbe niemals ohne Zuftimmung der Stände veräußert 
oder verpfändet werben durfte und, wenn Iettered gefchehen 
war, von ben Ständen durch Berwilligung der nöthigen Mit 
tel wieder eingelöfet wurde, — Es hat dieſes vielfach eine por 
fitive Anerkennung gefunden. So heißt es in den Brüderver- 
gleichen, der Philipps Schne den 15. Mai 1568 fchloffen $.5: 
„Sollen alle unfere anererbte Schlöffer, Städte, Dörfer, Zölle, 
Aemter, Klöfter und alle ihre Zugehoͤrungen Uns und Unferem 
ehelichen männlichen Stamm auch unfer allerfeit3 Landfchaft 
zum Beften, bei einander ungerriffen und unveräußert erhalten 
und davon nichts erbliched verlaffen werden‘. Durch den Aus 
drud: „Uns und Unferem Stamm auch allerfeitS Landfchaft 
zum Beſten“ fann nichts anders angedeutet fein, ald die Ber 
flimmung des Kammergutes zur Unterhaltung der fürftlichen 
Familie und zur Beftreitung der Staatsausgaben. ben fo 
ift im $. 4 jenes Brüdervergleich& verordnet: „Wenn ein Fürft 
von Heffen feinen Töchtern durch Teſtament oder dergleichen 
Dispofitionen etwas von feiner, mit guter verfichtiger Haus: 
haltung ohne Veräußerung, Verpfaͤndung und Befchwerung 
feiner Rentkammer, Land und Leuten, erfparten Baarfchaften, 
Kleinodien, oder Silbergefchirr vermachen würde, fo foll fol 
ches, was deffen nad; gejchehener Abftattung und Bezahlung 
der Schulden noch übrig fein würde, der Nachfolger den Teiche 
tern folgen laſſen; doch daß von Land und Leuten auch anerb⸗ 
ter Baarfchaft nichts überall verpfändet, veräußert oder ſon— 
ften in andere Wege befihwert fei oder. werde, daß auch zuvor 


*) Klüber $. 352. 479, — Spriugsfeld c, 7. ur. 38. 8 — 
Melchior ab Ossa prud. regnat. 
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von ber hinterlaſſenen Baarſchaft die Schulden, fo ber Abge⸗ 
ftorbene auf fein Drt Landes gemacht, zugleich abgeftattet und 
bezahlt find.” Auch hiernach ift alfo dem Fürften die freie 
Dispofltisn über dad Vermoͤgen der Nentlammer, ja feldft über 
die anererbte Baarfchaft, fogar zu Gunften feiner eignen Fa⸗ 
milie entzogen und noch dazu beftimmt, daß die Baarfchaft, die 
ein Fuͤrſt hinterläßt, d. h. die er felbft erfpart hat, ohne daß 
fie auf ihn vererbfällt wäre, vor allen Dingen zur Bezahlung 
der von ihm auf fein Ort Landes gemachten Schulden (Kane 
desfchulden) verwendet werden müffe 9. In dem Teftamente 
Philipp ded Großmüthigen vom 4. Nov. 1566 $. 26 iſt be- 
beftunmt, „feine Söhne follen mit Fleiß bei der Landfchaft 
handeln, daß die Tranffteuer nach Abbezahlung des von Nafe 
fau noch etliche Fahre und fo lange bewilligt werde, daß fie 
damit alle Aemter und Schulden, fo hin und wieder auf den 
Nemtern und auf der Kammer, da fie Penflon von geben, an 
Geld und Frucht ſtehe, ablöfen und alle Aemter und Zehnten, 
frei ohne Penfion, Geld oder Frucht hätten: fie follen aber 
das Geld nicht zu ihren Händen nehmen, fondern die Landfchaft 
fol Semand ordnen, der das Geld erhebe und ein Amt nach 
dem anderıt aud; die Schulden und was auf den Aemtern und 
der Kammer an Geld und Frucht Penffon fteht, big die allers 
dings ledig gemacht, loͤſe.“ *) Der ältefte Sohn Philipps, 
Wilhelm IV. der Stammvater ber jeßigen H fl. Kaffelfchen 
Fürften-Familie verfügte in feinem Teſtament von 1586 $.54: 
„daß unfer Sohn und Nachkomme von demjenigen, fo wir von 
Unſerem Bater und er förderft von ung ererbt, es fei an Herrs 
fchaften, Aemtern, Vogteien, Dörfern und Gerichten nichts 
verfaufen, verfchenfen oder zu Lehn anfegen oder unter einis 
gem Schein, wie der Namen haben mag, veräußern folle, cs 
wäre denn die Außerfte Kriegsnoth vorhanden; auf den Fall fol 
er mit unferen Brüdern als den Mitintereffenten und unfes 
rer getreuen Ritters und Landfchaft ald die den meh— 
reren Theil der Aemter und Güter, fo verſetzet und verpfäns 
bet geweſen, wicder eingelöfet, Rath, Vorwiſſen und Bewilli— 
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gung handeln, und wo er und feine Nachkommen ohne der Ag⸗ 
naten auch Ritters und Landſchaft Borwiffen, ver 
ſetze, verfchenfe oder vergebe, fol e8 feine Kraft und Wirfung 
haben.” Sn Verbindung mit dem Zeftament des Landgrafen 
Philipp geht alfo hieraus nicht blos hervor, daß die verpfäns 
deten „Aemter und Güter’ (Domainen) durch die Stände eins 
gelöft find, fondern es deutet Die bei Strafe der Nichtigfeit 
vorgefchriebene Zuftimmung der Stände zur Veräußerung und 
Berpfändung des Domanialvermögensd die Eigenfchaft des letz⸗ 
tern ald Staatögut an *), Im $. 55. jenes Teſtaments des 
Landgrafen Wilhelm IV. heißt e8 weiter: „wo er auch NRäthe 
oder andere Diener hätte, fo ihm treulich und nützlich gedient 
und durch ihre Induftriam, Fleiß und Mühe, Land und Leute 
hätten helfen vermehren oder des Fürften Perfon, oder ein Ort 
Landes vor augenfcheinlicher Gefahr hätten helfen erretten, den 
kann und fol Unfer Sohn mit Lehn und Gütern, fo ihm heins 
fallen, oder ein ziemlich Gnadengeld oder da bie Dienfte groß 
wären, mit einem ziemlichen Stuͤck Gutd aus unfern Randgüs 
tern, doch mit Vorwiſſen der Agnaten und Lands 
fchaft ſolches nach Gelegenheit geleifteter Dienfte recompenfts 
ren.’ *) Es ift alfo hier die Belohnung großer DVerdienfte 
um den Staat mit Ueberweifung von Domanialgütern an bie 
Zuftimmung der Randitände gebunden, was, wenn biefelben 
nicht Staatsgüter wären, durchaus nicht erforderlich fein koͤnn⸗ 
ten. Auch aus den die Abfonderung der Quart betreffenden Bers 
träge geht hervor, daß die Kammergüter zur Beflreitung der 
Regierungsunfoften beftimmt waren. Wenn man annimmt, 
daß dieſer Ate Theil des Niederfuͤrſtenthums mit zubehdrigen 
Graffchaften ein Theil ded Domanialvermögend gewefen fei, 
wenn man vorausfegt, daß die den jüngeren Schnen bes Lands 
grafen Moritz ftipulirte Quarta omnium bonorum tam prae- 
sentium quam futurorum, die nach den jährlichen Renten, 
Sntraden und Einkommen angefchlagen werben follte, eine Theis 
Iung der Kameraleinfünfte gewefen fei, fo muͤſſen natuͤrlich die 
übrigen 3%, in die nämlihe Kathegorie fallen; auch diefer muß 


*) Pfeiffer Geh. d. landfl. Verf. ©. 89. 160. 
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die Domanial⸗Qualitaͤt ankleben. And dem Auffommen der 
drei Viertheile, alfo and bem Domanialvermögen follte aber 
Landgraf Wilhelm V. nad dem Vertrage von 1627 8. 2 die 
Dnera, fo der fürftlichen Regierung anhängig, ausrichten. Daß 
hierunter alle damaligen Staatsausgaben begriffen waren, ers 
gibt die Verzeihnung jener Onera, die in den Verträgen vor- 
fommt. Go merden dazu in dem Vertrage vom 12. Februar 
1627 gezählt Wittumbs⸗Gebuͤhrniſſe, Unterhalt, Kleiderſchmuck 
und Ausfertigung der fuͤrſtl. Fränlein, Befuchung von Reiches, 
Kreide, Vifitationde, Kegationds, Probations⸗Tagen, Unterhalt 
der Kammer und alle dergleichen Regierungsfoften.” Wilhelm 
V. rechnet in dem Affefurationg- Scheine vom 12. Febr. 1627 
zu „des Landes Onera die Regierung, Bifitationd -, Deputa⸗ 
tions⸗, Probations⸗Reichstaͤge, Unterhalt der Fatferlichen Kam: 
mer, Ausfertigung und Unterhalt unferer Geſchwiſter und alle 
andere Laſt des Landes“. Landgraf Mori zählt in feinem 
Teftamente vom 15. Juli 1620 zu den „Onera“ auch „Unter 
haltung und Verwaltung des Hofgerichts, hoher Hofpitalien, 
Univerfität, fürftl. Collegii Mauritiani und andere Stiftungen 
und Hofpitals Schulden in der Kammer und den Aemtern“. 
Müßten dergleichen Stantsausgaben aus dem Domanial- Auf 
fommen beftritten werden, fo laͤßt fich nicht verfennen, daß 
leteres zu dem Staatsvermögen felbft gerechnet werden muß. 

Als Landgraf Earl am 2. Sept. 1721 ein Wohnhaus fammt 
dazu gehörigem Garten und dazu angewiefenen Ländereien ohne 
feiner Erben und Nachfommen oder fonft Jemandes Anſpruch 
und Einrede der Gräfin Bernhold dergeftalt abgetreten hatte, 
daß die Schenfnehmerin folches Gut und Hans eigenthämlich 
und erblich befigen follte, auch Landgraf Wilhelm VIII. diefe 
Schenfung den 6. Febr. 1753 ebenwohl beftätiget und das vül- 
lige Eigenthun, fo wie die freie unbefchränfte Dispofition der 
Scenfnehmerin anerfannt hatte, wurde dennoch vom Kammer⸗ 
Advokat auf Abtretung des Gutes, meil folches ald Domainen- 
Gut gar nicht hätte veräußert werden können, geklagt. Vom 
Dberappellationgs Gericht wurde darauf, mit Beziehung. auf 
allgemeine NRechtsgruntfäge und auf den Brüdervergleich v. 15. 
Mai 1568, fo wie bie dadurch von den heffifhen Fürften ges 
gen ihre Randfchaft uͤberrommene Verbindlidjfeit, auf den Grund 


einer Entfcheidung vom 14. März 1764, die Abtretung ausges 
fprochen, weil über Domainen oder Kammergüter, zu denen 
alle Güter ohne Unterfchied gehörig wären , welche vom Lande 
dem Fürften zu feinem Staate und Hofhaltung beftimmt und 
gewidmet, alfo nicht als Privateigenthum ſondern publicum 
rei publicae patrimenium zu achten feien, wovon der Fuͤrſt 
ein bloßer Verwalter und Nießbraucher fei, Niemand zu dies 
poniren erlaubt wäre, vielmehr die Veräußerung von dem Nadı- 
folger revocirt werden fünne. 9 Kurfürft Wilhelm I. erflärte 
durch eine Verordnung vom 14. Januar 1814 die Kammerguͤ⸗ 
ter, beftehend in Vorwerfen, Gütern, Zinfen, Zehnten, Gebäaus 
den, Forften u. dgl. m. ebenwohl für Staats⸗Eigenthum und 
erläuterte diefe Verordnung am 31 Juli 1818 dahin, daß dar: 
unter auch aus Furheffifcher Staatöfaffe ausgelicehenen Capita⸗ 
lien zu verftehen feien. In dem von dem Finanzminifterium 
initgetheilten rechtlichen Bedenfen wird ganz richtig erwähnt, 
dag Kurfürft Wilhelm J. durchaus nicht bei diefer Verordnung 
die Abficht gehabt haben Fönne, die rechtliche Natur der Kam 
mergüter zu verändern. Daraus folgt alfo, daß derfelbe in 
jener Verordnung nur die von jeher beftandene Eigenfchaft der 
Domainen als Staatdeigenthum anerfannt habe, womit aud) 
keineswegs ber in jener Verordnung gebrauchte Ausdruck „Uns 
fere Kammergäter‘ in Widerſpruch fteht, da nicht bloß dar 
mals, fondern auch jest noch der Regent als der Nepräfen: 
tant des Staates erfcheint, und fic des erwähnten Ausdrucke 
fortwährend bei ganz unftreitigen Staatseinrichtungen G. ®. 
„Unſere Kriegskaſſe“) bedient hat. Bei den auf dem Kandtage 
von 1815 vorgefommenen Verhandlungen über die Feftftelung 
des Staatdvermögend wurde zwar von Kurfinft Wilhelm I. 
erflärt, daß die Kammergäter und alle unter dem Namen ber 
Kammer⸗Intraden befannten Einkünfte ohne alle Landftändifche 
Mitwirfung der ausfchließenden Direktion bed regierenden Lanz 
desfürften unterworfen feien, aus denen berfelbe feinen Hof; 
Staat, Wittumbe-Gelder, Apanagen der nachgeborenen Prin- 
zen, die Befoldung feiner Eivils Dienerfchaft vom oberften bis 
zum unterften und andere Ähnliche oͤffentliche Ausgaben De: 
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ftreite; doch ermwieberten die Stände, was auch in der Natur 
der Sache liegt, daß die Kammerkaſſe und die darin fließen- 
den Domanial⸗Revenuͤen unftreitig zum Staatövermögen gehoͤ⸗ 
ren, wie Wilhelm I. felbft dadurch anerfannt habe, daß er jene 
Revenuͤen zur Beftreitung der Apanagen der nachgeborenen 
Prinzen und gur Befoldung der CivilsDienerfchaft vom ober⸗ 
ften bis zum unterſten beſtimme; da, wenn die Givildiener 
Staatödiener feien, die Kaffe, woraus fie ihre Befoldung ber 
zögen, ebenfalls eine Staatöfaffe fei. Die Erflärung Kurfürft 
Wilhelm I. hatte feine andere Bedeutung, ald daß er bei der 
Bermaltung der Kammergäter nicht an die Mitwirkung 
der Stände gebunden fei, was ja auch ſelbſt jetzt nicht eins 
mal unbedingt der Kal if. Wenn in jener Erflärung die 
Kammergäüter ein unveräußerliches Fideicommißvermögen ges 
nannt werden, fo erläutert ſich dies durch das vom Finanz 
minifterium mitgetheilte Gutachten Anl. I), nach welchem dieſe 
Bezeichnung ald identifch mit der Benennung Staatövermögen 
bis zum Sahre 1822 gebraucht ift, zu welcher Zeit Wilhelm II 
die Immobilien des Kurfürftlihen Haufes und Hofes förmlich 
von den Kammergütern gefondert, mithin ebenwohl die Eigen— 
ſchaft der letztern ald Staatsgut anerkannt hat, wie gleichfalls 
aus jenem Gutachten hervorgeht. — Durd die Verfaſſungs—⸗ 
Urkunde und die diefelbe begleitenden Handlungen hat die Eigens 
fhaft der Domainen als Staatsgut noch eine weitere formelle 
Anerkennung gefunden. Nachdem nämlid. Kurfuͤrſt Wilhelm 
IH. am 3. Nov. 1830 dem Minifteria-Rath Echotten die Bolls 
macht ertheilt hatte, mit einem landſtaͤndiſchen Ausfchuffe wer 
gen ber in ber Iandesherrlihen Propofition für den Landtag 
ausgefprochenen Anmweifung des Hofbedarfes auf gewiſſe Do— 
manial-Einfünfte zu verhandeln, ließen den 5. Nov. 1830 die 
Landtags Commiffarien in einer Plenar- Sigung der Stände 
erffären, daß die Verhandlungen zwifchen dem Hrn. Miniſte— 
rial-Rath Schotten und der ftändifchen Commiſſion fich nicht 
blos auf die Ermittelung der für den Hofbedarf erforderlichen 
Domanial-Einfänfte befchränfen, fondern auch auf die Feſtſtel— 
fung des volltäindigen Bedarfs des Kurfürftl. Hofes und die 
zur Ermitteling des Staatsvermoͤgens und deſſen Trennung 
vom Privatvermögen des Landesherrn erforderliden Arbeiten 


ausgedehnt werden würden, fo wie denn überhaupt der Kur: 
fürft die Erwartung hege, daß die vorbemerfte Angelegenheif 
gleichzeitig mit der Errichtung und Vollziehung der Verfaſ— 
fungs-Urfunde geordnet und definitiv vollendet werde. Bon 
den Ständen wurde demnächft nachgegeben, daß, unter dem 
Borbehalte des wirflichen Zuftandefommengd eines definitiven 
Abſchluſſes über die Abfonderung des Staatsvermögens, vom 
Staate für den Kurfürftlichen Hof eine gewiffe Summe jähr: 
lich zu zahlen fei. Durdy die Annahme diefer Offerte ift folg- 
lich feftgeftellt worden. Für diefen Bedarf follen nach der Ber: 
faffungs-Urfunde $. 141 die dazu vorbehaltenen Domainen und 
Gefälle beitimmt bleiben, die jedoch wie das übrige Staats: 
vermögen durch die Staatsbehörde verwaltet werden follen, 
während nad; $. 140 der Verfaſſungs⸗Urkunde das Staatsver- 
mögen vollftändig nach den Vereinbarungen verzeichnet werden 
fol, mweldje wegen Sonderung des Staatövermögend vom Fis 
beicommiß-Bermögen des Kurfürftl. Haufes getroffen find. Zur 
den Ießtern foll aber nad; Inhalt der getroffenen Vereinba— 
rungen nur eine Kapital-Maffe gehören nebft gewiffen ſpeziell 
in einem Verzeichniffe aufgeführten Gebäuden und fonftigen 
Grundftücden, indem man ſich dabei ausfprach, wie es fich von 
felbft verftehe, daß alle übrigen in dem DVerzeichniffe nicht res 
fervirten fogenannten herrfchaftlichen Immobilar-Beſitzungen 
als Staatdeigenthum, die zur Hofverwaltung überwiefenen aber 
als unveräußerliches Familien» Sommiß des Kurhaufes aners 
Fannt würden. Es muß folglich alles übrige, alfo das ges 
fammte Domanialvermögen, zum Staatögute gerechnet wer— 
den, zumal man nad dem in Kurheffen bis zum Sahre 1831 
üblichen Sprachgebrauche,, nicht wie das vom Finanzminiftes 
rium mitgetheilte rechtliche Bedenken (Anl. III annimmt, uns 
ter den herrfchaftlichen Smmobiliarbefigungen blos die damals 
vom Landesherrn benußten verftand, fondern gerade darin eine 
gemeinfchaftliche Bezeichnung für alle Gattungen von Gütern 
erblickte, welche fi nicht im Eigenthum der Korporationen 
und einzelnen Unterthanen befanden. Wollte man die Quart 
hierzu nicht rechnen, fondern diefelbe für ein vom dermaligen 
Staatsvermoͤgen getrenntes Domanial» Gut in der Bedeutung 
wie folches vor der Verfaſſungs-Urkunde genommen wurde, 
VII. Band. 18 Heft. 5 
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erachten, ſo mußte die Quart nach dem Ausſterben der fuͤrſtl. 
Rotenburgſchen Linie doch zu dem Zwecke verwendet werden, 
fuͤr welchen uͤberhaupt vorhin das Domanialvermoͤgen beſtimmt 
war, alſo zur Unterhaltung der fuͤrſtlichen Familie und zur 
Beſtreitung der Staatslaſten. Da nun die erſte auf eine ges 
wiſſe Summe jetzt fixirt iſt, und auf andere Weiſe gewährt 
wird, ſo koͤnnte die Beſtimmung der Quart doch nur die ſein, 
zur Beſtreitung der Staatsausgaben zu dienen. In dieſem 
Sinne nimmt dieſelbe natuͤrlich wieder den Charakter eines 
Staatsgutes an. Man braucht daher nicht einmal auf die 
Beſtimmung des Vertrags uͤber die Hofdotation zu recuriren, 
derzufolge alle bisher zur Hofverwaltung gezogen geweſenen 
Zweige des Staatshaushaltes nebſt Zubehör wieder der Staats⸗ 
verwaltung uͤberwieſen werden ſollen. — Auch nach der Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde iſt die Quart indirekt wenigſtens als Staats⸗ 
vermögen anerkannt worden durch das Geſetz vom 27. Febr. 
1S31, die Bildung und Verwaltung ded Staatsſchatzes betrefs 
fend, indem dafelbft im $. 4 beftimmt wird, daß der Capitals 
beftand des Staatsfchated niemald verringert werden duͤrfe, 
es fei denn, daß mittelft zwedmäßiger Abfindung eined Nutz⸗ 
nießers oder andern Beſitzers von urſpruͤnglichem Staatsvers 
mögen und Zubehör die Gerechtfame und Einkünfte des Staats 
alsbad vermehrt werden Fönnten, in welchem Falle nicht, wie 
es fonft bei. dem Gewinn eines Bortheild für das Kurhaus 
und den Staat nadı dem Gefete vom 27. Febr. 1831 über den 
Kurfürftl. Hausſchatz $. 2 gefchehen fol, der Ießtere zu Bes 
freitung der Abfindungsfunmme zu concuriren hat. Es kann bei 
jener Anordnung des Geſetzes über den Staatsfchat, wie auch 
in dem vom Finanzminifterium mitgetheilten Gutachten (Anl. I) 
ausdruͤcklich ausgefprochen wird, nur an die Rotenburger Linie 
gedacht worden fein, weil außer der Rotenburger Linie, foviel 
befannt ift, Nußnießer oder andere Befiger von urſpruͤnglichem 
Staatsvermögen, durch deren Abfindung alsbald die Gerechts 
fame und Einfünfte des Staats vermehrt würden, nicht eriftiren. 
Daß dagegen die Notenburgifche Linie wirflich Nutznießerin alfo 
auch die einzige Nutznießerin urfprünglichen Staatsvermoͤgens ges 
weſen fei, Taßt nicht bloß der Vertrag vom 12. Febr. 1627 8.7. 14 
und 15 erfennen, indem darin den jüngern Brüdern auf den affige 
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nirten Orten alle Ütilien eingeräumt werden, dagegen die Contra⸗ 
hirung von Schulden unterfagt wird, auch nach Ableben ihres 
Stammes der Rücdfall der Quart vorbehalten ift, fo wie der 
fpätere Vergleich vom 25. März 1754, worin erwähnt wird, daß 
es der Rotenburger Linie frei fei, über zur Quart gehörige 
Gegenftände „excepta alienatione‘“ nach Belieben zu verfis 
gen, fondern it auch in der 1752 erfdjienenen Schrift ausger 
führt, worin ausgefprochen wird, daß die Rotenburger Linie 
mit gewiffen Nußungen von Land und Leuten abgefunden fei, 
und berfelben weiter nichts ald das Dominum utile oder die 
Nusung von dem vierten. Theile der ganzen Berlaffenfchaft zu 
ihrer Subfiftenz überlafjen fei, was denn ohnehin aus der Nas 
tur eines Apanagium folgt. 

Eine ftringente Anwendung der im $. 4. bed Geſetzes über 
den Staats-Schaß enthaltenen Anordnung bat fich jedoch den 
1. März 1831 gezeigt, alfo 2 Tage nach deſſen Vollziehung 
und noch vor der, den 5. März 1831 erfolgten Ueberreichung 
des Driginald zum landftändifchen Archive woraus fich wohl 
abnehmen laſſen dürfte, daß die erwähnte Beftimmung, die fich 
nicht in der, die Grundlage jenes Geſetzes bildenden Verord⸗ 
nung findet, fondern erft von der Ständeverfammlung beans 
tragt wurde, lediglich auf die Rotenburger Quart angewandt 
werden folle. Es erflärte naͤmlich an jenem Tage ber Lands 
tagsfommiffar, Regierungsrath Eggena, er habe den Auftrag 
erhalten, mit dem Landgrafen von Rotenburg zu unterhandeln 
wegen Refignation feiner Rechte zu Gunften des Staats gegen 
eine gewiſſe Abfındungs- Summe; diefe Unterhandlung fei fo 
weit gediehen, daß in wenigen Tagen ein Abfchluß über die 
Hauptgrundlage zu Stande gebradjt werden könne. Der Lands 
graf fordre eine Abfindung von jährlich 24,000 Rthlr. und zwar 
im KRapital-Betrage nad) diefem Verhältnif. Da nun nad) den 
vorgelegten Etats der reine Ueberſchuß der Einfünfte der Ro— 
tenburger Quart ſich bis auf 45,000 Rthlr. belaufe, fo trete 
fhon hiernach jährlich ein Gewinn für die Staatsfaffe ein, der, 
auf Die wahrfcheinliche Lebensdauer des Landgrafen berechnet, 
das zur Abfindung erforderliche Kapital größtentheild wieder 
erfege ; es fei alfo für den Fall, daß der Landgraf ohne maͤnn⸗ 
‚liche Leibes-Erben verſterben follte, in pecuniarer Hinſicht fein 
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unverhaͤltnißmaͤßiges Opfer, fuͤr den Fall aber, daß derſelben 
noch maͤnnliche Erben erhalten koͤnne, ein bedeutender Gewinn 
anzunehmen. Die Staͤndeverſammlung beſchloß darauf, die 
Staatsregierung zu erſuchen, den Abſchluß eines Abfindungs⸗ 
Vertrages mit dem Landgrafen von Rotenburg nach vorheri— 
ger Mittheilung der Verhandlungen an die Staͤnde moͤglichſt 
zu beſchleunigen, und fuͤr den Fall daß eine billige Abfindung 
zu Stande komme, welche die Genehmigung der Staͤnde, oder 
deren Ausſchuſſes erhalte, in Gemaͤßheit des $. 4 des Geſetzes 
über die Verwaltung ded Staatsſchatzes ihre Zuftimmung zu 
ertheilen, den zur Abfindung erforderlichen Kapital-Betrag aus 
dem Staatsfchaße zu verwenden. Da nad; dem vom Finanz 
minifterium mitgetheilten rechtlichen Bedenken Anl. IL) ein 
Nutznießer feinen Nießbrauch wohl dem Eigenthuͤmer, aber nicht 
einem Dritten überlaffen fann, fo ergibt ſich aus jenen vom 
Landesherrn eingeleiteten und von der Ständeverfammlung ges 
nehmigten, auch unter der Mitregierung ©. H. des Kurprins 
zen Friedrich Wilhelm fortgefegten Unterhandlungen über die 
Abtretung der Quart an den Staat, daß diefelbe ald Eigen: 
thum des letzteren allerfeitS anerfannt worden fein. muß. 
Märe ed Dagegen die Abficht gewefen, in der Quart ein Fideis 
commißgut der Negentenfamilie zu erbliden, fo hätte die bes 
treffende Befteuerung im $. 4 des Geſetzes über den Staatd- 
fhat, welche doch in unmittelbarer Anwendung auf die Quart 
aufgenommen wurde, ihre Stelle, ftatt dort, in dem Geſetze 
über den Hausfchat v. 27. Febr. 1831 finden müffen. 

Als klaſſiſche Authorität für die Behauptung, daß die Ros 
tenburger Quart urfpringliches Domanial⸗Gut fei, ift ſodann 
das von dem Hrn. Finanzminifter v. Motz am 12 April 1833 
erlaffene und in die Geſetzſammlung aufgenommene Ausfchreis 
ben anzufehen, welches die Dienftanweifung hinfichtlich der Ber 
fteuerung des Grundeigenthumsd enthält. Nach dem Eingange 
jenes Ausfchreibens fol diefe Dienftanweifung auf das Steuers 
Reglement vom 16. October 1764 fo wie auf die, in dieſem 
Geſchaͤftszweige fpäter erfolgten Beftimmungen und auf das 
hieraus gebildete Herfommen geftügt fein. _ Nach dem erwähns 
ten Reglement follen ganz ſteuer- und contributionsfrei paſſi— 
ren die urfprünglichen Domanialz und Kammerguͤter. In jenem 


Ausfchreiben F. 92 Nr. 1 werben num ald ganz freie Güter 
aufgeführt das urfpränglich zum Staats und Tandesherrlichen 
DomanialBermögen gehörige Grundeigenthum, einfchlieglich 
der hiervon. an die abgetheilte Landgräflich-Heflen-Rotenburgfche 
Linie, fo wie die an die nachgeborenen und übrigen apanagirs 
ten Prinzen des Kurhauſes abgetretene Befigungen. Weiter 
wird in $.168 jenes Augfchreibens die Reihenfolge beftimmt, in 
welcher die verfchiedenen Grundſtuͤcke in das Katafter eingetra> 
gen werden follen und dieſe dergejtalt feitgefeßt, daß unter der 
Nubrif der contributiongfreien Güter aufzunehmen feien: 
D die Grundbefigungen des Staats, 
2) die landesherrlichen zum Kurfürftl. Familien-Fideicommiß 
oder zur Hof-Dotation gehörigen Grundbefigungen, und dann 
3) die Güter, welche das landgräflihe Haus Hejfen» Roten 
burg als Domanials Beftandtheile der Niederheffischen 

Quart beſitzt. 

Auch in dem, von der Staatsregierung ausgeſprochenen 
Prinzip, welches in den Motiven zu dem Vertrage mit den 
Standesherrn angeführt wurde, daß die Exemtion der Notens 
burger Befigungen von der Grundfteuer Feine eigentliche Bes 
freiung von folcher fei, fann nur das Befenntniß gefunden wers 
den, daß jene Befißungen urfprüngliches Staatdeigenthum feien, 
Durch die, in dem Steuerreglement von 1764 vorkommende Bes 
fimmung, daß die urfpränglichen Domainengüter fteuerfrei fein 
follen, die fih auch in den Iandesherrlichen Entfchließungen v. 
18. Auguft 1741 findet, widerlegt fich die, in den mitgetheilten 
Gutachten ausgefprochene Anficht, daß das Wort: „urfprüngs 
lich“ auf eine ſpaͤter eingetretene Veränderung der Eigenfchaft deute. 

Gene Anficyt widerftreitet der weiter in dem mitgetheilten 
rechtlichen Bedenfen Anl. IL) vorkommenden allerdings richtiz 
gen Behauptung, daß die Quart, als ein vom Ganzen blos ab» 
gefonderter Theil, in den Händen des Haufes Rotenburg ganz 
ihre rechtliche Natur behalten, die fie bisher in den Händen des 
regierenden Haufes gehabt hätte, 

Hiernah kann man nur zu dem Nefultat gelangen, Daß 
die Notenburger Quart ein wirfficher Landestheil, ein eigentliz 
ches Gebiet des Staates, oder doc als Beftandtheil des Do» 
manials Vermögens» Staatögut ſchon vor der Verfaflungs > Urs 
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Funde gewefen , in berfelben in gleicher Eigenfchaft anerkannt, 
auch nachher als folches im Geſetz vorausgefegt, von den Stäns 
den behandelt und von der Staatsregierung anerfannt fei, wels 
ches bisher zu der Unterhaltung der abgefundenen Rotenburger 
Seitenlinie des Fürftenhaufes gedient hat und diefer als Apa⸗ 
nage zur Benubung eingeräumt gewefen ift. 

Es entfteht nunmehr die weitere Frage, wem bie erwähns 
‚ ten Befigungen zufallen, nachdem die der Fürftl, Rotenburgi⸗ 
fhen Linie daran zuftehenden Nechte durch den Tod des Land 
grafen Victor Amadeus aufgehört haben, 

Es ift als allgemeine Regel zu betrachten, daß Apana⸗ 
gen, wenn fie durch den Tod eined apanagirten Prinzen var 
cant werden, dem Staatövermögen zumwachfen, weil fie ſtets als 
eine Laft des Landes betrachtet wurden, Es ergibt fich dies 
auch aus dem Teftament des Landgrafen Morig vom 18. Juni 
1620, in welchem angeordnet wird, daß nur ein einziger Lan⸗ 
desfuͤrſt fein folle, welcher feine andern Söhne und Brüder, 
ohne befondere, (d. h. allzuſtarke) Befchwerung und. Schmäs 
hung des Fürftenthbums abzuftnden habe. Es folgt dies ferner 
aus der Mitwirkung, welche den Landſtaͤnden bei der Konftituis 
rung einer Apanage grundgefeglich von jeher zuftand, denn in 
der Abdikat. Acte vom 17. März 1627 wird verfügt, daß den 
jüngern Brüdern die Duarta an Land und Leuten, mit Zuzies 
hung Ritter» und Landfchaft, zugewieſen, zugeeignet und ange— 
wiefen werden fol, und die Primogeniturordnung ſelbſt hat die 
faiferlihe Gonftrmation erhalten, jedoch mit dieſer Befcheiden- 
heit, daß der des Primogbniturrechts fühige Fürft die andern 
Fürften mit Zuziehung Ritters und Landfchaft ablege und ſich 
mit denfelben abfinde, Diefe Art der ftändifchen Mitwirkung 
bei Feftitelung der Apanagen ift denn auch in die Verfaſſungs— 
Urkunde $. 15 und 47 übergegangen. Wenn nach dem legtern 
Artikel die Prinzen in der Verfügung irgend einer Art hinfichts 
lich der Apanagegäter an Die Zuftimmung der Landſtaͤnde gebuns 
den find: fo wird dadurch anerfannt, daß die Stände auch bei 
dergleichen Gütern intereffirt find, was in feiner Weife der 
Fall zu fein vermoͤgte, wenn diefelben nicht als dem Stante 
heimfallend betrachtet würden. Das Nämliche folgt auch aus 
dem $, 14 der Verfaſſungs-Urkunde, welcher gleichfalls von ber 


— 


u 


Apanage handelt; denn wenn bafelbft vorgefehn iſt, daß bei 
dem Anfalle beträchtlicher Grundbefisungen mit Erlöfchen einer 
Seitenlinie, unter Beiftimmung der Landftände, die Vermehrung 
einer dermaligen Apanage ftatt finden kann, fo muß natürlich 
Diefer Anfall dem Staate zu Gute fommen, weil fonft in dem 
Erlöfchen einer Seitenkinie fein Grund liegen koͤnnte, eine Ver⸗ 
mehrung anderer Apanagen eintreten zu laffen, die doch aus 
dem Vermögen des Staats erfolgen foll, da außerdem eine Zus 
flimmung der Landftände nicht erforderlich fein wuͤrde. 

Wenn nun noch insbefondere durch die Urkunde über die 
Hofdotation ftipulirt ift, daß die Apanagen der Staatskaſſe 
nicht länger zur Laft bleiben follen, infoweit das Recht der 
Betheiligten auf die Beziehung aufhört, fo wird ed zur Gewiß- 
heit erhoben fein, daß die in der Rotenburger Quart beftanz- 
dene Apanage nach dem Tode des letzten Landgrafen von Ro— 
tenburg mit dem Staatövermögen verbunden werden muß. Es 
tritt dieſes aber um fo mehr ein, als jene Apanage in der Ber 
nußung eines Landesdiſtrikts, eines Theild des Staatögebiets 
beftanden hat, welches demnach dem übrigen Staatsgebiete, von 
welchem es hinfichtlich feiner Nutzungen zu einem beftimmten vors 
übergehenden Zweife bisher getrennt war, wieder zu vereinigen 


iſt ). Wenn nemlicd die Abfindung der jüngern Brüder des 
Landgrafen Wühelm des V. mittelft der Quart an die Stelle 


der big dahin bei einem Succeffionsfalle üblich gewefenen wahs 
ren Landestheilung trat, fo muß auch in rechtlicher Beziehung 
jene Quart nach den nemlichen Normen behandelt werden, wie 
die übrigen drei Viertheile des Landes. Test alfo, wo die jüns 
gern Söhne des Landgrafen Morig mit ihrer Descendenz aus— 
geftorben find, kann der von denfelben bisher befefjene Theil 
des Landes den Descendenten des älteren Sohnes nur in derfels 
ben Weife anfallen, wie dem letztern die übrigen drei Viertheife 
des Landes ſchon im J. 1627 zugetheilt wurden. Nachdem 
durch den Tod des lebten Randgrafen von Rotenburg eine Gons 
folivation eingetreten ift, hat der Regent von Heffen über die 
zur Rotenburger Quart gehörig gewefenen Diftrifte vollfommen 
die nemlichen Rechte auszuuͤben, wie Aber die fonftigen Theile 


*) Disc et enst. vind. dist. int. ap. et par. 8. 5. $. 5. 
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des Landes, nicht [Anger weniger Rechte aber auch Feine grö- 
feren. Es ift diefer Anfall fo zu betrachten, als hätte derfelbe 
gleich im Sahr 1627 Statt gefunden, fo ald wäre bei der Abs 
difation oder dem Tode des Landgrafen Morig nur ein einziger ' 
Sohn vorhanden gewefen, der danı alle Landestheile mit gleis 
dem Rechte ererbt hätte, Befugniffe, welche in einem folchen 
Falle Wilhelm V. über die zur nachmaligen Quart gehörigen 
Diftrifte nicht erlangt haben würde, kann auch deffen Nachfol⸗ 
ger über folche beim Ausfterben der Notenburger Linie nicht 
erwerben. Es muß fich alfo jeßt der ganze Umfang der in der 
Staatsgewalt liegenden Nechte auf die angefallne Duart 
ausdehnen, aber es kann der Negent, der diefe Rechte, der 
Staatögewalt nach $. 19 der Verfaffungs-Urfunde in ſich vers 
einigt, nicht noch andere, aufferhalb derfelben liegende, Befug⸗ 
niffe durch jenen Anfall in Beziehung auf die fraglichen Diftrifte 
fich zueigen; er kann dafeldft nicht Befugniffe ausüben, welche 
ihm in den bisher von ihm mit voller Hoheit regierten Landes⸗ 
theilen nicht zuftehen, Nur in diefem Sinne ift es zu verfichen, 
wenn e3 in dem $. 16 des Vertrags vom 12. Febr. 1627 heißt: 
‚Daß bei dem Tode der jüngeren Brüder die Quart dem aͤltern 
oder regierenden Herrn anmwachfen ſolle“, indem hier der regie- 
rende Herr offenbar für das Subject genommen ift, welches 
als Repraͤſentant des Staates erfcheint, ohne das dabei an 
irgend ein privatrechtliches Verhältniß gedacht fein könnte, in 
welchem Wilhelm V., der damald zum regierenden Herrn defige 
nirt war, zu den Bezirken ftehen Fünnte, welche nach dem Ver⸗ 
frage von 1628 zur Quart beftimmt wurden. Schon der Aus— 
druck: accrefeiren oder anwachfen, welcher in der erwähnten 
Stelle des Bertrages gebraucht worden ift, laͤßt feinen Zweifel 
darüber, daß die Quart, ſobald diefes Anwachfen oder Accrefr 
ciren Statt finden würde, zu den übrigen Gebietstheilen in dag 
nemliche ftaatsrechtliche Verhältniß treten fol, in welchem dieſe 
felöft fich befinden. Diefelbe Anficht hegte auch, bei Gelegenheit 
der Verhandlung über die Frage, ob vertragsmäßig vom letzten 
Landgrafen zu Rotenburg deffen Rechte noch bei feinem Leben 
erworben werden follten, der Neferent des landftändifchen Muss 
fchuffes, der Deputirte (nachherige Suftizminifter) Wiederhold, 
indem er zu den Bortheilen eines folchen Bertrages rechnet, daß, 
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ein Staatögebiet innerhalb des Staatsterriterii mit diefem ver: 
einigt und ein Theil des Staatsvermoͤgens ficher zur Erwerbung 
von Land und Leuten angewendet werben koͤnnte; zu den Nach— 
theilen aber, daß die Vereinigung der Quart mit dem Haupt: 
Iande auch wohl im Laufe der Zeit ohne Geld-Opfer Statt fürs 
den koͤnne. Endlich wird e8 wohl nicht zu bezweifeln fein, 
daß, die einfache DominialQualität der Quart vorausgefeßt, 
Diejelbe mit dem Kammergute, von welchem fie temporär in Ber 
treff der Nußungen getrennt war, fich wieder confolidiren muß *), 
wenn jene Nutungsrechte dritter Perfonen aufhörten, daß alfo 
Diefelbe jeßt lediglich zur Beftreitung der Staatsausgaben zu 
verwenden ift, nachdem die weitere Beftimmung des Kammer: 
gutes, neben jenem Zwecke zur Unterhaltung der fürftlichen Fa— 
milie zu dienen, feit dem Sahre 1831 in fo weit aufgehört hat, 
als der Bedarf des Kurfürftlichen Hofes auf eine beftimmte 
Summe firirt ift und auf andere Weife gedeckt wird. 

. Wenn alfo hiernach feftftcht, daß die Quart als Staats— 
gut zu betrachten und al3 ſolches dem Staate angefallen ift, fo 
wird dadurch jede Nachforfchung, ob Diefelbe etwa ein Privat- 
vermögen des Negenten, ein Familiengut des fürftlich Heffifchen 
Hauſes fei, völlig überflüffig. Es würde auch diefe Qualität, 
wenn der erftere Sat ausgemacht ift, möglicher Weife gar nicht 
Dargethan werden koͤnnen; doch zeigt ſchon die Gefchichte von 
Heffen, das eine privatrechtliche Eigenfchaft den zur Quart ges 
hörigen Bezirken gar nicht beigelegen haben kann. Eine folche 
würde nur vermöge eines privatrechtlichen Titel3 haben entftehen 
koͤnnen, alfo nicht vermoͤge einer Neichs-Belehnung, nicht Kraft 
einer Mitwirkung der Landftände, fei es durch Geldbewilligung, 
durch Anfauf oder Wiedereinlöfung, auch nicht im Falle des 
Erwerbs durd; Staatsverträge, fondern nur durch eine privats 
rechtliche Erbfolge, durch Ankauf aus Privatmitten, durch Ems 
pfang von Heirathögütern u. dgl., alles diejes aber doch nur uns 
ter der Befchränfung, daß nicht nachher dergleichen Beſitzungen 
durch Oblation in den Reichslehenverband übergegangen find. 


*) cfr. Springsfeld .c. 12. nr. 28. c. 13. nr. 25. c. 7. or. 1. — 
Leyser de praed. in ap. cone. $ 63. 28. — Martin de ap. 
ec. 7. — Meier p. 597. — Höcck ep. ad Lomb. 
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Bekanntlich iſt nun im Sahr 1373 das gefammte Fürftenthum 
Heffen mit allen darunter begriffenen Gütern und Gerechtfamen 
dem Kaifer zu Lehn aufgetragen *), indem in den defhalbigen 
Lehnbriefen die ganzen Lande, Städte, Burgen, Häufer, Feſten, 
Dörfer, Güter, Lehen, Bergwerke, Gerichte, Mannfchaften, 
Herrfchaften, eigen und Erbfchaft, Zölle, Geleite, Straßen, 
Wege, Waffer, Wafferläufte, Seen, Teiche, Fifcherei, Brüche, 
Zinfen, Gilden, Genuͤſſe und Nuten und alle anderen Rechte 
und Zugehörungen genannt werden. Wenn alfo auch früherhin 
die Fürften von Heffen irgend ein Vermoͤgens⸗Stuͤck in private 
‚ zechtlicher Eigenfchaft befeffen hatten, fo ging daſſelbe gegen die 
Durch dieſen Reichs⸗Lehn⸗Brief erworbenen Befugniſſe, in deren 
man die eigentliche Grundlage der fpäter ausgebildeten Landes» 
hoheit erbliden fann, verloren *). Soll alfo irgend eine Beflzs 
zung jest noch vermöge eines privatrechtlichen Titeld dem heſſl⸗ 
ſchen Fürftenhaufe zuftehen, fo muß diefelbe mittelft eines ſolchen 
nach jener Zeit erworben fein. Doch tritt hierbei vermöge des 
Brüdervergleichd von 1568 noch eine weitere Befchränfung ein, 
indem nemlich hiernach nur dasjenige, welches ein Fürft von 
Heften felbft erworben hat, als fein propres Vermögen betrach⸗ 
tet werben foll, während diejenigen neu aquirirten Befigungen, 
welche ohne daß der erfte Erwerber darüber verfiigt hätte, auf 
deffen Nachfolger in der Regierung übergegangen find, auch der 
Landfchaft zum Beften gereichen, mithin ald Staatögut betrachs 
tet werden follen, eine Auslegung jened Brüdervergleichs, die 
fortwährend und bis auf die neuften Zeiten beobachter worden 
if. Wenn man damit das Teftament Wilhelm des IV. vers 
gleicht, nach welchem fein Sohn, Landgraf Morig, die vom Bas 
ter ererbten Herrfchaften, Aemter u. f. w. eben wohl nur in 
ftaatsrechtlicher durch die Mitwirfung der Landſtaͤnde bedingter 
Beziehung befigen fol, fo würde man ald befonderes ben jünges 
ren Söhnen des legteren Uberwiefenes Privatvermägen, nur dass 
jenige betrachten fönnen, welches diefer felbft mittelft privatrecdhts 
lichen Titel3 erworben hätte, Ein Erwerb von diefer Befchaffens 
heit müßte um fo mehr fpeziell dargethan werden, als eine Bers 


*) Sedderhofe Ki. Schrift Th. 3. ©. 32. 
*) Rommel Gejch. v. Heflen Ih. 2. S. 150. 


muthung für bie flaatsrechtliche Eigenfchaft der vom Lanbesherrn 
inne gehabten Vermoͤgenstheile zufolge eined vom Oberappella⸗ 
tionsgericht den 26. Januar 1828 in Sachen der Hoͤckelſchen Ers 
ben wider. Henfchel und den Staatsanwalt ertheilten Erfennt- 
niffes freitet, in welchem der Grundſatz ausgefprochen ift, daß 
„wenn gleich über die Einnahmequellen der Kabinets-Kaffe offi- 
ciell nichts befannt ift, doch aber deshalb, weil nicht conftirt, 
Daß nur die Auffünfte von Privatgütern oder fonftigem Privats 
vermögen Sr. 8. H. des Kurfürften in diefelbe fließen, für die 
- Eigenfchaft der gedachten Kaffe als einer Sffentlichen die Vers 
muthung ſtreitet“ und barauf die Entfcheidung gegrindet wird, 
Daß zur Vertretung jener Kaffe der Staatsanwalt von Amtswe⸗ 
gen nadı Maafigabe der Verordnung vom 29. Juni 1821 $. 60 
befugt fei, derzufolge durch den Staatsanwalt die Vertheidigung 
der Hoheitd » und dergleichen Staatsgerechtfame in freitigen 
Faͤllen vor Gericht gefchehen follte. Es eriftirt aber feine Nach: 
weifung, daß hinfichtlich eines zur Quart gehörigen Veftandtheis 
les eine privatrechtliche Art der Erwerbung Statt gefunden hiitte, 
vielmehr ift notorifch, daß dieſelben ſaͤmmtlich fchon früher zum 
Fürftenthum Heffen gehörten, ja aus den Mitteln des Landes‘ 
durch die Bewilligung der Stände gewiffermaßen angefauft find, 
wie die Grafichaft Katenellenbogen worin aud) das mitgetheilte 
rechtliche Bedenken (Anl, I) den Titel eines Erwerbs für deu 
Staat erblicdt, oder durch Staatöverträge erworben wurden, noch 
dazu mittelft Aufbringung anfehnlicher Steuern, wie die aus der 
Marburgifchen Succeſſions⸗Sache recuperirten Landestheile. Ja 
ed mußte fogar. zur Unterhaltung des Landgrafen Mori durch 
Bewilligung der Stände die demſelben bei der Abdication auss 
gefeste Summe aufgebracht werden, wozu ed gewiß nicht ges 
fommen wäre, wenn derfelbe ein folches Privatvermögen befeffen 
hätte, aus welchem er feinen jüngern Schnen Die Quart zu vers 
abfolgen im Stande gewefen wäre, 

Daß übrigend durch die Abfonderung der Quart nicht ein 
Familienfideicommiß habe geftiftet werden follen, und daß dies 
felbe nicht Bejtandtheile eines ſolchen habe fein follen, ergiebt 
fi) con and dem Umſtande, daß in der Notenburger Linie nie 
mals eine fibeicommiffarifche Succeffionsordnung eingeführt ges 
wesen, vielmehr gegen die Einführung einer folden von Seiten 
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der Kaſſelſchen Linie jederzeit gekaͤmpft worden iſt, und faͤmmt⸗ 
liche Prinzen der abgetheilten Branche in einer Communion in 
Betreff der Nutzungen aus der Quart geſtanden haben. 

Die in dem durch das Finanzminiſterium mitgetheilten recht⸗ 
lichen Bedenken (Anl. III aufgeftellten Deduftionen, aus wels 
chen deffenungeachtet gefolgert werben fol, daß die Rotenbur- 
ger Quart ein Familiengut des fürftl, heffifchen Regentenhaufes 
fei, werden nicht unwiderleglich erfcheinen. 

Es foll nad) jenem rechtlichen Bedenken im Mittelalter gar 
fein Staatsverband eriftirt haben, vielmehr follen nur einzelne 
Ländereien vorhanden gewefen fein, welche durchaus im Privateiz 
genthum, entweder der Unterthanen oder ver Landesherrn geftanz 
den hätten. In dem Privateigenthum der letzteren hätten daher 
die Kammergüter fich befunden. Ebenſo habe es fich in Heflen 
verhalten, daher fei die Rotenburger Quart der vierte Theil der 
heflifchen Erblande gemwefen und wäre fowohl binfichtlic der 
Domainen als der fubalternen Hoheit ein Privateigenthum des 
Rotenburger Haufes geworden. Staatseigenthum hätte fie nicht 
fein koͤnnen, weil es damals feinen Staat gegeben habe. 

Daß aber früherhin, felbft noch im 17% Jahrhundert, gar 
fein Staatsverband in Teutfchland eriftirt haben foll, ift eine 
Behauptung , die wohl ſchwerlich fich wird durch Die Geſchichte 
begruͤnden laſſen. 

efr. Eichhornet. St. und R. Geſch. $, 222. 290. 300. 

Das durch das Finanzminiſterium weiter mitgetheilte Gut- 
achten über das Familienfidei-Commiß des heffifchen Kürftenhaus 
ſes (Anl. I) widerlegt felbft jene Behauptung, indem baffelbe 
den Grundfag aufitelt, daß die Stände des Neichd, feit ihre 
Eigenfchaft ald bloße Reichsbeamten und Grundherrn aufgehört 
habe, zu der Würde der Negenten von Land und Leuten empor 
gehoben wären, und von da an die erhabenen Rechte des Ober, 
hauptes eines Staates ausgehbt hätten. Wenn auch Mofer und 
Keift, die zum Beweife angeführt werden, daß die Kammerguͤ— 
ter Privateigenthum des Fürften geweſen fein, einen folcdyen 
Sag in ihren Worten aufftellen, fo erflären diefelben doch, daß 
es den Fürften obgelegen habe, aus dem Kammergute die Res 
gierungs- und andere Ausgaben zu beftreiten, eine Verbindlich— 
keit, die denn auch in dem rechtlichen Bedenken ſelbſt Anl. AL) 
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nachgegeben wird. Dadurch aber fchmwindet faft jeder Unterfchied 
zwifchen einem zu folchen Zwecken dienenden Privateigenthum 
und dem eigentlichen Staatseigenthum. Mofer räumt auch ein, 
Daß die lediglic; dem Landesheren in Anfehung des Eigenthums 
zugeftandenen Güter dem Staate durch Landesverträge afficirt 
fein koͤnnten. Dergleichen Landesverträge find aber für Heffen 
in dem Teftamente Philipp des Großmüthigen, dem Brüdervers 
gleiche und dem Teſtamente Wilhelm IV, enthalten. Der Auss 
druf „Erblande” wird nicht ein einziges Mal in den Roten 
burger Verträgen gebraucht; doch würde auch daraus keineswegs 
ſich folgern laffen, daß die Landgraffhaft Heſſen ein Privatgut 
des Fürften gewefen fe. Wie man aber ein wirfliches Eigens 
thum an der Quart der Rotenburger Linie zuzugeftehn vers 
möge, ift wahrlich nicht zu erfennen, da doc ftets als feftites 
hend angenommen ift, daß berfelben nur Nutzungsrecht daran 
gebührten, 

efr. Estor. Elem. juris publ. hass. pag. 182. 
und in dem rechtlichen Bedenken (Anl. II.) felbit angeführt wird, 
daß fie die Eigenfchaft eined Apanagialgutes habe, welches doch 
niemald im Eigenthum, fondern bloß in der Nutznießung der 
Apanagirten fich befindet. Es wird ſodann in dem rechtlichen 
Bedenken (Anl. II.) weiter unterfucht, ob die urſpruͤngliche rechts 
Tihe Natur der Rotenburger Quart ald Patrimonialeigenthum 
des Haufes Heffen-Rotenburg in neueren Zeiten verändert wors 
den ift. Einer folchen Unterfuchung würde ed kaum beburft has 
ben, da es notorifch ift, daß das Nechtsverhältnig, in welchem 
Heffen-Rotenburg die Quart befaß, durchaus feine Veränderung 
erfitten hat. Wenn jedoch jene Unterfuchung das Ergebiuiß lies 
fern fol, daß Kurfürft Wilhelm II. durch die Verfaffungs » Ur; 
funde wohl die in feinem Bejite befindlichen Domainen dem 
Staate habe abtreten koͤnnen, nicd;t aber die Notenburger Quart 
weil ihm darüber feine Dispofition zugeftanden habe, fo ift Died 
eine völlige Verruͤckung des richtigen Standpunftes, weil über: 
haupt Durch die Verfaſſungs⸗Urkunde feine Domainen dein Staate 
abgetreten find, indem vielmehr die Verfaſſungs-Urkunde nur ein 
Anerfenntniß der laͤngſt bejtandenen Eigenfchaft der Domainen 
ald Staatseigenthum enthält. 

Wuͤrde auch wirffich ein ſolches Anerkenntniß dem letztver—⸗ 
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ſtorbenen Landgrafen von Rotenburg nicht praͤjudicirlich haben 
ſein koͤnnen, weil er die Verfaſſungs⸗Urkunde ſelbſt fuͤr ſich m⸗ 
verbindlich gehalten habe, ſo kommt doch darauf nach dem Er⸗ 
loͤſchen der Rotenburger Linie nichts weiter an, da wenigſtens 
für die regierende Linie fein Vortheil aus einer gegen die Vers 
fafjungs-Urfunde gerichteten Proteftation des legten Landgrafen 
von Rotenburg entfpringen kann. 

Menn in dem rechtlichen Bebenfen (Anl. IE) davon geredet 
wird, daß bei der Verfafjungsrllrfunde der Landesherr als ber 
Abtretende erfcheine und deshalb eine einfchränfende Erklärung, 
anzuwenden fei, fo läßt fi) auch eben fo gut, abgefehn davon, 
daß überhaupt dadurch dem Staate gar feine Güter abgetreten 
ſind, die Regel anwenden, daß, wenn bie Güter, die ald Staates 
eigenthum darin anerkannt find, diefe Eigenfchaft erft damals 
durch eine Abtretung von Seiten des Landesherrn erlangt häts 
ten, leßterer deutlicher zu reden gehabt hätte, falls er mehr als 
bie fpeciell erwähnten Gegenftände ſich hätte referbiren wollen. 

Eben fo unerheblich ift die Beziehung auf die Beflimmung 
daß die heimfallenden Lehen zum Staatsgute gehören, jedoch 
vom Negenten wieder ausgeliehen werben fünnen, indem unmdgs 
lich daraus gefolgert werben kann, daß andere heimfallende Güs 
ter nicht zum Staatögute gehören follen. Vielmehr läßt fich im 
Gegentheil daraus ableiten, daß weil ausdruͤcklich über die 
heimfallenden Zehen, obwohl fie Staatsgüter find, in gewiffer 
Mafe eine Dispofition dem Negenten zugeftanden tft, über an⸗ 
dere heimfallende Güter demfelben feinerlei Dispofition eins 
geräumt fe. Wenn ſodann noch erwähnt wird, daß die Vers 
träge über bie Abtretung eined Theiles der Quart an Preus 
Ben aus dem Jahre 1815, weil dagegen eine Herrfchaft von 
20,000 Rthlr. Einfommen ald Allodium wieder gewonnen fei, 
nicht moglich gewefen wären, wenn jenen abgetretenen Theilen 
eine ſtaatsrechtliche Qualität angeflebt habe, fo ift zu erwiedern, 
daß unbejtreitbar der Vertrag zwifchen Heffen und Preußen, ein 
wahrer Staatsvertrag war. Durch den Vertrag von 1815 zwi⸗ 
fchen Rotenburg und Preußen ift dagegen ausdruͤcklich beſtimmt, 
daß die der Notenburger Linie für die gemachten Abtretungen 
einzuraͤumenden Beſitzungen nicht als Allodium, fondern mit dem 
darch Die Hausvertraͤge fefigefesten Nexus auf Rotenburg übers 
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gehn follten, indem es rücdfichtlic der Herrfchaft von 20000 
Rthlr. Einkünften eine ganze andere Bewandtniß hat. 

Das weitere vom Finanzminifterium mitgetheilte Gutachten 
über das Familienfideicommiß des heil, Fürftenhaufes Anl. I) 
ſtuͤtzt ſich, um die Eigenfchaft der Quart als ein Familiengut 
ber leßteren barzufhun, auf die Erbverbrüberung zwifchen Hefe 
fen, Sachſen und Brandenburg, auf den Brübervergleich, das 
Zeftament Wilhelm IV. und auf die Entfcheidung des Oberap⸗ 
pellationsgerichts in Betreff der Domaine zu Vederhagen, 

Sn der Erbverbrüderung vom 29. Mai 1614 

efr. Winkelmann Beſch. v. Heflen. ©. 537, 
die zwifchen Hefien, Sachſen und Brandenburg gefchloffen wurde, 
wird beftimmt, auf ben Fall wenn einer der contrahirenden follte, 
„Daß Theile mit feinem ganzen männlichen Stamm ausfterben al» 
dann derfelben abgegangenen Churfürftenthbum, Fürftenthum und 
Herrichaft, Lehngefälle, Anwartungen und Pfandfchaften mit Rand 
und Leuten, Erben, Eigen, Kleinodien, Schulden und Gülte, 
Geſchuͤtze und zugehöriger Artillerei auch aller andern fahren« 
den Haab, nichts ausgefchloffen, beweglich oder unbeweglich, die 
wir jegt haben, ober wir oder unfere Leiblehnserben noch ges 
winnen mwürben, in aller Maaßen wie folgt, auf die andern 
Chur- und Fürften und alle ihre Leiblehngerben gänzlich und 
gar zu Erbeigen — gefallen und erblich bei ihnen und ihren 
Erben als ihren rechten Erbherrn bleiben folen nämlich und uns 
terfchiedlich, da — fich die Fälle an und den Landgrafen zutrüs 
gen, fo follen die Churs und Fürften zu Sachſen an unfern 
Landen und Leuten zwei, und dad Haus Brandenburg ben 
dritten Theil ererben, da ſich aber die Fülle — alſo begeben, 
daß das Haus Brandenburg ledig verftele, fo follen die Churs 
und Fürftl. Häufer Sachfen und Heffen, unſer, der Churs und 
Fürften zu Brandenburg verlaffene Land und Leute zugleich 
erben, wo fich aber die Fälle alfo zutrügen, daß ſich das Chur⸗ 
und Fürftlihe Haus Sachfen erledigte, fo follen in allen ber 
Chur⸗ und Fürften zu Sachſen jegigen und zufünftigen Landen 
und Leuten bie Chur- und Fürften zu Brandenburg einen und 
die Landgrafen zu Heffen zwei Theile zu ererben haben. Es 
ift nicht zu bezweifeln, daß hierin nur eine Vereinigung über die 
Staatsverlaffenfhaft beabfichtigt fe, was der Ausdruck: 
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Land und Leute genuͤgend andeutet. Es iſt dadurch keineswegs 
ein Familienfidei⸗ Commiß über das Privatvermoͤgen der kontrahi⸗ 
renden fuͤrſtlichen Haͤuſer, ſondern ein Erbvertrag hinſichtlich der 
Nachfolge in ihr Staatsgebiet geſchloſſen worden. 

Daß die uͤbrigen Urkunden, auf welche jenes Gutachten 
Anl. I) ſich bezieht, der Eigenſchaft der Quart als Staats⸗ 
vermögen nicht entgegen ſtehe, bedarf Feiner weitern Erwaͤhnung · 
Wenn daffelbe fich ferner auf rechtliche Deduftionen beruft, die 
beim Ableben des Landgrafen Friedrich II. eingeholt fein, fo läßt 
fih zwar darüber nicht urtheilen, weil diefelben nicht befannt 
find, doch werden diefe Deduftionen an ſich nicht für ein 
Beweismittel zum Nachtheil der vom Staate. auf die Rotenburs 
ger Quart geltend zu machenden Anſpruͤche betrachtet werben 
koͤnnen. Wohl aber ift die in dem vom Finanzminifterium mit⸗ 
getheilten Gutachten (Anl. II enthaltene Aeußerung zu beherzie 
gen, daß „der Landesherr neben diefer feiner erhabenften Eigen— 
fchaft nicht gern noch Patrimonialherr fein würde und es nicht 
ohne unangenehme, feine Lebensfreuden zwecklos fidrende, Gollis 
fionen fein koͤnnte.“ Ja man fann hinzufügen, daß es eine vol⸗ 
lige Unmöglichkeit fet, den Landesheren zugleich zum Patrimonials 
herren machen zu wollen, alfo denfelben aus feiner erhabenen 
‚Stellung unter die Unterthanen des Staates zu reihen. 

Hieraus allein fchon geht klar hervor, daß die Notenburger 

Quart dem Landesheren nur ald Inhaber der Staatsgewalt an⸗ 
gefallen fein kann und daher nicht ein Privatvermögen deſſel⸗ 
ben zu bilden vermag, denn die Nechte der Landgrafen vor Ros 
tenburg waren nur aus der Landeshoheit felbit abgeleitete Ber 
fugniffe untergeordneten Grades, welche, wenn fie mit dem In—⸗ 
haber der Landeshoheit ſich wieder vereinigen, nicht abgefondert 
von den eigentlichen Hoheitörechten bei demfelben fich denfen Laf- 
fen, fondern ſich ganz mit jener wieder confolidiren. Geftütt auf 
dieſes Verhaͤltniß läßt fich auch behaupten, daß dem Finanzmi⸗ 
nifterium zur Vertheidigung feiner Anficht andere Grunde gar 
nicht zur Seite geftanden haben fünnen, und was freilich des— 
halb fchon nicht anzunehmen ift, weil daffelbe folche fonft um fo 
mehr eröffnet haben würde, ald von ihm in feiner Mittheilung 
ausdrücklich angegeben ift, das, was zur Würdigung der rechts 
lichen VBerhältniffe der vorliegenden wichtigen Angelegenheit Dies 
nen könne, nicht vorzuenthalten. 


Wenn mım- ald- feftitehend angenommen werben kann, baß 
die Quart fein Familien Fideicommiß- Gut, fondern wirkliches 
Staatsgut fei, fo fommt es num noch darauf an, welches die Ber 
ſtandtheile find die zur Quart gehörten. Es find in dieſer Bezie⸗ 
bung diejenigen Bermögenstheile, welche beim Tode des Landgra⸗ 
fen Victor Amadeus fich in deffen Verwaltung befanden, von dens 
jenigen zu fcheiden, welche zu jener Zeit andere Perſonen inne hatten. 

Die erfteren zerfallen wieder in 2 verfchiedene Klaffen, je 
nachdem fie in Leiftungen beſtanden, welche die Staats: Kaffe 
jährlich dem Landgrafen v. Rotenburg machte, oder in Grund⸗ 
ſtuͤcken, welche diefer wirklich imme hatte. 1) In Anfehung der 
Iegtern Klaffe kommt in Betracht, daß durch den Vertrag v. 12, 
Febr. 1627 beftimmt wurde, wie den jüngeren Brüdern des Lands 
grafen Wilhelm V. ber vierte Theil sive quarta tam praesen- 
tium quam futuorum bonorum, absque omni onere und ohne 
einige Schuldenlaft zu Theil werden follte; dabei wurde feftges 
feßt, daß die jungen Brüder auf denen ihnen anzumweifenden Der- 
tern haben follten alle utilia dominia und Gerechtigfeiten, als 
Gollaturen, Peinlichkeit, Civil» Gerichte, Jagden, Landzoͤlle ıc., 
außer den Straßenfällen, die legtere und deren Beftrafung, find 
jedoch fpäterhin mittelft ded Vertrags vom 11. Januar 1654 der 
Rotenburger Linie ebenfalls zugeftanden. In dem Affecurationg- 
Scheine des Landgrafen Wilhelm V. druͤckt ſich derfelbe derge— 
ftalt aus, daß den jüngeren Brüdern verbleiben folle die Quarta 
des Fürftenthums mit allen ihren Einfommen der ordinarü Juris- 
dietion, nemlich eivili et criminali, allen utilibus dominiis, 
als Sollaturen, Jagden, Zöllen und allen Gerechtigfeiten, Gefaͤl⸗ 
Ien, Nußbarfeiten und andern Zubehödrungen. Hieraus ergibt 
fich die Ausdehnung der Rechte, welche der Rotenburger Linie 
‚eingeräumt waren und welche jet zu Gunſten des Staates auf- 
hören mußten. 2) Die einzelnen Beftandtheile der von derfelben 
inne gehabten Befigungen anlangend, fo wurde zwar ſchon am 
17. März 1627 eine Affignation der Quarta praes. bonor. vor: 
genommen, allein nachdem mit Landgraf Georg zu Darmftadt 
- ein Bergleich gefchloflen war, in Folge beffen die Kaffeliche Li⸗ 
nie die Pfandämter, die Georg eine Zeit lang inne gehabt hatte, 
(außerl Schmalfalden, welches bis zur Zahlung des Pfandſchil⸗ 
lings von 100,000 fl. einftweilen retinirt wurde) wieber erhielt, 
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wurbe eine anderweite Univerſal⸗Vergleichung der Quark mittelſt 
des Vertrags vom'l. September 1628 vorgenommen; wobei, wie 
aus dem Abfchiede vom 14. November 1646 hervorgeht, der 
Derter und Aemter Nutungen von ganzen 9 Jahren in’Anfchlag 
gebracht und die in jenen befundenen Amtsunfoften daran abge- 
zogen find. In Folge jenes Vertrags wurden der Rotenburger 
Linie zu einer beftändigen Reſidenz und allerſeits verwilligten 
Quarten folgende fürftfiche Schlöffer, Häufer, Städte, Herr: 
fchaften, Land, Leute und Güter, ſammt allen und jeden ihrer 
Pertinenzien überwiefen, nemlidy: Schloß, Stadt und Amt Ro- 
tenberg nichts zumalen ausgenommen, Städt und Amt Sontra, 
Schloß, Stadt und Amt Efchwege und was dabei bisher be- 
rechnet worden ift mit dem Gericht Beilftein und Gernterode, 
Schloß, Städt und Amt Wannfried, Schloß und Amt Ludwigs 
ftein mit und beneben der Stadt Witenhaufen. Alte diefe Ders 
ter und Diftrikte, find jest dem Staate in fo fern heimgefallen, 
daß derfelbe darin von nun an alle die Rechte auszuuͤben und 
die Nußungen zu ziehen hat, welche der Notenburger Linie bis⸗ 
her’ zuftanden, 3) Nach Inhalt des Vertrags vom 12. Febr. 
1627 $: 8 fullen die Mobilien bei einem jedent Haufe und Vor⸗ 
werk, und demjenigen fo biefelben in assignationem' zufallen 
möchten, verbleiben; wofern auch‘ den jüngern Brüdern von fol 
hen Mobilien geblößte und ledigte Häufer zufallen würben, fol 
fen diefelben mit nothdürffigen Mobilien und Hausgeraͤth ver- 
ſfehn werben: Es find’ hiernach dergleichen Mobilieri als Perti- 
nenzStüde der Häufer und Vorwerke d. h.- der Domainen mit 
den dazu gehoͤrigen Schlöffern zu betrachten, es find alfo mit Ieß- 
tere, auch jenen Mobilien, fowie die an deren Stelle getreteiten 
zuruͤckgefallen. 4) Es ift aber unter dergleichen Mobilien nicht 
zu verſtehn das Silbergefchirr, Ruͤſtkammer und Jagdzeug, in⸗ 
dem nemlich dieſe Gegenftände eben fo, wie die Bibliothek Caut 
welche jedoch‘ die Rotenburger Linie durch den Vertrag vom IT: 
Det, 1646 $: 7 verzichtet hat, nachdent fie des Vaters abfon- 
derliche Bibliothek bereits bekommen hatte) inhaltlich des Ver⸗ 
trage von’ 1627 bis zu Landgrafen Morigend Tode nicht von 
einander getrenitt, alsdann aber den juͤngern Brüdern der Ate 
. Theil daran’ zuftehen follte, fo daß Ddiefelben zur Privatverlaf 
fenfchaft des‘ Landgrafen Moritz gerechnet werden müffen und 


nicht als Eigenthum des Staates zu betrachten find; auch ift 
zu jenen Mobilien nicht Leinewand zu rechnen, da biefe in 
‚ jenem Vertrage $. 8 ebenwohl befonders erwähnt wird, 5) 
Der Rotenburger Linie ſollte auch der vierte Theil an Borhate- 
und Schefereinugungen im ganzen Lande nach dem, VBertrage von 
1628 überlaffen werden; doch follten ſolche Nutzungen dergeitalt 
angefchlagen und ratificirt werden, daß die jüngeren Brüder 
ihren Antheil in ihre Quarta, fo möglich vollig, im Fall aber 
einiges Mangels an anderen Orten annehmliche Anweifung has 
ben mögten. In den Genuß diefer Nutungen, fie mögen nun 
in oder außerhalb des Umfanges der Quartämter befindlich fein, 
mußte nunmehro der Staat eintreten. 6) E8 ift weiter beitimmt 
in- dem Bertrage vom 17. Dec. 1646 $. 5 daß der Notenburgis 
Then Herrfchaft an dem Rhonhofe, obwohl fie behauptete, daß 
ihr diefer Hof ald praecipuum zum voraus gebühre, weil ihr 
folcher vom Landgrafen Mori gejchenkt fei, der vierte Theil zu 
gute fommen follte, der nunmehr dem Staate ganz gehören muß. 
N Die Rotenburger Linie hat auf den Grund der Verordnung 
oom 30. Nov. 1822 $. 16, die Hälfte des dadurch eingeführten 
Stempels bezogen, fo weit. er bei den Notenburger Gerichten 
und anderen Behörden zur Anwendung kam; biefe Stempelab- 
gabe mußte nunmehr der Staatsfaffe völlig berechnet werden, 
5 Die Nusungen und Einfünfte aller diefer Gegenftände aus 
dem Sahr 1834 mußten unter die Erben des legten Landgrafen 
von Rotenburg und den Staat nah Maafgabe der über bie 
Bertheilung der Lehnsfruͤchte geltenden Grundſaͤtze getheilt wer⸗ 
den, 9) Zu den Leiſtungen, welche die Staatskaſſe jährlich der 
Rotenburger Linie zu machen hatte, gehört nach dem Bertrage 
von 1628 ber vierte Theil am Landzoll, welcher derfelben zur 
Eontentirung ihres vierten Theiled vom Niederfürftenthum übers 
wiefen wurde, fo wie der vierte Theil von dem Land» und Wol⸗ 
lenzoll, in dem dem regierenden Landgrafen zuftehenden marburs 
giſchen Antheil Landes, deffen zur kuͤnftigen Nachricht in dem 
Verträge vom 10. Auguft 1654 erwähnt wird und zu Folge des 
Bertrags vom 11. Januar 1654 der vierte Theil vom Guͤlde⸗ 
oder Weinzoll durch's ganze Land. Diefer Zoll wurde zwar 
durch Verordnung vom 21. April 1824 $. 1 vom I. Juli 1824 
aufgehoben, jedoch nach deren $. 18 eine nach einem auszumit⸗ 
6* 
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telnden Durchſchnitt von den letzten 6 Jahren feſtzuſtellende Rente 
der Rotenburger Linie zur Entſchaͤdigung uͤberwieſen. — 10 
Ferner wurde aus der Staatskaſſe bisher unter dem Titel von 
Entſchaͤdigung fuͤr entzogene Antheile an den indirekten Steuern, 
eine den fuͤrſtlich Rotenburgiſchen Beamten zukommende Verguͤ— 
tung, wegen verlorner Acciſefreiheit mit 14 Rthlr. 8 gGr. 8 
Hlr. für den Oberſchultheiß Rath Heuſer in Eſchwege, mit 14 
Rthlr. 8 gGr. 8 Hlr. für den Rentmeiſter Schumann daſ. mit 
7 Rthlr. 7 gGr. 8 Hr. für den Amtmann Gleim in Rotenburg, 
mit 7 Rthlr. 7 gGr. 8 Hlr. für den Amtmann Hattenbad das 
ferbft und mit 1Rthlr. 19 gGr. 4 Hlr. fuͤr den Amtmann Schroͤ⸗ 
der dafelbft, desgleichen eine Vergütung von 91 Rthlr. wegen 
deg Ohmgeldes, für die Fürftlich Rotenburgfche Renterei gezahlt. 
11) Durch den Vertrag vom 17. September 1646 $. 12 wurde 
zugeftanden, daß man, wenn auf den Wäldern der Rotenburgiz 
fchen Herrfchaft fein Maft, auf der Kaffelfchen Seite aber deren 
fein würde, zur vollen Maft 100, zur halben Maft aber 50 
Schweine maftfrei von wegen der Notenburgifchen Herrichaft 
auftreiben laſſen wolle. — 19 Zur Befeitigung einiger Miß- 
verftändniffe über die Auslegung der Verträge von 1627 und 
1628 wurde den 17. Dec. 1646 ein Vertrag gefchloffen, nad) 
welchen der Rotenburger Linie jährlich aus dem Salzwerf zu 
Allendorf 1000 Gulden gegeben und entrichtet werben follten. 
Durch den Vertrag vom 11. Samtar 1654 $. 12 wurde jedod) 
beftimmt, daß die Landgrafen zu Rotenburg ftatt der vorigen - 
1000 Gulden jährlicher Snteraden. aus den allendorfifchen Salz 
foden, jährlich 1000 Rthlr. aus denfelben haben ſollten. Diefe 
Summe ift jährlich aus der Staatöfaffe unter dem Titel von. 
Apanagen bisher gezahlt worden. — 13) Landgraf Ernft von 
Rotenburg führte nochmals Prätenfionen wegen angegebenen 
Mangels an deſſen gebührender Quart von den durch Heffen- 
Darmftadt, vermöge des mit demfelben, am 14..April 1648 ger 
froffenen Vergleichs reftituirten Sande, Es ift deshalb durch 
den Vertrag vom 10. April 1654, ftatt des angegebenen Mans 
geld dem Landgrafen Ernft und Friedrich zu Rotenburg, fo wie 
deſſen Mann, Leib⸗, Lehnserben und Nachfommen, eine jährliche 
Rente von 300 fl. aus der fürjtlichen Nentfammer zu Kaffel als 
Supplementum quartae zugefichert und dabei vorbehalten, die: 
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ſelbe mit 6000 Rthlr. Kapital abzuldfen. In der Natificationg- 
urkunde dieſes Vertrags vom 4, Nov. 1654 ift zugleich die dem 
Landgrafen Ernſt zufommende Hälfte jener Rente in das Amt 
Spangenberg angewiefen und dem Rentmeifter befohlen, daß er 
folche 150 fl. dem Landgrafen Ernft, deffen Erben oder feinen 
Bevollmächtigten, jährlich bis zur Abtragung des hiergegen ver: 
fprochenen Kapitals bezahlen und zur Rechnung bringen folle. — 
19) Auf der Werra befand fich eine. Fallfchleufe. Von den die 
felbe paffirenden Schiffen bezog die Notenburger Linie ein Schleu: 
ſengeld. Die Kaffelfche Linie legte mit bedeutendem Koftenauf- 
wande eine neue Thorfchleufe an, und erhob nun das ganze 
Schleufengeld für die diefelbe paffirenden Schiffe. Durch: einen 
Vertrag vom 14. Mai 1754 $. 5. wurde jedoch beſtimmt, daß 
das Kaffelihe Haus nach einem 2%, jährigen Anfchlage, dem, 
welcher die Schleufengelder zu erheben haben würde, jährfich 
49 Rthlr. zahlen und durch den zu Eſchwege beitellten Zoll⸗ und 
Schleufenverwalter jedesmal zu Ende des Jahres entrichten laf- 
fen follte. In $. 9. dieſes Vertrags wurde feftgefegt, daß, da 
dem Scyleufenverwalter an und auf der Schleufe ein Wohnhaus 
gebaut, ein Garten dabei eingerichtet und zur Legung der Mas. 
terialien,ein Raum übergelaffen fei, für folchen Plat der Roten: 
burgifchen Herrfchaft jährlich 24 Alb. vom Schleufenverwalter 
bezahlt werden follen. Beide Leiftungen find aus der Staats-Kaſſe 
bisher jährlich unter dem Titel von Entfchädigung für entzo— 
. gene Antheile an den indireften Steuern der fürftlich Rotenburgiz 
ſchen Mühlenvermwaltung in Efchwege unter dem Namen „Schleus 
fenvertragsgelder ” mit 40 Rthlr. 18 gGr. bezahlt worden. — 
. 15) Ebenfo find aus der Staats-Kaſſe unter dem nemlichen Ti— 
‚tel der fürftlich Notenburgifchen Nentnerei für Biergeld aus dem 
Amte Rotenburg 138 Rthlr. 3 gGr. 8 Hlr. jährlich bezahlt. — 
Alle diefe Leiftungen und Laften der Staatdsflaffe mußten mit 
dem Tode des letzten Landgrafen von Rotenburg, aufhören. 

Es ift num noch Nückficht zu nehmen auf diejenigen Ans 
fprüche, welche der Staat aus dem Verhältniß der ehemaligen 
Duart gegen dritte Perfonen geltend zu machen haben wird. 
Diefe find verfchieden), je nachdem fie gegen die Allodialerben 
des letzten Landgrafen von Rotenburg zuftehn ober gegen an- 
dere Perfonen.. — 16) Verſchiedene Irrungen zwifchen der Kaſ— 
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ferfhen und Notenburger Linie führten zu dem Bertrage vom 
11. San. 1654, durch deffen $. 10. Landgraf Wilhelm VI. ſei⸗ 
nen Bettern Friedrich und Ernft von Rotenburg 30,000 Rthir. 
zu einem Nachfchuffe für ihre Prätenfion zu zahlen verſprach; 
von diefem Kapital wird man annehmen müffen, daß es zur Sub» 
ftanz der Quart übergegangen fe. — IN Neue Irrungen ver: 
anlaßten den Bertrag vom 25. Sanuar 1745 wodurch die 
Notenburger Linie auf alle Anfprüche wegen der Maſtgerech— 
tigfeit an dem am Hundelshäuftfchen Forfte gelegenen Sood⸗ 
berge verzichtete, dagegen eins für Alles 1100 Rthlr. ausbes 
zahlt erhielt; hinfichtlich diefes Kapitals wird man ein gleiches 
Verhaͤltniß annehmen müffen. — 18) Landgraf Gonftantin von 
Rotenburg trat durch den Vertrag v. 25. Mai 1754 mehrere 
ihm an der Quart zuftehenden Gerechtfame der Kaffelfchen Linie 
ab, wogegen fich Ieterer dazu verftand, folgende dem fürftlich 
regierenden Haufe ſchuldigen Kapitalien nachzulaffen, mithin eine 
21. Jung 





1679, eine dergleichen Obligation vom 


1. July 
30. Januar ; A 29.'Seyt. 
9. ehr. 1686, noch eine Verfchreibung vom 9. Ich. 1686, 


eine vom 0 San. 1687, eine vom Oct. 1687, ferner eine 


Obligation vom 





vom 16/,, April 1688, und eine vom en deögl. Die 


auf die fürftliche Kriegs Kaffe fprechende Obligation v. 18. Fe 
bruar 1728 ftatt baarer Zahlung in originalibus zurückgeben 
zu laffen. Es ift das Erlaffen diefer Schulden fo zu betrachten, 
als ob der Rotenburger Linie die Beträge der Obligationen baar 
bezahlt wären. Diefe Zahlung ift an die Stelle der Gerechtfame 
getreten, welche die Rotenburger Linie dagegen abgetreten hat; fo 
wie diefe Rechte, wären fie früher nicht abgetreten, jett dem 
Staate heimgefallen fein würden, fo müffen demfelben auch die, 
an deren Stelle getretenen Kapitalien zufallen, welche die Ros . 
tenburger Linie nur in derfelben Weife befeffen haben kann, wie 
fie die Quart überhaupt befaß. — Alle diefe Beträge erfchienen 
ald Schulden, mit welchen die Erben des legten Landgrafen, 
von Rotenburg dem Staate verhaftet find. Einige andere Zah- 
lungen, welche im Verlauf der Zeit an die Rotenburger Linie 
gemacht find, werden vielleicht nicht fo geeignet fein, Anfprüche 
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von Geiten.ded Staats zu begruͤnden. 19 Durch den Vertrag 
von ‚1628 wurde, beftimmt, wenn einig Zehn, fo die Kaffelfche 
Linie zu verlehnen hat, eröffnet und von dem regierenden Herrn 
nicht wieberum zur Conſervir⸗ und Unterhaltung der Ritter 
dienfte und anderen Lehngebührniß, dem ganzen fürftlichen Haufe 
Heſſen zu Gute, einen andern conferirt, fondern zum Kammer⸗ 
‚gut -eingezogen werden follte, daß dann der NRotenburger Linie 
‚der 4° Theil davon gefolget oder gelaffen werben folle; auf die 
‚hieraus abzuleitenden Anfprüche fowohl für die Vergangenheit 
als für die Zufunft verzichtete die Rotenburger Linie durch den 
Bertrag vom 25. März 1754 5.8, dagegen wurde derfelben zuge: 
‚fichert, daß zwei dem regierenden Haufe zuerft ald erledigt heim- 
fallende deduetis deducendis nicht unter 500 Rthlr. und nicht 
‚Uber ‚1000 Rthlr. ertragende, ihre erften Urfprung nach adli⸗ 
‚gem Lehn, dem Landgrafen von Rotenburg und beflen fürftlich 
männlichen Descendenz zu wahrem Mannlehn auch von allen 
Schulden und Befchwerniffen frei, mit allen Appertinenzftäden, 
anklebenden Rechten und Gerechtigfeiten, ohne weiteres Entgeld 
‚conferirt und aufgetragen -werben follten. Durch den Vertrag 
‚som 2. Yuguft:1771 $. 2 wurde beflimmt: daß Landgraf Fries 
drich zu Kaffel an Landgraf Conftantin zu Rotenburg flatt der 
im Bertrage von 1754 zugeficherten zwei Lehen, 25,000 Rthlr. 
Louisd'or das Stud zu 5 Rthlr. als ein Aequivalent. baar aus⸗ 
‚zahlen ſollte. In $. 3 dieſes Vertrags heißt es dann weiter: 
„wie wohl diefe Summe ald ein Aequivalent der beiden heims 
gefallenen. Lehen ausbezahlt wäre, mithin an die Stelle trete, fo 
find fie deßwegen doc, mit Feiner Lehnbarfeit behaftet, fondern 
als ein frei eigenthümliches, von aller Verbindlichkeit Tediges 
Kapital zu betrachten, worüber Landgraf Gonftantin, nach eiger 
nem Wohlgefallen zu. difponiren anheim geftellt bleibt.” — 20) 
Nach dem Vertrage von 1628 follte die Darmftädtifche Recupe⸗ 
rations-Sache zu gleicher Hand- geführt, auc nach Propofition 
te3 ten Theild commune onus getragen werden. Die Kaflels 
fche Linie forderte von der Rotenburger den Aten Theil ver auf 
diefe Recuperation verwendeten Unkoften, welche fid) auf 30,05% 
Rthlr. belaufen haben. Dagegen macht die Rotenburgifche Linie 
gegen die Kaſſelſche eine Forderung von 34,500 fl., wegen einer 
Obligation auf Wannfried, desgleicdyen an einer Quittung vom 
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Landgrafen Wilhelm V. auf 18,000 fl’, welche auf Rechnung 
bes Schmalfaldfchen Pfandfchillings ausgezahlt fei. Ferner von 
12,850 Rthlr., die auf Werbung ber zwei weißen NRegimenter 
zu Roß und Fuß aufgegangen, defgleichen wegen der Reichs— 
und Schwediſchen Satisfaction geltend. Durch den Vertrag 
vom 2. Auguft 1648, wurde mit Aufhebung der verfchiedenen 
Forderungen und mit Aufgeben des Anfpruchd wegen Erftattung 
der durd; den Marburgifchen Streit entftandenen Unfoften be 
flimmt, daß die Kaffelfche Linie der Rotenburger eind für ae 
34,000 Rthlr. zahlen folle. 

Ganz eigenthümlicher Art ift dag Berhältniß, welches hin⸗ 
ſichtlich einiger ihren Urſprung nach unſtreitig zur Quart gehoͤ⸗ 
rigen Gegenſtaͤnde eintritt. 21) Als Theil der Quart wurde 
nach dem Vertrage von 1628 ausgeſetzt das Schloß und die 
Herrſchaft Pleß mit ſeinem Zubehoͤr und das Amt Gleichen, 
Stadt Treffurt cum pertinentüs zum fuͤrſtlich heſſiſchen An—⸗ 
theil, neben der neuerkauften Mühle daſelbſt und die Muͤhlhau⸗ 
flihen Hufen. Nachdem in Folge eines mit der Darmftädtifchen 
Linie den 14. April 1648 gefchloffenen Vertrags ein Theil des 
Kreitigen Oberfürftenthbums an Heffen gelangt war, wovon der 
Notenburgifchen Linie gleichfalls mit Viertheil zukommen mufte, 
iſt Diefer durch den Vertrag vom 2. Auguft 1648 wegen compe- 
tirender Quart abgetreten das Schloß Rheinfels neben St. Goar, 
Goarshauſen fammt der Kat und dem Amt Rheinfels. Schloß 
und Amt Breitenberg, Schloß und Amt Hohenftein, den hefft- 
chen Antheil an Schloß, Stadt und Amt Umftadt.? Der 4te Theil 
am Rheinzoll war ebenfalls der Rotenburger Linie durch Vertrag 
‘ vom 12. Febr. 1627 eingeräumt. — Bermöge eined Vertrags 
zwifchen Heilen» Kafjel und dem Könige von Preußen vom 16. 
Det. 1815, wurde von Kurfürft Wilhelm I. an Preußen abge- 
‘treten die Niedergraffchaft Katenellenbogen, die Herrichaft Pleffe, 
mit Einfchluß des Kloſters Hoͤckelhein und das Amt Neuen 
Gleichen, mit allen Landeshoheits-, Oberherrlichfeits =, Lehns⸗, 
Demanials und andern Rechten, welche er daran ald Zubehör 
befeffen hatte; derſelbe willigte zugleich darin, daß der König 
von Preußen durch eine freie Hebereinfunft mi; dem Landgrafen 
von Heſſen⸗Rotenburg auch dag ewige und unmwiberrufliche freie 
Eigenthime-aller der - Rechte und Nutzungen erwerben koͤnne, 
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welche berfelbe an jenen Beſitzungen ober deren Zubehör in Ges 

mäßheit der Handverträge befeffen haben möchte, Der Vertrag 
ging davon aus, daß dem Kurfürften von Heffen und dem Lands 
grafen von Rotenburg eine ganz vollftändige Entfhädigung für 
das beiden heffifchen Häufern entgehende Einfommen gebühre, 
einfchließlich des Rheinzolls, welcher von dem Beſitz des Rhein- 
ufers in der Nieder-Grafſchaft Katsenellenbogen abhängt. Die 
Liquidation jened Einkommens follte fpäteftens binnen 6 Monas 
ten nach einem Durchfchnitt der Sahre 1788—1805 vollendet 
fein. Preußen überwied an Kurheffen und Heflen Rotenburg 
als Entfchädigung einen Theil des ehemaligen Dep. Fulda mit 
‚der Verpflichtung zum vollftändigen Erſatz des noch Mangeln- 
den an Land und Leuten in contiguo von Heffen, falld die Li⸗ 
quidation die Unzulänglichfeit des Gebiets ergeben follte. Der 
Landgraf von Rotenburg follte dagegen als Entfchädigung Do» 
mainen und grundherrliche Nutzungen erhalten, und diefelben 
nit eben den Befugniffen und Verpflichtungen befigen, welche 
hausvertragsmäßig in Rücficht der Notenburgifchen Quart zus 
ftehen und obliegen. Der Landgraf von Rotenburg gab feine 
Einwilligung dazu, durch einen Vertrag, den er mit Preußen 
den 16. Octbr. 1815 fchloß, erfannte darin an, daß die Ent- 
ſchaͤdigung auf ihn mit gleicher Berechtigung übergehe, wie ihm 
ſolche in Hinficht der Rotenburger Quart nach den hausvertrage- 
mäßigen Rechten zuftehe und erhielt dafür vom Könige von Preus 
Ben zur Bervollftändigung des Erſatzes und zur Bezeugung fei- 
ner Theilnahme am Intereſſe des Landgrafen von Rotenburg 
eine Herrfchaft von 20,000 Rthlr. Einfommen als freied Allodium 
Erb» und Eigenthümlich, dergeftalt, daß er darüber unter Le⸗ 
benden und von Tobeswegen ald über ein yperfönliches Eigens 
thum verfügen koͤnne. Zufolge eines Protofolld vom 5. Febr. 1816 
betr. die Bollziehung des zwifchen. Preußen und Kurheffen ab» 
gefchloffenen Vertrags, ift die durch den letztern bedungene Li⸗ 
quidation und Auseinanderfesung vorbehalten worden. Allein 
nad einer Mittheilung des Finanzminifteriumd vom 5. April 
1832 an die Stände, hat die Entfchädigung des Landgrafen von 
Rotenburg fich auf 55,000 Rthlr. Eonventionsgeld im 20 fl. Fuß 
auf den Grund eines zwifchen Preußen und Kurheſſen den 9. 
ct. 1817 gefchloflenen Vertrags belaufen, wofür demfelben die 
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Herrſchaft Ratihor in Schleflen abgetreten iſt, welche aus dem 
Kurfuͤrſtlichen Kabinets vermoͤgen angekauft war, was Veranlaſ⸗ 
ſung dazu gab, daß bei den Verhandlungen uͤber die Auseinan⸗ 
derſetzung des bei ber Kabinets⸗Kaſſe und ber General⸗Kaſſe 
verwalteten Kapitalvermögens die Kurfürftl. Kommiſſare den 
Vorbehalt machten, ‚wie die nicht fehr bedeutenden, hoͤchſtens 
20,000 Rthlr. N. H. Währung betragenden Forderungen aus 
frühern Befigverhältniffen der Herrfchaft Ratibor und Rauben 
in Schlefien im eintretenden Zahlungsfalle vom Hausſchatze, ſo 
wie von dem Staatsfchage zu gleichen Theilen ‚zu berichtigen 
feien, worin die Stände einwilligten. Das Sachverhaͤltniß hin⸗ 
ſichtlich dieſer Herrſchaften war folgendes. Durch eine Kabi⸗ 
nets⸗Ordre des Königs von Preußen vom 2%/,, 1811 wurden 
bem Kurprinzen von Heffen, nachherigem Kurfuͤrſten Wilhelm II,, 
bie zum fefularifirten Stifte Rauden gehörigen, Guter, ingleichen 
‚bie ratiborifchen Stifts⸗ und Kloftergüter in Oberfchlefien und 
zwar das Gifterzienferftift Rauden, das Sungfernftift, das Colle⸗ 
gialftift, das Kreug+Probfteis Stift und das Dominifanerftift 
zu Ratibor nebft Forften, Hüttenwerfen, Gefällen, Gebäuden 
und Gerechtfamen zum Eigehthum überlaffen, die Beftimmung 
‚der Kauffumme bafür aber einer weiteren Uebereinfunft zwiſchen 
dem preußifchen Fiscus und dem Kurprinzen vorbehalten. Letz⸗ 
terer war in den Beſitz diefer Realitäten in Gefolge einer auf 
ben Namen des Fürften zu Sain Wittgenftein gerichteten Tra⸗ 
‚bitiougverhandlung vom 1/1812 und 7/, 1815 gefegt, und hatte 
‚bie Herrfchaft Ratibor in Oberfchlefien durch die zwifchen ihm 
und dem Fürften zu Sain Wittgenftein den 1812 errichtete 
Kaufpunctation Fäuflih an ficy gebracht. Am *, 1816 wurde 
zwifchen Kurheffen und Heffen » Rotenburg bie Uebereinfunft 
getroffen, daß die dem leßteren Haufe nad; dem Vertrage vom 
16/0 1815 gebührende Revenuͤe gegen Remiſſion yon allodi⸗ 
ftcirt, und dem Haufe Heffen- Rotenburg durch eine Mediatbes 
figung unter ‚preußifcher Souveräuität überwiefen ‚werden folle. 
Unter Vermittelung des Königs von Preußen Fam den 1%, 1820 
ein Vertrag zu Stande, nad welchem, um dem Haufe Roten⸗ 
burg jenes Einfommen zu gewähren, welches nad) Abzug von 
Y, in 45,833 Rthlr. 16 gGr. Conventionsgeld beitand, der Kur: 
firft Wilhelm J. die Mittel bewähren follte, welche erforderlich 
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waren fuͤr Rotenburg die Herrſchaft Ratibor und die ehemaligen 

Stifter zu Rauden und Ratibor, und deren Beſitz als ein freies 

Allodium und mit der Befugniß unter den Lebendigen und von 

Todes wegen daruͤber zu verfuͤgen, frei von Schulden erworben 

werden koͤnnten. 

Dieſe Mittel ſollten ſein: 

1) eine baare Summe von 251,487 Rthlr. 14 gGr. heſſiſcher 

Waͤhrung; 

2) 248,000 Rthlr. in folgenden preußifchen Obligationen nemlich 

a) 150,000 Thaler in Obligationen vom-Anlehen vom 5% 

1817 debitirt durch Rothſchild; 

b) 10,000 Thaler in Wittgenfteinfchen preuß. Obligationen 

ec) 88,000 Thaler in englifch preuß. Obligationen nach 

dem Nominalwerth mit Zinscoupond vom Tage ber 
Ratififation. 

. 3) 766,113 Rthlr. 12 gGr. 6 Hlr. in Privat » Obligationen 
fammt dem von einem dazu gehörigen Kapital der 105,000 
Thaler rücftändigen Zinfen. 

Diefe Privat» Obligationen beftanden 

D aus einem Depofitio bei dem Kaffelfchen Handelshauſe 
Goldſchmidt von 226,000 fl. worunter daſſelbe der Kurfuͤrſtl. 
Kabinets⸗Kaſſe einen Revers ausgeſtellt hat. 

2) aus einer hypothekariſchen Schuldforderung von 217,148 
Rthlr. 10 gGr., mit welcher der preußifche Staatskanzler von 
Hardenberg dem Kurfürften verhaftet war. 

8) aus einer hypothefarifchen Schuldforderung von 105,000 
Thaler, welche der preußiſche Staatsminifter von Haugwig dem 
Kurfürften fchuldete; | 

9 aus einer Schufbverfchreibung des Ben zu Sain⸗ 
Wittgenftein über 318,409 Rthir. 

In jenem Vertrage bewilligte Kurfürft Wilhelm II. um 
die Entſchaͤdigung des Rotenburgiſchen Hauſes noch mehr zu ver⸗ 
vollſtaͤndigen, die Allodifikation des Rotenburgiſchen Antheils an 
der Gauerbſchaft Treffurt, welche unter preußiſcher Souveraͤnitaͤt 
im Regierungsbezirk Erfurt liegt, ſo daß der Landgraf von Ro— 
tenburg unter den Lebendigen und von Todeswegen frei daruͤber 
zu diſponiren befugt ſei, und die Loͤſchung einer Schuld von 
45,500 Rthlr., womit das Haus Heſſen⸗Rotenburg dem Kurfuͤr⸗ 
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ſten verhaftet war, ſammt ben vom / 1819 rüdftändigen Zin⸗ 
fen. Die in jenem Vertrage und in dem vom %4 1816 ausge 
ſprochenen Allodiftzirungen follten Tediglich zu Gunften des Land⸗ 
grafen Victor Amadeus zu Rotenburg gefchehen, und deſſen = 
ten⸗Verwandte daran feinen Antheil haben. 

Derfelbe verpflichtete fich jedoch, wenn er vor feinem Oncke, 
dem Prinzen Carl, ohne fucceffionsfähige Descendenz fterben und 
diefer oder deffen Erben die abgetretenen Revenuͤen der Nieder: 
Grafſchaft Kagenellenbogen und der Herrfchaft Pleffe, fo wie 
der Regensburger Renten in Anfpruch nehmen, und das Kur: 
fürftliche Haus genoͤthigt werden follte, deshalb irgend eine Ent: 
fhädigung zu gewähren, für fich und feine Erben diefe Entſchaͤ⸗ 
digung aus feinem Allodialvermögen zu leiften. 

Am nemlichen Tage, den 1820, wurde durch einen Vers 
trag zwifchen dem preußifchen Fiscus und dem damaligen Kurs 
prinzen von Heffen der Kaufpreis für die ratiborner und ray 
bener Stiftsguͤter adf 543,500 Rthlr. und zwar auf 500,000 
Rthlr. in Staatsfchufdfcheinen nach ihrem Nennwerfh und in 
43,500 Rthlr. in Pfandbriefen feftgefest, welche bereits auf den 
Gütern hafteten, und vom Acquirenten getilgt werden follten. 

Dur; einen andern Vertrag vom 10. Mai 1820 gwifchen 
dem damaligen Kurprinzen von Heflen und dem Landgwfen von 
Heflen » Rotenburg überließ erfterer dem letteren die ‚Herrfchaft 
Ratibor und bie ehemaligen Stifter zu Nauden und Ratibor 
und empfing dafür alfe die Vortheile, welche Wilhelm L zu dem 
Behufe zu gewähren fich verbindlich gemacht hatte, verpflichtete 
ſich auch, diefe Mittel dazu anzuwenden, um die Krone Preußen 
aus dem Verkauf der Stifter zu Nauden und Ratibor zu befrie- 
digen, und fammtliche Kapitalfchulden, Dienft- und Pachtkaus 
tionen und fonftige Forderungen zu tilgen, welche auf der Herr 
fihaft Natibor und den GStiftsgütern zu Rauden und Ratibor 
hafteten. Auf der Herrfchaft Ratibor hafteten ungefähr 500,000 
Rthlr. Schulden. Das an den preußifchen Fiscus zu zahlende 
Saufgeld erforderte, weil damald die preußiſchen Staatsſchuld⸗ 
feine einen Nealwerth von ungefähr 70% hatten, eine Baar— 
ſchaft von ungefähr 393,500 Rthlr. Zur Dedung beider Cum 
men reichte der baare Zufchuß, weldyen Wilhelm J. zu leiften 
verfprochen hatte, nicht aus; deshalb behielt der Landgraf von 
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Rotenburg einftiveilen an pfandbrieflichen und anderen Schulden 
die Summe von 322,148 Rthlr. 10 gGr. auf der Herrfchaft Ras 
tibor und übernahm dagegen von den durch Wilhelm I. abge 
tretenen Privatfchuldforderungen eine gleiche Summe nebit den 
darüber fprechenden Schuld» und Hppothefenverfchreibungeıt, 
nämlich die Forderung gegen Hardenberg, und die gegen Haug⸗ 
wiß, wogegen ber Kurprinz verfprach, den Landgrafen von Ro— 
tenburg nicht nur wegen des Courſes der fchlefifchen Pfandbriefe, 
wegen des höheren Zinsfußes der Lauf den Gütern beizubehal— 
tenden Schuldpoften und wegen fonft etwaiger Nachtheile fchad- 
108 zu halten, fondern auch, wenn er zur Regierung fommen 
würde, dieſe Schuld= und Hypothefen- Verfchreibungen gegen 
Auszahlung der baaren Kapitalfummen zurückzunehmen. 

Am 1%, 18%0 wurde noch ein weiterer Vertrag gefchloffen, 
Durch welchen der König von Preußen, um die verfprochene 
Herrfchaft von 20,000 Rthlr. Revenuͤe zu gewähren, dem Land⸗ 
grafen von Rotenburg die Güter im ehemaligen Stift Korvey 
tberwies and den Entfchäbigungsgätern Rauden und Ratibor 
den Titel eines Herzogthums beilegte. In diefem Bertrage wurte 
noch ein anderer Gegenftand behandelt. 

Durch den Regensburger Reichs » Deputat. Schluß vom 
25/, 1803 war nämlich; dem NRotenburger Haufe ald Entfchädi- 
gung für feinen am linfen Rheinufer gelegenen, jegt der Krone 
. Preußen gehörigen Antheil an der Niedergraffchaft Kagenellenbogen 
eine jährliche Rente von 22,500 Rthlr. zuerfannt, weldye an die auf 
HeffensKaffel übergehenden Aemter Fritlar, Naumburg, Neuftadt 
und Amöneburg, die Capitel Fritzlar und Amoͤneburg, die Stadt 
Gelnhaufen und das Reichsdorf Holzhaufen redicirt war, folglich dos 
mals von dem Kurfürften von Heffen entrichtet wurde, jedoch in der 
Folge auf den Ueberfchuß des Ertrags der RheinfchifffahrtesDetroie 
Kaffe übertragen werden follte, wen fich nach Bezahlung anderer 
Renten, welche darauf unmittelbar angewiefen waren, ein folcher 
hinreichend ergeben würde. Der König von Preußen verfprach, 
daß jene Rente dem Landgrafen von Rotenburg vom 1819 
an, aus jener Kaffe bezahlt und binnen 6 Jahren, ftatt nach dem 
- in Negensburger Reichs-Deputations⸗Schluſſe feitgefeßten Fuße 
von 21, pEt. welches ein Kapital von 500,000 Rthlr. betragen 
wiirde, zu ApEt. mit einem Kapital von 312,500 Rthlr. abgelö? 


mwerben follte. Wilhelm E deſſen Verbindlichkeit zur. Zahlung 
der Rente aufhörte, Teiftete anf jeden Antheil an jenem Abld- 
fungs » Rapitale Verzicht, und willigte ein, daß folches als freies 
Allodium mit der Befugniß nach Gefallen‘ darüber zu disponi⸗ 
ren, an den Landgrafen von Rotenburg übergehe. Diefe Allo- 
difirung follte jedoch nur zw Gunſten des Landgrafen Viktor 
Amadeus gefchehen, ohne daß deſſen Seitenverwandte Antheil 
daran haben follten. Diefer ſowohl ald Wilhelm J. cedirten 
die Rechte, welche ihnen nad; dem Regensburger R. D. ©. zu⸗ 
ftanden, an die Krone Preußen: 

Es enthalten diefe Verträge nicht ſowohl Allodiftcirungen, 
als Veräußerungen des. Staatögutes gegen dad Wegfallen einer 
vorübergehend zu leiſtenden Rente, deren Rechtsbeſtaͤndigkeit 
nach den Grumdfägen des Heffifchen Staatsrechts über Die Vers 
Außerungen des Staatögutes in Zweifel gezogen werben koͤnnte. 

22) Bei der im Sahre 1833 vorgefommenen Unterhandlung 
wegen vertragsmäßiger Abtretung der Quart wurde vom Lands 
grafen von Rotenburg bedungen, daß das von demfelben dem 
Dberforftmeifter von Blumenftein verkaufte Gut Falkenberg nebft 
Zubehör vergleichsweife als freies unbefchränftes Eigenihum des 
legtern für fich, feine Erben und fonftigen Rechtsnachfolger ans 
erfannt werde. Falkenberg ift im Sahre 1309 von Johann vor 
Falkenberg und von Conrad von Hebolden dem Landgrafen Jo⸗ 
hann zu Lehn aufgetragen, von dem fie folches in der felbigen 
Eigenfchaft wieder erthielten. Diefes Lehn ift nach Abgang beis 
der Familien im Sahre 1613 mit Niederheffen vereinigt wor⸗ 
den *). In dem Vertrage von 1646 wird erwähnt, daß jährlich 
4 Pfannen Salzes auf die Häufer Falkenberg und Kornberg 
verordnet fein, auch ift dafelbft verglichen — nachdem die Ro⸗ 
tenburgifche Herrfchaft begehrt, weil da bevor George von Fal⸗ 
Fenberg eine gewiſſe Anzahl Wildprets, anftatt der Jagd, fo er 
bei dem Haufe Falkenberg gehabt, jährlich gegeben worden fei, 
daß derfelben ſolches Wildpret auch gefolget werden möchte, ob⸗ 
wohl man Kaffelfcher Seits nichts hat geftehn wollen, zumal 
weil in den Falfenbergfchen Lehnbriefen fich nichts Davon befinde 
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und wert gleich dem Fallenbergſchen Marnſtanme diesfalls et⸗ 
was verwilligt fein ſollte, daſſelbe doch durch deſſen gaͤnzlichen 
Abgang erloſchen und gefallen wäre — daß von wegen der 
Kaſſelſchen Herrſchaft jährlich der Rotenburgſchen Herrſchaft, 
ſo lange fie das Haus Falkenberg und dazu gehoͤrige Guͤter ha⸗ 
ben werde, 2: Hitfche, 2 Stuͤck Wild, 2 Bachen und 2 Friſch⸗ 
linge gefchoffen undb geliefert werben follen, welches aber die 
Kaſſelſche Hertfchaft nichtmehr zu entrichten" ſchuldig fein ſolle, 
wenn aber kurz oder lang fold Hans: Falkenberg und die dazu 
gehoͤrigen Guͤter an Andere gelangen wuͤrden, in maaßen dent 
aber ein ſolches wegen der 2 Pfannen Salz ſo jaͤhrlich nach 
Falkenberg und 2. Pfannen Salz fo nach Cornberg verordnet 
ſind und gegeben werden, da ſolche Orte und Guͤter an andere 
gelangen ſollten, auch alſo gehalten und ſolch Salz an jeden 
Ort gleichfalls gefallen ſein ſoll. Sonſt ſchweigen die Vertraͤge 
mit der Rotenburgiſchen Linie gänzlich über das Gut Falken⸗ 
berg, außer daß nach dem Bertrage vom 10. April 1654 Land» 
graf Ernft von Rotenburg feine Forderung wegen des in dem 
Bertrage von 1646 verfprochenen und bis ei gegenwärtiges 
Sahr reftirenden Wildprets remittirt haben will und daß nach 
dem BVertrage vom 13. Juli 1656 beſtimmt ift, es folle, wenn 
Iesterer und feine Succefforen in Niederheſſen fich nicht befinden 
würben, bas nad) dem Vertrage von 1646 nad) Falkenberg vers 
ordnete Wildpret nicht entrichtet, noch gefordert fondern gefals 
Sen fein, dagegen bei des Landgrafen Ernft Anwefenheit im Lande 
ein oder mehr Stuͤck Wild der Nothdurft nachgefolget werben. 
Es geht hieraus hervor, daß Falkenberg ein heimgefallenes Lehn 
war und daß damals beffen Uebertragung an Andere durch die 
Potenburger Linie, welche folches mittelſt eines Schenfungsbriefd 
von Landgraf Doris am 1. San. 1616 9, alfo vor Abfonderung 
der Quart, gleich dem Gute Gornberg 1); einem ehemaligen 
Klofter TH) erlangt zu haben fcheint, für möglich erachtet wurde. 
Wie wohl daffelbe nicht durch das Erldfchen der Roten 
- burger Linie ald dem Staate angefallen wird, betrachtet 
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werden kann, fo wird e8 doch eine nähere Erörterung bebürfen, 
ob nicht die ganze Schenkung, weil fie durch den Brüdervergleich 
von 1568 verboten war, jet noch angefochten werden fönne. 
Namens des betreffenden Iandftändifchen Ausfchuffes erlaube ich 
mir nunmehr den Antrag, daß hohe Ständeverfammlung erflä- 
. ren möge die unter Nr. 1.2.3.5 — 18. erwähnten Rechte, 
Gegenftäinde und Leiftungen ald Staatövermögen durch den Tod 
des legten Landgrafen von Heflens Rotenburg dem Staate ans 
gefallen betrachten zu wollen, dagegen befchließen möge, daß 
hinfichtlich ‚der unter Nr. 19 — 22. berührten Verhältniffe die 
Staatsregierung um nähere Ausfunft zu erfuchen fei. 


Wippermann. 


Anlage D: 


Ueber das 
Kamilienfideicommiß des heffifchen Fuͤrſtenhauſes 
| ° mit 

vorzüglicher Rückſicht auf die Landgräflich⸗Heſſen⸗Roten⸗ 
burgifchen Bejigungen in Niederheſſen. 


Per erfte Keim zur Bildung des beutfchen Stammgutes 
oder das Erbe (bona avita, stemmatica) im Gegenſatz zu dem 
Eigen .i. felbfterrungene Güter (nee.) acquisita) liegt in der 
alten Anficht von dem Rechte des Stärferen, mithin vom Leber: 
gewichte des Mannes vor dem Weibe, weshalb nicht blos das 
Galifche Geſetz aus dem 6" Jahrhundert beftimmte: 

Do terra salica in mulierem nulla portio hereditatis tran- 
sit (Tit. 62. 8. 6., in Georgiſch Corp. j. germ. ant.), 
fondern noch im Jahre 1548 Kaifer Karl V. fein Privilegium 
„vor Herrn Anton Fugger, auch feine Erben und Nach— 
fommen in fovorem deren weltlichen Mannsſtammen“ motivi- 
ven konnte, wie folgt: | 
Nachdem die Bernunft, natürliche Billigfeit, aud 
täglich Erfarnus zu erkennen geben, daß eines jeglichen Ger 
jchlecht und deffelben Stammes und Nachkommens beſtaͤndig, 
beharrfich, ehrlich und anfehnlich Weſen fürnemlich und allein 
durh Mannsperfonen erhalten wird, fo ıc. 
Alle unbeweglichen Güter Fonnten bei den’alten Deutfchen ber 
Regel nach ald Stammgüter gelten. 
Brandt de natura bonorum avitorum, vulgo. Stamm⸗ 
güter Mart. 1746 6. 15 und 8. 16, Heſſ. Kaff. Ober. App. 
Ger. Decif. Th. 1. ©. 356. (Nr. 42) Hersemeyer de pactis 
gentilitiis fam. illustr. (1788) $. 5. ıbi alleg. 
vu. Band 18 Heft. 7 


vergl. Eichhorn Staats » und Nechtögefchichte Cin den vers 
fchiedenen Perioden) auch über die ältefte Familien-Geſno ſ⸗ 
fenfhaft am Grundeigenthbum I. Grimm d. Rechtsalter⸗ 
thimer (1828) ©. 494 fg. 
Das deutfche Familienfideicommiß ift nur eine Fortbildung des 
Hechtöbegriffes des beutjchen Stammgutes, als Gefammtergen- 
thums aller wahren Mitglieder der Familie, (der ehelichen maͤnn⸗ 
lichen Perfonen deffelben Blutes, Namens und Stammes) her⸗ 
vorgebracht durch den überwiegenden Einfluß des römifchen 
Nechts. Mofer fagt im Familien-Staatsrecht, Th.2. ©. 1192 
ein deutſches — nicht nach dem römifchen Rechte abgemeffenes — 
Fideicommiß ift eine getroffene Anftalt in Anfehung gewiffer Laͤn⸗ 
der, Güter, Gefälle, Pretiofen ꝛc. zum Beiten eines ganzen Haus 
ſes ꝛc. — und Knipfchildt im Tractatus de fideic. fam. nob. 
©. 132. Finis fideicommissorum familiarum nobilium est 
memoria agnationis et familiae in eaque bonerum perpetua 
conservatio, 

Als die Stände des deutfchen Neichs fich im Lanfe der Zeis 
ten ans dem Verhältniffe bioßer Reichsbeamten und Grundherrn 
zu der Wide der Regenten von Land und Leuten empor geho- 
ben hatten und fie nım die erhabenen Rechte des Oberhaupts 
eined Staats ausübten, bildete ihr urſpruͤngliches Famikiengut 
nebft dem weiteren — in Friede, Fehde und Krieg mitrelft Lehns⸗ 
auftrags und anderer Subjectionen, durch Heirath, Erbfolge und 
Abfindung, durch Faiferliche, mehr oder minder freiwillige Vers 
leihungen, durch Säfularifation des Kirchenguts und durch Ans 
kauf ꝛc., auch durch Ausdehnung der Schugherrlichfeit und Schirm: 
vogtei, des Gerichtszwanges und ber Negierungsgewalt erlang- 
ten — Grundbeſitzungen und nußbaren Gerechtfame gewifferma- 
fen den Kern des nunmehrigen Staatsgebieted, und die Einfinfte 
der Landesherren beſtanden — außer der häufig zur Neallaft ges 
wordenen Bebe, und abgefehen von dem Reichs- und Kreid- 
fteuern, auch den ordentlichen für den Landes-Militärbedarf und 
zur Abführug ungewöhnlicher Laften beftimmten Abgaben — 

H in den, meiftens vom Kaifer verliehenen, nutzbaren Negas 
lien, einfchließlich der Zölle ꝛc. und 

2) in den Domanial-Einfünften aller Art, zu denen auch das 
Auffommen vor den, dem Landesherrn als Grunbherrn 


zuftändigen Waldungen gehörte, deren Ertrag Philipp der. 
Großmuͤthige auf ‚12,000 Gulden jährkidy und mehr’, da 
ed vorhin gar ein geringes gewefen, gebracht zu haben, 
in feinem Teftament $. 41 fich rühmet. 
Mit Unrecht werden in Areting Staatsr. der fonft. Mos 
narchie, Bd. IL ©. 311, für Hofpubliciiten Diejenigen Schrift: 
ſteller erflärt, welche, wie 
Böhmer (Prine. jur. feud. $. 60.) 
Selcho w (Elem. jur. publ. 8. 416.) 
Slorencourt (Weber die Natur, die Veräußerung und Ver⸗ 
fhuldung der. Kammergäter 75 ©. ) 
Schnaubert (Erläut. des Lehnr. $. 118) und 
Schmalz; Matürl. Staatör. $. 166.) 
die Kammergäter ald Eigenthum des regierenden Haufes darge 
ftellt haben. Se nachdem freilich die urſpruͤngliche Patrimonials 
Eigenfchaft der deutfchen Känder, bei welcher fehon die Beitreis 
tung der Regierungsausgaben vorzugsweife Pflicht des Fürften 
war, in ben Hintergrund trat, und ber deutfche Gefammtitaat 
in deutfche Bartifularftaaten mit immer lockerem NReichsverbande 
überging, konnte mit der Beftimmung des Domanialvermögens 
für Staatszwece, worunter natürlich der ftandesmäßige Unter: 
halt des Iandesherrlichen Haufes.obenan ftand, fich allmählig der 
in Deutfchland übliche Begriff der Domainen » oder Kammer: 
güter ausbilden, wie ihn 3. B. das preußifche Kandredit, Th. 2 
Tir 14 enthält, nemlich: 
$. 11. „Einzelne Grundftücde, Gefälle und Rechte, deren bes 
fonderes Eigenthum dem Staate und die ausſchließliche 
Benutzung dem Oberhaupte deffelben zukommt, werden Dos 
mänen oder Kammergäter genannt.‘ 
$. 12. ‚Auch diejenigen Güter, deren Einfünfte zum — 
halte der Familie des Landesherrn gewidmet worden, ſind 
als Domaͤnenguͤter anzuſehen.“ 
Bon landesherrlicher Seite find auch bei vielen Gelegenhei⸗ 
ten, 3. B. im Eingange der Verordnung vom 14. Januar 1814, 
durch welche die während der feindlichen Beſetzung vorgeganges 
nen VBeräußerungen von Kammerguͤtern und Gefällen für nichtig 
erffärt find, die Kammergüter, gemäß der allmählig herrfchend 
gewordenen Anficht der Nechtögelehrten, jeboch, wie ſich von 
7* 
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ſelbſt verfteht, ohne dadurch im Entfernteften etwas am landes⸗ 
herrlichen Rechte der Benutzung und Verwaltung aͤndern zu wol⸗ 
len, als „Staatseigenthum“ bezeichnet worden, und auf 
dem Landtage von 1815 geſchah, in Folge kurfuͤrſtl. Entſchließung, 
am 18. Maͤrz von der Landtagskommiſſion die Erklaͤrung, daß 
aus den Kammerguͤtern, welche „ein unveraͤußerliches Fidei⸗ 
„commißrermoͤgen des heſſiſchen Fuͤrſtenhauſes, und zwar nach 
„ven Geſetzen der Primogenitur unter „ausſchließender 
„Direktion des regierenden Landesfuͤrſten ohne alle 
„landftändifhe Mitwirfung, bildeten, gleidy wie aus 
„ben unter dem Namen der Kammer⸗Intraden bekannten Eins 
„kuͤnften Ceinfchließfich der urfprünglich zu Aemtereinlöfung 
‚und Schuldenabtrag 9) von den Landftänden bewilligten 
„Trankſteuer) ald „Öffentliche Laften‘ namentlich ber 
Hofſtaat des regierenden Landesfürften, die Witthumsgelder, 
„Apanagen der nachgeborenen Prinzen, und die Befolduns 
„gen ber Eivildienerfchaft vom oberften bis zum unters 
„ten, und andere ähnliche öffentliche Ausgaben” zu beftreiten 
feien. Beurf. Darftellung der furbeff. Landt. Verh. 1816, ©. 104. 
Bald nad dem, am 27. Februar 1821 erfolgten Negierungss 
antritte Sr. Königlichen Hoheit des Kurfürften Wilhelm IL. wurs 
den, in Gemäßheit höchfteigener, aus dem felbftgefühlten Bebürfe 
niffe einer geregelten Orbnung hervorgegangenen Entfchließung, 
die Immobilien des Furfürftlichen Haufes und Hofes genau von 
dem Kammergute in förmlichen Verhandlungen gefondert und. 
auf diefer thatfächlichen und urfundlichen Grundlage beruhet die 
Unterfcheidung, welche das neuefte, alle Berhältniffe des Staats 
nothwendig umfaffende Landesgrundgefes, die Berfaffungsurfunde 
vom 5. Sanuar 1831, nach dem Beifpiele Dejtreichs und ber 
meiften fiddeutfchen Staaten, ſanctionirt hat, zwifchen dem 
Staatsvermögen, welches dem Fürfienhaufe nicht entfrems 
det worden, fondern der Hofdotation [der erften Nubrif der 
Staatsausgabe] zur immerwährenden Quelle, fowie zu einer für 
die regierenden Linie unwandelbar feſten Bürgfchaft dient, und: 
dem Fideicommiß-Vermoͤgen des Furfürjtlichen Hau 


*) Vergl. v. Nommel Geſchichte v. Helfen, Bb. IV. ©, 368 u. 
S. 373, Anmerk. ©, 44, 
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ſes deren Begriffe bis zum Jahre 1829 oft promiscue als iden⸗ 
tifch gebraucht wurden, wie unter anderen der von ber hiefigen 
Regierung am ten 1820 erftattete Bericht über 
den mit dem großherzoglich hefflfchen Hofe abzufchließenden Haus⸗ 
und Staatsvertrag beweift, 

Zum dermaligen Staatsvermoͤgen wurben offenbar nad) dem 
Sinhalte der SS. 139 bis 142, fowie des $. 17 der Verfaffungs- 
Urkunde, die Apanagegüter und anderen Befitungen der nad 
geborenen Glieder des heffifchen Fürftenhaufes nicht gerechnet. 
Solches erhellet auch recht deutlich aus dem $. 4 des gleichzeis 
tig mit der Verfaffungs-Urkunde zu Stande gefommenen Gefezs 
zes vom 27. Februar 1831, worin *) eine Verringerung des 
Kapitalbeitandes des Staatsfchates zur Abfindung eines Nutz⸗ 
nießers oder andern Befizerd von urfprünglihem Staats 
vermögen und Zubehör mit landſtaͤndiſcher Beiſtimmung 
geftattet worben ift, indem der Ausdrud urfpränglich offens 
bar eine fpäter eingetretene Veränderung bes Nechtözuftandes zu 
erfennen giebt. 

Schon nad; einem lbei der hiefigen Regierung berathenen 
und entworfenen] Schreiben des Kurfürften Wilhelm I. Königl. 
Hoheit vom 17. Mai 1814 an des Landgrafen zu Rotenburg, 
Hochfuͤrſtlichen Durchlaucht, follte nicht zugegeben werden, daß 
„Sr. Hochfuͤrſtlichen Durchlaucht fich uber die Linie eines in 
‚ben furfürftlichen Staaten angefeffenen Fürftlihen Güter 
befißers bhinausfesten, wie denn auch im Verhältniffe zum 
fouveränen Landesfürften als folhen Sr. Hocfürftlichen 
Durchlaucdht dem Landgrafen Feine andere Eigenfchaft, als die 
eines der Staatdgewalt untergeordnete Landſaſſen“ zukom— 
men follte, 

Uebrigeng ift die etwa hie und da noch vorfonmende Bes 
zeichnung der Apanagegäter ald Domänen für die Beltimmung 
des deshalbigen, erft in neuerer Zeit zu gehöriger ‚Unterfcheidung 
und Sonderung gelangten, Verhältniffes zwifchen Staat uud 
Haus ımerheblich, indem die Befigungen, fowohl des einen als 
anderen Theild dem Begriffe der Domänen entjprechen und Dies 


*) Lediglich in Rückficht der damaligen Unterhanblungen mit bem Hauſe 
Rotenburg ? 


fer Name fogar für das nunmehr ftandesherrliche Grundeigen⸗ 
thum unbedenklich beihehalten wird [mie u. A. im kurheſſ. Edict 
vom 9. Mai 1833 $. 32) wofür Klüber IO. R. d. d. Bundes, 
2° Ausg. $. 252 Anm. e] den Namen „ſtandesherrliche Grund, 
guͤter“ vorgefchlagen hat. 

Bei den auf die Hofbotation fich beziehenden, am 9. März 
1831 vollendeten, Berabredungen ift der Apanagials oder 
Paragialgüter mit Feiner Silbe gedacht, vielmehr im Pro- 
tofolle vom 20, Dec, 1830 nur von denjenigen fürftlichen Ay as 
nagen geredet worden, „welche unmittelbar 'auß ber 
„Staatsfaffe zu beftreiten find und welche diefer Kaffe nicht 
„länger zur Laſt bleiben follen, fobald und infoweit das Recht 
‚der Betheiligten auf die Beziehung aufhören würde.‘ 

Wenn auch hiernach die Staatsfaffe bei dem Erlöfchen der 
Notenburgifchen Linie ohne alle Frage von derjenigen Geldrente 
wird entbunden werben, welche dieſer Linie für deren weggefals 
Ienen hausvertragsmäßigen Antheil am Lands und Guͤldenwein⸗ 
Zoll nach $. 13. der Verordnung vom 21. April 1824 gebührt, 
fo hat doc im Uebrigen das Erbrecht der regierenden Linie im 
Verhältniffe zu andern Linien des Kurhaufes und die Vermehrung 
des hausfideicommiffarifchen Grundbefiges bei dem Landesherrn 
und bei der regierenden Linie nicht die mindefte Befchränfung 
erfahren. Eine deshalbige Abficht Cwelche man namentlich; für 
die landesherrliche Kommiffion durchaus in Abrede ftellen muß) 
ift um fo weniger anzunehmen, als der bisherige Betrag des Hof⸗ 
bedarfs von 392,000 Rthlr fich nach jenem Protofolle auf 300,000 
Rthlr. für den kuͤnftigen Negenten der, jebt regierenden Linie, 
für Höchftdeffen Gemahlin und Familie, mit Snbegriff aller vers 
einft nöthig werdenden Deputate und Witthuͤmer vers 
mindern fol, welcher Verminderung nur die Ausficht eines 
Zuwachſes von Mitteln zur Ausftattung der Fünftigen Prinzen 
bei dem Erldfchen bisheriger Linien einigermaflen die Waage 
halten möchte, So wie die fürftliche Linie zu Philippsthal bei 
dem Ausiterben der Barchfeldifchen Linie deren hausfideicommijs 
farifchen Beſitzungen erwerben würde, eben fo muß foldyes bei 
den Rotenburgiſchen Befigungen zu Gunften der regierenden Linie 
der Fall fein. | 

Freilich dürfte bei dem Eintritte des Landesherrn in bag 


Rotenburgifche Mechtöverhältniß die Konfelidation mit den lan⸗ 
besherrlichen Rechten oder der Staatsgewalt dad Berfchwinden 
mancher Gerechtfame zur Folge haben. Namentlich möchte den 
Iandesherrlichen Gerichts» und anderen Staatöbehörden, die 
ihnen bisher entzogen gemefene Rotenburgifche Gerichtsbarkeit 
mit allen ihren Ausflüffen und Anhängen wieder zugeben, auch 
vielleicht fonft noch manches Erceptionalverhältniß mit allen Vor⸗ 
theilen und Laſten zur Regel zurücffehren, indem der Kandesherr, 
neben diefer feiner erhabenften Eigenfchaft, nicht gern noch Pas 
trimonialherr fein würde und ed nicht ohne unangenehme, feine 
Lebensfreuden zwecklos ftörende, Kolliſionen fein könnte, 

Die Rotenburgifchen ImmobiliarsBefigungen, — fofern fie 
nicht moviter acquisita des dermaligen Landgrafen H. D. find 
welche wohl zum Erſatze einiger Abgänge dienen und überhaupt 
von geringer Bedeutung fein mögen — erfcheinen bier aljo blos 
in der Eigenfchaft von Beftandtheilen des Familienftdeicommiffes 
bes heilifchen Fürftenhaufes, und zwar lediglich des Furheffifchen 
Haufes, nachdem die beiden Linien des Haufes Heffen s Darm 
ftadt Die fideicommiffarifchen Haus⸗ und Landesverhältniffe vers 
möge ihrer Souveränität, zum Theil grundgefeglich (vergl. großh. 
hefl. Verfaffungs-Urfunde vom Jahr 1820, Art. 6, wonach ein 
Drittel der Domänen zur Schuldentilgung abgegeben wird) ats 
ders geftaltet haben, wogegen etwas zu unternehmen fchon wegen 
der voraugfichtlichen Erfolglofigfeit und im Betracht der im 
Uebrigen unangetaftet gebliebenen gegenfeitigen Staatserbfolges 
rechte (großherzogl. heſſ. Verfaſſungs-Urkunde Art. 5) unrathſam 
it, wie denn, abgefehen von bereinjtiger Staatsfucceffion, das 
fideicommiffarifche Band der beiden Hauptlinien von Kaffel und 
Darınftadt ſchon feit langer Zeit loder geworben und mit der 
feindlichen Ueberziehung Kurheſſens feit dem Jahre 1805 nach 
welcher zu völliger Auseinanderſetzung der beiden Staaten von 
Weftphalen und Heffen-Darmftadt ein. Vertrag am 3. Juni 180 
abgefchloffen wurde, in völlige Suspenſion gerathen, ja gewiſ— 
fermaffen zu einer Nechtd-Antiquität geworden zu fein fcheint, 
und eine geeignete Herſtellung des deshalbigen Berhältniffes vor« 
erit dem Hauss und Gtaatövertrage vorbehalten bleiben muß, 
deſſen Beduͤrfniß beide Höfe fehon Durch einen fogenannten Priis 
liminarvertrag vom 19. Dec. 1846 anerkannt haben, 
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Die Alteften Kamiliens und Staatdverträge, auf denen bas 
Fürftliche Hausfideicommiß beruhet, find die Cin mehreren Schrifs 
ten, 3. B. theilweife in Estor Elem. jus publ. hass. ©. 66 fg. 
abgedrudten)d Erbverbrüderungen zwifchen Heffen und Sachſen, 
auch Brandenburg, feit dem Jahre 1373 bis zum Jahre 1614, 
deren Inhalt in I. U. de Cramer Supple. Opusc. suorum 
©. 676 fg. fih dahin angegeben findet, 

a) daß die Abficht derer hohen Paciscenten vornehmlich auf 
‚Die Errichtung eines fidercommissi familiae conventio- 
‚malis universalissimi perpetui , und eo ipso mit ba 
„bin gegangen, alle ihre in ipsis pactorum instrumentis 
„enumerirte Kur » und Fürftenthämer, Graf» und Herrs 
„schaften, and und Leute, Feuda und Allodia, bona hae- 
‚reditaria avita et noviter acquisita, mo - et immobilia, 
„‚praesentia et futura jura, nomina et actiones überall 
„nicht das mindefte ausgefchloffen Cimmaßen ſich beſonders 
„ob der Teisten auf der Naumburg den 30. Mart. 1614 aufs 
„gerichteten Erbveränderungs-Renovationsurfunde Flar zu 
„Züge leget), dem gefammten Erbverbrüderten Manns⸗ 
„Stamm zum beften ungzertrennt und ungefchmälert beifams 
„men zu erhalten; 

b) daß zu dem Ende nicht allein die facultas testandi ad cer- 
„tam bonorum mobilium sc. speciem et quantitatem aus- 
„druͤcklich eingeſchraͤnkt, ſondern 

c) im specie auch alles Schuldenmachen und Verſetzen nomi- 
‚matim auf die beiden Fälle extremae necessitatis et ver- 
„sionis in rem sive utılitatis publicae gleichermaaßen der: 
„geftalten, daß nur alsdann, wenn ein zeitiger Befiger in 
„solchen Fällen fund und wiffentlich li. e. eum praeseitu 
„eonfratrum] eine Schuld gemacht, dad onus der Wieder: 
„eritattug auf den Erbverbrüderungsmäßigen Successorem 

— zaͤͤbergehen folle, einzig und allein restingiret, mithin 

d) auffer diefen alfo aisgenommenen Fällen tam inter vivos, 
„quam morlis causa, alle alienationes extra gentem et 
„familiam, und was dahin einfchlägt, ohne Unterfchied 
„Schlechterdings verbotten, im übrigen aber 

e) durd und mit fothanen Erbverbrüderungen bie „Jura geu- 
„tis et familiae unter denen Compaciscenten einander alſo 
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„commmmicirt worden, baß ber männlichen Linie des einen 
„der Mannsſtamm des anderen Theils, und dieſes zwar 
f) mit Ausfchließung aller weiblichen Descendenten, „immaſen 
g) eben um deswillen wegen Ausftattung und gänzlicher Ab- 

„findung derer Töchter, zugleich zugängliche Vorfehung ges 

„ſchehen, nad} der in ipsis paetis deutlich vorgefcriebenen 

„Ordnung immediate zu fuccediren befugt fei, weswegen 

„dann endlich | 

h) Eines jeden Kurs und Fürftlichen Haufes ſaͤmmtliche Va⸗ 

„fallen, Diener, Landfaffen und Unterthanen ihre refpective 

„Lehnsdiener und Huldiguigspflichten denen anderen beiden 

„Erbverbrüderten Häufern eventueliter zugleich mitabzules 

„gen, angewiefen werben follen.” | 

Die noch jest fortdauernde Erheblichkeit der gedachten Erb» 
verbrüberungen für die innere Verfaſſung eines jeden der erbs 
verbrüberten Häufer ift genügend dargethan in 

Dfeiffers vollſt. Eroͤrt. des Sachfen-Gothaifchen Succef- 
fionsfalles. Kaffel 1826. Th. II., ©. 418 422. 

Die hausgefegliche Grundlage zur Beurtheilung der vorlies 
genden Sache ift vorzugsweife der Art. V. des fogenannten 
Brübervergleichs, welcher zwifchen den vier Soͤhnen des Lands 
grafen Philipp des Großmüthigen in näherer Ausführung des 
väterlichen Teftaments vom Jahre 1562 — urfchriftlich im Haus- 
und Staats⸗Archiv, abgedruckt in Luͤnig Reichs-Archiv Th. IX. 
©. 76 — 788 und Schminfe Monumenta Hassiaca. T. IV. 
©. 577 fg. publizirt am 30. April 1567, deffen $. 27 die väter 
liche Verordnung und ben treuen Rath enthält, „daß fie, (die 
Söhne) Feine Städte, Schlöffer und Dörfer erblich wollen hins 
weggeben“ — am 28. Mai 1568 abgefchloffen worden ift. 

Der gedachte, Artikel lautet wörtlich wie folgt: 

„Bir haben und auch ferner und zum fünften zufolge des vAs 
„terlichen Teftaments und Verordnung gegen einander obliegis 
yet, verpflichtet und verbunden, obliegiren, verpflichten und 
„verbinden uns auch deffen hiermit und in Kräft diefes Briefs 
„vor und und-unfere Erben und Nachlommen ewiglich unwi- 
„derruflich, daß unfer, noch unferer ehelichen männlichen Leibs— 
„Lehns-Erben feiner von feinen anererbten Schlöffern, Staͤd⸗ 
„ten, Aemtern, Dörfern, Zoͤllen, Kloͤſtern und ihren Zubeho- 


„rungen etwas erblich verkaufen, verfchenten, zu Lehen anſez⸗ 
„zen, vertaufchen oder auch in andere Wege alieniren oder 
„veräußern foll oder mag, in feinen Weg, wie der Namen hat, 
„obne unfer aller oder unferer Erben Fürften gu Heflen Vors 
„wiſſen, und ausgedrudte urkundliche ſaͤmmtliche Wiffenfchaft, 
„und unter unferen Handzeichen und anhangenden Siegeln 
„gegebenen Verwilligungen; fondern follen alle unfere aner- 
„erbte Schlöffer, Städte, Dörfern, Zölle, Aemter, Klöfter und 
„alle ihre Zugehör und und unferem ehelichen r.ännlichen 
„Stamm, auch unferer allerfeits Landfchaft zum DBeften bei 
„einander ungerriffen und unveräußert erhalten, und davon 
„nichts erblich verlaffen; da aber unfer einem ober 
„dem anderen eine redlich dringende Noth anginge, oder ſon⸗ 
„ſten einen guten augenfcheinlichen Nuten damit zu fchaffen 
‚wußte, derwegen er zu Abwendungfoldhes Schadens 
„oder Beförderung mehreres Nutzens, auch weitern 
„Schaden und Unheil zuvorfommen, etwas von dem feinem 
„angreifen und uff Wiederfauf verfegen müfte, fo fol derje— 
„nige, fo unter und oder unferen Nachkommen Fürften zu 
„Heſſen etwas uff Wiederfauf verfegen oder verfchreiben will, 
„solches bevor andern fremden oder auswärtigen, und ober 
„unſere Erben und Nachfommen Fürften zu Heffen ſaͤmmtlich 
„bruͤderlich anbieten und in billigem landläuftigen und gebraͤuch⸗ 
„chem Werth uff Wiederlöfung zukommen laffen, in allwege 
„‚aber fol unjer oder unfer Nachkommen feiner feinem Könige, 
„Fuͤrſten oder Neichsftabt etwas ohne unfer Vorwiſſen und 
„ſaͤmmtliche fchriftliche urfundliche Bewilligung ufftragen, vers 
„Teen, verpfänden, verkaufen oder in andere Wege überlaffen 
„oder deſſen zu thun Macht haben, in feinen Weg wo er 
„auch auf oberzählte Maas und vorgehende fämmtliche Bes 
„willigung einem Grafen vom Adel oder fonftet Privatperfos 
„nen etwas verpfänden oder verbypotheziren würde; folche er 
‚in alle Wege darin vorbehalten, daß folches feinem Poren 
„taten, Fürften oder Reichsſtadt fürter verpfändet, oder ver‘ 
„schrieben werden fol, 

„Ob auch unfer oder unferer Nachfommen einer im Fall, 
„wie vorftehet, was verpfänden und auf Wiederkauf verfchreis 
„‚ben würde, ſolches jollen wir andere und unfere Nachfonts 
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„men nach unferer Gelegenheit um bdaffelbige Geld an ung 
„zu Iöfen haben, dahin allermaßen wie das verfchrieben ift, 
„und vorbehaltlich dem BVerpfänder und feinen Mannleibger: 
„ben ber Wiedererlöfung jederzeit, deffen allen wir uns hier⸗ 
„mit gegeneinander brüderlichen obligirt und bei unfern Fuͤrſtl. 
„wahren Worten, Kraft eined gefchwornen Eides angelobt 
„und verfprochen haben wollen, inmaffen wir darvor allbe- 
„reits deshalbig unferer allerſeits Landfchaft auf ihr unters 
„thäniges Erinnern, verſprochen und verfchrieben haben nad 
„laut darüber waltenden Verſchreibung.“ 

Der vorftehende Artifel V. ift hierher mit wörtlicher Treue 
überfchrieben aus einem im hiefigen Regierungsarchive befind- 
lichen Kopialbuche. 

Auffallend ift es, daß die Abdruͤcke diefed Vertrages in 
Winckel mann heſſ. Befchreib. Coom Jahre 1697) Th. V. © 
506-514, Lünig Reichsarchiv, Fortfeg. Th. IK. ©. 789 fe. 
und Estor. Elem. juris publ. hass. ©. 122 fg., weldye bisher 
auch von andern Schriftitellern uud den Behörden mit Einjchlup 
des Oberappellationsgerichts (Deecis. Th. IL S. 361) benußt 
worden find, ftatt der Worte: 

„and davon nichts erblichCoder wie im beglaubigten Eremplar 
„Des Haus⸗ und Staats⸗Archips fleht, erblich8) verlaffen‘“, 
enthalten: 
und davon nichts erhebliches verlaffen.” 

Das früher im hiefigen Hofarchive befindliche Original *) 
hat über diefe Variante nicht nachgefehen werden fünnen, weil 
daffelbe (mit mehreren anderen Documenten) dem damaligen 
Kriegszahlamts » Direktor Buderus vom 14. Detober 1806 laut 
Empfangsfcheines überliefert worden ift. 

Die obigen Beftimmungen des Brüdervergleichd finden ſich 
erneuert in dem Erbvertrage, welchen die fürftlichen Häufer Heflens 
Staffel und Heffen-Darmitadt im Jahre 1628 abgefchloffen haben. 

Die gehörige Erhaltung des fürftlichen Hansftdeicommiffes 
hat noch insbefondere Landgraf Wilhelm IV. oder der Weife — 
bier vorzüglich wichtig als Stifter des Heffen- Kaffelis 

an deifen Grund Schminte in Monum. Hass. Th. IV. ©. 632 


bis 636, einige Verbefferungen des obeugedachten Winkel: 
mannfchen Abdruͤcks mitgetheitt hat. 
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ſchen Gefammthaufes und als nächfter Vorfahr des Landgrafen 


Morig — in feinem Teftament vom 25. Juni 1586 verfügt. 

Nicht minder ift die Unveräußerlichfeit der zu den fürftli- 
chen Stammgütern oder dem fürftlichen Hausfideicommiffe gehoͤ⸗ 
renben Befizungen bei ben Gerichten ald Regel fortdauernd 
anerfannt worden, 3. B. — die Entſcheidung des Oberappel⸗ 
——— 

vom 30. Januar 1765, wegen der Domäne Bederhagen, 
Deecis. 101 Th. IIL ©. 358 fg. 

Das OberappellationsgerichtörUirtheil vom 31. Yan. 1818, 
in Sachen Schneider und Schreiber wider den Advoc. Cramer, 
wegen des Guts Freienhagen, erwähnt nicht ausdruͤcklich beffen 
fiveicommiffarifche Qualität und grünbet fih in der Hauptfache 
lediglich auf die Verordnung vom 14. Jan. 1814. 

Ueberflüffig erfcheint es, noch auf, die rechtlichen Gutachten 
zuruͤckzukommen, welche bei verfchiebenen Vorfällen in der regie 
renden Linie, namentlich nach dem Ableben, des höchftfeeligen 


Landgrafen Friedrich II. wegen der fortdauernden hausftdeicoms 


miffarifchen Verhaͤltniſſe eingezogen worden find, und melde, 
foviel davon befannt ift, auch wie der Erfolg gelehrt hat, die 
obigen Saͤtze beftätigen. 

Es ift gegen jene Säte eben wenig angegangen worden, 
bei der Abfindung der Prinzen aus 2 Ehe des Landgrafen 
Morig, hinfichtlich deren Erbfolgeverhäftniffe der Vertrag vom 
12. Febr. 1627, im $. 16, Folgendes feftgefest hat: 

„Da der jungen Herrn einer oder ander mit Todt (fo doch 
„Bott lange verhüten wolle) abgehen wird, fo foll deffen 
„oder deren Antheil Land und Erbfchaft den andern überbleis 
„‚benden Herrn Gebrübern accresciren, und gleichfam einer 
‚dem andern barin vermöge väterlicher Ratifikation fubftis 
„tuirt fein, und folches fo lange der jungen Herrn oder deren 
„männliche Leibeserben einer wird bei Leben fein, wofern aber 
„dieſelben mit einander nach Gottes Willen abgehen follten, 
„alsdann und nicht eher fol folche der jungen Herrn zuge 
„theilte Quota dem eltern oder regierenden Herrn zufallen 
„oder anmwachfen.” 

Bergleiche den Cim Reichsabfchiede vom Sahre 1654 $. 188 
beftätigten) weitern Vertrag vom 11. Januar 1654 $. 14 fg- 
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(Anlage 0.) 


Rechtliches Bedenken 
über Die Frage: 

„ob die Rotenburger Quart bei ſich ereignendem Rückfalle 
„derſelben an das Kurfürftlihe Haus Hefien, ald zum 
„Staatögute oder zum fideicommiffarifchen Hausgute des 
„Kurhauſes Hefjen gehörend, zu betrachten fei 2” 


I. Bon der rechtlihen Natur des Iandeöherrlichen Eigen: 
thums, namentlich der Domainen und Kammergüter ver 
deutfchen Fürften nad) dem älteren deutſchen und neue: 
ren Kurheffifchen Staatsrechte überhaupt. 


Bei der Beantwortung der Frage: 

„ob die Rotenburger Quart, bei ſich ereignendem Ruͤck⸗ 

„falle derfelben an das Kurfürftliche Haus Heffen, als 

‚zum Staatögute oder zum fldeicommiffarifchen Haus; 

„gute des Kurhaufes Heſſen gehörend, zu betrachten ſei?“ 
kann eine allgemeine Unterfuchung über die urfprüngliche rechtliche 
Natur des landesherrlichen Eigenthums uͤberhaupt und der Do- 
mainen und Kammerguͤter der deutfchen Fürften insbefondere, 
um fo weniger umgangen werden, ald manche neueren Staates 
rechtögelehrten eine Theorie darüber aufitellen, der wir durch⸗ 
aus nicht beiftimmen können. 

Nach diefer Theorie fol nemlich in Anfehung der Frage: 
ob bie Befigungen der deutfchen Fürften fir Staatseigens 
thum, oder für ihr und ihrer Familie Privateigenthum 
zu halten feien? alles auf den urfpränglichen Erwerbtitel der: 
felben ankommen. Daher fei Alles, was die beutfchen Fürften, 
als Kandesherrn, oder — wie man fagt, — aus einem ſtaats— 


- 
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rechtlichen Titel erworben hätten, namentlidy auch die Domais 
nen, Kammergüter und Regalien derfelben, von jeher Eigens 
thum des Staats gewefen. Der Landesherr habe, als fols 
cher, nur die Nugniefung davon gehabt, verbunden mit ber 
Verpflichtung aus den Einkünften derfelben feinen und feiner 
Familie Unterhalt, ſowie die Koften feines Hofſtaates und ber 
Regierung zu beftreiten. Das Eigenthum derfelben fei aber von 
jeher dem Staate zuſtaͤndig gewefen und nur dasjenige koͤnne 
als der deutfchen Fürften und ihrer Familie wahres Pri 
vateigenthum betrachtet werben, was fie erweislichermaßen 
durch rein privatrechtlichen Titel erworben hätten! 

Diefe Theorie widerftreitet aber aller hiftorifchen Wahrheit 
und allem hiftorifchen Rechte, 

Befragen wir die Gefchichte, fo werben wir bald die Ueber: 
zengung gewinnen, daß fämmtliche Befigungen, namentlic auch 
die Domainen und Kammerguͤter der deutfchen Landesfürften, 
ohne Ruͤckſicht auf ihren Erwerbtitel, von jeher wahres Privat: 
eigenthium derfelben waren, und daß fie Daher auch jet noch, 
da das Eigenthum feiner Natur nad) ein dauerndes und bleiben- 
bes Recht ift, ald Patrimonial- und Privateigenthum berfelben 
betrachtet werben müffen, infofern nicht neuere Begebenheiten, 
Veränderungen bierin herbeigeführt haben, wohin namentlich) 
auch fürmliche Abtretung derfelben von Seiten des Randesherrn 
an den Staat, im neuern Sinne ded Worts, gehört. 

Im Mittelalter nemlich, wo ſich die deutfchen Länder und 
Reiche bildeten, war der Begriff von Staat im heutigen Sinne 
des Worts ganz unbekannt; man wußte daher aud) nichts von 
einen dem Staate, als einer befondern moralifchen Perfon, zus 
ftehenden Staatseigenthume. Es gab nur Länder und 
Landesgebiete (Zerritorien), worüber den Fürften und 
Grafen des Reich, ſeitdem dieſe aus ehemaligen Kaiferlichen 
Beamten wirkliche Landesherrn geworden waren, nicht nur Die 
Landeshoheit (Herrfhergemwalt, souverainite), fondern 
auch die Landesherrlichfeit, EEigenthum, propridte) 
zuftand. Diefe letztere begriff zweierlei in fi), nemlich 1) Die 
über das ganze Landesgebiet fich erſtreckende Hoheit und Herrfchers 
gewalt (Randeshoheit), die ihnen ald erb⸗ und cigenthümliches 
Recht zuftand, wie noch bis auf den heutigen Tag die Patrie 
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monialgerichtöbarfeit dem Patrimonialgerichtsherrn als erb⸗ und 
eigenthuͤmliches Recht zuſteht; 

2) Das Eigenthum ihrer urſpruͤnglichen einen Theil des 
Landesgebietes ausmachenden Domainen, mit allen deren nuß- 
baren Ausfluͤſſen und Rechten, unter dem Namen von NRegalien 
Zinfen, Dienften u. f. w. Alles diefes war ihr wirkliches Erbe 
und Eigenthum *). 

Daher rührt auch der fo befannte Ausdrud „unſere 
Erblande‘, welcher genau dem Begriffe von „Landesherrn“ 
correfpondirt und eben daraus erflärt ed fich, daß mehrere 
Söhne und Nachkommen die Fürftenthämer und Graffchaften 
unter ſich gleich Privatverlaffenfchaften theiler, im Allodium 
wie im techn. Bon einem Staate im modernen Sinne des 
Worts mit einem diefem zuftehenden befondern Staatseis 
genthum war überall feine Rebe. Aller Grundbefis war 
Privareigenthum entweder der Unterthanen, oder der im 
Lande beftehenden Gorporationen, oder des Landes. 

Zu mehrerer Begründung dieſer Säte und zur Widerle 
gung der oben vorgetragenen Theorie der neuern Publiciften, 
welche fchon manchem deutſchen Fürftenhaufe die fichere Baſis 
ihrer Macht d. h. ihren eigenthümtlichen Grundbejig gefoftet _ 
hat, — möge ed und, um weitläuftige hiſtoriſche Unterſu— 
chungen, die hier nicht an ihrer Stelle fein würden, zu ver 
meiden, erlaubt fein, uns auf die treffliche Ausführung des ges 
Iehrteften PBubliciften des vorigen Jahrhunderts, Johann Jakob 


“) Wohlverftanden ! Nicht das ganze Territorium befand fich im 
Eigenthume berfelben, wohl aber die Herrfchergewalt über das 
ganze Territorium und außerdem die Samiliengüter, die neuer— 
Dinge fälſchlich Staatsgüter genaunt werben; wofern fie nicht von 
Dem Landesherrn in neueren Zeiten ganz oder theilweife (wie in 
Kurheifen oder Darnıftabt) an den Staat abgetreten worden find. 
Eehr richtig fagt daher auch Schmalz deutſches Staatsrecht $. 
260: die landesherrliche Bamilie hat keineswegs das ganze Land in 
ihrem Eigenthume , ald weldyes allen Grundeigenthümern zufammen 
gehört, fondern außer den eigenthümlichen Gütern (Domänen 2£.) 
ift blog die Souveränität ihr Eigenthum, dieſe alfo auch Gegenftand 
des Erbrehts. Dal. auch Vollgraff Eyſtem der prakt. Politik 
B. 4. 5. 9-13, 


Moſers zu berufen, dem gewiß niemand eine tiefe Einficht in 
das germanifche Altertfum und das deutfche Stantsrecht ab» 
fprechen wird, und deffen Auctorität in folchen Dingen. auch 
jetzt noch allgemein anerfannt wird. 
Diefer gelehrte Publicift läßt fih nun in feinem befannten 
Werfe: 
„son der dentfchen Meichsftände Landen. Frankfurt und 
Leipzig 1769. ©. 208. ff. 
über unfere Frage im graben Gegenfage mit der oben vorge 
tragenen Theorie der neuern Staatsrechtögelehrten folgender: 
maßen vernehmen: 
„Nach meinem Begriff find Kammtergüter diejenigen, de—⸗ 
„men Eigenthum dem Landesherrn zujteht, und bes 
„ren Gefälle zu feiner Kammer gezogen werden, um Davon 
„seinen und feiner Familie Unterhalt, auch die ihm oblies 
„genden Regierungs- und andere Ausgaben zu beftreiten. 
„Andere Scribenten behaupten dagegen: das Eigenthum 
„Der Kammergüter gehöre dem Staate, der Regent habe 
„nur die Nutnießung davon und deshalb feien diefe Güter 
„unveräußerlih. Sch halte aber alles dieſes für 
„„grundfalſch und unerweislid. 
„Wir muͤſſen aber zuvörderft auf den Urfprung und bie 
„Geſchichte der Kammergüter achten. \ 
„Es ift wahr, es giebt gewiffe Staaten in Europa, da 
‚man jagen kann, daß die Krongüter durch einen ausdruͤck⸗ 
„lichen Vertrag dieſe Eigenfchaft erlangt haben, und daß 
„Dabei feftgefegt worden it, der Staat oder die Krone 
„solle das Eigenthum, der Negent aber nur die Nußnies 
„Kung davon haben, mithin felbige nicht veräußern dürfen. 
„Es find dies aber nur folche Staaten, wo entweder bie 
„freie Wahl des Negenten Statt hat, wie in Polen, oder 
„es find Reiche, in denen ſich eine große Staatöveränder 
„rung zugetragen hat, bei welcher Gelegenheit die ganze 
„Staatsverfaffung umgefchmolzen worden und damit zus 
„gleich auch diefer Punkt (wegen der Krongüter) berichtigt 
„worden tft, wie in Großbritannien und Schweden. 
„Hiergegen wird man fchwerlich in irgend einem welt 
„lichen Land eines deutſchen Reichsitandes etwas berglei- 
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„hen antreffen, oder einen Vertrag aufweiſen koͤnnen, wo: 
‚Durch die Lanbftände und Unterthanen dem Landesheren ge⸗ 
„wiffe Güter und Gefälle zur Kammergiütern beftimmt und 
„überlaffen, dem Land aber das Eigenthum daran vorbe- 
„halten hätten. Sondern urſpruͤnglich rühren die Kammer: 
„güter von den erften Alteften deutfchen Herrn und Dyna⸗ 
„sten Privatgütern her, welche von ihren Voreltern auf fie 
„gediehen find. Gelbige wurden nachmald auf unzählige 
„Art vermehrt, durch Kaiferlihe und anderer 
„Herrn Gefchenfe und Belehnung durch Heirathen, 
„Bermächtniffe, Kauf und Taufch, Krieg, Gewalt, Heim- 
„fallung aufgetragener und anderer Lehne, Einziehung ver- 
„wirkter verlaffener Güter, Anbauung oder Pläße ıc, 

„Daß diefes die Wahrheit fei, lehren ung die Gefchicht- 
„Schreiber, die Archive und Kammerregiftraturen wie auch 
„die Erfahrung unferer eigenen Zeiten, und es ift nicht 
„möglich, diefes mit Grund zu widerfprechen oder einen 
„andern Urfprung der Kammergüter anzugeben. Iſt nun 
„aber diefes: wie kann man denn dem Staate das Ei— 
„genthum der Kammergäter zufchreiben? wer biefes be- 
„bhaupten will, muß darthun fönnen: D daß der Staat 

- „einmal das Eigenthum und die Nusnießung diefer Güter 
„gehabt habe, 2) daß der Staat die Nutznießung davon 
„dem Negenten überlaffen, 3) fich ſelbſt aber das Eigen: 
„thum vorbehalten habe, auch 4) wann und wie biefeg 
„gefchehen fei? Alles dieſes ift aber in Ewigfeit uner- 
„weislich. 

„Wollte man ſodann auch gleich ſeine Zuflucht zu einem 
„ſtillſchweigenden Vertrage zwiſchen dem Regenten und ſei⸗ 
„nem Volke nehmen, fo wäre doch auch dieſes ganz ver- 
„geblich und ungegründet. Unſere jegigen Kur- und Für- 
„ſtenthuͤmer, Graf- und Herrfchaften find nicht fo, wie fie 
„jetzt ſind, aus der Erde gewachfen, oder vor taufend und 
„mehr Sahren fo gewejen, fondern find nach und nach ent- 
„ſtanden, zuſammengewachſen, haben zus und abgenommen. 
„Wo waren denn die Stände und Unterthanen, 
„welche diefe jegigen Kammergüter hatten und 
„von denen fie aufdie Regenten gefommen find.‘ 

vu. Band 18 Heft. 5 


„Haben alſo der Staat, oder das Land, oder das ge⸗ 
„meine Weſen, oder die Landſtaͤnde und Unterthanen, diefe 
„Güter nie gehabt, find fie nicht von ihnen auf die Regen⸗ 
„ten gefommen, fondern find fie von jeher der Regenten 
„voͤlliges Eigenthum gewefen, fo kann ja auch der 

„Regent nicht blos die Nutnießung der Kammergüter har 
„ben, fondern fie find ganz und allein fein und der Staat 
„hat nicht Die geringiten Anfprüche daran. Indeſſen fann 
„es doch gar wohl gefchehen, daß dergleichen urſpruͤnglich 
„lediglich dem Landesheren in Anfehung des Eigenthums 
‚„zugeftandene Güter in neueren Zeiten dem Staate durd) 
„Landesvertraͤge afftcirt werden.’ 

Sp weit der fcharffinnige Johann Jacob Mofer! Ihm fkims 
men von den fpätern Publiciſten vollfommen bei: 

Häberlin Handb. des deutſchen Staatsrechtd Bd. 2, $. 191. 

Leift, Lehrbuch des deutfchen Staatsrechts $. 28. 

„In den weltlichen beutfchen Staaten ftcht das Eigen» 
„thum an den Kammergütern Feinesweged dem Staate 
„oder Lande felbit, fondern allein der landesherrli— 
„sen Familie zu; daher müffen fie auch als Privats 
„Hüter der „regierenden Familie, nicht aber als 
‚wahre Staatsgüter (wovon felbft der Staat das 
„Eigenthum, der Regent aber nur Befis, Verwaltung und 
„Benutzung hat:) oder ald Domainen im eigentli« 
„hen Sinn betrachtet werden, wie diefes die Gefchichte 
„ihrer Entftehung bewahrheitet und über alle Zweifel ers 
„hebt. Auc kann die rechtliche Natur diefer Güter auf 
„feine Weife dadurch eine Veränderung, erleiden, daß die 
„Einkünfte aus denfelben zu Beftreitung der Regierungs— 
„koſten gebraucht werden, und felbft zum Theil dazu vers 
‚wendet werben müffen. Diefer Umftand berechtigt zu 
„feinem Schluſſe zum Nachtheile des Landesherrn und 
‚zum Vorteile des Landes. Der zeitige Landesherr kann 
‚übrigens in dem freien Dispofitionsrechte über die Kam— 
„mergüter theils durch deren Ichnbare oder Stammes 
„guts-⸗-Eigenſchaft theils durch die particuläre Lans 
„desverfaſſung fehr befchränft fein. 

Schmalz deutſches Staatsrecht $. 224. 260. 472., welcher 
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letztere ſich in feiner eigenthuͤmlichen Weiſe etwas derb, uͤbri⸗ 
gens aber ganz richtig, uͤber unſern Gegenſtand ſo aneſpricht 

„Domainen, oder die eigentlichen Guͤter des Landesherrn, 

„ſind in neuern Zeiten durch ungereimte Fiction oft als 

„National⸗ oder Staatsgut angeſehen, als ob fie von der 

„Nation dem Landesherrn gegeben worden, um die Koſten 

„der Regierung daraus zu beſtreiten. Nicht nur die Ge⸗ 

„ſchichte widerſpricht dem, als welche zeigt, daß ſie wah⸗ 

„res wirkliches Eigenthum des Fuͤrſten find‘, oft ſchon ih— 

„rem Hauſe zuſtehend, ehe ſie Fuͤrſten wurden, ſondern 

„auch die platte Unmoͤglichkeit, daß je eine Nation ſtatt 
„aͤhrlich eine Steuer zu zahlen, ein Kapital aufgebracht 

‚und dem Fürften gegeben hätte.’ ($; 224.) 

Wenden wir nun die bisher erdrterten allgemeinen Grund» 
faße von der rechtlichen Natur des Tandesherrlichen Eigenthums 
auf die ehemalige Landgraffchaft und das Fürftenthum Heſſen 
an, fo ift fo viel ald gewiß und ausgemacht anzufehen, daß 
den Landgrafen und Fürften von Heffen die Landeshoheit. über 
ihr Randesgebiet ald erb⸗ und eigenthuͤmliches Recht zuftand, 
und daß eben fo auch alle Domainen, Kammergüter und Res 
galien derfelben, ohne Unterfchied, ob fie urfprünglich durch 
Faiferliche Verleihung, oder durch irgend einen privatrechtlichen 
Titel erworben worden find, fich wirflicd in ihrem und ihres 
Haufes Privateigenthum befanden, und daß fie über dies 
felben daher audy durchaus freie Dispofitiond + Befugniß hatten, 
infofern diefe nicht durch befondere Landes⸗- oder Hausverträge 
bejchränft war. 

Die hier angeführten Grundfäte des allgemeinen beutfchent 
Staatdrechts find dann auch von jeher in Kurheffen anerfannt 
und befolgt worden. 

Wir brauchen hier-nur auf das Teſtament Philipps des 
Großmuͤthigen den fogenannten Brüdervergleich vor 1568 und 
anf den $.16. des fogenannten Notenburger Hauptvertrags von 
1627 feldft zu verweifen, welcher Iautet: 

„Da der Zungen Herrn, Einer oder der Andere mit Tod 

„(ſo doch Gott lange verhüten wolle,) abgehn wird, fo 

„fol deffen oder deren Antheil Land und Erbſchaft den 

„andern überbleibenden Jungen Herrn Gebrüdern aceres- 

8* 
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„eiren, unb gleichfam einer bem andern barin vermoͤge 

„päterlicher Ratification substituiret fein, und ſolches fo 

„lange der ungen Herrn oder deren Männliche Leibes- 

„Erben einer wird bei Leben fein, wofern aber bdiefelbe 

„miteinander nach. Gottes Willen ' abgehn ſollten, alsdann 

„und nicht eher ſoll ſolche den Jungen Herrn zugetheilte 

„quote dem aͤlteren oder regierenden Herrn zufallen oder 

„anwachſen.“ 

Durch den $. 139 der Verfaſſungs⸗Urkunde und die in de⸗ 
ven $. 140 erwähnte Vereinbarung ift zwar Vieles was bisher 
zum Familien-Fideicommiß gehörte, für Staatseigenthum erflärt 
und abgetreten worden, — jedoch nicht alles, Vielmehr find 
eine Menge Gebäude und ein bedeutender Theil der damals 
bei der Kabinets- und Generals Kaffe. verwalteten Kapitalien 
als Kurfürfiliches Haus: und Fideicommiß - Vermögen und als 
des Kurhaufes unbezweifeltes und ausfchließliches Privateigen- 
thum ausdruͤcklich anerfannt worden. 


U. Bon dem ſtaats⸗ und privatrechtfichen Verhältniſſe der 
Befisungen des Fürſtlich Rotenburgifchen Hauſes zu 
dem Kurfürftl. Heſſiſchen Haufe insbefonvere, 


Um diefes DVerhältniß richtig zu würdigen, müffen wir 
nothwendig auf die frühern Zeiten und deu Urfprung der nir 
derheffiichen Quart zurüdgehen, wir müffen zuvoͤrderſt zn ers 
forfchen fuchen, welches die rechtliche Natur dieſer Quart zur 
Zeit ihred Urfprungs war, in welchem rechtlichen Verhältniffe 
fie zu dem regierenden Haufe und dem landesherrlichen Eigens 
thum deffelben fand, und dann weiter fehen, ob und in wie 
fern diefes alte Verhältniß in neuern Zeiten verändert worden 
ift und durch die ftatt gehabten Ereigniffe der neuern Zeit uͤber⸗ 
haupt veraͤndert werden konnte. 

Wir gehen dabei von dem vorhin bewieſenen Grundſatze 
aus: daß in fruͤhern Zeiten die Landeshoheit uͤber die Land— 
grafſchaft und das Niederfuͤrſtenthum Heſſen erb- und eigen— 
thuͤmliches Recht der Landesherrn war, und daß ſich die Domaͤ— 
nen- und Kammerguͤter in deren wahren und vollem Privatei— 
genthum befanden, Landgraf Philipp der Großmüthige belegte 
indeß in feinem Zeftamente vom Jahr 1562 das ganze von ihm 
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regierte Land mit Einfchluß aller Domänen, mit einem perpe⸗ 
tuirlichen Famikienfideieonmiffe, fo daß feite Soͤhne und Nach— 
folger nicht das Recht haben ſen davon irgend etwas zu 
veräußern. + 
Dieſe Diepofftion köirrbe indem heſſiſchen Familien⸗Ver⸗ 
trage v. JIn 1568 von den ae Portege ausbritih ans 
erkannt und — *4 

Das Land ſelbſt blieb dabei Erbland, die Landeshoheit 
uͤber daffelbe bIieb erb- und eigentHämtlihes: Recht 
der Heffifchen? Fürften ‚die Domänen blieben ihr wahres 
Privateigentkum, nur alle dieſes von jest: an unter 
hausfiveicommiffarifchen Verbande, 

Als nun ſpaͤterhin Landgraf Mori 162% die Ketjlerung 
zu Gunſten ſeines Sohnes erſter Ehe Wilhelm V. reſignirte 
und bei dieſer Gelegenheit zur Beilegung der entſtandenen Erb⸗ 
folgeſtreitigkeiten und zur Begruͤndung der Primogenitur, den 
Soͤhnen aus Moritzens zweiter Ehe, (von denen Ernſt der 
Stifter- der jetzigen Heffen + Rotenburgifchen Linie wurde) ber 
vierte Theil der geſammten niederheffifchen Erblande mit 
allen deſſen Einkünften und auf beſtimmte Weife untergeordnes 
ter Randeshoheit unter der Oberhoheif der regierenden Primo⸗ 
genital⸗Linie, (die jet fogenannte Rotenburger Quart) übers 
laſſen und abgetreten wurde, fo behielt dieſe Quart, als ein 
vom Ganzen blos abgefonberter Theil, in den: Händen bes 
Hauſes Rotenburg ganz ihre alte rechtliche Natur, die fie bids 
- ber in den Händen des regierenden Hauſes gehabt hatte, d. h. 
fowie und infofern fie. bisher Privateigenthum dieſes letztern 
war, fo wurde fie jetzt Privateigenthum des Haufed Rotenburg 
und zwargingen nicht blos die dazu gehörigen Domaͤnen⸗Kam⸗ 
mergüter und Regalien in: das Privateigenthum des Haufes 
Rotenburg über, fondern auch die demfelben abgetretene fubals 
terne Landeshoheit Aber die Quart, namentlich die Gerichts⸗ 
barfeit in derfelben, wurde erb» und eigenthümliches Recht des 
abgefundenen Haufes. 

Dies und nichts weiter wollen denn auch die in den Ders 
trägen mit dem Haufe Rotenburg (Kaffel 1762) einige Mal vors 
fommenden Worte fagen: die Quart fei abgetreten mit Land 
und Leuten und dem ähnliche. - Damit follte weiter nichts 


gefagt werben, ‚ald;. nicht Stoß, in ber Quart belegene Domas 
nial⸗ Grunbbefigungen ſollten abgetreten werden , ſondern zus 
gleich aud) eine, wenn auc nur ſubordinirte, Landeshoheit uͤber 
das ganze Territorium der Quart ſelbſt. Denn daß durch den 
Ausdruck „Land und Leute“ nad damaligem Sprachge⸗ 
brauche nur die Landeshoheit uͤber ein gewiſſes Territorium be⸗ 
zeichnet wurde, iſt eben fo gewiß, als es auf der andern Seite 
unzweifelhaft iſt, daß die Landeshoheit ſelbſt, mochte ſie nun 
yon. groͤßerm oder geringem Umfange fein, damals immer erb⸗ 
und eigenthämliches Recht des Inhabers derſelben wars 
Es ift deshalb auch ganz falfch, wenn ‚man baraus, daß die 
Duart mit „Land und Leuten’ abgetreten worden fei, fols 
gern will, daß ſie yon ihrem Urfprunge an nicht Patrimenial- 
eigenthum des fürftlich Rotenburgifchen, Hauſes, fondern Staats» 
eigenthum ;.gewefen, ſei. Man fommt bei dieſer Behauptuug 
wirklich mit der Frage in. Bexlegenheit; wel ches Staatseigen⸗ 
thum fie denn eigentlich gewefen feit ba. es damals noch gar 
feinen „Kurheſſiſchen Staat”, ſondern nur heſſiſche Sünder und 
Territorien gab, worüber den Landgrafen und Fürften von Hefs 
fen die Landesherrlichfeit. unbeftrittermaßen zuftand. 

Die Rotenbusger Quart. war alfo mit Allem, was dazu 
gehörte, (mamentli. Domainen) von Anfang an wahres 
Patrimonialeigenthum des fuͤrſtlich Heffen-Rotenburgifchen 
Hauſes. Als ſolches und als, bevorrechtete Privatbeſitzung iſt 
ſie auch notoriſch waͤhrend der ganzen Zeit der weſtphaͤliſchen 
Herrſchaft betrachtet worden. Spaͤterhin haben im Jahr 1815 
Abtretungen einzelner Stuͤcke derſelben, namentlich der Graf 
ſchaft Katenellnbogen, der Oraffchaft Plefie und der bis dahin 
vom Haufe Heſſen⸗Rotenburg bezogenen Rente vonder Rheins 
ſchifffahrt⸗Octroi an Preußen Statt gefunden, wogegen Preußen 
eine. fchuldenfreie Herrfchaft yon 20,000 Rthlr. reinen: Eins 
fommensd zu geben verſprach, melde Rotenburg als. Abodiam 
erb⸗ und eigenthuͤmlich beſitzen ſollte. oo. 

Bei diefer Gelegenheit behielt fich zugleich das — Heſ⸗ 
ſen⸗Rotenburg in Anſehung des Ueberreſtes ſeiner Quart den 
ungekraͤnkten Beſitz ſeiner hautwertzagemäßigen. Rechte und 
Einfünfte bevor. 

Wie wären ſolche Berträge auch nur möglich gewefen, 
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wenn nicht bon Seite der paciscirenden Theile das patrimos 
niale Eigenthum ded Haufes Rotenburg an der Quart als uns 
zweifelhaft anerfannt worden wäre? 


‚Wenn aber foldergeftalt Die Rotenburger Quart von 
Anfang an nur Patrimonialeigenthum war und als 
‚solches auch jetzt noch betrachtet werden muß, ſo iſt und 
bleibt ſie auch dem von Philipp dem Großmüthigen ge⸗ 
ſtifteten allgemeinen Haus: und Fideicommißverbande 
unterworfen und würde alſo nad) dem Erlöfchen der 
Rotenburger Linie ald Haus: und Fiveicommißgut ver 
regierenden kurfürſtlichen Linie heimfallen. 


Es bleibt und daher jetzt nur noch zu unterfuchen übrig: 
ob und in wiefern die urfprüngliche rechtliche Natur der Ro: 
tefiburger Quart, als fiveicommiffarifches Patrimonialeigenthum 
des fürftlichen Hanfes Heffen-Rotenburg in nenern Zeiten ver> 
ändert worben ift iind verändert werben konnte? 

Durch den $. 139 der Kurheffifchen Verfaſſungs⸗ Urkunde 
vom 5. Januar 1831 ſind in Gefolge einer zwiſchen 
St. Koͤnig lichen Hoheit dem regierenden Kurfürs 
ften von Heffen und den Landftänden getroffenen 
Vereinbarung, bisherige Furhefftfche Domainen» und Kam⸗ 
mergüter, fowie ein Theil der bis dahin bei der Kabinets⸗ und 
Generalfaffe verwalteten Kapitalien fir Staatseigenthum 
erflärt und dem Staatsfchate zugemiefen worden, während 
ein anderer Theil jener Kammergüter und Kapitalien als Furs 
fürftlihes Haus» und Fideicommißvermögen aner— 
fannt iſt. 

Es wuͤrde nun aber ein großer Fehlfchluß fein, wenn mar 
aus jener Vereinbarung folgern wollte, daß die Beltimmungen 
des $. 139 der Berfaffungs-Urfunde über Furfürftliche Dos 
mainen nun auch ohne weiteres auf die fürftlih Rotenburs 
gifhe Quart zur Anwendung zu bringen feien, daß alfo 
auch diefe jest für einen Theil des Furheffifchen Staatseigen- 
thums im Sinne der VerfaffungssUrfunde gehalten werden, und 
demzufolge nach dem Erlöfchen ded Rotenburgifcyen Haufes dem 
Kurftaate Heffen heimfallen muͤſſe. Um die völlige Grundlofigs 
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feit einer ſolchen Behauptung darzulegen, braucht blos folgendes 
bemerft und in Erwägung gezogen zu werben. 

Die kurheffifche Eonftirution vom 5. Januar 1831 gehört 
anerfanntermaßen zu den f. g. paftirten Verfaſſungen; fie ift 
ein Staatögrundvertrag zwifchen Sr. königlichen Hoheit dem 
Kurfürften einerfeitd und den Landſtaͤnden anderer Seits, unter: 
liegt alfo. auch den allgemeinen: Grupigen von ben Wictangen 
der Verträge überhaupt. 

Verträge binden nun aber blos die —— Perſenen 
und die ihrer Dispoflition unterworfenen Güter. 

So gewiß- e8 daher Sr, Eöniglichen Hoheit dem Kurfürften 
bei Eingehung jenes Staatdgrundvertrages frei ftand, die ihm 
und der regierenden Linie als ‚Privateigenthum : angeftammten 
und in feinem. Befige befindlichen Domänen und Kammergäter 
dem Staate zu übertragen und fie für Staatdeigenthum zu ers. 
klaͤren, wie dieſes durch den $. 139 der Verfaſſungs⸗Urkunde 
denn auch wirklich gefchehen it, fo gewiß iſt e8 auf der ans 
dern Seite, daß Hoͤchſtdemſelben über die dem Haufe Roten- 
burg als Patrimonialbefigung zuftehende Quart, Feinerlei Dis- 
pofition zuftand, indem Niemand, felbft nicht der Regent und 
die Landſtaͤnde, über das wohlerworbene Recht und Eigenthum 
dritter Perfonen zu verfügen befugt ift. 

Wenn alfo durch den $. 139 der Verfaffungs-Urfunde auch 
fänmtliche bisherige Domänens und Kammergüter für Staates 
‚eigenthum erffärt worden wären, fo fann dies, wie gefagt, 
. nur von denjenigen Domänen verftanden werden, Die fich zur 
Zeit der Eingehung diefed Staatsgrundvertrages im Beſitze des 
Negenten und des regierenden Haufes befanden, nicht aber auch- 
von den zur Rotenburgifchen Quart gehörigen Domainen und 
Gerechtfamen, zumal da (fo viel wir wiflen) Sr. Durdlaucht 
der Landgraf von Heflen-Rotenburg für feine Perfon die furs 
heffifche Verfaſſung niemals. anerkannt, vielmehr über die da= 
durch beabfichtigte Verletzuug ſeiner hausvertragemaßigen Rechte 
bei der Bundesverſammlung Beſchwerde gefuͤhrt und nie einen 
Bevollmaͤchtigten zum Landtage geſchickt hat. Die Beſitzungen 
deſſelben bleiben alſo, da die urſpruͤngliche rechtliche Natur ders 
felben ohne feine Zuftimmung nicht verändert werden fonnte, 
nach wie vor, was fie von jeher waren: 


Patimonialeigenthum des fürftlichen Hauſes Heffen-Ro- 
tenburg. Als ſolche bleiben fie denn aber aud) dem ber 
ftehenden hausfiveicommiffarifchen Werbande unterworfen 
und würden daher. nach dem Erlöſchen des fürftlichen 
Hauſes : Hefien-Rotenburg ald Haus: Vermögen dem kurs 

- fürftlich heſſiſchen Haufe zufallen, keineswegs aber vom 
Kurſtaate Heſſen fo ohne Weiteres ald Staatsgut in 
Anſpruch genommen werden können. 


Sodann war der Landesherr der Abtretende, und es iſt 
daher fuͤr dieſen, wie bei Renunciationen, die einſchraͤnkende 
Erklaͤrung anzuwenden, ſo daß, wo nicht deutlich ausgedruͤckt 
iſt, feſtzuhalten iſt, daß er das nicht ausdruͤcklich Genannte 
auch behalten habe. Andere Fidveicommißgäter, ald die zur 
Zeit der Ertheilung ber VBerfaffungssllrfunde ($. 139 der Vers 
faſſungs⸗ Urkunde verb. „bisher‘) bei den Staatsbehörden 
verwalteten, find daher nicht als abgetreten zu betrachten, und 
es ift ſowohl die Quart, wenn fie anftele, als die Philipps 
thalfchen Befigungen im gleichen Falle für das Eurfürftliche 
Haus in Anſpruch zu nehmen. 

Auch ſpricht der $. 140 der Berfaflungs-Urfunde von einer 
Sonderung bed Staatsvermoͤgens vom Fideicommißvermögen. 
Bon legterem ift alfo das erftere abgenommen, wie dann aud) 
der thatfächliche Verhalt nicht anders if. Was nicht abgetre- 
ten wurde, ift als Fideicommißvermögen zuruͤckgeblieben. Das 
herrſchaftliche Immobiliar⸗Vermoͤgen, von welchem die Hofdos 
tations⸗ Urkunde ſpricht, und welches, wenn ed nicht zur Hofe 
Verwaltung refervirt fei, als Staatseigenthum anerfannt wor⸗ 
den, kann nur das im unmittelbaren Beſitze der regierenden 
Linie damals befindliche gewefene fein, da ald Trennungsprinzip 
die Refervation zur Hofverwaltung angenommen it, welche 
alfo-für den ganzen Gegenftand der Uebereinfunft im Allgemeis 
nen anwendbar fein mußte. Sonad; fann die Hofdotation auf 
Diejenigen SmmobiliarsBefigungen ſich gar nicht beziehen, welche 
weil fie im Befig und Genuffe von Prinjen des Haufes waren, 
wegen einer Nefervation jener Art nicht in Frage ‚fein Fonns 
ten. Nicht weniger fann daraus, daß in der Verfaflungs + Ur: 
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kunde in Bezug‘ auf Finftigen Anfall nur der Lehen Erwaͤhnung 
geſchehen, wegen anderer heimfallender Guͤter hingegen keine 
Norm aufgeſtellt iſt, der Schluß gezogen werden, daß für letz—⸗ 
tere Guͤter nicht Gleiches wie bei den Lehen gelten ſoll. 

Die Beſtimmung, daß die kuͤnftig heimfallenden Lehen zum 
Staatsgut gehoͤren ſollen, waͤre unnoͤthig geweſen, wenn nicht 
der $. 139 der Verfaſſungs⸗Urkunde nur von denjenigen: Guͤ⸗ 
tern verſtanden worden waͤre, welche damals ſchon im Beſitz 
des Landesherrn ſich befanden. 

Endlich iſt die ausdruͤckliche Beſtimmung im 9. 16 dee os 
tenburger Hauptvertrags, daß beim Ausſterben des Manns⸗ 
ſtammes der fuͤrſtlich heffensrotenburgifchen Linie die derſelben 
zugetheilten Quote dem regierenden e⸗ zufallen ſolle, nir⸗ 
gends aufgehobrn. 

Nach dieſer Ausfuͤhrung ſind u daher der rechtlichen 
Meinung: 

„daß die Rotenburger Quart, da ſie von Anfang an nicht 

Staatseigenthum, ſondern fideicommiſſariſches Patrimonial⸗ 

eigenthum des kurfuͤrſtlich heſſ. und landgraͤfl. heſſ. Rotenburg. 

Hauſes war, und dieſe ihre urſpruͤngliche Natur auch in 

neuern Zeiten bis jetzt noch auf keinerlei Weiſe veraͤndert 

worden iſt, nach dem Erloͤſchen des fuͤrſtl. Rotenburgifchen 

Hauſes, nicht als Staatsgut ſondern vielmehr als Patris 

monial⸗Fideicommißgut heimfallen muͤſſe, es waͤre denn, 

daß fruͤher durch beſondere Staatsvertraͤge und unter Zu⸗ 
ſtimmung des kurfuͤrſtlichen heſſ. Hauſes, als Fideicommiß⸗ 

Berechtigten, eine gaͤnzliche oder theilweiſe Abtretung an 

den Staat bewirkt wuͤrde. In dieſem Falle würde nas 

tuͤrlich Alles auf die befondere Stipulation des Vertrages 
anfommen. Was abgetreten und mit Staatsmitteln abges 
gefauft wird, wird Eigenthum des Staats, Alles 
übrige, was nicht abgetreten, fondern von HeffenRotens’ 
burg fich vorbehalten wird, ift und bleibt, wad es von 
jeher war, patrimoniales Eigenthum diefes Hanfes, als 
folches aber dem beftehenden hausfideicommiffarifchen Ber: 
bande unterworfen’ und daher nach dem Erlöfchen der Ro— 
tenburger Linie dem kurfuͤrſtl. Hausfideicommiß heimfällig. 
Eo wie aber dem. fürftl. Rotenburgifchen Haufe unzwei⸗ 
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felhaft die Befugniß zuſteht, ſich, als gegenwaͤrtiger 
Eigenthuͤmer der Quart, bei dem mit dem Kur— 

ſtaate Heſſen abzuſchließenden Abtretungsvertrage gewiſſe 

Theile feinen bisherigen Beſitzungen als Patrimonial⸗Ver⸗ 

moͤgen unter hausſideicommiſſariſchem Verbande vorzubes 
halten, fo. gewiß. iſt auch Se; Hoheit der Kurprinz und 

Mitregent als Fideicommiß⸗Berechtigter befugt, 

Sich bei dem von Seiten der Staatsregierung mit dem 

fuͤrſtlichen Haufe Heffen-Rotenburg abzufchließenden ‚Abtres 

tungs-Bertrage, von den gegenwärtig: die Quart bildenden 

PatrimonialsBeflgungen diefes Hauſes, insbeſoudere auch 

fuͤr die an den Staat abzutretende, bisher patrimoniale 

Gerichtsbarkeit Alles vorzubehalten, was und zu 

welchen Privatzwecken hoͤchſtderſelbe fuͤr gut befindet, in⸗ 

dem Alles, was gegenwaͤrtig noch zur Quart gehoͤrt, als 
ein Beſtandtheil des kurfuͤrſtl. heſſiſchen Hausfideicommiſſes 
zu betrachten iſt, und daher ohne Hoͤchſtdeſſen Zuſtimmung 
durch Abtretungen an den Staat nicht verringert oder 

Hoͤchſtdemſelben ganz entzogen werden kann, weshalb denn 

auch die Zulaͤſſigkeit eines Vor be halt s bei Ertheilung | 

jener Zuftimmung und ald DBebingung derjelben leinem 

Zweifel unterliegt. — 

Wir wollen jedoch nunmehr. auch noch alle. die Gründe bes 

leuchten, welche irgend gegen die fortbanernde Fideikommiß⸗ 

Dualität: der Rotenburger Quart angeführt werden möchten. 

2 Zunaͤchſt könnte ein Gegner der oben aufgeftellten Anficht 
anf die Furfürftliche Verordnung vom 14. Januar 1814 fich 

berufen, ald wodurch die Zurheffifchen Domainen- und 

Kammerguͤter ausbrüdlich als Staats» Eigenthum bezeiche 
net und amerfannt worden feien: 

Wir wollen hier vorerſt felbft angeben, daß der Höchitfees 
lige Kurfürft Wilhelm 1. glorwärdigften Andenfens ſich wirfs 
Lich, bewogen gefunden habe, die Furheffifcen Domainen und 
Kammergäter ald Staatsgut zu bezeichnen, und fie in diefer 
Eigenſchaft anzuerkennen. Jedenfalls bleibt doch fo viel gewiß, 
daß jene Bezeichnung und Anerfenmung nur in Aufehung ber- 
jenigen heffiichen Domainen- und Kammergüter von verbindli- 
cher Kraft jein fonute, die füch Damals im DBefige der regierens 
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den kurfuͤrſtlichen Linie befanden, und worüber allein —— 


fuͤrſten Wilhelm J. freie Dispoſition zuſtand. Keineswegs aber 
dürfte jene Verordnung dahin ausgedehnt werden, daß durch 
diefelbe zugleich auch: die Rotenburger Quart und-alle dazu ges 
börigen Domainen für Staatdeigenthum erklärt worden feien. 
Denn da biefe, wie oben gezeigt worden: ift, von jeher. Patris 
monialeigenthum des Haufes Heffen-Rotenburg waren, fo fonnte 
diefe ihre urfprüngliche rechtliche Natur durch jene Verordnung 
allein nicht geändert werden. Kurfürft Wilhelm J. konnte feine 
Domainen, bie bisher fein Privateigenthbum waren, für Staats⸗ 
eigenthum erflären, nicht aber auch die Domainen:des Hauſes 
Rotenburg, wenn diefes nicht feine befondere Suftimmmung * 
gab, was nie geſchehen iſt. 

Allein man kann mit Recht behaupten, daß der Shchtfees 
lige Kurfürft Wilhelm J. bei der erwähnten Verordnung nicht 
irgend die Abficht gehabt hat, die —— der — 
ter zu aͤndern. 

Eine ſo wichtige Aenderung kann aus = beifäufig in der 
Enuneiative. der Berordnung vorfonmenden Benennung Staats⸗ 
eigenthum‘ nicht gefolgert werden, und es {ft vielmehr anzuneh⸗ 
men,. daß .diefe Benennung -,‚Staatseigenthum‘ hier“ in einer 
weitern Bedeutung genommen worden, deren Veranlaffung fich 
aus ber nach und nach erfolgten :Berbreitung der: neuen Ideen 
über die Berhältniffe ver Staaten deshalb fo natürlich erklärt, 
weil die Verwendung. ber Einfünfte der Kammerguͤter zu öffent‘ 
lichen Zweden die im dieſer Hinficht beftchende Beziehung ders 
felben, zum Staate zu der fraglichen Bezeichnung ganz unmerf- 
lich hinführte, die.um fo weniger befondere Rechte: verleihend 
erfcheint, als fie wenigftens gleichbedeutend mit „Kammergut“ 
gebraucht wurde. Es ift nemlich nicht auſſer Acht zu laſſen, 
daß die Dispoſive der Verordnung nur von den „Uns und 


Unſerem Eurfürftlichen Haufe zugehörigen Kammerguͤtern“ redet, 


und hiergegen die in der Enunciative vorfommende Bezeich— 
nung „Staatdeigenthum’’ um fo weniger von befonderem Effect 
fein kann, als in diefer Enuneiative felbft die Kammergüter 
„Unfere Kammerguͤter“ genannt find. 

Daß der Kurfürft Wilhelm I. weit davon entfernt gewe— 
fen ift, durch die mehrgedachte Verordnung die rechtliche Natur 
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der Kammerguͤter aͤndern zu wollen, wird: auch nöch außer 
allen Zweifel geſetzt, durch die auf Hoͤchſtdeſſen Befehl von der 
Landtagsfommiffion unterm 18. März 1815 den Landftänden 
— abgegebene Erklaͤrung: 
„die Kammerguͤter bilden ein unveraͤußerliches Fideicom⸗ 
„mißvermoͤgen des heſſiſchen Fuͤrſtenhauſes, und der regie⸗ 
„rende Landesfuͤrſt beſtreitet daraus feinen Hofitaat, Wit- 
„thumgelder, Apanagen der nachgeborenen Prinzen, die 
„Beſoldungen ſeiner Civildienerſchaft und andere aͤhnliche 
„oͤffentliche Ausgaben.“ 
Abbgeſehen davon, daß bie nach und nach erfolgte Veraͤn⸗ 
derung der Anſichten uͤber die Grundidee der Verhaͤltniſſe der 
Staaten es natuͤrlich mit ſich fuͤhren konnte, Kammerguͤter we⸗ 
gen der Verwendung ihrer Einkuͤnfte zu oͤffentlichen Zwecken, 
als Staatseigenthum zu bezeichnen ohne daß irgend Jemanden 
eingefallen iſt, Rechte daraus ableiten, beziehungsweiſe das 
durch aufgeben zu wollen, weshalb der Ausdruck Kammergut 
und Staatsgut ſehr wohl promiseue gebraucht werden konnte, 
ſo hat man auch uͤberhaupt alle und jede Fideicommißguͤter 
haͤufig unter den Begriff von Staatseigenthum im weiteren 
Sinne ſubſumirt. 
Pfeiffer (verm Aufſ. Abth. I. F. MD und Vollgraf (verm 
Abhandlungen IL. $. D betrachten den Staat, welcher durch 
feine Gefege die Einrichtung von Familienfideicommiffen geftat 
tet habe, und als deren Garantie an die Stelle ded Fideicoms 
mittenten getreten fei, als ideellen Eigenthümer aller und jeder 
Fideifommiffe, indem dad Stammgut gleichfanm dem Commereio 
während des Befites der Nachfolger des Konftituenten entzo— 
gen, und von diefem zur Sicherung des Zweckes der Fideicoms 
mißitiftung feinen Nachfolgern nur bie Nutznießung gelaſſen 
worden ſei. 
2) Scheint ein Bedenken herworzugehen aus der Stelle in 
der Hofdotationsurkunde: 
„daß es fich von felbft verftehe, daß alle, in dem vorge 
„legten Berzeichniffe der bei der Furfürftlichen Hofverwal- 
„tung verbleibenden Grundftüce, nicht genannten und zur 
„Hofverwaltung nicht refervirten fogenannten herrfchaftli- 
„hen Immobiliarbefigungen ald Stantseigenthum, die zur 
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„Hofverwaltung uͤberwieſenen aber als unveraͤußerliches 
„Familien⸗Fideicommiß des Kurhauſes anerkaunt wurden. 
Allein jedes deshalbige Bedenken verſchwindet ſchon durch 
den gebrauchten Ausdruck: „Herrſchaftliche Immobiliar⸗Beſiz⸗ 
zungen““, indem nach dem: Sprachgebrauch im Kurheſſen das, 
herrfchaftlich, ſich lediglich auf den regierenden. Landesheren bes 
zieht, alſo bei der Unterhandlung über die Hofdotation unter 
der herrfchaftlichen  Inmobiliarbefigung nur. die. damals von 
dem regierenden Landesherrn benugte, verftanden werden konnte. 

— Sollte aber in diefer Hinficht noch irgend ein Zweifel ob» 

walten, fo würde folcher auch jedenfalls durch das oben Seite 

7-9 Gefagte Ch. pag: 38) ſich befeitigen. 
3) Wichtiger fcheint die Beftimmung 

faſſungs⸗Urkunde zu fein: 

Bei eintretenden bedeutenden Zumachfe am Gebiet oder 
„bei dem Anfalle. beträchtlicher Grundbeſitzungen mit dem 
„Erloͤſchen einer Seitenlinie kann unter Beiftimmung der 
„Randftände die Vermehrung einer dermaligen Apanage ıc. 
„statt finden,’ 

». Man könnte nemlich hieraus folgern wollen, eine Einwir⸗ 

fung der Lannftände würde für den Fall, daß bei dem Anfalle 

von Grundbefigungen durch Erlöfchen einer Seitenlinie, eine 

Apanage erhöhet werden folle, nicht ftipufirt worden fein, wert 

nicht bei folchen anheim gefallenen Grundbeſitzungen, bereit 

Einkünfte etwa zur Vermehrung der Apanage die Mittel geben 

follen, die Eigenfchaft von Staatseigenthum unterſtellt wäre. 
Sindeffen ift Daraus, daß bei den Dispofitionen über Bes 

ſitzthum der Iandesherrlichen Familie eine gewiffe ftändifche 

Einwirkung erfordert wird, noch durchaus Fein Schluß daraus 

zu ziehen, daß diefes Befigthum  Staatseigenthum fei. Die 

durch die Hofdotation dem Hofe refervirten Grundftüde, die 
zum furfürftlichen Hausfchage gehörenden Effekten, bleiben uns 
verändert fürftliches Hausfideicommißvermögen, wenn aud in: 

Beziehung auf diefelben eine ftändifce Mitwirkung vorgefchries 

ben ift. 

Sowie dieſes ftändifche Mitwirfungsrecht bei dem Haus⸗ 
ſchatze und den f. g. Hofdotations⸗Grundſtuͤcken Tediglidy durch 
das Intereſſe motiwirt ift, welches der Staat daran nehmen 


des 8. 14 ber Vers 


muß, daß * ——— des — Herrn wo thunlich erhoͤ⸗ 
het und nicht durch eine auf lange Zeit hin ſich erſtreckende 
Dispoſition uͤber dieſe Hausfideicommißgegenſtaͤnde vermindert 
werde, fo will aus ſolchem Motiv auch die eben herausgeho—⸗ 
bene Beitimmung des $. 14. der Berfaflungs-Urkunde nur feit 
feßen, daß eine Vermehrung der Apanage, welche der Landes— 
herr aus den ihm durch Angfterben einer Seitenfinie zugefal⸗ 
lenen Fideicommißgütern zugeftehen wolle, den Nachfolger deſ— 
felben nur dann binde, wenn die Stände ihre Zuſtinimung dazu 
gegeben haͤtten. 

AHA Wenn man ſodann daraus, daß im 8. 17 ber Berfafs 
fungs-Urfunde zu Veräußerung ded Grundeigenthums, welches 
ben Prinzen zur Apanage überwiefen worden, ausdruͤcklich die 
Iandftändifche Zuftimmung erfordert werbe, deduziren wollte, 
daß Apanagegüter ſtets ald Staats» Eigenthum zu betrachten 
feien, fo ftehet einer folhen Schlußfolgerung eben daffelbe, mas 
wir oben unter 8 bemerkt haben, entgegnen, Insbeſondere ift 
felbft darin daß von einer Abtretung von Apanagegütern an 
ben Staat geredet wird, ein Anerfenntniß enthalten, daß dag 
Eigenthum von folchen Gütern nicht unbedingt dem Staate zus 
ſtehe. Sa, hätte es auch wirklich in der Abficht diefes $. 17 
gelegen, fämmtlihe Apanagegüter der Prinzen fchlechthin für 
Staatsgut zu erklären und fie demzufolge der obengedachten 
Befchränfung zu unterwerfen, fo glauben wir doch jedenfalls 
die verbindliche Kraft diefer Beſtimmung in Beziehung auf die 
Rotenburger Quart beftreiten zu müffen. Denn es ift nicht zu 
verfennen, daß durch die Anwendung derfelben auf die Quart 
die bisherige Natur des Patrimoninleigentbumd Gr. Durchs 
laucht des Herrn Landgrafen von Heffens Rotenburg an derfels 
ben wefentlid; verändert und beffen bisherige hausvertrags- 
mäßige Rechte aufs hoͤchſte gefaͤhrdet und beſchraͤnkt werden 

wuͤrden. 

Da nun aber Hoͤchſtderſelbe die —— nie⸗ 
mals anerkannt hat und uͤber deſſen Patrimonialeigenthum nicht 
ohne ſeine Zuſtimmung verfuͤgt werden kann, ſo kann auch von 
einer Anwendung jenes Geſetzes auf die Rotenburger Quart 
feine Rede fein. Dieſe iſt und bleibt vielmehr deſſen ungeach⸗ 
tet, was fie von jeher war — Patrimpnialeigenthum Sr. Durch⸗ 
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Yacht des Herrn Landgrafen von Heffen Rotenburg und biefer 
bfeibt bei der Dispofition über Daffelbe nach wie vor, nur den 
darüber beftehenden alten hausvertragsmäßigen Beſchraͤnkungen 
unterworfen. 

5) Endlich wollen wir noch erörtern, was aus dem Ges 
fee v. 27. Febr. 1831, den Staatöfchat betreffend, gegen die - 
Behauptung, daß die Rotenburger Quart nicht Staatseigen⸗ 
thum ſei, eingewandt werden koͤnnte. 

Sm Geſetz vom 27. Febr. 1831 den. Staateſchat betreffend 
beißt es $. 4 

„der bermalige Rapitalbeftand des Stantöfhäpes darf nies 

„mals verringert werben, es fei denn, daß durch die Vers 

„wendung eines Theils deffelben und unter gleichmäßigen 

„angemeffenen Beiträgen aus Furfürftlichem Hausſchatze ıc. 

„mittelft zweckmaͤßiger Abfindung eines Nutz— 

‚„nießers oder andern Befiterd von urfprünge 

„hichem Staatsvermögen die Gerechtfäame und Ein- 

„fünfte des Staates alsbald vermehrt werben konnten.“ 

Ob der Gefetsgeber bei Erlaffung ‘des obenerwähnten Ges 
fees und insbefondere bei den im $. 4 deffelben vorfommen- 
den, oben unterftrichenen Worten ganz befonders an die Ro- 
tenburger Quart gedacht habe, müffen wir um fo mehr dahin 
geftellt fein laffen, ald der einfache Wortfinn dad Gegentheil 
enthält. Man Fann die Gefchichte nicht ftärfer ind Angeficht 
fhlagen, ald wenn man alled Kammergut, von welchen die 
Duartdomänen doc einen Theil ausmachen, als urfprüngliches 
Staatövermögen anfehen, und das nach der Berfaffungs - Urs 
funde beftehende Fideicommißvermögen ald neu in dieſer 
Eigenfhaft conftitnirt annehmen wollte So müßte 
man aber deduziren , follte jene Geſetzſtelle auf die in früherer 
Zeit conftituirten Verhältniffe Anwendung finden und auf ſolche 
Nusnießer fich beziehen, welchen landesherrliches Kammergut‘ 
zum Befig und Genuß eingeräumt wäre. 

Dem welcher einwenden wollte, daß daburch der ganzen 
Gefegftelle alle Anwendungsfälle entzogen wären, geben Wir 
‚zur Mutwort, daß dies Geſetz für alle Zeiten hat ertheilt fein 
jollen und wohl den Fall unterftelfen dürfte, daß es im Lauf 
der Zeiten wohl einmal für angemeffen gehalten fein könnte, 


- 
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irgend jemanden :eigentliches Staatsgut, wie es jetzt nach der 
Verfaſſungs⸗Urkunde beſteht, zur Nutznießung einzuraͤumen. 
Weänn aber auch bei Erlaſſung dieſes Gefetzes vorzugs⸗ 
weiſe an die Quart gedacht. worden wäre, fo wiirde wieberun 
fo viel gewiß ſein, daß dieſelbe ihre alte Ratur als patrimo⸗ 
niales Eigenthum des Hauſes⸗Heſſen Rotenburg dadurch allein 
nicht verlieren wuͤrde, weil es dem Geſetzgeber gefallen haͤtte, 
ſie als blotze Nutznießung eines Theils des Staatsvermoͤgens 
zu bezeichnen. — eh 

Der Kurſtaat Heffen oder ber furbeffifche Staat: 
im Sinne des modernen Staatsrechts uͤberhaupt und der Kur⸗ 
heſſiſchen Verfaſſungs⸗Urkunde insbeſondere hät bis jetzt noch 
nie das Eigenthum der Quart gehabt, mithin kann ſie auch 
nicht als ein abgetrennter Theil des kurheſſiſchen Staats— 
eigenthums und als eine daraus herkommende Apanage 
betrachtet werden. Eben deshalb iſt auch Se, Durchlaucht der 
Landgraf von Heſſen⸗Rotenburg, als gegenwaͤrtiger Inhaber 
der Quart, durchaus nicht, wie man wohl glauben moͤchte, 
bloßer Nutznießer eines Theils des kur heſſiſchen Staatseigen⸗ 
thums ſondern er ſelbſt beſitzt die Quart mit vollem Eigen⸗ 
thumsrecht und da dieſe, wie wir oben gezeigt zu haben glau⸗ 
ben ihrem Urſprunge nach durchaus nichts‘ weiter ift als ein: 
abgetretener Theil des damaligen Haug s; und Partiomonial⸗ 
eigenthums, alfo eine von diefem herfommenden Apanage, - 
und ihre urfprüngliche rechtliche Natur ſich auch in. neueren 
Zeiten bis jetzt durch nichte geändert hat, fo muß fie jetzt noch 
und ſo lange nicht eine vertragsmaͤßige foͤrmliche Abtretung 
derſelben an den Staat erfolgt, als reines Patrimonialeigen⸗ 
thum betrachtet werden. 

Kann aber der Beſitz der Quart nicht als Nutznießung 
eines Theils des Staatsvermoͤgens angeſehen werden, ſo koͤn— 
nen auch die oben ausgehobenen Worte des Geſetzes vom 27. 
Febr. 1831 gar nicht auf fie bezogen und tod) weniger kann 
aus berfelben irgend etwas über ihre rechtliche Natur. und zum 
Nachtheil derfelben gefolgert werden, 

Daß aber die oben unterfirichene Stelle ſich nur im Gefege 

vom 27. Februar 1831 den Staatsſchatz betreffend, findet, und 

in dem Gefete von demfelben Tage, den Hausſchatz betreffend, 
vu Band 18 Heft. 9 
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nicht aufgenommen worben ik, iſt übrigens ganz natuͤtlich 
Denn da ſie blos von einem Nutznießen eines Theils des Staats⸗ 
Vermoͤgens redet, ein bloßer Nutznießer aber bekannten Rech 
ten nach, ſeinen Nießbrauch zwar wohl dem Eigenthuͤmer nicht 
aber einem Dritten uͤberlaſſen kann, ſo gehoͤrt jene Stelle blos 
in das Geſetz uͤber den Staatsſchatz, nicht aber in das Geſetz 
uͤber den Hausſchatz, wo ſie gar keinen Sinn gehabt haͤtte, in⸗ 
dem eine Nutznießung eines Theils des Staats⸗Vermoͤgens dem 
Hausſchatz gar nicht abgetreten und von demſelben erworben 
werben kann. Durch mehrerwähnten $. 4 des Geſetzes, den 
Staatsfchat betreffend, wird alfo in Beziehung auf die vor⸗ 
liegende Frage nichts bewieſen, indem er nur voran 
fest, es fei urſpruͤngliches Staatdvermögen in dem Befige 
einer Linie, und daher nicht in Anwendung fommt , wenn bers 
gleichen in dem von einer Linie benutzten Gute nicht erfanne 
werden kann. Wenn aber unter dem. im Geſetze genannten 
Nutznießern von urfprünglichem Staatsvermögen die Landgraͤf⸗ 
lich-Heſſen⸗Rotenburgiſche Linie wirklich verftanden geweſen 
wäre, fo. wird folhes, ‚da der Ausdruck „urfpränglich” 
die Erflärung einer in der Folge gefchehenen Aufhebung 
der Staatsgut-Qualität enthält, felbft den Beweis liefern, daß 
bie Quart zur Zeit der Erlaffung bes Geſetzes nicht mehr 
Staatsgut geweſen ſei. 


Zur r 
Militaͤrgeſetzgebung. (Kurheſſem). 





Tabellariſche Vergleichungen zwiſchen dem Kurheſſiſchen 
Militair⸗Etat und den Beſtimmungen der Kriegs: Ber: 
faflungen des deutfchen Bundes fowohl, als auch ven 
Miltair-Etatd anderer deutfchen Bundesſtaaten mit einem 
aus den Berichten (Namens des Kurbeflifchen Budget— 
Ausſchuſſes erſtattet von den Abgeordneten Pfeiffer 
und von Baumbach) gezogenen Reſultate. | 


Von dem ſchwierigſten und wichtigſten Gegenſtande der ges 
fammten landftändifchen Wirkfamfeit — der Prüfung und Feit: 
ftellung des Voranfchlages der Staats-Einnahmen und Ausga— 
ben — bildet den fchwierigften und wichtigiten Theil ohne allen 
Zweifel der Militär- Etat, fowohl mit Ruͤckſicht auf die 
außerordentliche Beträchtlichfeit der Ausgabefumme, worauf 
ſich derfelbe abfchließt, als infonderheit, weil fich der von dem 
finanziellen Gefichtspunfte aus, überhaupt und in Vers 
gleihung mit den Koften der übrigen nothwendigiten Staats: 
bedürfniffe, unabweislich gebotenen wefentlichen Befchränfung 
- jener Ausgabefumme die fehwer zu befriedigende Anforderung 
einer möglichft vollfommenen Organifation ded Armeeforps im 
rein militairifchen Sinne, und deſſen Erhaltung in feinem 
dermaligen Beftande mit großem Nachdrude entgegenftellt. 
Die hier folgenden Tabellen find jest, wo faſt in allen 
dentfchen Staaten das Sparfamfeits-Syftem befonders auch auf 
g* 


-die Formation des zahlreichen Militärftandes angewendet wer- 
den muß, nicht nur für Kurheſſen, fondern überhaupt für alle 
Staaten von hohem Sntereffe, befonders find fie in conftitus 
tionellen Staaten fehr Iehrreich und unterrichtend für jene ſtaͤn⸗ 
difche Abgeordnete, die, mit der. Prüfung des vorgelegten Mi- 
litair⸗Etats vorzugsweife beauftragt, verpflichtet find, benfel- 
ben nach Allen feinen einzelnen Theilen genau zu begutachten, 
und Poften für Poften ſo weit zu ermäßigen, ald es ihnen, 
ohne dem unverfennbaren Bedürfniffe des Militairftandes Eins 
trag zu thun, und ohne eine allzutief eingreifende Umwandlung 
der beftehenden Formation des Armeeforps zu veranlaffen, nur 
immer zulaͤſſig erſcheint. Die genaue Kenntniß und Verglei⸗ 
hung der Militair-Etatd anderer conftitutioneller Staaten, na= 
mentlic von Baiern, Würtemberg, Baden, dem Groß 
herzogthum Heffen u. a. gibt den Ständen die zuverläfs 
figfte Anfeitung in diefem Kapitel ihrer Wirffamfeit nicht nur 
auf finanzielle Erfparung zu denfen, fondern auch, die Verträg- 
lichkeit einer an ſich zuläffigen Erfparung mit wefentlichen Rick 
fichten der Zweckmaͤßigkeit forgfältig zu würdigen und hiernach 
erft über die Ausführbarfeit derfelben im öffentlichen Sntereffe 


zu entſcheiden. 
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B. 
Verzeihniß der Offizierd- Gehalte mehrerer deutfchen Bundeöftaaten. 


Würtem: ] Großh. — 
7 Baden. eh Naſſau. Kurheſſen. 


Gulden. I Gulden. | Gulden. Gulden. | Gulden. | Gulden. | Gulden, 









—Dienſts — A Preußen. | Sachfen. IHannover.| Baiern. 


Gulden. 





Generallieutenant ....... 





























9100 6125 8000 4500 | 5500 4692 4 5250 
Generalmajor. .......... 7875 4375 5000 3600 4500 4032 | - 6776 4025 
Oberſt (Inf)o- «ner ser) 4375 — 2400 2400 3150 2708 | 3890 3325 
Dberftlieutenant (Inf). --| 3150 2625 1900 1800 2190 2196 2324 2625 
| Major nf.) 43150 2100 1700 1800 1950 2084 1967 245% 
Hauptmann Ir Kt. (Fnf.)..| 2100 1800 1400 1200 1200 1400 1272 1264 1750 
Hauptm. Zr Ki. Inf.) »...) 1050 900 700 900 900 4) 950 | 1079 1176 
5 Drem. Lieut. Ir Kl. Inf. ). 525 4 5285 600 660 600 600 630 819* 
- Hp rem.Pieut,2r Kl. Inf). — _ _ _ _ 516 ra, 693 * 
Sec. Lieut. Ir Kl uk: I: 3571 324 350 500 480 516 500 565 3 * 
| Ser. Lieut 2r. Kl. Gnf _ — — 1 — — — * > 504° 
Regim. Arıt Ir Kl. ..... I _ _ _ 900 1036 1200 1079 1176 
Megim Arzt ar Klee 0 ee = 600 7% 1029 ze 2. 
Bat Arzt ir.Rl. nennen]... |: — 4 — — 444 780 797 735 
Bat Arzt 2er Kl. ........| — - — _ _ — 50 * 
Compaani ⸗Arzt Ir KL...» — _ — — 180 246 5 446 504 
Lompagnie⸗Arzt 2r Rt...) © — — — — — ei 480 — 420 
egim. Quartierm. Ir Kt... — _ _ _ 900 1036 | 1200 1079 _ 
Regim. Duarfierm.2r K&t...|  — — — — 800 800 780 _ — 


Da bei den kurheſſiſchen Lieutenants ein Unterſchied hinſichtlich des Quartiergeldes bei denen, welche in der Reſi— 
denz und außerhalb derfelben garnifonirt find, befteht, fo hat man bei Berechnung der Gagen den mittleren Durchs 
fehnift angenommen, 
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Grossherzogthum Baden. | Massau 


Monatlidı N Monatlich: 























, Klein | & i Klein 
SASOHFEEN FRE N Löhnung. | Montiz Brobgeld. SERERTENAADEOD. Löhnuug. | Montirungs: | Brod. 
rungegeld. | geld, 
‚, JS. Kr. JGid. Kr. | rw. Ar. | sr Kr. J GSid. Ar. I om, 
Beldwebel. nenn Ius 1611 8110889 j Unter-Abjutant. ......]| 27 | 15 1 15 | 1% 
Sergeant: nee IT | 8 | 59 HBeldwebel, ern 4 | 22T 15 | 1% 
S Korvorale een] 6I—TL| BL 1 | 59 N Sergeant. onen... 10 | 22 1 125 | 1%, 
Regiments· Tambour ......] 6530| 2 | 8 | 1 | 59 | Korporal.. nn. 6 Ol) 51% 
Bataillons⸗Tambour ».....] 6|— | 1) 8| 1 | 59 J Tambour Major... 14 | 2] ı | 3 | ı% 
U Sommifl. zeeneenisennnn II BB | | ham 5) lır 
Tambour Ir Klaſſe co... 51 —- — 5811059 1 Sefreiter. nun. 4 | 301 5 | 1% 
Tambour 2r Kaffe... 31301 — Ei 1 | 59H Soda ee | 30 | 1 15 | 1% 
Soldat. Bert ee 3 30 — 58 1 59 | j 
Eine leichte Fourage⸗Ration koſtet jährlich 102 fl. 12 Er, | Eine Ration im Durchfchnitt 206 Gm. 50 Kr. 
Eine ſchwere Fourage⸗Ration............ BE fl. — j Die fchwere Nation befteht in 914 Pfd. Hafer, 10 Pfb. 


1 Heu und 8 Pfd. Stroh. 
5 | en Ü . Die leichte in 9% Hafen, 6 Pfd. Heu und 8 Pfd. Stroh. 
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Brodgeld beträgt pr. Mann pp. -1 
Gr. 19 Kr. monatlich, das Pfd. 
1% Kr. 
Eine leichte Fourage-Ration jährlich 
103. SR. 20 Kr. 
Medizingeld pr. Pferd jährlich 3 Gld. 
Für die Montirung des Kavaleriften 
jährlich 29 Sr. 241 1, Kr. 
Für die Montirung des reitenden Urs 
tilferiften 29 Sp, 11 Kr. 
Für Die Bekleidung bes Sufanteriften 
26 Gld. 14 Kr. 
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D. 
Militär- Etat des Grossherzogthums Baden. 


N Gulden. 
ach dem erſten im Jahre 1831 den Ständen vor— 


gelegten Militär-Etat verlangte das großherzoglich 

badifche Kriegsminiſterium als Erforderniß für ein 

Jahr die Summe von ... 1,594,197 
Hiervon -gehört aber im Vergleich mit dem kurheſſ. 

Nititãr⸗Etat nicht zu den ſtändigen Ausgaben: 





a) Militär-Penfionen..... ERENTO TE 103,666 
b) Ruffifche Penſionäre ............ ........ 12,680 
c) Mititär-Berdienft:Ordens-Penfionäre „u... .. 4650 
d) Militär-Verdienſt-Medaillen-Penſionen....... 15,045 . 
e) franzöfifche Ordens-Penſionäre .. .... ........ 11,938 
f) franzdfifche Dienft:Penfionäre .. .. .......... : 8622 
8) DBeterinärfchule ......................... 1000 
h) Gratialfonds ............ EEE ER 5000 
1) Ertrabewiltigungen ................... a 5141 
k) Refervefonds »....... ee fh 4000 


Summa.. 171,743 
welche vielmehr dem außerordentlichen Etat angehö- 
ren. Es blieben demnach noch für den ſtändigen 


— 





Militär-Etat des Großherzogthums Baden-....... 1,422,453 
welcher aus nachftehenden einzelnen Penfionen befteht: 
1) Gage und Löhnung der Truppen. .. 584,283 
2) Maifengelder, (Bureaukoften, leinmonticunge: 
geld, Unterricht 20.) ....................4 89,345 
3) Brodverpflegung .......................... 117,868 
4) Sourageverpflegung ....................... 147,569 
5) Montirungskoften ..... EEE 81,579 
6) Medizinkoften (2 fl. per Mann, & fl. per Pferd) 14,524 
DD Hospitaltoften (3 fl. 36 Kr. per Mann) ..»- 17,532 
8) Kafernirungstoften incl, Holz und Licht... »- 54,666 
9) Kaſernenverwaltung .....................4 3684 
10) Armatur ............................4 23,383 


11) Remonte (ein Pferd & 200 fl., nach Abzug des 
Erlöfes von 33 fl. pro ausrangirtes Pferd 
167 fl.; Dauer des Pferdes 9 Jahr) ........ 22,192 


Eumma..| 976,623 152%, 





Bei der zweiten Vorlage nur 1,400,000. 


— 19 — | 
Gulden. Fr. 
— 976,628 | 52 


12) Munition ......... ae 11,03 — 
13) Handgeld für die Rebruten .. TE 2325 | — 
14) Schulfonde für die Lrtiierie — 5575 — 
15) Invaliden. — TER 2139 23. 
16) oberite — des —— .. uf 119,578 1 15 


Chiervon für das Keiegsminifterium. 46,391 fl. 

24 Kr., das übrige für Diviffong + und Bri— 

gade-⸗Kommando nebft Generalftaab 2c.) 
17) Kommandanturen......................... 17,533 12% 
18) Zeughausdiretion ........ ................ 14,898 | 48 


19) Montirungskommiffariat ................... 8203 [17% 
20) es a } 6593 | 31 
BU): RWETDEN ea 9116 |! 30 
22) Jurisdiktion ......... — ——— 9570 | 30 
23) Militär-Baubireftion .............. — 3604 | 24 
DEN Baufonds ....................... ENTE 15,000 | — 
25) Kadetten⸗Inſtitut ......................... 23851 | — 
26) Schwimmen .......... EEE N 3200 I — 
BI) SHIDHEÄEITEN nennen — 125 | — 


28) Goftesdienft und Schule der Solbatenkinder.. 2138 | — 


Summa fländiger Militär-Etat..| 1,422,453 144%, 
oder 812,831 Thaler. - 


Hierbei wird bemerkt, daß die badifche Ständeverfammlung von 1831 
bedeutende Erſparniſſe im Militärhaushalt beantragte und pro 1832 incl. 
des außerordentlichen Etats nur verwilligte 1,300,000 fl. 

Bon der Testen Ständeverfammlung wurden, ficherm Vernehmen nad), 
für den ganzen Militär-Etat DIRT circa 1,500,000 fl. pro 1833 
und 1,460,000 fl. pro 1834. 


’ 
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 Militär- Etat des Königreichs Mürtemberg. 


Nach dem im Jahre 1833 den Ständen vorgeleg— ee DER 
fen Kriegs: Etat für die Sinanzperiode von 1833 bis 
36 verlangte das Eöniglich würtembergijche Kriegsmi: 
nifterium, als Erforderniß für ein Jahr die Summe von | 1,821,537 46 
Hiervon gehören aber im Vergleich mit dem Furhef: 
ſiſchen Mititär-Etat nicht zu den fländigen Aus- 
gaben und find daran abzufegen: 
a) Kanzleikoften in Bundestags - Angelegenheiten 100 | — 
BESWONGUER Sissi nen 2000 — 
c) Benefizgehalte der goldenen Mititär-Berdienft- 
BREDONTE aan near 19,000 | — 
d) Land⸗Invalidenkorps un) J — 44,000 | — 
e) Perfonalzulagen.. ..... ——— 5975 | 10 
5) Aggregirte Offljiers.. — TETETERUTETIE 12,039 | 12 


8) Militär⸗Ordens⸗Penſlonen ................ 34,614 
h) Militär sStrafanflalt .................... 13,300 
3) Dispoſitionsfonds ....................... 5000 





Summa. .136,028 | 22 


welcher Betrag zum — Militär⸗Etat 
gehört. Es bleiben demnach noch für den ordinä⸗— 


ven Militär: Etat bes Königreichs Würtemberg ..| 1,685,509 | 24 


Derfelbe befteht aus nachſtehenden einzelnen 





Rubriden: 

1 Kriegsminifterium, Kanzlei und Oberkriegs: 
gericht .. 46,05 | — 

2) Adjudantur des Königs und geheime Kg 
Fanzlei .. I m 16,115 | — 
3) Abjudantur des Kiegöminifee NET 21066 | — 
4) General: Quartiermeifter: Stab.. — 18,087 |] 59 
2) NONE ee 759 | 0 
0) 2elbgarbe u Maenner 19,881 | 50 
7) Feldjäger-Schwadron........... ........ 6411049 
8) Divifionsftab der Kavallerie .............. 5895 | 51 
Wer anne 6080 1 31 
10) 2ter Brigadeftab . — Re 5982 | 11 
11) die 4 Linien Kavallerie» Regimenter ... . 185,588 | 40 
12) der Brigadeftab der Artillerie. .......... 5551 4 
I) TER a aaa ee 101,632 8 
Summa.- 427,118 | 23 
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—— 
14) 2 Divifionsftäbe der Infanterie .. 

15) & Brigabefläbe.. »-.--uorsnonnnnnonneonc. 

16) die 8 Linien: ‚Infanterie Regimenter .. 
17) Brod und Mehl... PUT RER 
18) Hafer, Heu and EHEOh en esesenbetenn 
19) Brennholz .... ...... — —EDE—— A 
20) Garnifons: Kompagnien ...... Er in 
21) Platz-Stabsperſonal ..................... 
2) Offizier⸗-Bildungs-Anſtalt ....... — 
23) Ehren⸗-Invaliden-Korps .... ....... 
24) Remonte (Preis pro Pferd 179 fl., nach Ab— 
zug von circa 30 fl. pro ausrangirtes a 
149 fl., Dauer eines Pferdes 10 en 















25) eng BLATT FITT —— a 
236) Munition . 
37) Armatur..... — 
28) Arſenal (Zeughaus) ...... ...... .......... 


29) Arſenaldirektion und Garniſons— Artifferie.. 

- 30) Krankenpflege........4. 
31 Kaſernirung .. .. ............****22*22**64 
32) Juſtizpflege ... .... .................. 
33) Rekrutirungskoſten ...... ................ 
38) Diäten ...... nasunas 
35) Duartirvergütung.. +. ++ - Asserssuonsnnenee 
36) Vorfpann und Transport ................ 
37) Garnifongfirchen und Schulen ............ 
38) Große Kriegsübungesounernnerenennnnnnen 


Summa ſtändiger Mititär-Etat.. 
oder 963,148 Thaler, 
‚wobei bemerft wird, daß Die würfembergifche Stän- 
deverſammlung von 1833 nicht unbedeutende Erfpar: 
niffe an dem Mititär-Etat beantragte, worauf auch 
theifweife von dem Kriegsminifterium eingegangen 
wurbe. 





Gulden. 


427,718 


11,791 
32,465 


440,734 
140,000 
185,760 


40,000 
16,166 


8403 


9659 
15,224 


25,000 


Militär. Etat Yes Hersogthums Massm, 


| Gulden. | ar. 

Nach dem im Jaht 1833 den Ständer: vorgele-·/ 

fen Kriegs: Etat verlangte die herzoglich - naſſauiſ 

Staatsregierung als Erforderniß für dieſes Jahr | 
1) Für das Gerterat : Kommando .............. 31410 












2) Für die beiden Infanterie: Regintenter...... 279,014 
3) Für die Artillerie ........... ............ 45,218 
4) Für Die Pioniere ........................ 2720 
5) 9128 
6) Für das Zeughaus cn. ............... 8237 
D Für das Hospital........................ 9000 
SH) Für Die Garniſons-Kompagnie in der Feſtung 
ANEENIEE — D—— 7048 
9) Tür das Militär-Bauweſen................ 14,328 
10) Für die Militär-Gerichtsbarkeit...... — 1050 
11) Für die Wachen.................. ER 593 
12) Für Die Militär-Schule................... 1514 
33) Fur Die Herbſtübung .................... 6000 | 
Eumma..]| 418,233 
Weihe Summe dann weiter Alf. .....- — 318,185 


ermäßigt wurde; an welcher Ermäßigung je: 
Doch Bei der Befchlußnahme in der Ständever— 
fammlung noch weitere nicht unerhebliche Ab⸗ 
Züge Statt fanden, 


i E. 
Beſtand e ines Bee | in — deutſchen Bundedſtaaten, nach den darüber bekannt 
28* ER gewordenen Notizen. | 


* 4 Br ! n t * IF J 
Waffengattung. Kut heſen | 3 Naſan 


—— 

















Kavallerie. 





Bei einem Regiment Ä | 
Staböoffiiere uennneonenensnensnanen a 8 4 — Bei der Uebergabe des 
Rittmeiſter .. .... 4 5: 7 — badiſchen Militair⸗Etat 
Lieutenants .... .... 10 22: 13 — erklärte der Kriegs-Mi— 
Unteroffiziere und Spielleute.......... 61 DI: 95 — niſter v. Schäfer, daß 
Reiter 54 660 780 — bei einer Infanteriekom— 
mit Reſerv osunsennenne une — — 1209 — pagnie nur 1 Kapitain 
5 — —— ——— und 1 Lieutenant ftehen 
Infanterie. ſolle, hier ſind deren 
Bei einem Regiment | uoch 2 gerechnet, 
Stabsoffiziere ........ .......... 3 4 4 4 
Hauptlente .... 84. 12 10 13 
Aaane 11 26* 23 24 
Unteroffiziere und Spielleute.......... 188 304 138 173 
Soldaten zunnesenunenndennennnsenen 154 2058 1050 1296 
mit Reſere es 
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Vn Band. 18 Heft. 


* — F, 2 
Verhaltniſſe der Militair⸗Etats verſchiedener deutſchen Bundeaftaaten zu den Geſammt-Staats⸗- 
en zur Bevölkerung und zum etatsmäßigen —— der Armee. 





Nach dem Milikair⸗ * F — 
Etat koſtet 1 Mann] Jedes Individunm 


Etaatem die Bundes⸗Kontin⸗· der Bevölkerung Der Militair⸗Etat verhält ſich zu dem 
gente zum Grunde | trägt zum Militair⸗ a eh Ä 
* tat bei. Geſammt⸗ Ausgaben vom 1000 
Bulden.,, . Kreuxer, | Bulden. : 











U —— 


148 2 1 18 196 : 804 

B) Sachen mega ange sn ee 2 53 1 53 324: 676. 
3) Würtemberg .............1 4 1 10 202 : 798 
© Hanuover............... | 18 | 89 1 29 324 : 676 
De Henne ME |... I |. 9 I 564 
6) Großherzogthum Heffenan....] MT | 80 Ki 1 13 : 856 
1 55 2 728 


7 Kurheſſen .............5....4. 228 J 668 
Die im Jahr 18 ſtatt gehabten Erſparniſſe am hanmöverſchen Militär⸗Gtat find: hierbei nicht bertickfiähtigt. 


Ben Nach der im Sfahtshandbuch von 1832 enthaltenen lehten Zaͤhlung. 
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@rliäutesung 


m dem Projekt einer Koftenberechnung der kurheſſ. Infanterie, 
ber Kriegsverfaffung des beutfchen Bundes entſprechend. 


Di Infanterie iſt dergeſtalt eingetheilt angenommen worden, daß in den 
aufzuſtellenden, der Kriegsverfaſſung des deutſchen Bundes entſprechenden 
Abtheilungen nicht allein das dundesmäßige Kontingent, ſondern auch Res 
ſerve ind Erſatzmannſchaft begriffen find. 

Angenommen wird, es beſtände dieſelbe aus 2 Regimentern, das Mes 
giment aus 3 Bataillonen zu 4 Kompagnien, 2 Bataillonen Schügen zu 
4 Kompagnien und 2 Rompagnien Jäger mit einem Bataillonskommando. 

Bundesgeſehlich muß aber die Infanterie beſtehen aus; 

a) Kontingent ELODETEIETERTIETETETETETETETETET 4402 Mann, 
b) Referve und Erfapmannfchaft LEEIZIEIEZE ET 2201 * 


—— — 3 

in Summa .... 6603 Mann, 

Sptervon würden gehören zum Diviſions- und Brigade» Rommando 4 

Dffisiere, weiter zu den Regiments » und Bataillons:Stäben 2 Oberften, - 

4 Dberftlieutenants, 5 Majors, 2 Kapitäns (Dekonomie Direktoren), IA 

Adjutanten, 8 Rechnungsführer, 10 Regiments» und Bataillons:Schreiber. 

10 Regiments » und Bataillons» Tambours, 60 Hautboiften (für jedes 

ESchüsen-Bataillon 10) in Summa 116 Mann, weldye an ben 6603 Mann 

abgehen, es bleiben folglich, 6487 Mann in 34 Rompagnien zu vertheilen * 
Eine Kompagnie würde hiernach beſtehen aus 


1 Kapitän 
1 — — 
2 Second⸗Lieutenants 
2 — 
ie 
171 — (38 ſtehen im dten Dienſtjahre und gehören zur Kriegsreſerve) 


U Mann ın Summa. 
Ein Batalllon zu 4 Kompagnien aus in Regiment zu 3 Bataillonen aus 


1 Kommandeur 1 Oberiten 

4 Kapitän i 3 Stabsoffizieren 

4 Premier⸗Lieutenants 13 Kapitäns 
10 Second-Lieutenauts 13 Premier⸗Lieutenants 
49 Unteroffizieren 30 Second-tieutenants 
17 Spielleuten u Unteroffi — 


77") Main in Sıumma 3 3 Ancl. Regts-Tamb J 


2332 Mann in Summe. 


Die — und deren Staͤrke entſprechen gauz den 
Beſtimmungen der 66. 21 und 44 der Kriegsverfaſſung des dentſchen But⸗ 
des vom Kl. April 1821; die ganze Infanterie würde demnach nach bee 
vorbemerften Eintheitung beftehen in 6608. Mann. (5 mehr als im Eine 
gange bemerkt) und darunter 6436 Unteroffiziere,. Epielleute und Solda⸗ 
ten fein. Hiervon ift ber fünfte Theil Neferve und befteht aus den Leuten 
welche im fünften Dienftjahre ftehen, zwar in die Kompagnien eingetheilt, 
aber fu lange in. ihre Heimath entlaffen find, . bis bag Kontingent marfche 
fertig gemacht und die Reſerve aufgefteilt werden muß. Diefes eine Bünfe 
tet geht alio mit 1287 Manu ab, und bfeiben deren nur wirklich aktiv 
5149 Unteroffiziere, Spiellente und Soldaten. 

Nach 6. 3 der Kriegsverfaſſung des deutfchen Bundes muß bei Des In⸗ 
fanterie der fechite Theil ber eingeübten Mannfchaft und wenigften? 
der Unteroffiziere ftets im Dienfte fein... Hinfichtlich des Beurlaubung 
mũſſen alfo ſolche Vorkehrungen getroffen werden, daß den Bejtimmungen 
des $. 31, dann aber auch denen bes $.:32 der Kriegsverfailung des deute 
ſchen Bundes — welcher beftimmt, daß während 4 Wochen in einem Jahre 
bus ganze Kontingent eingezogen: und unaudgefept in den Waffen geübt 
werden fol! — entiprochen witd. 

Diefes wird dadurch mehr als erreicht, wenn man annimmt, daß wäh⸗ 
rend der gefeglichen aktiven Dienftzeit-von 4 Fahren ber Soldat ben brit- 
ten Theil*oder 16° Wonate bei der Fahne präfent ift. Diefes würde mit‘ 
Berücfichtigung der ‚befchränfteren Beurlaubung der Unteroffiziere und - 
Epielleute folgendes Nefultat liefern: die aktive Dienftzeit gleichmäßig. auf 
alle Monate des Jahres vertheilt, würden: ſtets bei der Fahne zugegen: 
fein von 5149 Unteroffizieren, Spielleute und Soldaten: 

8) 2 Regimentöfchreiber ! 

> 2 Regiments-Tambonrs 

or 8 Bataillonsfchreiber- 

a5 8 Bataillens:Tambours- 

e) 34 Feidwebel 

rf) 34 Sergeanten 

e) 34 Fouriers 

n) 34 Kapitän d'armes 

5) 144 Korporafe (mit Berüdfihtigung der zufäffigen Benrfaubungy+ 

x) 60 Hautboiften . 

D 79 Spielfeute (die Beurlaubung berückfichtigt> 

m) 1508 Gefreite und Soldaten 


1927 Mann in Summe. 

Das Kontingent für die Infanterie beträgt 4402 Mann; nach Abzug 
von 796 Offizieren, -Unteroffizieren und Spielleuten bleiben 3606 Eolbaten 
hiervon ift der fechfte Theil, ats ftets im Dienfte zugegen ber eingcübten: 
Mannichaft, 601 Mann. 


— 19 — 


Mach der oberen Eintheilung konnen aber gleichmäßig ſtets dei ber 
Sahne präfent fein 1508 Soldaten. Diefe verhältnißmäßig eingetheilt, 
‚Bann ſowohl die Einübung der Rekruten, als auch der Ererziermonat bes 
fteitten werben, Nachftehenbe Ueberficht wird bies noch klarer bemeifen. 


| x |E, 
_ Die Bundesmäßige Präfenz beträgt von bem Kon] = 2% &: 
fingent zu 4402 Mann 5 150” 
| Dffiziere — | mu | nn 
des Divifiong = und Brigadeſtabs .............. 4 | m I — 
von 2 Negimentern, 2 Batailforen und 2 Kom: m 


pagnien ............ .... .... .........* 
dieſe enthalten Kontingent, Reſerve und Erfap: 
mannſchaft, und bie Cadres ber Neferve find be: 
reits auggefüllt, brauchen alfo nicht nochmals auf: 
geſtellt zu werden (va. $. 33 der Bundesbeftim- 
_ mungen), 
Unteroffiziere und Spielleute 
624 Mann, hiervon zwei Drittel mit Berüdfichti- 


| ii. 


A 


gung des Ereziermonats flets im Dienfte.......] — | 290] 149) — 


Soldaten 

a) von den zum Kontingent weiter. erforderlichen 
3606 Mann ein Sechstel ftetd im Dienft ...I — I — |. 

b) temporäre Präſenz auf 28 Tage. 
Etets im Dienft find 172 Offiziere, bie Unter: 
offiziere und Epielleute müſſen gleichfalls als 
ſämmtlich präfent gerechnet werden, ba oben fchon 
auf den Ererziermonat Rückſicht genommen ift; 
deren find 624 Mann, dazu bie ſchon als ſtets 
präfent gerechneten 601 Mann, giebt die Summe 
1397 Dann, es bleiben demnady zum Dienft ein: 
äuziehen 3005 Mann, thut auf einen Monat Jah: 
reéſprãſenz— ER Do 

0) RefrutensPräfenz, 
Kontingent, Reſerve und Erfabmannfchaft betra- 
gen im Ganzen nach ber früheren Ausführung 
6436 Unteroffiziere, Spielfeute und Soldaten, 
wovon der aktive Stand (5149 Mann) mit einem 
Biertel jährlich rekrutirt wird, alfo mit 1287 
Mann, Diefe 3 Monat neben dem fchon oben 
aufgeführten Sechötel der ftets präfeuten Mann: 
{daft im Dienfte beträgt auf Jahrespräfenz.... 

— r e a] 


ESumma ... ma] 200) 190 
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Zransport.... 290] 1491173 

Weitere 2 Monate follen die 1287 als Rekruten zu⸗ 
gegangene Mann ebenwohl ſämmtlich im Dienfte 
fein, wogegen aber dieſelben mit zu dem unter a 
aufgeführten Sechstel der ftets im Dienfte zuge: 
gangenen Mannfchaft gerechnet werden ; hier mithin, 
da bei Berechnung biefes Sechstheils fchon bie 
‚volle Jahrespräſenz angenommen ift, nur noch als 

Sahrespräfenz aufzuführen ſind ................ — — | 114 


172 “| 149|1287 





e* Eumma Jahrespräfenz ... 
Nach der vorangegangenen Ausführung beträgt aber | 
die SJahrespräfengsuoussonsonuononnnenunnure] 1 290| 1491508 


— — — — 


— — — 
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womit alſo auch bie ftrengften bundesgefeglicdyen 
Verpflichtungen beftritten werden können. 


In der Ausführung würde ſich folgendes Refultat herausſtellen: Are 
genommen, die Einſtellung der Infanterie-Rekruten erfolgte am 1. April, 
fo würden in ben Monaten April, Mai und Juni im Dienfte. fein 601 
Mann alte geübte Soldaten und 1287 Nefruten, in ben Monaten Juli 
und Auguft die 1287 Mann, welche ben 1. April ald Rekruten eingefteltt 
wurden, und im Monat September, angenommen baß biefer zur großen 
Uebung verwendet würde, die ganze Kontingentſtärke, in den übrigen 6 
Wintermonaten bes Jahres aber 601 Mann, daneben aber noch 221 Mann 
disponibel zur beliebigen zweckmäßigen Verwendung bleiben. Der Offiziere, 
Unteroffiziere und Spiellente ift nicht fpezielf erwähnt, indem erftere als 
ſtets, lebtere aber im Ererziermonat ſämmtlich, außerdem aber zu zwei 
Drittel im Dienfte zugegen find, wie auch aus ber Berechnung erhellt, 

Hierdurch wirb unftreitig den Bundesbeftimmungen genügt, und zwar 
in höherem Grabe als wie dies in anderen Bunbesftaaten gefchieht. So 
befteht z. B. in Würtenberg bei fechsjähriger Dienftzeit für den Infan⸗ 
teriften nur eine wirkliche Präfenz von 12 Monaten, und nur im April 
und Mai find die Rekruten über das eine Sechstheil der eingeübten Manne 
ſchaft im Dienft, im Juni, Zulisund Auguſt die erfteren allein, im Sep⸗ 
tember die ganze Kontingentftärke. In den Wintermonaten befteht aber 
bie Etärke eines Regiments von 1732 Mann, excl. ber Offigiere, an 
Mannfchaft, in der Garnifon Stuttgart aus 176 Mann, in Lubwigburg 
aus 80 Mann, in Heilbronn aus 74 Mann, in Um aus 96 Mann, 
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u Naſſau, wo ‚das Regiment exel. der Ofſtzlere und der Reſerve 
1469 Mann ſtark ift, beträgt die Dienftftärke per Negiment vom 1. Okto- 
ber bis 31. März nur 200 Mann, von da an bis zum 15. Mai neben 
diefen die eingeftelit werdenden Rekruten (ein Viertel der ganzen Stärke) 
yon diefem Tage an bis zum September, wo bie jährliche große Uebung 
ſtatt findet, nur die Rekruten allein. Ein beinahe gauz gleiches Derhälte 
niß findet im Großherzogthume Baden ftatt. 

Die im Projekt angenommene Einrichtung würbe den Vortheil ger 
währen, daß bei einem ausbredyenden Bundeskriege mittelft Einziehung 
der Reſerve augenblicklich Bampfgeübte, mit einer ber Kriegsführung ente. 
fprechenden Stärke ausgefüllte Abtheilung ins Feld rücken könnten; eben 
ſolche ſchon organifirte und geübte Abtheilungen würden aber ald Neferve 
im Baterfande zurückbleiben; während Die auch bereits in das Heer eine 
gereihete geübte Erſatzmannſchaft den Vortheil gewähren würde, daraus 
augenbliclich den Kern der Trainmannfchaft zu entnehmen, den Abgang 
aber durch, einzuftellende in ber Neferve einzuübende Nefruten zu ergänzen, 

Jede Infanterie: KRompagnie würde freilich jährlich 38 Rekruten eine 
zuüben haben, welches indeifen als vecht wohl ansführbar anzufehen ift, 
erwägt man, daß während der Zeit der Einübung 3 Offiziere ohne den 
Kapitän und 8 Unteroffiziere per Kompagnie präfent find, wo ed — alte 
genommen, daß der Feldwebel und Fourier bei der Inſtruktion nicht direkt 
mitwirken — auf jeden Unterofzier och Beine 7 und auf jeden Difizier 
noch Eeine 13 Mann zur Inſtruktion ertragen würde, 





Vergleicht man die Koſten der einzelnen Pofitionen der Mis 
litäretate von Wirtemberg, Baden, Großherzogthum Heffen, und 
Naſſau mit denen des Kurhefftfchen, jo ftellt fi, folgendes Reful⸗ 
tat heraus: 

D Hinfihtlic der Offtziergagen und Soldatenloͤhnungen 

a) die höheren Dfftziergrade bis zum Oberften incl. ſtehen in 

ziemlich gleichem Verhaͤltniſſe; Ä 

b) die Offiziere von da an abwärts beziehen in Kurheſſen 
weit höhere Sagen, ald die der übrigen Staaten. Beſon⸗ 
ders auffallend iſt dieſes vom Kapitain 2. Klaffe incl. an 
abwärts, fo daß man auch mit Berücfichtigung der übris 
gen beutfchen Bundes» Staaten behaupten darf, daß Feine 
höhere Gagen für diefe Grade in ganz Deutfchland beitehen. 
Dies trägt denn allerdings wohl mit dazu bei, ohne uͤbri⸗ 
gens diefe Gagen rückfichtlich der Beduͤrfniſſe als übermäs 
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Big bezeichnen zu wollen, daß ber Aurheffiice Militäretat 
fi) verhältmißmäßig höher, als der der vier worbemerften 
Staaten abfchließen muß. | 

e) die turheffifchen Feldwebel find, Victualien und Kleinmone 
tirungsgeld einfchließlich, beffer als die der übrigen Staas 
ten bezahlt, mit Ausnahme der Badiſchen. Dagegen find 
die Äbrigen Unteroffiziersgrade in den andern Staaten mit 
Ausnahme von Baden beſſer al3 in Kurheffen geftellt. Das 
gilt dann auch von den Spielleuten, bejonders was die 
Regiments- und Bataillons⸗Tambours anbelangt; 

d) die Furheffifchen Gefreiten und Soldaten, ſind nur etwas 
mehr als den bten Theil höher als in den andern Staaten 
bezahlt, mit alleiniger Ausnahme von Naffau, wo der Sol 
dat Kr. mehr ald der Kurhefjiiche erhäft; 

e) das Brodgeld ift *mit dem dafür in Wiürtemberg ausges 
worfenen Geldbetrag beinahe ganz gleich; das Badiſche ift 
27", Kr. höher, als das Kurhefjifche; dagegen das Großs 
herzogl. Hefl. um 127/, Kr. niedriger berechnet. Aus Nafs 
fau ermangeln die nöthigen Notizen, 

Sn denen unter c) d) e) aufgeftellten Nefultaten möchten 
Durchfchnittlich wohl Feine der Haupturfachen zu finden ſein, 
weshalb ſich unfer Militäretat fo bedeutend * als der der 
uͤbrigen Staaten abſchließt. 

2) Eine Vergleichung der fir die Bekleidung in den verſchie⸗ 
benen Staaten veranfchlagten Summen giebt folgendes Nefultat: 

a) Sie foftet in Darmftadt weniger ald in Kurheffen, da in 
erfterem Staate für den Infanteriſten (natürlich als ſtets 
im Dienfte befindlich angenommen) 26 fl. 14 Kr., für den 
Kavalleriften aber 29 fl. 241/, Kr. daflır berechnet wird; 


b) In Baden Foftet diefelbe 81579 fl. 14 Kr. oder 46,474 


Thle.; alfo verhaͤltnißmaͤßig weniger als in Kurheilen ; 
noch weniger aber 
e) in Würtenberg, da die Koften dafuͤr nur 75000 fl. vder 

42,857 Thlr. betragen. 

Im Naffauifchen Kriegsetat find die Koften für die Bes 
kleidung in den Anfigen für die Unterhaltung der verjchiedenen 
Truppenabtheilungen gleich mit enthalten, weshalb f ch * kein 
ſpezieller Vergleich anſtellen laͤßt: 


Die bei und angenommenen Tragezeiten für bie Uniformftäde 
erfcheinen dem Anfchein nach faft durchgängig höher als in den 
übrigen Staaten, fo weit die deöhalbigen Notizen reichen; je 
Doch ift dies wirflich nur fcheinbar, indem in den meiften Stans 
ten die Tragezeit der Montirungsftäde auf die wirkliche Dienſt⸗ 
hier aber auf die Sollftärfe berechnet iſt; 3. B. wird in Preus 
fen für die Tragezeit einer Infanteriemontirung 2 Jahre anges 
nommen, hier 4 Sahre, dort ift aber die Tragezeit auf die ſtets 
in Dienft gegenwärtige Mannfchaft, hier aber nur auf die ganze 
Mannfchaft incl. ver Beurlaubten berechnet. Wie bedeutend höher 
‚aber hier die Preife der einzelnen Montirungsſtuͤcke, befonders 
Preußen gegenüber (von den übrigen Staaten fehlen leider des 
taillirte Notizen) veranfchlagt find, das — die in der 
Anlage G angeftellten Vergleichungen. 

3) Die Remonte anbelangend, fo dat man fich in biefer 
Beziehung nur genaue Notizen von Würtemberg und Baden 
verfchaffen koͤnnen. In erfterem Staate wird Die Dauer eines 
Dienftpferdes auf 10 Sahre, im leßterm aber auf 9 Jahre bes 
rechnet; hier bei der Kavallerie ebenwohl auf 10 Sahre, bei der 
Artillerie aber auf 8 Jahre. Der Preis eines, Pferdes in Wuͤr⸗ 
temberg ift durchfchnitttich auf 160 fl. woran 33 fl. ald Erlös’ 
für ein auszurangirended abgehen, mithin auf 12% fl. bes 
rechnet oder auf circa 72 Thlr. wozu dann jährlich noch für: 
Ankaufs⸗ und Befchlagsfoften im Ganzen zugehen 1479 fl., wel 
ches auf jedes Pferd circa 4 Thlr. beträgt, mithin. ein ſolches 
dem Staate 76 Thlr. zu ftehen fommt. 

In Baden ift durchfchnittlich der etatsmäßige Preis eines 
Pferdes 200 fl. woran ebenwohl der Erloͤs für ein auszurangi⸗ 
rendes Pferd mit 33 fl. abgeht, ed bleiben alfo 167 fl. dem 
Staate zu berechnen, oder 95 Thlr. 

Hier beträgt der etatmäßige Preis eines Reitpferdes 134 
Thlr. woran für ein dagegen auszurangirendes Pferd 27'/% 

Thlr. abgehn, mithin 106% Thlr. bleiben; für ein Zugpferb 
der Artillerie werden nad Abzug des Erlöfes für die ausrans 
girten Pferde gerechnet 130 Thlr. 

Der Anſatz für die Remonte ftellt ſich alſo um circa 10% 
höher als in Baden und um 30 Prozent höher ald in Würs 
temberg, berüdfichtigt man nur die Reitpferde, heraus. Eine 


- 
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in der That auffallende Erſcheinung — da ſie doch gewiß, nimmt 

man auch im Suͤden durchſchnittlich geringere Preiſe fir Les 
bensbebürfniffe u. dgl. an, dies nicht auch von ben Pferdes 
preifen vorausfegen läßt; im Gegentheil werden biefelben in 
ber ‚Regel .in den mehr füblicher gelegenen Staaten höher 
bezahlt. 

In Hannover wird gleichfalls die Dauer eines Dienftpfers 
des auf 10 Sahre, fomwohl bei der Artillerie ale auch bei der 
Kavallerie beftimmt; als Anfaufspreis aber für ein Reitpferd 
100 Thlr. und ein Zugpferd 104 Thlr. berechnet; ob daran 
der Erlös für ausrangirte Pferde bereits abgezogen, Fonnte nicht 
ermittelt werben. | 

4) Die angefegten Koften für Generalftab, Divifiong- und 
Brigade» Stäbe betragen hier 23,742 Thlr. in Wiürtemberg 
49,409 Thlr. in Baden 33,794 Thlr. in Darmftabt 18,173 
Thlr. alfo hier am meiften. Ä 

5) Die Koften für. General und Flügel-Adjutantur find in 
dem vorgelegten Etate aufgenommen worden mit 7160 Thlr. ; 
in Würtemherg betragen fie 8,523 Thlr., in Baden 8027 Thlr. 
und in Darmſtadt 10,577 Thlr., auch dieſe ſtellen ſich alſo mit 
Ausnahme von Darmſtadt, wobei jedoch bemerkt werden muß, 
daß dort der Hauptgehalt des Kriegsminiſters auf dieſem Etat 
ſteht, hier verhaͤltnißmaͤßig weit hoͤher heraus. 

6) Die Fourage kommt mit Ausnahme von Naſſau, in 
Kurheſſen am Hoͤchſten zu ſtehen, indem hier eine ſchwere Ra⸗ 
tion 76 Thlr. eine leichte 66 Thlr. jährlich koſtet; dagegen in 
Darmftadt eine leichte Nation etwas über 59 Thlr. Fommt. 
Su Würtemberg koſtet die leichte Ration 50 Thlr. 9 Alb., die 
fchwere 74 Thlr. 20 Alb., in Baden die leichte 58 Thlr. 13 
Alb., die fchwere 70 Thlr. 27 Alb. In Naſſau Foftet die Ras 
tion durchfchnittlich 117 Thlr. circa. 

I) Die Kranfenverpflegungss und Medizinfoften ftelfen fich 
verhältnißmäßig in Kurheffen geringer heraus, als in ben übris 
gen Staaten. Hier werden auf den Mann 24 Alb. für Medis 
zinfoften und außerdem per Kompagnie 48 Thlr., per Eska⸗ 
bron und Batterie aber 54 Thlr. Kranfenverpflegungstoften vers 
gütet; die Hospitalfoften betragen 1800 Thlr. 

In Würtemberg erfordert die ganze Kranfenverpflegung 
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80,800 fl., in: Baden aber per Mann 2 fl; Mebizinföften und’ 
dann noch feparat 3 fl. 36 Kr. Hospitalkoften; in Darmftabt 
betragen die Medizin und Hospitalfoften per. Dann 6 fl. 

Hier werben auf das Pferd jährlich 24 Alb. Mebizinfoften 
vergütet; in. Baden 4 fl, und in Darmitabt 3.f. Ju Wir 
temberg ift fein befonderer Betrag dafür ausgeworfen, da biefe 
dorten, nebft noch audern Gegenftänden aus dem Erloͤs des 
Pferdeduͤngers beſtritten werben. 

8) Die Koſten für das Kaſernement finb im. dies jahrigen 
Militaͤretat mit 13,503 Thlr. angeſetzt, (in dem von 1833 nur 
mit 9800 Thlr.); dieſelben betragen in Baden 31,238. Thlr., 
alſo verhaͤltnißmaͤßig mehr, wie die Kurheſſiſchen, in Wuͤrtem⸗ 
berg aber ſogar inel. des Brennmaterials 67,428 Thlr. und ſo⸗ 
mit ungleich mehr als hier. 

Die beiden unter 5 und 6 aufgeführten Rubriken des Ko⸗ 
ſtenetats beweiſen, daß manche Gegenſtaͤnde in den ſuͤdlichern 
Staaten auch theurer als bei uns find, wohin namentlich das 
Holz gehören dürfte, und fomit auch einzelne Poften des Milis 
tiretatd jener Staaten verhaͤltnißmaͤßig höher eugeahe find, 
ald die des unfrigen; daſſelbe mochte wohl: 

9). von den angefegten Koften für Waffen, Munition und 
Schießuͤbungen gelten, wenn man bevenft, daß dieſe Gegenftände 
in unferen Mifitäretat mit 11,100 Thlr. in Anvechnung. gebracht 
find, während fich die Koften dafiir in Wirtemberg auf 49,257 
Thlr. belaufen, begreifend die. drei Poften, Munition, Armatur 
und Arfenal; in Baden auf 28,208 Thlr. , ebenwohl diefe drei 
Doften enthaltend, 

.10) Die Koften für die jährliche große Kriegsibung finden 
fih im Wirtembergifchen Meifitäretat mit 6000 fl. augeſetzt, 
während fie bier mit 6300 Thlr. veranfchlagt find. Rechnet 
man indeffen die hier mit einbegriffenen, in Würtemberg aber 
feparat verzeichneten Koften für Quartiervergitung, Vorſpann 
und Transport hinzu, fo möchte fich wohl ein za Berhälts 
niß herausftellen. 

11) Die Koften für. die Kriegsverwaltung find im biesjäh> 
rigen Militäretat mit 18,162 Thlr. angefegt, hierzu muͤſſen aber 
noch, um Vergleichungen mit andern Staaten anftellen zu koͤn⸗ 
nen, die Koften für das Kriegsminifterium zugefegt werden; da 


in den uͤbrigen hier. in Betracht kommenden Staaten. die Kriegs⸗ 
verwaltung ummittelbar von dem natuͤrlich mit: einem ftärfern, 
Perſonal befegten Kriegsminifterium ausgeht. Hier dürfte alfo 
der Gehalt Des: Kriegsminifters incl. zweier Nationen mit 3632 
Thlrn. und der eines Referenten mit 1200 Thlr. zugeben, ohne 
dabei von dem für das Staatsminifterium angeftellten Unterper⸗ 
fonale einen Theil der Koften in Anrechnung zu bringen. Diefe 
beide Poften zugeſetzt Foftet die Kriegsverwaltung 22,994 Thlr. 
In Wirtemberg betragen die Koften dafür 27,503 Thlr., alfo 
verhältnißmäßig fehr viel weniger als hier. In Baden 31,197 
Thlr. Cinch. des Montirungs-Rommiffariats) ebenwohl weniger 
wie bier. In Darmftadt 19,701 Thlr. ebenfalld weniger wie 
in Kurheſſen. 

12) Die Koften für die Militärgerichtsverwaltung find hier 
mit 5574 Thlr. im Voranfchlage angenommmen, und zwar für 
das Generalauditoriat mit 3680. Thlr. und für die Garnifongs 
gerichte mit 1894 Thlr. In Würtemberg ift das zu dem Obers 
Friegsgericht zu verwendende Perfonal dem Kriegsminifterium 
einverleibt, und die Koften dafür find mit denen unter 9 bereits 
erwähnten 27,503 Thlr. enthalten. 

Das Perfonal affiitirt zugleich auch bei den andern Arbeis 
ten und befteht aus 4 Perfonen; die Koften dafür betragen 
7900 fl.,- hierzu die weitere für Juſtizpflege befonders berechs. 
tete Summe von 1800 fl. betragen fämmtliche Koften der Mis 
Kitärgerichtsverwaltung 5543 Thlr. In Baden betragen die 
fänmtlichen Koften dafür 5469 Thlr. Im Darmftadt betragen 
die Koften für das Oberfriegsgericht 2385 fl., die für 5 Audis 
teure 4800 fl. oder zufammen 4106 Thlr. Die Koften für die 
Militärgerichtöverwaltung find alfo verhäftnißmäßig in Kurheſſen 
Bei weitem höher veranfchlagt, als in den Übrigen Staaten. 

Die Koften fir das Kadettenforps betragen nach dem mit 
getheilten Boranfchlage 7571 Thlr., in Würtemberg 5520 Thlr. 
in Baden 7909 Thlr., in Darmftadt 3429 Thir., in Naſſau 
366 Thlr. Auch hier zeigt es fich wieder, daß diefe Koften 
bei Kurheffen ungleich höher als in den übrigen Staaten vers 
auſchlagt find. 

Eine Vergleihung, die Koften der Unterhaltung der Inva⸗ 
Fiden betreffend, laͤßt fich nicht wohl anftellen, da hierfür faft 


in allen Staaten, fo wie auch hier, eigene Fundationen beſte⸗ 
ben; eben fo wenig über die Rubrik: unftändige Ausgaben. 

Stellt man eine allgemeine Bergleihung der Militäretats 
der verfchiedenen Staaten und zwar hinfichtlic, der Koften welche 
mehr ſpeciell zur Unterhaltung des eigentlich activen Heeres 
und der welche mehr zur Adminiftration überhaupt gehören, aut, 
fo ergiebt fi daraus folgendes Refultat. 

Im vorgelegten Militäretat auf die Finanzperiode von 1834 
bis 1836 betragen hier die Koften für Infanterie, Kavallerie, 
Artillerie, Bekleidung, Remonte und Generalftab 522,397 Thlr., 
für die übrigen zum ftändigen Militäretat gehörigen Ausgaben 
aber 98,145 Thlr. In Würtenberg betragen die zuerft. genanns 
ten Koſten 737,366 Thlr., die übrigen 225,782 Thlr. Die Zahl 
des Mürtembergifchen Sontingents, verglichen mit der des unfris 
gen, müften die Koften in Würtemberg zum Grunde gelegt, die 
Koften für die erften Poften betragen 300,072 Thlr., die für 
die leisten aber 91,882 Thlr., mithin betragen die erfteren in 
der Wirklichkeit mehr 222,825 Thlr., die letzteren aber nur 
6263 Thlr. 

In Baden Foftet die Unterhaltung der Infanterie, Kavals 
Ierie, Artillerie, Befleidung, Remonte und des Generalftabs 
653,413 Thlr., der der uͤbrigen zum ftändigen Militäretat gehoͤ⸗ 
rigen Ausgabepoften aber 159,418 Thlr. Die Zahl des Badis 
ſchen Gontingents verglichen mit der der Kurheffifchen, mußten 
die Koften in Baden zum Grunde gelegt, bie erfteren Koften 
bei ung betragen 371,073 Thlr., die legteren aber 90,534 Thlr., 
mithin betragen die erfteren in der Wirklichkeit mehr 151,824 
Thlr., die leßteren nur 7611 Thlr. 

Diefes ift ein ficherer Beweis, daß der Grund des unver⸗ 
haltnigmäßig höheren Betrags des Militäretats in Kurheſſen 
im Vergleich mit dem Wuͤrtembergiſchen und Badifchen, haupts 
ſaͤchlich in den für das eigentliche Corps berechneten Koften, 
und mit Berücfichtigung der ſchon im Vorftehenden angeftellten 
Vergleichungen ganz befonders in deffen Formation zu finden ift. 

Würde der höhere Koſtenaufwand ſich hauptfächlich bei der 
Adminiftration zeigen, fo wäre Died weniger zu verwundern, da 
ed eine befannte Thatſache ift, das die Koften für diefe für 
ein Herr von 6000 Mann wohl ziemlich gleich mit denen fine 
ein Heer von 12,000 Mann fein Fönnen. 
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Noch mehr wird man in dieſer Anſicht beſtaͤrkt, wuͤrdigt 
man die unter Anlage E angeftellten Vergleichungen einer näheren 
Betrachtung, ed geht daraus ganz Far hervor, das Kurheffen 
unverhältnißmäfig mehr Offiziere hat, als die ſchon mehr eye 
wähnten vier uͤbrigen Bundes Staaten, und daß Kurheffen, 
‚wenn ed mehr Soldaten und eben fo viel ald die übrigen Bun- 
ded-Staaten in die betreffenden Abtheilungen eintheilet, bedeu—⸗ 
tend weniger Offiziere nöthig haben, mithin an Koften fparen 
wirbe, Hier tritt dann freilich aber die Frage ein, ob eine 
folche Verminderung der Offiziere die Bundesbeſtimmungen zu- 
laffen. Dies führt denn zu einer näheren Betrachtung der Bes 
fimmungen, wie fle die Kriegöverfaffung des deutſchen Bun⸗ 
des gebietet. 

Die in der Anlage H aufgeftellte Ueberſicht und Berechnung 
fol den Verſuch liefern, das Kurheffifche Armeecorps fo einzu- 
theilen, daß mit möglichiter Koftenerfparniß den Beftimmungen 
der Bunbes- Kriegsverfaffung vollftändig nachgefonmen wiirde, 
um auf ben Grund einer darnach anzuftellenden Koftenberechnung 
für den Kriegsetat diejenige Summe zu ermitteln, welche die 
Ständeverfammlung, shne die ihr obliegenden Pflichten, zu ver: 
legen, bewilligen fann und darf. Diefe Berechnung mit hinzu 
gefügten Erläuterungen enthält das numerifche Ergebniß der 
Anträge des Büdget-Ausfchuffes zur Prüfung des KRurheffifchen 
Militaͤr⸗Etats. — Hätten ſich diefe Anträge. der höchiten Ger 
nehmigung zu effreuen gehabt,. fo wären, wie. die Refapitulas 
tion in der Anlage I anfchaulich macht, dadurch Die Koſten für 
die Abtheilung A des fländigen Militär-Etatd, die eigentlichen 
Koften für das Armee⸗-Corps enthaltend, von 566,765 Thlr. 
15 Alb. 5 Pf. auf 499,638 Thlr., die der Abtheilungs » Koften 
der Adminiftration enthaltend, aber von 54,276 Thlr. 18 Alb. 
auf 47,811 Thlr. zu ermäßigen gewefen, mithin wäre an dem 
ganzen ftändifchen Militär-Etat eine Erfparniß von 73,533 Thlr. 
1 Alb. 5 Pf., und mit Genehmigung ded auf eine Zulage von 
5000 Thlr. für die Unteroffiziere gerichteten Antrags eine folche 
von überhaupt 68,533 Thlr. 1 Alb. 5 Pf. eingetreten, und ed 
hätte fich derfelbe auf 552,509 Thlr abfchließen laſſen. 

Nach dem Finanzs Gefeg vom 25er September 1834 für 
die zweite Finanzperiode von den Jahren 1834, ne und 1836 
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betragen aber, bie -Ansgaben für Das K.iegsweſen noch 713,668 
Thaler. 

B Höchft bemerkenswerth und wichtig für die Gefchichte des 
Kurheffichen Militär» Etats und deffen unpartheiifche Prüfung 
fild die drei Berichte, welche Namens des zur Prüfung des 
Staatögrund - Etats beftellten Ausſchuſſes, die Feitftellung des 
Militaͤr⸗Etats betreffend, von dem Abgeorbneten Pfeiffer 1, 
auf dem erften und zweiten Landtage am 19, März. 1832, 
16. Suli 1832. und 3. Juli 1834 erfiattet worden. find. Sie 
zeigen und erflären. das auffallende Misverhältniß. zwifchen den 
Mitteln, welche. man. auf bie. Unterhaltung eines. ſowohl für 
die Bevoͤlkerung des Landes, als für deſſen politifche Bedeutung, 
allzu zahlreichen Militärftandes, und deren, welche man auf 
alle. übrigen Zweige der Stantdverwaltung und auf die der Bes 
förderung der inneren Tandeswohlfahrt gewidmeten Einrichtuns 
gen. von. jeher in-Kurheffen verwendete. Sie find in der Ges 
fhichte der. nenern Kurheſſ. Landtagsverhandlungen ein ehrendes. 
Denkmal fuͤr die patriotifchen Beftrebungen des Ausfchuffes, den 
Militaͤr⸗ Etat anf, Die, Stärfe des. Bundescontingentes. zuruͤckzu⸗ 
führen. und. bei. den Geldverwilligungen für den Militärhaushalt 
ſich nur- auf. diejenigen zu befchräufen, welche. der. durch bie 
Kurheffiiche Berfaffungs-Urkunde 8. 144 gebotene.Zwed und die 
durch, die. Beflimmungen der. Kriegöverfaflung. des beutfchen 
Bundes normirte: Pflicht, der Regierung. die Mittel zur: Erfuͤl⸗ 
Kung ihrer Bundespflicht: zu laſſen, erheifchen. 


Gleichmaͤßige Militär Veränderung, ' 
ein großes Mittel. für. allgemeine Zufriedenheit; mit eini- 
gen Andeutungen, Das Badiſche Kontingent betreffend, 





Teac der mit ber Rheinbundesakte a2, Juli 1806) verbun⸗ 
den gewordenen Allianz ber ſouveraͤn erklaͤrten Rheinbundesfuͤr⸗ 
ſten mit dem Protektor Napoleon beſtand 

das Badiſche auf Einladung des Protettors marſchfer⸗ 

tig zu haltende Contingent in — — *.* 8,000 Mann. 

Dies war ungefähr bad Duplum ber vorhinnigen Kriegs⸗ 
pflicht Ch. von Drais Gemälde aus dem Leben Karl Fried⸗ 
richs 1829. ©. 222). 

Napoleons Zeit war die der wechjelnden Kriege und Fries 
densſchluͤſſe. Dennoch war fein höheres Gontingent dem Lande 
auferlegt. Auch wurbe für bie Zwifchenzeiten des Friedens, fo 
kurz und unftät fie. waren, nicht ſtreng darauf gehalten, daß 
immer mit gleichen Koſten, das. ganze Contingent marfchfertig 
fein follte, 

Seit der franzöfifchen Neftauratiot war der Kriegsetat in 
Franfreid; von den Reftaurirten felbft, und von den Neftauras 
toren ſehr herabgeſetzt. Er war in ber Wirflichfeit nod; weit 
umnbedeutender, als auf den Liſten. Was bort ‚erfpart werben 
fonnte, wurde zu andern Hof- und Congregationsausgaben ver: 
wendet. Die Dynaftie Bourbon, Orleans traf, laut öffentli- 
cher Berichte in der Volkskammer, eine fo fehr gefchwächte 
Kriegsmacht an, daß fie fich ſelbſt nur durch den laut ausgeru⸗ 
fenen Grundſatz von Nichtinterventionen zu decken ſuchte. 

Dagegen hätte es wohl ſchon bei Einführung der Reſtau⸗ 
ration von den Mitgliedern der Allianz abhängen muͤſſen, den 
verbündeten franzsfifchen König zu gleichen ——— 
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Heeres» Rebuftionen zu beftimmen, wenn fie — ihre 
Staaten durch Friebend » Erfparniffe in dieſem Einen, über 
alles Eoftfpieligen, Artikel zu erleichtern befchloffen. Und noch 
jest möchte es leicht von den vier Hauptmächten des Gontis 
nents abhangen,' bad druͤckendſte Uebel ber Zeit durch vers 
hältnißmäffiges Mindern der Militär » Etats, 
durch Zuruͤckſendung aller nicht zur Polizei noͤthigen Offiziere 
und Soldaten in den Stand des eigenen Erwerbs, von Grund 
aus zu heben. 

Wo anders als in den Militaͤrkoſten iſt eine ſo bedeutende 
Verminderung der Staatsabgaben moͤglich? Wuͤrden nicht die 
meiſten Laͤnderſchulden abbezahlt, würde, nicht die alle Preife 
der Waaren fleigernde Menge des Papiergeldes, fammt dem 
Staatöpapierhandel theild eingelößt, theild nicht entftanden fein, 
würden nicht viele Taufende ihren Unterhalt felbft erarbeitet, 
und nicht ihre Väter und Brüder dafür defto mehr zu arbeiten, 
defto weniger zu erfparen gendthigt haben, wären nicht viele 
taufende von Ehen gefchloffen, und die Folgen des ehelofen uns 
häuslichen Lebens nad) Religionspflichten verhätet worden, wer 
fünfzehn Friedensjahre hindurch alle Heere auf Cadres und anf 
Bürgerwehr geſetzt gewefen wären? 

Nach den Grundgügen des beutfchen Bundes vom 9. und 
vom 12. April 1821 über die Kriegsverfaffung fol ein gan 
zes Prozent der Bevoͤlkerung, auc in Fiedengzeiten, in 
ſteter Sriegsbereitung gehalten werben, und darunter der Gies 
bentheil aus der theuerften Waffengattung,, der Kavallerie bes 
ſtehen. Man vergeffe aber nicht‘, daß diefed Procent nicht aus 
der ganzen Benslferung,  fondern nur aus der jungen Manns 
ſchaft von je ſechs Jahren genommen werden kann. Die Frage 
ift: wie hoch, beläuft ſich dieſer fechsjährige Nachwuchs, aus 
welchem die ftehende Summe gedeckt werden muß? 

Das ordentliche Gontingent won Baden foll daher beftehen 
aus 10,000 Mann, nämlich Snfanterie 7,751, Kavallerie 1,429 
Artillerie 720, Pioniere 100. So der Menfchenaufwand, um 
bas zu fchügen, was, wenn der Schukaufwand um die Hälfte 
Heiner gewefen wäre, doch auch feinen Angriff zu befürchten 
gehabt hätte, weil im Nothfall ein Aufgebot zur bloßen Ver⸗ 
theidigung, dieffeits fo Leicht möglich wäre als jenſeits. | 


Der für ben Menfhenaufmand von 10,000 jungen 
Männern an die Stände von 1831 begehrte Geldaufwand 
betrug, auch nad ben allmählig zugegebenen Erfparniffen — 
mehr ald den fünften Theil des ganzen eigentlichen Staatsaufs 
wands. Diefer doppelte Verluft erflärt die Sehnfucht, daß 
feine der tentfchen Negierungen ‚den Zeitpunft, wo Verminde⸗ 
rung aller ftehenben Heere fo fehr möglich geworden ift, unbes 
nutzt laſſen, vielmehr alle bei der Gefanmtheit des Bundes das 
hin wirfen möchten, daß der Maaßftab, welcher für bie Ber 
rechnung des Eontingents in Friebengzeiten angenommen ift, für 
die Zufunft bedeutend herabgefegt werde. S. ben mit ber 
ruͤhmlichſten Anftrengung bearbeiteten Bericht der Badifchen Bud» 
getlommiffion für 1831 und 32 ©. 444. Mächte, von deren 
Willen der Europäifche Friede abhängt, können doch von dem 
durch Kriege nie. gewinnenden Deutfchland nicht weit, IAftigere, 
fortdauerndere Kriegsopfer verlangen wollen, als der nie zur 
Ruhe gefommene Napoleon } 

Auch wenn verhältnißmäßige Verminderung ber ftehenden 
Heere durch die dazu nöthige Unterhandlungen erſt eingeleitet 
und dann bundesrechtlich befchloffen wird, kann denn doch die 
Ausführung nicht allzu fchnell vollendet werben. Um fo wiüns 
fchenswerther ift ed, daß das hochwichtige Gefchäft wenigſtens 
bald beginnen möchte, fürchtet man dennoch, ber Vertheidi— 
gungsmittel nicht genug zu haben, fo wäre überall das Eins 
üben einer weit weniger foftbaren Landwehr, nad) 
dem Beifpiel von Preußen und Deftreich, leicht zu fubftituiren. 
Miürde die gefammte junge Mannfchaft an jebem fiebenten Tage 
den Nachmittag über erereirt, fo würde dadurch manche Auss 
ſchweifung, die am wöchentlichen Feiertag Nachmittags aus der 
Kichtbefchäftigung entfteht, verhütet. Gibt ed denn eine zweck⸗ 
mäßigere Gymnaſtik, befonders für die von ben figenden und 
fonft von Luft und Bewegung abgehaltenen Handwerker? Was 
ift für das allgemeine Wohl, welches fo fehr von der Abgabens 
verminderung abhängt, paffender, ald daß jeder junge Mann, 
‘die 6 Tage über feinen Unterhalt felbft erwerbe und nicht von 
Anderer faurer, verboppelter Arbeit zu Ieben genöthigt fei, vom 
fiebenten Tage aber etliche Stunden in gefelliger Gemeinſchaft 
_ einer "gefunden, patriotifdyen Keibesäbung hingebe, durch weiche 
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die gefammteijunge Mannfchaft des Landes zu einer geichicten 
Haltung und Gewandheit gewöhnt, für ben Nothfall aber zur 
allgemeinen VBaterlandövertheidigung vorbereitet fein Fann. . . 

Da nad; Zurhcfendung eines. großen Theild der Soldaten 
vom ſtehenden Heere zu ihrem Heerde vorerft ein Theil ber Of⸗ 
fiziere und Unteroffiziere doch billig befoldet oder penfionirt 
werden müßte, fo wären diefe gerade am beften im ganzen 
Lande zu den Erercitien der allgemeinen Lanbwehr ‚zu verwen- 
den und dadurch die Verminderung der Offiziergzahl ohne Härte 
allmaͤhlig herbeizuführen, 

Nach ein großer Vortheil wäre zu erreichen, führt man bei 
ber zur Landwehr eingelabenen jungen Mannfchaft, von 16 big 
25 Jahr, eine für das bürgerliche Leben fchickliche,, nicht koſt⸗ 
bare, bequeme Uniform ein — etwa eine fchmude Jade, die 
bis unter die Hüften geht, mit zwei Tafchen, nebſt langen 
Beinfleidern, die oben. die Sade und den Unterleib wie ein 
Gurt umfchließen und ‚gegen Erfältungen verwahren — fo 
würde eine folche leichte, gefunde , allen Bewegungen und Ars 
beiten .angemeffene Kleidung bald allgemein werden und das 
ganze Land ſich gerne uniformiren; nur, verfteht es ſich, 
daß bei diefer fchmuden, flinfen Tracht noch ein gegen das 
Klima fchigender Mantel für Jeden bereit fein müßte. — — 
Genug! Verbeſſern ift das ficherfte Mittel gegen alle Unzu— 
friedenheit ! B. 

Wir fuͤgen dieſer wohlgemeinten Mahuung noch eine dem 
Allgemeineren gewidmete Schlußbemerkung hinzu: 

Weiſe Regenten und edle Vaͤter ihrer Voͤlker, welche in 
ihrer eigenen Vaterliebe die ſicherſte Buͤrgſchaft der Treue 
und Anhaͤnglichkeit ihrer Unterthauen beſitzen, ſollten mit 
der Wiederherſtellung des naturgemaͤßen Zuſtandes des Miliz 
tärs den Anfang machen, daß fie endlich ftatt des ſtehenden 
Heeres eben fo viele Vaterlands-Bertheidiger als ftreitbare 
Männer haben. Für Fürft und Baterland zu bluten darf 
nicht das Vorrecht oder die ausfchließliche Pflicht eines von 
den Grundelementen des Staates der Familien losgeriffe: 
nen Standes fein und bleiben, fondern die heiligſte und 
ſchwerſte aller öffentlichen Pflichten mit unwandelbarer Ge: 
rechtigfeit muß auf Allen haften, uud nicht durch über: 


mälzen anf Einige, diefen fantmt den Adern unerträglich 


‚werben. Man darf das öffentliche Wohl nicht mit ſeinen eiges 


nen Mitteln erdruͤcken, und nicht dasjenige, was zum Schutze 
des Staates beftimmt iſt, zu feinem Werberben ehren. 
Mie bei dem ganzen Staatsorganismug, fo insbefondere 


: bei der Landesbewaffnung bleibt innere Einheit und Freis 


> 


heit, Liebe -und Anhänglichkeit an Regierung und Vaterland 
die Hauptaufgabe. Ohne Abfchaffung der ftchenden Heere 
die durch ihren vielfachen Aufwand den Wohlftand der Fur 
milien untergraben, wird fle nicht vollkommen gelößt werben. 

Mit Reduktion des Beftanded des Milintrd anf die Ars 
tilferie ein gemäßigtes Kavallerie⸗Korps und die im Kande 
zu vertheilenden Inſtruktoren der flreitbaren Bürger wäre 
aber fir das Wohl befonders der Fleineren Staaten fchon 
viel gethan. *) 


Deftreihs Berbinand auf ein weiſes Sparſhſtem in allen Zwei⸗ 


gen der Staats-Verwaltung bedacht, läßt jegt wirklich zur Vermin⸗ 
derung bes Aufwaubs für die Armee mehrere Rebuctionen bei diefer 
eintreten. Bei jeder Kompagnie ber vierzehn galtisifchen Negimen: 
ter werden 40 Mann beurlaubt, mehrere Artillerie » Batterien und 
Suhrwefensdivifionen werden aufgelößt, wodurch 3000 Pferde außer 
Dienft kommen; die zwei Proatifhen Grenzbatailfone des Kreuzer: 
und Et. Georger-Regiments, die einzigen, die noch auf dem Kriegs: 
fuße bei der Armee fich befinden, Eehren in ihre Heimath zurüd, 
endlich verlaffen noch folgende Regimenter die Armee in Italien und 
begeben fich in ihre Standquartiere: Richter Infanterie, Regiment 
Io. 14 nach Linz; Lüxem Infanterie, Regiment No. 27 nach Gräz; 
Hohenlohe-⸗Langenburg Infanterie, Regiment No. 17 nad) Laibach; 
Kinsky Fufanterie, Regiment No. 47 nady Marburg. Da zugleich 
die zu den genannten Regimentern gehörigen Landwehrbatailfone aufs 
gelößt werden folfen, fo werden dann bei der Armee in Stalien nur 
noch zwei Landwehrbataiffone verbleiben, nämlich die der Regimen, 
ter Guylai und Lilienberg. Durch dieſe Neductionen wird das 
Kriegsbudget um 12 Millionen Gulden vermindert. 

Diefen Neduzirungen in der k. k. Armee follen dem Vernehmen 
nad) bald neue und wichtigere folgen. Die Auflöſung ſämmtlicher 
Sandwehrkataillone, wodurch die Armee um 40,000 Mann vermin- 
dert wird, ift befchloffen; ja Deitreih ſoll auf einer allgemeinen 
Entwaffnung in Uebereinftimmung mit Preußen, das die nämlichen 
Geſiunungen hege, beftehen, quod Dii veltat! 


den, 
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Freilich, und zum Theil mit Grund, beruft fi das zum 
Kampfe für fein Dafein herausgeforderte ftehende Militär 
auf der Fürften und Staaten Abhängigkeit vom beutfchen 
Bunde und auf die Unerläßlichfeit einer mit der jegigen 
Stufe militärifcher Entwickelung übereinftimmenden takti⸗ 
ſcher Uebung des Contingents. Allein die Gefchichte alter 
und neuer Zeit. und bie Erfahrung vom Sahre 1813 hat 
gelehrt, daß auch ohne jahrelange Einuͤbung, ohne Cadet⸗ 
tenfchule und Herbfimandver, in der Fürzeften Zeit eine 
gute Infanterie zu bilden ift, und daß bie Begeifterung 
eines für fein Theuerſtes, für Familie und Vaterland, aufs 
tretenden Volfes, den Kampf mit der geregeltften Taktik 
glüclich beftehe. Es verfteht fich ohnehin von felbft, daß 
die taftifche Hebung, daß die Zweckmaͤßigkeit in der Eins 
richtung und Fortbildung des Inſtituts niemals außer Acht 
gelaffen werden bürfe. 

Statt aller weiteren Bemerfungen mag hier angeführt wer 
was ber als gediegener Stantsmann anerkannte Klüber 


in feinem öffentlichen Recht des beutfchen Bundes $. 546 von 
einer wohlgeorbneten Landesbewaffnung fagt: 


„Ein Nationalheer, Acht deutfche Anftalt, die den Fürs 
„ſten das Volk, das Volk den Fürften achten lehrt, und 


„wahren Baterlandsfinn erzeugt und nährt; am zweckmaͤ⸗ 


„PBigiten, wenn fie fortwährende Staatsanftalt, und als 
„ſolche zugleich Bildungsanftalt für Friegerifchen Geift und 
„‚vaterländifche Gefinnung ift, mithin für friegerifche, 
„polizeiliche und nationale Zwede dient. So ent 
„ſteht ein ganzes, mit den Waffen und dem Kriegspdienft 
„vertrautes Volk, ald allgemeine Schutzwehr des Vaterlan⸗ 
„des.“ In Abſicht auf die ſchon organiſirte und noch zu or⸗ 
ganiſirende Landwehr gibt derſelbe Publiciſt den beher— 
zigenswerthen Wink: | 

„Durch Form wird bei der Landwehr der Geift getoͤd⸗ 
„tet, wenn man fich in Anordnungen verliert, die nur auf 
„unmwefentliche, wohl gar fpielende Aeußerlichfeiten Bezie— 
„bung haben und überdieß einem großen Theil des Volks 
„zu verhaßter Plage gereichen.” „Die Form befchränfe 
„ſich auf das, was für den Zwed unentbehrlich iſt.“ 





Ueber die Fortbildung der Geſetzgebung im Geifte 
der Zeit, und über die Hinderniffe verfelben befons 
ders in Deutfchland, mit Hinblid auf den deutfchen 
Gefe + und Rechts⸗Zuſtand, und die legislatorifchen 
Vorarbeiten; fodann über die zweckmäſigſten Mitteln 
zu einer guten Geſetzgebung überhaupt zu gelangen 
mittelft Angabe der vornehmften hieher gehörenden 
Literatur, Quellen für fremde und einheimifche bürgers 
liche Gefeßgebung. 


Die Haupturfache ber nicht genug fortfchreitenden Ges 
feßgebung, wie fie dem Naturgefege der bürgerlichen Gefellfchaft 
und dem wechfelnden Zuftande der geiftigen wie phyfifchen Nuss 
bildung bed Bolfed angemeflen ift, liegt darin, daß der einem 
Mofe, einem Lyfurgos inwohnende Inftinft der Ahnung der 
fünftigen Schiefale ihrer Bölfer aus den Geiftern unfrer Zeit 
geſchwunden ift, 

Für die Befriedigung des legislatoriſchen Beduͤrfniſſes, wie 
ſich diefes im Munde der civilifirten Bölfer verkündet, fehlt 
noch der große Geſetzgeber, der diefer Aufgabe gewachfen iſt, 
‚ver Gefeßgeber, der wie ein Janus den Geift der Vergangens 
heit in fein Werk aufzunehmen und bie Ahnung der Zufunft 
hinein zu verweben, allein von beiden nur dad, was mit ber 
Gegenwart noch oder fchon lebendigen nationellen Zufammens 
bang hat, mit plaftifchem Takt objectio zu verbinden verfteht. 

Groß und fchwierig ift die Aufgabe eined Gefeßgebers. 
. Ohne bie Gabe, die ſchwere Kunft, in dem Mannigfaltigen das 
Allgemeine zu finden, und diefes Allgemeine mit der nöthigen 
Beitimmtheit aufzufinden, ift fie befriedigend nicht zu Idfen. 

Dei der Gefeggebung ift vorzüglich Ruͤckſicht darauf zu 


nehmen, daß die Gefege fehr beftimmt, bindend, kurz, deutlich 
und mit Befeitigung aller auch nur fcheinbarer Widerfprüche, 
in eine foitematifche Ordnung zufammengereihet und jo in all 
gemeinen Sätzen abgefaßt find, daß die verfchiedenen benfbaren 
fpeciellen Faͤlle auf diefelben zurüdgeführt und angewendet 
werden koͤnnen. Se vollftändiger die möglichen Fälle in denfels 
ben enthalten und je richtiger die Nechtöbeftimmungen find, des 
fto mehr zeichnet fich die Geſetzgebung aus. Die Worte des 
Geſetzes follen von fcharfem und abgemefjenem Sinne fein und 
bei Allen einerlei Begriffe erweden; alfo nie durch unbeſtimmte 
Ausbrüde ungewiß gemacht werben. Wo nicht Ausnahmen, 
Einfchränfungen und Mopificationen abfolut nothwendig find, 
müffen fie ganz wmeggelaffen werben. So wenig ald möglic, 
darf eine gute Gefeßgebung dem richterlichen Ermeflen übers 
laffen. Ale Schriftfteller, von Montesquien bis herab auf 
Benjamin Gonftant, von Hippel, Zachariaͤ, Bed, von Glos 
big, Paftoret und Lecomte, ſtimmen in der ‘Theorie der Geſetz⸗ 
gebung darin miteinander überein. L. Gervais Cin f. Fleinen 
Mittheilungen, 11. 220) fagt: „auszeichnen müffen ſich die Ge⸗ 
fege, durd; Weisheit, Gerechtigkeit und Billigfeit, durch zwecks 
mäßige Bollftändigfeit und Allgemeinheit, durch leichte eberficht, 
Kürze, Klarheit, Beftimmtheit und einfachen Schmuck der Rebe; 
nicht durch Kleinigkeits-Geiſt und: fchleppende Unbeholfenheit, 
oft das fprechende Symbol der Staatsverwaltung, auch nicht 
durch Vielheit (manie reglementaire).‘ 

Daß in Deutfchland die Früchte der Geſetzgebungskunſt 
ſo kuͤmmerlich reifen, liegt beſonders mit darin, daß man 
fuͤr das Geſetzgebungsfach faſt ausſchließlich nur Perſonen 
braucht, die mit der Juſtizverwaltung beſchaͤftigt ſind. Von 
dieſen iſt unter allen am letzten eine Reform oder Verbeſſerung 
der Geſetze zu erwarten. — — Die Richter — ſind ſo ſehr 
mit Geſchaͤften uͤberhaͤuft, daß fie gar nicht daran denken koͤn⸗ 
nen, ob in den Gefegen etwas fo oder anders fein Fine, und 
indem fie beftändig einerlei Leier befolgen, gewöhnen fie ſich 
nach und nad fo an die gewöhnlichen Phrafen und Formen, 
und faffen eine folche Liebe zum Herkoͤmmlichen, daß jede Veraͤn⸗ 
derung dejfelben ihnen in den. Tod zuwider ifl. Die Rechtsans 
waͤlte — find noch mehr als die Richter mit practifchen Arbei- 
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ten, die ſich ſaͤmmtlich auf die Details beziehen, Aberhäuft, und 
haben burdyaus Feine Muße, ihr Nachdenken zu den allgemeinen 
SPrincipien der. Gefeggebung zu erheben. Alle ihre Talente 
muͤſſen fle in Auffuchung und Darftellung einzelner Thatfachen 
gerfplittern und: nur immer die Sache ihrer Partei vor fich has 
ben. — — Unter folchen Umftänden erwarten, daß fie fich zus 
gleich mit Nachdenken über Berbefferung der Principien der Ger 
ſetzgebung befchäftigen follen, wuͤrde ebenfoviel fein, ald erwars 
ten, daß fi der menfchliche Verftand zugleich ausdehnen und 
zufammenziehen Fönnte. — — Der große Haufen ber practifchen 
Suriften wird fich nie über die mechanifchen Functionen, die 
ihren täglichen Beruf ausmachen, erheben; fle werden das uns 
paffende und unſchickliche unferer richterfichen Formen und In⸗ 
ftitute nicht cher empfinden, als bis fle ein ungeftümes und 
lautes Verlangen nach deren Abfchaffung aus ihrem Stupor 
wedt. (Bergl. Hermes VH. &. 171. Quaterly Riview, 
Nro. XL.) 

Nicht fo große Fortfchritte wuͤrde die Gefeßgebung Frank 
reichs unter Napoleon gemacht haben, wenn nicht jeder Gegenftand 
der Gefete in dem Staatsrathe von den gediegenften Männern aus 
allen Zweigen der Staatsverwaltung berathen und die Redac⸗ 
tion ber Geſetze nach den, übereingefommenen Principien immer 
nur von folchen Männern beforgt worden wäre, die nicht mur ben 
Gegenſtand zu ihrem hauptfächlichften Gefchäfte machten, fon- 
dern auch die Gabe befaßen, die Einzelnheiten unter allgemeis 
nen Regeln zu bringen, zu generalifiren und fyftematifch zu ords 
nen. Welch ein Linterfchied zwifchen den Protofollen des fran- 
zöfifchen Staatsrathes, ald der Code Napoleon biscutirt , 
ward, und manchen deutfchen Protokollen! In England wers 
den die Bills, wenn der Gegenftand derfelben nach allen Eins 
zelnheiten und in ihrer Anwendung auf bie befonderen Fälle 
geprüft und angenommen worden ift, immer von Beamten ber 
gerichtlichen Funktion redigirt, und in ber Nedaction wers 
den nur gerade die ber Disfufflon unterworfen gemefenen eüts 
zelnen Fälle aufgenommen, aber feine allgemeine Principien auf 
geftelt. Man weiß, wie nachtheilig Dee Art, Geſetze zu vers 
faffen in der Anwendung ift. 

Bei der Bearbeitung einer guten Geſebgebung, als der 
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wichtigſten Aufgabe fuͤr Staatsmaͤnner, kommt es auch weni⸗ 
ger auf die Form und Organiſation einer Geſetzgebungs⸗Eom⸗ 
mifflen, ald auf die Auswahl ihrer Mitglieder an, , 
die nothmwendig fchlecht ausfallen muß, wenn die wählenden 
Minifter und ihre Gehülfen das Fach der Geſetzge⸗ 
bung kaum oberflählich fennen. Katharina hat 
auf dem nordifchen Throne ein Beifpiel gegeben, wie man es 
fich bei der Unternehmung eines neuen Geſetzbuchs zur Angeles 
genheit machen müffe, die wuͤrdigſten Männer , die dem großen 
Gefchäfte gewachſen find, aufzufuchen. Im Ermangelung einer 
ftändifchen Verfaſſung, überließ fie allen Städten des Reiche, 
Deputirte zu wählen, die an der Unterfuchung der Entwürfe 
der Geſetzbuͤcher Antheil nahmen. ‚Meine Kinder, fprad; fie 
zu ihnen, umnterfucht mit mir das Sintereffe der Nation. Laßt 
und mit freier Hand bad Loos eined ganzen Volks in der Wage 
der Gerechtigfeit wägen. Laßt und miteinander ein Geſetzbuch 
errichten, welches die allgemeine Glüdfeligkeit dauerhaft befe⸗ 
ftigt, und das Wohl eurer Mitbürger auf ewig gründet.‘ Auf 
der dadurch gewonnenen foliden Baſis wurde feitbem im ruffls 
ſchen Reiche, durch eine permanente Geſetzgebungs⸗Commiſ⸗ 
fion, unter deren Mitglieder fich auch deutſche Gelehrte befins 
den, fortgearbeitet, und nur dadurch, daß man feine Männer 
in dieſelbe aufnahm, welche fih nicht durch Werfe im 
Fache der Geſetzgebung Öffentlich erprobt hatten, 
ift die ruſſiſche Gefeßgebung auf den Standpunft der Kultur 
gefommen, anf welchem fie fich jett befindet. Nur ber Beharr⸗ 
Tichfeit und tiefen Kenntniß diefer Männer ift ed gelungen, ein 
Corpus juris oder vielmehr ein Corpus legum, eine alle 
Zweige der Gefeßgebung in ihrer Geſammtheit umfaffende Zus 
fammenftellung und Verarbeitung der beftehenden Geſetze des 
ruſſiſchen Reichs zu liefern. Indem fie die Grundfäge vor 
Baco hierbei als leitende .Principien betrachteten, kam, nach 
einer jebem einzelnen Zweig ber Gefeßgebung gewidmeten hiſto⸗ 
rifchen Darftellung und nad; vorausgegangenen Bors und Schlußs 
arbeiten unter der unmittelbaren Leitung feiner Kaiferlichen Mas 
jejtät ein Geſetzbuch zu Stand, deffen Vollendung das Manifeft 
vom 31. Januar 1833 verfündigte, und wodurch fich der Ges 
jeßgeber des unermeßlichen Reichs und feine erleuchteten Vor⸗ 


sähe in der Bildungsgeſchichte der Menfchheit ein Denkmal 
gefeßt haben, das Foftbarer ift, ald Erz und Marmor. 

Diefe in acht Büchern beftehende Anfammlung und Zus 
fammenftelung ber ruffifchen Geſetze ift volfsthümlich; denn 
bie Gefege find meiſt einheimifch und nur wenige aus dem frems 
den Rechte entlehnt, ba, namentlich das römifche Recht fich in 
Rußland nicht fo, wie in den übrigen europäifchen Staaten ein 
gebürgert hat. Ueber diefes Rieſenwerk der ruffifchen Regislatur 
üft bereits mehrfach z. B. von von Reuk in den Dorpater 
Sahrbüchern, Sahrgang 1838, und von Mittermaier in der 
Fritifchen Zeitfchrift für Rechtswiſſenſchaft und Gefetgeb. des 
Auslandes Bd. VI. H. 2. ©. 323-333 Bericht erftattet wor⸗ 
den. Gehr unterrichtendb über die Grundfäge und Methoden, 
weldje bei dem Redactions⸗Verfahren befolgt worden find, ift 
die in Riga und Dorpat bei Frängen, 1833 erfchienene Schrift. 
Gefchichtliche Einleitung in das Corpus juris des Ruſſiſchen 
Reiche. Dargeftellt aus dem im Archive ber zweiten Abtheilung 
der eigenen Kanzlei Seiner Kaiſerlichen Majeftät aufbewahrten 
- Driginalafter Cine derartige Sammlung mit ausführlichen 
Snhaltsverzeichniffen und chronologifchen Negiftern ift für ganz 
Europa eine wünfchenswerthe Erfcheinung. Höchit willklommen 
- baher die zufolge einer in der Parifer Revue etrangere de 

la. legislation et d’&conomie politique. Jahrg. 1834. Januars _ 
heft, ©. 192 mitgetheilten Nacjricht mit Zuverläfligfeit zu er⸗ 
wartende Ueberſetzung jener acht ruſſiſchen Geſetzbuͤcher, wo⸗ 
durch dieſelben ein Gemeingut der Rechtsgelehrten aller civili⸗ 
ſirten Voͤlker werden wuͤrden. Von den verſchiedenen Geſetzge⸗ 
bungs⸗Kommiſſionen in den deutſchen Staaten läßt ſich nur 
dann Gutes erwarten, wenn die Wahl der Mitglieder dazu auf 
Männer fällt, welche die in der Nation lebendig gewordene In⸗ 
telligeng begreifen und die Vorzüge und Fehler aller bis jest 
beftehenden Gefegbücher Fennen. Die Zöglinge der alten Feus 
Dalität und die Vertheidiger ihrer vom Staate ſich abgelößten 
Intereſſen können weder alte Gefege revidiren noch neue vor⸗ 
fchlagen und redigiren. Auch paffen bazu durchaus nicht jene 
Gelehrten , die das römifche Gemengfel Altern demofratifchen 
Grundftoffed und defpotifcher Zufäge einer einheimifchen natio- 
nalen Gefeßgebung vorziehen. Die römifchen Gefege zugleich 
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demofratifch und deſpotiſch ſind und bleiben uns: ihrer alien 
Grundlage nach fremdt Fuͤr den eigentlichen Rechtsgelehrten 
iſt das Studium des: roͤmiſchen Rechts und deſſen fortgeſetzte 
Kultur unentbehrlich, aber: Deutſchland bedatrß mehr. als roͤmi⸗ 
ſcher Juriſten, es bedarf eines Geſetzbuches, Das’ zumaͤchſt Rich⸗ 
ter bildet und den Buͤrger uͤber ſeine Rechte und Pflichten be⸗ 
lehrt. Wenn daher manche aus verſchiedenen Gruͤnden und 
Abſichten, das Juſtintaniſche Machwerf forthin als / Geſetzbuch 
anpreiſen, und außer ihm kein Heil wiſſen, ſo wuͤrde ich mei⸗ 
nerſeits eher dazu · ſtimmen, daſſelbe ſammt allen Gloſſatoren, 
Commentationen, Compendien und Diſſertationen,, bie elegante⸗ 
ſten nicht ausgenommen, ins Feuer zu werfen, als die deut⸗ 
ſchen Voͤlker noch laͤnger unter dem unſeligen roͤmiſchen Wirrwar 
ſeufzen zu ſehen. 

Der verewigte Freiherr von Kreitmayer, geichshofrath, 
dann kurbairiſcher Geheimer Rath und Konferenzminiſter, zuletzt 
geheimer Kanzler und Oberſtlehnpropſt, dem Baiern drei Ges 
fegbücher, ein buͤrgerliches, ein peinliches und eine Gerichtd« 
Ordnung zu danken hatte, der. ſich auszeichnete durch theores 
tifch-praftifche Rechtskunde, Durch praftifche Urtheitskraft, durch 
viel geuͤbten Sinn fuͤr Zweckmaͤßigkeit, der zu Unrecht und Lei⸗ 
den, auch zu Ingolſtadt und Salzburg, das: roͤmiſche Recht 
gruͤndlich ſtudirt hatte, faͤllte, vor achtzig Jahren, uͤber die 
Verworrenheit des roͤmiſchen Corpus'' juris: folgendes Urtheil: 

„Nicht ohne beſonderen Eckel kann man das entſetzliche Chaos 
in den roͤmiſchen Geſetzbuͤchern anſehen; denn es haͤngt von 
Anfang bis zu Ende nichts darin zuſammen, ſondern es liegt 
alles in der groͤßten Verwirrung durcheinander da, wie ein gro⸗ 
fer Haufen von Baumaterialien, welche nur die Hand des Bau⸗ 
meifterd erwarten, um in gefchictte Ordnung und Symmetrie 
zu kommen. in englifches Gedäcktniß oder eiferne Geduld und: 
unbefchreibliche Mühe wird erfordert ; einen forcher Cumulum 
legum inordinatum, et molam indigestam in dem Kopf fo zw 
rangiren und zu behalten, daß man ſich deffert gleich bei jeder 
Gelegenheit gehörig bedienen kann. Wie es ohne Wunder moͤg⸗ 
lich geweſen ſei, daß ſich ein ſo voluminoͤſes and unordentlich 
geſchriebenes Werk, als das Corpus juris romani iſt, ſo weit 
ausbreiten, und fo lange habe ſouteniren koͤnnen, ſcheint Co n⸗ 
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ringio und vielen andern umbegreiflic zu fein, daher nennen 
fie es confusionem divinitus conservatam.” 

Als ein Hauptgrund für das Beduͤrfniß einer einheimifc 
deutfchen Gefeggebung wird auch von unferm v. Feuerbach 
geltend gemacht: daß bie gefeglihe Grundlage unferes 
Rechtszuftandes aus ben ungleichartigften mit fich ſelbſt 
ftreitenden Beftandtheilen zufammengefet ſei; daß die Bücher, 
welche für und Geſetzbuͤcher geworben, ald Nechtsbücher 
fremder Völker, nach fremden Gebräuchen und oft unbefannten 
oder nicht mehr vorhandenen Einrichtungen und Zwecken, in 
fremden Begriffen wie mit fremden Worten zu ung forechen, 
und daß das Gebäude des Rechtsſyſtems, welches, wir das 
unfrige nennen, zum größten Theil unter dem Schutt einer Tängft 
untergegangenen Zeit begraben liegt, fo daß es der mühjfeligiten 
Zuräftungen und der furtgefeßten Bemühungen eines Menfchen- 
lebens bedarf, um den Schutt aufzurdäumen, die Truͤmmer bers 
vorzugraben und dann die Bruch⸗Enden zu errathen, bei denen 
fie wohl oder uͤbel ſich wieder zufammenfügen laſſen. Wie ge 
gründet diefe Anfchuldigung ift, und daß unfere heutige Rechts⸗ 
wiffenfchaft Rechtsgelehrfamkeit und ihrem Weſen nad 
zum allergrößten Theil, hiftorifchsantiquarifch ift, hat v. 
Fenerbad gegen unfere reingefchichtlichen Nechtögelehrten 
ganz unwiderleglich nachgewiefen in feiner Abhandlung „Einige 
Worte über hiftorifche Nechtögelehrfamfeit und einheimifche 
deutfche Gefeßgebung‘ und in einer andern „Blick auf die 
Deutfche Rechtswiſſenſchaft.“ Man vergleiche v. Feuerbachs 
kleine Schriften vermifchten Inhalts. Nürnberg 1833. ©. 133— 151 
und ©. 152—177. 

Daß in Deutſchland, durch die Nefultate philofophifcher 
Forfchung und wiffenfchaftlicher Aufflärung einerfeits, anderſeits 
durch Die Annahme des conftitutionellen Syitemd eine jener ge: 
fchichtlichen Epochen eingetreten fei, welche die Gründung einer 
neuen durchgreifenden vaterländifchen Geſetzgebung erfordert, bie 
der Staatsverfaffung conform ift, wird allenthalben anerfannt. 
Sn allen conftitutionellen Staaten Deutfchlands haben die Volks— 
Repräfentanten Antheil an der Gefeßgebung, und es ift nicht 
zu leugnen, daß die Wiffenfchaft überhaupt und die juridifche 
insbefondere, eine Stufe erflommen hat, welche nod) höher ift, 
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als die des politiſchen Lebens; dennoch exiſtirt noch Fein einzi⸗ 
ges fuͤr die deutſchen conſtitutionellen Staaten berechnetes und 
von dem Geiſte einer verfaſſungsmaͤſi gen Monarchie durchdrun⸗ 
genes Civilgeſetzbuch. Nie wurde in Deutſchland mehr als jetzt 
von der Nation die Nothwendigkeit anerkannt, in den allgemei⸗ 
nen Intereſſen gemeinſchaftlichen Schutz zu ſuchen, nie waren 
die Parteien geneigter, die Huͤlfe der Intelligenz bei der Geſetz⸗ 
gebung, von welcher Seite fie auch kommen möge, vom Fürften, 
vom Adel oder vom Bolfe, ald einen ehrwärbigen Beitrag, als 
eine heilige Abgabe an bie Gefellichaft, an die Majeftät bes 
allgemeinen Wohls anzuerkennen und zu. verehren, als jetzt, 
dennoch verfchwenden fehr ehrenwerthe deutſche Rechtögelehrte 
fort und fort ihre Kräfte an der Maffe der und aufgebrunges 
nen und dem neuen Lebeusprinzip ber beutfchen Völker ganz 
und gar nicht zufagenden Gefegen, anftatt daß fie unfere ein- 
heimifchen Rande, Stadts, Dorfr und Familienrechte, welche doc; 
immer eine Hauptquelle, zumal für dad Eivilgefegbuch find, 
mehr erforfchen und bearbeiten und bahin wirfen follten, daß 
die Deutfchen endlich ein Geſetzbuch erhalten, das Die heiligen 
und unveräußerlichen Rechte des Menfhen unumwunden fanc- 
tioniret und den Geiſt verfaffungsmäßiger —— weiſer Ge⸗ 
rechtigkeit und Maͤßigung athmet. 

Wenn das Heil unſers Rechtszuſtandes nach den Korberums 
gen der gefchichtlichen Rechtswillenfchaft von der Wiederherftelz, 
lung eined Gewebes abhängen foll, welches zwar die Zeit ges: 
woben, aber auch, wenigſtens für unfere Erfenntniß wieder zers 
riffen und in alle Winde geftreut hat, wehe! dann ift deffe 
Verbeſſerung auf die Ewigkeit verfchoben. Die Geifter der al⸗ 
ten Römerwelt, und fönnten fie aus ihren Gräbern heraufbes 
fhworen werben, koͤnnen zur Verbefferung unferd gegen wärs 
tigen NRechtözuftandes nichts beitragen; denn was ber Ges 
ſchichte eines fremden untergegangenen Volkes angehört, ift fchon 
dem Leben abgeftorben, und ift folglich Feine Erkenntniß aus 
‘dem Buche des bürgerlichen Lebens für die heutige Generation, , 
die ein volfsthimliches aus teutfchem Saft und Blüte aus Einer 
Herzwurzel hervorgegangenes durch Erfahrung, Philsfophie und 
Logik zur Reife gebrachted den Bebürfniffen der Zeit anpaſſen⸗ 
des, in fich ſelbſt übereinftimmended und mit gefeßlicher Kraft 
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ausgeſtattetes Rechtbuch will, ein Geſetzbuch, aber nicht ein 
Merk der Willführ, welche aus fich felbit das Recht erft macht, 
und baffelbe, wenn es nach Laune fertig geworben, dem Volk 
als Soc; über den Hals legt, auch nicht ein von der Vernunft 
mit Idealen erzeugtes, auf Wolfen gebornes Götterfind, wel 
ches, nachdem es die vergangenen Sahrhunderte aus dem Buche 
der Zeit weggeftrichen , kecken Geiftes über die Gegenwart hins 
weg in neue noch unerfchaffene Jahrhunderte hinuberfpringt. 
Einzelne Staaten haben Iängft den Vorfag Fund gegeben, 
neue Gefegbücher zu verfaffen. Allein es gibt.ber vaterländifchges 
ſinnten Juriſten noch zu wenige, die, bes alten Quarks müde, ihre 
Thätigkeit und Forfchungsliebe der Schöpfung biefes großen 
Nationalwerls zuwenden. Wie viel größer wird der Stolz 
fähiger Männer und ihr Ruhm fein, wenn fie die Blüthe ihrer 
Strebungen. ald Frucht ſich geftalten fehen; während bisher 
nur etwa eine gelehrte, dem Volke unzugängliche Zeitfchrift im 
altmodifchen Reifrode blos einigen Eingeweihten den Gewinn 
der Wiffenfchaft verkündete, welcher oft erft nadı Menfchenals 
tern, fränfelnd und verfümmert, ind Leben überging! Kein 
Wunder, wenn manche Gegenden Deutfchlands die ihnen aufs 
gebrungene, wenn auch in den Principien ald vollfommen ers 
fcheinnde doch in der Ausführung mangelhafte und fir unfere 
deutfche Bildung und Sitte zu wenig paflende frarizdfifche Ges 
feßgebung, gleichfam lieb gewonnen haben, und diefe nicht wies 
der aufgeben mögen gegen ben Zuftand ber Geſetzgebung in 
den meiften deutfchen Staaten, wo neben der Herrfchaft bes 
römifchen und canonifchen Rechts noch mehrere aus der beuts 
Then Reichsverfaffung herrührende oder, was noch fchlimmer 
ift, auf die unumfchränfte Monarchie in der Rheinbundszeit bes 
rechnete Gefege beftehen, und wo wirklich eine wahre Zwick 
mühle für die Willführ der Richter und für die Minifterial-Res 
gierungen, ihre nach den Perfonen beredineten Abfichten und 
Wuͤnſche durch deren Feilheit Leicht durchzufegen und die Wohls 
thaten der Verfaffung zu entziehen, organifirt if. Für die 
Staatsbürger entfteht dadurch die größte Unficherheit des Rechtes 
zuftandes, indem die NRegierungsbehörden ober Gerichtöftellen 
bald nach den alten Gefeten fprechen koͤnnen (unter dem Bors 
wande, fie feien nicht ausdruͤcklich aufgehoben) bald nach ber 
vu. Band 18 Heft. 12 
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Berfaſſung (aus dem richtigen Grunde, daß dieſe alle ihr wider⸗ 
fprechenbe Geſetze von ſelbſt aufgehoben habe). 
Trotz des uralten Rechts-Axioms, daß durch Das neite 
Geſetz das ältere aufgehoben wird, fehen wir leider. in vielen 
Fällen, immer noch dergleichen alte, und durch die neuen außer 
Wirkung geſetzte Gefege neben dieſen letzteren gleichſam zur 
Reſerve herſinken, die man gar zu gerne vorruͤcken laͤßt, wenn 
man ſich damit gerade beſſer helfen zu koͤnnen glaubt. Umſo 
nothwendiger iſt es, daß jedes Grundgeſetz die Beſtimmung 
enthalte: „daß alle aͤltere Verordnungen, ſofern das Grundge— 
ſetz ihnen derogire, ausbrüdlich fuͤr aufgehoben und abgeſchaft 
erklärt wuͤrden, und jede Berufung darauf als Verlegung ber 
Berfaflung angefehen werben follte.” Wo man diefes für über- 
flüffig hielt, frehet man häufig genug jenes alte verroftete Ruͤſt⸗ 
zeug aus den Rumpelkammern einer grauen Vorzeit hervorho⸗ 
len. Um Gewaltſtreiche zu beſchoͤnigen, greift man ſelbſt in 
die Jahre des vorigen Saͤculums zuruͤck, und ſucht ſich mit 
jenen verſchimmelten Tartſchen zu decken. In dieſem Kapitel 
ſollten ſich die Landſtaͤnde wohl umſehen, und dem Unweſen 
darin, das einen geordneten Rechtszuſtand nicht aufkommen 
laͤßt, und die Staatsbürger endfofen Behelligungen preisgiebt, 
ein Ende zu machen fuchen. In neueren Zeiten ſcheint man 
die Nothwendigkeit dieſer ausdruͤcklichen Aufhebung ſolcher aͤlte⸗ 
rer Geſetze zu fuͤhlen. Die neueſten Geſetze im Koͤnigreiche 
Sachſen und in dem Großherzogthume Sachſen⸗Weimar⸗Eiſe⸗ 
nach auch in den beiden Heſſiſchen Staaten liefern die Beweiſe. 
Wahrhaft bedauerlich iſt der Zuſtand des buͤrgerlichen Rechts 
in den meiſten deutſchen Staaten. Indem ſich die Staatsbuͤrger 
nach den Geſetzen fremder alter Voͤlker, ber Römer, Griechen, 
Longobarden u. ſ. w. mit Zugabe heterogener deutfcher Geſetze, 
Gewohnheiten und Interpretationen richten laſſen mäffen, wiſſen 
fie nicht, was Rechtens iſt, weil ihnen, ſchon der fremden Sprache 
wegen, bie Geſetze unbekannt blieben. Materiell betrachtet war 
und ift zum Theil noch Das bürgerliche Recht ein endlofer Wuſt 
einander widerfprechender vernichtender und bundfchäfiger Ber 
ſtimmungen. In manchen Staaten beftehen neben dem römijchen 
fanonifchen und Lehnrechte, eine Menge Landrechte, die Parti⸗ 
kular ⸗ Verordnungen von vielen vormaligen Reichsterritorien 
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und Gebieten neben vielerlei Obſervanzen (Gewohnheitsrechten) 
ja e8 gelten fogar, in verfchiedenen Häufern eins und 
deffelben Ortes verfhiedene Gelege 

Blicken wir z. B. auf das Großherzogthunt Heffen, fe 
ift die Ungewißheit des NRechtszuftandes befonders in den Pros 
vinzen Oberheffen und Starkenburg nicht Fläglich genug zu 
fchildern. Wir erlauben uns, aus dem (1833) erftatteten Vor⸗ 
trag des Abgeordneten Emmerling, der ſich in Beziehung 
auf jene Provinzen mit deren Verhaͤltniſſen hinfichtlich der Ge 
fetgebung durch eine langjährige Erfahrung ſehr vertraut ges 
macht hat, folgende Stellen auszuheben: 

„Da der Grundfag bei ung feftiteht, daß das fogenannte 
gemeine Recht (naͤmlich das Roͤmiſche, Canoniſche Longo— 
bardiſche Recht und die Reichsgeſetze) nur inſofern zur 
Anwendung gebracht werben kann, als die Partifularges 
fee eine Luͤcke im Fache der Geſetzgebung gelaſſen haben, 
ſo muß freilich in jedem einzelnen Falle vor Applikation 
jenes nur ſubſidiaͤren Rechts erſt darnach gefragt werden, 
ob man nicht in der Partikulargeſetzgebung eine Quelle der 
Entſcheidung findet. Wäre nun dieſe letztere Geſetzgebung 
eine unftreitige und einfache; ließe ſich meiſtens genau be⸗ 
ſtimmen, ob und in wiefern fie dem gemeinen Rechte dero—⸗ 
girt; wüßte man ſtets mit Zuverlaͤſſigkeit, an welchen Or⸗ 
tert und in wie weit dergleichen Partikulargeſetze zur Ans 
wendung zu bringen feien: fo möchte man fich wohl noch 
über dieſes gewiß ſchon an fich fehr unpaflende Verhaͤltniß 
der Geſetzgebung beruhigen koͤnnen. Aber alle dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen treten in Starkenburg auch nicht im Mindeſten ein.“ 

„Was zuvoͤrderſt das Givilrecht betrifft, ſo wird 
eine gedraͤngte Ueberſicht, der in den einzelnen Landgerichts⸗ 
bezirken, nach dermaliger bei den Gerichten ſtattfindenden 
Annahme, geltenden Partikularrechte am beſten geeignet 
fein, jeden in den Stand zu ſetzen, ganz daruͤber zu urtheis 
len, ob diefer Zuftand nicht die größte und angelegentlichite 
Sorgfalt des Geſetzgebers erheiſcht.“ 

„Im Bezirke des Stadtgerichts Darmſtadt gilt das 
Landrecht der oberen Grafſchaft Katzenellenbogen. Im Land⸗ 
gerichte Großgerau iſt groͤßtentheils daſſelbe Landrecht, 
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in zwei Orten aber dad Mainzer⸗ und Solmſer⸗Landrecht 
herrfchend. 

„Das Landgericht Langen hat je nach der Verfchiedens 
heit der Graffchaften, Katenellenbogen, Solmfer: und Main 
zer Landrecht in Anwendung zu bringen. Im Lanbgerichtes 
bezirt Zwingenberg wechfeln Katzenellenboger- und 
Mainzer Landrecht. 

„Das Landgeriht Furth ift aus Orten zufammenge- 
fegt, wo bald Pfälzer, bald Mainzer, bald Erbacher Lande 
recht gültig find. 

„sm Landgerichtsbezirfe Lorſch find theilweife das Mains 
zer⸗, theilweife das Katenellenboger Landrecht', theilweife 
auch Fürftbifchöflich Wormfifche Verordnungen in Verbin⸗ 
dung mit Abfchnitten des Pfälzer Landrechts in Geſez— 
zeöfraft. Bei einem Orte (Bobftadt) weiß man gar 
nicht, welches Partifularrecht dort in Anwendung zu brins 
gen ift, und es find fchon mehrmals und noch vor Kurzem 
‚ Fälle vorgefommen, daß die Gerichte auf Einfprache der 

Parthien, dieſes oder jened Recht gelte nicht an einem in 
Frage befangenen Orte, ſich in die Verlegenheit geſetzt fa- 
hen, den freilich faft unmsglichen Beweis von einer oder 
der ‚andern Parthie zu fordern, daß z. B. das Mainzer 
Landrecht oder die Wormfer Concursordnung an dem und 
dem Orte ald Geſetz publizirt worden feien. 

„Die Drte des Landgerichts Kichtenberg fennen zum 
Theil gar Feine Partifularrechte, zum Theil unterliegen fie 
jedoch der Herrichaft des Katzenellenboger- und Pfälzer 
Landrechts. In dem dazu gehörigen Orte Brensbach 
weiß man jedoch nicht, ob das Katzenellenboger⸗, oder das 
Erbacher Landrecht mit mehr Grund anzumenden ift. 

„Im Landgericht Steinheim gelten wieder abwechfelnd 
dad Mainzer und Solmfer-fandrecht, welches letztere auch 
im Bezirke des Landgerichts Offenbach in Gültigkeit üt. 

Im Landgericht Hoͤchſt herrfcht hier dad gemeine-, dort 
das Pfälzers, dort endlich das Erbacher Landrecht. Das letz⸗ 
tere giebt zunächft allein den Ausfchlag im Landgericht Mi« 
chelftadt, während indeffen wohl zu beachten ift, daß 
dieſes Erbacher Landrecht ſich großentheild erſt durch die 
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Rechtſprechung der einfchlägigen Gerichte nach unb nach 
firirt und ausgebildet hat. | 

„sn fammtlichen Orten bes Landgerichts Freien (fein 
muß bis auf Heffelbac, wo beftimmt früher das Main⸗ 
zer Landrecht gegolten hat, das Erbacher Landrecht zur Aus 
wendung gebracht werden. Es ift indeffen vor Kurzem 
noch vorgefommen, daß ein Beamter felbft it dem Orte 
Heſſelbach feine Tangjährige Dienftzeit Br das Ers 
bacher Landrecht gelten Tieß- 

„om Landgericht Hirfchhorn wechfeln wiederum moain— 
zer⸗ und Pfälzer Landrecht mit einander ab. 

„Der Randgerichtd-Bezirt Wimpfen wird, von dem Wimp⸗ 
fener Stadtrecht beherrſcht, bis auf einen Ort (Kuͤrnbach), 
wo noch das alte Wuͤrtemberger Landrecht im Schwunge iſt. 

Das Landgericht Umftadt bietet wiederum einen 
Wechſel vom gemeinen Recht, Solmfer-, Pfälzer, Kabens 
ellnboger: und Mainzer Landrecht dar, ja in dem früher zwei⸗ 
herrifchen Orte Großzimmern fommt bie merfwiürdige Ers 
foheinung vor, daß in der einen Gaffe das Pfälzer- in 
der andern das Kagenellnboger Landrecht in Gültigkeit iſt.“ 
Wo ſolche Verfchiedenheit der Gefeßgebung herrfcht, wo 

der Fall ſich täglich zutragen kann, und fich zuträgt, daß hier 
ein Vertrag gültig ift, der in dem Nachbarorte für ungültig ers 
Härt werden muß; daß hier die Frau wegen beftehender Gil 
tergemeinfchaft unbedingt zu allen Ehefchulden Fontribuiren muß, 
während in dem nahe angrängenden Orte das Eheweib feine 
Illaten aus dem Goncurfe des Mannes ungefchmälert herauss 
zieht; wo der Fall fich täglich erneut, daß hier nach ganz ans 
deren Normen beerbt wird, wie in der nahen Umgegend, und 
dergleichen mehr, wie kann da eine Sigperheit des Rechts, wie 
das Vertrauen der Bürger des Großherzogthumd in einem ges 
feglihen Zuftand gedeihen? Bedenkt man num dabei noch, daß 
das in allen Fällen wenigitend fubfidiar geltende Necht für Je— 
manden anders, als den eigentlichen Mechtögelehrten ganz unzus 
gänglich ift, ja daß die Rechtsgelehrten felbit, wenn fie ein of 
fenes Geftindniß ablegen wollen, bei der großen Maſſe von 
Kontroverfen, welche zumal das Roͤmiſche Necht darbietet, und 
welche durch den Eifer der Theorie täglich in Anzahl wachen 


— in gar vielen Fällen ſelbſt nicht wiffen, was denn eigentlich 
Mechtens fei, fo muß man fürwahr geftehen, ein bedauerlicherer 
Zuftand, ald ber Givilgefeggebung im Großherzogthum Heſſen 
iſt faſt nicht zu denken. 

„Dieſes arge Mißverhaͤltniß — fährt Em mer lin g fort — 
noch troſtloſer zu. machen, trägt unfer Civilprozeß ver⸗ 
fahr en, wenn auch im Allgemeinen auf richtigen philo⸗ 
ſophiſchen Gruͤnden beruhend, ſein gutes Scherflein bei. 
Ich will der Unzahl von dicken Schriften kaum erwaͤhnen, 
welche gearbeitet, geleſen und ſtudirt ſein wollen, um 
unſere dieſſeitigen Prozeſſe ihrem Spruche entgegen zu fuͤh⸗ 
ren. Aber das muß wohl ins Auge gefaßt werden, daß 
es keinen Prozeß von einiger Bedeutung gibt, der nicht, 
trotz des größten Eifers von Seiten des Klägers, fein gus 
tes Jahrzehnt big zur Beendigueg bedirfte, wenn ber Ber 
Hagte nur einigermaßen das weite Feld der Chifane zu bes 
nußen verfteht, was ihm unfer Prozeßrecht willfährig offen 
laͤßt. Man bedenfe nur, daß unfer gerichtlichted Verfahr 
ren an dem flrchterlichen Krebsfchaden leidet, "daß jede 
auf contradictorifche Verhandfung ergangene richterliche Vers 
fügung der Rechtsfraft fahig ift, und mittelft Appellationen 
angegriffen werden kann; daß jede Appellation ganz gering 
genommen bei den Mittelgerichten in Durchfchnitt mindes . 
ſtens 3 Monate bei dem oberften Gerichtshof ein Fahr Zeit 
hinwegnimmt; daß foldyer Appellationen in einem appelae 
belen und pberappelabelen Nechtsftreite fo oft vorfommen 
fönnen, als Urtheile oder Verfügungen auf beiderfeitiges 
Gehör der Parthien erfolgen — und man wird mir gerne 
Glauben beimefjen, wenn ich nach Erfahrung fage, daß Fein 
Anwalt, felbft bei der anfcheinend klarſten Sache, jemalg 
die Verſicherung zu ertheilen fich getrauen kann, diefelbe.uns 
fehlbar yor vier und mehreren Fahren beendigen zu koͤnnen.“ 

„Iſt diefes aber ein Zuftand der Nechtsficherheit, den 
man irgend erträglich nennen kann? Wie iſt ed möglich, 
daß ein allgemeiner Kredit fich bilden und erhaften kann, 
wenn es jedem Ghifaneur mit Leichtigfeit gelingen fann, 
das gute Recht des Andern auf lange Sahre hinaus in Die 
Luft zu ftellen; wenn bie gegründetften Forderungen in der 
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That faſt nicht mehr in dem Geſetze, ſondern beinahe nur 
in dem Wohlwollen der Gegenparthie ns und Schirm 
finden koͤnnen? 1 

„Sehen wir auf das Strafredt in der Broviny Stars 
fenburg, fo ift es dem willkuͤrlichſten Ermeffen der Ge 
richte, wie weifen Gebraud, fie auch bisher davon gemacht 
haben, faft ganz anheim gegeben. Wie Außerft vwerfchieden? 
artig daher in den Provinzen Starkenburg und Oberheffen 
die Strafgefeße angewendet werben, bavon zeugt wohl ſeit 
mehreren Jahren am beften das Negierungsblatt. Bahr 
rend die Urtheile der beiden Mittelgerichte für, ihrem Be⸗ 
griff und der Qualiftcationen nach ganz gleichartige Ber» 
brechen die abweichendften Strafen dictiren, fehen wir nidjt 
felten diefe Strafen in oberfter Inſtanz außerordentlich, ger 
mildert, Bei einer Haren und beftimmten Strafgeſetzge⸗ 
bung wäre ein folher Mißſtand kaum gebenfbar, 

‚Bahrlich bei uns kann man auch in diefer Beziehung 
nicht mit innerer Beruhigung fagen: „Kein Hefle darf ans 
dere, als in den durch das Recht und die Geſetze beftimmt- 
ten Fällen und Formen verhaftet, oder beftraft werden.‘ 
Die gefeßlichen Strafen find großentheild abfolut gewor⸗ 
den, und von dem an die Stelle der Geſetze getretenen 
Rechte Fann Niemand behaupten, daß es durch eine gleich— 
förmige Rechtsfprechung nach und nach außer Zweifel "ges 
fest jei. Wir fehen daher leider bei und gegen den heir 
ligſten Grundfat der Strafgeſetzgebung, daß Feine Strafe 
vollzogen werden darf, die nicht vorher angebroht war, 
tagtäglich gefündigt. Der Mangel aller feften Bafis in 
unſerm Strafrecht nöthigt zu ſolcher Suͤnde, follten nicht 
am Ende die Verbrechen gerade zu ungeahndet bleiben!’ 

„Pit dem Strafverfahren dieffeits fieht es nicht 
beffer aus, und Teider! muß man befennen, daß gar man 
ches Charafterifche und Wefentliche des gefeglichen Pror 
zefles in Kriminalfachen, wie derfelbe durch die freilich, faſt 
für unfer Zeitalter nicht mehr paſſende Heffendarmftädtifche 
peinliche Gerichts - Ordnung von 1726 angeordnet war, 
langt außer Gebrauch gefegt ift, und daß wir baher jeßt 
ein Kriminalverfahren im Gange haben, bei welchem nur 
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wenige beſtimmte Formen und Bedingungen eine erhoͤhete 

Garantie gegen Richterwillkuͤhr darbieten koͤnnen. 

„Auf dieſe Weiſe iſt demnach, in allen Zweigen der Eis 

vil⸗ und Kriminalgefeßgebung ſchon feit geraumer Zeit ein 

höchitwerwahrlofter Zuftand bei und herfchend,, der für das 

Gluͤck und Wohlbefinden des Volks wahrlich nicht ſchnell 

genug entfernt werden kann.“ 

Dieſem betruͤbenden Gemälde von ber beſtehenden Geſetz⸗ 
gebung in Starkenburg und Oberheſſen wuͤrden wir oft begeg⸗ 
nen, wenn wir noch andere deutſche Staaten in dieſer Ber 
ziehung durchlaufen wollten. 

In keinem deutſchen Lande herrſcht mehr Intelligenz, in 
feinem treffen die Wuͤnſche des Volks mit feinem Souveraͤn fo 
harmonifch zufammen, ald in Baden. Nirgends find die Ans 
forderungen der Zeit an eine den materiellen Intereſſen bes 
Landes entfprechende Civil» und Strafgefeßgebung gründlicher 
erwogen und erfchöpfender erörtert worden ald in diefem dem 
Prinzip der Rechtögleichheit ganz entjchieden huldigenden Groß⸗ 
herzogthum, das anderen Staaten fchon fo oft vorleuchtete! 
und doch ift ed noch immer ein Mufter, wie die Gefeggebung 
nicht befchaffen fein fol. Das Eivik-Gefegbuch, der Code Napo⸗ 
leon als Landrecht, ift der befte Theil berfelben, aber durch 
allzu viele Zufäge zu fehr geändert und, was die Hauptfache 
ift, ohne die hiezu nöthigen und verfprochenen befondern Anftals 
ten bes Familienrathed, der Kronanwaltichaft u. f. w. eingen 
führt. Weder die Untergerichte noch die Zuftiz-Collegien zwei⸗ 
ter Snftanz haben eine Civil⸗Prozeßordnung. So viele Gefete 
von Bedeutung erfcheinen, eben fo viele Erläuterungen und 
Nechtöbelehrungen folgen nach, die oft undeutlicher find, ald die 
Geſetze felbft, die fie far machen follen. Schon feit 20 Sahren 
befteht immer noch proviforifch ein Normativ für die Anz 
wendung der peinlichen Halsgerichtsorbnung, an dem man die 
Eile der Bearbeitung deutlich erfennt, weil bald eine neue 
Kriminalgefeßgebung nachfolgen follte. Bon einer Kriminalpros 
zeßordnung eriftirt bis jeßt auch noch Feine Spur, daher die 
analoge Anwendung der Givils Obergerichtd- Ordnung nicht fels 
ten wahrhaft Fomifche NRefultate erzeugt. Mehrere Ballen Pas 
pier find mit PolizeisÖefegen aller Art gefüllt, die der Augens 
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blick erzeugte und die fich einander gar häufig wiberfprechen. 
Sept man noch hinzu, daß ein eigenes Geſchick die meilten, ja 
oft die Orundgefege, undeutlich und wiberfprechend werben laͤßt, 
‚daß oft dieſelben auch mit Abficht zweideutig ausgefprochen zu 
fein fcheinen, fo laͤßt fich leicht errathen, wie fehr auch die ba— 
difhen Staatsbürger bei den beiten Abfichten ihres geliebten 
Herrfchers der Willführ oder vielmehr der Gnade und Ungnade 
ihrer Richter preis gegeben find, daher es fehr Leicht gefchehen 
fan, daß ein Hofgericht ganz anders entfcheidet, wie das am 
dere, daß die Advofaten felbit nicht mehr willen, was Rechtens 
it, und daß fo zu fagen eine geheime Juſtiz in einem folchen 
Umfange betrieben wird, daß nicht einmal die Advofaten alle 
bie Reffripts-Erliuterungen und Borfchriften Fennen, welche au 
bie Gerichtshöfe von dem oberſten Miniſterial-Juſtiz-De— 
partement erlaffen werden, 

Ein mangelhaftes Pfandrecht, befonders BVBernachläßigung 
des Grundfages der Specialität, ferner die Bevorrechtung und 
Bevormundung des weiblichen Gefchlechts, dann eine Härte 
gegen uneheliche Kinder auf der einen und zugleich fittenvers 
derbliche Nachficht gegen den außerehelichen Gefchlehtsumgang 
auf der andern Seite, endlich Beguͤnſtigung des Zingwucherg, 
find einige der druͤckendſten Gebrechen der bürgerlichen Rechtes 
pflege in Baden. Die Klagen hber Schläfrigfeit der Juſtiz find 
troß des Rechtes der Befchwerden, welches ohnehin den Na— 
men des Rechts nicht verdient, eben fo allgemein als geredht. 

Nicht nur daß durch ungebührliche Friftverwilligungen und 
Peftitutionen an Sachwalter und Parthien die Spruchreife der 
Sachen ind Unendliche verzögert wird, fondern auch, wenn diefe 


oft unter Thränen und Noth erfehnte Spruchreife endlich er · 


langt ift, verbürgt bei dem bisherigen, Zuftand der Rechtspflege 
nichts die baldige Entfcheidung. Es bleibt den Intereffenten 
nur der erbärmliche Troft in Ehrfurcht um Befchleunigung der 
Sache zu bitten, oder wenn es gar zu lange dauert, fidy bei 
der hohen Behörde zu befchweren, und dadurch zu bewirken, 
Daß ber träge oder unwiſſende, oder leidenfchaftliche, oder auch 
nur mit andern Gefchäften überhäufte Unters oder Mittelrichter 
veranlaßt wird, entweder Juſtiz zu leijten, oder Anftände zu bes 
richten. In feinem Kalle wird dadurch etwas gewonnen; demu 
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it der Grund der Verzögerung Gefchäftsüberhäufing, fo wirb 
ja diefer Grund durch das verurfachte Gefchäft des Nechtfertis 
gungsberichtes nur verftärft, nicht gehoben, liegt aber eine von 
den übrigen aufgezäblten Urfachen der Verzögerung zum Grunde, 
fo ift gar nicht abzufehen, wie die Befchwerde anders ald nach⸗ 
theilig für deren Erheber wirfen follte. " 
Ja man kann fagen, daß jet noch in den meiften deutſchen 
Staaten deren Gefeßs und Nechtszuftand bald mehr bald wenis 
ger ein beflagenswerther genannt werden kann. Faft überall 
ift der Hauptcharafter der Gefesgebung Ungemißheit des 
Rechts, und es gibt daher an die Minifter der Juſtiz und des 
Innern Feine durch die Forderungen der Humanität und ber 
allgemeinen Gerechtigkeit dringender hervorgerufene Pflicht, als 
den vielen Gebrechen der Gefegebung durch eine durchgreifende 
Reform mittelft erhöhter Garantien gegen Richter-Wilführ und 
durch Einführung Flarer verftändlicher dem Geifte der Zeit und 
den Verfaſſungen entfprechender Geſetzbuͤcher endlich ein Ziel 
zu ſetzen. 
Die Handlungen der Buͤrger ſind nur dann geſichert, wenn 
beſtimmte Geſetze ſie regeln, und das Recht beſchirmen. Sind 
dieſe gegeben, jo muͤſſen die ſie etwa begleitenden, Vollzugs— 
Inſtruktionen gleichfalls von dem geſetzgebenden Koͤrper 
ausgehen; denn dieſe Vollzugs-Inſtruktionen ſind nichts anders, 
als was Gerichts⸗ und Prozeßordnung und andere Vorſchriften 
zur Nechtöpflege find. Welcher Mißbrauch mit folchen von 
den Behörden einfeitig ausgegangenen Bollzugs s Inftruftionen 
getrieben und wie fehr dadurch oft die Gefete felbft paralyſirt 
werden, und der Millführ der Unterbeamten freier Spielraum 
geftattet wird, ift aus der Gefchichte der Rechtspflege faft aller 
deutfchen Staaten befannt. Nichts ift aber fir Ordnung und 
Ruhe im bürgerlichen Leben beängitigender ald Mifverhäftniffe 
zwiſchen Gefegen und deren Anwendung oder Vollzug. Gefellt 
fi dazu eine Dppofition zwifchen dem Staatdoberhaupt und 
den Negierungsorganen über das Verſtaͤndniß, die Auslegung, 
Vollziehung, in welchem Sinne fih nun auch diefe feltene und 
ſeltſame Divergenz Außern mag, fo fleigert fie nun nod) jene 
mißliche Verlegenheit und Ungewißheit : fie wird der Anknuͤp⸗ 
fungspunft für Parteiungen. Es erzeugt fich dadurch gleihfam 
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eine Kriffd in einem moralifchen Erregungs » Zuftande, deren 
Ergebniß natürlich: unficher ift. 

est ift es in Fonftitutionellen Staaten an der Zeit, daß 
bie Volförepräfentation vermittelnd dazwiſchen trete und durch 
Veranlaſſung zu beſtimmten Geſetzen und einem rechtsgemaͤßen 
Verfahren, dem Zweifel ein Ziel geſetzt werde. Sehr gruͤnd⸗ 
lich druͤcken fich hierüber die Berfaffer des ,‚‚konftitutionellen 
Staatsrechts“ aus: „die Sicherheit eines jeden Rechts hängt 
von der Gewißheit ab, daß wir dad Recht erhalten. Ger 
des Gefet giebt nur die nächte Bedingung dazu. Erft eine 
folche Bollziehung defjelben, bei welcher mir die Heberzeugung 
fchöpfen, daß fle um des Geſetzes willen erfolgte, fchafft Leben 
und Kraft, Vertrauen dem Untergebenen.’ 

Es liegt im Charafter der Franzofen, was die Wiffenfchaft 
heut entdeckt hat oder entdedt zu haben glaubt, morgen prafs 
tifch anzuwenden; wie überhaupt nur das fie vorzügfich anziehet, 
was Gewinn für das Leben — ernit oder heiter — verſpricht. 
Penn fie hierin bisweilen zu weit gehen, fo haben wir Deutfche 
ben anderen Fehler, daß das Leben mit den Brofamen vorlieb 
nehmen muß, welche von dem reichbefesten Tiſche der Specus 
Iation fallen. Laͤßt dem Franzoſen feine lebensluſtige Beweg⸗ 
lichkeit felten Zeit zur Beſinnung; fo fommen wir Deutfche vor 
Sauter Denfen nicht zum Handeln. Statt Hand an dad neue 
Werk der Gefekgebung zu legen, ftreiten wir über den Beruf 
unfrer Zeit in Beziehung auf Gefeßgebung und difeutiren Tangs 
wierig über die Frage, ob für alle deutfche Etaaten ein einzis 
ges Geſetzbuch, alfo ein einförmiges birgerfiches Necht durch 
eine von allen deutfchen Regierungen ernannte Gefeßgebungds 
Kommiffion hergeftellt werden folle. Bald empfiehlt man das 
preufifche bald das oͤſterreichiſche Geſetzbuch, bald wird 
da bald dort eine Gefeßgebungs + Kommiffton angeordnet, aber 
der Zeitpunkt für die Erlangung einer Gefammtgefeßgebung in 
Eivil und Straffachen, wo alle Theile in einem harmonifchen 
Zufammenhange unter fich und mit den beftehenden Grundders 
faflungen ftehen follen, ift immer noch nicht eingetreten. 

Baiern wird wahrfcheinfich das erite nationale conftitus 
tionelle Civil geſetzbuch liefern, und dann zuerjt in Erfül- 
fung gehen, was der Präfident uud Abgeordnete, Freiherr von 


— 18 — 


Aretin, uͤber den hohen Beruf der Gerichte in der verfaſ⸗ 
ſungsmaͤßigen Monarchie, eben fo. wahr als ſchoͤn in ber bairi⸗ 
fchen DeputirtensKammer gefprochen hat. 

Das allgemeine Strafgeſetzbuch für das Königreich 
Baiern ward durch das Patent vom 16. Mai 1813 für dag 
ganze Königreich publicirt. Ein allgemeines Civilgeſetzbuch 
für das Königreich ift verfprochen, und eine aus Mitgliedern 
ber Ober⸗ und Untergerichte gewählte Kommiffion ernannt, und 
diefer die nähere Prüfung des bereitd im Sjahre 1811 von der 
damaligen Geſetz⸗Kommiſſion vollftändig bearbeiteten Entwurfes 
des revidirten marimilianifchen Civil-Coderx, unter Benugung 
ter übrigen Materialien, übergeben worden. 

Auf gleiche Weife haben Se. Könige. Majeftät verordnet, 
daß, da nad) einem früheren Befchluffe die bairifche Givilges 
richts⸗Ordnung einer Revifton unterworfen und hierbei der von 
dem Staatsrathe von Goͤnner im Sahre 1815 (Erlangen bei 
Palm) in Druck gegebene Entwurf eines Geſetzbuches über 
das gerichtliche Verfahren in bürgerlichen Rechts— 
fachen zum Grunde gelegt werden fol, diefer Entwurf vorerft 
in Hinſicht feiner praftifchen Anwendbarkeit von einer aus bes 
waͤhrten Juſtiz-Beamten zu bildenden Kommiſſion geprüft werde. 
Den hierzu ernannten Individuen wurden Exemplare diefes 
Entwurfes mit dem Auftrage zugefertigt, denfelben mit Ruͤck—⸗ 
fiht auf das Gefeg v. 33. Juni 1819, einige Berbefferungen 
der Öerichtöordnung betreffend, dann auf allenfallfige Einführung 
der Deffentlichfeit und Mindlichfeit der Givilrechtspflege unter 
den im Sandtagsabjchiede angegebenen Befchränfungen, einer 
genauen auf ihre Erfahrungen gegründeten Prüfung zu unters 
werfen, die darüber zu machenden Bemerfungen und Vorfchläge 
vorläufig zufammenzuftellen, und fich zu dem, nach Vollendung 
diefer Vorarbeiten Stattfindenden Zufammentreten fämmtlicher 
Mitglieder jener Kommiſſion vorzubereiten. 

Schon im Jahre 1831 ließ die Staatsregierung ald Ergeb- 
niß ber gejeisgeberifchen Thätigfeit drei neue Gefegbücher, ber 
Strafrecht, ſtrafrechtliches und civilrehtlidheg 
Berfahren den Ständen des Reichs vorlegen. Ein einjichts» 
voller, mit dem Geſetzgebungsfache durch ange Erfahrung vers 
trauter Mann, hat den Auftvag erhalten, den Entwurf eines 
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allgemeinen Civilgeſetzbuchs auszuarbeiten. Man erwartet die 
Vorlage des Refultats. 

Daß es auch anderen Regierungen Deutſchlands Ernft ift, 
die Gefeßgebung mit den Forderungen der Zeit in Einklang zu 
bringen, dafür bürgt das Fräftige Wort ber Fuͤrſten, wie der 
Abgeordneten der Stände *), womit diefe wie jene in den letzt⸗ 
verfloſſenen Jahren auf die Loͤſung der legislativen Aufgaben 
dringen. Mit welchem Eifer dieſe von den dazu Berufenen bes 
fonders in den Iandftändifchen Kammern betrieben werben, bes 
funden deren Protofolle und die darüber fich verbreitenden oͤf⸗ 
fentlichen Blaͤtter. Wir verweiſen auf die ſehr inſtruktive Schrift 
von Mittermaier: Ueber die Ergebniſſe der legislativen 
Thaͤtigkeit in Bezug auf Civilprozeßgeſetzgebung und Gerichtes 
organifation feit 1830; im Archiv für civififtifche Praris, 17, 
B. 1. u. 2. 9. 

Ueber den Gang und bie Reſultate der Civil⸗Prozeß⸗Geſetzge⸗ 
bung in den beutfchen Staaten vom Sahre I815—1819 und 
über die Literatur des Civil-Prozeffes von diefen Jahren, fo wie 
über die weiteren Fortfchritte der Civil⸗Prozeß⸗Geſetzgebung in 
Deutfchland, befonders in Baiern, Würtemberg, Heffen bis zum 
Sahre 1823, ift überhaupt zu vergleichen Archiv für die civis 
liftifhe Praxis u. ſ. w. Ir B. S. J u. fg. ©. 15, ©. 161. 
2r B. ©. 153 und fg. ©. 169 und fg. 37 B. ©. 222 u. fg. 
6r 3. ©. 1 und fg. Ir B. ©. 274 und fg. IIr B. ©. 144, 269 
und 424, 137 B. ©. 95 und fg. ©. 133 und 362. Manches 
nicht unerfreuliche gewährt Die Statiftif der Civilrechtöpflege, 
mit befonderer Hinficht auf die Compte general de V’admini- 
stration de la justice eivile en France de 1831 in Vergfeis 
hung mit den ftatiftifchen Nachrichten über die Rechtspflege in 
beutfchen Staaten (f. das Archiv für civiliftifche Praris u. f. w. 
158.5. 1 und fg). Mit hochgefpannter freudiger Erwartung 
fieht man in allen Staaten Deutſchlands dem Iängfterfehuten 
Befferen entgegen, 








*) Man vergleiche 3. B. ben Antrag ber Abgeordneten in der zweiten 
Kammer der Stände bes Großherzogthums Heſſen (1833) auf Er: 
füllung des Art. 103 der Verfaſſungsurkunde, und den Bericht des 
äweiten Ausfchuffes darüber von dem Abgeordneten Jaup. 
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Was namentlich. für Baden nach den Ergebniſſen des letz⸗ 
‘ten Randtages (1S35) bald ins Leben treten fol, verkuͤndet die 
Schlußrede, gefprochen von dent Präfidenten Mittermaier in der 
Iegten Sikung der 2, Kammer (Auguft 1835). *) 





*) Diefes für deutſche Fonftitutionelle Gefehgebung überhaupt wichtige 
Artenftüc enthält auch in Abſicht auf Tandftändifche Mitwirkung bei 
dem fchwierigen Gejchäfte der Gefepgebung manchen ſehr beherzigeng- 
werthen Wind, Wir glauben Diefe Rede nach ihrem ganzen Um— 
fange bier niederfegen zu müſſen. Sie lautet: 

„Die Etunde des Abfchieds naht , und der Blick fällt zurück auf 
die Reihe von Arbeiten, die feit den erften April unfere Kraft und 
unfere Thätigkeit in Anfprsch genommen haben. In 67 öffentlichen 
Eisungen, die durch die lang dauernden und befchwerlichen Kom— 
miffionsfisungen über den Zollverein, denen die meiften Mitglieder 
amvohnten, unterbrochen wurden, haben wir 19 von der Regierung 

uns vorgelegte Gefepentwärfe, 10 Motionen und 453 Petitionen bes 
rathen. Durch das Zufammenmwirken der beiden Kammern find 
wichtige Gefegentwürfe, die nun die Sanktion Sr. Königl. Hoheit 
"des Grofherzogs erwarten, zu Stande gekommen, Durd das Schul—⸗ 
geſetz find die Verhältniſſe der Schulfehrer geordnet; durch ein hins 
reichendes Einfonmen, das ihnen gefichert ift, durd) die Beſtimmun—⸗ 
gen über die Penſionirung derfelben ift den Fehrern ein neuer Sporn 
zur freuen Pflichterfülfung gegeben worden. Die Beitragspflicht 

. der Gemeinden zu den Schulfehrerbefoldungen iſt geſetzlich beftimme. 
Ein Gefps über die Abtretung des Eigenthums zu Öffentlichen Zwek⸗ 
fen, wichtig wegen der bevorftehenden großen Unternehmungen, die 
den Verkehr beichen und die Bewohner entfernter Gegenden in rafche 
Berbindung mit einander bringen, ift daranf gebaut, die Heiligkeit 
bes Eigenthums, das Recht derjenigen , die der Gefammtheit Opfer 
bringen, Entichädigung zu fordern, in Lebereinffimmung mit dem 
Necht, der bürgerlichen Geſellſchaft zu bringen, die diefe Opfer for- 
dert. Das Geſetz über die Beftreitung der Gemeindebedürfniffe iſt 
beftimmt, das Verhältniß des Gemeindevermögens und die Beitrags: 
pflicht derjenigen, die, ohne Gemeindebürger zu fein, doch an dem 
Gemeindeverband Bortheil haben, auf eine die Intereffen mehr, als 
es im Jahr 1831 gefchehen ift, ausgleichende Weile zu reguliren. 

Durch das Geſetz über Entlaffung aus dem Mititärdienft wegen 
Untauglichkeit, durch das Gefes Über den Austritt aus dem Militär 
find viele der bisherigen Iweifel befeitigt worden. Eine einfachere 
nud gerechtere Erhebung der Fleiſchacciſe iſt durch ein Geſetz, und 
die Penſionirung der niedern Diener durch ein anderes Geſetz aus: 


Pe 


An hoͤchſt ſchaͤtzbaren Materialien zu Geſetzbuͤchern, hervor- 
gegangen aus jenen deutfchen Gefeggebungss Gommiffionen, au 


gefprochen. Tief in die materiellen Intereffen greift jenes Geſetz 
ein, wodurch das perfünliche Steuerfapital um 300 fl. herabgeſetzt 
‚worden ift, und das Gefes über die Aufhebung der ärariichen Bann— 
rechte ift ein großer Bortichritt ber Gefepgebung. Durch die Aufs 
hebung der Gefchlechtsbeiftände ift ein neuer großer Schritt der Eivi« 
lifation gefchehen, eine Läftige Bevormundung der Frauen, eine Maife 
von Gefchäften der Männer befeitigt. Viele Schreibereien, die den 
Gerichten oblagen , find ihnen abgenommen, und eine Veranlaſſung 
zu vielen Prozeſſen it entfernt. 

Durch den Unfchluß zum Zollverein ift ein Gefe über den Waf— 
fengebrauch der zum Schutz des Zolls aufgeftellten Perfonen nothe 
wendig geworden. Es ift gegeben, um das Leben unjerer Mitbürs 

. ger gegen übertriebenen Amtseifer dieſer Bollbedienfteten zu ſchützen, 
aber auch die Handhabung bes Geſetzes gegen Diejenigen, Die fre 
velhaft das Geſetz zu übertreten verfuchen, möglich zu machen. 

Zwei Gefegentwürfe über den Nefurs und die Wahlberechtigung 
find in unferer Kammer berathen aber von der erften Kammer nicht 
mehr erledigt worden, 

Bor Allem, meine Herren, ift in unferem Andenken die Zeit vom 
18. Mai bis zum 4. Juli, in welcher die Frage über den Beitritt 
Badens zu dem großen deutfchen Handels: und Zollverein unfere 
Kraft in Anfpruch nahm, und in täglichen 7T- bis Sftündigen Koms 
miffionsfigungen, an welchen die übrigen Mitgrieder der Kammer 
Theil nahmen, fchwere Opfer gefordert wurden , eine Zeit, die auch 
die übrigen Arbeiten ber Kammer unterbrad). 

Mochten auc die eigenthümlichen Verhältniſſe unferes Landes, 
die Lage deffelben, die verfchiedenen Intereſſen der einzelnen’ Fans 
bestheile, und weil immer ein glücklicher Zuftand, den die Gegen— 
wart bietet, nicht gern mit einer unfichern Zukunft vertaufcht wird, 
die Sache bedenklich machen, mochten auch die Anfichten über bie 
Zwedmäßigkeit des Anſchluſſes getheilt fein, und dadurch die Bera— 
thungen verlängert werden, fo war es doch bei allen Abgeordneten 
nur ein Intereſſe, das fie befeelte, nämlich das für das Wohl des 
Baterlandes, welches die Mitglieder der Kammer aufgefordert hat, 
die Gründe und Gegengründe mit der größten Sorgfalt abzuwägen. 

Die Ueberzeugung, daß nur durch biefen Anſchluß Badens zu dem 
großen Zollverein ein bedeutender Schrift zu dem erfehnten Ziele 
der allgemeinen Handelsfreiheit und der Erreichung jener lang ges 
wünfchten Nationaleinheit Deutſchlands in feinen materiellen und 
geiftigen Intereſſen erzielt werden könne, bie Ueberzeugung, laut ge: 





deren Spite die gefeierten Namen ausgezeichneter Staatsmaͤn⸗ 
ner amd Tegislatorifcher Schriftſteller — eines Suarez, 





predigt durch. die Erfahrung, daß da, wo freie Konkurrenz gewährt 
wird, wo die Zollſchranken gefalfen find, auch die Induſtrie fich 
ausbehne, fi) neue Bahn breche, und daß unfer von ber Natur fo 
reich gefegnetes, durch bie Bildung und bie Thätigkeit feiner Be— 
wohner ausgezeichnetes Vaterland den Wettkampf mit andern Län— 
derm nicht zu fcheuen habe; — dieſe Gründe, fage ich, beftimmten 
die Kammer zum Anfchluß an den Zollverein, die Rücficht, daß in 
der gegenwärtigen, wie bei jeder neuen Einrichtung, ber Uebergang 
vom Alten zum Neuen. Unbeguemlichkeiten mit fich führt und Opfer 
fordert; hat diejenigen, deren Blick auf die Zukunft gerichtet fein 
muß, welche die Früchte in ihrem Schooß trägt, nicht abgehalten, 
ihre Zuftimmung auszufprechen. 

Die Prüfung des Staatshaushalts ift mit Sorgfältigkeit und 
Gründlicykeit im Schoos der Kommiffion, die dafür aufgeftellt war, 
bie feine Opfer und Mühe gefcheut hat, und die eben weil fie gründs 
lich fein wollte, mit Befonnenheit prüfte, vorgenommen worden. 

Erfreuliche Refultate find es, bei denen ber Blick verweilt. Ue— 

beralf haben die Anträge der Kommiffion, überall Die Befchlüffe der 

- Kammer nur ber Wunfch geleitet, die Intereſſen der Steuerpflichtis 

gen mit dem Streben, zum Bortfchreiten und zur Entwidelung bei« 
zutragen, in Uebereinftimmung zu bringen. 

Große Unternehmungen, denkwürdige Anftalten werden in biefer 
Beziehung den Landtag von 1835 bezeichnen. Die Kammer hat ben 
Vorlagen der Regierung, die fie forgfältig geprüft, freudig ihre Zus 
flimmung gegeben und große. Maßregeln dadurch genehmigt , wohin 
ich die Negulirung bes Dreifam: und Efzfluffes rechne, zu welchem 
ein Staatsbeitrag von 300,000 fl. bewilfigt wird. Dadurch, daß 
Die Kammer zugeftimmt hat, daß ein auf das Beſſerungs- und Iſo—⸗ 
lirungsfyftem der Eträflinge gerichtetes Zuchthaus erbaut werden 
fol, wird ein bedeutender Schritt, wie wenige Staaten fich befien 
rühmen können, für die Einführung des Beſſerungsſyſtems gethan, 
und für die Erleichterung des Looſes mancher unferer unglücklichen 
Mitbürger iſt durch die befchloffene Erbauung eines neuen Srrens 
haufes eine große Anſtalt geftiftet worden. 

Der Pflicht eingedenf, überall gegebene Verhältniffe zu 
beachten, mit ihnen, die gebieterijch fich geltend machen, 
gleihfam einen Vergleich zu fchließen, um das Erworbene 
nicht in Gefahr zu fegen, zufrieden, wenn auch nur einige 
Fortichritte gewonnen werden, aber auch durch die Ruͤck⸗ 
ficht geleitet, Daß man mit der Heberzeugung und der Pflicht 
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v. Martini, v. Haan, v. Zeiler, Gärtner, Okel, 
v. Savigny, v. Kircheiſen, Klein, v. Kamptz, 





nicht markten darf, haben wir mit Offenheit die konſtitu⸗ 
tionellen Rechte des Volks zu wahren geſucht, und 
—ſchhe und Bedürfniffe des Bandes zur Sprache gebracht, 

aber auch mit der Klugheit und Zartheit, welche die Vers 
hältniffe gebieten, Fragen vermieden, deren Berhandlung 
nad) den beftehenden Berhäftniffen Fein lohnendes Refultat 
haben fonnten. 

Der Befchluß der Kammer, der das verfaffutgsmäßige 
Recht der Preßfreiheit zu wahren beabfichtigte, wird, ins 
dem wir ber Regierung vertrauen, Früchte bringen, 

Möge auch diefer Landtag beigetragen haben, den Sinn 
für den Werth des Fonftitutionellen Lebens aufs Neue zu 
befeftigen, die politifhe Entwicklung des Volks zu verbreis 
ten, dns Vertrauen zu der Regierung , das Vertrauen zu 

dem Wirken der Vertreter des Volks noch mehr zu begrüns 

ben und zur Beobachtung der Geſetze neue Aufforderun 
zu geben, weil das Volf überzeugt fein kann, wie forgfä 
tig bei der Berathung der Gefete die Bedürfniffe des Lans 
des abgewogen worden find. 
Mögen diejenigen, die vielleicht das Wirken unferes Landtags 
nicht für erfolgreich genug halten , erwägen, daß ein maßlbſes Ha⸗ 
fchen nach dem Beſſeren ber Erreichung bed Guten, welches ber 
Augenblick bietet, und woran fich viele neue Fäden der Zukunft knüp⸗ 
fen, leicht hinderlich ift; mögen fie beherjigen, daß Alle Landtage 
ein zufammenhängendes Ganzes bilden, und daß das, was Auf einem 
> Sandtage ald Saatkorn ausgeftreut wird, auf dem folgenden aufgeht, 
und auf einem fpätern vielleicht Brüchte bringt; mdgen fle erwägen, 
daß es Zeiten gibt, in welchen ſcheinbar ein Etilfftand in dem Ge 
deihen des Guten eintritt, während ber aufmerkſame Beobachter 
weiß, daß es Beinen wahren Stillſtand in den Bortichritten ber 

Menfchheit gilt, und daß jene Ideen die der Entwicklung der Menſch⸗ 

heit, die der wahren Freiheit angehören, langfam wachſen, oft bem 

Auge nicht fichtbar, in einem flillen und ruhigen Prozeß der Reife 

jene Zeit vorbereiten, irn der fie deſto herrlicher hervorfretet, und 

defto rafcher fich entfalten, 

Unſer Wirken in dieſem Saale ift nun geendef. Wir kehren 
in unfern häusfichen Kreis, zu unferer gewohnten Berufsthätigkeit 
zurüd. Über jene Stellung, zu der und dad Vertrauen unferer 
Mitbürger berufen; hat, legt uns die fchöne Pflicht auf, auch in 
dem Kreife, worin wir Bünftig leben, jenes Vertrauen zu benuützen, 
unfere Mitbürger über den Geift und die Übfichten der neuen Ge: 

Vii. Band 18 Heft. 13 
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v. Drefd, v. Feuer bach, v. Grolmann, Goͤnner, 
* Aretin, Tittmann, Gottſchalk, pfeitfer, Leiſt, 
Strombed, Zachariaͤ, Mittermayer, Jaup, Linde 
u: wirkten; fehlt es überhaupt weniger, ald an. dem Bild» 
nevvermögen und. ber tüchtig . orbnenden und rebigirenden Kraft. 
Diefe ift Sache der Männer, die. wiffenfchaftliche Suriften und 
practifche Staatsmänner zugleich, find. Wer das verfchiedenars 
tige Material ordnen und zu. einem: lebendigen Ganzen geftalten 
will, muß fireng zwifchen Wiffenfchaft und Gefeggebung zu 
fcheiden wiffen, und feine Sprache muß fich durch Kürze und 
Beftimmtheit auszeichnen. Das Redastionsgefchäft kann nur 
em durch präcife fcharffinnig. durchdachte Schreibart erprob⸗ 


feße und Einrichtungen. zu belehren, Vorurtheile, Zweifel, Mißvers 
ſtäudniſſe zu befeitigeh, das Vertrauen des Volks zu Er, Königl. 
Hoh. dem. Großherzog und deffen Regierung zu befeftigen, vor Als 
lem aber. das. erſte Beiſpiel als gute Bürger, das Beifpiel des Ger 
horſams, und der Befolgung ber Gefebe, bag Veifpiel zu geben, 
mit Bereitwilfigkeit Dpfer zu bringen, wenn fie das Vaterland und 
die Gefege fordern. 

Ihnen, meine: Herren, danke ich nun für Ihr Wohlwollen und 
Ihre Nachſicht. Weun Sie auch nicht immer mit meinen Hands 
lungen zufrieden waren, ſo darf ich von Ihrer Billigkeit erwarten, 
daß Sie der Reinheit meiner Abſichten Gerechtigkeit widerfahren laſſen. 

Mit Eintracht und Vertranen haben wir unſer Werk begonnen, 
mit, jener Eintracht: ber Gefinuung, Die nur das Glück unferes ger 
liebten Vaterlandes befördern wollte, wenn auch über die Mittel 
Erreichung des Ziels Verſchiedenheit der Meinungen da war. Eiue 
Meinnngsverfchiedenheit Bann die Herzen, die in ber Erreichung 

— eiies edfen Zieles fich; vereinigen, nicht enffremben. Mit Vertrauen 

endigen wir nnier Werk, mit dem Vertrauen auf bie Kraft ber 

Wahrheit, deren Sieg, Menfchenmacht zwar aufhalten, aber nie ver 

hindern kann; mit Vertrauen auf unfern erhabenen Negenten, ber 

nur Das Gufe will, der fein Volk ehrt und liebt; mit Vertranen 

auf die Rathgeber des Bürften, welche die Forderungen ber Zeit 

begreifen und Willen und Intelligenz, den Fortichritten der Zeit 

zu huldigen, vereinen; mit Vertrauen auf ein edles Volk, das ben 

‚ Werth der Berfaffung Bennt, das durch Treue und Achtung gegen 
die Geſetze zeigt, daß es bes fchönften Glückes würbfg ift. 

Indem wir unfere Arbeiten fchließen, ertönt gewiß aus ben Her: 
zen Aller ein Fre udenruf: Gott ſchühe unfer theures Vaterland nnd 
feine Verfaſſung; Gott fegne unfern geliebten Negenten; hoch lebe 
der Großherzog !* 


— 


ten rechtsgelehrten Schriftſteller allein zukommen, damit ſich eine 
Gefetzbuch durchaus gleich bleibe. Der Anwendimg dieſer Vor— 
ſichtsmaßregel haben Oeſtreich, Preußen nm Baiern ihre 
Gefegbücher zu verdanfen. Die Vernachlaͤßigung diefer Maaß⸗ 
regel in andern deutſchen Staaten trägt eine Hauptſchuld, daß 
ber Ungluͤcksſtern ber Legisfatur darin nicht untergehen will, 
Darum ſehen wir viele Gefegmacher, aber wenige Gefeßgeber, 
Nichts hat hiernaͤchſt die beutfche Geſetzgebung in ihren 
Fortſchritten mehr aufgehalten, ald das Erpetimentiren in eins 
zelnen Dingen. - | 
Die Manier das Werk der Geſetzgebung rapſodiſch zu betreis 
ben und durch einzelne Gefege dem’ augenblicklich ſich aufdringens 
den Bedürfniffe abzuhelfen, eine Manier, die befonders in neuerer 
Zeit in manchen Heinen Staaten zu einer Gewohnheit geworden 
it, bringt in’die miteinander fo eng zufammenhängenden Materien 
der Gefesgebung Vermworrenheit. Durch nichts leidet die Si—⸗ 
cherheit des Rechtszuſtandes und das Syſtem der Geſetzgebung 
mehr als durch die vielen ſchnell aufeinander folgenden Geſetze 
und Verordnungen. Wenn die Zahl und der Umfang der Ge⸗ 
ſetze hinreichte, ein Land gluͤcklich zu machen, ein beneidenswers 
theres Land als Wuͤrtemberg gaͤbe es nicht! ein rechtsgelehrter 
Statiſtiker, der ſich die Muͤhe genommen hat, die Geſetze und 
Verordnungen, welche von 1806 bis 1831 erſchienen find, zus 
fammenzuzählen, rechnet deren 5661 und davon kamen 3319 
auf die Periode von 1815. bis 1831, was einen jährlichen 
Durdyfchnitt von 195 ausmaht”). Das Geſetz, durch welches 
die Drganifation des Stiftungs-, Gemeindes und Bezirfövers 
waltungswefend vollendet wurde, hat nicht weniger als 167 
Berordnungen und Inſtruktionen zur Begleitung gebraucht. 

*) An Abondanz der Geſetze zeichnet, fich vorzüglich Frankreich aus 
Vom Jahre 1789 bis auf die gegenwärtige Zeit beträgt die Totalfumme 
der dort erlaffenen Gefege, Decrete, Drdommanzen und Staatsbefchlülfe: 

36,758, welche fich in ende Epochen repartiren: Conftituirende Ver: 
ſammlung, Geſetzgebende, Verſammluug, 2078; Nationalconvent, 
14,034; Directorium, 2049 ; Confufarregierung, 3846 ; Kaiferthum, 10,254; 
Ludwig XVII, vom 1. Aprit 1814 bis zum 19. Märß 1815, 84H. Die 
hundert Tage uud das gouvernement provisoir, 318; !udwig XVIU, 
vom 25. Juni 1815 gerechnet, 17,812; Karl X, 15,801; Ludwig Philipp, 
bis zum 20. Sept. 1835, 6323. Es find alfo im Direfehnitt während 


Diejes Zeitraums von etwas über 46 Jahren monatlich 133 Geſetze gegeben 
worden. ‚ j ei 
13* 
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In Deutſchland kommen die Geſetzbuͤcher auch deshalb ſo ſpaͤt 
zum Vorſchein, weil wir nicht mit beiden Haͤnden nehmen, was 
uns die Zeit bietet, wenn es beſſer iſt, als das bisherige. 
Blicken manche Staaten auf die Erfcheinungen in den lettvers 
floffenen Jahren zurücd, fo laffen fie diefe nur mit Bedauern 
erfennen, wie von ihnen fo manches unfinnig und frevelhaft 
verworfen worden ift, was ber nächte Augenblick, vielleicht Die 
Terug Zufunft, nicht wiederbringt. Nur zu oft unterbleibt in 
Deutfchland ein Schritt zum Befferen bios deshalb, weil nicht 
zur nämlichen Zeit ber 2. und 3. Schritt gemacht werden Fanıt. 
Teil man z. B. mit Einführung der Gefegbücher über Straf- 
recht ftrafrechtliche® und civilrechtliches Verfahren warten 
wollte, bis auch ein allgemeines Civilgeſetzbuch (Randredjt) ges 
geben wäre, gelangte man weder zu dem einen noch zu dem 
anderen. Sn Sachen der nothwendigen Gefegreform muß mau 
ſich auf die ungewiffe Hoffnung des Erſcheinens dieſes oder 
jenes Geſetzbuches nicht hinhalten, fondern das eine ſchon vor- 
Tiegende Geſetzbuch ind Leben- treten laffen , ſobald e8 den Bes 
dürfniffen der Gegenwart, der öffentlichen Verfaffung, der herz 
koͤmmlichen Inftituten und der Lebensweife des Volkes entfpridht. 
In Sachen der vaterländifchen Gefeßgebung noch länger tems 
porifiven wollen, heißf nichts anders, als die lauten Wünfche _ 
derjenigen überhören, die feufzend über den Mirrwar der Ges 
feggebung und ihre Fafuiftifche Mifchung, in der Einfachheit, 
Deutlichfeit und Beftimmtheit der einheimifchen Geſetzgebung 
die größte Wohlthat für das Staatsbürgerthum erkennen. 

Es iſt endlich Zeit, mit einer Regislation hervorzutreten, 
die in den Bewohnern eines Staates Bürger flieht, und ſich 
zum Prinzip macht, bie bürgerlihen Gefete den Bürs 
gern bes gegebenen Staates anzupaſſen. 

Das Syſtem der Gefeßgebung muß endlich mit feiner Er— 
rungenfchaft dem Leben dienen. Wozu alle Gefesgebung, 
wenn fie für die Fortbildung des Lebens Fein Geſchenk ift, und. 
nicht nad ihrem Zwed deren Werth und Bedeutung ermißt. 
Dem Egoismus der Wiffenfchaftlichfeit, die man in der bloßen 
Einfiht der Intelligenz findet; diefem Hochmuth, der fich vom 
Leben und der Beftimmung der Menfchheit fo oft abfchließt, 
iſt es zuzurechnen, daß wir bei allem unſchaͤtzbaren Reichthum 

von Lehren und Wahrheiten der Schule noch immer Feine für 
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das Leben und feine MWechfelwirfung für den Kampf und bas 
Ringen der Bürger probehaltig gearbeiteten Gefete haben. 

Das Volk erkennt, daß es feine leichte Aufgabe ift, die 
verfchiedenen Anforderungen an die gefetgebende Gewalt bei 
der Durchführung umfaffender Gefegbücher durch alle Einzelns 
heiten zu befriedigen; denn die vielen nothwendigen Aenderuns 
gen machen weite Riffe_in die morfchen Mauern der alten vom 
Kaiferreht und dem ftrengen Feudalnerus der Ariftofratie difs 
tirten Gefesgebung; daher ed nicht genügen kann, die alte aus⸗ 
zubeffern. Aber der civilifirte Bürger weiß auch, daß Zeit ges 
nug vorhanden war für reife Geburten der Legislation, wenn 
man mehr auf die Elemente eingegangen wäre, welche die große 
Arbeit erleichtern. | 

Eine Hanpturfache, aus der wir zu flüchtigen Reformen in 
der Geſetzgebung und zu Gefegbüchern noch nicht gelangt find, 
fiegt darin, daß fchier in allen deutfchen Rindern Feine vol, 
fländige Sammlungen und foftematifhe Zufammenftellungen 
aller das Gebiet der gefammten Verwaltung umfaffenden und 
noch Kraft habenden Gefege vorhanden find. Ungemein viel 
würden diefe dazu beitragen, den Blick des Geſetzgebers in Eis 
vilrechtsfachen zu erhelleny die Gränzlinien zwifchen Suftiz und 
Adminiftration beftimmter zu bezeichnen, und die Nothwendigs 
feit der Nachhülfe in denjenigen Fächern, wo die mehr beweg- 
fihe Verwaltung bereit einen höheren Schwung genommen 
hat, an den Tag zu legen. Zwar beftehen derlei Sammlungen 
fchon unter‘ verfchiedenen Formen, allein da ed ihnen um nichts 
weiter zu thun war, ald die zu jeber Zeit erfchienenen Vers 
ordnungen aufzunehmen, fo ift in ihnen eben wieder das bes 
reits abrogirte neben dem noch ald Gefeß geltenden hingeftellt ; 
ein foftematifcher Ueberblict alles deffen, was Gefegesfraft hat, 
ift aber durch folhe Sammlungen nicht gegeben. Nun liegt 
aber gerade darin die Berworrenheit fo vieler Materien , daß 
die Verordnungen ſchnell nacheinander erfchienen , ſich einander 
widerfprechen und in gar vielen Zweigen die jeßt noch geltens 


. den wenigen Beftimmungen aus vielen zu verfchiedenen Zeiten 


erfchienenen Gefegen zufammengetragen werben müjfen. 
Es ift daher ein fehr erfreulfiches Zeichen des zunehmenden 


Ernftes im Fache deutſcher Legislatur, daß dieſes Beduͤrfniß 
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und Erleichterungsmittel ig einigen Staaten immer mehr ers 
kannt wird, 


So ift, da für das Königreih Sahfen ein neues. 


Strafgeſetzbuch dem naͤchſten Landtage vorgelegt werben fol, 
das in Leipzig (1833) erfchienene Handbuch der Stafgefebe des 


"Königreiches Sachſen von 1572 bis auf die neuefte Zeit von: 


Profeffor Dr. Julius Weisfe, für den fächfifchen Rechtögelehrs 


ten und Staatsmann höchft winfchenswerth und wird in den 
Berathungen über den Entwurf des neuen Strafgeſetzbuches 


mit Nugen gebraucht werben fönnen, Eine gleich verdienftliche ' 


Arbeit ift das in Leipzig (18349) erfchienene Handbuch der vom 
Sahre 1572 big auf die neuefte Zeit erfchienenen noch jegt guͤl⸗ 


‚tigen Civil⸗Prozeß-Geſetze des Koͤnigreichs Sacfen. Heraus⸗ 


gegeben von Friedrich Freisleben. Der und vorliegende 


erfte Theil diejes noch unvollendeten Handbuchs umfaßt die Ge⸗ 


fege von 1572 an bis 1766. Auch in biefe Sammlung find 
nur die noch jet gültigen Gefeße aufgenommen worben; jedoch 


nicht nur diejenigen, welche ihrer wefentlichen Beftimmung nad, 


das bürgerliche Rechtsverfahren feftftellen follen, fondern auch 
bie einfchlagenben Titel und Paragraphen von folchen, die ihrem 
Hauptinhalte nach auf andere Rechstheile fich beziehen. Gewiß 
im Sinne der. Mehrzahl von Seite der Stände und der Regie 
rungen fprechen wir den Wunfch aus, daß folche Sammlungen 
für alle deutfche Länder entftehen möchten. 

Für das Gebiet der Königl. Preußifhen Rheinpro— 
vinz dienet die von dem Juſtizrathe Lottner veranftaltete 
Sammlung aller in den Rheinprovingen feit 1813 erfchienenen 
Geſetze. Hieran fchließt fich würdig an: das zwedmäßig einger 
richtete umfängliche Handbuch der für die Koͤnigl. Preußifchen 


Rheinprovinzen verfündigten Gefete, Verordnungen und Regie⸗ 


rungebefchlüffe aus der Zeit der franzöftfchen Oberherrfchaft. 
Herausgegeben von 8. Th. F. Bormann, Regierungsrath u. 
Dr. 9. v. Daniels, Appellationsgerichtsrath in Köln. 3 Bde. 

Rheinpreußens materielle Necht enthält der Code Napos 
leon, fein übriges Verfaffungs + und Verwaltungsrecht, fo weit 
es nicht zum Finanzwefen gehört, beruhet auf den früheren im 
eigentlichen Frankreich. erlaffenen Ordonnanzen ber Könige und 


1 


den Decreten der Nationalverſammlung, Rormen, die nach den 


einzelnen Ditticten auch zu verſchtedenen Zeiten eingeführt 
worden waren. So gilt in dem Antheile des Moſel⸗Departe⸗ 

ments, welches jetzt im Kegierungsbezirf Trier enthalten iſt, 
franzöfifche: Geſetzgebung feit 1789 unmittelbar mit der Verkuͤn⸗ 
digung, dagegen die unter bemfelben und dem Achner Reg-Bez. 
begriffenen Theile der Dep. der Wälder, der Durthe und Nies 
dermaas, ald zu den erit am Iſten October 1795 mit Frankreich 

vereinigten neun vormals belgiſchen Departements gehörig, nur 
durch befondere Verkündigimgen die einzelnen Geſetze und erft 
cm 26: Januar 1797 mehrere bisher noch nicht eingeführte auf 
einntal erhielten. Noch verwickelter find die Verhältniffe theils 
der unter Koblenz, Trier, Köln und zum Theil auch Achen nad 
Duͤſſeldorf geftellten vormaligen Rheins und Mofels, fo wie 
Saar» und Roer⸗Dep., welche erft feit dem 28. Januar 1798 
durch einzelne Reglementar» Verfügungen anf franz. Fuß orga⸗ 
nifirt worden, dann aber feit dem 3. Juni 1802 unmittelbar 
an der franzöftfchen Gefetgebung Theil nahmen, theild der zum 
Großherzogthum Berg gehörig geweſenen, jetzt unter Köln, 
Düffeldorf, Arnsberg und Münfter vertheilten Parcellen, wo 
bie Gemeinfchaftlichfeit der Gefeßgebung mit Franfreich der Form 
nach gar nicht beftand. Nimmt man noch hiezu die Koftfpieligs 
. keit und Mangelhaftigfeit der verfchiedenen Sammlungen, die 
in der Vorrede zum erftern Bande des bezeichneten Handbuchs 
näher augegeben find, und ben Umftand, daß, feit jene Laͤnder⸗ 
theile zu Deutfchland zuruͤckgekehrt find, die Frembdartigfeit bed 
‚geltenden Rechts immer mehr hervortreten muß, fo leuchtet es 
ein, wie fehr fchwierig es bis jeßt fein mußte, in beftimmten 
Fällen das Nechte zu finden nnd vor Mißgriffen, namentlich 
bei Anwendung einer etwa erft fpäter eingeführten Norm auf 
frühere Verhältniffe fich zu hüten. Die erwähnte Sammlung 
von Bormann und Daniels hat, da in den Anmerkungen 
bei allen jest neuen Einrichtungen die hiftorifche Entwidlung 
angedeutet, auch durchgängig auf die Veränderungen und Mos 
dificationen, welche feit ber preußifchen Herrfchaft eingetreten 
find, hingewiefen worden ift, hohen Werth für die Interpretas 
tion, und ift nicht bloß für den Kreis, für welchen es zunächft 
berechnet ift, fondern auc für den auswärtigen Juriften, -ja 
felbft fir hiſtoriſche Forſchungen von unverfennbarer Wichtig 
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feit. Da indeß, befonders feit dem Jahre 1814, ber Umfang 
und, die Modificationen der Gültigfeit der franzöfifchen Geſetz⸗ 
gebung für Rheinpreußen und für die deutſchen Landeögebiete 
des Dberrheined mehrfach, von einander abweichen, jo bedurfte 
es eines Ergänzungsbandesd, um die oben veranftaltete Samm⸗ 
Jung auch für Rheinheffen und Rheinbaiern volllommen anwend⸗ 
bar zu machen; Der Großherzogl. Heffifche Juſtizrath und Fis⸗ 
calanwald der Provinz Rheinheſſen, Herr Weiß in Mainz hat 
ſich der Bearbeitung dieſes Supplementbandes unterzogen und 
ſo wird durch dieſe vollſtaͤndige Sammlung der fuͤr die deut⸗ 
ſchen Landesgebiete des linken Rheinufers verkuͤndigten franzoͤ⸗ 
ſiſchen Geſetze, Verordnungen und Regierungsbeſchluͤſſe allen Ge⸗ 
ſchaͤftsmaͤnnern von Rheinpreußen, Rheinheſſen und Rheinbaiern 
ein bequemes Handbuch zum praktiſchen Gebrauch, ſo wie den 
Regierungen dieſer Provinzen ein Huͤlfsmittel zur Verbeſſerung 
der Legislatur geboten. 
| Dft wurde der Wunſch auögefprochen , daß Sammlungen 
der befprochenen Art, befonders fpftematifche Zufammenftelluns 
gen von der Regierung ausgehen möchten. In Baiern 
fieg ihn felbft die vormalige Landfchafts Verordnung in derfel« 
ben Borfteflung, in welcher fie wider die große Zahl der eine 
ander widerfprechenden Gefege Klage führte, an Karl The o⸗ 
dor gelangen; und wie allgemein er in Baiern gegenwärtig 
gefühlt wird, zeigte vorzüglich bie Ständenerfammlung von 
1831, in weldyer beide Kammern gemeinfchaftlich den Antrag 
- darauf ftellten, Der Grund iſt einleuchtend, und liegt neben 
anderen darin, daß viele Verordnungen, welche in den Regies 
rungsblättern erfchienen find, nicht auf demfelben offenfundigen 
Wege mobiftcirt oder aufgehoben wurden, fondern durch Reſ⸗ 
eripte, weldye blos an die einfchlägigen Negierungsorgane erlafs 
fen wurden. 
| Wie viel Gewicht auch in Preußen darauf gelegt wird, 

geht unter anderm aus einem Nefeript hervor, welches ber Ge⸗ 
heime Staats: und Suftigminifter Herr v, Kamptz in feiner 
vielumfaffenden den Bedürfniffen der Nechtöpflege in der Rheins 
provinz gewidmeten Obforge an den Herausgeber des rheinifchen 
Archivs für Civil- und Griminalrecht gerichtet hat, worin die 
Ausficht auf das nahe Erſcheinen einer. amıtlihen Samm⸗ 
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lung der auch ſeit der Befreiung von der franzoͤſiſchen Ober 
herrſchaft ergangenen Geſetze und Verordnungen begruͤndet wird. 
Wie ſehr überhaupt die Preußiſchen Miniſterien div juͤng⸗ 
ſten an den Stufen des Thrones, ruͤckſichtlich der Provinzial⸗ 
Legislation geſchehenen Bitten mit derjenigen Theilnahme unter⸗ 
ſtuͤtzen, welche die Wuͤnſche der Provinzialſtaͤnde bei ihrem 
ehrenwerthen Streben nach moͤglichſt vollſtaͤndiger und baldiger 
Erreichung des Wuͤnſchenswerthen verdienen, beweiſet unter 
andern der von des Koͤnigs Majeſtaͤt am 3. Maͤrz 1835 voll⸗ 
zogene Landtagsabſchied für die zum vierten Landtage verſam⸗ 
melt geweſenen rheiniſchen Provinzialſtaͤnde auf das evidens 
teſte; denn deſſen Beſtimmungen CA. $. 10 und D. $. 15) im 
- Bereine mit den früheren Königlichen Erdffuungen, rücdfichtlich 
der Ermittlung und Feftfegung. ded partifularen Nechtszuftans | 
des in der Rheinprovinz, stellen ald Hauptgrundfüge des feits 
herigen und Fünftigen Verfahrens feit: 

I) daß die Rheinprovinz in ihren, mit. der Gefammtheit des 
Staated gemeinfamen Angelegenheiten, wie feither auch 
ferner, durch allgemeine Gefegnormen für die ganze Mos 
narchie, mit diefer in inniger und feiter Verbindung erhals 
ten und befeftigt werden ſoll; 

2) daß die durch Eigenthämlichfeiten des Landes und feiner 
Bewohner fich entwicelt habenden, und durch die vorges 
fundenen Älteren und jüngeren NRechtsinftitute feftgefegten, 
noch gültigen und als gut ſich bewährt habenden, privats 
rechtlichen Normen unbeeinträchtigt bleiben follen; und 
endlich 

3) daß die fchon ermittelten und ferner ſich ergebenden rein 
provinziellen Angelegenheiten der Verwaltungs und Pos 
lizeipflege des Landes, nebit ihren perjönlichen und fachlis 
hen Rechtsbeſtinimungen — entweder fortfchreitender, abs 
gefonderter,, neuer Regelung unterworfen, oder in ihrem 
älteren Beftande ermittelt, fejtgefegt und allgemein erfenn? 
bar gemacht werden fuller. 

| Möchten diefe Grundjüse anderen Staaten bei legislati⸗ 
ven Vorarbeiten zum Leitſtern dienen, denn die Erfennbars 
keit. des früher Beftandenen ift und bleibt die 
erfte Bedingung aller weiteren allfeitig beab— 
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fiätigten Fortbildung jeder auf die Sicherheit 
bes Rechtszuſtandes berechneten einheimiſchen 
Geſe — ebung. 

In dieſer Beziehung darf die „Entwicklung der Territo⸗ 
rial⸗ und Verfaſſungs⸗Verhaͤltniſſe“ der deutſchen Staaten an 
den beiden Ufern des Rheins, vom erften Beginnen der franzoͤ⸗ 
fiihen Revolution bis in Die neuefte Zeitz oder: Ausmittelung 
ber, im Großherzogthum Heflen, Herzogthum Raffau, in den 
Königl. Preußifchen Regierungsbezirfen Goblenz, Trier, Aachen, 
Köln und Düffeldorf, und ben rbeinifchen Befigungen von 
Baiern, Oldenburg, Coburg und Heffen- Honeburg enthaltenen 
früheren Territorien, und Einleitung in ihre Gefchichte und: Als 
teren Staats-Einrichtungen:” Ein Handbuch für Staatsmänner 
Rechtögelehrte und Verwaltungs⸗Beamte von Wilh. von der 
Nahmer, (Frankfurt a/M. 1832), eine hoͤchſt verdienſtliche 
Leiftung genannt zu werben, die ein großes Bebürfniß im Fache 
ber rheinifchen Gefetgebung zur Erledigung bringt. "Dem raſt⸗ 
Iofen Verfaffer diefes muͤhevoll entitandenen Werkes gebührt 
das Zeugniß der Anerfennung, daß er durch bie geduldigſte 
und ausdauerndfte Benutzung der vorhandenen Inſtitutionen 


und Erfahrungen jener Länder zur Einrichtung eines neuen be 


quemeren und befferen Raͤderwerks rühmlichft beigetragen ‚hat. 
Dem jetigen Staatsbeamten ift ed, wegen ber unzähligen, auf 
die Älteren Verhaͤltniſſe zuruͤckgehenden Gefchäfte, unerläßlich 
nöthig, zu wiffen, durch welche Verträge, und wann ber jegige 
Staat feine einzelnen Beftandtheile erwarb ; welche Geſetzge⸗ 
bung, Einrichtungen und Gefchäftsbezirfe der frühere hatte; zu 
welchem frühern Territorium jede Ortfchaft gehörte. Wer im 
Gebiete der Geſetzgebung mit Nuten wirfen fol, muß bad 
Detail ber Verfaſſungs⸗ und Territorial⸗Verhaͤltniſſe der fruͤ⸗ 
heren Staaten kennen; dieſe laſſen ſich aber nicht ermitteln, 
ohne vorher die Art, wie ſie allmaͤhlig den jetzigen Staaten 
einverleibt wurden, zu conſtatiren. Dieſe verſchiedenen Beduͤrf⸗ 
niſſe befriediget dieſes Werk, welches das fruͤhere, noch jetzt 
theilweiſe herrſchende Civilrecht der rheiniſchen Staaten aus⸗ 
mittelt, und jene hiſtoriſche Grundlage und Einleitung in die 
Geſchichte und das Staatsrecht der früheren Territorien fies 
fert, ohne welche das ganze Territorial⸗Chaos des kaͤnderſtrichs 


welcher fich auf beiben Ufern des Rheius, von der Gränge der 
Schweiz bis zu der yon Holland und Belgien zieht, auf dem 
ſich fo viele freie Reichsſtaͤdte und eine Unzahl von geiftlichen 
und weltlichen Gebieten befand —, nicht erörtert werben kann. 
Durch: die meift wörtliche Aufnahme ber betreffenden Staatds 
verträge und Befikergreifungs-Patente, Die auch viele ſtaats⸗ 
und privatrechtliche Beftimmungen enthalten, wird feine Brauch 
barfeit erhöhet. Es dient dem Diplomaten, dem Berwaltungss 
beamten, dem Pfleger des Civilrechts wie dem zur Organiſa⸗ 
tion berufenen Gefchäftsmanne zum Wegmeifer. 

Zum Schlufle gedenfen wir noch eined Haupthinderniſſes 
in ber Bildungsgefchichte_der deutfchen Legislatur. Der fort 
fehreitende Gang der Gefeßgebung wurbe befonders fehr durch 
bie reactionäre Tendenzen gehemmt, die alle nur auf Reftauras 
tion nicht auf Reformen berechnet find. So wie diefes Reac⸗ 
tiond-Streben aus der Richtung der politifchen Schriftftellerei, 
und aus dem myftifchen Gewande hervorfchaute, welches man 
der Religion und Moral umzuhängen bemühet war; eben fo 
ward daffelbe auch in der Bearbeitung ber ‚politifchepractifche 
wichtigen Wiffenfchaften und befonders der Jurisprudenz fichts 
bar. Diefe eng mit einander verbunbene Reactionsparthei 
fuchte alles menfchliche Wiffen nur überall zu ihrem Vortheil 
zu Ienfen. Was ihr zuwider war, dem ftand fie feindlich ents 
gegen. Eine Menge von Gefchichtöwerfen und Ritterromanen 
follten eine Vorliebe für die Zuftände des Mittelalters erwek⸗ 
fen. In dem Nebelgebilde der feubalsariftofratifchen Dichtung, 
d. h. in einem myſtiſchen, für die Ariftofratie und von berfel- 
ben den Volfsvorurtheilen eingeprägten, Bilde der Vorzeit, das 
mit ſich machen ließ, was feine Schugherrin, die Reaction, für 
- gut fand, wurde bie alte gute Zeit unter Hildebrand und uns 
ter ber Herrfchaft der Herigfeit und der Leibeigenfchaft anges 
priefen, um ihren Lehren mehr Eingang und einen Unterbau zu 
verfchaffen, zugleich aber durch das Aufwühlen alter Hühnen- 
. Gräber, Burgverließe, Heiligenbilder, Rumenfchriften der Längft 
vergeffenen Minnelieder u. f. w. die Aufmerkfamfeit mehr von 
der Hauptfache auf Nebendinge zu Ienfen, und refpective die 
Menfchen zu verdbummen! Das Dundel der Gefchichte wurde 
nicht aufgeflärt, fondern für die Vorurtheile ber Reaction ges 
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mißbraucht. Es ward biefer reichhaltigen Fundgrube von Bor 
wänden geopfert, um nur der Unveränderlichfeit und Unbeweg⸗ 
lichkeit des früher Beſtandenen zu huldigen und fich dem Wed 


fel der Fortbildung uud dem auf Abänderung anerfannten Ger , 


brechen dringendem Volksgeiſte entgegenzufegen. Wir mollen 
uns mit den Kobhublern der Reftauration des alten Mittelalters 
hier nicht befaffen. Sie find dem "gebildeten Deutfchen leider 
nur zu bekannt. Alle ihre Schriften beftätigen den Zufammen- 
bang der neuen Möftifer mit den alten Jeſuiten, deren neuer Or⸗ 
densgeneral früher felbft Proteftant war. Pries man doc; den 
Feudalismus mit den Worten: „dem Adel ift fein Genuß eine 
Arbeit, darum ift auch dem Bauer feine Arbeit ein Genuß!’ 
Ein anderer trieb den Servilismus fo weit, daß er die Skla—⸗ 
verei der Zeloten, Neger und Leibeigenen im ftrengften Sinne 
des Worts naturrechtlich für begründet erflärte. Selbſt hoch— 
aefeierte Namen arbeiteten dem Servilismus in die Hände, 
Manche Fiterärifche Blätter waren nur größtentheils ihre dienſt⸗ 
baren Geifter, in deren Klauen die Wenigen, welche der Res 


ftauration wahrhaft umd nicht blos durch Tiberafe Redensarten: 


entgegen arbeiteten, nur arg zerzaufet wurden. War felbit die 
Philofophie Durch Hegel eine dienende Magd der Reaction ges 
worden; was Wunder, daß Zeit» und Flugfchriften aller Art 
hervortraten, welche auch die Jurisprudenz und ihren Beruf 
für Gefepgebung nur im Geifte der Reaction behandelten. So 
Fan es nicht befremden, daß der alte Kampf gegen Deffent- 


lichfeit, Mindlichfeit, Unabhängigfeit des Advofaten- und Rich⸗ 
ter-Standes von den Verfechtern der Exemtionen, der Patris 


monials SuftizsDespotie , der Richter-Willkuͤhr und refpective 
Knechtfchaft von der Reaction wieder Aufgenommen wurde. — 
Ein Chaos fich jagender, aufhebender, verwirrender Partifulars 
geſetze, Minifterial-Referipte, Deffarationen u. f. m. und. infons 
derheit die eben fo verworrenen, als dunfeln und unnollftändis 
gen Provinzial-Gefeze, ift der Reaction ungleich günftiger und 
wünfchenswerther als ein geordnetes Geſetzbuch und eine geftz 
cherte Nechtöverwaltung, welche beide mit der politifchen Ges 
ftaftung der Derhältniffe ein ungertrennliches Ganze ausma— 
- chen. — So wohl für ihre wieder zu erlangende Präponderanz, 
als auch für das moͤglichſt vortheilhafte Anfpinnen des Alten 
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aus dem Alten, ſo wie fuͤr die einſeitige Richtung, welche ſie 
nur die Geſetzgebungen wieder zu ihren Gunſten nehmen zu 
laſſen trachtete, war der Reaction ſogar die Fortdauer jenes 
alten Wirrwarrs durchaus unentbehrlich! Dadurch ſichert ſie 
ſich das Mittel; um den Pfuſchereien und Flickereien der ſich 
vielfach widerſtreitenden mit jedem kleinen Laͤndchen fuͤr den 
Reiſenden oder Verkehr Treibenden, das Recht mit dem Un 
recht, gleich den Poſtpferden, wechſelnden kleinen Winkelgeſetz⸗ 
gebungen, in die Hände zu arbeiten, und den deutſchen Buͤr⸗ 
gern die Stärkung und Erhebung zu rauben, welche ihrer po⸗ 
litiſchen Zerriffenheit einiges Gegengewicht gewähren könnten. 
Die Gefeßgebung gebeihet nur da, wo ihr die gewiffen- 
hafte Doctrine die Feder leiht, das Recht Schild, Schwert und 
Waage, die Wahrheit ihren Spiegel, die Erfahrung ihre Ans 
nalen, das Bolf feine Stimme, das Gefes feinen Geijt, die Res 
gierung felbit ihren mehr thatfächlich als buchftäblich Doch 
jedenfalld deutlich genug ausgefprochenen redlichen Willen. 
Diefe Digreffion, welche der Lefer nicht für überflüffig hal⸗ 
ten wolle, und die wir abbrechen, fo wenig ed und an Stoff 
Anlaß und gutem Willen, fie weiter fortzufegen, mangelt, führt 
und auf die fehr mißverfiandene Freiheit der Preffe, 
deren göttliche Aufgabe es ift, zu verhüten, daß das Spiel ber 
Willkuͤhr, komme ed von Oben oder von Unten, nicht ungerägt 
getrieben werde. Es gehört nicht zu unferm Zweck, das viele 
Gute, das fie, befonders für die Fortbildung der Gefeßgebung 
‚und deren Fortfchreitten zum Befferen enthält, hervorzuheben. 
Was die Lehren des Rechts, der. Politif und Klugheit über 
diefe Materie wünfchen und hoffen laſſen, iſt unſern Leſern, 
und allen, welche die heilige Unverletzlichkeit des freien Gedan⸗ 
kens würdig zu erfennen und anjtändig zu ehren wiffen, bes 
fannt. Wer möchte auch wohl nicht in Diefer Hinficht den Stoff 
beinahe für erfchöpft, und die alles umfaffende Hauptfrage felbit 
für gelöft halten, Fennte er auch nicht einen Theil deſſen, was 
feit 30 Sahren, was von 1797 Genz bi 1823 von Aretin 
von Rotted, von Wangenheim, Welfer, v. Feuers 
bad, Paulus, Mittermaier u. f. w. in Deutſchland, 
von 1775 Voltaire und Rouffeau bis 1827 Malherbe, 
- Shateaubriand, Benj. Eonftant, Jouvy, de Pradt-in 


, 
206 ——— 


Frankreich 1x. geſagt und geſchrieben, was weife Mynarchen 


vor laͤnger als vierzehn Jahrhunderten, die roͤmiſchen Kaiſer 


Theodoſius, Arcadius und Honorius, was deutſche 
Kaiſer und Könige was Friedrich der Zweite und Go 
ſeph der Zweite vom ihren Thronen: herab, unter ben 
Gütern, welche fie ihren Völkern verhießen,- für eines der wer 
fentlichften erachten! — Aber eingedenf deffen, was fchon ein 
geiftreicher Schriftfteller. vor einigen Jahren ſagte: „daß eine 
Sache von fo hohem: und. heiligen Intereffe, als die Sadje der 
Preßfreiheit nie zu viel — wofern nur von Berfiändigen — 
beſprochen, und daß die Acten diefer das geiftige Leben ver gan⸗ 
zen Menjchheit umfaffenden Verhandlungen nie dürfen gefchlofs 
feit werden, ſo lange das Anerkenntniß des Rechts nicht allge 
mein gefichert fei:’ und in der Ueberzeugung, daß auch Wie 
derholungen zu loben. find, wo. ein Riederfchlagen feinblicher 
Eingriffe Noth thut, glauben wir im Intereſſe der geiftigen 
Entwidlung der deutfchen Gefeßgebung, die mit der Gefchichte 
der deutfchen Preßfreiheit zufammenfällt, gleichweit entfernt von 
Eindifcher Blödigfeit und knechtiſcher Unterwuͤrfigkeit als. von 
unverftändigem Tadel und mißtrauifchen: Grübeln, eine aus 
dem Leben gehobene und für den Gegenftand: unferer nur wifs 


fenfchaftlichen Betrachtung hochwichtige Bemerkung nicht unters 


druͤcken zu dürfen; denn fie fließet aus der Vergangenheit, bes 
rührt vielfach die Gegenwart und ift vorbereitend und unabs 
weißlich für die Zukunft, weil fie vorzüglich die ſchoͤnſte Seite 
des Nationaldharafterd, die Univerfalität, zumal des Geiſtes, 
die freie Entwidlung. aller Seelenkraͤfte betrifft; 
nämlih:: 

Die Störungen; welche der Deutfche hierin zu allen Zeiten 
erlitten, tragen vorzüglich die Schuld ‚ daß die Wiffenfchaften 
fo fpät bei ihm erwacht find, und die Früchte der Geſetzge⸗ 
bung fo Iangfam reifen. Darum kann dem wichtigen: Gefchäft 
der Gefeßgebung und dem Gang ihrer ruhig fortfchreitenden 
Entwicklung nichts fehlimmered begegnen, ald wenn die freie 
geiftige Wechfelwirfung -zwifchen- Negierenden und den gefeß- 
kundigen und rechtögelehrten Männern: der Geſetzgebungswiſt 
fenfhaft durch ungeeignete Genfurmaaßregeln gehemmt wird. 
Ohne die freie wiffenfchaftliche Kritif der Geſetze kann der gefets 


* 


gebende — ſich keine Seele bilden, der Buchſtabe ſich nicht 
beleben. Sie iſt der ſicherſte Pruͤfſtein der Gered tigkeit 
der Geſetze, und der unentbehrlichſte Gehuͤlfe der geſetzgeben⸗ 
den Gewalt; denn ſie ſichert die Verbindlichkeit der Geſetze, iſt 
deren wiſſenſchaftlicher Interpret und deren beſtaͤndiger Revi⸗ 
for. von) dem Hoͤhepunkte der wechſelnden Givilifation aus und. 
nach dem Maaß der Bebürfniffe der menfchlichen Einſicht und 
Erfahrung Herrfche und pflüge, weflen Beſtimmung es ift, 
wen. aber. Gott Die erhabene Beſtimmung verliehen hat, geiſtig 
dahin zu wirken, daß die Geſetze immer mehr das weſentliche 
Recht ausfprechen; dem lege man im Forſchen und in der Mit⸗ 
- theilung, des. Erforfchten Feine Fefleln an; denn wenn es gilt 
das Recht zum Geſetz der Geſetze zu machen, und der Menſch⸗ 
heit den Segen einer fie. begluͤckenden Gefetgebung anzueignen, 
darf Niemand gehindert werben, neue Bahnen zu brechen im den 
dunklen Regionen bes Geiftes. 

- Die Wiffenfhaft muß frei wirfen fönnen, frei, 
mie der Geift felbit, den fie zu ergründen firebet. 
Die Freiheit der Preffe ift das Palladium der Wiffenfchaft, und 
diefe hat mit Willkuͤhr und Ausgelaſſenheit nichts zu thun. 
Sie nimmt nur. darum das Necht der freien: Disfuffion in Ans 
ſpruch, weil e8 ihre im Himmel einregiftrirte Aufgabe ift, den 
allgemeinen Willen aufzuflären und zu laͤutern. Je mehr Wiſ⸗ 
fenfchaft: und Licht im. Stantögebäube, deſto weniger ift es möge 
lich, fich zu verirren, defto weniger gibt es Revolutionen , bie 
immer nur NRefultate des Irrthums find. Den Srrthum vers 
treiben. nicht Präventivs und Nepreffivgefege Cwir fehen dies 
neuerbings in Franfreich). Gegen ihn gibt. ed nur ein Mit 
tel: Die auf Wahrheit fich gründende freie wiffenfchaftliche 
Disfuffion. Sie ift das Geheimniß jener- Regierungen, die fich 
mit dem allgemeinen Willen in Harmonie fegen wollen. Mit 
den Fortfchritten der Wiffenfchaft fchreitet. Die Eivilifation fort. 
Se mehr Eivilifation, deſto weniger haben. wir Armeen, befto 
weniger Diplomatie und deſto weniger Gefege uud Drbonnans 
zen nöthig. 

Die hohe: Wichtigkeit des Gegenftandes unfrer Betrachtung 
führt ung auf .einige allgemeine Bemerkungen. über. die zweck 
mäßigften Mittel, zu einer neuen. Geſebgebung uͤberhaupt zu 
gelangen. 


Wir verdanken fie ber Feder des durch die Schärfe feines 
Geiftes und die Griimdlichkeit in der Theorie nnd Praxis ber 
Gefergebung fich angzeichnenden von allen Nechtsphilofophen 
und practifchen Suriten unfrer Zeit. hochgefeierten Gelehrten, 
des Herrn Geheimen Staatsrath8 und Präfidenten Dr. Jaup 
in Darmftadt. Ald Abgeordneter der Stadt Friedberg ließ er 
fih in der zweiten Kammer der Stände 1833 bei Gelegenheit 
des Antrags über die Erfüllung des Artifeld 103 der Großher- 
zoglich⸗Heſſiſchen Verfaffungsurfunde auf folgende in- nachſtehen⸗ 
der Weiſe von ihm erörterte Fragen ei. 

Eritend: SoIl man die Entwerfung eines neuen 
Geſetzbuchs einem einzelnen Ranne übertragen, 
oder einer Kommiffion? 

Ein Geſetzbuch zu entwerfen, ift wahrlich ein ſehr bedeu⸗ 
tendes, ein mit Schwierigkeiten verbundenes, ein bei der Möge 
lichkeit ungünftigen Erfolgs großer VBerantwortlichfeit ausge 
fegted Unternehmen. Es fordert nicht nur ganz umfaffende 
Kenntniffe desjenigen Haupttheild der Rechtsgelehrſamkeit, wels 
cher ‚bearbeitet werden fol jondern auch, dba fein Theil unferer 
Surisprudenz ein ftreng abgefondertes Ganze bildet, wenigſtens 
genaue Befanntfchaft mit den verwandten SHaupttheilen des 
Rechts; es fordert außerdem ein tiefed Studium der Geſetzge⸗ 
bungspolitif; es fordert praftifche Befanntfchaft mit der Ans 
wendung bes bisherigen Rechts, welches einem Neuen weicher _ 
oder beibehalten werden foll; es fordert endlich Die Gabe einer 
coönfequenten, deutlichen -und dennoch moͤglichſt gedrängten Dars 
ftelung. Wenn auch mitunter die fchöpferifche Kraft der Naz 
tur einen Solon erzeugt, der freilich wor dritthalb taufend 
Jahren viel einfachere Verhältniffe zu ordnen vorfand, fo wers 
den doch höchft felten nur einzelne Männer im Stande fein, 
ſolchen hochgeftellten, aber unabweisbaren Forderungen zu ges 
nügen. Ein übel gerathened Gefeßbuch verbreitet aber unend⸗ 
lich viel Ungemach, welches zum Theil gar nicht, zum Theil, 
für die Zufunft nämlich, nur ſchwer wieder gut zu madten ift. 
Darum dürfte es bei richtiger Einfiht von dem Weſen der 
Nechtögefesgebung eine eben fo unabweisbare Forderung fein, 
daß man ein foldyes Werk, eine folche Verantwortlichfeit nicht 
einem Manne auftrage. Denn ed wird wahrlich der Einzelne 
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nicht leicht gefunden, der den Anfprüchen zu genügen vermächte, 
welche man heut zu Tage an ein neues Geſetzbuch macht und 
machen muß. Sollte man aber audnahmsweife einmal einen 
neuen Solon- finden fönnen, jo muß, fobald er erfranft oder 
nachläffig wird, oder gar von boͤſem Willen befeelt ift, hierun- 
ter das Ganze augenblicklich und wefentlic; leiden. Wo daher 
reblicher und ernftlicher Wille vorhanden it, folchen Zweck 
zu erreichen, da muß man, nach meiner innigiten und von jeher 
gehegten Ueberzeugung, eine Kommiffion bilden, deren Mit- 
glieder ſich nach Vereinbarung über wefentliche, durchgreifende 
Principien in die Bearbeitung der einzelnen Abfchnitte theilen, 
über die bearbeiteten Theile berathen, und die definitive, in 
Einem Sinne, in Einem Guffe zu fertigende Redaction des 
Ganzen einem dazu beauftragten Mitgliede überlaffen. In die— 
fer Weiſe, aber auch nur in diefer, fann man den Forderungen 
genügen, welche in folcher Hinficht die Völfer heut zu Tage ” 
mit Recht an ihre Regierungen ftellen. 
Als von feldft fich verftehend, betrachte ich hierbei 2 Regeln: 
Wer nur theoretifch gebildete Zuriften in folche Kommiſſio— 
nen beruft, handelt nicht fachgemäß. Auch Praftifer gehören 
dazu, welche berathend oder entjcheidend aus eigener Erfahrung 
fennen gelernt haben, was im Face der Gefeßgebung dem 
Volke Noth thut, (So beftand die Kommiffion zur Entwerfung 
der Baierifchen Givilprozeßordnung von 1825 aus einem Mis 
nifterialrath, aus einem Advofaten, ‚aus zwei Collegialrichtern 
und aus drei Landrichtern) Wenn man aber eine Kommiſſion 
zur Entwerfung neuer Geſetzbuͤcher aus Angeftellten bildet, ohne 
fie, und zwar ſaͤmmtlich ohne Ausnahme, von allen gewohnten 
Berufsarbeiien zu dispenfiren, fo will man den Schein, feiner 
Pflicht entfprochen zu haben; nicht aber will man den Zwed, 
Denn zu folchen Arbeiten gehört ununterbrochene Muße, nicht 
geftört durch Gefchäfte, welche die gepähnliche Arbeitszeit füllen. 
Fragen wir, wie es in andern Staaten in den bekannteſten 
Fallen diefer Art gehalten worden, fo finden wir Folgendes: 
In Preußen hatte Friedrich der Große durch eine Gabi- 
nnetsordre vom 14. April 1780 die Reform der Gefeßgebung 
dem Großfanzler von Garmer aufgetragen. Der Koͤnig fagte 
in diefer Gabinetsordre: 
VIi. Band 18 Heft. „ev 14 
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„ie nun die Ausführung einer fo wichtigen Sache nicht 

das Werk eines einzigen Mannes ift, fo müßt Ihr die geſchick⸗ 
teften und redlichften Leute, welche Ihr ausforfchen Fönnt, aufs 
fuchen; die verfchiedenen Arten der Ausarbeitung "unter fie vers 
theilen; fie fodann in ein Collegium zufammenziehen und Alles 
mit gemeinſchaftlichem Rath reguliren.“ 
Dem gemaͤß wurde eine Kommiſſion von vier Hauptarbel⸗ 
tern und von drei Huͤlfsarbeitern ernannt. Unter jenen befand 
ſich Suarez, der durch die Redaction des erſten Entwurfs fos 
wohl, als des definitiven, zum allgemeinen Landrecht, welches 
bekanntlich auch das Strafrecht enthält, ſich unſterbliche Vers 
dienfte um Preußens und Europa’s Geſetzgebung erworben hat; 
jedoch ftetd an die Mitwirfung der, meiftend aus vier Mitglies 
besn beitandenen Kommiffion gebunden war. Sn ähnlicher 
Weiſe wurde. bei Entftehung ber allgemeinen Gerichtdordnung 
gehandelt. — 

In Oeſterreich entſtand das jetzige buͤrgerliche und 
Strafgeſetzbuch durch eine Kommiſſion, in welcher fuͤr jenes 
von Martini, fuͤr dieſes von Haan als Redacteure ruͤhm⸗ 
lichſt glaͤnzten. 

Die Franzoͤſiſchen Gefetsbiicher find ſaͤmmtlich in dem 
Schooße von Kommiffionen, aus vier oder fünf Mitgliedern zus 
fammengefetst, entftanden, und namentlich wurde unter den vier 
zur Bearbeitung des Code civil berufenen NRechtögelehrten der 
Saffationsrath Maleville zum Redacteur beftimmt, 

Noch am 29. Auguft des laufenden Jahres fagte der König 
von England bei der Vertagung des Parlaments: 

„In diefer Abficht habe ich eine. Kommiſſion ernannt, 
um alle Sriminalgefeße in einen Code zu vereinigen, und 
um zu unterfuchen, in wie weit und durch welche Meittel 
daffelbe bei den andern Zweigen unferer las lade, ges 
ſchehen koͤnne.“ 

Wo hingegen ein entgegengeſetzter Weg eingeſchlagen wurde, 
wo man Geſetzbuͤcher publicirte, mit deren Entwerfung man 
die Verantwortlichkeit eines Einzelnen belaſtet hatte, da hat die 
Erfahrung fehr bald auf den richtigeren Weg hingeleitet. 

Sm Sahre 1813 entftand das Strafgefeßbuch für Baiern, 
und obgleich verfaßt von einem ber größten beutfchen Crimina⸗ 
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Tiften und Philofophen, mußte es dennoch fehr bald durch eine 
große Menge von fogenannten Novellen, das heift von erläus 
ternden, ergänzenden, abändernden Gefeßen ausführbarer ges 
macht werden; democh wurbe bad Bedürfniß einer vollftändigen 
Reviſion fehr bald fo allgemein gefühlt, daß diefe Revtfion nach 
der erften Ständeverfammlung (1819 einer Kommiffion übers 
tragen wurde, welche eine von Grund aus nee Arbeit zu lies 
fern nothwendig fand. 

In Würtemberg war dad umfaffende Edift ber die 
Rechtspflege in den untern Inftanzen, meines Miffens, auch 
nur von Einem, von einem ſehr hochftehenden Juſtizmann ent— 
worfen, 1819 yublicirt worden; und in Folge des Landtags— 
abfchiedes von 1821 mußten fchon im Jahre 1822 mehrere wer 
fentliche neue Beſtimmungen getroffen werden. 

Erinnern darf ich wohl daran, daß in unferm Rande, als 
die Organifationgedifte von 1803 eine Geſetzgebungs-Kommiſſion 
errichtet hatten, dasjenige Mitglied derfelben, welches zugleich 
Profeffor der Rechte war, zum Redacteur ernannt wurde; und 
wie die im Jahr 1816 gebildete Kommiffion zufammengefeßt 
war, iſt Ihnen vollitändig befannt. 

Zweitens: Iſt die Entwerfung ganz neuer Ge 
ſetzbuͤcher zweckmaͤßiger, oder daß man ſich wefent- 
lich anfhließe an eine bereits beftehbende und erw 
probte Gefeßgebung? 

Wer e8 weiß, wie fchwierig es tft, aus einer feit Fahr: 
hunderten beftehenden, wenn auch höchft mangelhaften Gefeg- 
gebung in eine neue überzugehen; wer ed weiß, mit welchen 
. Bedenflichfeiten die Entwerfung ganz neuer Geſetzbuͤcher vers 
bunden iſt; wer e8 weiß, wie hart die Völker ed zu büßen has 
ben, wenn die Gefeßgeber in der Wahl der richtigen Mittel 
fi) wergreifen: der wird ficherlicd; über die Beantwortung der 
aufgeworfenen Frage feinen Augenblict zweifeln können. Die 
größten Nechtögelehrten und Philofophen ftellen es daher als 
eine unbedingte Forderung. der Gefeßgebungspolitif auf, ers 
probte Gefeßgebungen nicht ohne dringende Noth zu verlaffen. 
Garve, der ftets unter den wärdigften Philofophen Deutfch- 
lands eine Stelle einnehmen wird, fagte: 

„Wie unendlich viele Mängel werden die Richter nicht in 
14* 
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jedem Gefegbuch gewahr, welche dem fcharffichtigften Ger 

fegeber entgingen, und wie oft muß man nicht von dem, 

was Die Vernunft vorzufchreiben fchien, auf das zuruͤckkom⸗ 
men, was die Erfahrung gelehrt hatte.“ 

Portalis, den Franfreih mit Stolz nennt, wenn von 
Geſetzgebung die Rede ift, verficherte: 

„neue Theorien find nur Syfteme einiger Individuen; Die 

alten Marimen find der Geift der Jahrhunderte.“ 

Der berühmte Niederländer Meyer druͤckt ſich hierüber 
folgendermaßen aus: 

„Jedes neue Syitem muß durch die Zeit modificirt, berich- 

tigt, confolidirt werden, und nur nach einer oft fehr be— 

trächtlichen Reihe von ale fann man feine Wirfungen 
beurtheilen.“ 

Und Montes quien, der ſtets allen gebildeten Nationen 
angehören wird, warnt vor ganz neuer Gefeßgebung mit fo 
genden Worten: 

„2er Menfch vom gemeinften Berftande kann die übfen 

Folgen einfehen, welche ein bereits beftehendes Gefet nad) 

fich zieht; aber der durchdringendfte Verſtand vermag nicht 

Diejenigen voranözufehen, welche aus einem neuen entfprins 

gen werben.” 

In jolhem Sinne find auch die neuen großen Geſetzge⸗ 
bungen Europas entſtanden. Schon bei der erſten Grundlage 
zur jetzigen Deftreichifchen Geſetzgebung verfügte die weiſe 
Fürjtin Maria Therefia in der von ihr felbft verfaßten In— 
firuftion, daß „die Kommiffion fo viel me das bereits uͤb⸗ 
liche Recht beibehalten ſoll.“ 

Der Wille Friedrichs des Großen ging in feiner berühm- 
ten Gabinetsordre von 1780, welche befanntlich ald die Grunde 
lage der neuen Preußäiſchen Gefeßgebung in formeller und 
‚ In materieller Beziehung betrachtet wird, nicht fowohl dahin, 
der Materie nach ein neues Geſetzbuch zu entwerfen, als viel- 
mehr das bis dahin geltende Necht in einer neuen Form der 
damaligen Verfaffung und den Sitten der Nation anzupaffen. 
Die Preußifchen Staaten follten ein gereinigted und ergänztes 
Corpus juris, foftematifch und deutfch abgefaßt,, als ſubſidiaͤ⸗ 
res Gefetsbuch erhalten. Frankreichs neue Gefeggebung huls 
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digte demfelben Prinzip, fo weit die Verwerflichfeit der frühe: 
ren Strafgefege und Strafeinrichtungen dies möglich machte. 
Sn Bezug auf den Code eivil hat der Ausfhußbericht Ihnen 
diefes bereits erwähnt, und noch in höherem Grade fand ganz 
daffelbe, wie unten angeführt werden wird, bei dem Geſetzbuch 
über den Civilprozeß ftatt. 

Haben nun felbft große Monarchien,, die zu den Staaten 
des erften Ranges gehören, die mithin vermöge ihrer Ausdeh— 
nung darauf rechnen Fonnten, viele der Gefetgebung Fundige 
Männer in ihrer Mitte zu finden, den Grundfaß anerkannt, 
daß man einer beftchenden und erprobten Gefeßgebung moͤg— 
fichft treu bleiben ſolle; wie viel größer it die Aufforderung 
dazu in Eleineren Staaten, welche natuͤrlich nur eine weit klei— 
nere Anzahl ausgezeichneter Geſetzgeber werben aufweifen fünzs 
nen? Iſt nun- in einem folchen Staate die durchgreifende Res 
form unabweisbar nothwendig; ftehen in den verfchiedenen Theis 
len deijelben zwei in ihren Grundlagen weſentlich abweichende 
Gefetgebungen neben einander; ift es fodenn anerkannt, daß 
die Geſetzgebung gleichförnig werden ſoll und muß, und daß 
ihre Grundlagen in den älteren Provinzen durchaus unhaltbar 
find, während die jüngere Schweiterprovinz mit ihrer Gefeßges 
bung faft unbedingt zufrieden ift, und den Verluſt derfelben als 
ein großes Landesunglück betrachten würde, — — wer kann 
alsdann über das, was zu thun fei, noch Zweifel hegen? 

. Dazu fommt in dem vorliegenden Falle, daß die Geſetzge— 
bung Rheinheffens mehr oder weniger eine in Europa weit 
verbreitete ift, und daß ein Heinerer Staat, der nicht als euros 
paͤiſche Macht, nicht mit felbfiitändigen europäifchen Inſti⸗ 
tutionen auftreten fann, immer fehr wohl daran thut, irgend 
einer größeren Nechtögefeßgebung ſich moͤglichſt anzufchließen, 
Denn eine jede Geſetzgebung, die auf einen engen Kreis bes 
fchränft ift, entbehrt aller eigentlichen Fortbildung, und demje— 
nigen, was der Abgeordnete des Bezirks Breuberg hierüber fo 
richtig gefägt bat, füge ich nur eine Bemerkung hinzu. Der 
Zweck der Gefeßgebung ift. Rechtsficherheit und dazu gehört 
vorzugsweife, daß Jedermann zum Voraus moͤglichſt wiſſen 
fönne, was in einem gegebenen Falle Nechtend fei. Keine Ge- 
feggebung der Erde aber, und wenn auch Solon und Lyfurg 
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vom Himmel herabftiegen, ift im Stande, alle möglichen Fälle 
zum Voraus mit Beftimmtheit zu regeln. Die Erfahrung, alfo 
die nachfolgende Rechtsfprechung, oder die nachträgliche Gefeb- 
gebung, muß daher aushelfen; fie muß diejenige Rechtsſicherheit 
allmählig ergänzen, welche zum Voraus nicht in unbedingter 
Allgemeinheit begründet werden Ffann. (Darum ift in Preußen 
diefe nachträgliche Geſetzgebung faft ftets in Bewegung, und 
diefe Ergänzungen des allgemeinen Landrechts füllen bereits 
mehrere Bände, Darum erhält Frankreich, ungeachtet der kla— 
ren Einfachheit feiner feit 30 Sahren faft unverändert beftehen- 
den Gefeßgebung, noch immer erläuternde Normen in den Aug; 
fprüchen feines Kaſſationshofes, eines Inſtitutes, welches zur 
Aufrechthaltung der Einheit des Rechtes und zur Fortbildung 
deffelben unter allen Geſetzgebungen gewiß als unubertroffenes 
Mufter dafteht.) Je größer nun das Gebiet einer Geſetzge— 
bung ift, um fo früher werden unbeftimmt fcheinende Rechtes 
verhältniffe durch die nachfolgende Jurisprudenz oder durch die 
nachfolgende Gefeßgebung gleichförmig geregelt werben; je 
fleiner das Gebiet, deſto Tänger wird die erwähnte Rechtsſi— 
cherheit vermißt werden; Darum wird ed durch einen ber. 
wichtigiten Staatszwede dringend empfohlen, fich im Zweis 
fel an eine beftehende weit verbreitete Gefetgebung an⸗ 

zuſchließen. 

Muͤßte die Abſicht, ganz neue Geſetzbuͤcher zn entwerfen, 
noch weiter befämpft werden‘, fo würde ich mir die Benters 
fung erlauben, daß auf diefe MWeife eine fchleunige Erfül 
lung des ſeit zwölf Jahren unerfüllt gebliebenen Artikels 103 
unferer Verfaſſungs-Urkunde wahrlich nicht zu erwarten ift. 

Drittens: In wefentlicher Verbindung hiermit fteht die 
weitere Frage: 

„Sollte nicht, che man über Die neue Gefe tz⸗ 
gebung definitiv beſchließt, das Volk gefragt 
werden?“ | 

Unter dem Bolfe. verftehe ich hier die Gebildeten in einer 
jeden Klaffe der Staatsangehörigen, und fcheue mich nicht, 
biefe Frage zu bejahen. Auch bier wird die Gefchichte, Die 
Erfahrung die beſte Lehrerin fein. — Als das allgemeine Ges 
jegbuch für die Preußiſchen Staaten entworfen war, er: 
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folgte 1784 eine oͤffentliche Aufforderung an philofophifche _ 
Pechtsgelehrte und practifche Zuriften, den Entwurf zu prüfen 
und ihre Erinnerungen einzufenden; und ed wurden ald Praͤ— 
mien der gründlichen Prüfung Preismedaillen- beftimmt , (deren ’ 
‚eine, wie ich hier wohl anführen darf, dem damaligen Regie 
rungs =» Advofaten Schneider in Darmſtadt zu Theil wurde.) 
Der Großfanzler von Carmer ſchickte Eremplare des Entwurfs 
an damals berühmte practifche und theoretifche Zuriften, (wor: 
unter zwei Gießer Profefforen, Schlettwein und Höpfner;) 
auch an andere Gelehrte, an nicht juriftifhe Sachverftändige. 
Sodann wurde den Preußifchen Gerichtöhöfen und den Pros 
vinzialftänden eine Begutachtung, Cmeiftens binnen Gahresfrift) 
‚anbefohlen, und nachher erft, nach forgfältiger Prüfung der 
eingegangenen Gutachten, erfolgte die Berathung eines weites 
ren Entwurfs. 

Franz ber I., ber felbft unter den gefahrvolften politi« 
fchen GEreigniffen feine eifrige Aufinerkfamfeit der Juſtizgeſetz⸗ 
gebung nicht entzog, befahl nad; Vorlegung des Entwurfs zum 
bürgerlichen Geſetzbuch, daß in allen Deutfchen Provinzen der 
Defterreihifhen Monarchie eigene Prüfungs» Kemmiffio- 
‚nen zufammen zu feßen feien aus Mitgliedern. der Regierungs— 
behörden, der Gerichtsbehdrden und der Provinzialftände; daß 
Die juriftifchen Fafultäten ihre Beurtheilung, einfenden follten, 
. amd daß der Eutwurf durch den Druck bekannt gemacht werde, 

„damit jeder Sacjverftändige im Ins oder Auslande feine 

Meinung hierüber eröffnen koͤnne.“ 

Nachher erft mußte die Hof-Kommiflion in Gefetzſachen die defi⸗ 
nitive Redaction fertigen, und zur Pruͤfung des Staatsraths 
vorlegen. — Wie Frankreich in aͤhnlicher Weiſe bei Bil— 
dung ſeiner neuen Geſedgebung verfahren, hat der Ausſchuß— 
bericht erwaͤhnt. 

In den Niederlanden wurde der Entwurf eines neuen 
Strafgeſetzbuchs 1804 publicirt, und erſt am Schluſſe des Jahrs 
1808 ſanctionirt. Eine Umarbeitung des ſeit 1811 daſelbſt eins 
geführten Code penal wurde im Jahre 1818 entworfen, und 
erft 1827 den Generalftaaten vorgelegt; die öffentliche Mei— 
nung hatte mittlerweile Zeit, fich zu beitimmen, und, wie auch 
geſchah, ſich dagegen zu erklaͤren. 
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Die Königlich Bairifche Staatsregierung hat ebenfalls 
fehr weiſe feit 12 Sahren mehrere entworfene Geſetzbuͤcher dem 
Publifum mitgetheilt, und verbanft den dadurch vielfach ent: 
ftandenen Prüfungen gar Manches, namentlich zum großen 
Theile, daß die erften Entwürfe einer neuen Givilprogeßord- 
nung durch neue Nedactionen verbeffert wurden. 

Die Badifche Staatsregierung hatte die im Jahre 1831 
den Ständen vorgelegte Civilprozeßordnung vorher nicht nur 
dem Dberhofgerichte und den Hofgerichten mitgetheilt , fondern 
auch der Publicität übergeben; und noch am 27. Auguft des 
laufenden Jahres hat der Vorftand des Königlich Wuͤr tem⸗ 
bergifchen Suftizminifteriums in der zweiten Kammer zu 
Stuttgart erflärt, daß man das Gutachten aller Würtembergis 
ſchen Gerichtshöfe über die Grundlagen einer neuen Strafges 
richtsordnung eingefordert habe. *) | 

Daraus folgere ich, daß man unrecht hat, ja daß es Ver⸗ 
mefjenheit wäre, neue Gefegbiicher einführen zu wollen, ohne 
fie vorher dem großen fachverftändigen Publifum und darunter 
vorzugsmweife den Gerichtähöfen zur Prüfung vorgelegt zu has 
ben. Den Einwand, daß die Regierung eines conftitutionellen 
Staats nur die Prüfung der Stände zu fordern habe, mweife 
ich zurüc, fowohl mit den gegebenen Beifpielen, da diefe theilg 
aus Ländern mit Repräfentativ-Verfaffungen ftammen, als auch 
mit folgenden Worten des geiftreichen vielerfahrenen Nehberg 
in feinen conftitutionellen Phantafien eines alten Steuermanns 
1832, Seite 105. | 

„Zu ber 'Beurtheilung eines jeden einzelnen Gefeßes ger 
hört fo viel Kenntniß des Gegenftandes, und oft fo viele 

Erfahrung, daß in jeder'zahlreichen Berfammlung immer nur 

wenige fich ein eigenes Urtheil zutrauen koͤnnen. Nicht 

einmal über ven Inhalt, noch viel weniger Aber die Abs 

faffung, in welcher auf einzelne. Worte und Ausdrüde fo 
viel anfommt.‘ | | | 

„Für das Intereſſe des ganzen Volfes ift es daher weit 
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Im Septbr. 1835 ift ber Entwurf eines Strafgefesbuchs für das 
Königreich Würtemberg mit Motiven ber Publizität übergeben wor: 
den, D 9. 


— 1 — 


. nothmendiger, Die Gefeßgebung gegen entfcheidende Mehr: 
heiten feiner Vertreter zu fihern, als fie diefen anzuvers 
‚ trauen. Hiezu- gibt ed aber nur ein einziges Mittel: Ein 
conftitutioneller Grundfaß, daß fein Gefeg zur Discuffion 
fommen fönne, bevor es eine Zeitlang der allgemeinen df- 
fentlichen freien Prüfung ausgeſetzt geweſen. In einer fol- 
chen conftitutionellen Beftimmung dürften die Näthe und 
Diener des Fürften fo wenig wie die Abgeordneten des 
Dolfes eine Herabfeßung,, oder den Ausdruck eines Miß— 
trauens finden. Vielmehr fühlen alle Männer von wahrer 
Uieberlegenheit des Geiftes immer, wie fehr die Befchränft- 
* heit aller menfchlichen Kräfte der Hilfe bedarf, und fogar 
auch hohe Staatsbeamte, die ſich hochmüthig über das 
Urtheil Aller, die niedriger ftehen, wegfeten möchten, wer⸗ 
den Widerfpruch und Einreden, denen alle aͤußere Autos 
rität fehlt, noch eher ertragen, ald den Zabel beftellter 
Kritiker.“ 

„Die Preußiſche Regierung hat dieſes wohl erkannt, da 
ſie den Entwurf eines neuen Landrechts fuͤnf Jahre lang 
der oͤffentlichen Pruͤfung unterwarf, und ſogar zu dieſer 
aufforderte, ehe ihm Geſetzeskraft ertheilt ward.“ 

„Das allmaͤchtige engliſche Parlament hat ſich ſelbſt 
ebenfalls beſchraͤnkt, indem es die Ordnung einfuͤhrte, daß 
jeder Antrag zu einem Geſetze, welcher Art es ſei, zum 
voraus angekuͤndigt und erſt an dem beſtimmten Tage zur 
Berathung kommen koͤnne, damit die Conſtituenten, die 
kein Recht haben, Inſtruktionen zu ertheilen, in der Form 
von Bittſchriften ihr Urtheil geltend machen koͤnnen; und 
welchen Einfluß nicht allein ſolche Petitionen, ſondern 
auch ſogar einzelne Aufſaͤtze in den Zeitungen auf die Be 
ſchluͤſe haben, beweijt jeder Bericht über die Parlaments: 
Verhandlungen.” 

„Es bedarf wohl faum erwähnt zu werben, baß jene 
allgemeine Vorfchrift, nach welcher Fein Geſetz befchloffen 
und erlaffen werden foll, ohne vorher die Feuerprobe einer 
allgemeinen völlig freien Hffentlichen Prüfung beftanden zu 
haben, eine unbedingte Genfurfreiheit vorausfest. Welches 
Zutrauen koͤnnte wohl zu einer Prüfung gefaßt werden, 
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bie nur unter höherer Erlaubniß angeftellt worden? Auch 

die mildefte Genfur würde nie dem Verdachte entgehen, fie 

habe unterdrückt, was der Regierung zu fehr mißfallen. 

Eben der bitterfte, der empfindlichite Tadel, wenn er nur 

die Sache und nicht die Perfonen der Urheber trifft, ift 

aber der heilfamfte, fogar wenn er ungegründet befunden 
würbe, und vielleicht alsdann am meiſten.“ 

So weit Rehberg; und Sie fehen hieraus meine, Herrn, 
wie aud; hier wieder die verfaffungswidrige Genfur hindernd 
in den Weg tritt, und wie fehr auch in folcher Beziehung zu 
wünfchen wäre, daß endlich einmal der Fürft nicht mehr durch 
die Minifter abgehalten würde, ‚bie heilige Zufage geſetzlicher 
Preßfreiheit zu erfuͤllen. 

Iſt es demnach nähe erforderlich, bei neuen Ges 
fegbüchern, ehe fie den Ständen zur definitiven Genehmigung 
vorgelegt werben, auch den fachverftändigen Männern im Bolfe 
eine Zeit zur Prüfung zu geftatten, ſo ift folche Prüfung um 
fo leichter, fie it mithin fowohl gruͤndlicher, als auch in Fürs 
zerer Zeit zu erwarten, wenn die Grundlagen einer bereits be- 
ftehenden und erprobten Gefeßgebung angenommen werben, und 
noch mehr, wenn diefe Gefeßgebung fogar in einem bedeuten⸗ 
ben Theile des Großherzogthums fchon feit faft einem Menfchens 
alter allbefannt ift, und eben hierdurch in ihren Vorzügen und 
in ihren Mängeln um fo leichter beurtheilt werden fann. Die 
Solgerung ergiebt fich von ſelbſt. 

Diertens: Können zweckmaͤßigerweiſe die verfchies 
denen Geſetzbuͤcher vereinzelt entworfen werden, 
von einzelnen Männern, die nicht mit einander in, 
Berbindung ftehen? 

Keinem Sachfundigen wird es — daß die drei in 
der Verfaſſungsurkunde zugefagten Geſetzbuͤcher innig mit eins 
ander zuſammenhaͤngen. Zahlreiche Faͤden verknuͤpfen das buͤr⸗ 
gerliche Geſetzbuch mit demjenigen Theile des Geſetzbuchs uͤber 
das Verfahren in Rechtsſachen, welcher den Civilprozeß betrifft; 
und kein Theil der neuen Geſetzgebung wird ohne umfaſſende 
Ruͤckſicht auf Gerichtsverfaſſung erſchoͤpfend bearbeitet werden 
koͤnnen. Darum iſt es ſehr recht, daß die Geſetzbuͤcher thuns 
lichſt gleichzeitig bearbeitet werden aber eben darum koͤnnen ſie 
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nicht ohne harmonifche Zufammenbildung entftehen, und es 
müffen daher die damit Beauftragten in Verbindung unter eins 
ander ftehen. St diefes der Fall, und will man ernftlich fo 
wohl eine neue Gefeßgebung, als auch zur wefentlichen Grund» 
lage die Rheinheffifche, fo theile ich allerdings die von dem 
Abg. von Breuberg am Schluffe feiner Rede ausgefprochene 
Anfiht, daß bis zum nächlten Landtage alle Vorbereitungen 
getroffen fein koͤnnen. — In der vorhin bereitd angeführten 
Situng der Würtembergifchen zweiten Kammer klagte zuerft 
der Domdechant v. Sauyann darüber, daß Gefeke aus fremden 
todten Sprachen, daß Gefege aus fremden Zeiten. berrfchten. 
Nachdem fich fodann mehrere Mitglieder theild für den Eode 
Napoleon ald Grundlage, theild für unbedingte Deffentlichfeit 
der Rechtspflege, wie auch dafür ausgefprochen hatten, daß 
man den Entwurf eines Geſetzbuchs dem Publikum übergeben 
muͤſſe, fo ftellte der Präfident die, vorzüglich von dem hochvers 
ehrten Abg. Schott veranlaßte Frage: 

„Sol die Regierung gebeten werden, mittelft Niederfezs 
zung einer Kommiſſion innerhalb der nächiten Drei Jahre 
den Entwurf eines Givil » und Handeldgefeßbuchd, einer 
bürgerlichen und peinlichen Gerichtsordnung einzubringen.” 

und diefe Frage wurde von fämmtlichen 85 anmwefenden Mit 
gliedern mit vollitändiger Einflimmigfeit bejaht. 

Höchft intereffante und belehrende Anfichten über einzelne 
Gegenftände der Geſetzgebung enthält der Bericht des 
zweiten Ausfchuffes der zweiten Kammer der Stände des Groß— 
herzogthums Heſſen, den gleichfalld der verdienftvolle Jaup 
über den Antrag der Abgeordneten Fr. Shend, W. Hoffe 
mann, Freiherrn von\®agern, von Brandis, Helb 
mann, Heß, Koh and Emmerling, betreffend die Erz 

füllung des Artifels 103 der Berfaffungsurfunde, erftattet hat. 


Bon allgemeinem Intereſſe und bienfam zur Orienti⸗ 
rung in dem weiten Gebiete der Geſetzgebungs-Wiſſenſchaft 
und Kultur des buͤrgerlichen Rechts, ſind vorzugsweiſe noch 
folgende Schriften: 

Ueber Geſetzgebung und den men Organismus 
im Staate ——— 


Cin den Beiträgen zur Gefeßgebung und praftifchen Suriss 
prudenz mit befonderer Ruͤckſicht auf Baiern v. F. Aug. 
Freiherr V. Zu Rhein [1826] 1. Bd. S. 77 fg.) 

Ueber das höchfte Ideal eines glücklichen Staates und einer 

vollkommenen Gefeßgebung, 

Cin Klein, Dr. Ernft Ferd., K. preuß. Geh. Suftiz- und 
Kammergerichtsrath ıc. in Berlin, Annalen der Gefebger 
bung und Rechtögelehrfamfeit in ven preußifchen Staaten. 
24. Bd. ©. 56 u. fg.) 

Ueber die Bereinigung ber Simplicität der Geſetze mit Der 
Vielfeitigfeit des Geſetzgebers, 
(Ibidem. ©. 66 u. fg.) 
Mas gehört zur praktiſchen Urtheilskraft im Sache der Ges 
feßgebung, 
( Ibidem. S. 73 u. fg.) 
Ueber die Ausbildung des Nationalgeiftes durch Gefeße, 

Cin denfelben Annalen. 21. Bd, ©. 325 u. fg.) 

Ueber die Verbreitung der nöthigen Gefeßesfenntniffe unter 
dem großen Haufen durch Kalender und ähnliche Bolfsfchriften, 

Cin denfelben Annalen. 25. Bd. Abtheil. 2.) 

Geſetze find nicht die einzige Quelle der juriftifchen Wahr- 
heiten, 

Cin Hugo, civiliſtiſches Magazin. [1798 — 1805.] 3. BD. 
©. 89 u. fg.) 

Ueber das DVerhältniß der gefeßgebenden zur richterlichen 
Gewalt, 

Cin den Sahrbüchern der Geſetzgebung und Rechtspflege in 
Sachſen, herausgegeben von Dr. Guft. Adolph Marz 
tin. [1831] 3. Bd. ©. 264 u. fg.) 

Rechtsfall hierüber 

(Ibhidem ©, 292 u. ©. 297.) 

Einige Worte über hiftorifche Rechts» Gelehrfamfeit und 
einheimiſche deutfche Gefetsgebung, 
(in Glönner, auserlefene Nechtsfälle und AUSMDEIENngen 

[1805] 3. 3b. Abh. 5.) 

‘Histoire de la legislation de Pastoret ——— de) 
Paris. 1824. 

Ueber den Umfang Ser Gefeke in Anfehung des Subjects, 


(in Wagner, k. k. öftreichifcher ord. Profeffor zu Wien ıc, 
Zeitfchrift. für sftreichifche Nechtsgelehrfamfeit und polis 
tiiche Geſetzkunde, Jahrgang 1830. 2. Bd. Hauptblatt 
Juli — December ©. 295 u. fg.) 

Ueber die Regeln, nad) welchen der Umfang ber Gefete 

andzumitteln ift, 

Cin Seuffert, Dr. 3. A., Erörterung einzelner Lehren 
des römifchen Yrivatrechts zum Gebrauche feiner Pans 
decten» Borlefungen nah Schweppes Leitfaden. [1820] 
1. Abth. Abhandl. 4) 

Von dem Widerfpruche ausländifcher und einkeinstäiher 
Geſetze, 

. (in Brinckmann, Rudolph Prof. in Kiel, wiſſenſchaft— 
lich - praftifche Nechtsfunde. Eine Sammlung von Erdrs 
terungen aus dem Gefammtgebiete der in Deutfchland 
geltenden Rechte. [1831] 1. Bd. ©. 5 u. fg.) 

‚„ Ueber den Unterfchied zwifchen Auslegung und Erläuterung 

der Gefeße und einiger Grundfäse der Interpretation, 

(im angeführten Merfe von Seuffert, Abhandl. 3.) 
Die Gültigkeit der Gefege ift vom Richter zu beurtheilen, 

, Gm anführten Werfe von Brinkmann. © 1 u. fg.) 

Bon der Gültigkeit, welche denjenigen Geſetzen beizulegen 

ift, welche von einem Sieger über das befiegte Land gegeben 
"worden find, befonders nad) Wiedererlangung der Provinz durch | 
den früheren Inhaber, 

(in Zaharid, Karl Salom., Annalen der Geſetzgebung 
und Rechtswiſſenſchaft in den Laͤndern des Churfuͤrſten 
von Sachſen [1806] Abhandl. 2.) 

Ueber die Goncurrenz der Landftände bei der Gefetgebung, 

Cin der allgemeinen juriftifchen Zeitfchrift, herausgegeben von 
Prof, Chr. Fr. Elvers und Obergerichtsaffeffor Bens 

"der [zweiter Jahrg. 1829] ©. 169 u. fg.) 

Kann die Gerichts: Verfaffung eines conjtitutionellen Stans 

tes Durch bloße Verordnungen rechtögultig — werden? 

(in von Feuerbach's kleinen Schriften. ©. 178—228,) 

In Monarchien mit Iandftändifcher Verfaſſung ſind die Ges 

richte nicht befugt, die Gültigkeit der won ben Monarchen ohne 


Mitwirkung der Landftände erlaffenen Geſetze (Verordnungen) 
einer Prüfung und Entfcheidung zu unterwerfen, 

Cm Archiv fir die cioiliftifche Praris, herausgegeben von ' 
Dr. E. J. A. Mittermaier ıc. [1833]. 16. Band, Seite 
305 fg.) 

Ueber Abfchaffung der Gefebe, 

Cin der fritifchen Zeitfchrift [Tübingen } fir Seihtöiiffen 
fchaft, herausgegeben unter der Redaction der Profefforen 
N. Mohl, A. Rogge, & Scheuerlen, C. Schra⸗ 
der, & ©. Waͤchter und des Obertribunal- Affeffors 
Carl Wäcdter in Tübingen [1826], 2. Band, Seite 373 
u. fg.) 

Vergleichung ber franzöftfchen und der baierfchen Givil: 

Gefeßgebung, 

Cn Schelhaß, Heinrich v., K. Baierſch. Ober-Juſtiz-⸗Rath, 
Magazin des K. Baierſchen Staats- und Privatrechts 
[1810], 2. Bd. ©. 263 u. fg.) 

Ueber den Beruf unferer Zeit zur Ausarbeitung eines Givik 

Geſetzbuchs, 

Cin der juriſtiſchen Zeitung für das Königreich Hannover, 
herausgegeben von Dr. P. Schlüder, Iuitizrath zu 
Stade, u. Dr. 8. Wallis, Advofat in Lüneburg, bter 
Fahrgang 1831. Heft 2. ©. 173.) 

Nothwendigkeit eines bürgerlichen einheimifchen Privatrechts, 
Grundzüge zur Gefchichte des öftreichifchen Privatrechts, Eis 
genfchaften eines bürgerlichen Geſetzbuches, 

Cin Zeiller, Franz Edler v., Hofrath ıc. in Wien, 
jährlicher Beitrag zur Gefetfunde und Rechtswiffenfchaft 
in den sftreichifchen Erbitaaten, [1806] 1. Band, Ab⸗ 
theilung 1.) 

Iſt die Einfuͤhrung eines allgemeinen Geſetzbuchs fuͤr ganz 

Deutſchland ausfuͤhrbar und wuͤnſchenswerth, 

(in Ende, v., Koͤnigl. Wuͤrtemberg. Staatsminiſter, vers 
mifchte juriftifhe Ausführungen, [1816] Seite 303 und 
folg.) 

Ueber die Bedingungen, unter denen ein neues. Geſetzbuch 
wünfchenswerth iſt, 

in Weißke, Dr. Julins, Abhandlungen aus dem Gebiete 


des bdeutfchen Rechts, theoretifchen und yraftifchen In⸗ 
haltꝰ, [1831] Abhandl. 10.) 
Ueber die Redaction eines allgemeinen Seſeccage⸗ fuͤr 
einzelne deutſche Laͤnder, 
Cin Hugo civiliſtiſches Magazin 3.30. ©. 321 u. fg.) 
Stimmen für und wieder neue Gefegbücher von Savigny, 
(in der Zeitfchrift für gefchichtliche Nechtswiffenfchaft, herz 
ausgegeben von F. C. von Savigny, & ©, Eich⸗ 
horn und G. F. L. Goͤſchen. SIT] ©. Lu. fo) 
Bon den Anfichten unfrer Zeit über Die wichtige Frage der 
Sodification, & 
Cin der Zeitfchrift für Civil und Criminal⸗Recht, in gleidy 
mäßiger Nüdfiht auf Geſchichte und Anwendung des 
Rechts auf Wiffenfchaft und Gefetgebung, von Dr. C. 
F. Roßhirt, Hofrath und Profeffor zu Heidelberg, [1831] 
Heft l. © 9 u. fg) 
De la Codification en general et de celle d’Angleterre 
. en particulier, en une serie de lettres adressces a M. 
Cooper, Avocat anglais, par J. D. Meyer. 
| Ueber das Norbamerifanifche Common Law oder unge— 
fchriebene Recht und die Godiftcation, 
- (in der fritifchen Zeitfchrift für Nechtswiffenfchaft und Ge 
fetgebung des Auslandes, herausgegeben von Mitters 
maier und Zacharid. [1831] 3. 3b. ©, 444 u. fg.) 
Ueber Gewohnheitgrecht und Codiftcation in Rußland, 
Cin derfelben Zeitfchrift. [1833] ©. 105 u. fg.) 
Ueber die Frage unfrer Zeit in Beziehung auf Gerechtig⸗ 
keitspflege, von Ph. J. Siebenpfeifer. 1833. 
Grundſaͤtze uͤber die Haupteigenſchaften einer Givil- Ges 
richtsordnnung, 
Cin Zeiller’s jährlicher Beitrag zur Geſetzkunde und Rechtes 
wiffenfchaft in den oͤſtreichiſchen Erbftaaten. [18081 3, 
Bd. Abhandl. 3.) 
Ideen ber den Umfang und die Decongmie ‚einer allgemei⸗ 
nen bürgerlichen Gerichtsordnung, 
(in Pratobevera, Dr. Karl Joſeph, Materialien für 
Geſetzkunde und Rechtspflege in den —— Staaten 
[1814] 1. Bd. Abhandl. 4.) 
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Ueber. das Princip, worauf das Berfahren in bürgerlichen 
Rechtöftreitigfeiten nach der franzöfifchen Gerichtdordnung ger 
gruͤndet ift, 

(in Salchow, 3. C. D., Erdrterungen über das gerichtliche 
Berfahren in bürgerlichen Nechtöftreitigfeiten nach dem 
neueften Franzöfifchen Rechte, [1808] ©. 1 u. fg- 
Grundbeftimmungen einer zwedmäßigen Gerichts -Berfaf 

fung und Prozeßordnung, 

Cim Archiv für civiliftifche Praris ꝛc. I1831] 14. Bd. ©. 
398 u. fg.) 

Ueber die Verbefferung der in Deutfchland gemeinählichen 
Gerichtsverfaffung, 

(in vorftehenden Archiv, [1828] 11. Bd. ©. 298 u. 328 u. fg) 

Einige Bemerkungen über die wefentlichen Mängel der ges 

meinen beutfchen Gerichts -Berfaffung überhaupt und der kur⸗ 
heſſiſchen insbefondere, 

Cin der allgemeinen juriftifchen Zeitfchrift von Elvers und 

Bender [3. Jahrgang 1830) ©. 161— 170) 

Beiträge zur Reviſion der deutfchen Gerichts PBerfaflung, 

Cin der allgemeinen juriftifchen Zeitfchrift von Elvers und 
Bender [Sahrgang 1829] ©. 261 u. ©. 347 u. fg.) 
Das neue F, niederländifche Gefeß über die Organifation 

der richterlichen Gewalt und die Aufkiz Verwaltung, dargeitellt 
mit Bemerfungen über Gerichtss Berfaffung und insbefondere 
über Drganifation der Staats -Anwaltjchaft, 

Cim Archiv für die civiliftifche Praris ıc. [1827] 10. Bd. 
©. 426 u. fg.) 

Ueberficht derfelben in "England, 

Cin Hundrich Darjtellungen und Anfichten aus dem Ge⸗ 
biete der Rechtswiſſenſchaſt und Zuftiz- ER [1819] 
©. 200 u. fg.) 

Ueberficht derfelben in Frankreich nebſt algemeinen Bemer⸗ 
kungen uͤber Rechtspflege, 

(in Hundrid Darjtellungen vw. ©. 224 u. ©, 245) 
Ueberficht derfelben in Nom, 

(Ibidem S. 151 u. fg. ) 

Ueberficht derfelben in Deutfchland, 

(Ibidem ©. 166 u. fg.) 


Kann die Gerichts⸗Verfaſſung eines conftitutionellen Staas 
tes durch Verordnungen, weldye ohne Zuftimmung der Lands 
ftände erlaffen find, rechtögültig geändert werben (der Aufſatz 
iſt gegen die Schrift von Feuerbach gerichtet), 

(in der Zeitſchrift fuͤr Civilrecht und Prozeß, herausgegeben 
von Dr. J. B. Linde, Dr. Th. ©. 8. Marezoll und 
Dr. J. R. Bening- Ingenheim. [1833] 7. Bd. 
©. 49 u. fg.) 

Erſtreckt ſich das richterlihe Entſcheidungsrecht auf bie 
Frage: ob die Regierung eine Verordnung, auf welche ſich in 
einer Streitſache die Parteien beziehen, zu erlaffen berechtigt 
geweſen fey, 

(im Archiv für cioiliftifche Praris ıc. [1833] 16. Band 
©. 145 u. fg.) 

Ein Vorfchlag zu einer Gerichts» Polizeiorbnung, 

Cim Archiv für die Rechtspflege und Gefeßgebung im Großs 
herzogthbum Baden, herausgegebeu von Dr. 5. G. Dutt⸗ 
linger, Profeffor der Rechte in Freiburg, Freiherrn ©. 
von Weiler, Großberz Bad. Geheimer-Rath und J. 
v. Kettenader, Stabtdireftor in Freiburg, [1832} 
2. Bd. ©. 196 u. fg.) - 

Ueber die Fortfchritte der Gefeßgebung über Hypethefen 
und über die Forderungen, welche an die Geſetzgebung in Dies 
fer Beziehung geftellt werben Finnen, 

Cim Archiv für die civiliftifche Praxis ıc. 18, Bd. Heft 2 
und 3.) | 


Ueber die Fortfchritte in der deutschen Gerichtöpflege, vergl. 
noch überhaupt: 

der gemeine deutfche bitwgerliche Prozeß in Vergleichung 

mit dem preußischen und franzdfifchen Eivilverfahren und 

mit den neuejten Fortfchritten der Prozeßgeſetzgebung, von 

Dr. C. 5.9 Mittermaier. Bonn 1822, 1823, 1826 

und 1827. 


Zur noch näheren Orientirung in den Angelegenheiten und 
Fortfchritten der Partikular » Gefeßgebung im Gebiete des buͤr⸗ 
va. Band 18 Heft. 15 


en — 
gerlichen Rechts und der 


Gerichtspflege der einzelnen Staa⸗ 
ten bieten folgende Schriften reiche Ausbeute: 


Fur Nord, Amerifa 
Nordamerikani 
Cr der Eritifchen 


Sgebung und Rechtswif enfchaft 
im Allgemeinen und insbeſondere uͤber da 
nordamerikaniſch 


Cin der kritiſchen Zeitſchrift fuͤr Rechtswiſſenſchaft und Ge⸗ 
ſetzgebung des Auslandeg !. [1833] 5, Bd. ©, 234, u, 
u. fg.) 


PalsBerfaffung in England, 
(in der Fritifchen Zeitfchrift für Rechtswiſſenſchaft und Ge 
fesgebung des Auslandes ꝛc. [183 


18311 3. Bd. S. 136.) : 
glish law, by John Reeves and | 
eorge Crab. Mk igung hierüber, 


ichtigſten POrlamentö- Verhandlungen, uͤber 


tung der Gerechtigkeit, in dem Kanz⸗ 
lei⸗ Gerichtshofe, im Oberhauf Gerichtshofe der 
iſſari achen 


- ©. 133 u. 145. 
Parlaments vom Jahre 18392 für 
die Verbeſſerung der Volks⸗V 


ertretung in England und Wales, 
Schottland und Irland, 


(i berfelben Zeifchrift 18331 5 BD. ©, 233 1. 55) 
Beiträge zu einer Darftellung des englifchen Civil Prozeffeg, 
AM derſelben Zeitfeprigt 11830] 2, Bp, &, 299 u. fg.) 
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Zuſtand der Polizei und der Verbrecher in England, 

Cin derſelben Zeitſchrift [1830] 2. Bd. ©. 361 u. fg.) 
Vorſchlag zur Einführung von Vergleichsgerichten in Eng: 

land, 

Cin derfelben Zeitfchrift [1832] 4. Bd. ©. 491 u. fg.) 
Englifche Verhandlungen über Einführung von Grund: 

und Hypothefenbichern, 

Cin derfelben Zeitfchrift [1832] 4. Bd. ©. 235 u. fa.) 

Ueber den gegentbärtigen Zuftand der englifchen Gerichtähöfe, 

Cin der allgemeinen juriftifchen Zeitfchrift von Elvers und 
Bender [1828] ©. 265 u. ©. 273 u. fg.) 

Ueber die neueften legislativen Arbeiten in England, 

Ueber den Advofatenftand in England, 

Ueber die englifche Fallitengefeßgebung, 

Ueber das Affociationsrecht in England, 

Ueber die Arbeiten des englischen Parlaments, 

Ueber den Zuftand der Gerichtspofizei in London, 

(in Revue £trangere de legislation et d’&conomie poli- - 
tique, par une reunion de jurisconsultes et de publi- 
cistes francais et etrangers, publiee par M Foelix, 
'avocat a la cour royale de Paris. Paris 1833 u. 1834 
1. Heft, II. IV. 6. Heft, XXXIX. 7. Heft, XLVIII. 
9. Heft, LIX. 7. Heft, XLIL 8. Heft, LIV. 10. Heft, 
LXIX. [1835] 3. Heft, XV.) 

Ueber die niedergefegten Kommiffionen zur Prüfung der 
Geſetze fo wie überhaupt über die neueften Geſetze Englands 
verbreitet fich: | 

The Law Magazine, or Quaterly Review of jurispru- 

dence. Herausgegeben von Hayward, Advofaten zu 

London im 10. Bande 1833 u. 11. Bande 1834. 


Für Franfreid. 

Nachrichten über die Gefeßgebungen Frankreichs 
Cin Hundrich's Materialien über Juftizr Verwaltung ıc. 

Abhandl. 6) 

Rede des Bürgerd Cambacéres (zweiten Gonfuld der Re 

publif) über die Philofophie der bürgerlichen Gefeßgebung, 
(in Grolmann, Dr. Carl, Magazin über bie Philiſophie 
15 
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und Geſchichte des Rechts und der Geſetzgebung [1808] 
1. Bd. ©. 69 u. fg. u. ©. 366 u. fg.) 

Ueber die Grundlagen und die Berfaffung des Juſtizweſens 
im franzöfifchen Reiche, 

(im fritifchen Archiv der neueften juridifchen Literatur und 
Nechtöpflege in Deutfchland, von Dr. W. 4. F. Danz, 
Dr. &h. ©. Gmelin und Dr. W. ©. Tafinger [1810] 
6. Bd. ©. 297 u. fg) 

Hiftorifche Ueberficht der verfchiedenen Codices, welche in 
Franfreich verbindliche Kraft gehabt haben, 

(in Fr. Laffaulr und J. Birnbaum Sournal für Ges 
fegfunde und Rechtögelehrfamfeit [1807] 3. Bd. ©. 279 
u. ©. 333. 4.30. ©, 387 u. ©. 453.) 

Zur Kenntniß der neuen franzdfifchen Rechts-Verfaffung; 

cn Goßler, juridifche Miscellen [I810) 2. Heft, ©.59 u. fg.) 

Franzoͤſiſche juridifche Literatur und Rechtsfunde, 

(im fritifchen Archiv von Danz, Ömelin und Tafinger 
(1802, 1803, 1804] 2. Bd. ©. 373 u. fg. 3. Bd. ©. 54 

u. fg. 4. Bd. ©. 172 u. fg.) 

Darftellung der Veränderungen, welche mehrere bürgerliche 
NRechtsinftitute Durch die neue franzoͤſiſche Gefege erlitten haben, 

Cin demjelben Fritifchen Archiv 3. Bd. ©. 520 u. fg.) 

Ueber das franzöfifche Givil- Gefegbuch rüdfihtlih auf 
deffen Abweichungen von dem gemeinen Rechte und der voris 
gen franzöfifchen Gefeßgebung, 

Cin Fr. Laſſaulx und Birnbaum Sournal für Geſetz⸗ 
funde und Rechtögelehrfamfeit [1805] 2.80. ©. 387, 433 

u. 393. 3.30. ©. 1, 142 u. 243. [1807] 1.30. ©. 79 

u. 115. 2. 3b. ©. 163, 190 u. 221. 3. Bd. S. 263, 303 

bis 359. 4. 3b. ©. 399, 401 u. 443.) 

Ueber die DVerfchiedenheit der Form des franzöfifchen Civil⸗ 
Codex und des preußiſchen allgemeinen Landrechts, wie auch 
über die Verfchiedenheit des Geft chtspunktes, welcher bei dieſen 
Geſetzbuͤchern zum Grunde liegt, 

(in Klein, Annalen der Geſetzgebung und Rechtsgelehrſam⸗ 
feit in den preuß. Staaten [1808] 25. Bd. Abb. 12) 

Ueber. die bei dem gewöhnlichen Verkehr vorkommenden 
Unterfchiede der franzöfifchen und preußiſchen Gefeßgebung, 

(Ibidem. Abhandl. 13.) 
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Darſtellung des franzoͤſiſchen Civil⸗Prozeſſes, 

(in der kritiſchen Zeitſchrift für Rechtswiſſenſchaft und Ges 
feßgebung des Auslandes ıc. [1529] 1. Bd. ©. 307 u. fg.) 
Vergleihung der franzsfifchen gerichtlichen Procedur mit 

der ypreußifchen, 

cin Klein’s Annalen ıc. [18091 26. Bd. Abhandl. 3.) 
Ueber vie Faiferlichen Anwälte und den Generals Prochs 

rator, procurateur general bei den Obergerichten in Frankreich, 

cin Go $ler’s Miscellen 2. Heft, S. 108.) 

Das Inſtitut der Staatsanwaltfchaft nach feinen Haupts 
momenten von Alerander Müller. 1826. 

Ueber ven Wirfungsfreis der Staatsbehörden in Franfreich, 

(in der fritifchen Zeitfchrift für Nechtswiffenfchaft und Ge 
ſetzgebung des Auslandes, herausgegeben von Mitters 
maier und Zahariä [1833] 5.20. ©. 29 u. fg.) 

Ueber das fchriftliche Verfahren im franzoͤſiſchen Civilprozeſſe, 

(Ibidem [1832] 4. Bd. ©. 158 u. fg.) 

Das Formen: und Nullitätd = Syftem des franzoͤſiſchen 
Sivils Prozefleg, 

(Ibidem [1830] 2. Bd. ©. 245 u. fg.) 

Ueberficht Aber Die neuefte juridifche Literatur feit 1. Sas 
nuar 1529. 

(Ibidem [1829] 1.8d. ©. 97 u. 297.) 

Ueber den franzöfifchen Geſetzes-Vorſchlag, die Berants 
wortlichfeit der Minifter betreffend, vom 10. Januar 1834, 

(Ibidem [1834] 7. Bd. ©. 29 u. fg.) 

Gefchichte der völferrechtlichen, vertrags= und friebends 
fchlußmäßigen Uebernahme Franfreichg, ſaͤmmtliche alte Landes⸗ 
fehulden , welche auf der Iinfen Nheinfeite verpfändet find, zu 
verzinfen und abzuzahlen, nebft den rechtlich praftifchen Folgen 
auf Schuldner und Gläubiger, Richter und Partheien beider 
Nationen, 

Cin Roth, Soh. Richard v., Oberappellationdgs Rath und 
Profeffor, Abhandlungen aus dem deutjchen Staates und. 
Voͤlker⸗Rechte, verfchiedene praftifche Gegenftände und 
wirkliche Fälle zur Erläuterung der Tractaten des Ras 
-ftädter und Lineviller Friedens und des Regensburger 
Haupt s Deputationd-Schluffes [1804] 2. Abth. Abh. 8.) 
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Ueberſicht des Geſetzes, die Municipals oder Communal⸗ 
Berwaltung Frankreichs betreffend, vom 21. März 1831, 
Cin der fritifchen Zeitfchrift für Nechtswiffenfchaft und Ges 
feßgebung des Auslandes ıc. [1834] 6. Bd. XL) 
Rechtsphiloſophie in Franfreich, 
(Ibidem. [1834] 6. Bd. U u. XVL XXIV.) 
Ueber die Staatsanwaltfchaft nad ihrer Wirkfamfeit in 
Eivil: Schen, 
(Ibidem [18341 6. Bd. XIX.) 
Die franzöfifche und badifche Gefeggebung über die Aſſo— 
ciation, 
Cin The law Magazine, er Quaterly Review of juris- 
-prudence [1834) Mai- Heft, 12.) 


Fürdie Niederlande, 


Ueber den gegenwärtigen Zuftand der Gefeßgebung und 
Nechtswiffenfchaft im Königreich der Niederlande, . 

Cin der kritiſchen Zeitfchrift für NRechtswiffenfchaft und Ges 
feßgebung des Auslandes ıc. [1829] 1. Bd. ©. 138, 185. 
[1830] 2, Bd. ©. 414 u. fg. [1831] 3. Bd. ©. 1 u. fg.) 
Ueber den heutigen Zuftand der Gefeßgebung in Nord⸗— 

Niederland, 
(Ibidem [1833] 5. 8b. ©. 163 u. fg.) 

Das neue k. niederländifche Gefe Aber die Organifation 
ber richterlichen Gewalt und die Zuftize Verwaltung dargeftellt, 
mit Bemerfungen über Gerichts» Verfaffung , und insbefondere 
über Organifation der Staats » Anwaltfchaft, 

(im Archiv für die choiliftifche Praris ıc, [18271 10. Bd. 
©. 426 u. fg.) 

Ueber den Einfluß der franzoͤſi [hen Civil⸗ Geſetzgebung auf 
die Geſetzgebung der Niederlande im 16. und 17. Jahrhundert 
von Grandgagnage. 

Wergl. die Anzeige hierüber in der Fritifchen Zeitfchrift fir 
Nechtswiflenfchaft und Gefetgebung des Auslandes ıc. 
[1833] 5. Bd, ©. 344 u. fg.) 

Ueber den gegenwärtigen Zuftand ber Geſetzgebung in > 

weftlichen Provinzen der Niederlande, 

Cin Revue etrangere de legislation et d’&conomie poli- 
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tique, par M. Foelix. Paris [1833] 2. Heft, XII. 
[1834] 11. Heft, LXXV.) 
Ueber die Mobificationen, welche die franzöfifche Geſetzge⸗ 
bung in den Niederlanden feit. 1813 erfahren hat, 
(Ibidem [1835] Nr. 6. XLI.) 
“ Ueber die rühmlichen Fortfchritte der niederländifchen Ges 
feßgebung. Vergl. überhaupt Bydragen tot Regtsgeleerd- 
heit en Wetgeving, van Den Tex et van Hall. 
Ueber das Gefeg Yon der Orgasifation der: richterlichen 
Gewalt und der Verwaltung der Rechtspflege für das Könige 
reich der Niederlande vom 28. April 1835, mit Rüdficht auf 
feine Hauptmotive und: die Disfuffionen der zweiten Kammer 
der Generalftaaten über diefen Gegenftand, von Hrn Dr. von 
Affer in Amfterdam, 
Cin der Fritifchen Zeitfchrift für Nechtswiffenfchaft und Ge⸗ 
feßgebung des Auslandes ꝛc. 8. Bd. Heft 1, Wr. 3.) 


Für Rußland, 


Eodification in Rußland, 

Cin der kritiſchen Zeitfchrift fir Nechtswiffenfchaft und Ger 
feggebung des Auslandes ıc. [1834] 6. Bd. ©. 328 u. fg.) 

Ueber Gewohnheitsrecht und Godiftcation in Rußland, 

(Ibidem [1833] 5. Bd. ©. 105.) 

Verſuch einer Geſchichte des Studiums und ber Literatur 
des ruffifchen Rechts und der NRechtswiffenfchaft in Rußland 
überhaupt, 

(Ibidem [1830] 2. Bd. ©. 440 u. fg. [1831] 3.30. ©. 97 u. fg.) 

Verſuch über die gefchichtliche Ausbildung der ruſſiſchen 
Staats- und Rechts: Verfaſſung von Neuß. Vergl. Ankuͤndi⸗ 
gung darüber, . 3 

(Ibidem [1832] 4. Bd. ©. 49 u. fg.) 

Saint - Petersbourg. De Pimprimerie de Mme. veuve 
Pluchart et fils, 48553: Precis des notions historiques sur 
la formation du corps des lois russes. Tire des actes 
authentiques deposes dans les archives de la Ze Section 
de la —— particuliôère de S. M. PEmpereur. Tra- 
duit du Russe. 
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Das neue ruſſiſche Geſetzbuch, 


(in Foelix Revue étrangère de legislation et ?’8cöno- 
mie politique etc. [1834] XVII. [1835] LX.) 


Für Schweben 


Ueber den neueſten Rechtözuftand in Schweden, 
Cin der fritifchen Zeitfchrift für Nechtswiffenfchaft und Ger 
feßgebung des Auslandes.ıc. [1831] 3. Bd. ©. 46 u. fg.) 
Kurze Ueberficht über den gegenwärtigen Zuftand der Ges 
feßgebung und Nechtöwiflenfchaft in Schweben, 
(Ibidem [1829] 1. Bd. ©. 423 u. fg.) 
Bemerkungen über das VBerhältniß zwifchen Richter ar 
Raͤmd (ernannte Gefchworne) in Schweden, 
(Ibidem [1833] 5. Bd. ©. 412 u. fg.) 
Ueber die Entwürfe neuer Givil- und Strafgefeßbücher für 
Schweden nebft einigen literarifchen Notizen, 
(Ibidem [1833] 5. Bd. ©. 186 u. fg) 
Ueber die öffentliche Verwaltung, die Gefeßgebung und 
Gerichtöorganifation in Schweden, 
Cin Foelix Revue &trangere de l&gislation etc. [1835] 
XXXVIL) 


Fir bie Schweiz. 


Die fkantsrechtliche Stellung der Schweiz in Hinblid auf 
die Wiener Congreß-Acte, 
Cin der Fritifchen Zeitfchrift fir Nechtöwiffenfchaft und Ges 
feßgebung des Auslandes ıc. [1834] 7. Bd. ©. 84 u. fg.) 
Die neueften Gemeindeordnungen der Schweizer Kantone, 
(Ibidem [1834] 7. Bd. ©. 121 u. fg.) 
Schweizeriſche Rechtsliteratur, 
(Ibidem [1833] 5. Bd. ©. 447 u. fg.) 
Die neuefte Gefeßgebung in der Schweiz Über die Verants 
wortlichfeit der oberften Staatsbehörden, 
| (Ibidem [1834] 6. Bd. XV.) 
Die Gefeßgebung im Schweizer Kanton Zug, 
Cin M. Foelix Revue etc. [1834] 5. Heft, XXX.) 


Das Geſetz für den Kanton Genf vom 20. Suni 1834, in 
Betreff der öffentlichen Anwalte, 
(Ibidem [1834] 12. Heft, LXXXVIIL) 
- Bericht über das allgemeine bürgerliche Gefeßbuc für den 
Kanton Aargau, 
(Ibidem [1834] 12. Heft, LXXXIX.). 


Für Defterreid. 


Die Panthaidungen von Wartenftein und Grimmenftein, 
ein Beitrag zur Nechtsgefchichte des öftreichifchen Mittelalters, 
(in der Zeitfchrift für oͤſtreichiſche Rechtsgelehrſamkeit und 
politifche Geſetzkunde, herausgegeben von Dr. Vinzenz 
Auguf Wagner, k.k. öftreichifcher ordentlicher Prof. 
an der Univerfität zu Wien [1828] 1. Bd. ©. 198 u. fg.) 
Ueberficht der höchften Suftizbehörden für ſaͤmmtliche k. k. 
öftreich. Staaten, mit Ausfchluß von Ungarn und Siebenbürgen, 
Cin der allgemeinen juriftifchen Zeitfchrift von Elvers und 
Bender [1830] 3. Bd. Abhand!. 382.) Ä 
Summarifche Ueberficht wichtiger Civil = Suftizgefchäfte, 
welche bei den Gerichtsbehörden der nicht» ungarifchen Provins 
zen in den Sahren 1819 — 1828 und 1832 vorgefommen find, 
Cin Wagner’s Zeitfchrift, fortgefegt von Dolliner und 
Kudler [1834] 2. Bd. ©. 51 u. fo. 
Beiträge zur neueften Gefchichte der Sftreichifchen Geſetzgebung, 
(in Pratobevera Materialien für Gefegfunde und Rechtes 
pflege in den Sftreichifchen Staaten [1814] 1. Bd. Abh. 5.) 
Ueber die Principien des allgemeinen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs für die gefammten deutfchen Erbländer der öftreichifchen 
Monarchie, 
(Ibidem [1816] 3. Bd. Abhandl. 1.) 
Nachrichten über die Geſetzgebung in Deftreich, das allges 
meine bürgerliche Gefetbuch betreffend, 
in Hundrich's Materialien über Zuftiz - Verwaltung ꝛc. 
Abhandl. 5.) 
Probe eines Commentars uͤber das neue oͤſtreichiſche buͤr⸗ 
gerliche Geſetzbuch, 
Cin v. Zeiller jaͤhrlicher Beitrag zur Gejegtunde ꝛc. [1809] 
4. Bd. Abhandl. 4.) 
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Veränderungen ber öftreichifchen Gefege in ber baierfchen 
Monarchie, 
Cin Schelhaß, Heinrich v., Magazin des k. baierfchen 
Staats» und Privat: Rechts [1808] 1. Bd. ©. 257 u. fg.) 
Beiträge zur Hermeutif des öftreichifchen Privatrechts, 
(in Wagner’s Zeitfchrift ıc. [1828] 2. Bd. ©. 172 n. fg. 
[1830] 1. Bd. ©, 221 und ©, 313 u. fg. [1830] 2. Bd. 
©. 39 u. ©. 63 u. fg.) 


Für Preußen. 

Ueber den Geift der preußifchen Monardjie, beſonders in 
Ruͤckſicht auf die Juſtiz, 

Cin Klein's Annalen der Geſetzgebung und der Rechtsge— 
lehrfamfeit in den preußifchen Staaten [1800] 20. Bd. 
©. 268 u. fg.) 

Ueberficht der preußifchen Staats + Verwaltung, 

(im Archiv für die neuefte Gefeggebung aller deutfchen Staas 
ten, herausgegeben von Alerander Müller [1832] 
4.30. ©.9». fg.) 

Ueberblick über_Preußens Provinzial- Stände und die deß⸗ 
falls beftehenden allgemeinen und befonderen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen nebſt einigen Winken, 

(in demſelben Archiv [1832 1. Bd. ©. 227 u. fg.) 
Erinnerungen an bie gefeßgeberifchen Großthaten der preus 

ßiſchen Männer von Stein und von Hardenberg, zur 
richtigern Auffaffung der Urfachen und des Geifted der preußis 
fchen Staatsreform feit 1807, 

Cin demfelben Archiv [1834 6. 8b. ©. 1 u. fg.) 

Anfichten über die revidirte Städte: Ordnung fuͤr die preu⸗ 
ßiſche Monarchie vom 17. März 1831 im Vergleiche mit der 
älteren Städte: Ordnung vom 19. November 1808 nad) ihrem 
Berhältniffe zum Ganzen der preußifchen Staats: Berfaffung 
und nach ihrer Bedeutung für das conftitutionelle Leben in 
Preußen, 

(in demfelben Archiv [1832] 2. Bd. ©. 353 — 455.) 
Meinungsftreit über die Städte-Drdnung in Preußen, 

Cin der allgemeinen juriftifchen Zeitfchrift ıc. [1828] ©. 245 
und ©. 353 u. fg.) 


Nachrichten, welche fich auf die Gefeßgebung in den preu- 
Bifchen Staaten überhaupt beziehen, 

Cin Klein’s Annalen [1803] 22. Bd. ©. 267 u. fg.) 

Auszug aus der koͤnigl. Kabinets⸗Ordre v. 14. April 1780, 
die Verbefferung des Juſtizweſens betreffeud, 

(in Sievert, Materialien zur wiflenfchaftlichen Erflärung 
der neueften allgemeinen preußifchen Landesgefege [1801] 
3. Heft. ©. Lu. fg.) 

Ueberfichtfiche Darftellung der Rechts-Verfaffung Preußens 
während der Zeit der Orbensherrfchaft, 

Cin der Zeitfchrift für Theorie und Praxis des preußifchen 
Rechts in feinem ganzen Umfange, herausgegeben von 
Dr. Johann Friedridh Ludwig Bobrid und Dr. 
Heinr. Friedr. Sacobfon [1834] 1. Bd. Abh. 2.) 

inhalt der preußifchen Landesgefete, 

(in Sievert’s Materialien ıc. [1800] ©. 3 u. fg.) 

Verzeichniß von preußifchen Gefeß- und Huͤlfsbuͤchern, 

Gn Hundrich's Materialien ıc. Abhandl. 1.) 

Reglement für die Untergerichte im weftpreußifchen Re— 
gierungs> und Kammer » Departement, 

Cin Stengel, Beiträge zur Kenntniß der Juſtiz-Verfaſſung 
und der juriftifchen Literatur in den preußifchen Staaten 
[1803] 17. Bd. ©. 98 u. fg.) 

Ueber die wahrhaft gefchichtliche Entftehung und Bebeu- 
tung des preußifche® Rechts, in materieller und formeller Bes 
ziehung, 

in Gans, Beiträge zur Reviſion der preußifchen Gefeßges 
bung [1830] 1. 8b. ©. 195 und ©. 338 u. fg.) 

Ruͤckblicke auf die Gefchichte der Abfaffung des allgemei- 
nen Landrechts und der allgemeinen Gerichtsorbnung für die 
preußifchen Staaten, 

Cin der allgemeinen juriftifchen Zeitfchrift ꝛc. [1829] ©. 9 
und ©. 13 u.ifg.) 

Neuefte Gefchichte der preußifchen Geſetzgebung und Jufliz- 
Berfaffung [1801], 

Cin Klein’ Annalen ıc. [1801] 21. Bd. ©. 300 u. fg.) 

Ueber die Einleitung zum preußifchen Landrechte, 

(in Gans Beiträgen ıc. [1830) ©. 97 u. fg.) 


Sammlung der Anmerkungen aus dem Entwurfe zum all 
gemeinen Gefetbuche von 1784— 1788, 

Cin Sievert’s Materialien ıc. [1800] 1. Heft, ©.25 u. fg.) 

Auszug der abgeänderten Stellen in der erfien Ausgabe 
bes allgemeinen Gefeßbuches von 1791, 

(Ibidem ©. 143 u. fg.) 

Ueberficht des Landrechts nach feinen Nubrifen und Mars 
ginalien, mit Bemerfungen der darüber feit der Publication ers 
gangenen neuen Verordnungen und fonftigen Erläuterungen, 

(Ibidem [1801] 3. Heft, ©. 153 u. fg.) 

Ueber die Ausgaben und Auflagen des preußifchen Landrechts, 
Cin der Zeitſchrift fir wiſſenſchaftliche Bearbeitung des preus 
piſchen Rechts, herausgegeben von A. H. Simon, Ge 

heimen Ober-Juſtiz- und Revifiong- Rath und H. % von 
Strampf, Iuftizrath, [1828] 1. Bd. Abh. 14.) 

Ueber den Zufammenhang der Theorie und Praris im ges 
meinen und preußifchen Rechte, nebft Bemerfungen über das 
Studium des leßtern und die Stellung des Richters bei Anz 
wendung bed Geſetzes, 

Cin der Zeitfchrift für Theorie und Praris des preußifchen 
Rechts ıc. von Bobric [1834] Abhandl. 1) 

Ueber die Verfchiedenheit der Form des franzöfifchen Civil⸗ 
Eoder und des preußifchen allgemeinen Land-Rechts, wie auch 
über die Verfchiedenheit des Gefichtspunftes, welcher bei dieſen 
Gefegbiüchern zum Grunde liegt, e 

(in Klein’s Annalen ıc. [1808] 25. Bd. Abh. 12.) 

Ueber einige der merfwürdigften Abweichungen des Code 
Napoleon vom preußifchen allgemeinen Geſetzbuche, 

Cin Goßler's juridifchen Miscellen ıc. [II810) 2. Heft, ©. 
120 u. fg.) 

Ueber die bei dem gewöhnlichen Verkehr vorfommenden 

Unterfchiede der franzöfifchen und preußifchen Gefeßgebung, 
Cin Klein’s Annalen ıc. [1808] 25. Bd. Abh. 13) 

Einige Bemerfungen über das Circulare wegen genauer 
Beftimmung verfchiedener im allgemeinen Landrechte und der 
Gerichtsordnung enthaltenen Borfchriften d. d. Berlin 30. Des 
zember 1798, 

(in Sievert’s Materialien ıc. [1800] ©. 265 u. fg.) 


J 
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Commentarifche Verfuche über Tit. 5. Thl. 1. des allgemeinen 
Landrechts, 

(Ibidem [1800] 2. Heft, ©. 105 u. fg. [11804] 6. Heft, S. Tır. 
fg. [1806] 7. Heft, S.3 u. fg. [11807] 8 Heft, ©. 47 u. fg) 

Auswahl der eregetifchen Bemerkungen aus Klein’ Ans 
nalen zum 20. Titel des 2. Theils des Landrechts, Ä 

(Ibidem [1801] 4. Heft, ©. 53 u. fg. [1804] 6. Heft, ©. 
55 u. fg.) | 

Auswahl der erheblichften eregetifchen auf das allgemeine 
Landrecht anwendbaren Bemerfungen aus Schloffer’s Bries 
fen, Herrmann’s Fragmenten und Ehrhardt’s Berfuchen, 

(Ibidem [1501] 3. Heft, ©. 43 u. fg,) 

Darjtellung der Grundzuͤge der preußifchen Gerichtsver⸗ 
faſſung und Vergleichung derſelben mit den Grundzuͤgen der 
franzoͤſiſchen Rechtspflege, 

Cim niederrheiniſchen Archiv für Geſetzgebung Rechtswiffen 
[haft und Rechtspflege von G. v. Sandt und C. Zum 
Bach [1819] 4. Bd. ©. 138 u. fg.) 

Betrachtungen über einige ber vorzäglichiten Materien ber 
vormaligen Statuttarrechte der Koͤnigl. Rhein= Provinzen, 

(Ibidem [1817] 2. Bd. ©. 87 u. fg.) 

Einige Betrachtungen über die Rechtspflege in den Rheins 
landen aus dem Gefichtspunfte der Erfahrung, 

CIbidem [1817] 2. Bd. ©. 349 u. fg.) 

Dergleihung ber franzöfifchen gerichtlichen Procebur mit 
der preußifchen, 

(in Klein's Annalen [1809] 26. Bd. Abhandl. 3.) 
Ueberficht der allgemeinen Gerihtsordnung mit Bemerkun⸗ 

gen der darüber ergangenen neueren Verordnungen, 

cin Sie vert's Materialien ıc. [1808] 2. Heft, ©. Lu. fg.) 
Nachrichten aus der Gefchichte der preußifchen Geſetzge⸗ 

bung, die neuen Fortſchritte derſelben betreffend, 

An Hundrich's Materialien ıc. Abhandl. 11.) 
Beränderungen in der Suftiz » Verfaffung der preußifchen 

Staaten im Allgemeinen im Jahre 1803, 

(in Klein’s Annalen ıc. [1803] 22. Bd. ©. 183 ır. fg) 

Neue Juſtiz⸗Einrichtung in den preuß. Entſchaͤdigungslaͤndern, 

(Ibidem ©. 199 u. fg.) 


— 2388 — 


Entwürfe zu einem Gutachten der Geſetz⸗Kommiſſion über 
die Beränderung des allgemeinen Landrechts und ber Progeßs 
ordnung, 

(Ibidem [1800] 20. Bd. ©. 275 u. fg.) 

Behandlung der Fragen, aus welchen Gründen eine Um: 
arbeitung nöthig fei, und wie folche gefchehen müffe, 

(in Gans Beiträge ıc. [1830] ©. 1 u. fg.) 

Andeutungen bei der bevorftehenden Umgeftaltung ber preu⸗ 
ßiſchen Juſtiz-Verfaſſung, 

(in der kritiſchen Zeitſchrift fir Rechtswiſſenſchaft, heraus⸗ 
gegeben unter der Nedaction der Profefforen N. Mohl, 
A. Rogge, C. Scheuerlen, & Schrader, & ©. 
Wächter und Carl Wächter [1826] 2.30. ©. 122 fg.) 
Ueber die Einführung des preußifchen Landrechts in beit 

Kheinlanden, 

(Ibidem ©. 406 u. fg.) 

Das preußifche Geſetz vom 25. April 1822 in Betreff der 
Notare in den Nhein = Provinzen, 

Cin Foelix Revue etrangere de legislation etc. [1834] 
10. Heft. LXVI.) 
Die preußifche Staats-Geſetzgebung, 
(Ibidem [1834] 11. Heft. LXXVL) 

Ganz befonders wichtig für den Fortgang und die Entwicke— 
lung der preußifchen Gefeßgebung, Rechtswiſſenſchaft und Rechts⸗ 
verwaltung find die dafür im Auftrage des K. Zuftiz- Mint 
fteriums erfcheinende Jahrbücher, herausgegeben von Carl 
Albert v. Kamps, jetzt K. Preuß, Staats» und Zuftiz- 
Minifter; von 1814 bis auf die neuefte Zeit. Es beftehet darüber 
ein vollftändiges alphabetifches Repertorium von Sonnen 
berg, Stendal 1828. 


Für die übrigen größeren und fleineren Staa 
ten Deufchlande, als R 


für Anhalt. 


Heber die Anhalt Deffaufchen Prozeßgeſetze, 
(im Archiv für die civiliſtiſche Praxis ıc. [1824 7. Bd. ©. 
274 u. fg.) 


Ueber den Anhalt» Deffaufchen Ereeutivs Prozeß und bie 
Nechtöfraft der Beweis - Auflagen, 
(Ibidem ©. 428 u. fg.) 


Für Baden. 


Ueberfiht der im Sahre 1812 erfchienenen Gefete des 
Großherzogthums, 

(in Brauer, Dr. F. und Dr. 8. Sal. Zahariäd, Jahr 
bücher der Gefeßgebung und NRechtswiffenfchaft des Großs 
herzogthums Baden [1813] 1. Bd. ©. 7 u. fa.) 

Ueberficht der Literatur des badifchen Rechts im Jahre 1830, 

Cim Archiv für die Rechtspflege und Gefeßgebung im Großs 
herzogthuin Baden, hexgusgegeben von Dr. 5. G. Dutt- 
linger, ©. v. Weil® uno J. v. Kettenader [1830] 
1. 30. ©. 149, 275 und 463 fg.) 

Preßgeſetz für das Großherzogthr 1 Baden nebft der Bes 
gründung des Negierungs » Entwurfs und den darüber erſtatte⸗ 
ten Berichten der 1. und 2. Kammer der badifchen Stände 
des Jahres 1831, 

Cin Müller’s Archiv für die neuefte Gefetgebung aller 
deutfchen Staaten ıc. [1832] 1. Bd. ©. 331 u. fg.) 

Geſetz über die Verfaffung und Verwaltung der Gemeinden, 

(Ibidem [1832] 3. Bd. ©. 99 u. fg.) 

Gefe Über die Rechte der Gemeindebürger und die Erwers 
bung des Bürgermechtg, 

(Ibidem [1832] 3. Bd. S. 147 u. fg.) 

Gefeß über die Formen der Wahlen zu den verfchiedenen 
Gemeinde⸗Aemtern und der Abgeordneten der ftaatsbürgerlichen 
Einwohner in einer Gemeinde und der Ausmärfer, 

(Ibidem [1832] 3. Bd. ©. 2367 u. fg.) 

Geſetz über die Aufhebung des Blutzehntens und des Zehn⸗ 
ten von Neubrüchen mit einigen dem Urfprunge und den Zehn, 
ten überhaupt geltenden Bemerfungen, 

: (Ididem [1832] 3. 8d..©. 307 u. fg.) 
Geſetz ber die Aufhebung der Herrnfrohnden, 
(Ibidem [1832] 3. Bd. ©. 319 u. fg.) 

Geſetz über das Schulden-Eontrahiren der Offiziere, 

(Ibidem [1832] 4. Bd. ©. 58 u. fg.) 
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Geſetz uͤber die jeweilige theilweiſe Erneuerung der Ständer 

Berfammlung. in beiden Kammern, 

(Ibidem [1832] 4. Bd. ©. 279 u. fg.) 
Geſetz über die Eivillifte, 
(Ibidem [1832] 4. Bd. ©. 282 u. fg.) 
Geſetz über die Aufhebung der Straßenbau⸗ Militaͤr⸗ und 
Gerichtsfrohnden, 
(Ibidem 4. Bd. ©. 291 u. fg,) 
‚ Grundzüge eines Civil⸗Prozeß⸗Rechts für Baden, 

- Cim Archiv für die Rechtspflege und Geſetzgebung im Großher- 
zogthum Baden, herausgegeben v. Duttlinger, v. Weis 
ler u. v. Kettenader, [1830] 1. Bd. ©. 7 u. fg) 

Authentifche Beitrage zur Ejaͤuterung der Badifchen Pros 
zeßordnung in Bürgerlichen Fecysjachen, 
Cin demfelben Archiv [1830] 1. Bd. Anhang.) 
Ueber die Muͤndlichkeit und Schriftlicjfeit des Verfahrens 
nach der neuen. Badifchen Prozeßorbnung, 
Cin demfelben Archiv [1834] 3. Bd. ©. 50 u. fg) 
. Ueber die Deffentlichfeit in Preßfachen nach Zuruͤcknahme 
des Preßgefekes, | 
(in demfelben Archiv [1834] 3. Bd. ©. 157, 322 u. fg.) 
Das Staatsrecht der deutfchen Bundesftanten, insbefondere 
des Großherzogthums Baden, im Berhältniß zum deutfchen Bunde, 

nebjt Anficht über den Bundesbefchluß vom 28. Suni 1832, 

Cin demfelben Archiv [1834] 3. Bd. ©0212 u. fg.) 
Die Ergebniffe des badischen Landtags von 1833 für das 
öffentliche und Privatrecht, 
Cin demfelben Archiv [1834] 3. Bd. ©. 566 u. fg.) 
Die Gefeßgebung des Großherzogthums Baden über bie 
Volks + Vereine, verglichen mit der franzöfifchen Gefetgebung, 
(in Revue etrangere de legislation et d’economie poli- 


tique etc, par M. Foelix [1833] 2. Heft, XL) 


Für Baisrn 


Rechtliche Verfaffung im Königreiche Baiern [1810], 

Cim fritifchen Archiv der neueften juridifchen Literatur und 
Rechtspflege in Deutjchland von Danz, Gmelin und 
Tafinger [18101 6. Bd. ©. 425 u. fg.) 
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Conſtitution vom 1. Mai 1808, 

im Magazin des k. baierſchen Staats + und Privat-Nechts 
von v. Schelhaß [1810] 2. Bd. ©. 32, 104 u. fg.) 
Drganifche Gefege in Beziehung auf diefelbe, 

(Ibidem [1810] 2. Bd. ©. 209 u. fg.) 
Commentar über die K. baierfche Gerichts- Ordnung, Ä 
‚(Ibidem [1808] 1. 3b. ©. 1, 134, 314 u. ©. 393. [1810] 
2. Bd, ©. 78, 183, 385.) | 
Verſuch einer Umbildung des Gay. 1. der baierfchen Ges 
richtd » Ordnung nach den neueren Geſetzen und Verordnungen, 

(Ibidem [1808] 1. Bd. ©. 360 u. fg.) 

Ueber das Anfehen der Älteren Gefege nach der Einfuͤh— 
rung des allgemeinen baierfchen Geſetzbuchs, 

(Ibidem [1810] 2. Bd. ©. 257, 418.) 

Vergleichung der franzöfi ifchen und ber baierfchen Givil- 

Geſetzgebung, 

(Ibidem [1810] 2. Bd. ©. 263 u. fg.) 
Tabelle zur Vergieichung des franzoͤſiſchen und baierſchen 
Perſonen⸗Rechts, 

(Ibidem [1810] 2. 8. ©. 316 u. fg) 

Bergleihung der baierfchen Gerichts- Ordnung mit der 
Sftreichifchen in Beziehung auf diejenigen Vorfchriften, welche 
die Abkürzung der Prozeffe bezweden, 
(Ibidem 2. Bd. ©. 452 u. fg.) 
‘ Ueberficht der in der baierfchen Monarchie beitehenden Ges 
feße in Betreff des Gerichtsſtands, 
(Ibidem [1810] 2. Bd. ©. 483 u. fg.) 
Ueber die baierfche LEDIG, 
(Ibidem [1810] 2. Bd. ©. 119, 321) ; 
Nachrichten über die Gefetsgebung in Baier, befonderg 
Das neue Strafgeſetzbuch [ISIS], 
Cin Hundrich's Materialien über BUN DEN EN ꝛc. 
Abhandl. 4.) 
Ueber die beantragte Trennung der Juſtiz von der Polizei 
und Verkleinerung der Landgerichte in Baiern, 

Cin Hauſer Ideen über Gegenſtaͤnde des oͤffentlichen und 

Privat-Rechts [1832] 1. Heft, S. 1u. fg) 
VII. Band. 18 Heft. 16 
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Entwurf zu einer Prozeßorbnung. für. Baiern, 

(in der kritiſchen Zeitfchrift [Tübinger]-für Rechtswiſſenſchaft 

yon Mohl, Rogge, Scheuerlen, Schrader und 

Waͤcht er [1826] 1. Bd. 3. Heft. ©. 78 u. fg.) 

Der neue ‚Entwurf der Civil» Prozeß Ordnung fir das 
Königreich Baiern in prüfender Vergleichung mit der neuen 
Prozeßordnung für das Waadtland, und, mit Beräcfihtigung 
neuer Partitular » Prozeß» Öefeße, | | 

(im Archiv für ciwiliftifche Praris ıc. [1825].8. Bd. ©. 409 
u. fg. [1826] 9. Bd. ©. 117 u. fg), en 

Die neuefte‘ Prozeß « Gefeßgebung, mit. beurtheilender Dar⸗ 

ftellung ‚der neuen Entwürfe für Baiern und die Niederlande, 

(Ibidem [1828] 11. 3. ©. 144, 269, 424 u. fg.) 

Neuer Entwurf eines Gefeged über Gerichts> Verfaffung 
und Staats» Anwaltfchaft für Baier, | 

u Gidem [1827] 10. Bd. ©. 426 u. fg.) er 

Ueber das baierfche Hypotheken, und Prioritäts » Gefeß, 

(bidem [1823] 3. Bd. ©. 11 u. fg) 

Erörterung einiger Fragen über baffelbe, 

Cin den Beiträgen zur Gefeggebung und. praftifchen Juris 
prudenz mit befonderer. Rüdficht auf Baiern von. V. Zu 
Rhein [1826] 1. Bd. Abhandl. 12.) 

Ueber die baierfche Prioritäts- Ordnung, 

(Ibidem [1829] 3. Bd. Abhandl. 21) 
Entwurf einer entfprechenden Gerichtsverfaſſung für. Baiern, 
(ibidem [1826] 1. Bd. Abh. IL. 7.) . 

Ueber die Grundlage einer entfprechenden Prozeß Ordnung 

fir das Königreich Baiern, Da 
(Ibidem [1826] 1. Bd. Abh. 11. 15.1) 

Blic auf den gegenwärtigen Zujtand der Gefeßgebung Baierns, 

Cin der Zeitfchrift für Theorie und Praris bes baierfchen 
Civiſ⸗ Griminale und öffentlichen Rechts, herausgegeben 
von V. v. Zu Rhein [18347 1. Heft. ©. 1— 22) 

Betrachtungen fiber einzelne Provinzialgefege des Koͤnigreichs, 

| (Ibidem ©. 22— 46.) | 

Praftifche Bemerkungen aus. dem Gebiete des baierfchen 
Civilprozeſſes, | Be 

(Ibidem ©. 46—61.) 
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Beitrag zur Erläuterung des $. 120 und 128 des VI. 
Verfaſſungsedikts, | | 
| | (Ibidem S. 68— 75) | 
» Baierns Gefeggebung,. dargeftellt von Zof. Ritter 
von Muffinan auf Zellereit. (München 1836.) 


Für Braunfhweig. 


Allgemeine Betrachtungen über die neuejten Berfaffungsars 
beiten im Herzogthum Braunfcweig und das Botum des Hof 
raths Poͤlitz über den neuen Entwurf der Landſchafts-⸗Ordnung, 

(in Microcos mus, der polemifchen Zeitfchrift für Staates 
funft und Staatsrechts- Wiffenfchaft, von Dr. Znöpfel 
[1832] 1. Lieferung ©. 1 u. fg.) 

Ueber die Bürgfchaft der Verfaffungen. deutfcher Bundes— 
ftaaten und ber das Recht einer vormundfchaftlichen Regierung 
zur Veränderung der Verfaffung, 

Cin Weißfe Abhandlungen aus dem Gebiete des beutfchen 
Rechts, theoret. und praftifchen Inhalts [1831] Abh. 8.) 

Ueber die Gerichtöverfaffung und das gerichtliche Verfah⸗ 
ren im Herzogthum Braunfchweig, 

Cin der allgem. jurift. Zeitfchrift von Elver 8 [1830] ©. 91 u. fg.) 

Verordnung, die Einrichtung des Juſtizweſens im Herzogs 
thum Braunfchweig betreffend. 

(in Themis, Zeitfchrift fir praftifche Nechts- Wiffenfchaft 
von Elvers [18527] 1. Bd. ©. 195 u, fg.) 

. Das Echtding und Statut der Stadt Braunfchweig, 

(in Hagemann’ praftifchen Erdrterungen aus allen Theilen 
der Nechtöwiffenfchaft ıc. I1831] 9.Bd. Anh. 2, ©.522 u. fg.) 

Ueber die Statute der Stadt Braunfchweig, 

(Ibidem [1831] 9. Bd. ©. 123 u. fg.) 

Bemerkungen über einige der auffallendjten fpeziellen Bes 
ftimmungen des neuen Entwurfs der braunfchweigifchen Lands 
ſchafts⸗Ordnung, 

cin Microcosmus ıc. [1832] 1. Lief. ©. 56 u. fg.) 


Fur Hannover. 


Grundgeſetz für das Königreich Hannover nebt dem Königl, 
Patente, die Publication defjelden betveffeud, 
16* 
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Cin Muͤller's Archiv für die neueſte Geſetzgebung aller 
deutfchen Staaten [1834] 5. Bd. ©. 289 u. fg.) 

Ueber dad Corpus juris Hannoverani, _ 

Cin der juriftifchen Zeitfchrift für das Königreich Hannover, 
Br von Dr. Schlüter und Dr. Wallis 
[1831] 1. Heft. ©. 31 u. fg.) 

Ueber die bevorftcehende Rechtsverfaſſung im Königreich 
Hannover, 

(Ibidem [1831] 2. Heft, ©. 74 u. fg) 

Die neueſte Prozeßgeſetzgebung mit beurtheilender Darſtel⸗ 
lung der neuen Entwürfe für Baiern und die Niederlande, und 
‚der Prozeßordnung für die Untergerichte bes Königreich Hans 
nover, 

(im Archiv für die civiliſtiſche Praxis ıc. [I1828] 1.80. ©. 
144, 269 u. 424 u. fg.) 

Ueberficht der Gefeßgebung in Hannover vom Jahre 1826, 
1827, 1829 und 1830, 

Cin der juriftifchen Zeitſchrift für das Königreich Hannover 
von Schlüter und Wallis, 2. Jahrgang Heft 1, ©. 
SI u. fg. 3. Sahrgang Heft 1, ©. 97 u. fg. 9. Jahrgang, 
Heft 2, ©. 161 u. fg. 6. Jahrg. Heft 2, S. 81 u. fg) 


Für Heffen (Kurheſſen). 
Merkwuͤrdige Furheffi fche Nechtsgefege vom Jahr 1825, ' 
Gin Schunks Jahrbücher der gefammten deutfchen juriftifchent 
Literatur 1. Bd. ©. 364.) 
Kurheffifche VBerfaffungs »Urfunde vom 5. Jan. 1831, mit 
ritifchen Bemerkungen darüber, 
Cim Müller’s Archiv für die neuefte Geſetzgebung aller 
deutfchen Staaten [11832] 1. Bd. ©. 1 u. fg. ©.45 u. 550 fg.) 
Kritiſche Bemerkungen über die conftitutionellen Kriegsge- 
fee Kurheſſens, | 
(lbidem [1832] 3. Bd. ©. 601 u. fg.) 
Staatödiener- Gefeg vom 8. März 1831 mit Fritifchen Bes 
merfungen darüber, 
(Ibidem [1832] 3. Bd. ©. 648 u. fg. [1835] 6. Bd. ©. 288 
u. fg. 7.30. ©. Lu. fg) 
Zur RR der Preß⸗ Geſetzgebung in Kurheſſen, mit 
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einem vergleichenden Hinbtic auf $. 37 ber Verfaſſimgsurkunde 
dieſes Landes, 
, (Ibidem [1834 5. Bd. ©. 42 u. fg.) 

Die Furheffifche Stadt> und Gemeinde » Ordnung, und: 
Etwas für Gefeßgebung über Gemeinde Drdbnung mit 
befonderer Ruͤckſicht auf Kurheſſen, 

(Ibidem [1835] 6. Bo. ©. 1 u. 177 u. fg.) 
Zur Erläuterung des $.63 Nr.2. der kurh. Verfaffungsurfunde, 
(Ibidem [1835] 6. Bd. ©. 249 u. fg.) 

Gefchichte der Iandftändifchen Verfaſſung in Kurheffen von 
D. B. W. Pfeiffer. 1834. 

Betrachtungen über den Artifel 75. der Furheffifchen Vers 
faffüngsurfunde und deffen Erklärung durch die Ständes Bers 
fanımlung von 1831, 

(in Microcosmus ıc. [18323 4. Heft, S. 41 u. fg) 

Bemerkungen über den $. 53 der Furheffifchen Berfaffungss 
Urkunde vom 5. Sanıar 1831, 

Cin der Zeitfchrift für Gefeßgebung und Rechtspflege des Kurz 
fuͤrſtenthums und Großherzogthums Heffen und der freien 
Stadt Frankfurt a M., herausgegeben von Dr. Boͤh⸗ 
mer, Bopp und Dr. Jäger 11834 1.2. ©. 492 u, fg.) 

Einige Bemerkungen über die wefentlichen Mängel der 
gemeinen beutfchen Gerichtsverfaffung überhaupt, und der kurs 
heififchen insbefondere, 

Cin ke allgemeinen juriftifchen Zeitfchrift von Elver s E1830) 

Jahrgang ©. 161 — 170.) 

— über das kurheſſiſche Civilverfahren, befons 
ders das Verfahren nach der hanaufchen Untergerichts-Drdnnung, 

(in Carl, Auguft, kleine juriftifche Auffäge [1830] Abh. 3.) 


Für Heffen- Darmftadt, Großherzogthum, 


Leber die Heſſen-Darmſtaͤdt'ſche Gefeßgebung von 1806 bis 
1816 und eine Sammlung der noch gültigen Gefege diefer Periode, 
(in der Zeitfchrift fir Gefeßgebung ıc. von Böhmer, Bopp 

und Jäger [1834] ©. 335 u. fg.) | 
Rechte und Zerritorialverhältuiffe ſaͤmmtlicher Ortfehaften 

der rheinheffiichen Provinz vor der franzöfifchen Occupation, 
(im Archiv merfwärdiger Nechtsfälle und Entfcheidungen der 
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rheinheſſiſchen Gerichte mit vergleichender Beruͤckſichtigung 

der Jurisprudenz von Frankreich, Rheinbaiern und Rhein⸗ 

preußen. Herausgegeben durch Die Anwaͤlte-Kammer in 
Mainz [1829] 1. Bd. ©. 129 u, fg.) « 

Ueber die Heffen-Darmftädt’fche Gefeßgebung von 1806 bis 
. 1816 und eine Sammlung der noch gültigen Gefege dieſer 
Periode, 

Cin der Zeitfchrift für Gefetgebung und Rechtspflege des 
Kurfuͤrſtenthums und Großherzogthums Heſſen und der 

freien Stadt Frankfurt a. M. von Böhmer, Bopp und 

Jaͤger [1834] 1. Bd. ©. 435 u. fg.) 

Ueberſicht der Rechtögefeßgebung des Großherzogthums 
Heſſen unter dem Großherzoge Ludwig J. von den Jahren 
1790 — 1830, 

Gin Schunck's Jahrbücher 19. Bd. ©. 183, 308 u. fg. 20 

Bd. ©. 79, 209 u. fg.) 

Die Civil- und Griminalgefeggebung des Großherzogthums 
Heffen feit der Zeit, da daffelbe zu den conftitutionellen Staas 
ten gehört, 

(in Müllers Archiv fir die neuefte Gefeßgebung aller Deutz 
ſchen Staaten [1832] 3. Bd. ©. 60 u. fg. ©. 335 u. fg.) 

Geſetz wegen Abldfung der PrivatsZehnten, 

(Ebendafelbft, [1832] 3. Bd. ©. 314 u. fg.) 

Geſetz wegen Abfauf fiscalifcher Grundrenten, . 

(Sbendafelbft [1832] 3. Bd. ©. 395 u. fg.) 

Die Verfaffungsgefege de Großherzogthums, 

(Ebendafelbft [1832] 3. Br. ©, 167 u. fg.) 

Welche einzelne: befondere Geſetze find als Beftandtheile 
der Verfaſſungsurkunde des Großberzogthums Heſſen zu be— 
trachten? 

(in Bopp's Mittheilungen aus den Materialien der Gefeßs 
gebung und Rechtspflege des Großherzogthums Heffen 
[1831] 4. Bd. ©. 8 u. fg.) 

Bemerfungen über den Artifel 110. der Heffen + Darnıftädt’- 
ſchen Verfaffungs- Urkunde, 

(in der Zeitfchrift für Geſetzgebung und Rechtspflege von 

Böhmer, Bopp und Jäger [1834] 1. Band, Geite 

123 u. fg.) 


Iſt das Gefeh vom 8. Januar 1824 über bie eraniwort 
fichfeit der höchften Staatsbehörden als ein integrirender Bes 
ftandtheif der Verfaffungs - »Urfunde des —— Heß 
fen zu betrachten? 

(in derjelben Zeitſchrift [1834] Abhandl. 3) 

Ein Blick in die Rechtsgeſchichte des Großherzogthums 

Heſſen, in Beziehung auf die Oeffentlichkeit der Rechtspflege, 
(in derſelben Zeitſchrift [1834 Abhandl. 33. 4.) 

Grundfäte des gewöhnlichen Verfahrens bei den Unterger 
richten im Großherzogtbum Helfen, 

Cin ® opp’8 Mittheilungen aus ben Materialien ber — 
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1830] 1. Bd. ©. I u. fg.) 


Für Hohenzollern » Sigmaringen, 


Verfaſſungs Urkunde fuͤr das Fuͤrſtenthum Hohenzollern⸗ 
Sigmaringen, 
(in Muͤller's Archiv fuͤr die neueſte Geſetzgebung aller 
deutſchen Staaten [1834] 5. Bd. ©. 141 u. fg.) 


Für Holftein und Schleswig mit Dänemark. 


Beitrag zur Gefchichte der alten daͤniſchen Provinzialrechte, 
(in der fritifchen Zeitfchrift für Nechtswiffenfchaft und Ges 
ſetzgebung des Auslandes von Mittermaier und Za- 
char iaͤ [1829] 1. Bd. ©. 476 u. fg.) 
Ueber dad Studium ded dänischen Rechts, j 
(in der kritiſchen Zeitfchrift [Tübinger] für Rechtswiffenfchaft 
x. [1826] 2, Bd. ©. 212 u. fg.) 
Ueber die Entwidlungsformen ber europäifchen Staaten 
im Allgerieinen, und die darnadı gefchehene Entwicklung des 
dänifchen Staates insbefondere. Kine ftaatswiffenfchaftliche 
Skizze aus dem Gefichtspunfte des hiftorifchen Rechts als Ein: 
leitung zur Mittheilung der neuen Geſetze ber die Provinzial 
ſtaͤnde in-Dänemarf und Schleswig Holftein, 
- (in Müller’ Archiv für die neuefte Gefeßgebung aller 
deutfchen Staaten [1834] 5. Bd. ©. 67 u. fg.) 
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Allgemeines Gefeß wegen Anorbnung von Provingialfäns 
ben in den Herzogthümern Schleswig und Holftein, 
(in demfelben Archiv [1834] 3. Bd. ©. 19 u. fg.) 
Bon dem Rechtszuftande und den Gefet- Sammlungen in 
den Herzogthimern Schleswig und Holitein, 
Cin der allgemeinen juriftifchen Zeitfchrift von Elvers und 
Bender [1828] ©. 469 u. fg.) 
Ueberficht Aber die holftein’fche Rechts-Verfaſſung, 
(in Themis, Zeitfchrift für praftifche Rechtswiffenfchaft von 
Elvers [1827] 1. Bd. ©. 164 u. fg.) 
Die Staatöverfaffung. in Dänemarf, 
(in Foclix Revue &trangere de legislation et d'écono- 
mie politique etc. [1834] LX.) 
Die nenefte Gefeßgebung für Schleswig und Holftein, 
(Ebendafelbft [1834] LXXX.) 


Fir Medlenburg. 


Ueberficht der Staats» und Landes-Verfaſſung des Groß⸗ 
herzogthumsd Mecklenburg - Schwerin, 

(in der allgemeinen juriftifchen Zeitfchrift von Elvers und 

Bender [1528] ©. 221 u. fg.) 

Ueber das Verhältniß der regiminellen Gewalt zur Juſtiz⸗ 
pflege in Mecklenburg, in Beziehung auf bie Errichtung. des 
Dberappellationsgerichts, | 

(im Archiv für die Rechtsgelehrtheit in den herzoglich med 

Ienburgifchen Landen, von Ch. % F. W. Freiherr von 

Nettelblatt und Wachenhöfer [1817] 1. Bd. 1. 

Abfchnitt, Nr. 1.) 

Literatur des mecdlenburg. Givils Staatds und Lehnrechts, 

(in v. Kamptz, mecklenburgiſche Nechtsfprüche [1802] 5. 

Bd. Abhandl. 19.) 

Daritellung des shofs und Tandgerichtlichen Appellationg- 
prozeſſes, 

(Ebendaſelbſt, Abhandl. 20.) 

Mittheilung einiger aͤlterer — —— 

nungen, als Beitrag zur Geſchichte der Tun 
Ebendaſelbſt, Abhandl. 22,) 
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Ueber bie befonderen Rechte einzelner mecklenb. Städte, 
(im vorhin angeführten Archiv von Nettelblatt, Abh. 5. 


5 ur Naſſau. 
"Beiträge zur Gefchichte ber naffau’fchen Landes⸗Ordnungen, 
(in Boͤttger's Analecten aus den naſſau'ſchen und ſolm'⸗ 
ſchen Rechten [1804] Abſchn. 1.) | 
Beiträge zu dem naſſau'ſchen Staats- Privats und Fir | 
ften «Rechte, 
(Ebendafelbft, Abfchn. 2.) 
Naſſau'ſche Prozeßordnung, 
(im Archiv für die civiliſtiſche Praxis ꝛc. 1823) 6. Bd. ©. 
20 u. fg.) 


Für Oldenburg, 
Darftellung der neueften oldenburgifchen Civil» Prozeß + Ges 
feßgebung, 
(im Archiv für civiliſtiſche Praxis ıc. [1824] 7. Band, Eeite 
274 u. fg.) | 
Für Schwarzburg » Sondershaufen. 
Das neue fchwarzburg-fondershaufen’fche Geſetz Aber das 
Verfahren in geringfügigen bürgerlichen Rechtsfachen vom 21. 
Mai 1826, 
(im Archiv für civiliftifche Praris ıc. [1326] 9. Band, Seite 
273 u. fg.) 


Fir das Königreih Sachſen. | 
Ueberficht der politifchen Verhältniffe Sachſens im Jahre 
1806 und der in biefem Jahr ergangenen geſetzlichen Verord⸗ 
nungen, 

(in Zaharid’s Annalen der Geſetzgebung und Rechtswiſ⸗ 
ſenſchaft in den Laͤndern des Kurfuͤrſten von Sachſen 
[1806] 2. Bd. Abhaudl. 1) 

Legis Judiciariae utzinsgee, Ten saxonia regia utitur 


originies, | 
(in Haubold, opusenla academital Ve. II. [1829} Abh. 7.) 


Sn wiefern koͤnnen die im erften und andern Theile des 
Cod. Aug. enthaltenen VBorfchriften, theils überhaupt noch jeßt 
als Gefete betrachtet, theild in allen Erblanden des Kurfürften 
von Sachſen angewendet werden? 

(in Zaharid’s Annalen u. f. w. [1806] Abh. 5.) 

VUeberſicht der NRechtögefege, welche in den Ländern fahrt ⸗ 
ſchen Rechts im Jahre 1828, 1829 und 1830 erſchienen find, 

(in den Sahrbüchern der Gefeßgebung und Rechtspflege in 
Sachſen, herausgegeben vor Martin [1828] I. Bd. 
©. 128 u. fg. 11829] 2. Bd. ©. Lu. fg. [1830] 3. Bd. 
©. 1 u. fg.) 

Ueber vie Gebrechen der Civilrechtspflege in Sachfen, 

Cin der Eritifchen Zeitfchrift Tübinger) für Rechtswiſſenſchaft 
u. f. w. [1526] 2. Bd. ©. 229 u. fg. und ih Schilling 
Archiv für Cameral⸗Recht und Staats-Verwaltung [1826] 
1. Bd. ©. 149-177.) 

Berfaffungsslirfunde des Königreichd Sachfen vom 4. —— 
1831 mit kritiſchen Bemerkungen daruͤber, 

(in Müllers Archiv für die neueſte Geſetzgebung aller deut⸗ 
ſchen Staaten — 1. Bd. S. 85 u. fg. S. 147 u. fg.) 


Für Sites. Bis 


Ueber die Herzoglich SachfensKoburg-Gotha’fche — 
den Landes-Verwaltungs-Organismus der herzoglichen Lande. 
betreffend, vom 30. October 1828, \ 

» (in den Sahrbüchern der Gefeßgebung und Nechtspflege in 
Sachſen von Martin [1829] 1. Bd. ©, 136 u. fg.) 

Verordnung vom 30. Mat 1834 iiber Die kuͤnftige Regu⸗ 
lirung der Gemeinde⸗Verwaltung, 

(in Müllers Archiv u. ſ. w. [1834] 6. Bd. ©.277 u. fg.) 


/ Für Sahfen-Meiningen. 


Grundgeſetz für Die Verfaffung des Herzogtums Sachſen⸗ 
Meiningen vom 23. Auguft 1829 im Auszug, 
(in der allgemeinen juriftifchen Zeitſchrift von Elvers 
[1830] ©. 142 149. 
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Weitere Entwicklung der Organifation des Herzogthums 
Meiningen-Hildburghaufen, 
(Ebendafelbft [1829] S. 189-223, ferner ©. 341 und 345.) 
Ueber die jeßige Gerichts -Berfaffung des Herzogthums 
Sachſen⸗Meiningen, 
(in Martins Jahrbuͤcher der Geſetzgebung u. ſ. w. [1829] 
2. Bd. ©. 129 u. fg.) 
Zeugniffe und Reſcripte die in den Alt» Mei ingenfchen 
Ländern geltenden Rechtsquellen betreffend, 
(Ebendafelbft [1829] 1. Bb. ©. 289 u. fg.) 


Fir Sahfen-Weimar-Eifenad. 

Erörterung einiger Fragen, zu welchen das Grundgefeg 
über die SteuersBerfaffung des Großherzogthums vom 19. April 
1821 für die vormals königlich fächfifchen Gebietstheile, zunaͤchſt 
für den neuftädtifchen Kreis, die Veranlaffung giebt, 

(in der Zeitfchrift für Gefeßgebung, Rechtswiſſenſchaft und 
Rechtspflege in dem Großherzogthume Sachſen-Weimar⸗ 
Eifenach, herausgegeben von Dr. G. A. Müller 1. Bd. 
©. 81 u. fg.) | 

Ueber die, Frage, ob es nicht räthlich wäre, in Sachſen⸗ 
Meimar -Eifenach die Bearbeitung eigener Gefegbücher fallen 
zu laffen, und in dieſer Hinficht fich Fediglich an das Könige 
reih Sachſen anzufchließen, 

 (Ebendafelbft S. 14 u. fg., auch: in Schunks Jahrbuͤchern 
Bd. 2. ©, 1236.) 

Beitrag zur Statiftif der Sole Sant Pflege im Großher- 
zogthum Weimar, 

(in Martins Sahrbüchern der Geſebgebung u. f. w. [1830] 
3. Bd. ©. 358 u. fg.) 

Entwurf einer Advokaten⸗Ordnung. Weimar 1832. Ber 
faßt von den mweimarifchen Advofaten. 

Zur neueften Gefeßgebung des Großherzogthums Sachfens 
Meimar, insbefondere das Geſetz vom 1. Mai 1833 über eine 
allgemeine Sportels und Gebühren-Tare für die Gerichtds und 
Berwaltungs-Behörden mit den Motiven dazu, 

(in Müllers Archiv für die neuefte Geſetzgebung aller Deuts 
fhen Staaten [1834] 6. Bd. ©. 16 u. fg.) 
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Fuͤr das Koͤnigreich Wuͤrtemberg. 

Ueberſicht uͤber die geſammte Literatur des wuͤrtembergiſchen 
Rechts aus den letzten zehn Jahren bis 1829, 

(in der Fritifchen ‚Zeitfchrift (Tübinger) für Nechtswiffenfchaft 
herausgegeben von Mohfl, Roggen. f. w. 6.8. ©.77 
u. fg. und S. 268 u. fg.) 
Gerichtfiches Verfahren in Givilfachen in Wirtemberg, 
(Ebendafeldft, 6. Bd. ©. 409 u, fg.) 

Ueber den Zuftand der Rechtspflege bei den Ortsobrigfeiten 
in Würtemberg, 

(Ebendafeldft, 1. Bd. S. 313 u. fg.) 

Die proviforifchen Snftructionen je die Gerichtähöfe in 
Wuͤrtemberg, 

Ebendaſelbſt, 2. B. ©. 242 u. fa.) 

Bemerkungen und Zufäße zu einigen Paragraphen! des 
IV. Edikts über die Rechtspflege in den untern Inſtanzen in 
Wuͤrtemberg, namentlich über $. 2. 3. 7. 34. 3. 46. 54. 67. 
68. 69. 91. 115. 124. 128, 133. 154 

(Ebendafelbft, 1. Bd. ©. 445 u. fg.) 

Ueberfichtliche Darftellung der wirrtembergifchen Geſetzge— 
bung zur Entfernung der Grundeigenthums-B.laftung, 

(in Müllers Archiv für die nenefte Geſetzgebung aller deut 
ſchen Staaten [1832] 3. Bd. ©. 616 u. fo.) 


Für die vier freien Städte des deutfhen Bundes, 
3) für Bremen. 
Die Civilgerichts-Ordnung der freien Hanfeftadt Bremen 
son 1820 mit Bemerfungen von Mittermaier, 
(im Archiv für civiliſtiſche Praxis u. f. w. [1822] 5. Bd. 
E. 265 u. fg.) 
b) Für Frankfurt. 
Rechtszuſtand in Frankfurt, und über einige baſelbſt vor⸗ 
geſchlagene legislative Veraͤnderungen, 
(in der allgemeinen juriſtiſchen Zeitſchrift, herausgegeben von 
Elvers ınd Beuder [1829] ©. 386 u. ©. 401 u. fg.) 
Dienftpragmatif der freien Stadt Frankfurt für Eivil⸗ 
Staatsdiener, nebſt einigen Bemerkungen daruͤber, 
Ebendaſelbſt, 11830) ©. 73 u. fg.) 
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Eitik des Entwurfs der Wechfel+ und eroai⸗Decnng 
der Stadt Frankfurt, 
(in Themis, Zeitſchrift für praktiſche Rechts⸗ Wiſſenſchaft, 
herausgegeben von Elvers [1830] ©. tu. fg.) 
c) Für Hamburg. 
Ueberſicht der Hamburgifchen Berfaffung und ihrer Entftehung, 
(in z allgemeinen juriftifchen Zeitfchrift von Elvers [1830] 
S. 356 u. fg.) 
a) Für Lübeck. 
Sammlung der Lübedifchen Verordnungen feit 1813; anges 
fangen im Sahr 1821 und bis jett fortgefeßt. 


Kür die Gefeggebung des deutſchen Bundes, 


“ Betrachtungen über den beutfchen Bund, 

(in Drefch Heinen Schriften, hiftorifchen, pofitifchen, juriſti⸗ 
fhen Inhalts [1827] ©. 201 u. fg.) 

Bom Begriffe der Grundgefege und organifchen Einrich— 
tungen, der gemeinnäßigen Anwendungen und Religionsangeles 
genheiten, 

(in Dreſch Beiträgen zum Sffentlichen Nechte des deutſchen 
Bundes [18522] Abh. 2.) 

Bon der Unterfcheidung zwifchen Rechten und Intereſſen 
der Bundesglieder, 

Ebendaſelbſt, Abhandl. 5 und in Drefch Abhandlungen über 
Gegenjtände des öffentlichen Rechts, ſowohl des deutſchen 
Bundes überhaupt als auch einzelner Bundesftaaten [1830] 
©. 1 u. fg.) 

Kann die Interpretation der Bundesgeſetze von der Bun⸗ 
des⸗Verſammlung (jedesmal) im — Rathe nad) der Mehr⸗ 
heit der Stimmen geſchehen, 

(in Dreſch Beitraͤgen zum offentlichen Recht des deutſchen 

Bundes [1822)] Abh. 1.) 

Vom Kriegsrecht der Bundesglieder, 

(Ebendaſelbſt, Abh. 4.) 

Faͤllt der Erſatz des Abgangs bei dem Bundesheere nur dem⸗ 
jenigen Bundesſtaate zur Laſt, der den Abgang bei feinem Contin— 
gente hatte, oder allen Bundesſtaaten insgeſammt? 

Ebendaſelbſt, Abh. 3.) | 
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Beſtimmung des rechtlichen Werths der franzoͤſiſchen Ueber⸗ 
ſetzung der deutſchen Bundes⸗Acte, welche der Schluß-Acte des 
Wiener⸗Congreſſes ald Zugabe der neunten Beilage beigefügt ift, 

(in Kluͤbers Abhand. und Beobachtungen für Gefchichtsfunde, 

Staats - und Rechtswiſſenſchaft [1830] 1.80. ©. 58 u. fg.) 

Mas ift in der deutfchen Bunbes-Acte unter Deutfchland 
und hohem Adel u verftehen ? 

(Ebendafelbft, S. 212 u. fg.) " i 

Recurs eines Mitgliedes des deutſchen Bundes unmittelbar 
an die Gefammtheit der Bundesgenoffen, wegen Beſchwerde 
wider Befchlüffe oder gegen die VBerfahrungsweife der Bundes 
Verſammlung. 

(Ebendaſelbſt, 18341 2. Bd. ©. 294 u. fg.) 

Beiträge zur Beſtimmung des Begriffs organifcher Bundes 
geſetze, 

(in Microcos mus, einer polemiſchen Zeitſchrift fuͤr Staats⸗ 

kunſt und Staats-Rechts-Wiſſenſchaft u. ſ. w. [1832] 
4. Heft. ©. 46 u. fg.) 

Ein deutfcher Bundesjtaat kann gegen einen anderen), der 
feine Rechte verlett, Feine Retorſions-Rechte ausuͤben, 

(in Themis Zeitfchrift für praftifche Rechtswiffenfchaft u. |. w. 
[1827] 1. 3b. ©. 545 u. fg.) | 

Bon einzelnen flaatsrechtlichen Anomalien in dem deutfchen 
Bundesftaate, 

(in Heffter, Beiträgen zum dentfchen Staats » und Fürs 
ſten⸗Rechte [1829] Abh. 4.) 

Wie gefchieht die Erecution eines Bundesfchluffes, und 
wem fallen die Koften zur Laſt? 

(in Brinfmanns wiffenfchaftlic praftifcher Rechtskunde 
{1s31] 1. 82. ©. 298 u. fg.) | 

Ueber Artifel 19 der Bundes⸗Aete, wegen des Handels und Ver- 

kehrs in den deutfchen Bundesftaaten, fo wie wegen der Schifffahre, 
(in der allgemeinen juriftifchen Zeitfchrift von Elvers und 

Bender [1829] ©. 293 u. 349 ıu fg.) 

- Bon welchem Einfluffe ift die den Rechtsweg der Privaten | 
gegen Mitglieder des deutfchen Bundes betreffende Verfügung 
des Art. 30 der Wiener Schluß-Acte vom Sahre 1820 auf die. 
Eompetenz der Landesgerichte in den dazu geeigneten Fällen ? 


«in, Pfeiffers praktifchen Ausführungen aus allen Theilen 
der Rechtswiſſenſchaft mit Erfenntniffen des Oberappella 
tionsgerichts zu Kaffel 11828] 2. Bd. ©. 405 u fg.) 

.. Das Staatsrecht der deutfchen Bundesſtaaten, insbefondere 
des Großherzogthums Baden, im Berhältniffe zum deutſchen 
Bunde, nebft Anfichten über den Bundesbefhluß vom 28. Juni 
1832, ». von Weiler, j 

(in 9 Kette nacker s Archiv für die Rechtspflege und Ges 
ſetzgebung im Großherzgogthum. Baden m. f. w. [1834]. 
3. 3b, ©. 212 u. fg.) | 

Einige Worte über den deutfchen Bund, 

[in der. Schrift: die Wahl des Freiherrn von Wangem 
heim zum Abgeordneten in die Würtembergifche. Ständes 
Verſammlung [1832] S. 220—280.) 

Ueberficht über die Literatur des deutfchen Bundesrechts, 

(in der Eritifchen Zeitfchrift (Tübinger) für Rechtswiſſenſchaft 
von Mohl, Rogge u. f.w. 2, 2b. ©. 319 u. fg. ſodann 
in Klübers oͤffentlichem Recht des deutfchen Bundes und 
der Bundesitaaten [1831] 8. 23 u. 24.) 

Zur Erläuterung der deutſchen Bundes⸗Acte, 

(in. Kluͤbers Ueberſicht der diplomatifchen Verhandlungen des 
Wiener Gongreffes überhaupt, und infonderheit ber wich⸗ 
tige Angelegenheiten des deutfchen Bundes. Abth. I—IM. 
1816.. In ebendeffelben Staatsarchiv des 1. Bandes.) 

Quellen und Urkunden für das Öffentliche Recht des deut⸗ 
fchen Bundes, 

(in den Protocollen der deutfchen Bundes » Verfammlung 
1816—18238. ine Ueberficht des Inhalts diefer Protos 
colle bis 1822, fuftematifch geordnet ift: G. v. Meyer’s 
Repertorium zu den Verhandlungen der beutfchen B.-V. 
1820 —1822. Sodann wichtig befonders für den amtlichen 
Gebrauch ift: Corpus juris confoederationis Germanicae, 
nach offiziellen Quellen herausgegeben von Philipp Ans 
ton Guido von Meyer. 1833.) 

Ueberfichtliche Darftelung der Militär - und Kriegs + Vers 
faffung des deutfchen Bundes aus bem Gefichtspunfte des 
öffentlichen Rechts, und mit einigen Fosmopolitifchen Anmer⸗ 
kungen, | 


— ET 


(in Müllers Archiv für die neuefte Gefeggebung aller deut⸗ 
fchen Staaten [1832] 4. Bd. S. 163 u. 467 u. fg.) 

Yublicationgacte in verfchiedenen Bundesftaaten mit ver- 
wahrenden Klauſeln, den Befchluß der Bundes» Berfammlung 
von 28, Sun. 1832 betreffend, | 

(Ebendafelbft, ©. 364 u. fg) - 

Bemerkungen zu dem öftreichifchen Praͤſdial ⸗Vortrage uͤber 
die Maaßregeln zur Aufrechthaltung der geſetzlichen Ordnung 
und Ruhe im deutſchen Bunde und uͤber dieſe Maaßregeln ſelbſt, 

(Ebendaſelbſt [1832] 3. Bd. ©. 1 u. fg.) 

Ueber die Veranlaffung, Urfachen und Gefahren des in eis 
nigen Provinzen Deutſchlands herrfchenden Geiftes, und Die 
Mittel, ihn zu befänftigen,' 

(Ebendaſelbſt [1834] 5. Bd. ©. 1 ır. fg.) 

Denffihrift. an die Bundesfürften confüitutioneller 

Staaten, 

(Ebendafelbft, ©. 499 u. fg.) 

Dreizehn Beſchluͤſſe der Bundes» Verfammlung aus den 
Sahren 1831 und 1832, Preßmißbräuche betreffend, | 

Ebendaſelbſt [1832] 4. Bd. ©. 455 u. fg.) 

- Die wichtigften Befchlüfle der Bundes ⸗·Verſammlung aus 
den Jahren 1833 u. 1834, 

(Ebendafelbft [18351 6. Bd. S. 137— 177.) 

‘ Ueber den Bunbesbefchluß vom 30, October 1834, die Erz 
richfung eines Schiedsgerichtes zur Entfeheidung der Streitig- 
feiten zwifchen den Regierungen und FARBEN betreffend, nebſt 
einer Betrachtung daruͤber, 

Ebendaſelbſt, S. 144— 165.) 

Ueber Bundesverfaſſung und Bundesreform, über Bildung 
und Grenzen der Bundesgewalt. Bon C. T. Welker. Stutt: 
gart, 1834. 

‚Ueber den Gharafter unſrer Zeit * den Mißklang im 
conſtitutionellen Leben. Ein Beitrag zur richtigen Wuͤrdigung 
der Mißgriffe von Seite der Staͤnde und "den Regierungen in 
en und zur Erzielung und Befeftigung eines freundli— 

dien eenale zwifchen Beiden. Heidelberg, 1835. 
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Abſichtlich haben wir bei der vorſtehenden Literatur uͤber 
das große Werk der Geſetzgebungs-Reformen die Schriften 
der hiftorifhen Schule übergangen, nicht, weil wir das 
große Verdienft verfennen, welches fich die Meiften derſelben 
mit einigen ihrer vorzüglichften Jünger durch die gründfichere 
Aufklärung fo vieler Theile des Rechts und feiner Gefchichte, 
noch mehr aber durch bie beſſere Methode der gefchichtlichen 
Behandlung erworben haben; fondern, weil wir der Ueberzeus 
gung find, daß in ben Theorien über die angeregten Berbeffe- 
rungen ber Rechtspflege, über die Vorzüge der Berhandlungs- 
oder Unterfuchungsmarime, des fchriftlichen oder mündlichen 
Verfahrens in Civilſachen, über Verwaltungsjuftiz und Trens 
nung der Gerichte und Adminiftrativbehörden, über Reform der 
Griminalgefege, Sffentliches Verfahren und Gefchworne und iiber 
bie Löfung der eigentlichen Aufgabe der Gefeßgebung: wie naͤm⸗ 
lich den aus neuen Berhältniffen hervorgegangenen neuen Bes 
bürfniffen nach der Erfenntniß der Natur und der Beltimmung 
ber Menfchen fo wie nach den unabweisbaren Forderungen der 
Sittlichfeit und Gerechtigfeit am zwecmäßigften abzuhelfen; 
auf dem gefhichtlihen Wege nichts Erfprießliches gewons 
nen werden kann. Was kann es und für unfere ypraftifche 
Zwece helfen, wenn wir in die Sitten und das Recht eines 
Bolfes, wie ed vor 1800 oder vor 1500 oder vor 1300 Sahren 
(zu Auguſt's, Hadrian’d oder Juſtinian's Zeiten) war, tiefer 
eingeführt werden? Unfere Zeit will die Fortbildung ber Rechts⸗ 
Verſaſſung, wie fie durch die ganze intellectuelle Bildung unſeres 
Zeitalters, befonders durch die philofophifchen Heberzeugungen von 
Pflicht, Recht und Staat bedingt find. Daher nahmen wir unter die 
zu Orientirung über den Beruf und das Gefchäft der heutigen Ges 
feggeber dienende Fiteratur nur ſolche Schriften auf, welche der 
rationalen Behandlung der verfchiedenen Zweigen der Rechts⸗ 
wiffenfchaft, wie diefe durch die Natur des Gegenftandes felbft 
geboten find, angehören, und von ſolchen Rechtskundigen aus⸗ 
gingen, welche, mitwirfend für die Fortbildung der Wiffenfchaft 
wie des Rechtözuftandes, auch durch ihr Wirken in den Ges 
richtähöfen und in den oberen Negierungsbehörden ald Richter, 
Sachwalter und Adminiftratiobeamte die Außeren yraftifchen 
Nachtheile der fo großen Mannigfaltigkeit von Rechten eines 

vun. Band 18 Heft. 17 
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und deſſelben Volks und die verderblichen Folgen der Verſchie⸗ 
denheit der Geſetze aus Erfahrung beobachtet haben. 

Das gründliche Studium nur folcher Schriften führt zur 
Weberzeugung, wie groß der Nachtheil der Abweichungen der 
befonderen Rechte ift, wie dadurch fehr Viele bei ihrem bürger- 
lichen Verkehr Vermögensverlufte erleiden, und wie die Nichts 
achtung der Gefeße, welche daraus entfpringt, daß an dem eis 
nem Orte Recht ift, was an dem anderen benachbarten Unrecht 
ift, der größte Nachtheil iftz und weil man dadurch das Ger 
ſetz nur für ein zufälliges Produft menfchlicher Willkuͤhr zu 
halten gewohnt wird. Das Studium diefer Schriften wird 
zur richtigern Auffaffung der Forderungen jener tief eingreifens 
den Gefegreformen, die aus philofophifchen Gründen zu Guns 
ften angeborner Rechte der Menfchen und der bürgerlichen Freis 
heiten gemacht werben, viel beitragen, und jebenfalld das große 
Uebel unferer Zeit fühlbarer machen, welches unläugbar darin 
beftehet, daß fo viele des Rechts theils Unfundige, theils folche, 
Die zwar dem Namen nach juriftifche Studien gemacht, aber es 
nur zu einer höchft dürftigen Kenntniß gebracht haben, doch für 
tauglich gehalten werden, um in den höheren Stellen der Staats 
verwaltung, felbft in den Juſtizminiſterien Gefchäfte zu Ienfen, 
bie fo tief in die Rechte der Bürger eingreifen, oder fogar in 
ben landftändifchen Verfammlungen an der Gefeßgebung Theil 
zu nehmen. Wir wiederholen, daß das Gefchäft der Gefeßges 
bung feiner unternehmen fol, der fich nicht durch die gründlich“ 
fien Studien dazu vorbereitet hat, und nicht jede Verordnung 
feines Landes buchftäblih und Iogifch Fennt, denn auch die 
kleinſte fteht fehr oft mit dem ganzen Nechtöfpfteme in fehr ins 
nigem Zufammenhange; daher es immer eine fehr mißliche 
Sache bleibt, das gefährliche erperimentiren: mittelft einzelner 
gejetslicher Beftimmungen den erfannten Mängeln der Rechts— 
Verfaſſung abzuhelfen, noch weiter zu treiben, 

Wir schließen mit dem Wunfche, daß befonders Fleinere 
Staaten, nicht im Beſitze der zureichenden Mittel zu einer gu— 
ten ‚Gefeßgebung, auf alles Eigne hierin verzichten, und fich 
je eher je befjer an jene größere Staaten anfchließen moͤch— 
ten, die wenigftend das Zeugniß der MWiffenfchaft und Erfah 
rung für fi haben, daß fie ihre Gefeßgebung nicht oberfläch- 
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lich betrieben, und am merften darauf bedacht waren, die hars 
monifche Einheit, fowohl unter ſich, als des Neuen mit dem 
fortbeftehenden Alten und des eigentlichen Rechtsſyſtems mit 
dem ganzen übrigen Volfsleben für praftifche und gleichförmige 
Wirkſamkeit zu erzielen. Dabei bleibe ftets unfer Ziel Wiſ— 
fen, und der Weg Forfhen, wenn auch das Ergebniß 
immer nur zu einer mit Irrthum verwebten Wahr 
heit führe!! Jene hochgeftellten Männer aber, denen Fürft 
und Volf die Sicherung geiftiger und politifcher Rechte durch 
Handhabung und Derbefferung der Geſetzgebung übertragen 
haben, mögen, befonders in unferer Zeit, nicht einen Augenblick 
Die Wahrheit aus den Augen verlieren, an die der große Rechts— 
philofoph Weber mit den Worten erinnert: 

„Das befte Mittel, das Anfehen der Geſetze zu fichern,- 
befteht ohnftreitig darin, daß fie felbft gut find, und ohne 
perſoͤnliche Nückfichten gerabedurch gehandthabt und ans 
gewendet werden. Anftatt alfo den Schriftfteller zu vers 
folgen, der die Inconſequenzen hervorzieht, wo er fie fins 
det, die Ungerechtigfeiten, das Thoͤrigte und Abgeſchmackte 
ohne Schonung Öffentlich darftellt, follte man lieber dies 
jenigen verantwortlich machen, welche die oͤffentliche Rüge 
durd; Mißbrauch der ihnen anvertrauten Autorität, durch 
Ignoranz oder Pflichtwidrigfeit eigentlich veranlaffen.” 
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‚ Ueber Gollegialisät der Gerichte, Deffentlichfeit und 
Mündlichkeit des Verfahrens und Das Geſchwornen⸗ 
gericht in beſonderer Beziehung auf die Rheinheſſiſche 
Geſetzgebung und die Erklärungen Des Regierungs⸗ 
commiſſars an die Landſtände. Von Jaup. (Aus 
feiner Rede (1833) über den die Erfüllung des Artikels 
103 der Verfaffungsurfunde des Großherzogthums Hefien 
betreffenden Antrag). | 





D Das Rheinheffifhe Civilprozeßgeſetzbuch, 
das freilich mit mehreren Inftitutionen in wefentlicher Verbin 
dung fteht, ift befanntlich nichts anderes, als eine fyftematifche 
Zufammenftellung deffen, was in Frankreich durch die, auch in 
dem Ausfchußberichte angeführte königliche Ordonnanz von 1667, 
und durch einzelne fpätere Anordnungen eingeführt war. Diefe 
Grundform des Givilverfahrens hat, über ein Jahrhundert unter 
Frankreichs Königen beftanden; ſie wurde unter ber Republik 
verworfen, aber, als Frankreich wieder eine Monarchie gewor⸗ 
den, ſehr bald wieder hergeſtellt. Es gibt Fein Civilprozeßge— 
fegbuch in Europa, das in einem größeren Gebietdumfange 
Gültigkeit hätte; die Länder, welche es befißen, namentlich uns 
fere Nachbarn in Rheinbaiern und in Rheinpreußen find ba 
mit zufrieden; warum es den Rheinheffen entziehen? Warum 
es nicht für und generalifiren ? 

2) Die Deffentlihfeit und Mündlichfeit des 
Berfahrens fol nad den Erflärungen des Herrn Regies 
rungskommiſſaͤrs eine halbe werden, gemijcht mit heimlichem 
und fchriftlichem Verfahren. Ich, meine Herren, hatte feſt ges 
hofft, daß nach demjenigen, was in andern Staaten voranger 
gangen, nachdem namentlich Baierns Staatsregierung ſchon 
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im-Randtagsabfchiede von 1819. die Deffentlichkeit und Mind: 
Tichfeit des Berfahrens zugefagt hatte, nadydem die Badifche 
Etaatsregierung 1831 daffelbe in den Entwurf: der Civilprozeß— 
ordnung aufgenommen hatte, auch unfere Staatsregierung dies 
. fen Grundfaß als einen unbedingt durchzufuͤhrenden ſchon Längft 
angenommen hätte, 

ch weiß über diefen Gegenftand nichts Befferes zu fagen, 
al3 die Worte, welche der jegige Minifterialrath Bed in Karld- 
ruhe auf dem vorigen Randtage dort in der zweiten Kammer 
ſprach: (13. Beilageheft, Seite 32 und 67). E 

„Alle, welche den Fortfchritten der Wiffenfchaft und den 
Erfahrungen fremder Länder nicht fremd find, ftimmen da- 
rin überein, daß vor Allem die Deffentlichkeit des Verfah— 
rend die Juſtiz von möglichen Abwegen zurück zu halten 
vermöge, und daß auf beftimmten Standpunften der Givi- 
Ifation allein und nur durch die Deffentlicyfeit noch Das 
Dertrauen auf die Gerechtigkeit der Gerichte erhalten wer: 
den kann. Die Deffentlicyfeit ſchuͤtzt vor Febltritten des 
Gerichts, erhält das Vertrauen auf die Urtheilsfprüche, 
und macht die Rechtspflege beifer.” 

Sn der erften Badifhen Kammer drüdte der Koms 
miffionsbericht fich folgendermaßen (19. December 183D aus, 
Beilagen, Band 5, Seite 39. 

„Die Deffentlichfeit wird die Controlle für den verfaſ— 
fungsmäßig unabhängigen Richter, und die Schugwehr der 
Partheien gegen vichterliche Willführ fein. So mie die 
Gefeggebung und Verwaltung in einem  conftitutionellen 
Staat dem öffentlichen Urtheil unterliegt, fo darf auch die 
Verwaltung der Gerechtigkeit fein Geheimniß haben. Sie 
muß Sffentfich vor den Augen des Publifums handeln, fie 
muß ihm die Ueberzeugung gewähren, daß fie die Par: 
theien hinreichend gehört, die Gründe ihrer Rechtsanfprüche 
und ihre Vertheidigung vollftändig gewürdigt, daß Feine 
Gründe ihre Entfcheidung motivirten, welche das öffent: 
fiche Urtheil zu fchenen haben.’ 

Daß aber eine gemifchte Prozefordnung, halb öffentlich 

und halb muͤndlich, auch jegt noch die Freunde beider Prinzis 
pien befriedigen werde, kann ich nimmermehr glauben. Meint 


man, daß die Schriftlichfeit eine gute Baſis des Prozeffed gebe, 
fo bilde man dieſe immerhin aus. Will man jedod, die Muͤnd⸗ 
lichkeit und Deffentlichfeit, fo gebe man diefe rein nah Mus 
ftern, die fich erprobt haben. Ergreift man aber halbe Maaß— 
regeln, fo madıt man Eoftfpielige Erperimente, man verbindet 
mit einander die Nachtheile diefer zwei verfchiedenen Verfahren, 
von feinem berfelben aber gewinnt man die Vortheile, 

3) Eollegialifhe Einrichtung der Civil gerichte 

eriter Inſtanz. 

Es ift nicht zu laͤugnen, daß über dieſen Gegenftand bie 
Anfichten fehr verfchieden fein fönnen, und es fehlt nit an 
vorzüglichen Schriftitellern, welche das Inftitut der Einzelrich⸗ 
ter noch jest in Schuß nehmen. Sch nenne Heffter in Halle, 
von Drefc in München, und vor Allen den berühmten Eng⸗ 
Linder Bentham, während Meyer fich zweifelhaft ausfpricht, 
Allein deffen ungeachtet fcheint immer mehr die entgegengefetste 
Anficht gebilligt zu werden; und welche größere Autoritäten 
dafür in Deutfchland Fonnte ich nennen, ald von Feuer⸗ 
bach Cüber Muͤndlichkeit und Deffentlichfeit, Band I. Seite 
35H und Mittermaier? (Archiv für die civiliſtiſche Pra— 
xis, Band XIV, Seite 3985 aud; Band VII, Seite 416 und 
Band XI, Seite 290). Erlauben Sie mir,. ganz nad) einer 
Abhandlung des Lesteren, Ihnen moͤglichſt gedrängt die beider⸗ 
feitigen Gründe auszuziehen. 

Fir den Einzelrichter führt man an: 

D Er bürge mehr für gründliche und treue Nechtsvermwal« 
tung, weil er felbftitändig, verantwortlich daftehe, und nicht mit 
des Collegiums Anficht fich entfchuldigen koͤnne; und weil unter 
mehreren Gollegialmitgliedern leichter ein ſchwaͤcheres Sndivis 
duum zu gewinnen fei. 

2) Er fei, da er den ganzen Prozeß inftruirt habe, beffer 
vorbereitet, gründlich zu urtheifen. 

3) Die Partheien fönnten viel leichter, bequemer und wohls 
feiler den Richter finden, zumal da fie dort ohne Aovofaten 
handeln Fönnten, 

4) Er koͤnne cher Vergleiche ftiften, während durch Colle— 
gien die Appellationen, namentlih durch die Advofaten ver: 
mehrt würden. 
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Allein Dagegen fpricht Folgendes : 

1) Ueberall fennt in Deutfchland die zweite Inſtanz colles 
gialiſche Einrichtung; offenbar weil man fie für geeigneter hielt 
die Fehler der erften Inſtanz zu verbeffern, Lieber alſo auch 
in erftere Inſtanz die beffere Einrichtung, um die Rechtsmittel 
entbehrlicher zu machen, 

2) Der Staat erreicht durch die Juſtizverwaltung feinen 
Zwed nur, wo der Bürger auf die Gerechtigkeit der Urtheile 
vertraut. Solches Bertrauen Fann nur beftehen, wo das Ur⸗ 
theil die Frucht gründlicher Berathung und der Hebereinftimmung 

Mehrerer ift. 

3) Eine gewiffe Gleichfoͤrmigkeit der Entſcheidungen und 
Ausbildung feſter Rechtsanſichten iſt unbedingt nothwendig zur 
Rechtsſicherheit; ſie wird nur bei Collegien aeen nicht bei 
wechſelnden Einzelrichtern. 

4) Collegien geben Buͤrgſchaft hoͤherer Intelligenz, weil 
nur hier Austauſche der Anſichten, Abwaͤgen aller Gruͤnde 
muoͤglich iſt. Sie geben zugleich Buͤrgſchaft größerer moraliſcher 
Unabhaͤngigkeit, da ein Richter leichter zu gewinnen iſt, als 
mehrere in einem Colleg, die hier wiederum von ihren Collegen 
controlirt werden; was auch vom Einfluß der Macht, Furcht vor 
der Ungnade einer maͤchtigen Parthei, und von andern aͤhnlichen 
Verſuchungen gilt. Selbſt die gedrohte Ungnade des maͤchtigen 
ſchreckt weniger, wenn man gewiß iſt, daß man ſie mit Andern 
zu theilen hat. Sorge man fuͤr einen ausgezeichneten Vorſtand: 
„rechne man dann,“ ſagt Mittermaier woͤrtlich: „auf die 
Oeffentlichkeit und vorzuͤglich auf die Preßfreiheit, 
welche die Juſtizverwaltung controlirt, und frei 
und offen Mißbraͤuche ruͤgt, fo kann die Collegialjuſtiz 
nur wohlthaͤtig wirken.“ 

5) Nur bei Collegialjuſtiz kann ein Verfahren eingefuͤhrt 
werden, welches den Grundforderungen der Muͤndlichkeit und 
Deffentlichfeit entſpricht, da bei dem Einzelrichter ein lebendiger 
Antheil des Publifums nicht vorhanden ift, und die Mündliche 
feit, wo die Partheien felbjt handeln, in wuͤrdigem Sinn nicht 
durchzuführen tft. 

6) Eine geregelte Prozedur, die durch Advofaten geführt 
wird, hat überwiegende Vortheile, und oft beginnt, wo Die Part 
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theien vor Einzelrichtern in erſter Inſtanz erſcheinen, der Pro⸗ 
zeß erſt wahrhaft in der zweiten, waͤhrend Ausſpruͤche von 
Collegialgerichten eher fuͤr begruͤndet gehalten, mithin weniger 
durch Rechtsmittel angefochten werden, und während Appellas 
tion gegen zwei von Collegien ausgefprochene Urtheile eher vom 
Gefege ausgefchloffen werden kann. 

Sp weit diefer Auszug aus einer Abhandlung von Mits 
termaier, der an einem andern Drte verficherte, daß im 
Baierifchen Rheinkreis verhältnißmäßig weit weniger Appellas 
tionen von den Bezirfögerichten an die Appellgerichte vorkaͤmen, 
als in den alten Baierifchen Provinzen bei Einzelrichtern in 
erſter Inſtanz. 

Derſelbe Gegenſtand iſt in der vorigen Badiſchen Stände- 

verſammlung, gelegentlich der von der Staatsregierung vorge: 
legten neuen Civilprozeßordnung, auf das Umſtaͤndlichſte und 
Gruͤndlichſte gepruͤft worden. Die Majoritaͤt der Kommiſſion 
(neun Mitglieder) trug an auf Collegialgerichte erſter Inſtanz, 
und daß nur beſtimmte Gattungen von Rechtsſtreiten nebſt den 
Gegenſtaͤnden von geringerem Belang durch Einzelrichter in 
erſter Inſtanz entſchieden werden ſollten. 
Die Minoritaͤt (nur zwei Mitglieder) wollte in allen Ges 
genftänden Einzelrichter in erſter Inſtanz, wie bisher, doch 
mit dem Rechte der Partheien, in Streitfachen, in welchen 
das Rechtsmittel der Appellation zuläffig, den Einzelrichter zu 
umgehen, und unmittelbar das Gericht zweiter Inftanz entfcheis 
den zu laffen. Die zweite Kammer entfchied ſich für den Ans 
trag der Majorität, nach umftändlicher Discuffion, worin Mits 
termaier, von Rotted, Duttlinger, Welfer, von 
Itzſtein, fich diefem Antrag angefchloffen; der Legte mit den 
Worten: 

„Bei meiner häufigen Anmefenheit in Ländern, wo bie 
Eollegialgerichte-in erfter Inftanz und die Deffentlichfeit einges 
führt find, habe ich mir zur Pflicht gemacht, die Gerichtsvers 
handlungen oft zu befuchen, und, wie der Abg. Mittermaier, 
mit Freuden gefehen, wie dort Punkte, worüber bei und neue 
Prozeffe entftehen würden, in einer Bierteljtunde erledigt wors 
den find, wo Alles, was Gegenſtand des Streites war, fo Far 
dargelegt wurde, daß kaum mehr ein Zweifel obwalten konnte.“ 


Der Regierungsfommiffär Staatsrat) Neben ius vertheis 
digte den Vorſchlag der Regierung, naͤmlich die Collegialverfaf- 
fung in erfter Inſtanz mit folgenden Gründen: 

„Sie fichert die Gefegmäßigfeit und Gfleichförmigfeit des 
Berfahrend; denn ein gleichförmiger Gerichtsgebraud; wird fich 
nie bei Aemtern bilden, die blos von Einzelnrichtern verwaltet 
werden, indem in diefer Beziehung fchon der Wechfel der Pers 
fonen nachtheilig wird. Der zweite Vortheil ift der, daß die 
Errichtung von Gollegialgerichten die nothwendige Bedingung 
der zweckmaͤßigſten Art des Verfahrens ift, d. h. eines öffentlis 
chen and mündlichen Verfahrens. Der dritte und Hauptvortheil 
ift, daß die Collegialverfaffung der Gerichte eine größere Bürgs 
fchaft gewährt, für die Gefetlichfeit der Richterſpruͤche und ger 
gen den Mißbrauch der Gewalt, gegen die Partheilichfeit und 
gegen Irrthum;“ 

und die zweite Kammer entfchied fich für den Antrag der 
Staatsregierung mit einer Majorität gegen nur eilf Stimmen, 
2» Sm Staatsverfahren das Gefhwornengeridt. 

Der Herr Regierungsfommiffär verfichert, die im Sahre 
1817 beftandene Kommiffion habe für rathſam gehalten, vorerft 
den Vorgang anderer Staaten abzuwarten. Sn diefer 
Beziehung koͤnnte man anführen, daß, um nur .bei monarchifchen 
Staaten ftchen zu bleiben, Franfreic die Kompetenz der 
Gefchwornengerichte erweitert hat, daß Belgien dieſe Gerichte 
eingeführt hat, daß Baiern s nelefter Entwurf eines Geſetz⸗ 
buchs fie einführen will, und daß in Baden und Kurhefr 
fen Regierungsfommiffäre und landftändifche Kammern fich da 
für ausgefprochen haben; während nirgends ſeitdem, meines 
Miffens, ein Kriminalprozeßgefegbuch ohne Gefchworne einges 
führt worden if. Die Staatsregierung fcheint aber damals die 
erwähnte Anficht, vworerft den Vorgang anderer Staaten abzus 
warten, nicht gehabt zu haben; denn die Bekanntmachung vom 
1. December 1817 fagt: 

„Die peinfichen Straffälle: gehören in den jenfeitigen 
Landestheilen an den Kriminalgerichtshof, der aus Mits 
gliedern des Mainzer Hofgerichts und aus ben Gefchwor- 
nen gebildet wird; in dei Dieffeitigen Landestheilen dage— 
gen follen diefe Fälle von den vereinigten Abteilungen 
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der Hofgerichte behandelt werden, bis die allgemeiner 

verbreitete Befanntfchaft mit der Geſetzge-— 

bung und eine auf längere Erfahrung gegrüms 
dete Prüfung ed erlauben wird, auch hierin Gleiche 
förmigfeit einzuführen,” 

Nicht alfo der Vorgang anderer Staaten, -fondern allges 
meiner verbreitete Befanntfchaft mit der Gefeggebung, und auf 
längere Erfahrung gegründete Prüfung follte über die Art 
der Gleihförmigfeit entjcheiden, Nach 15 Jahren dürfte 
endlich ficherlich der Zeitpunkt eingetreten fein, entweder bie 
Gefhmwornengerichte in Nheinheffen aufzuheben, oder auch bei 
und fie einzuführen. Wie darüber der Mann, der in der Erz 
Härung des Herrn Regierungsfommiffärd vorzugsmweife als An⸗ 
tragfteller in der im Jahr 1817 beftandenen Kommiffion ge- 
nannt wird, von Grolman, ſchon im Jahr 1818 gedacht 
hat, moͤge folgende Stelle in der dritten Auflage ſeiner Krimi⸗ 
nalrechtswiſſenſchaft $. 512 beweiſen: 

„Solche Gruͤnde ſind es, welche in manchen Staaten das 
Inſtitut der Geſchwornen (Jury) herbeigeführt haben, das 
hoͤchſtwahrſcheinlich auch in Deutfchland ſich immer weiter ver 
breiten wird.“ | 

' „Richtigere Urtheile über Schuld und Unfchuld wird 
man zwar im Allgemeinen durch die Gefchwornen nicht erhals 
ten, ob man gleich da, wo die Suriften über diefen Punkt ans 
ders, ald andere gebildete Männer urtheilen,, geneigt fein 
möchte, das Urtheil der Lebteren vorzuziehen, weil dem Ans 
geihuldigten bei feiner Handlung wohl nur diefes, und nicht 
das der Juriften vorfchweben Fonnte. Dagegen gewährt das 
Inſtitut der Geſchwornen, unter Vorausfeßung einer beftimms 
ten Bildung der Nation), fehr große politifche Bortheile. Es 
begründet in der Meinung des Volks größeres Zutrauen zu 
der Rechtſprechung, es erhebt die Liebe des Volks zu einen, 
Regierung, welche ihm, durch die Zuziehung zu der Suftizers 
theilung ihr Vertrauen und ihr ehrendes Urtheil über feine 
Mindigkeit bekundet; es befeftigt in dem Volke die Achtung 
vor dem Gefeße und das Sutereffe an dem Gemeinwefen; es 
beiedt bei dem Bürger das Gefühl des eigenen Werthes und 
e8 wirft vortheilhaft auf die Öffentliche Sitte, weil da, wo es 
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nicht gleichgültig ift zu den Notablen zu gehören, auch ein Ins 
tereffe entitehen muß, fich dieſes Namens würdig darzuftellen. 
Diefe politifche Seite hatte ich früher nicht aufgeführt, und es 
iſt mir daher eine wichtige Angelegenheit, meine frühere Meis 
nung als einen früheren Serthum zurück zu nehmen.‘ 

Die preußifhe Immediatjuftizfommiffion hat 
ſich befanntlich unbedingt für die Gefchwornengerichte audges 
forschen; und wie der Inhalt des Ausfchußberichts nachweilt, 
verbreitet fich immer mehr die Anficht von der Zweckmaͤßigkeit 
derfelben. Einen glänzenderen Beleg dazu kann man fchwerlic) 
finden, ald daß der mit Recht fo hochverehrte Mittermaier, 
der noch 1827 (das deutfche Strafverfahren, erfte Auflage, 
$.40) gegen Gefdywornengerichte gefprochen, im Sahre 1831, 
wie der Ausfchußbericht nachgewiefen, dafür fich erflärt hat. 
Er hat dies feitdem wiederholt gethan, im zwölften Band 
bes neuen Archivs des Criminalrechts, Seite 500 und 
501, indem er fagt: 

„E83 liegt in dem ganzen bürgerlichen Verhältniffe, daß 
das Volk nicht ohne Beforgniffe auf jeden Schritt der Staates 
regierung und der Machthaber ficht, durch welche bie bürgers 
liche Freiheit gefährdet werden fann. Nur zu leicht betrachtet 
nun das Volk alle Beamten, weil fie von ber Regierung ans 
geftellt find, als abhängig von derfelben und daher nicht als 
unpartheiifch, und das Mißtrauen fteigt, je wichtiger die Frage 
ift, deren Entfcheidung in die Hände der Beamten gelegt iſt. 
Da nun der Strafprogeß von jeher ein Werkzeug geweſen tft, 
Durch welches vorzüglich in Zeiten der Aufregung, Machthaber, 
welche dem Bolfe feindlich gegenüber ftanden, die bürgerliche 
Freiheit bedrohten, indem fie den rechtlichften, patriotifch ges 
finnten, aber zu fühnen Bürger einer Anflage unterwarfen, fo 
ift Die Beforgniß des Volkes, die Entfcheidung über die Ans 
klage gegen einzelne Bürger den von der Regierung abhängi- 
gen Beamten zu überlaffen, fehr gefteigert, und am meiften da, 
wo blos vom Ermeffen einiger Beamten, wie diefes bei dem 
Indictenbeweife der Fall ift, die Verurtheilung eines Ange— 
Hagten abhängig gemacht werden fol. Wir beflagen es, wenn 
eine folche Anficht herrfcht, nach welcher ein unſeliges Miß— 
trauen alle Beamten verfolgt, wenn man den Beamten Vaters 
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landsliebe und Pflichtgefuͤhl abſpricht und insbeſondere bei dem 
Richter die unabhängige Stellung deſſelben, und die Gewiſſen⸗ 
haftigfeit, mit welcher er feinen Eid hält, nicht in Anfchlag 
bringt, und jene Beifpiele aud allen Staaten vergißt, in wel- 
chen die Gerichtshöfe gegen die mächtigiten Verſuchungen kaͤmpf⸗ 
ten und die Nechte des Volks vertheidigten. Allein die Anficht 


findet fi; doch einmal häufig, und da, wo fie vorfommt und 


vielleicht durch die Gebrechen der gerichtlichen Organifation ei 
nige Rechtfertigung befommt, wird es begreiflich, wie dem Ges 
fhmwornengerichte der Vorzug vor der Urtheilsfindung durch 
rechtsgelehrte Richter gegeben werden Fann und muß, weil uns 
ter der Herrfchaft der zuvor angeführten Anficht, die von den 
Nichtercollegien, insbefondere da, wo auf Indicien Jemand 
verurtheilt worden ift, ausgegangenen Urtheile nicht der Zus 
ftimmung der öffentlichen Meinung und des allgemeinen Ber: 
traueng fich erfreuen; wo aber dies Vertrauen fehlt, it auch 
die Sriminaljuftiz unwirffam. In repräfentiven Staaten aber, 
wo das Volk an allen politifchen Verhandlungen Theil nimmt, 
wo e8 fich bald an die Anficht gewohnt, nur jenen, die Frei— 
heit des Volkes auch nur mittelbar betreffenden Ausfprüchen 
der Regierung gern und vertrauensvoll fich zu unterwerfen, 
zu welchen das Volk auch durch feine NRepräfentanten mitges 
wirft hat, liegt aud) die Meinung nahe, daß da, wo ein Bür- 
ger angeklagt wird, wo der Ausgang der Anklage den Verluſt 
der höchiten Güter dieſes Bürgers nach fich ziehen Fann, und 
wo die Wahrheit der Auflage nur von dem Gewiffen beftimmz 
ter Perfonen abhängig gemacht, daher das Schickſal eines Ans 
geflagten in die Hände einiger Perfonen gelegt ‚werden foll, 
das Volk auch nur jene Verurtheilung als eine gerechte betrach- 
tet, die auf den Grund des Ausfpruches ehrenmwerther, vom 
Bolfe gewählter, als feine Repräfentanten erfcheinender Perfo- 
nen fich ſtuͤtzt.“ 

Im dreizehnten Bande Seite 139 und 140 fagt Mitter- 
maier: — 
„Drehe und wende man ſich, ſo viel man wolle, es bleibt 
nur ein Ausweg, der: Geſchwornengerichte einzufuͤhren. — 
Der Verfaſſer dieſes Aufſatzes war ſeit 20 Jahren Gegner 
dieſer Gerichte; aber erſt, ſeit ihn Berufsgeſchaͤfte verpflichtet 
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haben, ven Entwurf einer Criminalprozeßordnung zu bearbeiten, 
feit er gejehen hat, daß alle Verfuche, eine gefetliche Beweid- 
theorie zu bearbeiten, oder eine blos negative Beweistheorie 
durchzuführen, foheitern, feit er die Gefahren erfannt hat, auch 
rechtögelehrten angeftelten Nichtern das Recht einzuräumen, 
jede Strafe auch auf Finiftlichen Beweis zu erfennen, ift er 
überzeugt, daß nur durch Gefchwornengerichte geholfen werden 
kann; im Intereſſe der bürgerlichen Gefellfchaft, felbft im In⸗ 
tereffe, daß fo viele Schuldige nicht der Strafe entgehen, in 
der Ueberzeugung, daß jede gejegliche Beweistheorie den Rich 
ter nöthiget, gegen fo viele Schuldige blos dag non liquet 
auszufprechen, fordert er die Einrichtung.” Und noch neuers 
Dings, am 19. Auguft des laufenden Jahres, ald Berichtser- 
ftatter in der Badifchen zweiten Kammer, in Bezug auf Preis 
freiheit, fagte diefer würdige Mann, Seite 36: 

„Daher kann auch Shre Kommifjion den Ausfpruch der 
Ueberzeugung nicht unterdrücden, daß die Wirffamkfeit des Preß⸗ 
geſetzes fich erft dann recht bewähren wird, wenn Gejchworne 
über Preßvergehen urtheilen würden; wir halten es immer für 
“eine halbe Maafregel wenn den, aus Nechtsgelehrten anges 
ftellten, Richtern das Urtheil in Preßfachen überlaffen wird, 
Wir find weit entfernt, der Ehre der Badifchen Gerichtshoͤfe 
zu nahe zu treten, ed fommt aber, wie 1831 bereits gefagt 
worden ift, nicht darauf an, ob die angeftellten Richter das 
Vertrauen eben fo, oder noch im höheren Grabe, als die Ges 
ſchwornen verdienen, fondern nur darauf, ob fie daffelbe wirfs 
lich befigen, und es Tiegt hier fo nahe, daß in Fällen, wo bie 
Staatsregierung felbit Partei ift, weil fie ſich fiir beleidigt ans 
fieht und dem Angeflagten fich gegenüber ftellt, wo fie aud) 
Intereſſe und Mittel hat, daß durch das Strafurtheil die ans 
geftellte Unterfuchung gerechtfertigt erfcheine, bei den Bürgern 
Beforgniffe entftehen, daß das Gemüth des Richters entweder 
aus übertriebener Angft, oder aus dem Wunfche, Die Regierung 
gegen Angriffe aufrecht zu erhalten, fi unmwillführlich und oft 
unbewußt zur Strenge neige, und eine Verurtheilung ausfpres 
che, welche die Gefchwornen, die gleichfalls Intereffe an bürs 
gerlicher Ordnung und Achtung des Gefeged haben, aber in 
bejtändiger Berührung mit ihren Mitbürgern bie Lebensverhält- 


— 


niſſe richtiger auffaſſen, und die Wichtigkeit der ſtaatsbuͤrger⸗ 
lichen Rechte fuͤhlen, nicht erkannt haben wuͤrden.“ 

„Sind auch nur bei einem großen Theile des Volks ſolche 
Beſorgniſſe rege, ſo werden die, von den angeſtellten Richtern 
gefaͤllten Strafurtheile nie auf die Zuſtimmung des Volkes 
rechnen koͤnnen, deren die Strafurtheile der Geſchwornen ſich 
erfreut haben würden. Wenn dazu noch die geheime Ver—⸗ 
handlung vor Gericht fommt, fo waͤchſt begreiflic; das Miß— 
trauen gegen bie gefällten Strafurtheile, und die Erfahrung 
im Königreich der Niederlande, in den Jahren 1829 und 1830, 
hat leider es bejtätigt, daß die Staatsregierung da, mo rechts⸗ 
gelehrte Richter nach geheimen Verhandlungen Urtheile in Preß- 
vergehen fällten, aller Bortheile entbehrt, welche fonft der 
Ernſt und die unnachfichtliche Strenge gegen den Verbrecher, 
der die Preffe mißbrauchte, hervorgebracht haben würde, Nur 
wo Deffentlichfeit der Verhandlungen das Vertrauen des Volkes 
zu ben gefällten Strafurtheilen begründet, wo die Ueberzeu— 
gung von der Gerechtigfeit der gefälften Strafurtheile lebendig 
im Bolfe it, wird, der niedrige Verläumder, der freche Unruh- 
‚ftifter, welcher die Bande der Ordnung durch aufregende Schrife 
ten zu zerreißen fucht, einen nmnerbittlichen Richter an allen 
verftändigen Bürgern haben, welche fein Benehmen mißbilligen ; 
eine Zeitung, die mit folchen Artifeln angefüllt ift, wirb bald 
untergehen, weil der Beifall der Bürger ihr fehlt. Unter 
folchen Borausfegungen ift die Deffentlichfeit der Verhand- 
lungen ein Hauptmittel für die Staatsregierung, die re= 
preffive Kraft der Strafgefege in Preßſachen zu verftärfen. 
Wann werden endlich die Gegner der Deffentlichfeit einfehen, 
das alles Verhuͤllen und die Geheimnißfrämerei ihnen am mei- 
ften ſchadet?“ — 

Die deutſche Bundes-Acte, meine Herren, bezeichnet 
bezüglich der Rechtöverhältniffe der Standesherrn- die König- 
lich Baierfche Declaration von 1807 ald „Baſis und Norm ’’ 
für die andern deutfchen Staaten. In derfelben ift für Die 
Standesheren das Necht ausgefprochen, in peinlichen Fälfeı 
durch Nichter ihres Standes gerichtet zu werden, und das 
Großherzoglich Heffifche ftandesherrliche Edict hat dies auf 
ſaͤmmtliche Mitglieder der Ttandesherrlihen Familien ausges 
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dehnt. Sechs Standesherrn ſitzen zu Gericht, unter dem Vor⸗ 
ſitze der Oberappellations⸗Gerichtspraͤſidenten und auf den Vor⸗ 
trag zweier Rechtsgelehrten ohne Stimmrecht; — ein wahres 
Geſchwornengericht. Und daß unſere Kriegsgerichte im Wer 
ſentlichen daſſelbe, mindeſtens ſehr aͤhnlich denſelben ſind, iſt 
bereits anderswo bemerkt worden. Können Officiere über eins 
zelne Vergehen und Verbrechen der Militaͤrperſonen urtheilen, 
warum ſollten nicht auserwaͤhlte Staatsbuͤrger über andere 
ftrafbare Handlungen entfcheiden fönnen ? 

Der Herr Regierungskommiſſaͤr hat von nachtheiligen Ers 
fahrungen über die Wirkungen dieſes Inſtituts gefprochen. 
Allerdings wird mitunter ein Angeklagter, der vielleicht ein 
Schuldiger ift, freigefprochen. Aber kann dies bei und nicht 
ebenfalls gefchehen? Und hat es 3. B. den Thron Louis Phis 
lipps erfchüttert, daß Chateaubriand, follte er ftrafbar gewefen 
fein, freigefprochen wurde? Hat man aber an die neuejte Lan⸗ 
Dauer Affife gedacht, fo hat ja der Präfident des Gerichts 
durch feine Entlaffungsrede an die Gefchwornen, und eben fo 
gut der Gerichtöhof, der einen Theil der Angeflagten im ons 
tumazialverfahren frei ſprach, bewiefen, daß die Gefeggebung 
an Unbeftimmtheit leide; wenn es nicht wahr fein follte, daß 
man bie Frage von Directer Aufreizung ald einen Rechts⸗ 
begriff hätte betrachten und nicht den Richtern der Thatjache 
zur Entfcheidung hätte vorlegen follen. 

Sch glaube daher meine Herrn, man möge dem in der 
Motion ausgedrücdten Wunfche nach Collegialgerichten, nach 
Deffentlichfeit und Muͤndlichkeit, nach Gefchwornengerichten 
sollfommen beiftimmen, ungeachtet der Erflärung des Herrn 
Regierungskommiſſaͤrs. Sollte diefe Erflärung realifirt wers 
den, fo bliebe der Code civil, gefondert von Gerichtsorganis 
fation und fonftigen dieſer Gefeßgebung eigenthümlichen Inſti⸗ 
tuten, eine Schale ohne Kern; fo verfchwände in Nheinheffen 
Das Notariat, die Gollegialität der Gerichte erfter Inſtanz, ein 
fehr großer Theil der Deffentlichfeit und Mindlichfeit des Ver: 
fahren; und es würde dad Gefchwornengericht nicht in feiner 
Integritaͤt ftehen bleiben. Könnte diefes gefchehen, koͤnnte je: 
mals dieſe Kammer hierzu einftimmen, fo verfchwände ficherlich 
in Rheinheffen alle Liebe und Anhänglichkeit fir Fürft und 
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Baterland, Denn in dem Wefentlichen. diefer Inſtitute ficht 
der Rheinheſſe die mwefentliche Borbedingung für fein Gluͤck und 
für feinen gefammten Rechtszuftand; Diefe ihm zu entziehen, 
dazu werde ich niemals mitftimmen. ; 

Wie fehr auch die materiellen Intereſſen durch dieſe 
Suftitute gefördert werden, darüber nur einige Worte. Nach 
officiellen ftatiftifchen Berechnungen kamen auf 100 Haushaltuns 
gen in Rheinpreußen 21 Prozeffe, in den übrigen Pros 
vinzen dieſes Königreichd 32. Im Negierungsbezirf Koblenz 
famen auf 1000 Seelen, beim fchriftlichen Verfahren auf der 
techten Nheinfeite, 58 Prozeffe; beim mündlichen auf dem Lin 
fen, in demfelben Regierungsbezirfe, nur 23. In Rheinpreußen 
braucht man nur den dritten oder vierten Theil de s Juſtizper⸗ 
fonald, das man in Altpreußen braucht. In der Baierifchen 
zweiten Kammer von 1819 hat der Abg. Kurz eine umitänd- 
liche Berechnung vorgelegt, wonach durch Einführung der Rhein- 
baierifchen gerichtlichen Inſtitutionen in Altbaiern bereits im 
eriten Sahre eine Erfparniß von mehr ald 700,000 Gulden für 
die Staatskaſſe eintreten würde, welche Erfparniß durch allmaͤh⸗ 
liches Aufhören der im Anfang nothmwendigen Penfionen über 
eine Million fteigen werde. Bei uns wuͤrde dadurch ficherlich 
die zum Theil fehr läftige Stempeltare bedeutend gemindert 
werben koͤnnen. | | 

Aus den Eröffuungen des Herrn Regierungskommiſſaͤrs 
geht hervor, daß ich im Jahre 1816 oder 1817 nicht tiber alle 
diefe Punkte eben fo gedacht babe, Ich geftehe ein, nicht zu 
denjenigen zu gehören, die in 15 Sahren nichts gelernt und 
nichts vergeflen haben. Daß ich aber gerade in die ſen Be 
ziehungen viel gelernt habe, verdanfe ich .der genaueren Kennt- 
nid von den unendlichen Vorzuͤgen der Rheinheſſiſchen Geſetz⸗ 
gebung und Juſtizverfaſſung, welche Kenntniß mein vierjähriges 
Amt ald Mitglied des Kaffationshofd mir verfchaft hat. ch 
bin daher der innigften Ueberzeugung, daß wir unfere Liebe 
zum Fürften, daß wir. unfere Treue und Anhänglichfeit an die 
Staatsverfaffung nicht beffer bethätigen fönnen, ald wenn wir 
aus allen Kräften dahin wirfen, daß die Altgermanifchen 
Einrihtungen, welche Rheinheffen für feine wohlthätigften 
Inftitutionen erfennt, in welchen der Engländer, der Franzofe, 
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der Rheinbaier, der Rheinpreuße das Palladium feiner. bürger- 
lihen Freiheit, den fefteften Damm gegen alle Eingriffe in feine 
Rechtsſphaͤre erblickt, unfern ——— Mitbuͤrgern erhal⸗ 
ten und uns gegeben werden. 
Nur auf dieſe Weiſe koͤnnen wir darauf rechnen, daß nach 
und nach immer mehr wieder ein gemeinſames geiſtiges Band 
mit unſern Bruͤdern uns umſchlingen werde. 


Sp weit diefe Rede. — — Der Redner fügte ihr 
im Laufe der Discuffion noch folgende Erläuterungen bei: | 

D Es wurde vom zweiten Herrn Regierungstommiffär 
geäußert, fo fchlimm ftehe es doch nicht hier im Lande, wie . 
der Ausfchußbericht fchildere; und fat überall in Deutfchland 
fei ed eben fo. Da diefe Aeußerung zwar nicht ald gegen den 
Art. 103 der Berfaffungsurfunde gerichtet betrachtet werben 
fann, wohl aber, ob richtig oder unrichtig, darauf Einfluß hat, 
mit welcher Sehnfucht, mit welchem Ungeftim man einer neuen 
Gefeßgebung entgegen fieht, oder mit welcher Gelaffenheit und 
Ruhe man ferner noch erwarten möge, was im Schooße der 
Zufunft liegt, fo ‚halte ich mic) verpflichtet, darauf zu antwors 
ten. Ob es hier im Lande nicht fo fchlimm fei, als der Auss 
fchußbericht fehildert? darüber mag entfcheiden der Stand ber 
Praktiker, welder in der Kammer ‚bereits ſich ausgefprochen 
hat. Sch bin aber auch vor Allen den Nichtjuriften vom rechs 
ten Rheinufer, welche ihre Anfiht ausfprachen dafür Dank 
fchuldig, und ich kann Sie alle: verfichern, daß das Gefühl des 
Bebürfniffes einer neuen Geſetzgebung für die Provinzen bes 
rechten Rheinufers ein fehr allgemein verbreitetes ift, und daß 
namentlic in Oberheffen ein allgemeiner Jubel entftehen würbe, 
wenn die Staatsregierung dad Verfprechen geben fönnte und 
wollte, daß eine neue durchgreifende Gefeßgebung in Kurzem zu 
Stande gebracht fein werde. — Daß es falt überall in Deutſch⸗ 
land fo ausfehe, wie bei und, dieſe Behauptung hat mich im , 
wahrhafte Verwunderung gefeßt; denn ich bin der Meinung, 
daß faft überall in Deutfchland es beſſer ift, als grade in den 
dieffeitigen Provinzen des Großherzogthums. Bleiben wir 3.8. 
nur bei der Civilgefeggebung ftehen. Preußen bat wie 
Sie wiffen, ein allgemeines biirgerliches Gefegbuch, welches. in 
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mehreren Provinzen unbebingte Gültigkeit hat, in mehreren freis 
lid) nur in subsidium nach den Provinzialrechten; aber doc) 
blos nach diefen. Alle Deutfh-Defterreihifhen Staaten 
(mit Einfchluß des Lonibardifch-Benetianifchen Königreichs) has 
ben das bürgerliche Gefeßbuch, vor welchem alle andere civils 
rechtlichen Normen verfchwunden find. Das Königreich Baiern 
hat wenigftend von 1756 her, fein Marimilianifches buͤrgerli⸗ 
ches Geſetzbuch, in welches freilich viel römifches Recht aufges 
nommen iftz allein es gilt doch fufidiar in allen Baierifchen 
Landen. Württemberg hat fein Landrecht, welches in ganz 
Wuͤrtemberg gilt, und wenn gleich noch aus alten Zeiten hers 
ſtammend, fo hat die Wiffenfchaft es fehr ausgebildet. Baden 
hat ein bürgerliches Geſetzbuch, durch welches alle Partifulare 
normen wirkungslos wurden, und fo fönnte ich der Beifpiele 
noch mehrere häufen. Aber die hier angeführten Länder, welche, 
foweit fie zum deutfchen Bunde gehören, mit den beinah drei 
Millionen jenfeits, zufammen ungefähr vier und zwanzig Millios 
nen Einwohner zählen, find gewiß der größte Theil von Deutſch⸗ 
fand. Daß hier der Zuftand ein weit vorzüglicherer fei, als bei 
ung, bebarf, glaube ich, Feiner weiteren Ausführung. Ich würde 
fie ſonſt ne durch Hinweifung auf bie yeinlichen und Pros 
zeßgefetsbiicher, die in andern Staaten fich finden, während in den 
dieffeitigen Provinzen keins diefer Art vorhanden ift. Es hat 

2) der zweite Herr Regierungsfommiffär gegen einen Theil 
der Rheinheffifchen Gefeßgebung und insbefondere gegen das 
bürgerliche Geſetzbuch eingewandt, es fei dafjelbe durch die Ne- 
volution in Frankreich nothwendig geworden. In fo weit ich den 
Sinn diefer Worte begreife, ftelle ich ihre Nichtigfeit in Abrede. 
Gerade dieſes Gefeßbuc; hat in Franfreich nichts rewolutionirt, 
es enthält in Feiner Beziehung etwas Nevolutionäres; die Revolu⸗ 
tion war früher gemacht. Alle Gefege, in welchen Grundſaͤtze der 
Revolution ausgefprochen, waren früher vorhanden, und erft im 
März 1803 bis zum März 1804 entftand Das bürgerliche Gefeß- 
buch, alfo gerade unmittelbar wor der Zeit, wo der erfte Conſul 
bereits die Anarchie unterdruͤckt hatte, und feinen mit einem ſtrah⸗ 
Ienden Feldherrnglanze geſchmuͤckten eifernen Kaiferftab ergriff, 
Ich wüßte. feinen einzigen Artifel in dem ganzen Gefeßbuch, 
welchem man eine revolutionäre Tendenz beimeflen koͤnnte, es 
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müßte denn derjenige fein, (896) welcher die Errichtung nener 
Stammgüter.für die Zufunft verbietet, wenn das Staatsober⸗ 
haupt nicht Ermächtigung dazu gibt. Nein, meine Herrn, dies 
fes neue Gefegbuch ift nicht in Folge der Revolution nothwens 
dig geworden; fondern feit langer Zeit war in Franfreich ein 
lebhaftes Bedärfniß nach Einheit in der Geſetzgebung entitans 
den, Ähnlich dem in vielen Laͤndern Deutfchlande gegenwärtig 
vorhandenen. Diefes Bebürfniß war dort entjtanden, weil in 
der einen Hälfte Franfreichs das Roͤmiſche Recht galt, und in 
der anderen Hälfte eine Mafje von ftatutarifchen oder verfchies 
denenen coutumes, befonderd nad) den Provinzen verfchiedem. 
Die Revolution hatte den Provinzialverband aufgeloͤſt, eine 
größere Maſſe von Departements errichtet und dadurch erleiche 
tert, dasjenige verfchwinden zu laſſen, was früher ben einzelnen 
Provinzen angehörte, Dies ift die einzige Beziehung, welche 
das bürgerliche Geſetzbuch zu der Revolution befißt. 

Wenn ferner der Herr NRegierungsfommiffär sier deutfche 
Staaten genannt hat, in welchen, wie in: den Hanfeftädten, die 
von. Frankreich aufgedrungenen Geſetze nad) Beendigung der 
franzöfifchen Herrfchaft fogleich abgefchaft worden, fo muß ich 
darauf erwiedern, daß in dem einen biefer Staaten, in Kurs 
heffen, die Deffentlichfeit und Muͤndlichkeit des Verfahrens 
und das Gefchwornengericht in der Ständeverfammlung gefors 
dert und von den Regierungskommiſſaͤren ſchon zugejagt und 
als Anſicht der Staatsregierung ausgefprochen worden ift; daß 
Hannover und Braunfchweig noch nicht Gelegenheit hate 
ten, die Stimme des Volks ertönen zu laflen, und daß Olden⸗ 
burg bis heute noch nicht weiß, daß ein Art. 13 der deutfchen 
Bundesacte eriftirt. Daß aber einzelne Städte, wie Hamburg, 
eine . der Franzöfifchen nachgebildete Gerichtsverfaffung nicht 
einführen förnen, das ift gewiß, und Folge ihres befchränfs 
ten Gebiets. Dagegen haben beinahe ‚drei Millionen unferer 
Brüder. auf dem linken Rheinufer, feitdem fie wieder. Deuts 
fche geworden, häufig mit Segen ihre Regierungen überfchüts 
tet Dafür, daß fie ihnen diefe Gefeßgebung gelaſſen; und 
Preußend König verdient doppelten Danf dafür, der, wie 
wohl ihm Rathfchläge gegeben waren diefe Geſetzgebung aufs 
zuheben, fie nicht aufhob, und daß Fräftig ‚wirkende Gutach⸗ 
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ten der Immediatjuftigfommiffion von 1818 erforderte. Es har 
ben, als die Stände der Preußifchen Rheinprovinzen 1826 zu 
Düffelvorf zufammen getreten, die Stabträthe der fämmtlichen 
Städte in Rheinpreußen und die Notabeln des Handelsftandes 
BVorftellungen an diefe Berfammlung erlaffen, um von ihr zu 
verlangen, daß fie dem Könige den allgemeinen Wunfch ber 
Nheinländer zu Füßen lege, die beftehende Gefeßgebung in ihren 
Grundprineipien, (namentlich auch Handelögerichte und Urtheils⸗ 
vollftrefung ohne unmittelbar gerichtliche Leitung) aufrecht ers 
halten zu fehen; und ald in der Berfammlung der Zweifel erho⸗ 
ben wurbe, ob diefes Geſuch, da nur 1, der Bewohner ber 
Rheinprovinzen. in. den Städten wohne, auch ald Wunſch der 
gefammten Bevölkerung in Rheinpreußen gelten könne, da vers 
bürgte die Mehrheit der Mitglieder, daß dasjenige, was bie 
"Städte ausgefprochen, der Wunſch der gefammten Bevdlferung 
fei. Daß diefe Gefeggebung fortwährend mehr ftabil in Preu⸗ 
Ben geworden und daß der König eine neue Garantie dafür 
‚gegeben, erfennen wir meines. Erachtens darin, daß er das Ju⸗ 
ftigminifterium getheilt, einen eigenen Suftizminifter für Rhein⸗ 
preußen und einen befonderen für die älteren Lande der Mo⸗ 
narchie ernannt hat. Und wenn einft diefer gerechte Monarch 
feine heilige Verheißung erfüllen, alfo fein Bolf würdig ers 
fennen wird, die im Sahr 1815 zugeficherte Berfaffung zu ers 
halten, fo wird auch dort die Stimme. allenthalben durch⸗ 
dringen, womit wir heute fordern: collegialifche Berfaffung 
der Gerichte, Deffentlichfeit und Mündlichkeit des Verfahrens, 
und das Gefchwornengeridt. Es ift | 
8) viel darüber gefprochen worden, daß Mopificationen der 
Rheinheffifchen Geſetzbuͤcher geboten feien durch Ruͤckſichten auf eins 
heimifche Berhältniffe, auf Berhältniffe der dieffeitigen Provinzen. 
Meine Herrn, ich gebe auch dieß zu und behaupte nichts 
weiter, ald daß, wenn wir klar und beftimmt reden wollen, 
* alle diefe Mopdiftcationen nicht fehr bedeutend fein, Feinen bebeus 
“ tenden Umfang haben werden. Sind denn unfere Verhältniffe, 
find denn unfere Sitten fo fehr verfchieden von denen unferer 
Brüder auf dem linfen Rheinufer? Taͤuſchen wir uns- hierin 
nicht. — Mit Vegnügen werde ich meine Meinung ändern, 
wenn ber Herr Regierungsfommiffär mir anzugeben die Güte 
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haben wird, worin Aenderungen durch die Ruͤckſichten auf ein⸗ 
heimifche Verhaͤltniſſe nothwendig ſind; ich weiß es nicht; ich 
‚Tann darin nur Demjenigen beiftimmen, was der Abgeordnete 
bes Bezirks Lorfch vorhin ausgeführt hat, daß die Grundlas 
gen ber Berfaffungsgefege überall beruͤckſichtigt wers 
den müffen, wo eine neue Gefeßgebung einheimifch wird; 
wo fie nationale Wurzeln fehlagen fol. Aber in allen euros 
päifchen rein conftitutionellen Staaten find die Grundlagen 
der Berfaffungsgefege gleich, es find diefelben, fie weichen von 
einander nur ab in der Form, nicht aber im Wefentlichen. 
Wenn alfo geftern der geehrte Abgeordnete des Bezirks Nies 
derolm, welcher unter und Allen wohl am gründlichiten Aber 
die rheinheffiihe Geſetzgebung urtheilen fan, die Ueberzeugung 
ausgefprochen hat, daß das ganze bürgerliche Geſetzbuch ohne 
Abänderung eines einzigen Artifeld, vielleicht mit Ausnahme 
des auch von mir vorhin angeführten, und mit einer, jeßo 
auch in Franfreich beftehenden Befchränfung in Bezug auf Ehes 
ſcheidung, auf dem rechten Rheinufer eingeführt werden koͤnne, 
fo erlauben Sie mir, (der ich fchon vor mehr als 25 Jahren 
Borlefungen über das frangöfifche Recht in Giefen begonnen, 
ehe das Edict von 1808 erfchienen war) dieſe Anficht nach 
‚meiner innigften, vollfommenften Ueberzeugung zu  befräftigen. 
Sch weiß feinen Artifel des bürgerlichen Geſetzbuchs, welcher 
einer Aenderung bedürfte, wenn man ben oben angeführten Ars _ 
tifel und wenn man ebenfalls bie’ erwähnte Ruͤckſicht auf Ehe⸗ 
ſcheidung ausnimmt. 

Man ſpricht ferner von Modificationen, welche in Ba⸗ 
den getroffen ſind, welche nothwendig ſeien fuͤr die Exiſtenz 
der einheimiſchen deutſchen Rechtsinſtitute. Ga, 
meine Herrn, wir haben dergleichen Inſtitute und koͤnnen und 
werden ſie aus dem Grunde nicht aufgeben, weil wir das 
rheinheſſiſche buͤrgerliche Geſetzbuch bei uns eingefuͤhrt wuͤnſchen. 
Aber nach reiflicher Erwägung weiß ich feinen anderen anzus 
geben, als Lehen und Stammgüter, Zehnten und Erbleihen; 
und die Deshalb beftehenden rechtlichen Berhältniffe Finnen mit Eis 
nem Artifel für fortbauernd beftehend erflärt werden. Man fpricht 

4) davon, daß die rheinheffifche Geſetzgebung auch Vers 
befferungen fähig fei. Ja, meine Herrn, ich habe nicht die 
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Anfiht, eine reine Neception Ihnen vorzufchlagen ohne: alle: 
Mühe, ohne alle Arbeit. Nein, menfchliche Werke werben im⸗ 
mer ber Verbefferung fähig fein, und fo auch eine Gefeßgebung, 
welche feit dreißig Jahren durch die Surisprubenz bereits Ders 
befferungen erhalten hat. Erlauben Sie mir darüber nur wer 
nige Worte; 

Man fcheint im Bezug auf Notäre und Gerichtöboten, 
als bei einer andern Gelegenheit von ihnen die Rebe war, ihre 
Verwandlung in befoldete Staatsdiener nicht zu wuͤnſchen. 
Dennoch aber mögen Berbefferungen des Notariats moͤglich 
fein, und ich vermweife deshalb auf ein Preußiſches Gefeg 
vom 25. April 1822, welches bezwecte, das Notariat in vielen 
Beziehungen einer Veredlung entgegen zu führen, Sch werweife 
auf eine weitere Preußifche Verordnung vom 1. Juni 1822, 
welche eben aus bem Grunde, weil die Preußifche Geſetzge— 
bung nun das Notariat veredelt zu haben glaubte, auch eine 
größere Befugniß demfelben beilegt. 

Es ift ſchon verfchiedenartig von ben. Gerihtsboten 
gefprochen worden; ich verweife auf dasjenige, was unfer 
neuer Gollege von Oppenheim deshalb fo erfchöpfend gefagt 
bat. Sch bin nicht mit. allen Zweigen der franzoͤſiſchen Ger 
ſetzgebung fo vollftändig befannt, um auch hierüber ein vollguͤl⸗ 
tiges Urtheil fällen zu koͤnnen; aber im Allgemeinen weiß ich 
doc in Bezug auf die Gerichtsboten, daß das Geſetz dieſen 
Vollſtreckern der Urtheile die Grenzen genau vorfchreibt; daß 
bei dem erften Schritt, wo fie die vorgefchriebene Bahn zu 
verlaffen fcheinen, die verfolgte Parthie auf der Stelle Halt! 
rufen (Oppofition einlegen) kann, daß fie deßhalb gezwungen 
werden koͤnnen, vor den Richter zu. treten, damit diefer ent- 
fcheide, ob fie nicht gefeßwidrige, alfo für nichtig zu erflärende 
Schritte gethan und allenfalld zum Schabenerfage verbunden 
feien. Wohl mag es fein, daß manche darauf Bezug habende 
Borfchriften des Franzdfifchen Givilprozeffes zu verwickelt find, 
und dadurch zu häufig Nullität und Mißbraud der Oppofition 
entftehen kann; wohl mag es fein, daß eine ftrengere Untermers 
fung derfelben unter höhere Aufficht, namentlich des Staates 
procurators, nothwendig iſt. Aber ed wird, wenn man übers 
haupt die Eerrdlate. der rheinheſſiſchen Geſetzgebung annimmt, 
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chwer fallen, das- Inſtitut der Gerichtsboten, (vermoͤge deſſen 
bie Gerichte niemals ſelbſt exequiren, fondern nur Streitfras 
gen über die Gejeglichfeit der Erecution entfcheiden,) zu vers 
bannen, fo leicht e8 auch fein wird, die Gebrechen, welche feits 
ber gerügt worben find, zu heben. Wir haben hierfür, wie 
‚für manche Beftimmungen der franzsfifchen Gefeßgebung, Ma- 
terialien, in der früheren koͤniglich-weſtphaͤliſchen Geſetzge— 
bung, bei weicher deutfche Rechtögelehrte, wie von Goninr, von 
Biederfee, Pfeiffer, Leift, von Wolfradt wefentlich mitarbeites 
ten. Die weitphälifche Gefeßgebung hatte das Suftitut der 
Gerichtsboten beibehalten. 

Von einzelnen Punkten wird hier feine Zeit fein, umſtaͤnd⸗ 
lich zu reden; fonft würde ich ausführen, daß der Tadel, wel 
her das Gefhmwornengericht im Kalle der Abftimmung 
von fieben gegen fünf treffen follte, wenigftend die gegenwärs 
tige Gejeßgebung Frankreichs nicht trifft. Dort ift diefe Ins 
confequenz gehoben. : 

So oft alfo Verbefferungen möglich erfcheinen, mit Bers 
gnuͤgen werbe ich diefen meine‘ Zuftimmung geben; aber die 
brei Grundzüge, welche in dem Antrage ausgefpruchen find, 
welche der Ausfchußbericht weiter zu entwideln, bemüht war, 
biefe werden, meiner Anficht nad), ſtets unumfchränft herrfchen: 
nämlich Collegialität der Gerichte, Oeffentlichkeit und Muͤnd⸗ 
lichkeit des Verfahrens, und das Gefchmwornengericht; Meine 
Herren, uns fünnen doch diefe Grundzüge nicht fremd fein, 
- auch wir handeln öffentlich und wollen oͤffentlich handeln, 
auch wir handeln mündlich und ſuchen in der Mindlichfeit, die 
wir und in Feiner Weife wollen befchränfen laſſen, einen Bor: 
zug, ein Recht. Auch wir fprechen ähnlich den Geſchwornen ; 
denn wenn wir auch nur mit Sa oder Nein antworten, Jeder 
urtheilt nach feiner Weberzeugung, Niemand ift irgend einem 
andern ald Gott und feinem Gewiſſen NRechenfchaft darüber 
ſchuldig, ob und aus welchen Gründen er Ja oder Nein ger 
fprochen. Daß aber in einem allenfallfigen Conflicte der rhein—⸗ 
hefftfchen und anderer Gefebgebungen, in einem bloßen Zweis 
fel, welchem Prinzip man Beifall fchenfen folle, ich wenigſtens 
vorzugsweife für die rheinheffifche Gefeßgebung flimmen werde, 
laͤugne ich nicht, aus Gruͤnden, welche hier umſtaͤndlich aut · ge⸗ 
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führt worden find, und aus dem Grunde, daß fein bitrgerliches 
Geſetzbuch, daß Fein Geſetzbuch ber den Eivil- und Griminals 
yrozeß in Europa fo weit verbreitet ift, als dasjenige, welches 
in Rheinheflen gilt. Hierzu fommt noch weiter, daß auch vers 
möge der Zuficherungen, welche man 1816 und 1820 gegeben 
hat, bei denen man doc gewiß eine Zuficherung im Sinne 
gehabt hat, doch wohl eine moralifche Verbindlichkeit für ung 
vorhanden ift, ohne die Zuftimmung der Repräfentanten Rheins 
heffen dasjenige, was ihnen heilig und theuer ift, was fie als 
- Palladium ihrer bürgerlichen Freiheiten betrachten, ihnen nicht 
zu. entziehen; und ed muß meines Erachtens auf die Stimme 
der Rheinheffen in diefer Verfammlung um fo mehr Gewicht 
gelegt werden, da feit Jahren feinem Nheinheffen vergoͤnnt 
war, weder unter den mit Bearbeitung der Gefeßgebung Ber 
auftragten, noch in dem Minifterium, noch in dem Staats 
rathe die Intereſſen unfrer rheinheffifchen Brüder zu vertreten. 
Wir hegen | 
5) gewiß allgemein den Wunfch, daß Provinzialismus 
und Particularismus moͤglichſt aus Deutfchland verfchwinde, 
daß ein allgemeines deutſches Band ber Gefeßgebung uns 
möglichft wieder umfchlinge. Erreichen wir diefen Zwed nicht 
am ficherften, wenn die rheinheffifche Gefeßgebung ung balb 
zu Theil wird? Es find wenigftend zwei Millionen fiebenmal 
hundert taufend Deutfche auf dem linken Nheinufer, welche 
ſich unter .diefer Gefeßgebung glücklich fühlen. Nehmen wir 
diefe Gefeßgebung nicht an, fo finden wir unter denjenigen, 
welche möglicher Weife von uns angenommen werben können, 
feine, welche eine folche Gfleichförmigfeit herbeiführen wird. 
Erwaͤgen müffen wir dabei noch, daß die von und gewünfchten 
Grundſaͤtze von der Befchaffenheit find, daß fie ohne Zweifel 
in allen conftitutionellen ‘ Staaten ſich bald weiter verbreiten 
werben. Schon 1819 hat Marimilian Sofeph von Baiern im 
Landtagsabfchiede in Gemäßheit des übereinftimmenden Wun⸗ 
fches der beiden Kammern Deffentlichkeit und Miündlichfeit des 
Berfahrend zugefichert, und der Ausfchußbericht hat Ihnen ans 
gedeutet, daß das neuefte baierfche projectirte Geſetzbuch über 
das Verfahren in Straffachen alle und jede Beweistheorie aus⸗ 
ſchließt und zum Theile vollftändige Gefchwornengerichte vor⸗ 


geſchlagen hat, alfo auch ben — welche wir hier 
verlangen, ſich annaͤhert. In dem Ausſchußberichte iſt ferner an⸗ 
gegeben, daß in Baden ſowohl als in Kurheſſen die Grunds 
züge, von welchen hier die Rede ift, theild von den Kammern - 
gefordert, theild aber auch von den Regierungstommiffären 
fhon zugefagt find. 

Unter den einzelnen Gegenftänden nur einige Worte 
noch über denjenigen, welcher vorzugsweife das Snterefle zu 
feſſeln fcheint, nämlich das Geſchwornengericht. Ich erlaube 
mir zu verleſen, was hieruͤber ein deutſchgebildeter Juriſt, der 
mehrere Jahre lang die franzoͤſiſchen gerichtlichen Inſtitute 
praktiſch hat kennen fernen, kurz darauf geſagt hat: 

„Mag übrigens bei dem Geſchworneniuſtitute, auch bei 
deſſen -beftmöglichfter Drganifation, immer noc einiges zu 
wünfchen übrig bleiben, fo bedenfe man doch auch deffen eben 
erwähnte unabfehbare hohe Wichtigkeit in politifcher Hinficht ; 
bedenke nicht nur die Gewähr, die es, nicht allein dem Bolfe 
gegen mögliche Gewaltftreiche der Regierungen, fondern auch 
ber Regierung für die Zufriedenheit und für die Anhänglichkeit 
und Treue der Regierten gewährt. Wenn ed wahr ift, daß 
nur gedruͤckte Bölker fich gegen ihre Regierer empoͤren, ein 
Volk aber, daß fich frei fühle (man Fönnte fogar fagen : oder 
auch nur frei glaubt,) feiner Verfaffung und Regierung. — 
haͤngt; ſo frage ich: durch was kann das Volk ſich freier, 
achteter und vor Unterdruͤckung geſicherter fuͤhlen, als a 
eine Verfaffung, welche ihm unmittelbar thätigen Antheil an 
der Strafrechtöpflege giebt, durch eine Berfaffung, vermöge 
welcher der Bürger, indem er, wie in monarchifchen Berfaffuns 
gen, fo viele Gewaltzweige in ben Händen der Regierung fieht, 
doch diefe Eine heilige Gewalt, das Recht über Freibeit und Les 
ben der Staatsbürger abzufprechen, nicht in den Händen einer 
Anzahl vom Monarchen und nicht vom Volke gefegter Fürftens 
diener fehen muß, fondern als fein heiliges Nefervatrecht ans 
fehen darf? Wem fallen nicht hier wieder die auch hierher 
yaffenden Worte des trefflichen Beccaria ein: ‚auf daß das 
‚Bolt fagen möge, wir find feine Sklaven; ein ermuthigendes 
zBewußtſein, welches einem Souveräne, der feine wahren In⸗ 

„tereſſen erkennt, einem Tribute gleich gelten Kam. 


Dies ift ‚diejenige Aeußerung, welche im Sahre 1818 ber 
gegenwärtige Generalftaatsprocurator, Herr Weber *) dahier, 
hat drucken laffen; und da geftern oder vorgeftern Einiges von 
Mittermaier verlefen wurde, um zu beweifen, daß. diefer 
einer gefeglichen Beweisthegrie im peinlichen Verfahren zuge 
than fei, fo muß ich mir erlauben, auf die Bemerfungen im 
Ausfchußberichte und in meiner Rede hinzumweifen, wornach 
biefer in ganz Deutſchland fo hochverehrte Rechtsgelehrte, der 
bis zum Jahre 1827 das Inftitut der Gefchwornen nicht ges 
billigt hatte, im Sahre 1831 in der badifchen Kammer offen 
erflärte, und diefe Erklärung feitdem mehrmald und namentlic, 
‚in Bezug auf politifche Vergehen wiederholt hat, daß er nun 
feine Meinung geändert habe. Möchte es wahr fein, daß nad) 
einer früheren Schrift diefes verehrten Mannes es fcheine, als 
ob er vor zehn Sahren nicht in allen Beziehungen die franzd- 
ſiſche Jurisprudenz bis in das Fleinfte Detail hin vollkommen 
gefannt habe, wie geftern von einem Redner erwähnt wurde, 
fo fann dies Niemand befremden, der nicht Durch eine lange 
praftifche Erfahrung diefe Gefeßgebung Fennen gelernt. hat. 
Gerade der Umſtand aber, daß dieſer hochgebildete Rechtsge— 
lehrte inzwifchen jene Ueberzeugung gewonnen, : ift gewiß ſehr 
intereffant. 

Darüber, meine Herrn, will ich nicht flreiten, ob das Pu⸗ 
blicandum vom 1. Dezember 1817 ein Geſetz fei. Denn fo viel 
ift gewiß, daß in wefentlichen Beftimmungen fpäter jene Vers 
ordnung durchlöchert wurde. Die Verfaffung fagt: „alle Hefr 
fen find vor dem Gefege gleich,‘ und jene Verordnung wollte 
noch, haben — befreite Gerichtöftände. Die Verfaffung will 
ein Geſetzbuch über das Strafverfahren; und jene Verordnung 
wollte noch Gefchwornengerichte auf dem linken Rheinufer forts 
beftehen laſſen, auf dem rechten aber nicht einführen. Sch 
glaube daher allerdings, daß, wenn jegt irgend ein Geſetzbuch 
gegeben wird, dies das ganze Großherzogthum zufammen ums 
faffen muß und daß, wenn es irgend einen Zufland verfchies 
denartig in den Provinzen des linken und des rechten Rheins 
ufers einführen oder fortbeftehen Taffen wollte, ein foldyes Ger 
feg der Verfaſſung widerfprechen würde. Auch ich befürchte 


*) Nachlefe über das Öffentliche und mündliche Gerichtöverfahren, ©,.70, 
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nicht, daß bie erfte Kammer den Grundzüge, melde wir ver- 
langen, ihre Zuftimmung . verfagen werde. Diefe Grundzüge. 
find in Baiern, Baden, Kurheffen von den. Staatsregierungen 
theils gegeben ,-. theils_augefichert worden, überall -aber werben 
fie gefordert; und was nothwendig ift, wird die erſte Kammer 
mindeſtens eben fo gut erfennen, ald bie zweite, ebenfalls 
aber wird die Staatsregierung durch eine etwaige Meinungs 
verfchiedenheit nicht Dispenfirt werden von der Verpflichtung, 
welche der Art. 103. ihr auflegt: drei Gefeßbücher für alle 
Provinzen des Großherzogthums den Ständen vorzulegen. 

Wenn endlich die Frage noch erhoben worden ift: ob ſchnel⸗ 
ler oder langfamer das wichtige Werf der Gefeßgebung vorans 
ſchreiten ſoll? fo appellire ich in diefer Beziehung an die Hus 
manität und an die Klugheit ver eriten Kammer und der 
Staatsregierung. Sch appellire an ihre Humanität. Bir 
bedürfen "in fo manchen Beziehungen Berbefferungen, welde 
nicht vorgenommen werben können, wenigftend nur ſchwer vor⸗ 
genommen werben fönnen, wenn man eine neue Gefeßgebung 
nicht zugleich einführt. Es ift im Jahre 1820 in diefer Kams 
mer bemerft worden CHeft 9, Seite 116): 

„99 Wurden dann gar häufig die Prügel als Strafmittel 
gebraucht und die Folge ift, daß zuweilen Unterfuchunggrichter, 
die mit verftocdten VBerbrechern zu thun haben, jenes polizeiliche 
Strafmittel indireft benugen, um folche Menfchen durch den 
förperlichen Zwang mürbe zu machen. Wir werden von dieſem 
Uebel nicht loskommen, fo lange wir den Unterfuchungsprozeß 
behalten, wie er jeßt ift, fo lange die vollftändigfte Ueberfuͤh— 
rung der Inquiſiten erfordert wird, Es wird nur dann 
wegfallen, wenn der Anflageprozeß und Geſchwor— 
nengerichte eingeführt werden. Es iſt zwar möglich, 
förperliche Züchtigungen auch ohne dies abzufchaffen. Baden 
hat den Beweis davon geliefert durch ein Gefeß vom 25. Nos 
vember 1831; aber fchmierig iſt ed allerdings, in einzelnen 
Beziehungen in die beftehende Gefehgebung einzugreifen. Es 
find ferner unfere Gefängniffe und deren Einrichtungen eis 
ner burchgreifenden Reform und Abärverung bedürftig, einer 
Abdnderung, welche auch nicht leicht ohne neue Geſetzgebung 
durchgefuͤhrt werden kann. 


In wie beffagenswerthem Zuftande gar häufig bie Unter 
fuchungsarreftiofale find‘, davon haben öffentliche Blätter in 
neuerer Zeit gefprochen; aber wie traurig auch der Zuftand der 
Strafgefängniffe in Marienfchloß ift, davon kann fich jeder übers 
zeugen. Die Gefangenen find nicht getrennt nach dem Alter, 
nicht nach der Schwere des Verbrechens, fondern nur nach dem 
Gefchlechte und nach der Arbeitsfähigfeit. Alte und Junge, 
ſchwer und leicht Berurtheilte figen in denſelben Lokalen beis 
fammen und müffen jede Nacht Calfo in hohem Winter faſt 15 
Stunden lang) ohne Licht, ohne Befchäftigung in zum großen 
Theile höchft ungefunden unpaffenden Schlaffälen verweilen ; 
und zu ihrer moralifchen Verbeſſerung gefchieht nichts, ald daß 
der Gefangene alle 14 Tage an einer Predigt Theil nimmt 
und an einer Stunde Elementarunterricht täglich; Letzteres jes 
doc; nur, wenn er auf Koften der zur Bewegung im Freien 
ihm geftatteten Zeit es verlangt und wenn einereder Mitgefans 
genen fich findet, der diefen Unterricht übernehmen, will, Ich 
würde dies nicht angeführt haben, wenn mir es nicht nöthig 
gefchienen hätte auch als Motiv zur Befchleunigung einer neuen 
Gefeßgebung. — Ich appellire endlicd an die Klugheit. Wir 
haben felten einen Gegenftand, bei welchem es fo leicht ift wie 
hier, die Koften, welche der Staat in Anfpruch nimmt, zu vers 
mindern, Dagegen die Ruhe und das Vertrauen der Staatsbuͤr— 
ger zu erhöhen; — und dies ift wahrlich Feine unnöthige Ruͤck⸗ 
ſicht. . 

Bergönnen Sie mir mit den Worten zu fchließen, welche 
König Ludwig von Baiern im Jahre 1827 in der Thronrebe 
ſprach: | 
„Bas wollen wir? Minder Foftfpielige, weniger Schreis 

berei und Zeitaufwand erfordernde Rechtöpflege ;‘’ 
‚und zwar, wie ich beizufügen mir erlaube, auf eine Weife, 
welche würdig ift des treuen, des gebildeten heffifchen Volkes, 
welche feine Zufriedenheit bedeutend vermehrt, und eben dadurch 
den Thron feiner Bern befeftiget. 


Großherzogthum Heſſen. 
Gruͤndung einer gleichformigen Geſetgebung, 


oder: 

Bericht des zweiten Ausſchuſſes über den Antrag der Ab⸗ 
geordneten Fr. Schenck, W. Hoffmann, Freiherrn von 
Gagern, von Brandis, Hellmann, Heß, Koch und 
Emmerling, betreffend die Erfüllung des Artikels 103 
der Verfaſſungsurkunde; erſtattet von Jaup (dem Ab⸗ 
geordneten der Stadt Friedberg, 1833). 





Petanutlich befiehlt dieſer Art. 108. die Einfuͤhrung einer 
gleichförmigen bürgerlig;en und Straf-Gefeßgebung für das 
Großherzogthum Heffen, und ed wird zunaͤchſt ein Ruͤckblick 
auf dasjenige, was deßhalb bereits fruͤher vorgekommen, nicht 
unpaſſend ſein. 

Landgraf Ludwig IX. von Heſſen⸗Darmſtadt hatte faum 
17. Oftbr. 1768) die Regierung angetreten, ald er in einer 
Verordnung vom 5. Jan. 1769 im $. 11 Folgendes verfügte: 

„Und damit auch alle Gelegenheit, unter der Larve des 

Geſebes zu chikaniren, maͤnniglich ſoviel moͤglich benommen 

werden moͤge, ſo ſoll demnaͤchſt ein neues Landrecht, 

worin alle bisher emanirte Verordnungen enthalten, und 
die causae arduae und dubiae zu entſcheiden find, auf eine 
leicht begreifliche, und NB. jedem gemeinen Manne in bes 
nen gewöhnlichen Fällen, verftändige Art verfaflet und 
dem Drucd übergeben werben.” 

Bom Erfolg diefer guten Abſicht ift nichts befannt, 


Der erhabene Sohn und Nachfolger des genannten Fürs 
ften, welcher in einer Verordnung vom 17. März 1797 vers 
ficherte, daß er Beförderung und Befchleunigung eis 
ner unpartheiifchen Juſtiz bei feiner Regierung vorzügs 
lich zum Augenmerk genommen habe, konnte in den erften 13 
Sahren feiner Regierung faft nur politifchen Stürmen feine 
Aufmerffamkeit widmen. Sobald man jedoch das ftaatsrechts 
liche Berhältniß Deutfchlande durch den Reichsdeputations—⸗ 
hauptfchluß von 1803 wiederum für fefter begründet hielt, fo 
‚ ernannte Landgraf Ludewig X, in den beiden fogenannten 
Drganifationsediften vom 12. Dftbr. 1803 (Erftes $.5. Zweites 
$. 3) eine Gefeggebungsfommiffion, zu deren Aufgaben 
es gehören follte: „ein neues Civil- und Criminal-Ge— 
fegbuch auszuarbeiten. In jeder Provinz follten Mits 
glieder diefer Kommiffton fein; die Kommiffton dürfe mit Ges 
nehmigung des Minifteriums einzelnen Mitgliedern die Ausars 
beitung befonderer Materien der neuen Geſetzgebung uͤbertra⸗ 
gen und ſolle bei Entwerfung des Civilgeſetzbuches vorzuͤglich 
auf das Preußiſche Geſetzbuch Ruͤckſicht nehmen. — In 
aͤhnlicher Weiſe wurde in der Oberappellations⸗Gerichtsordnung 
vom 5. Auguſt 1804, welche eben deßhalb nur eine provifos 
rifche Verordnung genannt wurde, erilärt: „es feien bereits 
die nöthigen Vorkehrungen getroffen, daß, um fammtlichen Uns 
fern getreuen Unterthanen in allen vorfommenden Fällen eine 
gewiflenhafte, beförderfiche und wirffame Rechtspflege zu vers 
fihern, eine Diefem wichtigen Zwecke angemeffene, verbeflerte, 
den Rechtsgang bei allen höheren und niederen Gerichtsftellen 
gleichförmig beftimmende allgemeine Gerichts- und. Pres 
‚zeßordnung baldmöglidft ausgearbeitet —. werde.” Die 
ſehr bald darauf erfolgten unruhigen politifchen Verhaͤltniſſe 
feheinen die Ausführung dieſes zweckmaͤßigen Vorhabens gehins 
dert zu haben. Die erwähnte Geſetzgebungskommiſſion wurde 
zwar aldbald aus den ausgezeichnetften Männern zuſammenge⸗ 
ſetzt, diefe traten aber niemals zu minblicher Berathung zus 
fammen: weil ihnen außerdem fehr wichtige und feiner langen 
Unterbrechung fähige Berufsgefchäfte in den drei Provinzial 
hauptſtaͤdten oblagen; und Dies mag zu den Gründen gehören, 
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aus welchen das vorgeſteckte Ziel nicht erreicht, wie es fcheint, 
nicht einmal verfolgt wurde. 

Bald zerftörten heftigere Stürme das deutfche Reichsge⸗ 
bäube; kaum fchien aber den Staaten des damaligen rheinis 
[hen Bundes einige Ruhe wieder gefichert, fo erließ Groß, 
herzog Ludewig am I. Aug. 1808 ein Edict, worin es uns 
ter andern heißt: 

„Indem wir — die Ueberzeugung von der Vortreffliche 
keit des Code Napoleon hegen, haben Wir bejchlofs 
fen, denfelben zum allgmeinen Geſetz buche in Unferen 

Staaten unter Modififationen und Beſtimmungen anzunehs 

men, welche Berfaffung und befondere Verhältniffe erheis 

fhen. Wir werden diefen wichtigen Gegenftand durch eine 
eigends anzuorbnende Kommiffton ungefäumt in forgfältige 

Erwägung ziehen und das Nefultat zu Unferer Sanftion 

Uns vortragen laffen. So wie Wir nad) Vollendung diefer 

unumgänglichen Vorbereitung Unfere Willensmeinung über 

den Zeitpunkt und die Art der Annahme der Kaifers 
lich⸗franzoͤſiſchen Geſetzgebung durch ein weiteres 

Edikt verkuͤndigen werden; ſo befehlen Wir einſtweilen, daß 

nicht allein auf unſerer Landesuniverſitaͤt Öffentliche Bors 

lefungen über den Code Napoleon gehalten werden, fons 
dern auch fämmtliche Juſtizdiener mit dem Geifte deffelben 
ſich vorläufig befannt machen follen.“ 


Zu der in dieſem Ebifte erwähnten Kommiffion wurden 
zwei Rechtöfehrer in Gießen beftelt; mit ihnen vereinigten fich 
daſelbſt fürftlich = primatifche und herzoglich =naffau’fche Koms 
miffarien, um über eine wo möglich gleihförmige Einführung 
des Code Napoleon in den drei benachbarten Staaten zu bes 
rathen; und ein Theil der Verhandlungen wurde durch den 
herzoglich-naffau’fchen Abgeordneten dem Publifum mitgetheilt, 
Irgend einen offiziellen oder praftifchen Erfolg hatte aber des 
erwähnte Edikt für das Großherzogthum Heffen nicht, obgleich 
diefer Staat von Ländern, melde den Code Napoleon ange: 
nommen hatten, (naͤmlich von dem Königreich Weftphalen und 
den Großherzogthimern Berg, Baden umd Frankfurt,) faſt ums 
geben war. Im Gegentheile gab das Großherzogthum Heſſen 


unter allen Staaten des rheinifchen Bundes das einzige Bei⸗ 
Tpiel einer Aufhebung des genannten Cin Baden eingeführten) 
Gefegbuches, nämlich durd; eine Verfügung vom 2. Jan. 1811 
rhcfichtlich mehrere von Baden 1810 an Heſſen abgetretener 
Randestheile (Amorbach, Miltenberg, Kleinheubach ıc.). 
Bekannt find die politifchen Ereigniffe von 1813 an. Erft 
im Sahr 1816 wurden die Territorialverhältniffe des Groß» 
herzogthums neu geordnet, und noch in demfelben Jahre wids 
mete Ludewig I. feine Aufmerkſamkeit wiederum ber Gruͤn⸗ 
dung einer gleichförmigen Gefeßgebung, indem ein Edikt vom 
4. November 1816 Folgendes verfündete: 
‚Meberzeugt von dem Nachtheile, welchen der unvollfons 
mene Zuftand der bürgerlichen Gefeßgebung und die große 
BVerfchiedenheit der geltenden Civilgefege in dem Großhers 
zogthum veranlaßt, haben Wir fchon früher Unſere väters 
lihe Fürforge dieſem wichtigen Gegenftande gewidmet. 
Die eingetretene Ruhe nach politifchen Stürmen geftattet 
es nunmehr, aud) dDiefen Zweig der Staatsverwaltung einer 
durchgreifenden Berbefferung zu unterwerfen, und Wir fin 
den um fo mehr Uns hierzu bewogen, da es Unſer Wunſch 
iiſt, durch Gleichförmigfeit der Gefeggebung das Band. zwis 
ſchen Unfern alten und neuen Unterthanen auf beiden Geis 
ten des Rheins fefter zu fmipfen. Wir haben daher gnäs 
digft befohlen, ein neues Civilgeſetzbuch für das ges 
fammte Großherzogthum ftatt aller jegigen privatrechtlichen 
Normen, und eine neue Civilprozeßordnung zu ent - 
werfen.: Da bei jenem das bürgerliche Gefesbuch für die 
Erbländer der sftreichifchen Monarchie zur wejentlichen und 
allgemeinen Grundlage angenommen werben foll, und die 
zur Bearbeitung der neuen Gefeßgebung berufenen Staates 
Diener unverzuͤglich dahier ſich vereinigen werden, fo hegen 
Wir die Zuverficht, daß Unfere geliebten Unterthanen bes 
reits im Jahre 1818 die Wohlthat einer gleichförmigen, ih⸗ 
ren Bebürfniffen und dem Zuftande der Kultur augemeffes 
nen Givilgefeggebung werben genießen können.’ | 
Es wurden auch aldbald mit der Entwerfung diefer bei- 
den Gefegbücher vorzugsweife drei ausgezeichnete Juriſten, aus: 
jeder Provinz einer, beauftragt und hier in Darmfladt verfans 


melt. Sie erkannten, daß allgemeine Gefegblicher untrennbar 
feien von einer gleichförmigen Suftigverfaffung fir das ganze 
Großherzogthum und von gleichfärmigen Grundlagen für das 
gerichtliche Berfahren; fie widmeten daher diefem wichtigen 
Gegenftande ihre eriten ‚Arbeiten. Die nächte Folge davon 
waren die Grundzüge der Fünftigen Suftizverfaf» 
fung und bes gerichtlichen Verfahrens für das ge 
fammte Örofherzogthum, welde von des Großherzogs 
Königl. Hoheit genehmigt und durch eine Verordnung vom 1. 
December 1817 Berordn.-Samml. S. 103) mit der Bemerfung 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht wurden, daß, „auch nunmehr 
das Werf der Geſetzgebung ſchnell vorfchreiten‘’ werde. Diefe 
Hoffnung ging jedoch nicht in Erfüllung. Zwar wurden am 
21. Auguft 1818 und am 14. Mai 1819 zwei audgearbeitete 
und genehmigte Abfchnitte einer Fünftigen Givilprozeßordnung, 
(das gewöhnliche Verfahren bei den Stadt⸗ und Randgerichten, - 
und das gewöhnliche Verfahren bei den Mittelgerichten enthal« 
tend,) zur Erleichterung ihres Studiums einftweilen offiziell be= 
fannt gemacht; allein feitvem würde ein weiterer Fortfchritt. 
zu bem gewünfchten Zwecke wenigftend nicht bekannt. 

Mit neuer Hoffnung für dieſen Zweck, wie überhaupt für 
befferes Gedeihen des Staats und feiner Angehörigen belebte 
die Verfaffungsurfunde vom 17. December 1820, Der Artikel 
103 berfelben verfügt: 

„Für das ganze Großherzogthum ſoll ein birgerliches 

Geſetzbuch, ein Strafgefegbuch und ein Gefeßbuch Aber das 

Verfahren in NRechtsfachen eingeführt werben.’ 

Die große Wichtigkeit diefer Beftimmungen veranlafßte in 
der zweiten Kammer am 22. März 1821 den damaligen Abs 
geordneten Krönde zu dem Antrage, die Staatsregierung zu 
bitten, die Entwürfe zu dieſen Gefesbüchern, in fo weit es uns 
befchadet ihrer inneren Güte gefchehen koͤnne, baldmoͤglichſt 
ausarbeiteh zu laffen, und der erften nach Vollendung derfelbert 
ftattfindenden Ständeverfammlung mitzutheilen. CHeft 17, S. 21) 
Der Ausfchuß trug daranf an, diefe Motion zur Beruͤckſichti⸗ 
gung zu empfehlen, und äußerte die Erwartung, daß die Staates 
regierung Alles anwenden werde, um die Erfüllung der Zus 
fage im erwähnten Art. 103 nad zu PISTEN, 

vu. Band 18 Heft, 19 
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da hiervon die Erreichung ſo mancher ernftlicher Zwede und 
die Abänderung fo mancher gegenwärtig ‚beftehender Einrich— 
fungen-abhänge, (Heft 17, S. 22) Bei der Berathung erhob] 
fih feine Stimme dagegen (Heft 18, ©. 11) und die Kam— 
mer genehmigte einftimmig den Antrag. CEbendaf. Eeite 35, 
36.) — Nicht fo ‚die erfie Kammer. Der muͤndlich erfiatteie 
Ausfchußbericht (Heft 4, ©. 3) war der Meinung, durch einen 
aus dem weiten Felde Fünftiger möglicher Handlungen eutlehn— 
ten Wunſch wirden die natürlicyen Gränzen für den Gebraud) 
des uubejchränften Rechtes der. Petition überfchritien, uud die 
Petitionen bis in das Unendfiche vermehrt. Die Motion gehe 
aus einem Durchaus unbegründeten Zweifel an der Thätigfeit 
der oberften Staatöbehörde hervor, und es lajfe mit Recht fich 
erwarten, daß die Staatsregierung diefe Motion nicht gut anfe 
nehmen werde, Bei der Berathung (Ebendaf. ©. 12 und 13) 
wurde noch beigefügt, daß ein Grund zu diefem Antrage erft 
dann eintreten werde, wenn fich.in der Zufunft ergebe, daß bie 
Staatsregierung die Ausarbeitung verzögere; und die. erfte Kam⸗ 
mer lehnte mit 9 Stimmen gegen 1 den Beitritt ab. (Ebendaſ— 
©. 22) Der Ausſchuß der zweiten Kammer trug in feinem 
weitern Bericht CHeft 20, Beil. ©. 31—33) auf eine ſoge⸗ 
nannte einfeitige Adrejfe an, indem der Augfchuß der erften 
Kammer die Tendenz des an fich gewiß fehr unfchuldigen und 
wohlgemeinten Befchluffes der zweiten Kammer, naͤmlich der 
Staatsregierung das lebhafte Intereſſe der Repraͤſentanten des 
Volks in der zweiten Kammer an der baldigen Ausführung 
de3 Art. 103, anszudräden, ganz verfanut habe; und die Staats— 
regierung. werde. gewiß auch dieſen wohlgemeinten Antrag fehr 
gut aufnehmen. Diefe Anſicht fand Beftätigung in der Beras 
thung der zweiten Kammer, (Heft, 20, S. 90 und 91) deren 
Präfident namentlich bemerkte, daß die Kammer, welche überall 
auf Erfparniffe, auf Einfchränfung der Ausgaben antrage, wohl 
wiffend, daß bei Ausarbeitung von Gefeßbüchern, mancherlei 
Kosten anzuwenden feien, in ihren Antrage zugleih Wunfch 
und Zuſtimmung zu erkennen gebe, daß bei diefem Gegenjtande 
nichts gefpart, fondern der dafür erforderliche Aufwand bald 
und ohne Nücficht auf Größe der Koften gemacht werden möge. 
Die zweite Kammer blieb auch einftimmig dem früheren Ans 
trage getren (5, 162). 
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Die im Jahr 1816 entſtandene Geſetzgebungskommiſſion 
war durch Veraͤnderung der Hauptdienſtverhaͤltniſſe beinahe 
aller Mitglieder ſtillſchweigends erloſchen; am 10. Juli 1821 
(ſ. Regbl. ©. 684) wurden zwei Staatsbeamte „beauftragt, 
ſich der Bearbeitung der beabfichtigten neuen Civil- und Cri— 
minalgefeßgebung, unter der befonderen Leitung bes 
Minifteriums des Innern und der Zuftiz, zu wid 
men.’ Bei diefer neuen, Gefegredaftionsftommiffion genannten 
Behörde entitanden 1824, 1825 und 1825 Perfonalveränderumns 
gen; während des Landtags von 1829—1830 wurde fie aufge 
hoben; (Regbl. 1830, ©: 216) von dem Refultat ihrer ee 
erfuhren die Stände und das Publifum nichts, 

Auf dem Landtage von 1823— 1824 fcheint ber art. 103. 
der Verfaſſungsurkunde nicht erwaͤhnt worden zu ſein. Dagegen 
ſagte auf dem Landtage von 1826—1827 der von dem damali⸗ 
gen Abgeordeneten von Kuder erftattete Bericht des eriten Aus⸗ 
ſchuſſes über den Voranſchlag der Staatsausgaben gelegentlich 
der Koften der Gefetgebungsfommiffton Folgendes : 

„Mur in Erwartung daß — die Realiftrung des Art. 103, der 
Verfaffungsurfunde baldigft herbeigeführt, bald endlich einmal das 
Großherzogthum ein bürgerliches Gefegbuch, ein Straf 
gefegbuch und ein Gefeßbuch über das Verfahren in Rechts— 
fachen erhalten werde, glaubt der Ausfchuß nicht, auf Ableh— 
nung diefer Koften antragen zu koͤnnen;“ (Band VI. Abth. 2, 

. 199) und trug auf Folgendes, an die Staatsregierung zu 
ftellendes Defiderium an: 

„V. Damit die nun um ein bedeutendes Foftfpieliger ge 
wordene Gefetgebungsfommifjion bald einmal von ihr er 
fehnte Nefultate liefere, damit endlich einmal ſich das Groß—⸗ 
herzogthum der laͤngſt verheifenen gleichförmigen Gefeßger 
bung im Givil> und Griminalrecht durch "Alle Theile hindurch 
erfreuen könne, möge der Staatsregierung die alternative 
Bitte: 

Entweder die Gefeßgebungsfommiffion Tediglich auf das 

Gefchäft der Geſetzgebung zu befchrünfen, fie ſonach von 

allen andern dahin nicht einfchlagenden Arbeiten nrit Felt 

fegunig eines Zeitraums zu entbinden, binnen welchem 
fie die ihnen auferlegte Aufgabe zu loͤſen habe, 
19 
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oder dieſe Kommiſſion aufzuheben, die fuͤr ſie ausgeſetzte 
Ausgabe zu ſparen und zur Erreichung des Zwecks be: 
ftimmte Prämien für Diejenigen auszufegen, welche ins 
nerhalb eines gewiffen, zu beftimmenden Zeitraums folche 
Gefeßbücher ausarbeiten und vorlegen, die für annehm— 
bar befunden werden, 
oder endlich eine bereits beitehende, durch Erfahrung als 
gut befundene und dem Großherzogthume nicht ganz 
fremde, und daher leicht anpaßliche Rechtsgeſetzgebung 
zu adoptiren, 

gewiß nicht befremdend, nur als ein dringender und gerech- 

ter Wunſch des Landes ausgefprochen, vorkommen.’ — 

Der erfte Ausfchuß der erften Kammer erflärte fich 
hiermit vollfommen einverftanden. CEbendaf. ©. 254.) Die 
zweite Kammer, in ihrer Berathung allgemein von der Noths 
wendigfeit und Dringlichkeit einer gleichförmigen Geſetzgebung 
ausgehend Heft T, ©. D, beſchloß einftimmig, „zur Bewirs 
fung der verheißenen gleichförmigen Gefetgebung” die Staatss 
regierung zu erfuchen: „De unter Berücfichtigung der in der 
Berathung gemachten Bemerfungen eine bereits beftehende, durch 
Erfahrung als gut befundene, dem Großherzogthum nicht ganz 
fremde, und daher leicht anzupaffende Rechtsgeſetzgebung ans 
zunehmen, und | \ 

2) die Mitglieder der Gefeßgebungsfommiffion lediglich auf 
das Gefchäft der Gefeßgebung zu bejchränfen, fie demnach von 
allen anderen dahin nicht gehörigen Arbeiten, mit Feſtſetzung 
eined Zeitraums, zu entbinden, binnen welchem fie die ihnen 
auferlegte Aufgabe zu Iöfen haben.“ (Heft 8, ©. 94) Die 
erite Kammer trat dem zweiten Theile dieſes Befchluffes ein— 
ſtimmig bei, verfagte aber durch Stimmenmehrheit von neun 
gegen eine ihre Zuftimmung dem erften Theile (Heft 4, ©. 102), 
in Gemäßheit des Ausfchußberichtes, welcher der Meinung 
war, man möge der Staatsregierung, ftatt ihr eine beftimmte 
Geſetzgebung zum Anhaltspunft zu empfehlen, lediglich uͤber—⸗ 
laffen, was den Ständen vorzulegen fie für das Geeignetfte 
halte. (Ebendaf. Beil. ©. 21) In der zweiten Kammer kam 
dieje Verfchiedenheit nicht mehr zur Sprache, indem der Auss 
ſchuß in feinem Schlußvortrag irrigerweife berichtete, die erite 
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Kammer habe ſich mit der zweiten vereinigt. (Band VE, 
Abth. 3, ©. 235.) 

Der Landtagsabfchied von 1827 erwähnte. dieſes Defide: 
rium nicht befonders, und die Staatsregierung nahm, fuviel 
man weiß, feinerlei Ruͤckſicht darauf. 

Am 3. November 1829, bei Eröffnung des letzten Land— 
tags, welchen er erlebte, fprah Großherzog Ludewig 
die erfreulichen Worte: „Ich beharre in dem Borfake, Die 
bürgerliche und peinliche Gefeggebung ganz zu erneuern. Um 
zu umfaffenden Werfen in diefen Fächern zu gelangen, habe 
Ic neue Wege einfchlagen Iaffen, die, wie ich hoffe, in wenig- 
Sahren zum Ziele führen werden,” Beil. Band I, ©. 173.) 

Weil die hierauf gegründete Hoffnung, daß gleich beim 
Beginnen des Landtags die erforderlichen Propofitionen vorge 
legt würden, noch nicht erfüllet worden, ftellte im Januar 1830 
der damalige Abgeordnete Fr. Schend den Antrag, die Staats 
regierung zu erfuchen, daß fie noch auf diefem Landtag bie 
Hauptgrundzüge zur neuen Gefeßgebung vorlege (Beil. To. E, 
©. 399); und es ift ans den Verhandlungen nicht erjichtlich, 
warum Diefe Motion ohne Erfolg geblieben, — Ebenfo blieb 
der Antrag in dem von dem damaligen Abgeordneten E. E. Hoff 
mann erftatteten Bericht über den Hauptvoranjchlag der Staats- 
ausgaben: „die Kammer möge fich nach dem Bejchluffe der 
legten Kammer bei der Staatsregierung dafür ausfprechen, daß 
dem ganzen Lande die in Rheinheſſen beftehende Gefeßgebung 
mit den nothwendigen Abinderungen gegeben, und aljo Diefe 
ausgearbeitet werden mögen, (Beil, Band II, ©. 158) ohne 
Berathung und Befchluß, indem dieſer Antrag gelegentlich ber 
Koiten der Geſetzgebungskommiſſion geftellt war, und dieſe 
Behörde vor der Berathung des Hauptvoranſchlags anfgelos 
ben wurde, | 

Die Thronrede des jekigen Landtags enthält belanntlich 
in diefer Beziehung folgende Erklärung: 

„Im Fade der Gefetgebung habe Ich den früheren 

Plan weiter verfolgen laſſen. Eine peinliche Gejeßgebung 

und eine Hypothekenordnung find größtentheild ausgearbei- 

tet, Wären fie aber aud zur Vorlage bereits ganz reif, 
ſo würde Sch doch von dieſer durch die Betrachtung abge 
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halten werben, daß die von der vorigen Stänbeverfamms 

Iung erbetene ftändifche Gefchäftsordnung, die Ihnen zur 

Berathung übergeben werben, fol, vorerft erlebigt fein muß, 

bevor man ſich von Seiten der Stände der Beararbeitung 

größerer Werfe der Gefeßgebung, ohne Inconvenienz, wid: 

men kann.“ 

Es haben fodann die Abgeordneten Fr. Schend, W. Hoff: 
mann, Freiherr v. Gagern, v. Brandis, Hellmanıı, Heß, Koch 
und Emmerling folgenden Antrag geftellt: 

Die Verfaffungs-Urfunde vom 17. December 1820 fagt 
im Artikel 103: 

„Fuͤr das ganze Großherzogthum fol ein bürgerliches 
Geſetzbuch, ein Strafgefeßbudy und ein Gefetsbuch über dag 
Verfahren in Rechtsfachen eingeführt werden. 

Ungeachtet feit Emanirung derfelben 12 Sahre verfloffen 
find, fo ift doch Diefer Artifel noch nicht verwirklicht worden, 
und da jedem Heffen ein unbeftreitbares Necht auf deflen Er— 
füllung zufteht, die Wege aber, welche das Gr. Minifterium 
hierzu eingefchlagen, das zu erreichende Ziel felbft jetzt noch 
- fehr weit hinausfegen dürften, fo halten fich die Unterzeichneten 

für verpflichtet, den Antrag zu ftellen, 

„Die verehrlihe Kammer möge fi bei der Großherzog— 

Tichen Staatsregierung dahin verwenden, baß alsbald die 

prforderlichen Schritte gefchehen, nm den Art. 103 der 

Verfaflungs Urkunde auf eine vafchere Weiſe in Erfüllung 

zu bringen.’ 

Mit diefem glauben fie einen weiteren Antrag verbinden 
zu muͤſſen. 
Es iſt befannt, daß in den früheften Zeiten Deutſchlands 
das Nechtsverfahren mündlich und öffentlich gewefen ift, und 
daß im Strafverfahren auch eine Art Gefchwornengericht ftatts 
gefunden hat. Diefes Verfahren wurde fpäter in England und 
in der neueren Zeit auch in Frankreich mehr ausgebildet, und 
fowohl das englifche Volk, ald auch das franzöfifche haben es 
o lieb gewonnen, daß fie es ihrer Berfaffung felbft gleichſtellen 
und zu ihren thenerften Nechten zählen. In Deutfchland gürg 
es hiermit, wie mit fo viel anderm, was Ächt deutfch genannt 
werden kann; anjtatt, Daß es beibehalten und mehr ausgebildet 
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worden waͤre, verkuͤmmerte es und ging endlich ganz unter. 
An. feine Stelle trat ein ſchleppendes ſchriftliches Verfahren, 
das — bei vielen andern Maͤngeln — nicht uͤberall Vertrauen 
einfloͤßt, auch nur wenig Garantieen darbietet. — und dies hat 
ſich bis auf unſere Tage erhalten. 
— Es iſt an der Zeit, das Deutſchland das ihm entzogene 
Gut, das bisher bei andern großen Völkern fo fegensreich ge 
wirft hat, zurücgegeben wird; und indem daher die Unterzeich- 
neten der Wunfch befeelt, daß bei der neuen Gefetsgebung das 
Rechtöverfahren auf dad Prinzip der Deffentlichfeit und Muͤnd⸗ 
lichkeit gebaut, hiermit collegialifche Einrichtung, mit Ausnahme 
bei unbedeutenden Gegenftärden, verbunden, und im Strafver: 
fahren zugleich das Inſtitut des Gefchwornengerichts hervorges 
rufen werde, bitten fie, die verehrliche Kammer möge nach weis 
ter bei der Großherzogl. Staatsregierung den Antrag ftelien: 

„Das bei Bearbeitung der Gefetsblicher Aber das Rechts⸗ 

verfahren von dieſen Anfichten ausgegangen werde.’ 

Der Hauptantrag geht alfo dahin, fich bei der Staatsre— 


gierung zu verwenden, daß alsbald die erforderlichen 


Schritte gefchehen, um den Art. 103 der Berfaj: 
fungsurkunde auf eine rafchere Weife in Erfüls 
lung zu bringen; und Ihr Ausfchuß, meine Herren, if 
einſtimmig der Ueberzeugung, daß nicht Leicht irgend ein auf 
diefem Landtage Ubergebener Antrag mehr. gerechtfertigt fen, 
und bei guͤnſtigem Erfolg mehr Danf verdienen werde, ald der 
vorliegende. 

Ein Furzer Rückblick auf deit gegenwärtigen Zuftand ums 
ferer Gefeßgebung wird dieſe Anficht auf das VBollftändigfte bes 
gründen, obwohl hierbei dag rechte und das linke Nheinufer 
fehr weſentlich zu unterfcheiden find. 

. 1 Rechtes Rheinufer D Starfenburg und 
Dberheffen haben fair eines Givilgefeßbuchs befanntlich 
das fogenannte gemeine Necht, beftehend 

aus dem römifchen Nechte, welches, in einer dem 
großen Publikum unverftändlichen Eprache gefchrieben, von 


- Anfang an in fehr vielen Materien nur mit Mühe mehr oder 


minder abweichenden Einrichtungen zum Theil auf höchft ges 
zwungene Weiſe angepaßt, eine ungeheure Maffe von Gontros 


- 
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verfen in jedem Hauptgegenftande veranlaßt hat, und in neue⸗ 
ren Zeiten an Ungewißheit und NRechtsunficherheit immer mehr 
zunimmt, jemehr ed der fogenannten hiftorifchen Schule der 
Rechtögelehrten gelingt, über Sinn und Bedeutung römifcher 
SInftitute und BVorfchriften neue Entdeckungen zu machen und 
denfelben in ber Praris theilweife Eingang zu verfchaffen. 


aus einem großen Theil des Longobardifhen Lehn⸗ 


rechts und aus zerftreuten Bruchftüden des Fanonifhen 
Rechts, wovon das Ebengefagte größtentheild auch gilt; 

aus einzelnen deutfchen Neichsgefegen und aus 
Großherzoglichen Gefegen; ” 

fodann rüadfichtlich einzelner Theile der genann- 
ten Provinzen aus Kandrechten, ald da find das Solmfifche, 
- Das Mainzifche, das Pfätzifche, das Katenelnbogifche, das Ers 
bachifche, einfchließlich des Wimpfner Stadtrechts und ber 
Landbräuce im Grunde Breidenbach; endlich Cda die jegigen 
Beſtandtheile der beiden Provinzen Starkenburg und Oberheffen 
ehedem zu mindeftend 30 verfchiedenen Territorien gehörten,) aus 
einer fchier unzählbaren Maſſe einzelner älterer Randesverord« 
nungen, bie oft fchwer aufzufinden find, und über deren 
Eriftenz und Publikation häufig gerichtlich geftritten, mitunter 
ein Beweisverfahren angeordnet wird, 

Der Hauptcharafter unferer Givilgefeßgebung ift daher‘ 
Ungewißheit des Rechts. Dem großen nicht = juriftifchen 
Publikum it daffelbe unbefannt; felbft der Nechtögelehrte kann 
den Inhalt aller möglichen Partifulargefege nicht fennen, und 
bei der ungeheuren Menge von Gontroverfen kann er in fehr 
vielen Fällen, und oft gerade in wichtigen, keineswegs zum 
Voraus ermeffen, welcher Anficht das Gericht beiftimmen werde. 
ie viele Prozeffe durch folchen Zuftand entftehen oder vers 
Iängert werden, welche Maffe von Koften, Zeit und Mühe von 
den Gerichten, von den Parteien und ihren Anwälten aufges 
wendet wird, die bei beilerer Gefeßgebung erfpart würde, | 
und wie fehr daher eine Abänderung dieſes traurigen Zuftane 
des auch die materiellen Intereſſen des Landes fehr 
wefentlich fördern, und namentlich Stempelgebühren und Pro= 
zeßfoften aller Art verringern wuͤrde, bedarf wahrlich Feiner 
Ausführung. 


1 — 


2) Für bie Strafgefeggebung wird neben einzelnen 
beutfchen Reichsgeſetzen, fodann dem römifchen und 
dem Fanonifhen Rechte, als Hauptquelle die peinliche 
Gerihtsordnung Karls V. von 1532 angeführt. Bes 
kanntlich hat aber die Ueberzeugung von der Unanmwendbarfeit 
berfelben auf die Verhältniffe unferes Zeitalters ſchon laͤngſt die 
buchftäbliche Anwendung vieler darin enthaltener Beftimmungen 
fo wie 'eines großen Theils der darin feftgefegten Strafen ent 
fernt, und an die Stelle dieſes ohnehin fo vielfach unbeſtimm⸗ 
ten, jo oft ſich auf das römifche Geſetz ausdruͤcklich berufenden 
Geſetzbuchs, in ben meiften Fällen die mitunter nach individuel⸗ 
len Anfichten motivirte Willkuͤhr des Richters gefegt, welche 
irgend einer ber verfchiedenen, in neuern Zeiten entftandenen 
Strafrechrstheorieen fich anzupaffen ſucht. Es ift daher unfere 
Rechtsſprechung in Straffachen von feften, umfaffenden, für 
gültig anerfannten, unferer dermaligen fittlichen, politifchen und 
intellektuellen Ancdildung entfprechenden Gefegen verlaffen. 
Dem Strafrichter gebricht es fehr oft an geltenden Borfchriften 
über die anzumwendenden Strafgattungen, über die Gränzen bed 
Maaßes ihrer Zuerfennung, über die rechtlichen Folgen derfels 
ben; ja nur zu oft an Geſetzen darüber, ob eine Handlung als 
Verbrechen, ald Vergehen, oder als nicht ftrafbar zu betrachten 
fey. Er muß alfo häufig für einzelne Fälle gleichfam das Ges 
feg erft geben, nach weldyem er richten wil. Danfbar muß 
es zwar erfannt, und kann niemald zuviel gepriefen werden, 
daß unfere Strafgerichtöhöfe fich es eifrig und gewiſſenhaft 
angelegen feyn laffen, durch Confequenz, durch Menfchlichkeit, 
durch Scharffinn die Nachtheile diefes Zuftandes der Straf— 
rechtöpflege, fo weit died moglich ift, zu entfernen. Nichts 
defto weniger aber iſt derfelbe, im Allgemeinen betrachtet, ein 
fehr beunruhigender, da er einerfeits täglich das Gewiffen der 
Richter den drüdendften Zweifeln Preis geben kann, andrerfeits 
die Richter nöthiget, zwifchen Präjudizien und Compendien 
oder Theorieen auf eine Weife hin und her zu fchwanfen, 
welche für die Ehre der Gerichte, für das Vertrauen auf ihre 
Unpartheilichkeit, fuͤr die heiligſten Guͤter der Buͤrger, fuͤr die 
Staatsregierung ſelbſt, nachtheilige Wirkungen hervorbringen 
muß. Auch in Strafſachen alſo iſt Ungewißheit des 
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Rechts der Hauptcharakter unſerer Geſetzgebung; es iſt ſehr 
ſchwer, zum Voraus genau anzugeben, wie ein beſtimmtes Ver⸗ 
brechen beſtraft werden wird. Ein um ſo mehr tadelnswerther 
und verderblicher Zuſtand, je wichtiger und edler diejenigen 
Guͤter des Menſchen ſind, welche durch die Criminaljuſtiz be⸗ 
troffen werden koͤnnen. 

3) Wenden wir und zum Verfalhren in Recht sſa— 
en auf der rechten Rheinſeite, fo finden wir, da die in Be: 
zug auf eine allgemeine Gerichts- und Prozeßord— 
nung, und auf eine gleihförmige Civilprozeßordnung 
in den oben angeführten Verfügungen vom 5. Auguft 1804 und 
vom 4. November 1816 ausgefprochenen zweckmaͤßigen Abfich: 
ten des verfiorbenen Großherzogs ohne Erfolg ‚geblieben, auf 
dem rechten Rheinufer noch heutzutage in bürgerlichen 
Rechtsftreitigfeiten folgende Normen: den fogenannten 
gemeinen beutfchen Prozeß; eine Prozeßordnung vom 2. Mai 
1724; manche neuere Iandesherrliche Verordnungen; außerdem 
aber die in der Verordnung vom 5. Auguft 1804 im Allgemei- 
nen beftätigten „in ben verfchiedenen Provinzen bisher in Aus— 
übung gewefenen Prozeßgefege und Obſervanzen;“ — endlich 
in vielen, die Verhandlungen bei dem voberjten Gerichte bes 
treffenden Punften die Oberappellationg - Gerichtsordnungen 
von 1777 und 1804. Im Griminalprozeffe dagegen find 
die Juftizhöfe an dasjenige gebunden, was neben einzelnen Lanz 
deögefeßen, namentlich den Organifationgediften von 1803, die 
bereits angeführte Halsgerichtsordnung Kaifer Karls V., fo: 
wie eine Heffens Darmjtädtifche peinliche Gerichtsordnung von 
1726 vorfchreibt, infofern nicht auch hier, wie bei der Strafs 
geſetzgebung felbft, durch geläuterte Rechtsbegriffe die Nichter 
genöthigt worden find, ohne gefetsgebente Gewalt dennoch ein 
Recht einzuführen in Fällen, wo das Gefeg fie verlaffen oder 
feine Anwendung nicht möglich erfchienen. — 

Wie ſehr aber der erhabene Gruͤnder der Verfaſſungs— 
urkunde, welcher uͤberall erkannte was Noth that, Recht hatte, 
bereits vor beinahe 30 Jahren eine neue allgemeine Prozeß— 
und Gerichts⸗Ordnung zu wollen, — wie ſehr, mit anderen 
Worten, der jetige Zuftand ein höchft beklagenswerther if. 
wird aus einigen wenigen Audeutungen zur Genlige erhellen. 


In Civils und Eriminalfachen entbehren wir der Staats⸗ 
anwaltfchaft, deren unfere Nachbaren in Baden und Kurheſſen 
fich erfreuen; und der Mangel eines Kaffationshofes, deffen 
Merth unfere Brüder in Rheinheffen erfannt haben, bewirkt, 
daß in verfchiedenen Landestheilen abweichende, felbit einander 
entgegenftehende Grundſaͤtze dauerndes Recht werden koͤnnen; 
ſogar in demſelben Landestheile, in demſelben Ort iſt dieſes 
moͤglich, da nicht uͤberall die Gerichte ſich an die Praͤjudicien 
des hoͤhern Gerichts fuͤr gebunden erachten. Außerdem leidet 
unſer Civilprozeß an allen denjenigen Mängeln, welche 
mit dem bei den Gerichtähöfen nur fehriftfichen Verfahren, 
mit der Zulaffung der Rechtsmittel gegen Snterlofute, und mit 
den Eigenthümlichfeiten unferes® Konkursverfahrens untrennbar 
verbunden find, Ermwägen wir zugleich, was oben von der 
Ungewißheit unſeres Civilrechts gefagt worden ift, fo darf es 
nicht wundern, daß, — während überall gerne und willig an— 
erfannt wird, wie die Mitglieder der Juſtizhoͤfe mit unver 
droffenem Fleiße und mit verftändigem Eifer Alles thun, was 
zur Forderung der Rechtspflege nur möglich ift, — das oberfte, 
mit 10 Räthen befette Gericht niemals alle Ruͤckſtaͤnde aufzu- 
arbeiten vermag, und durch einen fogenannten Gemeinen Bes 
ſcheid den Anwälten unterfagt hat um Beförderung der Ent 
ſcheidung anzurufen, wenn fie nicht dazu von ihren Prinzipalen 
befonders beauftragt worden und diejenigen Gründe, weshalb 
der Partei an Befchleunigung des Erfenntniffes befonders ge 
legen ſey, namentlich anzeigen; daß der eine Provinziafgerichts- 
hof nur bei der größten Anſtrengung Faum im Stande «ft, Kla— 
gen darüber, wie fehr lange Zeit faft immer bis zum endlichen 
Urtheil verfließe, zu befeitigen; und daß bei dem anderen Pro— 
vinzialgerichtshof der Fall eintreten Fonnte, daß weit über ein 
halbes Taufend gefchloffener Sachen gleichzeitig unerledigt was 
ren. Bedenft man endlich, daß zwifchen 120 und 130 Richter 
und Affefforen bei den Gerichten angeftellt find, fo wird man 
erfennen, welche Maffe von Vorbereitung, von Kräften, von 
Zeit, von Koften aufgewendet wird, um eine langfame, in ih— 
ren Refultaten nicht durchaus gleichfürmige, und jedenfalls 
theure Giviljuftizpflege den Staatsangchörigen zu gewähren. — 
— Sm Strafverfahren ift die den Einzelrichtern überlaffene 
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Gompetenz fo groß, daß fie auf mehrjähriges Gefaͤngniß zu 
erfennen berechtigt find. Der vorhin bereits erwähnte Mangel 
eines Kaflationshofs hat Ungleichförmigfeiten nicht nur in der 
Entfcheidung der den Untergerichten überlaffenen Straffälle, 
fondern auch in folchen Beftandtheilen des Verfahrens ber Ober 
gerichte zur Folge, welche man zu den wichtigiten zählt; wie 
in dem fürmlichen Erfennen der Spezialunterfuchung vor pein- 
lichen Straferfenntniffen, welches Erkennen bei dem einen Pro— 
vinzialjuftizhofe allgemeine Regell, bei dem andern nur Aus: 
nahme ift. Die Gerichte find in Folge eines Zweifel über 
die Schuld gendthigt, eine fogenannte Losfprechung von der 
Inſtanz zu erfennen, mit welcher befanntlich eine hoͤchſt bedeu⸗ 
tende Beeinträchtigung der politifchen Nechte der Staatsbürger 
verbunden iſt, und gegen welche, fogar wenn fie von einem 
Einzelrichter ausgefprochen wurde, nicht einmal Berufung an 
den höheren Richter ftattfindet. Das fehriftliche und nicht üfs 
fentliche Gollegialverfahren bewirkt, daß der Gerichtshof über 
die höchften Güter der Angeklagten urtheilt, ohne denjelben oder 
die Zeugen oder den Befchädigten nur einmal gefehen zu haben; 
daß nur nach dem in den Protofollen Tiegenden todten Buchs 
ftaben entfchieden wird; während der Ausfchluß aller Deffent- 
lichkeit es unmöglich macht zu erfennen, ob die häufig im Bolfe 
gehörten Klagen über Monate und Jahre Langen Verzoͤgerun— 
gen der Unterſuchung ungegrütbet find; und während die Un 
terfuchungsarreftlofale oft ſchrecklicher ſind als die Verwahrungs⸗ 
orte nach der Verurtheilung. Von den hofgerichtlichen Verur—⸗ 
theilungen, welche weniger als zweijährige Zuchthausſtrafe er⸗ 
kannt haben, (wohin zum Theil auch Dienſt-Entſetzung ge— 
hoͤrt,) iſt ein Rekurs an das Oberappellations-Gericht nur 
alsdanı möglich, wenn der Angeſchuldigte feine völlige Uns 
fchuld beweifen will. — Bedenft man Alles dieſes, fo wer- 
den Sie, meine Herren, ed wohl dem berichtenden Ausfchuffe 
erlaffen, mit weiteren Gründen die Behauptung zu unterftügen, 
daß ohne eine fortdauernde fchreiende Verlegung der Forderuns 
gen der Humanität und der allgemeinen Gerechtigkeit eine durch⸗ 
greifende Neform des Verfahrens in Strafſachen nicht: noch 
länger ausgejegt werden bürfe. 

11. Je betrübender diefes durchaus wahrhafte Gemälde. 
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von Starfenburg und Oberheffen erfcheint, deſto befriedigter 
weilt unfer Blick auf demjenigen, weſſen Rheinheffen fich 
erfreuet. 

D Sn bürgerlihen Rechtsſachen entfcheidet dafelbft 
befanntlich das Givilgefeßbuch, welches in Franfreich feit 30 
 Sahren zur allgemeinen Zufriedenheit eingeführt ift, und deffen 
weſentliche Beftimmungen in den allermeiften Gegenjtänden 
defjelben fchon feit Jahrhunderten dafelbft Gültigkeit hatten. 
- Denn Quelle des Givilrechts waren in diefem Staate, in vers 
fchiedener Weife in den nördlichen und in den füdlichen Pros 
vinzen, theild das Roͤmiſche Necht, theild viele Gewohnheitss 
rechte. Lettere hatten, gerade wie in Deutfchland, ſich aus 
den alten Germanifchen Rechtöinftituten gegen das Roͤmiſche 
Recht und neben demfelber aufrecht erhalten. In einer Bes 
ziehung bildete fich aber eine. große DBerfchiedenheit zwiſchen 
Deutfchland und Franfreich. Die ansgezeichnetften deutfchen 
Rechtögelehrten namlich, zum Theil veranlaßt durch die mans 
nigfaltig verwicelten ftaatsrechtlichen Verhältniffe ihred Vaters 
landes, neigten vorzugsweife zur Bearbeitung der Zweige des 
Öffentlihen Rechts. In Franfreich dagegen, welches vom 
16. Sahrhunderte an fehr berühmte Rechtölehrer erzeugte, deren 
viele auch bei den deutfchen Gerichtshöfen in hohem Anfehen 
von jeher ftanden und noch ftehen, befchäftigten ſich * ange⸗ 
ſehnſten Juriſten ganz vorzüglich mit der Ausbildung des Gis 
vilrechts, wozu bie berühmten NRechtsfchulen im Süden Frank 
reich und das große Anfehen der Parlamente beigetragen has 
ben mögen. Diefe Kultur des Eivilrechts trug um fo heilfamere 
Früchte, da die Auctorität des Nömifchen Rechts vorzüglich 
nur hoch ftand, infofern e8 als gefchriebene Vernunft, ald Samms 
fung und Anwendung philofophifcher Nechtsfäte zu betrachten 
it, und da man bemüht war, die in demfelben fo häufigen Wis 
derfprüche und Gontroverfen zu verdrängen, ſodann mehr feine 
Grundfäte als die Entfcheidungen einzelner Fälle zu übertragen. 
Der hierdurch entftandene hohe, und namentlich im Verhaͤltniſſe 
zu Deutfchland fehr hohe Standpunft, welchen die Kultur des 
Civilrechts in Frankreich vor der Revolution erreicht hatte, 
trägt zur Erflärung der Thatfache bei, daß man in biefem 
Lande vor 80 Jahren in einer verhältnigmäßig fehr kurzen Zeit 
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ein Civilgeſetzbuch entſtehen ſah, welchem jetzo etwa 50 Millio⸗ 
nen Europaͤer mit Zufitevenheit, man möchte ſagen mit Stolz 
huldigen. Allerdings wurde demfelben auc, die allerforgfältigite 
Berathung gewidmet. Nachdem der nachmalige zweite Konful 
Gambaceres in den Jahren 1793, 1794 und 1796- drei verfchies 
dene Entwuͤrfe eined Code civil gefertigt hatte, wurden Durch 
einen Konfularbefchluß vier Nechtsgelehrte, Cunter welchen die 
Namen Portalis und de Maleville ‚glänzten,) mit Abfaffung 
eines neuen Entwurfs beauftragt. Diefer Entwurf wurde mit 
großem Eifer bearbeitet; er wurbe gebrudt; Das Kaffationgs 
tribunal und alle Appellgerichte mußten feinen ganzen Inhalt 
‚ihrer Prüfung und Beurtheilung unterwerfen: die eingefandten 
Bemerfungen wurden im Staatsrath geprüft; und hierauf ers 
folgte die Vorlage an die gefetsgebende Verfammlung. Als aber 
das Tribunat gegen die 3 eriten Titel gejtimmt hatte, nahm 
die Regierung 1802 die Gefegentwürfe zurück, und das Ganze 
wurde einer neuen Discuſſion, und namentlich folgenden Prüs 
fungen unterzogen. Seder der 36 Artifel, aus welchen das 
ganze Geſetzbuch befteht, wurde zuerft in der Gefeßgebungsfeks 
tion des Staatsraths, dann aber im vollen Staatsrathe, unter 
dem Vorfig und unter ſehr thätiger Mitwirkung des erften 
Konfuls und in Gegenwart der Redaftionsfommiffarien verhans 
delt, ever hier durch Stimmenmehrheit gebilligte Titel ges 
langte an das Tribunat, defjen in geheimen Sitzungen vorges 
nommene und an Nefultaten fehr fruchtbare Discuffionen zuerft 
von der Gefeßgebungsfektion. des Staatsraths geprüft wurden, 
worauf der ganze Staatsrath wieder Berathung hielt und ents 
foheidend abſtimmte. Der folchergeftalt verbefferte Titel wurde 
nun als förmlicher Gefeßesentwurf durch drei Staatsräthe mit 
Entwicelung feiner Gründe an die gefesgebende Verſammlung 
gebracht. Diefe verwies den Borfchlag zunaͤchſt an dag Tri— 
bunat; welches durch eine dazu niedergefegte Kommiffion fich 
Bericht erftatten ließ, über den Entwurf abſtimmte, und, biers 
uber durch ernannte Redner aus feiner Mitte dem Corps le- 
gislatif, um deſſen Entfcheidung einzuleiten, Vortrag erftatten 
ließ. Durch diefe umfaffenden und gründlichen Prüfungen von 
Seiten der ausgezeichneten Philofophen und Nechtsgelehrten, 
weldye Frankreich in dem Staatörathe, in dem Tribunate, und. 
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in. bem- gefeßgebenden Körper befaß, entftand in bem Jahren 
1803 und 1804 der Code civil, von weldem Alle, die ihn 
wirklich kennen, anerkannt haben, daß feine Darftellung ganz 
legiölativ ift, indem die ſtets einfach, kurz und Har gefaßten 
Vorſchriften ſich von blos philofophifchen Nechtsanfichten und 
von Entjcheidung einzelner Fälle gleich weit entfernt halten, 
und das Doctrinelle, namentlic; Begriffe, Motive und wiſſer⸗ 
ſchaftliche Ableitung ganz der Rechtswiſſenſchaft überlaflen ; 
ferner, daß feine Beftimmungen, in welchen das Privatrecht 
von allen fremdartigen Theilen rein abgefondert ift, viele Nechte- 
verhäftniffe fehr vereinfacht haben; daß das Studium feiner 
andern vollſtaͤndigen Givilgefeßgebung fo fehr erleichtert ift als 
bei diefer; denn Die Benußung aller vorhin geyannter Vorars 
beiten und Discuffionen, einfchließlich der fehr einflußreichen 
in 10 Quartbänden gedruckten Bemerkungen der Gerichtshöfe, 
ſteht jedem Kundigen offen. Laſſen wir die Erfahrung über 
den Werth diefes Geſetzbuchs fprechen, fo wiffen wir wohl, dafs 
in Frankreich in vielen Hinfichten die Meinungen oder Bedürfe 
niſſe der legten 30 Jahre nichtd weniger als „unverändert ges 
blieben; aber zu irgend einer nenmenswerthen Abänderung 
des Code civil hat man Feine Veranlaffung gefunden; mit 
Ausnahme eines einzigen auf religioͤſe Anfichten gegründeten 
Gegenftandes, deffen Abänderung jedoch bereitd wieder ange 
fochten worden iſt. Eben fo weifet feine große Ausdehnung, 
„indem er 3. B. in den Königreichen Italien, der Niederlande, 
Belgien, Polen, auch im Großherzogthum Baden, theils uns 
verändert, theild mit Modiftfationen fortdauernd Gültigkeit 
behalten hat, fowie die entfcheidende Rückficht, welche man auf 
ihn bei Entwerfung des Deftreichifchen Gefegbuches von 1810 
genommen hat, unwiderleglich nach, wie fehr er mit höchft vers 
fehiedenen Regierungsformen und Regierungsanfichten verein- 
barlich it; und wem von Ihnen, meine Herrn, wäre es unbe⸗ 
kannt, daß Nheinpreußen, Rheinbaiern und Rheinheffen 
in dem Beſitze dieſes Civilgeſetzbuches fich glücklich fühlen, und 
die Entziehung defjelben, womit fie zum Theile bedroht waren, 
als ein Unglüc betrachtet würden? 

2) Gehen wir über zur Strafgefesgebung Rheins 
heſſens, fo fehen wir dieſe Provinz: auch in folcher Hinſicht iu 


Befis eines Geſetzbuches, entftanden in ähnlicher Weiſe wie 
der Code civil. Nachdem nämlich in Franfreich das Beduͤrf⸗ 
niß einer Reviſion der Strafgefeßbächer von 1791 und 1795 
fich zu erkennen gegeben, wurde 1801 eine Kommiffion zur 
Entwerfung eines Kriminalgefeßbuchs ernannt, deren Ar⸗ 
beit von dem Kaflationstribunal, ‚von den Appell» und von 
den Kriminal =» Gerichten begutachtet, im Staatsrathe (Juni bis 
December 1804, dann wieder 1808 bis 1810) meiftens unter 
dem VBorfige des Kaiferd discutirt, ſodann, da unterdeffen 
(1SON das Tribunat verfchwunden war, von der betreffenden 
Kommiffion ded Corps legislatif geprüft, von diefer und den 
Rednern der Regierung in der gefeßgebenden Verfammlung dis⸗ 
eutirt und von leßterer angenonmen wurde, Dieſes Strafges 
feßbuch von 1810 enthält mit höchft wenigen Ausnahmen alle 
gültigen Strafbeftimmungen ; ed enthält fie auf eine klare, vers 
ftändliche einfache WBeife; und wenn man ihm, wohl nicht mit 
Unrecht, den Vorwurf macht, daß feine Vorfchriften oft zu 
firenge feyen, fo ift dies wenigfteng Fein Tadel feines Syftems 
und feiner Grundlagen, indem theils unfere rheinheffifchen Col⸗ 
legen vor. wenigen Wochen übereinftimmend die Anficht aus⸗ 
fprachen, daß fehr wenige Aenderungen allen billigen Anfordes 
rungen genuͤgen würden; theild Frankreich felbft durch einige 
unter der Reſtauration erfolgte Abänderungen des Code penal, 
und vorzüglich durch die im Sahre 1832 vorgenommene allges 
meine Reviſion deſſelben, (welche zwar 90 Artifel defjelben . 
meiftend mildernd berührte, jedoch von den leitenden Prinzipien 
des Beitehenden ganz und ‚gar nicht abwich,) jetzo eine weit 
vorzüglichere und. mildere Kriminalgefeßgebung befist, als die 
deutfchen Länder auf der linken Rheinfeite. Dennoch fagte bes 
reitd 1820 der zweite Ausfchuß dDiefer Kammer unter dem Res 

ferat eines eben fo fcharffinnigen als gründlichen Kennerg der 
deutfchen und der franzsfifchen Gefeßgebung, des damaligen 
Abgeoroneten Floret: „da das Strafgejegbuch, welches in der 
jenfeitigen Provinz in Aushbung ift, ſich vorzüglich durch rich- 
tig gedachte und in der Anwendung mit Genauigkeit durchges 
führten Grundlagen empftehlt, fo wird es fein fehr bedeutend 
fchwieriges Unternehmen feyn, im Wege einer genauen Revifton 
deſſelben ein Refultat hervorzubringen, welches den Verhältniffen 
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des Ganzen angemeffen ift.” Die Niederlande befipen dieſe 
Strafgefetgebung noch jego; und 1819 haben Neapel und 18% 
Parma ganz auf diefe Grundlagen ihre Gefegbücher gebauet., 

3) Betrachten wir endlich das gerichtliche Berfahren 
in Rheinheſſen, fo finden wir auch hier zwei umfaffende flar 
beitimmte Gefegbücher. Das eine enthält den Kriminalpres 
zeß. Bon feiner Entftehung gilt dasjenige, was fo eben von 
dem Strafgefeßbuche gefagt worden, größtentheild ebenfalls. 
Denn der Code von 179 und den Entwurf eines Kriminalge, 
fegbuches von 1801 umfaßte auch das Berfahren in Straffachen 
und das Leßtere wurde nur bei der zweiten Discuffion im 
- Staatsrathe (1808) abgefondert verhandelt, und noch in dems 
felben Jahre fowohl in der gefeßgebenden Berfammlung discu⸗ 
tirt und genehmigt, als auch promulgirt. Die Erwähnten in 
unferer Kammer vor Kurzem gewünfchten Aenderungen betreffen 
gleichfalls diefen Code d’instruction erimmelle. Wie wenig 
eine 24jährige Erfahrung in Franfreich ein Beduͤrfniß von Vers 
befierung beflelben hervorgerufen, beweifet der Umſtand, daß 
die im Sahre 1832 vorgenommene Revifion dieſes Gefegbuches 
nur an 10 Stellen und zwar faft ſtets zum Vortheile der An⸗ 
gefchuldigten Abänderungen bewirkt hat. — Das andere Gefes 
buch über das gerichtliche Verfahren it das Civilprozeßge— 
ſetzbuch von 1806. Eine fehr vollftändige und vortreffliche 
Vorarbeit enthielt die Ordonnanz von 1667, mit der größten 
Sorgfalt von den ausgezeichnetften Magiftraten aus dem Zeits 
alter Ludwigs XIV. bearbeitet und bis zur Revolution nur mit 
wenigen Zufägen befolgt. Wefentliche, in den erften Stuͤrmen 
der 1790er Jahre befchloffene Abänderung veranlaßten im Jahre 
1802 einen Konfularbefchluß, in Folge deflen eine Kommiſſion 
von 5 NRechtögelehrten den Entwurf einer Civilprozeßordnung 
ausarbeitete, welcher in Bezug auf Mittheilung an die Gerichte 
und auf Verhandlung im Staatörathe, im Tribunale und vor 
dem gefeßgebenden Körper diefelben Wege zurüdlegte, wie oben 
von dem Eivilgeſetzbuch angeführt wurde. 

Dft har man dem gerichtlichen Verfahren des fran— 
zöfifchen Rechts den Vorwurf gemacht, daffelbe fey zu fehr mit 
zum Theil zeitraubenden und Foftfpieligen Formen überfaden, 
und ihrer Nichtbeobachtung werde mitunter natürliche Billigfeit 
und poſitives Necht geopfert. Sollte auch zum Theile dies das 

VII. Band 18 Heft. | 2 
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durch. entftanden fenn, daß man im Sahre 1793 das Verfahren 
zu einfach, faft ganz formlos gebildet hatte, — größtentheils 
möchte dennoch bereits Montesquieu (Esprit des lois, liv. 
6, chap. 2.) diefen Vorwurf in folgenden Worten erlediget has 
ben: „Si vous examinez les formalites de la justice par 
rapport a la peine quꝰ a le eitoyen a se faire rendre son 
bien, vous en trouverez sans doute trop. — Si vous les 
 regardez dans le rapport qu’elles ont avec la liberte et la 
surete des ceitoyens, vous en trouverez trop pen et vous 
verrez que les peines, les depenses, les longueurs, les 
dangers memes de la justice sont le prix que chaque 
citoyen onne pour sa liherte.“ — Man hat namentlich 
dem Givilprozeßverfahren den Vorwurf gemacht, daß es 
mit übertrieben hohen Koften verbunden ſey. Allein man darf 
nicht überfehen, daß weder ber Tarif der Gebühren für Ans 
wälte, Notarien u. f. w., noch der Betrag der Einregiftris 
rungsgebühren und des Stempels auch nur in der entfernteften 
wejentlichen Verbindung mit den Principien und Grundlagen 
des franzöfifchen gerichtlichen Verfahrens ſtehen; daß mithin 
jede etwa gegründete Befchwerde über die Größe jener Gebühr 
ren vernünftiger Weiſe keineswegs dem gerichtlichen Verfahren 
felbft zum Vorwurf gereichen Faun. 

Bei den Principien und. Grundlagen des Verfahrens findet 
freilich der altdeutſche Zurift die wefentlichften, die auffallenditen 
Abweichungen von denjenigen, woran man in Deutſchland Jahrs 
hunderte lang fich gewöhnt hatte; es wird darum nicht unpafs 
fend ſeyn, einige derfelben — von einigen andern wird weiter 
unten die Rede ſeyn, — und zugleich dasjenige Urtheil über fie 
anzuführen, welches der ehemalige Profeffor v. Grolman in 
Gießen, ohne Widerrede wohl unter unfern Zeitgenoffen in 
Starfenburg und Oberheffen. der gründlichite Kenner des frans 
zöfifchen Nechts, fchon vor 23 Sahren in der Einleitung zu feis 
nem Handbuche über den Code Napoleon ausgefprochen hat. 

Erſtens die gänzlihe Trennung der willführlihen 
von ber flreitigen Gerichtsbarfeit nennt von Grolman, 
eine heilfame und fagt ferner hierüber: 

„Nie haben Deutſchlands denfende Suriften die Verbindung 
jener Zweige ber Gerichtöbarfeit anders betrachtet, denn als dag 
Rücbleibfel urfprünglicher unvollitändiger Staatsorganifas 
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tion, gerade fo wie die in Deutfchland eben fo häufige Verbin⸗ 
dung der gerichtlichen mit den abminiftrativen Funktionen. Laͤngſt 
war man davon überzeugt, daß der Grund ber: Perpetuirung 
diefer Unvollfommenheit in der Staatsorganifation und des Uns 
“ zureichenden der hier und da gemachten Beſſerungsverſuche nur 
den taufendfachen Hinderniffen zuzufchreiben fey, welche hier 
die Befchränftheit der Territorien, dort die Rüdficht auf die 
ſchuͤtzende Gerechtfame der Patrimonialgerichtsheren, dort ends 
fich eine, feine Spur von Nationalreprefentation an fich tragende 
landſtaͤndiſche Verfaffung und andere Zufälligfeiten der Realifis 
rung großer und Iiberaler Ideen überhaupt entgegenſtellten.“ 
„Nie koͤnnen die Gerichte die Depofitäre der Geheimniffe 
und der Intereſſen der Familien werben, nie fönnen ihnen die 
Privaten fich zutrauend mit ihren Zweden und Winfchen nas 
ben, um von der falten, von Parkhienintereffe ftets entfernten 
Nichterftelle Unterftügung durch Rath und That zu erwarten. 
Tribunälen macht ſchon ihre Eriftens als moralifdhe 
Perſonen ein folches Verhältniß zu Einzelnen unmöglich, 
einzelnen Richtern aber erlaubt ed weder die Ueberhäus 
fung mit andern Gefchäften, noch au, die Gewohnheit dei 
Nichteng, ihre Intereſſen mit den Intereffen derjenigen, welche 
ihre Dazwifchenfunft bei einem Gefchäfte wuͤnſchen, zu identift- 
ciren. Daher die Nothwendigfeit felbit bei außergerichtlichen Ges 
fchäften die Zuflucht zu Advocaten zu nehmen, welche, bei ber 
für fie größeren Wichtigkeit der proceffualifchen Befchäfte, für 
welche fie Verantwortlichfeit haben, Feineswegs die Stelle der 
Motäre genügend erſetzen. Und follte es einer Exrpofition bebirs 
fen, daß es ein Mißſtand fey, wenn derfelbe Uber die Gültige 
keit von Inftrumenten richten fol, welcher fie verfertigte und 
wegen diefer Nichtigfeit ben, Parthien verantwortlich, feyn muͤßte?“ 
„Zweitens von der Staatsanmaltfchaft jagt von Grol—⸗ 
man: „Das Inftitut der Procnreurs ift gewiß unter allen 
Eigenthuͤmlichen der franzöftfchen Suftigorganifation das Inter⸗ 
eflantefte und Nachahmungswuͤrdigſte. Schon infoferne erweckt 
es Iutereffe, als durch es die Richter der öfters fehr unange⸗ 
nehmen Nothwendigfeit, Parthienintereffe ex oflicio zu wahren, 
entriffen und nicht mehr in Die Verlegenheit gefegt werden koͤn⸗ 
nen, aus jhrer Rolle, als unpartheijſche, über den Parthien fie 
hegbe Weſen, treten und das Butzanen auf bir Reinheit ihres 
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Wirkens, durch Beruͤckſichtigung des nicht vertretenen oͤffentli⸗ 
chen Sintereffes, in den Augen des Publikums compromitiren zu 
müffen. Seine ſchoͤnſte Seite ift aber unftreitig die aus ihm fich 
entwickelnde ftete Gontrolle des ganzen Suftizwefeng, deren Mangel 
man in Deutfchland fo fehr und fo tief empfindet und überall 
nothmwendig empfinden muß, wenn man auch mit dem beften Wil 
len und ohne Koften zu ſcheuen, für die Organifation der Ges 
richte zu möglicher innerer Vortrefflichfeit beforgt iſt.“ 

„ner Kenner wird in diefem Inſtitute die glückliche Loͤſung 
der bisher unaufgelösten Frage erfennen: wie auf ber einen 
Seite die Zuftiz in den einzelneu Sachen unabhängig von 
Eabinetseinfluß erhalten, und auf der andern Seite doch die 
ftete Aufficht der höchften Regierung auf die Zuftiz, als eine 
Kegierungsanftalt, bewährt, und die Verbindung, in welcher die 
einzelne Anftalt zu dem Ganzen fteht, erhalten werden koͤnne? 
Den eriten Theil diefer Frage hat man in Deutſchland voll 
kommen, den zweiten Dagegen beinahe gar nicht: gelöftz denn 
in den, ohnehin fehr ufpractifchen Juſtizviſitationen fonnte fich 
unmoͤglich eine ftete, lebendige nicht zu täufchende Controlle, wie 
in dem felbftbewachten, in jedem Augenblicde revocablen Procu- 
reur, bethätigen und eben darum vermochten auch jene nicht, 
wie Diefes Inſtitut einer ftets thätigen Gontrolle es. vermag, 
die Thätigfeit des Präfidenten zu erhalten, und ihn für feine 
Pflichten zu ſtaͤrken.“ 

Drittens von der Trennung des Juſtizzwanges von der 
eigentlichen Gerichtsburfeit durd; das Inſt itut der Hui 
fiers fagt derfelbe Gelehrte, es gehöre daffelbe nothwendig in 
das Ganze der franzöfifchen Yuftizorganifation, und hänge mit 
dem Gange des franzöfifchen Verfahrens, das felbft wieder auf 
die Möglichkeit, Eollegialifch ertheilte und prompte Suftiz 
miteinander zu verbinden, berechnet fey, innig zufammen; und 
viertens endlich äußert er ſich über das geridhtlide 
Derfahren im Allgemeinen mit folgenden Worten: 

„Sn feinem Grundprincipe ſtimmt daffelbe zwar mit dem 
deutfchen Verfahren überein, — das deutfche, wie das franzoͤ⸗ 
fifhe, huldigen darin dem römifchen Nechte, und unterfcheiden 
ſich dadurch jehr von dem preußifchen Verfahren; in den Fors 
men ift aber bie größte Verfchiedenheit, und das franzöftfche 
Verfahren dem römifchen weit ähnlicher, ald das deutſche. Die 


Tendenz bes franzdfifchen Verfahrens geht auf rafche Evolution, 
auf Entfernung des Widerſpruchs zwifchen collegialifcher und 
prompter Juſtiz, welcher unvermeidlich feyn bürfte, wenn man 
fchriftliches Verfahren und u. beffelben durch bie Gerichte 
zur Regel erheben will.” | 


Inndem wir hiermit den Ruͤckblick auf ben gegenwärtigen 
Zuftand unferer Gefeßgebung endigen, und ung wiederum bem 
vorliegenden Hauptantrage zuwenden, nämlich | 

auf Verwendung bei der Staatsregierung, daß alsbald Die 

erforderlichen Schritte geſchehen, um den Art. 103 der 

Verfaſſungs⸗Urkunde auf eine raſchere Weiſe in Erfuͤllung 
| zu bringen, 
fo glauben wir zur Begründung dieſes Antrags, und um bens 
felben ihrer Tebhaften Theilnahme zu empfehlen, bereits fo viel 
Genügendes gefagt zu haben, daß nur wenige Bemerkungen 
noch zuzufügen feyen.. Die frühere Darftellung hat es ficherlich 
nachgewiefen, wie traurig ber Zuftand unferes rechten Rheins 
ufers ift, wie fchreiend alfo das Beduͤrfniß einer durchgreifens 
den Reform. Rheinheſſen erfreut ſich eines befriedigenden Zus 
ftandes. Aber auch diefer ift mancher Verbefferung fähig; bie 
Provinz it zu klein, um jeden Theil der franzefifchen Juſtiz⸗ 
verfaffung in feiner Wirklichkeit und Volftändigfeit beſitzen zu 
Fönnen, und bliebe fie im Großherzogthume noch geraume Zeit 
lang abgefondert in Gejeßgebung und Gerichtdorganifation, fo 
Dürfte wohl die Beforgniß entftehen, daß irgend einmal nicht 
Männer genug im Befige der zur Juſtizverwaltung erforderlis 
chen fehr umfaffenden Kenntniffe eriftiren dürften. Wäre Dies 
auch nicht alfo, fo wird dennoch Rheinheffen feinen Schwefters 
provinzen die Erhebung zu einem denfelben durchaus nothwen⸗ 
digen verbefjerten Zuftande der Gefeßgebung nicht mißgoͤnnen; 
und je vortrefflicher bei weiterer Prüfung der Zuftand Rheins 
heſſens in diefer Hiuficht gefunden wuͤrde, um fo mehr Fönnte 
Die allgemeine Gefeggebung Heſſens demfelben fich nähern 
oder anfchließen. — — Freilich würden, wenn wir von alls 
gemeiner Gefepgebung Deutſchlands reden fönnten, die 
Herzen aller Deutichen höher auffchlagen, freudig eingedenf der 
Hoffnungen, welchen zur Zeit der Befreiung des Vaterlandes 
von fremder Willführherrfchaft Manche fich hingaben. Seitdem 
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aber eine bald 20jährige Erfahrung dafıtr ſpricht, daß bie Deut 
ſchen auf gemeinfame, in ganz Deutfchland wohlthätige Anord⸗ 
nungen, ſogar bei Gegenſtaͤnden weit leichter zu erfuͤllender 
Wuͤnſche verzichten ſollen, wuͤrde es Verrath an unſerem bes 
ſonderen Vaterlande ſeien, die Realiſirung irgend eines, von 
Recht und Geſetz gebotenen Punktes blind und ſorglos den Ers 
eigniſſen und der Geſtaltung einer ungewiſſen dunklen Zukunft 
anheim zu ſtellen. Jedenfalls ſtehen wir bei dem vorliegenden 
Antrage auf dem feſten Boden der Verfaſſungsurkunde des Groß 
herzogthums, deren Erhaltung und Verwirklichung unfere Mis 
nifter, fo gut, wie jeder von ung befchworen haben. Der Ars 
tifel 103 derfelben verheißt und beftehlt drei Gefesbücher, von 
denen jedes das ganze Großherzogthum umfaffen fol. — Auch 
werben wir nicht zu beforgen haben, daß die erfte Kammer 
den Beitritt wegen ber oben aus dem Jahre 1821 angeführten 
Gründe verfagen dürfte, Denn abgefehen davon, daß die Are 
ficht, in diefer Petition fei ein aus dem weiten Felde Finftiger 
moͤglicher Handlungen entlehnter Wunfch enthalten, wohl 
auf Verwechſelung einer Fünftig möglichen Handlung mit eis 
ner ganz beftimmt vorgefchriebenen zu beruhen fcheint, fo 
verbärgen gerade die damaligen Gründe der erften Kammer, fo 
glauben wir, ihren Beitritt zu dem jebo vorliegenden Antrage, 
indem fie vor 12 Jahren darin beftanden, daß ein etwaiger 
Zweifel an der Thätigfeit ber oberften Staatsbehörde für durch⸗ 
aus unbegründet, und der Antrag erft alsdann, wenn ſich in 
ber Zufunft Verzögerung ergebe, begründet erachtet würde, 

. Sogar in die große Maffe der Staatdangehdrigen ift — 
Danf fei es der flets fortfchreitenden Bildung und ber forts 
dauernd zunehmenden Verbindung mit andern Staaten! — bie 
Kenntniß des Art. 103 der Verfaffungsurfunde und die Ueber - 
jeugung eingedrungen, daß ohne Vermehrung des bisher fchort 
eriwachfenen, großen Nachtheils die Erfüllung des Gebots des 
Art. 103 nicht immer noch länger verfchoben werden duͤrfe; 
daß, wo vott einfacher und Flarer, nicht blos den Eingeweiheten 
verftändlicher Geſetzgebung die Rede ift, wo es von größerer 
Sicherheit des Rechts, von ſchleunigerer Suftiz, von bedeutender 
Verminderung der großen Koften ſich handelt, ed um Intereſſen 
gelte, welche ebenfalld von fehr materieller Natur find; und 
daß erft von dem Augenblide an, wo das Band gleichförmiger 
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Gefetsgebung bie dret Provinzen des Großherzogthums am⸗ 
ſchließen, und die zwiſchen den beiden Rheinufern fortdauernd 
feſtſtehenden Schranken vernichten wird, alle Einwohner des 
Staats durch eine wahre, von der höchften Regierung felbft 
anerfannte Erbverbrüderung fich vereinigt halten bürfen. - 


Die vorliegende Motion fchließt mit dem Antrage, den 
Wunſch auszjudrüden, daß bei Bearbeitung ber Geſetz— 
bücher von den drei Örundfäßen ausgegangen 
werde: Follegialifche Einrichtung der Gerichte als 
. Regel; Deffentlichkeit und Mündlichfeit des Ver 
fahrens; und im Strafverfahren das Gefhwors 
nen-Gericht. | Br: 
indem wir und mit diefem Wunfche unbedingt und auf 
das Kebhaftefte vereinigen, halten wir ed nicht für nothwen⸗ 
dig, zur Unterftägung deffelben eine weitläufige Ausführung 
Ihnen vorzulegen. Wir befchränfen uns auf folgende Bemer⸗ 
kungen. 
1) In der Regel tollegialiſche Eintiätung ber 
Gerichte. 
Es liegt in der Natur der Sadıe, daß man von einene 
&inzelrichter, fo redlich, thätig und einſichtsvoll er auch fein 
mag, nicht diejenige umfichtige und wohlerwogene Entfcheidung 
von Rechtsſtreitigkeiten erwarten dürfe, welche nur Folge Eolles 
gialifcher, alle Verhäftuiffe erfchspfender Berathung fein kann. 
Die von Einzelnen ausgeuͤbte Gerichtsbarkeit kann daher, auch 
bei mangelndem Verdacht einer Begünftigung derjenigen, welche 
diefem Richter näher als andere. ftehen, nur zur Ilnficherheit 
und Mangelhaftigfeit der Nechtsfprechung beitragen. Auch wird 
es immer allgemeiner als unvereinbar mit der Würde eines 
Staatsbuͤrgers beträchtet, daß ein anderes einzelnes Individuum 
beffer wiſſen folle, was recht ift, als die zwei darüber Strei⸗ 
tenden. Schon Filangieri fordert im dritten Bande ſeines 
| unfterblichen Werks la cienza della legislatione , es folle fein 
einzelner Bürger im Staate fein, bei deffen Aublid ein anderer 
fich fagen müffe: „Dieſer da hat die Macht, über mein Guk 
und meine Ehre zu entſcheiden.“ 
In Deutſchland erkannte man wohl, weich ein Vortheil 
es ſei, ſogleich in erſter Inſtanz nur vor einem Richterkolleg 
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zu Recht zu. ftehen; darum gab man diefen Vortheil unter dem 
Namen der Schriftfäffigfeit den Vornehmern, den fogenannten 
Honoratioren. Der Geift der Zeit erlaubt e8 aber ebenfowenig, 
wie ber aus ihm hervorgegangene Artifel 18 der Verfaffungss 
urfunde, irgend eine Rechtsungleichheit, welche nicht verfaſſungs⸗ 
mäßig ald Ausnahme befteht, bei neuer Gefeggebung beizubes 
halten; und da follegialifche Gerichte in erfter Inftanz Beduͤrf⸗ 
niß für den angeblich gebildeteren Theil laͤngſt erfannt find, fo 
wird man fle allen Staatsangehörigen zugeftehen muͤſſen, wie 
diefe in Rheinheffen fchon laͤngſt ſich ihrer erfreuen. 

Alles Diefes hindert Feineswegs, die Entfcheidung unbe 
deutender Gegenftände, und etwa überall den Verſuch gütlicher 
Vermittelung einzelnen Friedensrichtern zu übertragen; die Lehr 
ren benugend, welche Frankreich, Dänemark und mehrere preus 
Bifche Provinzen gegeben. 

2) Deffentlidhfeit und Mindlichfeit des Vers 
fahrens Mir trennen beide, als nicht unbedingt weſentlich 
mit einander verbunden. 

Unter der Mündlichfeit des Civilverfahrens ver 
ftehen wir, daß, nachdem bereits die Parteien fid Klage und 
Einwendungen, und was für beide fprechen bürfte, untereinans 
ber mitgetheilt haben, der Prozeß num, auf die Grundlage jener 
fchriftlichen Verhandlungen gebauet, von beiden Theilen dem 
Gerichte mündlich vorgetragen wird, damit jedes Mitglied defs 
felben durch den Iebendigen Bortrag von der Lage und bem 
Gehalte der Sache durchdrungen werden, und auf die in feinem 
Gedächtniß aufgenommene und durch die Vernunft entwickelte 
faftifche und rechtliche Relation, ganz unabhängig von der Auf- 
faffung und fchriftlichen Darftellung eines Referenten, zur ald- 
baldigen Entfcheldung mitwirfen könne; wenn nicht ftatt Teßterer 
ausnahmsweiſe in befonderd verwicelten Fällen vorerft noch 
Hinterlegung der gewechfelten Schriften und Vortrag eines Re— 
ferenten, wohl gar nad; vorgängiger fchriftlicher Verhandlung 
vom Gericht beliebt wird. Unter der Mündlichfeit des 
Strafverfahreng verftehen wir, daß, nachdem ber Unters 
fuchungsrichter das Verfahren durch Erhebung des Thatbeftans 
bes, Vernehmung des Angefchuldigten und der Zeugen, Felt: 
ſtellung der gegen und für jenen fprechenden Umftände vorbes 
reitet hat, der Befchuldigte in Gegenwart des ganzen Gerichts 
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erfcheint, damit vor beiden alle entfcheidenden Verhandlungen, 
(als da find: Entwidelung der Verdachtsgruͤnde, Abhoͤr der 
Zeugen, Bertheidigung,) vorgenommen werden, damit er und 
alle Richter die Ueberzeugung erhalten, zur Entdeckung der 
Wahrheit feie nichts verfäumt; damit jedes Mitglied des Ges 
richts nach dem Eindrud, welchen jeder Theil des vor feinen 
Augen erfolgten Verfahrens ihm gegeben, ein treued Bild der 
Ergebniffe diefer Unterfuchung enthalte, und ein hierauf gegruͤn⸗ 
detes Urtheil Über fämmtliche für und gegen den Befchuldigten 
‚ fprechende Gründe felbftftändig und aus eigener Auffaffung fich 
felbft motivire. 

Daß die Miündlichkeit des Verfahrens eine weit fchleus 
nigere, und eben dadurch eine weit minder Foftfpielige Rechts⸗ 
verwaltung herbeiführt, nebenbei auch die Ausbildung der Rede⸗ 
kunſt fördert, ift won felbft Har. Dies würde jedoch fein Motiv 
zur Einführung oder Beibehaltung dieſes Grundfages fein koͤn⸗ 
nen, wenn darunter bie, gerade bei den Deutfchen vorzugss 
weiſe, vielleicht mitunter zu fehr beliebte Gründlichfeit der 
Rechtsfprehung Noth leiden follte Sm Kriminalprozeffe 
wuͤrde eine Beforgniß folcher Art gewiß durchaus ungegründet 
fein. Denn die fo eben gefchilderte Mündlichkeit des Strafs 
verfahrens macht ed dem Richter ficherlich möglich, ein richtis 
gered und dem abfoluten Nechte näher kommendes Urtheil zu 
fällen, al wenn er feine Ueberzeugung auf den vorgelefenen 
Vortrag eines Referenten bauen muß, ber wiederum, ohne je 
‚mals den Angeklagten gefehen, ohne die Zeugen felbft gehört 
zu haben, feine Anficht lediglich aus den vor dem Unterfüchungss 
richter aufgenommenen Protofollen fchöpfen kann; wobei eine 
bloß fubjeftive Auffaffung des Referenten oder eine aus Be 
fangenheit fließende Entftelung, fei ed des Faktums, fei es der 
Ausfagen, woraus das Faftum hervorgehen fol, fo leicht 
möglich if. Gegen die Mündlichfeit im Givilverfahren 
finden wir aber nicht felten noch folche, aus fehr achtungswers 
ther Duelle entfpringende Beforgniß bei nicht wenigen deutfchen 
Rechtögelehrten, welche Feine praftifche Erfahrung in dem muͤnd⸗ 
lichen Verfahren bei bürgerlichen Rechtöftreitigfeiten, oder feine 
genaue Kenntniß der ein folches vorfchreibenden fremden Ges 
feßgebungen befigen. Sollten diefe ſich nicht beruhigen, wenn 
fie erwägen, wie hierüber ſchon vor 23 Jahren ein als Flaffifch 
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anerkannter Lehrer nnd Kenner des deutſchen Civilprozeſſes 
ſich ausgeſprochen hat? In der bereits angeführten Abhands 
fing nennt v. Grolman die Plaidoirie „ein Inſtitut, welches 
in den intereflantejten Staaten bed Alterthums blühete, und 
Früchte trug, die noch jeßt als Gegenftinde unferer Bewundes 
rung daſtehen.“ Sodann fagt er: „Unftreitig iſt es das von 
. dem deutfchen Charakter unzertrennliche Intereſſe für Geredy 
figfeit und umpartheifche Zuftiz, welches der Furcht vor den 
beftechenden Einflüffen der gerichtlichen Beredſamkeit fo großen 
Eingang verfchafft hat. Aber folte diefe Furcht wohl gegrüns 
det fein? Warum fürchten wir nicht die imponirende Bered— 
famfeit des Redners, der in dem Gtaatsrathe, ih Dem ges 
. fetsgebenden Kolleg u. f. w. u. f. w. über die wichtigften und 
heifigften Intereffen Aller feine Anſichten mit der ganzer 
Kraft feines Geiftes enthuͤllet? Hat nicht auch die fchrifts 
liche Rede ihr Einſchmeichelndes, und haben wir nicht oft 
die Erfahrung gemacht, daß wir dieſer Schmeichelei Gehör 
gaben? Und ift dent auf der andern Seite die Beltechung 
des Kollegs durch ben geſchickten Referenten, der vielleicht ſelbſt 
durch die beffere Darſtellung des einen Schriftfteller8 beſtochen 
wurde, minder zu fürchten, als die Beftechung durch den ges 
richtlichen Redner, der, vor allen feinen Richtern ftehend, auf 
alle gleihmäßig wirken müßte, um feinen Zweck zu erreichen ?“ 

„Will man die Erfahrung zur Rathgeberin, fo durchlaufe 
man die reichen Sammlungen franzöfifcher Urtheilsfprüche, und 
man wird finden, daß fie in Ruͤckſicht der Gründlichfeit, der 
Umfiht und der Unpartheilichfeit nicht verdienen, den deutſchen 
nachgefetst zu werben. ” | 

Soweit von Grolmann. Als er dies fchrieb, waren 
ſolche Wahrheiten in Deutfchland noch vielfältig verfannt. So 
wie aber jede Wahrheit am Ende fiegend fich verbreitet, fo 
ift auch in Deutfchland mindliches Verfahren in feinen Vorzuͤ— 
gen immer mehr erfannt worden, wie fehr bald gelegentlich des 
dffentlihen Verfahrens mit Beifpielen nenejter Zeit belegt 
werden fol. | 

Sollte man nämlich Deffentlichfeit des gerichtlichen 
Verfahrens, ganz oder zum Theil, für nüßlich oder für unab> 
weisbar halten, fo wird mündlihes Verfahren hierdurd) 
eine wahre Rechtöförderung, ald Bedingung der Deffentlichfeit, 
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als nothwendtg verbunden mit ihr, Denn de Deffentlichfeit 
bezweckt jedenfalls, daß jeder Geſetz⸗ und Nechtefenner aus 
dem Volke — das ganze Auditorium — in den Stand gefett 
werde, fich davon zu Aberzeugen, daß gerecht gerichtet werde. 
Ein ſolches iſt aber unmöglich, wenn nicht dad ganze entfcheis 
bende Verfahren durch mündliche Werhandlung fund wird, 
indem es fonft eine Grundlage feldfteigener Beurtheilung der 
Hörenden offenbar gar nicht werden kann. 

Was num die Frage von der Deffentlihfeit feldft 
| betrifft, fo verftchen wir darunter den Grundſatz, daß in der 
Kegel der Zutritt zu den entfcheidenden Nechtsverhandlungen | 
allen Nichtmuͤndigen offen fiche, deren Anficht entweder den 
Betheiligten felbft von Werth iſt, oder welche ald ganz unbes 
fangen ſich von der Richtigkeit der Entfcheidung thunlich zu 
überzeugen wuͤnſchen. 

Wuͤnſchen wir folche Deffentlichfeit? Meine Herrn, es 
giebt unferes Erachtens feinen Grundfag fünftiger Geſetzgebung, 
in welchem die Anfichten allmählig und doch fo rafch übereins 
fimmend geworden, ald in dem Wunſche, daß die alt-germas 
nifche Deffentlichfeit der Gerichte den Deutfchen zurüdgegeben 
werde; und wir fcheuen nicht unfere Ueberzeugung auszudrüfs 
fen, daß kuͤnftighin in jedem Lande deutfcher Zunge, wenige 
ſtens uͤberall da, wo man Nepräfentanten des Volks, feien fie 
Fonftituirt, wie fie wollen, um Rath fragt, die Einführung eis 
nes neuen Gerichtsverfahreng, welches dem Prinzipe der Def 
fentlichkeit gar nicht huldigte, ganz unmöglich fei. Zum Belege 
biefer Behauptung begnügen wir und einige der gewichtvollften 
Auftoritäten neuerer Zeit hier aufzuführen, da die eigenen 
Sa der ausgezeichnetften Philofophen und NRechtölehrer 
Deutſchlands, in Verbindung mit der Anficht hochverehrter va— 
terländifcher Regierungen, da wo es etwa noch erforderlich fcheis 
nen koͤnnte, beiferen und Fräftigeren Eindruck machen werben, 
als die umftändlichfte theoretifche Ausführung, welche Ihr Auss 
ſchuß zu liefern im Stande wäre. 

In Baiern lebte vor Kurzem noch v. Keuerbad, ber 
feinen Acht dentfchen Sinn, namentlich franzöfifcher Nachah— 
mungsſucht "gegenüber oft und Fräftig genug bewährt hat, Er 
fpricht (im 2. Bande feiner Betrachtungen über Dffentlichkeit 
und Miündlichfeit, 1815) das Ergebniß ſeiner eigenen Anſchau⸗ 
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ang bed gerichtlichen Verfahrens in Franfreich und in anbern 
Ländern franzöfifchen Rechtes dahin aus, daß, fo ununterbrochen 
das Leben und Wirfen der öffentlichen Zuftiz von ihm beobady 
tet worden, nicht Ein Umftand ihm begegnet fei, welcher feine 
Ueberzeugung von der Nothwendigfeit und Würde der Gerichts⸗ 
Öffentlichfeit auch nur durch den leiſeſten Zweifel erfchüttert 
hätte; alles, was er gehört und gefehen, habe troß der wahr⸗ 
genommenen Gebrechen der franzöfifchen Form der Geredhtigs 
feitspflege und Gerichtsöffentlichfeit nur dazu dienen Können, 
jene Ueberzeugung noch fefter zu begründen und das Syitem 
feines Kopfes gleichſam zur Religion feines Herzens zu machen. 
— Der fchon einigemal angeführte Heffifche Rechtögelehrte, 
welcher einen großen Theil feiner glänzenden afademifchen Lauf⸗ 
bahn dem Studium und der Lehre des gerichtlichen Verfahrene 
widmete, fagte ſchon 1810: | 
„Uebrigens hat das Inſtitut der Sffentlichen Plaidoirie 
noch eine Seite, welche ihm in Deutjchland vorzügliches 
Ssntereffe erweden follte. Sch meine feine Seite als Reiz 
mittel für das Talent und als Erziehungsmittel. Unſere 
Advofatur ift wirklich tief gefunfen. Nicht die Mangelhaf 
. tigfeit unferer Bildungsanftalten ift es, welche dieſes erzeugt 
hat, fondern unfer geheimes und fihriftliches Verfahren, bei 
welchem das Talent Feine Belohnung und feine Aufmunterung 
findet. Nur die Ausficht auf einen intereffanten Wirfungss 
kreis, auf Ehre und Nachruhm beftimmt den Menfchen, die 
Kraft der Trägheit zu befiegen und mit freier Selbftthätige 
feit fih über das Gemeine und Gewöhnliche zu erheben.” 
„Auch für unfere Richter dürfte e8 gute Folge haben, 
wenn fie genöthigt würden, vor dem Publifum zu erfcheinen, 
Wir Deutfchen haben wirklich den Fehler, daß wir dem Yeus 
Bern und den Formen zu geringen Werth beilegen und ben 
wichtigen Einfluß überfehen, welchen diefe Dinge auf das 
Innere haben. Der Menfch it nur zu geneigt, die Anftrens 
gung zu meiden. Erfcheint er ftetd nur unter feinen Kollegen 
und Freunden, wo ed weniger auf ſich hat fich zu vergeflen, 
fo wird leicht von der Anjtrengung nachgelaffen; man fieht 
fi) gegenfeitig darin nah; und wehe dem Kolleg, bei wels 
chen diefes der herrfchende Ton geworben iſt.“ 
„Schon eine feierliche Amtskleidung iſt in diefer His 
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“ ficht von nicht geringer Bedeutung, indem fie, ald Erinnes 
rung an die Wuͤrde bes Amts, welches man in ihr beffeidet, 
“ aus der gewöhnlichen Stimmung zu derjenigen aufruft, welche 
dieſer Würde entfpricht. Mehr aber wirft es allerdings, 
wenn die Mitglieder eines Kollegiumsd die Gegenwart eined 
höheren Wefens, wie der Staatsrath die Erfcheinung des 
Regenten, oder, was bei der Juſtiz allein möglich bleibt, die 
Gegenwart des Publikums zu erwarten haben. Vor dem 
Publikum bewacht fich ein jeder. Keiner mag vor ihm fchlas 
fen, oder in einem ungünftigen Lichte erfcheinen und fo wirft 
die Publicität allerdings für die Juftiz eine neue Kontrolle 
und umgiebt fie mit einer höheren Feier.’ 
Baden’ Rotteck verfichert von der Gerichtsoͤffentlichkeit 
(in v. Aretin's Staatsrecht der Fonftitutionellen Monarchie, 
Bd. II. Abth. 1, 1827) Folgendes: 
„Dieſelbe ift das wahre und unentbehrlihe Pallar 
dium alles Rechts, als zuverläffigite Gewährleifterin der 
Redlichkeit, und wirkſamſte Ermunterung des Eifers der Richs 
ter, und als eröffnete Appellation an das unbefangene und 
verftändige Urtheil der Welt, welches allein geeignet ift, 
über Rechtsfachen in höchfter Inſtanz zu entfcheiden. Die 
Politik wohl mag mitunter fchon durch den bloßen Erfolg 
ſich rechtfertigen; aber für das Recht giebts Fein anderes 
“ zuverläffiges Kriterium, als daß es das Urtheil der 
Welt, alfo die Deffentlichfeit nicht zu fcheuen hat. Daher 
gewinnt auch die Zuftiz durch Deffentlichfeit in der Meinung 
und im Vertrauen der Bürger, und es ift die Deffentlichfeit 
“eben fo fehr im Sntereffe ihrer eigenen Ehre ald der alls 
gemeinen Sicherheit.” | 
Sein Landsmann Zacharid vierzig Bücher vom Staatds 
recht, 2ter Band, Heidelberg 1826, ©. 69) erflärt, daß das 
mündliche Verfahren der beiden wefentlichen Anforderungen, 
welche in ihren Folgen faft immer einander entgegengefegt feien, 
Schnelle und Rechtlichfeit der Entfcheidung am meiften entfpreche. 
Der geiftreiche Sächfifche Gelehrte Aler. Müller fagt: 
(das Snftitut der Staatsanwaltfchaft, 1825, ©. V.) 
„Die Zuftigverwaltung muß das Tageslicht fuchen, uns 
abhängige Gerichte können feine Geheimniffe haben, fie müffen 
nicht blos das öffentliche Raifonnement verftatten, fondern 
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fogar laut und vernehmlich felbft raifonniren. Publicität der 
Rechtspflege ift der Lebensräther einer mit Intelligenz vers 
walteten und durch Intelligenz controlirten Juſtiz. — Die, 
welche fie zu üben haben, ſollen nicht in vornehmer Abge— 
fchiedenheit ihr Amt verrichten. Ihre Befchlüffe follen nicht 
aus einer dunkeln Verborgenheit, wie im Geſetze aus ben 

Gewitterwolken bes Berges Sinai hervorgehen. Griechen und 
Roͤmer, dieſe ewigen Mufter aller Zeiten, fannten nur öffent 
liches Verfahren vor Gericht. Aufgeflärte Völker der neueren 
Zeit, Franzofen und Engländer erhielten es in feiner Reins 
heit. Selbſt unfere deutfchen Vorfahren fannten lange Zeit . 
feine andere Procedur. Die Nechtögefchichte lehrt, wie fchwer 
es ihnen ward, zuzugeben, daß die Juſtiz in einer verſchloſ—⸗ 
fenen Kammer verwaltet wurde. Die Finfterniß der damalis 
gen Zeit, das canonifche Recht trugen den Sieg über die ges 
funde Vernunft davon, die aber unter mug in ihre Rechte 
wieder eingefeßt werden muß.’ 

„Ss fpricht ein großer Theil unferer Baterländifchen 
Nechtögelehrten und Gefchäftsmänner, und auch der größte 
Theil des Volks fcheint in der That nichts mehr für gut und 
zweckmaͤßig zu halten, was er nicht felbft im reife der Zeus 
gen und Richter gehört hat.’ 

Meine Herrn, von befonderem Gewichte ift, wie überall, 
fo auch hier die Erfahrung. Unſere Brüder in Kurheſſen 
waren befanntlich dem ephemeren Königreiche Weſtphalen eins 
verleibt, und duldeten nur im höchften Unwillen den aufgedruns 


genen Zuftand. Aber fie lernten mimdliches und oͤffentliches 


Kechtsverfahren in Civil » und Etraffachen kennen; kaum 5 
Sahre beſtand es; und feine Vorzüge waren fo einleuchtend, 
daß die Kurheſſiſche Ständeverfammlung vom Sahr 1832 bei 
mehreren Veranlaſſungen fich pofitiv dahin ausfprady, wie nur 
das Öffentliche mündliche Verfahren als wefentliche Grundlage 
fowohl in bürgerlichen als Strafprocefien dem fonftitutionellen 
Syitem im Ganzen angemeffen, und infonderheit auch zum 
Zwede einer wefentlichen Abkürzung der Ppoceſſe höchft wuͤn⸗ 
ſchenswerts fey. Namentlich äußerte am It. Mai 1532 der Abe 
geordnete Duyfing (Bürgermeifter von Marburg) ; 
„Man fpreche davon, daß die Aften darüber noch nicht 
geichloffen feyen, ob das öffentliche oder das geheime Pro- 
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ceßverfahren vorzuziehen fen. Aber zugegeben, daß man in 
der Theorie noch nicht darüber im Reinen fey, wiewohl ges 
genwärtig wohl feinen Zweifel mehr herrſche, fo entfcheide 
doch die Erfahrung im wirflichen Leben nur zu deutlich uud 
unwiderleglich. Während man nämlich überall da, wo oͤffent⸗ 
licher und gründlicher Proceß eingeführt worden, hiermit 
wohl zufrieden fey, werde dagegen in allen Ländern, wo 
noch der Prozeßgang geheim fey, die. bitterfte Klage darüber 
geführt, und das wahrlich mit Recht. Eben fo feyen wohl 
fammtliche Suriften, welche beide Procefarten praftifch fens 
nen gelernt hätten, der Ueberzeugung, daß die Öffentlichminds 
liche unbedenflich vorzuziehen fey. Was bebürfe es alfo noch 
eines theoretifchen Streites ?” | 

Ferner: „Man irre, wenn man glaube, daß Deffentlichs 
feit überhaupt, und die des Gerichtsverfahreng ingbejondere, 
die Macht der Staatsregierung fchwäche; denn Frankreich 
babe unter der despotifchen Regierung Napoleons, oͤffentli—⸗ 
ces Verfahren gehabt. Wenn eine Staatsregierung in Uebers 
einftimmung mit allen wahrhaft Einfichtsvollen im Volke 
handle, wenn fie nur das Rechte und» Gute wolle, und das 
müffe fie freilich in einem konſtitutionellen Staate, dann 
brauche fie die Deffentlichfeit nicht zu ſcheuen; fie muͤſſe vieß 
mehr wiünfchen, daß alle ihre Handlungen mit ihren Motis 
ven Jedermann Kar vorlägen. In einer fo bewegten Zeit 
wie in der gegenwärtigen kaͤmen gewiß auf jeder Geite Vers 
irrungen vor, welche durch die Partien der Ertreme verans 
laßt würden; allein darum dürfe man nicht Das verwerfen, 
was auf die Dauer allein die Ruhe und Sicherheit, verbürs 
gen koͤnne, namlich Aufklärung des Volfs und politiſche Er⸗ 
ziehung deffelben durch Deffentlichfeit und Preßfrei— 
heit. Der beſonnene Sinn des deutfchen Volkes ſchuͤtze vor 
allen Umtrieben fehwindelnder Demagogen, und eine deutfche 
Regierung, welche aufrichtig der Verfaſſung ergeben fey, ftehe 
unumſtoͤßlich feit. Daß durch ein öffentliches gerichtliched Ver⸗ 
fahren das Anfehen der Gerichte gehoben, und der Sinn des 
Volkes für Gefeglichfeit ungemein gefteigert werde, das wiſſe 
man in England aus langer Erfahrung, fo daß die englifche 
Regierung fchon die Einführung diefes Verfahrens bei halbs 
wilden Völfern mit großem Erfolge als ein Mittel zur Vers 
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breitung der Achtung für Necht und Sittlichfeit angewen⸗ 
det habe.” 

Ferner verſicherte der Deputirte Eckhard (Prokurator 
in Eſchwege): „Es ſey durchaus zweckmaͤßig, in Criminal⸗ 
und Civil-⸗Proceſſen das oͤffentlich-muͤndliche Verfahren eins 
treten zu laſſen. Er habe waͤhrend der Fremdherrſchaft Gele— 
genheit gehabt, ſich von den Vorzuͤgen dieſes Verfahrens 
vollkommen zu überzeugen, und wenn damals auch einige 
Mängel gefühlt worden feyen, fo hätten ſich dieſe leicht bes 
feitigen laſſen.“ ©. 1649) 

Sodann erflärte ebendafelbft (S. 1953) der damalige 
Vicepräfident COberappellationsratb von Baumbah in 

Kaffe): „Ueber den hohen Werth des oͤffentlich-muͤndlichen 
Verfahrens, fowohl in bürgerlichen Nechtsftreitigfeiten ala 
vorzüglich in Straffachen fcheine man einverftanden. Bei Ci⸗ 
vilfachen fey es erforderlich, auch unbetheiligte Perfonen zus 
zulaffen, welche zur Bürgfchaft dienen Fonnten für die Wahrs 
heit und Treue richtlicher Handlungen, für die gefegliche Ords 
nung des richterfichen Verfahrens überhaupt. Wenn fodann 
die Vorftellung, wonach bei Verbrechen nicht blos die zunaͤchſt 
verlegte Perfon, fondern die Gefammtheit des bürgerlichen 
Vereins betheiligt fey, Grund habe und fomit den Anfpruch 
auf Gerichtööffentlichfeit fir das Wolf bedinge, fo trete dieſer 
Anſpruch noch ftärfer hervor in dem nach einer Verfaffung 
vegierten Staate. Hier koͤnne es fic auch von Rechten der 
Berfaffung handeln, wobei das Volk und jeder Einzelne 
Sintereffe nehme.’ 
Am früheften unter allen deutfchen ftändifchen Verſamm⸗ 
lungen haben, neben der Badifchen zweiten Kammer von 


1819, die Baierifhen Kammern hierüber ſich ausgeſprochen. 


Schon im Sahre 1819, alfo auf dem erften Baierifchen Reiches 
tage, ftellte zuerft der Abgeordnete Reuthner von Baiersdorf 
«(bei Erlangen) den, bald von 5 andern Abgeordneten im Wer 
fentlichen wiederholten Antrag auf Einführung öffentlicher Civils 
und Strafrechtspflege, wodurch, wie er fagte, Anhänglichkeit 
an Vaterland, Verfaffung, und Regierung erhöhet, Ungerechtige 
feit befchränft, Proceſſe vermindert und abgefürzt, die Proceß— 
foften geringer, und der Schwäche und Parteilichfeit der Rich— 
ter vorgebeugt werde. Nebſt diefen Wohlthaten machten öffent: 


liche Gerichte alle Mitglieder derfelben auf Einmal mit bem 
ganzen Rechtshandel befannt, entwinden den Advofaten die 
Alleinherrfchaft über die Procefle, und böten den Talenten Ger 
legenheit zur Entwicelung, Ausbildung und oͤffentlichen Anerfens 
nung dar. Nach reiflicben Erwägungen erfolgte ein gemeinfas 
mer Antrag der Kammer der Abgeordneten und der Kammer 
der Neichsräthe an die Staatsregierung, bei bevorftehender 
Reviſion der Gericht3ordnung auf die Deffentlichfeit und Minds 
lichkeit des Verfahrens in der Civil und Etrafrechtöpflege Bes 
Dicht zu nehmen, ohne daß die Patrimonialgeridytsbarfeit und 
daß Necht mehrerer Inſtanzen dadurch beeinträchtigt werde — 
Zu den ohne Zweifel heiffamen Früchten dieſes Befchluffes ges 
hören die Königlich Baieriſchen Entwürfe zweier Geferbücher 
über das Verfahren in bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten von 1827, 
und in Strafſachen von 1531. Dad hierin vorgefchlagene Vers 
fahren ift auf die Gellegialität der Gerichte, auf Staatsan- 
waltjchaft und durchaus auf Deffentlichfeit und Muͤndlichkeit 
gegründet; im Strafverfahren müffen alle Beweife vor dem gan 
zen Gerüchte geführt werden; der Staatsanwalt hat den Atts 
klageproceß zu betreiben, und in den fchwerften Sachen muß 
der Öffentlichen Anklage ein gerichtliches Erlenntniß uͤber deren 
Zulaͤſſigkeit vorausgehen. 

Endlich erfreuet ſich bekanntlich auch Baden ſeit 1832 des 
Öffentlichen und muͤndlichen Verfahrens in Civilſachen bei den 
Kollegialgerichten; und der am 10. Zuni 1831 der Babifchen 
zweiten Kammer vorgelegte Geſetzentwurf über die Grundbe— 
ftiimmungen der fünftigen Gerichtöverfaffung enthält im $. 8 
folgende Verfügung: „Mit dem Entwurfe einer auf die Grund- 
lage des öffentlihen und mündlichen Berfahreng 
gebauten Etrafproceßordnung wid den Etänden eine 
vollftändige Gerichtsverfaſſung als Gefeger twurf vorgelegt; 
mittlerweile aber der Regierung überlaffen, die bei der Einfühs 
rung der neuen Givilprozefordnung erforderlichen organiſchen 
Einrichtungen im Wege der Verordnung zu treffen.“ 

Weitere Belege wird es ſchwerlich beduͤrfen, um unſere 
Anſicht zu rechtfertigen, daß eine neue Geſetzgebung über ges 
richtliched Verfahren heutzutage’ in Deutfchland nur auf das 
. Princip der Deffentlichfeit und alfo auch der Muͤndlichkeit ger 
bauet werben Fünne, ee N 
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3. Im Strafverfahren das Geſchwornengericht. 


Allerdings hat, wie im Antrage erwähnt iſt, im alten Deutſch⸗ 
Tand eine Art von Geſchwornengericht beftanden, und jeder Freie 
‘(jeder Staatsbürger, wie wir fagen wirden), hätte es feiner 
unmwärbig gehalten, von Andern ald von Pares, von feines 
‘Gleichen gerichtet zu werden. Diefe germanifche Sitte erlofch 
‘durch die dee, als festen die deutfdyen Könige das römifche 
Kaiſerthum fort, indem hierdurch die Einimpfung fremdartiger 
römifcher Reichgfitten erfolgte. Weit früher fchon war aber jene 
"Sitte übertragen worben-auf die britannifchen Infeln, won wo 
‘fie, weiter ausgebildet, nach Franfreih in den erften Jahren 
der Revolution fberging; nachdem fie auch in den nordanteris 
kaniſchen Freiftaaten grundgefegliche Beſtaͤtigung erhalten hatte. 
Daſelbſt, in England, in Franfreich, gleichwie bei unferen deutfchen 
"Brüdern auf der Iinfen Kheinfeite legt man befanntlich unbes 
dingten Werth -auf diefe Einrichtung , während man lange in 
Deutfchland fie mit Mißtrauen betrachtet hat, und bisher wer 
„wigftens manche gewichtige Stimmen in unferem Baterlande ſich 
“gegen Wiedereinführung diefed alt Germanifchen, und fremd ges 

wotdenen Inſtituts erklärt haben, — theild aus Mangel an Bers 
trauen in die Richtigkeit der Ausfprüche der Gefchwornen ; theild 
Aus Beſorgniß, daß von dieſen in aufgeregten Zeiten ſogenannte 
Politiſche Vergehen nicht richtig gewuͤrdiget wuͤrden. Deſſen ins 
— empfehlen wir Ihnen nach gewiſſenhafter Ueberzeugung 
den ausgeſprochenen Wunſch zur unbedingten VBeiftimmung. „ 
Wir laſſen uns nicht auf die ſpezielle Einrichtung dieſes 
Inſtituts ein; nicht darauf, ob feine Organiſation in Frank 
reich, ob feine Geftaltung in England, ob irgend eine andere 
‚mögliche Form beffelben die beſſere ſey. Wir reden nur von . 
dieſer Anftalt im Allgemeinen und fesen ein wohleingerichtetes 
Geſchworenen Gericht voraus. Darunter verſtehen wir ein ſol⸗ 
ches, das aus ſelbſtſtaͤndigen und unbeſcholtenen Buͤrgern durch 
Wahl und Loos zuſammengeſetzt, durch die dem Angeklagten 
und dem Staatsanwalt freiſtehende Verwerfung Mehrerer ges 
laͤutert iſt, aus mindeſtens 12 Männern beſteht, vor welchen 
Alle entſcheidenden Beſtandtheile des (vorlaͤufig inſtruirten) Pro⸗ 
— vollſtaͤndig, muͤndlich und oͤffentlich verhandelt — 
Ein ſolches Gericht halten wir fuͤr das zuverlaͤſſigſte, fuͤr das 
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befriedigendfte Mittel, welches zur Ergruͤndung, ob ein angeb⸗ 
liches Verbrechen begangen und ob der Angeflagte deifen ſchul⸗ 
dig fen, vom menſchlichen Verſtande erfonnen werden kann. Denn 
die Frage: Aus welchen Thatfachen find die Gründe für dag 
Erfennen der Strafbarfeit oder Schuldfofigfeit eines Angeflags 
ten abzuleiten? mit andern Worten die Frage vom Beweife 
im Sriminalprocejffe ift unter den Rechtsphilofophen als bie 
fchwierigfte im Strafverfahren erkannt. In Älteren Zeiten, zum 
Theil bis gegen dag Ende des 18. Jahrhunderts, war die Tortur 
ein Mittel die Schuldigen zu finden; (freilich auch, den Uns 
fchuldigen fchuldig zu finden;) fowie derjenige, welcher fie ohne 
Geſtaͤndniß audgehalten, ganz verdachtlos und erwiefen.unfchuls 
dig war. Seitdem die Geſetzgebung diefes Mittel mit.geredy 
tem Abfcheu verworfen hat, befindet fich die friminalrechtliche 
Beweisthesrie in den Ländern des fogenannten gemeinen Red 
tes in einem bevenklichen, zum Theil beängftigenden Zuſtande. 
Pie ſchwer ift oft der Beweis der Schuld gegen hartuädis 
ges Läugnen, welchem nad Abfchaffung der Tortur, der mit 
Recht fogenannten peinfihen Frage, fein Mittel mehr ent⸗ 
gegengefegt war. Wie häufig fpricht Die innere Ueberzeugung 
des Nichters, wenn fie von den pofitiven Beweisnormen abs 
ſtrahirt, ein Echuldig aus, welchen von diefen Normen nicht 
fanctionirt werden kann? Frankreich ließ, nachdem Ludwig XVI. 
die auf Geftändniffe abzwedende Tortur abgefchafft hatte, eine 
Verurtheilung auf bloße Verdachtsgruͤnde zu, und in ber hiers 
durch begründeten Willführ Tag eines der größten Gebrechen 
dir Älteren franzöfifchen Kriminaljuftiz. In Deutfchland fuchte 
man fich theild mit dem Syſtem der fogenannten außerorbents 
fichen Strafen zu helfen; d. h. bei nicht vollftändigem Beweis 
der Schuld Berurtheilung zu einer geringeren Strafe: Cin 
Preußen um einen Grad geringer, in Baben mindeſtens um 
die Hälfte geringer). Theils führte man den fogenannten In⸗ 
dicienbeweis ein; d. h. man regulirte diejenigen Falle, in wel 
chen der Richter aus aufgefundenen, vollftändig oder nicht voll 
ftändig bewieſenen, Can und für ſich Feine Schuld involvirens 
den) Thatfachen vermöge ihrer mehr oder minder nothwendigen 
Verbindung mit derjenigen Thatfache, welche den unmittelbaren 
Beweisgegenftand bildet, die Schuld als erwiefen betrachten 
darf. Jene außerordentlichen Strafen geben jedoch affenbar 
ar . 
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tn jedem Falle Fein ganz richtiges Reſultat; denn im Kalle der 
Schuld trifft den Verbrecher die Strafe niht im vollen 
Maaße; im entgegengefetten Fall trifft die Verurtheilung einen 
Unfchuldigen. Diefer Indicienbeweis aber ift in verfchiedenen 
Staaten verfchiedenartig georduet; man hat nicht getrauet ihn: 
fonfequent durchzuführen, d. h. auch die Todesftrafe durch ihn 
ju begründen; mitunter werden bei Nichtverurtheilung die Vers 
dächtigen mancherlei Polizeimaafregeln unterworfen; und mehr 
und minder werden die Nichter dadurch faft in die Stellung 
son Gefchwornen gefegt. 

In Franfreich erzeugte die Wilfführ, welche in der auf 
Verdachtsgruͤnde zugelaffenen Verurtheilung liegen kann, ein 
lebhaftes Verlangen nach Reform, welches durch Verpflanzung 
des Geſchwornengerichts auf franzoͤſiſchen Boden befriedigt wurde. 
Aus gleichen oder Ähnlichen Gründen halten auch wir dieſes 
Inſtitut für das zuverlaͤſſigſte, für das vielleicht allein befricdis 
gende Mittel, in peinfichen Sachen die Wahrheit zu erfennen. 
Verftändige und rechrfchaffene Männer vernehmen felbft das 
Verhoͤr des, Angefchuldigten und der Zeugen; ihnen werden bie 
mit der That zufammenhängenden Beweisftücde vorgelegt; die 
That wird, man fann vielleicht fagen, in möglichft getreuer 
Nachbildung ihnen vorgeführt; es werden durch unpartheiifche 
rechtöverftändige Nichter die faftifchen Fragen über Schuld 
oder Unfchuld ihnen’ vorgelegt und unter Bezug auf die Vers 
handlung erläutert. — Das hierauf gegründete, befonders dag 
hierauf moͤglichſt übereinftimmend gegründete Urtheil it wahr, 
wenn e8 irgend ein wahres Urtheil über folche Thatfachen uns 
ter Menfchen giebt; während alle fünftlichen Beweisregeln, 
durch pofitive Gefese den Entfcheidungen zur Norm gegeben, 
träglich find und taufendmal trügen können. 

. Sn untergeorbneter Weiſe * ferner hier angefuͤhrt wer⸗ 
den duͤrfen, daß 

1) in Staaten, deren Berichte aus unabhängigen Richtern 
und entlaßbaren Präfidenten beftehen, gegen der Letzteren übers 
wiegenden und möglicher Weife nachtheiligen Einfluß auf Ers 
fenntniffe über Schuld und Unſchuld nicht leicht anders als 
durch Geſchwornengerichte eine genuͤgende Garantie gegruͤndet 
werden kann; und daß 

2) diefes Inſtitut als eine nothwendige Folge von Oef⸗ 
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fentlichkeit des Strafverfahrens erſcheint. Bei oͤffentlichen Vers. 
fahren naͤmlich kann man — die allgemeine Erfahrung beweiſet 
dies — eine Appellation uͤber die Entſcheidung der Thatfrage 
nicht wohl zulaſſen; das ganze Beweisverfahren erſter Inſtanz 
muͤßte in der folgenden wiederholt werden; es wuͤrde ſich aber 
nicht immer gleichfoͤrmig wiederholen; * wuͤrden die Straf 
prozeffe zu weitläufig, zu foftfpielig werden. Ueberläßt man 
aber eigentlichen Richtern, alfo in Folge einer Beweistheerie, 
die Entjcheidung der Thatfrage, jo Fann man niemals ber Ap⸗ 
yellation entbehren. Denn — das Scyuldig des Richters durch 
— angeblihe — Berlesung der Beweistheorie fordert, den 
Schuß der Berufung eben fo gebieterifh, ald wenn eine nicht 
im Geſetz gegründete Strafe ausgefprochen worden wäre; — 
abgefehen davon, daß bei Öffentlicher Anwendung einer Beweids 
theorie es an Fällen nicht fehlen wird, in welchen ein Anges 
Hagter, den der Richter und das Publifum einftimmig und nad, 
vollftändiget moralifcher Ueberzeugung für fchuldig halten, das 
rum losgefprochen werden muß, weil dad Allen fubjectiv als 
wahr Erfcheinende nicht zur objectiven Wahrheit erhoben wers 
den kann; wodurch nur eine nachtheilige Meinung von. der 
Handhabung der Gerechtigkeit, mithin ein höchit unangenehmer 
Eindruc erzeugt werden wuͤrde. 

Nebenbei möge ed erwähnt werben, daß aus trifftigen 
Gründen das Gefhmornengericht zugleich als eine ausgezeichnete 
Schutzwehr für Repräfentativ »Berfaffung betrachtet wird. In 
diefem Sinne fagt Berenger (de Ja justice eriminelle 
chap. 2.): Dans un etat constitutionnel sagement rögle 
YPinstitution du jury est le complement des lois fondamen- 
tales et-la garantie de toutes les libertes.) Darum fagte 
Feuerbach Cin feinen Betrachtungen über das Geſchwornen— 
gericht,) fchon 1813, in Repräfentativoftaaten fei ein Gefchworz 
nengericht ein ergänzender Theil der Berfaffung: „der Schluß⸗ 
ftein derſelben, oder vielmehr ihr Grundftein, mit welchem fie. 
ſelbſt fteht oder fällt; und lich diefe Neußerung 1833 Cin feinen 
‚Kleinen ‚Schriften ©. 237) von neuem abdrudfen. Wir legen 
jedoh auf diefen politifhen Grund, ohne fein Gewicht zu 
verfennen,, feinen entfcheidenden Werth; fo wenig wie auf 
‚andere politifche Gründe, 3. B. daß diefes Inftitut eine treffe 
-Tiche Schule der. Beredfamfeit fei. Denn die Juſtiz ift heilig; 
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Handhabung des Rechts und der Gerechtigkeit iſt der oberſte 
Staatszweck; ein ſolcher kann nicht einem Mittel aufgeoͤpfert 
werden; die Juſtiz darf alſo nicht wegen politiſcher Zwecke 
anders eingerichtet werden, als ihr ſelbſtſtaͤndiges Intereſſe es 
fordert. z 
Wohl möchten wir aber noch ein nicht unbedeutendes Ins 

tereffe hervorheben, welches bei der Staatöregierung für die 

Gefhwornengerichte in Beziehung auf Eine Klaffe von Verbres 

chen fprechen muß. Wir reden von den fogenannten politis 

fhen Vergehen. Bei diefen ift, wenn nur vom Staat anges 

ftellte Richter entfcheiden, Das Volf gewöhnt, in dem Staate 

den Bedrohten, den Ankfläger und den Richter in Einer Perjon 

vereiniget zu betrachten. Sicherlich muß den Staatsregierun⸗ 

gen daran gelegen fein, daß aud für Urtheile über politifche 

Vergehen das allgemeine und das größte Vertrauen völliger 

Unpartheifichfeit herrfche und ein folches ift nun einmal nicht. 
anders möglich, «ld wenn von Geſchwornen das Schuldig oder 

Nichtſchuldig ausgefprochen wird. 

Endlich ift e3 unverfennbar,, daß die Öffentliche Meinung 
in Deutfchland immer ftärfer, immer allgemeiner für Gefchwors 
nengerichte ſich ausſpricht. Auf dem Bad iſchen Landtage 
von 1831 aͤußerte die Budgetskommiſſion der zweiten Kammer 
in ihrem Berichte uͤber den geſammten Staatsaufwand gele— 
gentlich der Koſten fuͤr die Gerichtshoͤfe: „Die Kommiſſion 
if der Meinung, daß eine neue, auf Oeffentlichkeit und 
Gefhmwornengerichte gebaute peinliche Prozeßordnung und 
ein neues peinliches Geſetzbuch zu den größten und dringenditen 
Beduͤrfniſſen des Landes gehören, damit endlich verfchwinde, 
was der Badner für einen Flecken der Verwaltung erfennt, 
nämlich jene veraltete, unvollftändige und unzwecdmäßige peins 
Yiche Geſetzgebung, jene, Ehre, Freiheit und Leben der Bürger 
gefaͤhrdenden Art, die Unterfuchungen zu führen und die Anges 
fchufdigten zu verurtheilen.“ Bei der Verathung dieſes Ber 
richts erffärte der jeßige, allgemein hochgeachtete Präfident der 
Badifchen zweiten Kammer, Mittermaier, der fih 1819 
ſchriftlich und noch viele Jahre lang in feinen Lehrvorträgen 
gegen dieſes Inftitut ausgefprochen hatte, am 14. Dftober 1831 
in der erwähnten Rammer: „Ich benute diefe Gelegenheit, um 
jegst ſchon aus zuſprechen, Daß ich von meinen ‚früheren Anſich⸗ 
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ten, welche unguͤnſtig gegen die Geſchwornengerichte waren, 
zuruͤckgehe, und ſelbſt mit Freuden fuͤr ein Inſtitut ſpreche, 
von dem ich überzeugt bin, daß es ganz im Einklang mit fons 
ftitutionellen Ideen ift; daß ich aber auch eben fo ehrlich ers 
klaͤre, daß ich jetst erft, feitdem ich meine Freunde, die Nichte 
juriften in der Kammer find, Tennen gelernt habe, die Lebers 
zeugung erhielt, daß man auch den Nichtjuriften die Entfcheis 
dung der wichtigen Thatfrage mit Vertrauen überlaffen kann.“ 
— Al die Badifche Staatsregierung in demfelben Jahre 
‚ das befannte Preßfreiheitögefeg vorlegte, welches als das erfte 
Prinzip für das Prozefverfahren „den Anflageprozeß mit muͤnd⸗ 
Iihem und öffentlichem Verfahren“ ausjprach, erklärte der Res 
‚gierungsfommiffär, daß man nicht zögern wolle, hiermit fogleich 
und fchon jest „diejenigen Garantien zu geben, welche die Res 
gierung ald geprüft und zur Anwendung reif erkenne,’ 
wenn gleich die Einführung der Gefchwornengerichte no ch aus⸗ 
geſetzt bleibe, weil vor der Ausbildung eines allgemeinen 
Strafverfahrens eine Anſtalt, die nur einen Theil des Ganzen, 
aber den weſentlichen Theil ausmache, in ihrer iſolirten 
Stellung ein reifes, im Zuſammenhange durchdachtes Werk 
nicht fein koͤnne.“ — Sn Kurheffen eröffnete der Regierungs⸗ 
kommiſſaͤr am 30. Januar 1832 der Ständeverfammlung die 
- Gründe, aus welchen bie Staatsregierung die Einrichtung fürms 
licher „Sefhwornengerichte vorerft ausgefegt’ habe. 
Der erfte Ausfchußbericht über das Preßfreiheitsgeſetz berief 
fich daher auf „die gewiffe Augficht, daß das ganze ftrafges 
"richtliche Verfahren in der Kürze eine völlige zeitgemäße Umges 
ſtaltung erleiden und damit auch das Inftitut der Geſchwornen, 
welches im vollendeten Eonftitutionellen Staatögebäude nicht 
fehlen darf, für die gefammte Strafrechtspflege ind Leben tres 
ten werde.’ — Sin Baiern endlich batte zwar ber bereits 
im Jahr 1819 geftellte Antrag der Kammer der Abgeordneten: 
„daß mit dem sffentlichen Verfahren in Strafrechtsfachen au . 
die Geſchwornengerichte mit moͤglichſter Vervollfommmung eins 
‚geführt werden,” fich der Zuftimmung der Kammer‘ der Reichs⸗ 
räthe nicht zu erfreuen. Dennoch, legte befanntlich die Königliche 
Baierfhe Staatsregirung im Jahre 1831 den verfame« 
melten Ständen eine vollftändige Geſetzgebung über Preffreiheit 
vor, wobei das ftrafgerichtliche Verfahren auf das Inftitut der 


‚Gefhwsrnengerichte organifch gegründet war, und der 
‚Regierungsfommiffär leitete diefe Vorlegung in Beziehung auf 
das Verfahren durch folgende Worte ein: „Verfolgung der Preß— 
‚vergehen und Prefverbrechen durch Staatsanwälte, Muͤndlichkeit 
and Deffentlichkeit des Verfahrens, Urtheilsſchöpfung 
durch Gefhmworne, — diefes find Schlußſaͤtze, welche dem 
- ganzen Syſtem der Gefeßgebung über die Preffe das Siegel 
der Vollendung aufdrüden.‘‘ Eben fo hat der neucfte Kö 
niglich Baierfche Entwurf eined allgemeinen Geſetzbuchs 
über dad Verfahren in Straffachen von 1831, welcher ohne 
: Zweifel der im naͤchſten Jahre zufammentretenden Etändevers 
ſammlung vorgelegt werden wird, in diefer Beziehung folgendes 
Syſtem: Alle ftrafbaren Handlungen theilen fich nach der 
Größe der Strafe in vier Klaſſen; in jeder Klaffe wird die 
Thatfrage und die Nechtöfrage von verfchiedenen Perfonen 
» entfchieden; die Thatfrage in einer Klaffe von eigentlichen 
Geſchwornen, in den andern drei von rechtägelehrten Richtern 
(mit Ausfchluß des Gerichtsvorftandes); und zwar ſtets wird 
über die Thatfrage ohne Apyellation und ohne — —— 
entſchieden, nur nach Ueberzeugung und Gewiſſen,— 

Indem wir daher, und zwar einſtiwmmig aus den —*— 
genen Gruͤnden ſowohl den vorliegenden Antrag, als auch den 
damit verbundenen Wunſch unbedingt Ihrer kraͤftigſten Unters 
ſtuͤtzung, meine Herren, angelegentlichſt empfehlen, ſchließen wir, 
da uns die Schwierigkeiten einer Geſetzgebungsreform nicht uns 
bekannt find, mit dem dringendſten Wunſche, daß die Staats— 
regierung durch ſolche Schwierigkeiten ſich nicht moͤge abhalten 
laſſen, auf raſcheren Wegen das Ziel zu erreichen, welches die 
Verfaſſungsurkunde geboten hat, und deſſen Beduͤrfniß allgemein 
gefuͤhlt wird. Mit dieſem Wunſche verbinden wir den weiteren, 
daß der Staatsregierung die Gründe, welche wir für einige 
« Grundlagen der fünftigen Geſetzgebung angedeutet haben, wenn 
fie audy Ihres Beifalld, meine Herren, ſich erfreuen, gewicht- 
voll und einleuchtend genug erfcheinen mögen, um die Schwies 
rigfeiten, welche auch hierbei etwa vorhanden find, keineswegs 
zu fcheuen. 
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Sir Sache der Eifenbahnen. 


Audiatur et altera pars! 


Seitdem fih der. Ermwerböwelt, wie der politifhen, ein 
Geift der Unruhe und Bewegung bemädtigt hat, ſeitdem fich 
die öfonomifhen Intereffen der europaifhen Völker mehr mit 
einander verfchlungen und verwickelt haben, feitdem die euro: 
päifchen Völfer mit allen Bölfern der Erde in Handelöver- 
bindungen ftehen, und das Princip des bewegenden Hans 
dels ſich überall Bahn bricht, geht Die- bürgerliche’ Gefelfchaft 
von ihrer biöherigen Ordnung zu einer ganz neuen über. Der 
fih gänzlich neu geftaltete öfonomifche Zuftand der europäifchen 
Staaten nöthigt die Regierungen, wie die Regierten, um mit 
der Zeit Schritt zu halten, der Zeit vorauszueilen, und zwar 
mit einer Eile, von der man in der Gefchichte der verfloffenen 
Zahrhunderte Fein Beifpiel einer ähnlichen findet, und die ung, 
fo ‚zu fagen, in den Zuftand der Unfähigkeit verfrzt, uns 
über unfre Ausfihten in die Zukunft zum Behufe einer zweck— 
mäßigen Leitung der öffentlichen Angelegenheiten in der Se: 
genwart gehörig zu. verfländigen. 

Aus den unaufhaltfamen, fhnellen und durchgreifenden 
Veraͤnderungen und Fortſchritten der neueren Civiliſation, und 
der Umgeſtaltung und Ausbildung der bürgerlichen und ge— 
werblichen Verhältniſſe, die die Zeit und ihre Geſchichte überall 
hervorriefen, bedingten und mit fi ich brachten, müſſen noth⸗ 
wendig viele Spannungen, Schwankungen und rief ‚wahre 
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Mifverhältniffe entftchen, die vielfältig, zumal hie und da, 
nicht anders, ald nur nachtheilig auf die Zuftände der bürger- 
lihen Gefelfhaft wirken fonnten, da fie die Zeitgenoffen aus 
dem Gemwohnten, Bekannten, Hergebrachten in das Neue, Un— 
befannte und Ungewohnte zu plötzlich hinüberverfezten. 

Damit nimmt alles den Charafter des Zweifel und der 
Ungewißheit an, und um dieſem Uebel der Gegenwart ein 
Ende zu machen, bringt man felbft heroifhe und riefenmäßige 
Mittel in Vorfhlag. Dahin gehören unter andern die An- 
wendung der Mafhinen auf faft alle Arten der Production, 
die Vervollkommnung der Schifffahrt, Erleichterung der Reifen 
und der Waarenverführung zu Waffer und Lande durch Er- 
hebung der Steinbahnftraße zur höchſten Vollkommenheit, durch 
Bildung von Warferftraßen, Anlegung von Schifffahrtöfanälen, 
durh Dampffchifffehrt und Anwendung von Dampfmwagen auf 
gewöhnlichen Landftiraßen. | | 

Eine der vielverfprehendften und großartigften Unterneh: 
mungen diefer Art find die Eifenbahnen, für die fi Die 
öffentliche Meinung, der Schrei ded Tages, mit einen Unge— 
ſtümm erflärt, der ihre Projection felbft auf Localitäten aus- 
dehnt, wo die Verfehröverhältniffe hiezu noch lange nicht reif 
find, wo unüberfteiglihe Naturhinderniffe entgegenftehen, und 
wo es mindeftend noch fehr zweifelhaft iſt, ob der zu erwar— 
tende öfonomifhe Effect mit dem zu machenden Aufwande im 
Iohnenden Berhältniffe ftehen werde; zumalen die Eifenbahnen 
niht an die Stelle der gewöhnlichen Landftraßen treten, und 
nur für beftimmte Arten von Transporten, — für Eilfuhren 
zwifchen nahe gelegenen ‘großen Städten, für einzelne Güter- 
transporte zwifchen zwei beſtimmten Punkten angewendet wer— 
den fünnen. Weit entfernt, die europäifche Kultur, Die durch 
unfere Preffen, unfere Straßen und Kanäle, unfere Fuhrwerke, 
Schiffe und Poften unfern Handel in wecfelfeitige Beziehung 
fezt, das Wiſſen ded Einen zum Gemeingute Aller macht, und 
den nicht genug anzupreifenden MWetteifer unter den Bewohnern 
der verfchiedenen Erdtheile im Fortfhritt nah Bildung und 
Sittlichkeit unterhält, darum anflagen' zu wollen, daß fie als 
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das erſcheinende reine Produkt der von der Gottheit in die 
Menſchennatur gelegten Neigungen und Kräfte im Berufe der 
fortfhreitenden Entwidlung auch Eifenbahnen für die ge- 
ſellſchaftliche Ordnung und Verbindung verlangt, wollen wir 
nur auf einige Gefihtöpuncte aufmerffan machen, die für die _ 
Staatöwiffenfhaft und die von ihr abhängige Gefeßgebung 
nit ohne ntereffe feyn dürften. . 

Im Allgemeinen geht dad Streben der Theilnehmer an 
den projectirten Eifenbahnen auf Erwerb und Genuß. Sie 
find ihnen ein neues künſtliches Mittel, um die bürgerliche 
Gefelfhaft in eine Ermerbögefellfhaft zu verwandeln. Die 
Regierungen begünftigen fie, weil fie glauben, ihre Unterthanen 
dadurch wohlhabender, und ihnen dad Leben dadurch gemäch- 
licher und erfreulicher zu machen. An und für fich find fie 
auch leicht auszuführen, befenderd wegen der Xeichtigfeit, mit 
welcher Darlehen zu haben find, oder Geldfapitalien dafür 
zufammengefhoffen werden. Diefe große, reihen Gewinn ver: 
forechende Unternehmung wird befonderd von der Klaffe der 
Kapitaliften betrieben, die bei dem fo niedrig ftehenden und 
noch immer finfenden Zinsfuße dieſe Gelegenheit begierig er— 
greifen, um ihre SKapitalien nüßlicher anzulegen. Dadurch 
wird die Neigung und Borliebe zu den Eifonbahnprojecten 
ganz befonderd geweckt und gefteigert. So excentriſch fpricht 
fih bier und da diefe Neigung bei den verſchiedenen Ständen 
der bürgerlihen Gefelfhaft aus, daß man geneigt feyn möchte, 
fie ald den augenfcheinlichften Beweis zu betrachten, daß wir 
in Zeiten leben, in welchen Neuerungen und Verbeſſerungs— 
verfuche, je ungewöhnlicher und je überfhwenglicher fie find, deſto 
feichter Anklang und Eingang finden. 

Es ift erlaubt, die Zukunft im Lichte der Hoffnung zu 
erblicten, aber es ift auch Pflicht der Staaten, wie ihrer bür- 
gerlihen Eorporationen, im Geifte der Warnung die Gefahren 
zu prüfen, womit fie Durd) Die verfchiedenen Neuerungen und. 
Berſuche zur Verbeſſerung der ökonomiſchen Zuftände Der 
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- Omne magnum exemplum .habet aliquid iniqui, fagt 
ſchon Tacitus; aud find alle die, welden ein Urtheil über 
den Lauf der Welt zukommt, einverftanden, Daß unfre gefell- 
fhaftlihen und indbefondere politifhen Berhältniffe durch die 
allzufünftlihe Richtung ihres öfonomifhen Zuftandes, ſchon 
jezt erfhüttert und ſchwankend, einer Umgeftaltung entgegen= 
gehen, deren mannigfaltige Zeichen nicht inmmer zu den erfreu— 
lihen gehören. Es ift wahr, die Mittel, zu leben, find reicher, 
als fonft, aber fie reizen auch, beffer zu leben, ald das eigene 
Vermögen zuläßt; fo trachtet man es, zum Nachtheil Anderer 
auf öffentlihe Koften zu thun, und dazu nah Macht, defhalb 
fhmeichelt man der Menge, und ein gefährliher Egoismus, 
der fi aller Stände bemeiftert, und jenen Weltfampf eröffnet, 
in welchem, da alle nach demfelben Ziele ringen, nämlid künſt— 
lich zu erwerben, und reich zu werden, jeder einzelne Mitfämpfer 
genöthigt wird, den andern Durch das freie Spiel der Talente 
und Kunftfertigfeiten, der Neigungen und Intereffen zu ent= 
waffnen, oder zu überliften. So fehen wir Mänufafturiften 
und Kaufleute oft nur mit fremden Gelde ihr Geſchäft fort- 
feßen, in der Fiebreihen Hoffnung, daß ihre Concurrenten vor 
ihnen ruinirt feyen, und vor ihnen dad Feld der Induftrie 
räumen werden. Es ift: nicht unfre Abfiht, den Einfluß zu 
unterfuchen, welchen die fünftlihe Richtung der politifchen Oeko— 
nomie auf die Gittlichfeit ded Volks hat; aber wir fragen, ob 
man nicht mit jeder neuen riefenmäßigen Schöpfung auch liftiger 
und graufamer wurde. Bei jedem neuen Wechſel und neuer 
Erfindung fann man auf neue Mittel, fih zu fhüßen, und 
andere zu täufchen, oder ſich zu rächen, und andere zu flürzen. 
Bei jeder neuen Entdeckung veränderte fih die Sprade, und 
die Sachen erhielten andere Namen, um fie loben oder tadeln 
zu können, Frevelthat hieß Hingebung, Befonnenheit verfchleierte 
Feigheit, und der Gefchicktefte im Fallenlegen und Entdecken 
war der DBelobtefte. Seit dieſem egoiftifhen Dichten und 
Trachten verfhwindet immer mehr dad offene treuherzige We— 
fen, und fo fehr fteigt Dad Miftrauen, daß die bündigften Er— 
Hlärungen, die furchtbarften Eidfhwüre Feinen Glauben mehr 
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finden. Dahin führt dad Streben, die bürgerliche Gefelfhaft 
in eine allgemeine Erwerbögefelfhaft zu verwandeln, und zwar 
Durch Vorfchläge und Mittel, die nur dahin gehen, den ſchon 
künſtlichen Zuftänden noch künſtlichere beizugefellen. Diefe ver 
mehren die Leidenfchaften und böfen Triebe, machen die Mehr: 
heit neuerungs= und veränderungsfüchtiger dabei anſpruchsvoller, 
genuß⸗ und vergnügungdfüchtiger, überhaupt ungenügfam, be= 
gehrlih, unmäßig, und nur zu oft auch ungeneigt und unluftig, 
Durch vermehrte Thätigfeit und angeftrengtere Arbeit die erhöhten 
und vermehrten Bedürfniffe auf eine rehtmäßige Weife zu 
befriedigen. Nichts ift einleuchtender, ald daß die Noth fo 
vieler Handwerfer und Gewerbtreibender nur eine Folge ber 
zu rafhen Entwiclung der Induftrie und der aus Diefer 
Schnelligkeit hervorgehenden Woplfeilheit ift. Sie erklärt ſich 
noch mehr durch den hinzutretenden Mangel von Capitalien 
im Einzelnen bei großem Ueberfluß derfelben an großen Orten. 
Ganz vorzüglih wahr und beachtenswerth ift, was Der badenfche 
Minifter Herr dv. Berflett bei Eröffnung der badenfchen 
Ständeverfammlung im Jahre 1827 fagte. — »Das große, 
allgemeine und ſchmerzlich gefühlte Uebel, worüber alles Flagt, 
kann vom Grunde aus nur durch die Zeit geheilt werden ; 
— ob langfamer oder fehneller, — das wird zum Theil mit 
von dem Gange abhängen, den die großen politifhen Ereig- 
niffe unfred Welttheild nehmen werden. Den entfhiedenften 
Einfluß auf diefe fchnellere oder langfamere Heilung Des Uebeld 
wird ed aber Haben, ob die Menfchen diefer Zeit fich leicht 
cder fhwer in dad Unvermeidlihe zu fügen lernen, ob fie er- 
fünftelten: und allzuhoch gefteigerten Bebürfniffen des Lebens 
mit Präftiger Selbftüberwindung zu entfagen verftehen, und zu 
‚der einfach ſchlichten Weife unfrer Väter willig zurückkehren, 
oder ob fie eigenfinnig darauf beharren werden, einen Zuftand 
feftzuhalten,, zu deffen Fortfeßung ed entſchieden an Mittel 
gebriht!« Wenn aud Fein fterblihes Auge erfehen kann, an 
welches Ziel der Weg, welchen Die europäifhe Menfchheit ein- 
gefhlagen hat, am Ende führen werde, fo ftelt ſich Dod für 

Den unbefangenen Beobachter der Erfheinungen unfrer Zeit 


fhon jezt ald Ergebnif dar, daß Die Uebel im Zuftande der 
bürgerlihen Gefelfhaft, Hingefehen auf die Gefammtheit, nicht 
gehoben, fondern vermehrt werden, indem wir ihnen nur durch 
die Macht der Kunft abzuhelfen glauben. Es ift eine durch 
die Gefhichte aller Völker beftätigte Wahrheit, daß, wie in der 
phufifhen, fo auch in der moralifhen Welt alle Erfheinungen 
fo in einander verwebt find, daß, wenn ein Theil dieſes Ge— 
webes zu fünftlih ift, um haltbar zu feyn, das Ganze von 
der Gefahr der Auflöfung bedroht if. Dem Intereffe des 
Nationalwohlftandes, fo wie der öffentlihen Macht und der 
fittlihen Fortbildung der Menfchheit Dürfte es daher nicht ent- 
fprehen, die fünftlihe Ordnimg im heutigen öfonomifhen Zus 
ftand der Völker noch fünftliher zu geftalten. Die Aufgabe 
Der Lenker Der bürgerlichen Geſellſchaft follte vielmehr Die 
feyn, aus jenem Zuftand das Künftliche möglichft zu verbannen. 
Aus dem Standpuncte der Staatäwirtbfhaftlehre 
und der monardhifhen Staatögewalt die Eiſenbah— 
nen betrachtet, find ihre Folgen fo unberechenbar, und von fo 
hoher Wichtigkeit, daß, weil ein jeder, er po. etwas im Ver— 
mögen haben, oder nicht, Durch fie freundlich oder unfreundlid 
berührt wird, fie für Die Regierungen, wie für die Negierten 
eine der wichtigften Lebenöfragen geworden find. In ihnen 
wiederholt fich der allgemeine Kampf zwifchen der alten und 
neuen Zeit. Es handelt fih dabei um nichts Geringered, ald 
um Die Aermeren in ein noch drücendered Berhältnif der 
Abhängigkeit zu bringen; und wenn auch Die Anlegung der 
Eifenbahnen, fo lange man fih damit befhäftigt, Die Folge 
haben wird, daß fie einen großen Theil der Proletarier, Arbeit 
verfhafft, und fo in Den erften Zeiten, wie eine für den Aus 
genblick der Noth der Armuth abhelfende Armenfteuer wirken 
wird, fo wird doch fpäter das Uebel der. Armuth durch Die 
Eifenbahnen nur noch vermehrt werden. Die Gewerbtreibende 
Klaffe, — die Mehrheit in allen Städten und größern Dör- 
fern — wird unter der Herrfhaft des Canalifationd = und 
Eifenbahnfyftend der verlierende Theil feyn. _ Die technifche 
Gewerböinduftrie wird beſonders in jenen Gegenden, bie von 
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dem Verkehr der Eiſenbahnen weniger berührt werden, großen 
Schaden. haben. Dem Staate aber muß mehr daran gelegen 
feyn, daß ſich Diefe Mehrheit erhalte, und ernähre, ald an der 
Anhäufung ungeheuren Reihthums bei Einzelnen, bei welcher 
fo viele Andere darben. Wenn e3 gicht geleugnet werden fann, 
Daß Die fteigende Zahl der Armen, der DBerbrecher und ber 
Falliſements faft in allen Ländern Europa’3 offenbar in weit 
größerem Verhältniß zunimmt, ald in welchem die Bevölkerung 
fi vermehrt, und Die Quellen des Reichthums reichlicher 
fließen, und daß fi diöfes Uebel gerade in den bevölfertften 
und wohlhabendften Ländern im weiteften Umfange ganz na- 
türlih darum zeige, weil die größere Maffe des Reichthums 
zuerſt die größere Ungleichheit der Vertheilung deffelben, und 
hiedurch die relative Vertheurung der nothwendigften Lebens— 
mittel und Bedürfniffe zur Folge hat, fo verdient diefe Wahr: 
nehmung für manchen deutfchen Staat eine in der Eifenbahnd- 
Angelegenheit nicht genug in’d Auge zu faffende Rückſicht. 
Sonft wurden auf Europa bei 170 Millionen Einwohnern 

nur 17 Millionen Arme gerechnet, und fo kam alfo nur auf 
10—11 derfelben 1 Armer, jezt aber kommt nad einem Auf: 
faß, den öffentlihe Blätter über dad Verhältniß der Zahl der 
Armen verfchiedener Länder und Städte mittheilen, in der 
Regel {don auf 5—6 Eimwohner 1 Armer. Braucht ed eined 
noch weitern Beweifes, um Die zunehmende Zahl der Hülfe— 
fuhenden und die Ueberladung der Armenanftalten, Zucht— 
und Befferungshäufer ald eine Folge der in allen Fächern der 
Induſtrie entftandenen allzugroßen Concurrenz Darzuftellen, fo 
werfe man einen Blick auf England. Die Noth in diefem 
Mufterlande der Mafhinen und Eifenbahnen liegt, wie der 
Herzog v. Wellington in der erften Parlamentfißung im 
Februar 1830 fagte, nur in der großen Concurrenz der Aus— 
breitung des Mafchinenwefens und Dampfgebrauhs, wodurd 
viele Arbeiter auffer Brod gefezt werden. Auch der Engländer 
Omen fagte fchon im April des Jahres 1830, nad einem, 
im März, auf eine Unterfuhung der Landesnoth in England 
an bad Parlament gemahten Antrage: »Das Elend, weldes 


—— 


jezt die Geſellſchaft niederdrückt, iſt weder Mangel an Natur>, 
noch an Kunſterzeugniſſen; das Uebel entſteht vielmehr daraus, 
daß die Menſchen, ſtatt für einander, gegen einander arbei— 
ten. Wer nur immer Kapital hat, ſucht damit zu wucern, 
und die, Die nichts als Kopf und Arme haben, müflen um's 
bloße Brod die Kraft ihres Lebens daranfetzen, ihm fo hohen 
Zins für fein Kapital zu fhaffen! — Da nun aber ein Jeder 
der VBermögenden nur eine Art von Erzeugniffen meift her- 
vorbringt und jeder andere Hervorbringer aud hohe Zinfen für 
fein Produkt verlangt, fo Friegt er doch, ift dad Kapital nicht fehr 
groß, nur wenig, um feine vielen Bedürfniffe zu befriedigen, und 
viele viele Millionen ftreben darnach, ihr ganzes Leben Tang, mit 
Sorge und Noth, ihre Genüffe zu vermehren, oder Doc fie zu 
behaupten! — Die Einführung der Mafchinen Hat die Roth | 
fehr vermehrt, und Viele haben Feine Arbeit.« Nach unläug» 
baren Prämiffen hat Rübihon nahgewiefen, daß die Ma- 
nufaftur= Unternehmungen und der Handel Englands ein eben 
fo verderblihed und gefährlihes Spiel geworden feyen, als das 
Börfenfpiel in Frankreich. Sollten nicht folgende ftatiftifche 
‚ Notizen als das lezte Reſultat des englifchen Handels eine 
warnende Tafel für alle Staaten ſeyn? 

In den zehn Jahren von 1751 bis 1760 gab ed in Eng— 
land im Durchfchnitte jährlich 525 öffentlich erflärte Falliſements; 
etwa noch einmal fo viel Banferutte kann man rechnen, wo 
fi) der Gemeinfchuldner mit feinen Gläubigern gütlich ausein— 
anderfezte, um die Foftfpielige Dazwifchenfunft der Leute vom 
Gefeß zu vermeiden. So wurden alfo damald jährlich etwa 
1600 Familien zu Grunde gerichtet, die Opfer ihrer Unvor— 
fihtigfeit nicht gerechnet. Diefes Verhältniß fleigerte fi) bis 
auf den Gipfel, daß 1818 die Gefängniffe dergeftalt von Schuld— 
nern überfüllt waren, denen nicht einmal die 20 Sous übrig 
blieben, welde nothwendig find, um fih als Fallit einfchreiben 
zu laffen, daß ein Gefeß nöthig wurde, wonach jedes Tribunal 
ihnen die Freiheit geben fünne, wenn fie 42 Tage im Gefäng- 
niffe gefeffen, und ſich aller ihrer Habe entfchlagen hätten. Die 
Zahl der Schuldner, welche während der lezten 10 Jahre auf 


diefe Art aus dem Gefängniffe etitlaffen wurden, betriig 55,864; 
die Gläubiger behalten ein Recht auf die Erbſchaften, die fie 
machen, oder auf dad Vermögen, welches ihnen fonft zuwach— 
fen fönnte. Diejenigen dagegen, welche öffentlih und auf bie 
geſetzlich vorgefihriebene Weiſe falliren, ſind für immer von 
ihren Gläubigern befreit, wie reich fie auch werden mögen; 
ihre Zahl betrug in derſelben Zeit 14,338. — Nun haben 
wir angenommen , daß bie Zahl der Fälle, wo eine gütliche 
Auseinanderfeßung folgt, die Doppelte fey, als die der öffentlich 
erklärten Falliſements, wir müffen alfo zu jener Zahl noch 28,000 
Hinzufügen, und finden daher, daß innerhalb zehn Jahren bei- 
nah 100,000 Chef von Handels - Etabliffementd3, und zwar 
größtentheild Familienväter, zu Grunde gerichtet worden find, 
und hinter jedem derfelben fteht eine lange Reihe von Leuten, 
die er feldit ruiniert hat. Gehen aber die Kaufleute in diefer 
Meife zu Grunde, wie Fann dad Land durch den Handel reich 
werden? Alle Staaten, die dem auf immer wachfende Indüftrie 
gegründeten Handeläfyfteme Folge geben, follten fi doch end: 
ih die ganz nahe liegende Fragen beantworten: Wird bei 
ſolchem Wachsthum der Produktion und Yabrifation die Con— 
fumtion in eben dem Maaße fteigen? Wogegen wird man alle 
dieſe Erzeugniffe der Induftrie austaufhen? Wer wird alle 
dieſe Producenten ernähren? Alle diefe Manufafturmwaaren 
haben mit dem Lebendunterhalte des Menfhen nichtd zu fhaffen; 
fie fönnen nur zu Kleidungsftüden, zum Haudrath oder zu 
MWerfzeugen verwendet werden; aber die Welt hatte fhon von 
diefen Manufakturen Kleidungsftücte, Hausrath und Werkzeuge. 
Das Bedürfniß fordert alfo nur, daß die Confumtion unter- 

halten, d. h. daß der Abgang jener Gegenftände erfezt werde. 
| Die Deutfhen werden wohl thun, wenn fie, ehe fie die 
von ihnen - fabrieirten Taufchgegenftände wie. die Engländer 
verzehnfachen, erft zufehen, ob ihre Confumenten geneigt und 
auch im Stande find, mit ihren Waaren daffelbe zu thun. 
Oder wollen fie nach dem Beifpiele der Engländer dasjenige 
gegen eine firirfe Quantität Zucker, oder gegen Baumwollen, 
Zndigo uf. w. in Amerika und an die Bewohner der Eolonie 
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vertaufchen, was fie durch Dampfmaſchinen vervielfältigen, und 
zu deſſen Ausfuhr fie noch Kanäle und Eifenbahnen haben zu 
müffen glauben? | 
Die unbedingte Vermehrung aller Communifationdmittel 


wird die Klagen über den Nothftand der Mehrheit vermehren, 


und Damit die Unzufriedenheit. Man Fennt Die. unruhigen 
Auftritte und große Bewegungen unter den Yabrifarbeitern. 
Man zerftörte die Mafhinen. Wie bedenflih find nicht Eifen- 
bahnen, hingefehen auf ſolche Erfahrungen, und den Hauptzweck, 
den die Urheber und Anftifter folder Aufregungen im Auge 
haben. Solche Aufwiegler aus der rohern Bolfämaffe haben ed 
am Ende doch nur auf die Beraubung der Reihern abgefehen. 
Wir haben in Deutfchlant/ folde Unrupeftifter ausrufen hören: 
»Hol’ der Teufel die Eonftitutionen und Mafchinen! Die brau— 
chen wir nicht, wir brauchen Geld, und das müffen Die Reichen 
hergeden!!« Dieß ift faftifh; wie wenn der Neid, Die Miß- 
gunft und der Haß der nothleidenden Menge bei getäufchten 
Erwartungen auch wider die Eifenbahnen anftürmen follte! 


‚Wie gefährlid könnte dann die Durchführung der Eifenbahnen 


für die reihen Unternehmer werden!! Die Demolirung fo Foft- 
barer Werke, wäre fie nicht Die beflagendwerthefte Spoliirung 
des Reichthums, ähnlich der Obfterndte der Wilden, die den 
Baum umbauen, deffen Früchte fie genießen follen?! 
Diejenigen, Die von obenherab die Pläne der Eifenbahns- 
Liebhaber. zu unterftüßen beachſichtigen, follten reiflichft erwägen, 


‚ob. nicht alle durch den Ultra - Induftrialismus hervorgerufene 
Schöpfungen neue Öefahren für den Landmann, für den Grund» 


befiß,, folglih für den Ackerbau und die Viehzucht bereiten! 
Diefe Frage, welhe, fhon an fich der Beachtung werth ift, 
darf um fo weniger in unfern Tagen mit Stilfhweigen über- 
gangen werden, ald der Hauptvortheil der Berfaffung der fon- 
ftitutionellen Monarchie immer darauf berechnet ift, daß im 
Staate ein jedes befondere Intereffe dem allgemeinen unter: 
geordnet und unterzuordnen fey, und daß bei einem Streite zwi⸗ 
fhen zwei befonderen Intereffen die Frage nur immer Die feyn 


‚Tann, ob dad Gemeinbefte dem einen, oder ob ed dem andern 
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befonbern Intereffe dad Wort fprehe, mithin Die, nur einer 
Berfhiedenheit der Meinungen über dad Allen gemeinfhafte 
liche Recht geltende Streitfrage von der Öefeßgebung immer 
nur fo zu löfen ift, daß dadurch non dem Gemeinmwefen, wie 
von den Einzelnen Die Gefahren abgewendet werden. Das 
Weſen der fonftitutionellen Monardie leidet offenbar Gefahr, 
wenn man durch zu Fünftlihe Steigerung der Induftrie das 
Grundeigenthum mit feinen damit verbundenen Rechten noch 
mehr f[hwäht und herabfezt. Wer die Geftalt und Form einer 
erblihen Monarchie ohne einen mit tüchtigem Orundeigenthum 
verfehenen Stand bewahren zu fünnen glaubt, gleicht dem 
Meifter eines Gebäudes, das in der Luft ſchwebt. Die Grund— 
lage des deutfchen Erbadels ift erfchüttert! Soll ed in Deutfch- 
land dahin fommen, daß (mie in England) auch der begüterte 
Bauernftand zufammenfhwinde? 

Die Minifter der Staaten, welde meinen, daß durd das 
Syſtem der unumſchränkten Erwerböfteiheit Die bürgerliche Ge— 
felfchaft verjüngt, und in Beziehung auf ihre materiellen In— 
tereffen auf Die lezte und höchſte Stufe der Vollkommenheit 
erhoben werben fünne, haben fie auch fhon bedacht, daf das 
für die Eifenbahnen aftienweife verwendete Nationalfapital 
ganz verloren gehen kann, wenn entweder der Ausbruch eines 
Kriegd die Zerftörung der Eifenbahnen herbeiführen, oder der 
zum Widerftand gegen die Staatögewalt der Einherrfchaft fo 
geneigte demofratifche Einfluß fie für Die Verfolgung nur feiner 
Zwecke benüßen follte! Jede Eifenbahn wird wegen ber dur 
fie, erleihterten Verbindung mit jenen Ländern, wo der Geift 
der Unruhe, der Beweglichkeit und Partheiung herrſcht, ein 
neued DBerbindungsmittel mit dem Geifte der Demofratie. 

Indem man dem neuen Zuftande der Dinge entgegenjauchzt, 
den. man fih von den »Eifenbahnen« verfpriht, huldiget man 
dem durch die Juliusrevolution herrfchend gewordenen kosmo— 
politifhen Mechanismus, und jenem demofratifchen Merfantil- 
Syſtem, welches gegen den hiftorifch entwickelten gefelfchaftlihen 
Zuftand fih wendet. Die, Staaten, die ded materiellen Vor— 
theild wegen Diefed Syſtem ſchrankenlos begünftigen, und doch 
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manches Alt-Hergebrachte fefthalten wollen, gerathen mit fich _ 
felbft in einem innern Widerſpruch, der um fo auffallender wird, 
je weniger gewiffe, in den höheren Regionen beliebte Formen 
des Mittelalterd, und die beiden auf Wiederherftelung ihrer 
bevorrechteten Stellung dringenden biftorifhen Stände, Adel 
und Geiftlichfeit, zu der nur auf materielle Intereſſen gerichte⸗ 
ten modernen Politik zu paſſen ſcheinen. 

Mir beneiden Niemand, der da meint, die Menſchheit ge— 
lange auf dem Wege der Eifenbahnen zu ihrer wahren Ver— 
eblung und Vervollkommnung; wir aber erlauben und, der 
Meinung zu bleiben, daß fie ein Mittel mehr feyn werden, um 
in Kampfe mit jeder noh im Wege flehenden hiftorifchen 
Schranke, dem durch Die ganze Zeitbildung gepflegten demo— 
fratifhen Element bid zu dem Grade den Sieg zu verfhaffen, 
wo fih das politifhe Leben im Materialidmus endigt, und, 
weil dad Weltlihe fih nicht vergeiftiget, fondern mit der zu— 
nehmenden Forderung der Egalit& der Einzelnen alles Geiftige 
zur gemeinen Weltlichkeit, in der Wirklichkeit wie in der Vor: 
ftellung degradirt, dad monardifhe Wefen, feine fittlih vor— 
herrfhende Macht, und mit diefer auch jene geiftigen Stüßen 
verliert, ohne weldhe ed den fortdauernden Kampf mit den ma— 
terialiftifhen Elementen nicht beftehen kann. 

Dem Polizeifyftem in Deutfhland und dem ganzen Paß- 
wefen droht eine Erſchütterung. War Die Fremdenpolizei fhon 
jezt nur ſchwer und ?oftfpielig zu handhaben, fo werben Die 
Eifenbahnen die Eontrole hierin zu einer Idee machen, die in 
der Unmöglichkeit ihrer Ausführung ſchwindet. Wenn hiedurch 
die demofratifhe Tendenz der heutigen europäifhen Staatd- 
wirthfchaft, d. h. jene Richtung angedeutet wird, welche, foweit 
fie fich jezt überfehen läßt, die europäifchen Staaten früher oder 
fpäter zur Demofratie führen Fünnte, fo fol zugleich auf die 
dem Organismus der Demofratie in bie Hände arbeitende 
Geldmacht, über deren gefahrlihe Eigenthümlichkeit fi jüngſt 
eine Stimme aus Köln vernehmen ließ, *) hingewiefen werben. 

+) Sn der Schrift: Ueber die Eigenthümlichfeit des Geiftes 


unferer Zeit, in Beziehung auf die fociale Macht der Geldariſto— 
fratie. Köln 183. 
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In Abfiht auf diefe haben die Regierungen alle Urfahe, den 
Beftrebungen der Geldariftofratie nicht ganz den Zügel fchießen 
zulaffen, damit nicht ſchon der Geldreichthum jenes Hebergewicht 
erlange, ſo es ihm möglih macht, ein der Monardie geführ: 
liches Vorſpiel zu wagen. 

Alles dieſes zufanmengenommen mit den fo vielen daraus 
zu ziehenden Folgerungen berechtigt mindeftens zu der Behaup- 
tung, daß die Eifenbahns-Angelegenheit in Deutſchland ald eine 
mit feiner politifhen Selbftftändigfeit nah verwandte, und mit 
der volkswirthſchaftlichen Politik des preußifhen, die große 
Mehrzahl der Ddeutfhen Bundesftaaten umfaflenden Mauth: 
vereind zufammenhängende, auch für die Militärverhältniffe des 
deutfhen Bundes nicht gleihgültige. Sache, ald eine gemein- 
fhaftlihe deutſche nad Analogie des der geiftigen Bewe— 
gung gewidmeten Art. 18 der deutfhen Bundesafte verfaffungs- 
mäßig zu berathen, und gleihförmig zu befhließen fey, um fo 
mehr, ald, wenn einer der größern Staaten, oder wenn einige 
Staaten in Deutfchland die Eifenbahnen durchführen, die übrigen 
fo lange im Nachtheil find, ald fie nicht dem WBeifpiele folgen: 
Jedenfalls verdient diefe in alle Lebensverhaͤltniſſe der Völker 
und Staaten tief eingreifende Mafregel der freieren Bewegung 
nah Auffen und Innen die höchfte VBorfiht und Prüfung. Iſt 
einmal die Bahn betreten, fo läßt fih nicht leicht wieder davon 
abgehen, denn ed lehnen fih an eine folde fo viele öffentliche, 
wie mannigfaltige Privatintereffen an, daß. man höhere Bezie— 
hungen verlejt, und den Erwerb, fo wie den Wohlftand vieler 
Taufende erfchüttert, wollte man das einmal ind Leben gerufene 
Syftem wieder aufgeben. 

Wo immer aber fih Regierungen für Eifenbahnen ent: 
ſchließen werben, fcheint ed väthlih, daß der Bau derfelben 
nicht den Privatperfonen überlaffen bleibe. Zwar ift Diefed in 
England und Nordamerika. der Fal, für Deutfhland aber 
ſtellt fi Die Errichtung, derfelben Durch Die Regierung als 
zwedmäßig dar, denn die Regierung kann nach ihrer Stellung 
am ficherften alenthalben die Bebürfniffe wahrnehmen, und 

am beften auf Die Bildung tüchtiger Beamten für Die Ausführung 
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des Werks wirken; fie ift am beften im Stande, die dazu 
nöthigen Fonds herbeizufhaffen, die fhon vorhandenen zu ver- 
wahren, und nah Vorſchrift verwenden zu laffen. Sie kann 
endlich Die gefammten Communifationdmittel in ein planmäßige3 
Syftem bringen, welches mit den möglichft Fleinen Mitteln die 
möglichſt großen Zwede erfüllt, und fo den größtmöglichen 
öfonomifhen Effekt erreiht. Diefen Zweig des öffentlichen 
Dienfted muß neben der erforderlichen Umficht, Redlichkeit und 
Sparfamfeit beherrfhen; jeder darin angeftelte Beamte muß 
den ftaatöwirthfchaftlihen Zweck feiner Arbeiten vor Augen 
haben. Dergleihen großartige Bauten nehmen für ihre Zeitung 
mannichfaltige Kenntniffe in Anſpruch, welche —— 
ſelten beſitzen. | 


Die öffentlihen Blätter haben fid in ——— der zu 
erwartenden wohlthätigen Folgen der Eiſenbahnen gleichſam 
überboten. Man hat ihren Werth nicht hoch genug anſchlagen 
können. Meines Wiſſens fehlt es aber der Literatur noch an 
einem Werke, welches dieſen Gegenſtand in Beziehung auf die 
deutſchen Zuftände ganz unbefangen und nur im Intereſſe der 
Deutfchen Nationalwohlfahrt behandelt. Ein Werk der Art, 
fih ganz frei erhaltend von der Aufregung des Augenblicks, 
würde eine höchſt willkommene Leiſtung ſeyn. 


Eiſenbahnen! Ein blendend-glänzendes Wort. Allein, 
wie ſo vieles in der Theorie richtig zu ſeyn ſcheint und den 
Meiſten gefällt, dennoch in der Erfahrung nicht zutrifft und in 
der nächſten Zukunft ſchon als ein illuſoriſches Gebild erſcheint, 
ſo möchte ſich auch hier mancher Kapitaliſt und Staatswirth 
gar ſehr irren, wenn fie ſich von der Durchführung der Eiſen— 
bahnen goldne Berge verfprehen. Möge ed den Staatöwirthen, 
Die fie nad der Lofung des Tages mit unerflärliher Haft in 
Schuß nehmen, nicht ergehen, wie jenen Wanderer, der vor 
Sorge, daß fein Fuß niht an einen Stein floße, Den Aft 
überfieht, der feinen Haupte Gefahr drohet. Ja möge die 
Gefhichte der Eifenbahnen in Deutſchland nicht kalt m mit einem 
— des Entſetzens enden. 


— 151 — 


In England erflärt man fich bereitö fehr energifh wider 
die Eifenbahnmanie. John Bull nennt fie eine Neue- 
rung, welche den gefelfhaftlihen Berhältniffen einen unnatür= 
lihen Stoß gebe, alle Verbindungen zwifhen Menſchen zerftöre, 
alle merfantilifhe Ordnung umftürze, den Marft der Haupts 
ftadt vernichte, die Provinzen ihrer Hülfsquelle beraube, das 
Leben der Menfchen gefährde, und die größten Berirrungen 
zur Folge habe. In der Unterhausfißung (am 12. Febr. 1836) 
hielt Herr D. W. Harvei eine fcharfe Rede dagegen, und 
trug auf Niederfeßung einer befonderen Committee an, welde 
jede Eingabe wegen Anlegung einer Eifenbahn zu prüfen habe, 
die innerhalb fieben englifhen Meilen von der Königlichen. 
Börfe in London audlaufe. »Die meiften Eifenbahnsprojefte,« 
bemerkte er, »welde die Hauptftadt mit entfernten Theilen des 
Landes verbinden und in London felbft auslaufen follen, haben 
nicht die Nüßlichfeit im Auge, fondern find Börfenfpetulationen, 
gewinnfüchtige Stockjobbereien. Mancher wird freilich fagen, 
feinen Unternehmen, dad auf die Anlegung von Kapital bafırt 
ſey, jolle man legislative Hinderniffe in den Weg legen; aber 
dieſes Prinzip kann zu weit getrieben werden. Offenbar ift 
Durch die wilden Plane zahllofer Unternehmer der gegenwärtige 
Grundbefiß auf vielen Seiten mit Störung und Schaden be— 
droht.« Der Redner befürchtet von ber Anlegung zu vieler 
Eifenbahnen die Aufopferung ganzer Städte (the immolation 
of whole towns). Er meint, es würden dadurd ganze 
Strafen veröden, und Perfonen und Eigenthum zu großen 
Schaden fommen. »Wo will dad hinaus?« ruft er aus. — 
Herr Erawftord flimmte ihm bei, und äufferte: Es fey 
Dringend nöthig, daß das Parlament einfchreite, um Unterneh- 
mungen zu hemmen, die, bei der ımerhörten Rivalität ber 
Eifenbahnfompagnien, das Eigenthum mit fo großem Berlufte 
bedrohten. Das Publitum werde aufd gröblihfte angeführt. 
Nach Brighton zu feyen drei Bahnen im Werke, d. h. Aktien 
Dazu zirfulirten in der Spefulantenwelt; durd die erften Ein- 
lagen kaͤmen bei jeder Kompagnie 15 bis 30,000 Pfund Ster- 
ling ein, die in die Hände der Mäfler und Ingenieurd fielen, 
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und nie zur Anlegung der Bahn ſelbſt verwendet würden. 
Auch Herr P. Thomſon (Handelsminiſter), obgleich er, um 
dem Hauſe ſelbſt nicht die Hände zu binden, die beantragte 
Committee nicht für räthlich hält, meint Doc, Daß die angeregte 
Sache die Beachtung des Parlaments im hohen Grade ver: 
diene. Auch er gedenft der widerfinnigen und lächerlihen Pro- 
jefte, die an der Tagesordnung feyen, Die Projekte der vier, 
fünf Eifenbahnen nad einem und demfelben Orte, und mit- 
unter nad Orten, wohin jezt: faum eine Landfutfhe fahre. 
»Solche Pläne, bemerft er, möchten für die Taſchen der In— 
genieurd und Börfefpefulanten recht vortheilhaft feyn, fonft aber 
für Niemand. Das Haus müffe auf irgend eine Weife ein- 
Threiten.« 

Wir glauben, daß der »deutfhe Bund« für Deutfhland 
aud den von und angedeuteten Rückſichten auch einfchreiten 
müffe, denn feine erhabene Beftimmung ift, über die allgemeis 
nen Intereffen Deutfhlands zu wachen, und zu verhindern, daß 
Die deutfchen Staaten, wie in ihren geiftigen, fo auch materiel- 
len Interefien fi nicht vereinzeln, und fo, wie 3. B. Die 
Schweiz und Die Niederlande in fi verhaufen, oder Doch wenig- 
ſtens fih nicht einfeitig ausbilden. Die Entwiclung in Staa— 
ten, durch ein allgemeined Band aneinandergefettet, muß ge: 
meinfhaftlih und gleichförmig, wie im Geifte des deutſchen 
Mauthvereins, vorſichgehen, damit dad, was der eine entwickelt, 
auf die anderen um fo leichter übergehe, Feiner dadurch nach— 
theilig berührt, fondern der eine wie der andere bald mehr 
bald minder von den Bortheilen der Fort- und Umbildung 
durchdrungen werde. \ . 

Herr P. Thomfon machte hierauf den Vorfhlag, daß 
eine Special-Committee niebergefezt werde, die im Einklange mit 
den Eifenbahn-Committee’3 die Natur Diefer fih täglich verviel: 
fältigenden Unternehmungen und die Wahrfcheinlichfeit ihres 
Erfolgs zu unterfuhen habe, »denn ed ift die Pflicht der Re— 
gierung,« fagte er, »Darauf zu fehen, Daß Dad Vermögen 
der Nation nicht unvorfidhtig verſchleudert werbe«, 
Damit erklaͤrt ſich auch Sir J. Graham einverſtanden da 
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es ſich bei dieſen Spekulationen um nicht weniger als 45 Mil. 
lionen Pfund Sterling handle. 

Soolche Diskuſſionen in England beweifen mindeftend, daß 
man im Begriffe fiehet, einzufehen, daß durch den maaßlofen 
Materialidmud, der auf Eifenbahnen vollends in dad Blaue 
hineinwirthfyaften fann, unendliche Intereſſen verlezt werden 
können. Trügen nicht geroiffe Zeichen: und Anfichten, fi immer 
mehr zufpißend, fo wird die Sache der Eifenbahnen, befonders 
ald Privatunternehmung, mit unendliher Energie vertheibigt 
werden müffen, wenn fie überhaupt nod in dem Umfange 
fiegen fol, in welchen fie gegenwärtig betrieben wird. 


Der Heraudgeber. 


VO. Band. II. Heft. 2 


‚Borfäläge für die, Berkefferüne des 
| en 


Dis jezt iſt der Stand der Adyofaten ‚in manden Staaten 
mit befonderem -Anfehen verfehen, Dagegen er in,gndern Län— 
dern der Klaffe der gewerbtreibenden Bürger beigezählt wird, 


und in Diefen Staaten. auf den Grund feines Erwerbes Steuern 


zu entrichten hat, Dafelbft aber auch in feinem Rangverhältniſſe 
zu den Staatöbeamten fteht. In denjenigen Ländern, worin 
Diefer Stand fich eines ermwünfchten Anfehend erfreut, wird die 
ausgezeichnete praftifhe Befähigung in der Rechtsanwalt: 
[haft ald die Vorbedingung zum. Eintritt in ben Stantödienft 
erfordert; man ertheilt, oder hat ihm Dafelbft während der 
Anwaltfhaft entfprechende Titel ertheilt, und laßt ihn im Um: 
gange mit höheren Ständen ehrende Theilnahme freundlich ges 
nießen. Ob bei der einen oder andern Anfiht dad allgemeine 
Befte gewinne? dad fol hier unerörtert und einer eigenen Be— 
leuchtung vorbehalten bleiben. Immer wird die Erfahrung 
die zuverläßigften Refultate darüber darbieten, fobald man 
fie nur auch kennen und beachten will. Die Frage jedoch: welches 
Mittel würde Die Advofaten fo fehr fatiöfaciren, weniger ala 
biäher, Die Prozeßfuht zu unterftüßen und zu vergrößern, 
fo wie gewerbeartig zu treiben, daß ed als fouveräned Mittel 
befunden und hinreichend erprobt würde? foll hier neben eini— 
gen Worten über Aufficht bei den Gerichten, dann ihre Ver— 
befferung in bündiger Kürze zur Sprache fommen. - Will man 
nun hiebei planmäßig verfahren, fo wird wohl zuerft auszu⸗ 


‚mitteln feyn: warum find oft die Advofaten die Werkführer 


der fo gefährlihen und ſchädlichen Prozeffuht? Ed wird nicht 
{wer halten ‚, die Gründe hierüber aufzufinden, Denn ed find 
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imverfennbar folgende, nämlih a) die Gelegenheit, aus 
vorhandenen ‘mehr oder weniger mangelhaften Prozeforb: 
nungen , welche dem genannten Uebel ebenſo fehr zu flatten 
kommen, ald Die ebendaher hervorgegangenen vielen modifizi- 
renden und derogirenden Novellen in: Gefeßgebungen , mit- 
unter auch Die nicht mit der genügenden Energie und Confequenz 
gefhehener Handhabung (Vollzug) promter Quftizpflege 
von ber oberſten bis zur unterften, ober in einer ober zwei 
diefer Inftanzen; dann b) Mangel an eigenem Vermögen 
der Rechtsanwaͤlte, die Fürforge derſelben für ihre Familien, 
und. bisweilen auch Debitweſen bei ihnen, folglih Nahrungs- 
forgen, die drüdendften aller Sorgen, befonderd in Gegenden, 
wo die Elienten arm und hülflos find, ferner Untüchtigkeit 
zur Anmwaltfhaft, fowohl intellettuelle, phufifche, wie moralifche, 
53. nicht entfpredhende Kenntniffe und Beurtheilungdvermögen, 
chroniſche Krankheiten, organifches Leiden, Geiz, Verſchwendung, 
ftreitfüchtigen Charakter, Rahfucht, heftiged Temperament und 
dergl. Wil man alle Diefe Uebel und zugleich ihre- unzählbe- 
rin Folgen entfernen, biefem Krebfe großen Unglücks fteuern, 
fo wird es nur durch ein Gegengift wider den Eigennuß 
der Advokaten hauptſächlich gefchehen Fünnen. Offenbar ift 
befonder3 im Advofatenftande Eigennuß die gefährlichſte Klippe, 
an: welcher fo vieled Gute unterliegt oder ftrandet; *) obgleich 
ed nicht an Beifpielen mangelt, fehr achtungswerthe Männer 
auch aus Diefer Klaffe aufzufinden. Das erwähnte Gegengift, 
weil ed doch einmal fo genannt wurde, darf jedoch nicht 


*) Für fle dürfte daher das altdeutfche Verschen nody heutiges 
Tags oft anwendbar gefunden werden: 
„O ihr Anwälte! ſeyd biebre grabe Leute, 
„Sezt doch Eigennug und Leidenfhaft bei Seite, 
„Sonft tommt plöslih Meifter Hämmerleim, 
„Und wirft: euch in's Höllenkämmerlein.“ 
Andread Mynfing. 


‚Sn Inſtruktionen, welche Advofaten zu beihwören hätten, und 
welche ihnen einzuhändigen wären, dann in alle ihre moralifchen 
Gefühle, fo wie an die Thüren ihrer Arbeitögimmer * dieſes 


Kernfprüchlein bemerkbar gemacht werden. J 
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gefährlich wirken Fönnen, fondern ed muß won ber Art 
belebend feyn, daß ed von felbft den Auswüchſen und Mif- 
bräuchen der Rechtsanwälte dermaßen Widerftand: leiſtet, daß 
fie in den Hinderniffen fogar Entfhädigung finden, ‚mithin 
eine Lage, welde nicht nur und hauptſächlich Andere (die 
Parteien), fondern aud fie (die Anwälte) BR und nüßs 
lih befriedigt. 

Die ohnehin gefeßlih verpönte quotam litis wegen Obfieg 
gefrönter Vertheidigung, vertheidigen zu wollen, würde wohl 
Niemand gut heißen, weil hiedurd der Zweck, die Prozeßſucht 
zu entfernen, wenigftend zu vermindern, nicht nur nicht erreicht, 
fondern durchaus verfehlt würde. Und dem ungeadtet ift man 
hier der Ueberzeugung, der quotse litis gegenüber eine Zeindin 
oder Gegnerin zu poftiren, welche ihr gewachſen ift, und die fi) 
ftatt ihrer Hinterliftigen und verborgenen Eriftenz öffentlih in 
Beſitz feßen, und wenn folder erft geſetzlich zugeftanden, "hierauf 
Diefen Befikftand, fo neu, und wo er aud wäre, mit allge: 
meiner Zufriedenheit behaupten dürfte. Unter dieſer Angabe 
wird hier nichtd andered verftanden, als geſetzlich zu beftimmen: 

Daß jede Partei eined noch nicht, oder auch fhon anhaͤn⸗ 
gigen Prozeffed, in eventum, daß der Rechtsanwalt. ihre An- 
gelegenheit binnen Jahresfriſt zum Vergleiche bringe, ein 
. premium transactionis sive pacis, demfelben gerichtlich und 
auffergerihtlih, lezteres in Gegenwart von Zeugen, zufichern 
könne, weldes gewiffe Prozente oder eine gefeßlich im maximo 
zu beftimmende quotam objecti erreichen dürfe. 

‚Diefed Mittel, Irrthum vorbehalten, nod nirgends 
vorgefhlagen, und noch weniger angewendet, Fünnte vielleicht (?) 
vom glänzendften Erfolge begleitet feyn, denn a) würde ed hin 
dern, in fraudem legis Verträge hinter dem Rüden des 
Richters abzuſchließen, und zu vollführen, welche geeignet find, 
unter fi die quotam litis zu verbergen, oder die Schranfen 
Dagegen zu umgehen, indem foldes unter andern Benennungen 
zu gefhehen pflegt, z. B. sub titulo: preemium victorie, 
donatio inter vivos etc. Dadurch würde, ohne es hindern 
zu können, was die quota litis wirklich ift, und wodurch Die 
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nun zwifchen beiden Rechtsanwälten ein Wetteifer darüber 
entftehen, wer. dem andern den Vorrang abgewinnt, oder den 
Vortreffer ſich zu verfchaffen weiß, mithin dad Pramium er- 
wirbt, und c) würden beide Rechtsanwälte ohne Zeitverluft 
mit ungleich weniger Koften für Literatur, Schreiberperfonale, 
Schreibmaterialen, Gängen, Zeitaufwand, Reifen: und Anftren= 
gungen,. dieſe Annehmlichkeiten und Bequemlichfeiten namentlich) 
in höhern Jahren fih gerne zueignen, und dadurch weniger 
Arbeitiund Mühe, fo wie mehrere Prozeſſe und Geſchäfte, 
als bisher, zufriedener beforgen fünnen. Sie würden ſich 
aber auch d) bei dem Publitum mehr Achtung und Vertrauen 
erwerben, ſich und der eigenen Familie nüßen, aud dadurch 
höhere Anfprühe auf Staatödienfte begründen, im Staatödienfte 
felbft aber dürfte auf Diefe-Weife für beffere Juftizpflege ein 
neuer, noch nie gefehener Komet aufgehen. Weil aber fein 
Licht ohne Schatten, mithin nod niemald ein Komet erfhienen 
ift, Der nicht auch von den Afteonomen mit mehr oder weniger 
Schatten, felbft bei dem freundlihften und wohlthätigiten Son- 
nenfcheine. in den höchften Regionen erfannt worden wäre; fo 
werden auch wider diefen Vorſchlag Einwürfe gefchehen, welche 
die. Schattenfeite deſſelben ald größer und mehr ins Dunkel 
hüllend erflären, ald dad Gute, weldes ſich dabei allmählig 
entwickeln könnte, darzuftellen fich beftreben werden. Man 
wird nämlih äuffern, daß Rabuliften und Chicaneurs, in 
fo weit ed ihnen entfpriht, Vergleiche niemal3 beabfichtigen, 
und. auch nicht eingehen werden, ja man wird entgegnen, daß 
fogar, und zwar nicht felten Richter und andere Geridtöper- 
fonen, infonderheit wenn fie zu ihrem Gehalte Sportel - Emo- 
lumente ald Befoldungdratem beziehen, der Sache ded Vergleich 
nicht zugethan find; ‚allein bei ‚allen hieraus möglichen und 
menfhlihen Shwachheiten und Verirrungen bleibt demungeachtet 
das wirklich Gute ald Wahrheit in dieſem Vorſchlage ewig und: 
unfterblih, und die verfhiedenften Nüancen und Mobdiffationen 
laffen bei der Anwendung auch die Ausführung zu einem ges 
lungenen Erfolge gedeihen. Es wird hiebei jedoch nicht: 


J 


umgangen werben, neben dergleichen Beſtimmungen noch andere 
hinzuzufügen, wenn der große Wurf auch wirklich gelingen ſoll. 
Das Weſentliche, was unter dieſe Rubrik gehört, dürfte daher 
ſeyn, dafür mit Umſicht und Gewiſſenhaftigkeit zu ſorgen, daß 
eine nicht zu hohe Tar: und Gebühren-Ordnung für Die Rechts— 
anmälte unaufhaltfam da, wo eine Dergleihen noch mangelt, 
für Jedermanns Wiffen öffentlih befannt werde. Diefe Ges 
bührenordnung follte aber auch im Lande der Geiftlihfeit von 
Zeit zu Zeit, etwa von 5 zu 5 Jahren gebrudt mitgetheilt 
werden, um bei Gelegenheiten Die gemeinen Leute daraus. zu 
> belehren und zu verfländigen. Die Gebührenordnung der Ad- 
vofaten, wenn fie zweckmaͤßig wirfen follte, hätte nachſtehende 
Vorzüge in fih zu enthalten: a) Vollftändigkeit, mithin ‚auf 
fämmtlihe Gefchäfte und Vorkommenheiten bei Advokaten ſich 
zu erſtrecken, ferner: b) nicht zu hoch in den einzelnen An- 
fäßen; ferner aus menfchenfreundlihem Wohlwollen befondere 
Beftimmungen binfihtlid armer hülflofer Clienten, verlaffener 
Witwen und Waifen, mit Berückſichtigung der Ausländer 
wegen Vorſchüſſen, infoweit fie abfolut erforberlih find, def: 
gleihen ©) Geftattung Der Klagen im ſummariſchen Rechtswege 
wider die Elienten, längftend binnen Jahreszeit unter Strafe 
des Verluſtes aller Anſprüche gegen: inzwifchen Verftorbene ‚und 
ihre noch unbefannte Erben, fo. wie gegen folde, welche fidy 
pflihtmäßig zu Kriegäheeren zu begeben hatten, allein ausge— 
nommen, und mit milder Rüdficht auf Die binnen diefer Jah— 
reöfrift Darniederliegenden und Fran? gewworbenen Elienten. : Jede 
Selbſthülfe der Advofaten wegen Elienten: müßte mit ‚eigenen 
Strafen bedroht feyn. Auch müßten d) ſämmtliche Gebühren 
Anſätze (Pofitionen) der Anwälte vor ihrer Einforderung rich— 
terlich revidirt, gefeßlih ermäßigt, und darüber, daß dieſes ge= 
fhehen fey, von den Gerichten, bei welchen Die Prozeffe oder 
Vertragdgegenftände beforgt werden, die Unterzeihnung der 
fhriftlihen Gebühren = Berzeihniffe von Advokaten, Iegalifirend 
geſchehen ſeyn; deßhalb müßten e) wider. aud gefliffentlihen Vor⸗ 
füßen oder aus offenbar zu Schulden gefommener Nachläffigkeit, 
von den Anwälten begangene Bergehungen und Ueberfchreitungen 
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auf de genau zu ERROR te senpechei —— 
a — ze 
Damit bie —— ben Anwalen unter Wie or vele 
senden Rubrtiken die Strafgeldet nicht zu erſetzen in Gefaht 
gerathen fönnen, and Damit die Anwäͤlte diefe Strafe felbft 
mehr fürdten, folglich mit Aufmerkſamkeit vermeiden, ſo dürfte 
es ſehr zutraͤglich für das allgemeine Beſte ſeyn, zu verord⸗ 
nen: daß dieſe Strafen nicht in Geld beſtehen Hg ſondern 
nach gewiſſen Graden in mündlichen und ſchriftlichen Verweiſen 
vurch Bekanntmachung an beide Parteien und zur Nach— 
richt an die andern Advokaten, auch Rügen darüber, zuerſt 
vhne Benennung, bei Wiederholungen oder zu gtoben Ber⸗ 
letzungen mit Angabe des Naiens vom Anwalt," in bffent⸗ 
lichen Blättern; Arreſtſtrafen in ſtrengern - und‘’ gemilderten 
Berhaͤlmiſſen, immer aber mit Humanität wegen Lebensälter, 
Geſundheit und häuslichenGlücks, endlich aber, went alle 
Mittel fruchtlos geblieben Find, Suſpenſibvn auf kürzere 'obek 
längere Zeit, Verſetzung des Anwalts unter die Wachſamkeit 
eines in loco- vorhandenen‘ Spruchcollegiums an einem etwas 
entfernten Orte, und zulezt Vetluſt der Anwaltſchaft. Da, 
wo Anwäãlte wegen Frivolität, die offenbar vorliegt, zur Ent- 
ſchaͤdigung ihrer Parteien veruetheilt werden, Tollten: fie billig 
auch, wenn wegen Freivolität auf Succumbenz = ‚Geldfträfe 
der. Parteien erfannt Wird, in dieſe Verurtheilt werden. Es 
würde dadurch der Schuldige beftraft, nicht, wie es gefchieht, 
in jeder Sache in lezter Inftang dem unterliegenden Theile 
die Succumbenz « Geldftrafe -aufgebürdet. Oft wiflen weder 
Richter und Anwälte mit Beftimmtheit, wer in jure et 
facto Recht hat, und. deßhalb follten die &uccumbenz- 
Geldftrafen  Iediglich bei: offenbarer Frivolität ben Anwäl— 
ten auferlegt werden. Anonyme Anwälte ‚oder fogenannte 
MWinfel- Agenten und Advokaten follten, fobald fie befannt 
und gerichtlich überwiefen würden, ohne Nachſicht gefänglid) 
(mit Arreſt) beftraft werden. Eben defhalb müßten Die Ric: 
ter jede Anwaltſchaft, die perſönlich von Winkelanwälten 


‚wollte geleiftet werben, ‚fogleich von ber Schwelle, des Gerichts 
zurücweifen, fohriftlih verfaßte und von recipirten Anwälten 
nicht unterzeichnete Eingaben aber niht annehmen. Dafür 
follte fogar dad Perfonale jedes Gerichts in solidum verant- 
wortlich erflärt werben. Dagegen werbe aber auch bem BBer- 
dienſte feine Krone zu Theil, dermaßen, daß unaudgefezt 
audgezeichnete und gewiffenhafte thätige, fo mie recipirte recht⸗ 
mäßige Anwälte zwar vom Staate Feine Geldbelohnung, allein 
doc; jede andere Auszeihnung ihrer Leiftungen erhalten kön— 
nen und erhalten, Die fie. verdienen, und welche bei gleicher 
Auszeihuung würdigen Staatödienern zu Theil wird, wie 
3. B. in der. preußifhen Monardie. Wenn dad im jeßigen 
Zeitalter fo gewöhnlide, wie beliebte Schlagwort Emancipa- 
tion bei Anwälten ebenfalld follte anwendbar gemadht werden, 
fo wolle es ‚auf eben erwaͤhnte Weife für Die Wohlfahrt. 
Aller geſchehen. Damit, aber, aud die bezweckte Anwendung 
gefchehen könne, fo wäre, ed noch fehr wünſchenswerth, daß 
bei jedem Gerichte, und wäre es noch fo klein, Qualififationd- 
bücher. über die Rechtsanwälte aufbewahrt würden, in welde 
von Dirigenten des Gerichts dad Verhalten der Anwälte mit 
Bezeihnung einzelner Fälle und Erläuterungen, wo und wie 
fi) alles ergeben habe,. eingefchrieben werden müßte. Die 
Rubriken dafür hätte das Juftizminifterium nah vorherigen 
Berichtserſtattungen der Obergerichte zu, beftimmen. Dieſe 
Bücher wären zwar in einen ſtets verfchloffenen Locale des 
Gerichts „gefondert zu halten, müßten aber, auf Verlangen, 
Jedermann, felbft den Anwälten zur. Einfiht und als Die 
befte Controlle wider. die buchführenden Dirigenten vorgelegt 
werden, und zwar bei Vermeidung angemeffener Strafen für 
Leztere. Die Verordnungen hierüber follten auf ftarfed Pa- 
pier mit großen  2ettern :und guter, Drucderfhwärge in Ger 
ſchäfts zimmmern fümmtlicher Gerichte, Gemeinden, Redtö» 
Anwälte und Notarien .angeheftet, an: Pappendedel unter 
Gitter der Verlegung entzogen, dem. allgemeinen Wiflen aber 
ſtets kundbar gegeben. werben. „Ueber dieſe Qualificationen 
hätten auch ſämmtliche Gerichte von 6 zu 6 Monaten Tabellen 


an Die vorgefezten Obgerichte und Diefe ‚hierauf an das 
SZuftizminifterium einzufenden. Durch nod mehr zu. vervollftän- 
Digende und nad, den. partifularen. Landesgeſetzen zu, verbef- 
fernde Anwendung vorftehender einfacher. Mittel würden, gewiß 
bald aller Orten, beſonders da, wo vor der erften Inſtanz 
das Friedensgericht *), Öber wenigſtens bei dem gewöhnlichen 
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*) Die Friedendgerichte in Dänemarf vergleichen befanntlidy 
% der. Procefie, find folglic mit ihrem Organidm nad Berhälts 
niß jeder befondern Landeöverfaffung den franzöfifchen Fries 
denögerichten, die nur %, ber Proceffe vergleichen, vorzuziehen. 
Beide Poften aber niht wenig ber Gefammtheit der Staatde 
einwohher. Borzüglider beweidt fih im Leben die wenig 
beobachtete und noch weniger gefannte Methode der Schweiger. 
Jede Partei wendet fih, bevor fie zu Gerichte geht, an ihre 
beften $reunde, welche fie bat, die auh nicht Advokaten find, 
Diefe, Freunde beider Parteien feßen ſich hierauf in Verbin 
dung, laden nun beide Parteien an einem britten Orte zu einem 
freundlihen Mahle bei Brod und Wein ein, davon beide Pateien 
zu gleihen Theilen die Koften zahlen, feben fich bei diefem Wtahle 
miteinander: brüderlich zufammen, und verſuchen Vergleiche zu 
ſtiften. Jeder von allen ißt vom nämliden Brode, und 
alle trinken aus Einem Becher, dem Kelche der Verföhnung (wie 
praftifh und herzlich fhön!).. Wer erinnert fidy hiebei nicht an 
die Kuchen, welde bei Vermählungen ber Römer von den zu 
vermählenden Perfonen genoffen wurden, wer fühlt ſich hiedurch 
nicht geftärft für das noch erhabnere Liebesmahl des Heilands, 
für Ausföhnung x. Alfo aud) fo werden in der Schweiz durch 
dieſes gemeinfhaftlidhe Mahl die feindlid) gewordenen Mens 
fchen bei demfelben Brod und Wein einander gehei— 
ligte Perſonen, oft legt fich dafelbft und dadurch Leidenſchaft 
und Gelbftfucht, oder wird verſcheucht. Diefe biedern Schweizer 
geben fid) nachher frieblicdy die Hände, und Gotted Friede, ber 
reinfte, welcher die Menfchen befeelen fann, hat fie als Brüder 
mit einander ausgeföhnt. Wie lehrreih! aber auch wie bald, 
wenn man will, ald zur Anwendung möglid ‚geeignet; denn 
amicabilis compositio fol. aud in Gerichten vorherrſchen, aud) die 
Richter ſollen ald chriſtliche Richter vorzüglich edel ſich beweifen für 
den lieben Frieden. Haben in unfern Zeiten priviligirte Stände 
Aufträgal= Gerichtd = Inftanzen, warum follen die auch freien 
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ofdentfichen Richter erfter Inftanz der öffentliche erfte Ver— 
ſuch ‚zur "Güte vor dem Proceßverfahren in usn waͤre, ver⸗ 
möge genannter Maaßregeln viele heilfame Folgen fihtbar, 
und alfo auch fühlbar werden. Man würde fogar dermaßen 
die Richter ſelbſt mehr in den’ Stand feßen, in erften münd- 
lihen Verfahren Vergleiche eher zu bewirken, als die Parteien 
nah Anwälten fi umzufehen genöthigt wären. Diefe Hülfe 
für die Parteien würde fih auch in Fülle vermehren, wenn 
unvermuthet und in jedem Jahre wenigftend zweimal, 
und. jebeömal von andern Kommiffären aus den Obergerid- 
ten, welche der Präfident, ohne daß weder fie, noch ſonſt 
Jemand ed vorher erfahren dürfte, ſchnell beorderte, und 
j ogleich abſendete, die Untergerichte viſit tirt würden. Bei 
biefem Verfahren müßte Jedermann 'mit Beſchwerden wider 
das Gerichts-Perſonale an öffentlicher Stätte, nur nit: in 
der Gerichts-Lokalitäͤt, z. B. im Gemeinde- oder ſogenannten 
Rathhauſe oder in einem dom Staatöbeamten nicht bewohn- 
ten. landesfürſtlichen oder guͤtsherrſchaftlichen ‚Gebäude, oder 
Scloffe, „wenigftend ſummariſch über die. richterlihe Perfon, 
ohne Recht oder. Unreht-zu beurtheilen, angehört werben. 

Durch diefe Maaßregeln an Anwälten ꝛc., welche nicht 
ferner, wie man zu ſagen pflegt, die Parteien am Narren⸗ 
feil *) herumführen könnten, möchte allerdings des Guten 
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Mitmenſchen, die nicht hoch ſtehen, in der Ebene ſich nicht min⸗ 
der des Vortheils brüderlicher Ausſöhnung, ohne die ordentlichen 
Gerichtd = Inftanzen mit mühſelig verdientem Gelde erſt anzugeben, 
nicht auch erfreuen? _. 

*), Ein Advokat, weldyer ohnlängft zu Kolmar im ehmalis 
gen Elfaffe verftorben ift, -verntachte in ſeinem Teſtamente dem 
dortigen Rarrenhaufe 100,000 Franken mit den beigefügten Wor: 
ten: „ich habe fie von Solchen gewonnen, welche ihr ganzes Le— 
ben mit Proceffiren hinbrachten, alſo iſt mein Legat nur ein Zu: 
rücgeben. (©. Augsburger Poftzeitung v. 38. Oftbr. 1835. ©.4. 
Ein Pfaffe gibt Feine Opfer zurüd, dad Gefagte that aber ein 
Advokat. Wie ehrlich! Redit unde venis laute die Grabfchrift 
des alſo ausgezeichneten Anwalts. 


Br 
auch meh rn. gefiftet:, werden, und es dürfte ſich zugleich ar⸗ 
proben laſſen, ob Die, bisherige Rechtspflege nicht noch in. ſich 
Mittel und Vorzüge vor der öffentlichen beſitze, zu welcher 
Leztern man nicht in allen Staaten geneigt, und villa 
noch gar lange nicht an bad rechte Ziel gelangt ift. 

Soll übrigend der Advokatenſtand in Deutfhland * 
gleichmaͤßige Reform und Einrichtung erhalten, die unſerm 
Kulturſtand und dem Zweck der Rechtspflegeſicherung ber 
Staatsgenoſſen gegen alle Beeinträhtigung durch unterlaſſene 
Erfüllung von Verpflichtungen — entſpricht; ſo müſſen auch 
alle deutſchen Regierungen mit vereinten Kraͤften die Abfaſſung 
eines, der Willkühr der einzelnen Regierungen entzogenen, 
für Deutſchland paſſenden Geſetzbuchs zu bewirken ſuchen, eines 
Geſetzbuches, das nicht in einem ſelbſt von den Eingeweihten 
unüberſehbaren Chaos von Geſetzen beſtehet, ſondern ſeine 
Beſtimmungen klar, unzweideutig und erſchöpfend aufſtellt. 
Weil wir dieſes nicht haben, und unſere altdeutſchen Geſetz— 
bücher, die überall Spuren alter Rohheit und. Kurzſichtigkeit 
on fih tragen,. den Bebürfniffen unferer Zeit eben fo’ wenig 
entfprechen, wald die. recipirten. fremden Gefeßbücher, — das 
tanonifche und: römifhe — fo ift unfer ganzes Recht ein. end« 
loſer Wuft einander widerftreitender, vernichtender bundſchecki⸗ 
ger Beflimmungen, ganz, dazu geartet, den rechtfuchenden 
Deutfhen fortwährend in der größten Ungewißheit zu laſſen. 
Sucht er nach einer Aufklärung, fo ift er an Die Juriſten, 
an die Richter und Advokaten gewiefen, die aber oft felbft 
nicht wiſſen, welches Gefeß, im Fall des Streited, vom Geg- 
ner für fih geltend gemacht werden würde. Daher aud die 
Erfahrung, daß mander Advofat nur darum Die. Rechtäkno- 
ten. fhürzet, um fie nachher auf Koften feined Elienten löſen 
zu tönnen; daher die Erfahrung,. daß in der Regel, bei 
förmlichen Rechtsſtreitigkeiten, nah Iangjährigennbeiderfeitigen 
Berdruß und Koftenaufwand, Derjenige ald Sieger: auftritt, 
deſſen Advokat der gewandtefle Stteiter war, di bu der bei 
der großen räthfelhaften Rechtsmaſſe durch Scharffinn und 
Eombinationsgabe dad Glück hatte, bie Wichter. der lezten 


Inſtanz für feine Varianten und Eomjefturen zw gewinnen. 
Eine ſolche Gefeßfunde und Rechtögelehrfämfeit kann für das , 
bürgerliche Weſen den wahren ächten juriftifhen Sinn nicht 
beleben, fie tödtet denſelben, ftört taufendfältig die friedliche 
Sicherheit ded Bürgers und füllt nur gelehrten Advokaten die 
Tafchen. Aber das Bürgerglüc will weniger gelehrte Advo- 
Taten,-ald einfache Gefeße ohne Dunkelheiten, Inconfequenzen, 
Unbeftimmtheiten und naturwidrige Beftimmungen. So lange 
diefe in Deutfihland fortdauern, wird auch die deutfche Rechts⸗ 
pflege weit hinter der geiftigen und gefelfchaftlihen Entwicklung 
zurücbleiben; man wird die Zahl der Advokaten zunehmen 
fehen, nur nicht die Zahl derjenigen, denen ed möglich iſt, 
fih jene Redtöfenntniffe zu erwerben, die ed ihnen bei ihrem 
fhon natürlihen Rechts- und Ehrgefühl möglid macht, das 
Dertrauen der Betheiligten in Die Gefeßmäßigfeit und Unpar- 
theilichfeit der gerichtlihen Entfheidungen zu gewinnen, und 
fi durch leichte und wohlverftandene Geltendmachung der 
Rechte ihrer verlegten Clienten zu verherrlichen. 

Bei diefer Gattung der Leute vom Recht und Grfeb, 
wird der ‚Zweck der Civilgerichte nicht mehr gefährdet feyn, 
und: mit ber oft muthwilligen Streitfucht wird auch jene Sucht 
‚abnehmen, fi ungerechteds Gut durch die ſchlaue Benüßung 
von Mängeln in den Gefeßbühern und in dem gerichtlichen 
Derfahren zu erwerben. Diefe Sucht wird durd Entfernung 
jener Mängel und durch die zweckmäßige Organifation: bes 
Advokatenſtandes entfernt. 

‚Diefe Organifation ift eine der unabweisbaren Sorberun- 
gen an die Regierungen, die es fonft zu verantworten haben, 
wenn ihre unter den Schuß des Staated geftellten Unterthanen 
häufig, wie «3. jezt gefchieht, auf die Verfolgung ſelbſt ihres 
klarſten Rechtes verzichten, und aus Furcht vor den Koften 
und. Umtrieben. der Abwofaten lieber den größten und rechts— 
widrigften Anmaßungen nachgeben. Um fo dringender aud 
ftelt - ſich dad Bedürfniß einer beffern Organifation dieſes 
Standes dar; ald damit Die Bildungsweife der Rid: 
ter auf. dad engfte verfnüpft ift. Ald Gehülfen von Anwälten 
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finden die Richter ihre erften praftifhen Vorübungen, und 


ed ift eine anerfannte Sache, daß der. Stand der. Anwälte 


die befte Gelegenheit darbietet zu der. möglichſt nahen und leb- 
haften Anfhauung des bürgerlihen Lebens in feinen fittlichen, 
politifhen und gewerblihen Beziehungen. . Ohne Diefe kann 
fih dad Talent eines Richters im Sinne: der ‚bürgerlihen 
Verhältniffe und der Grundlagen ‚der Gefeße nicht entwicklen, 
und chne fie wird fih auch jener praftifhe Blick in ‘bie 
Triebfedern der menfhlihen Handlungen und in die Folgen 
der. gerihtlihen Erkenntniſſe nicht ausbilden, welcher ein wefent« 
liches Erforderniß ded Richters if. Erbliden daher mit Recht 
die meiften Staaten in den Gefhäftöfälen der Advokaten jene 
Borfhulen für die Qualififation, theild zur Advofatur, theils 
zu richterlihen Funktionen, fo liegt aud darin für fie Die 
pflichtgemäßefte Nöthigung, dieſe Vorſchule fo einzurichten, 
Daß daraus Männer hervorgehen, in deren Kopf und Ge 
müth dad Recht Iebendig wohnt, Die dem Juſtizdienſte Ehre 
‘machen und den Zwed der Rechtspflege zu erreichen wiffen. 
Viel und Großes. ift hierin in. einzelnen Staaten bereits 
gethan; Mehr und Größeres bleibt no zu thun übrig, Wir 
befitgen über diefen Gegenftand trefflihes Material, was ge= 
lehrte Rechtöfreunde, theoretifch wie praftifh gebildet, in ihren 
Schriften niedergelegt haben, und binreihenden Stoff zum 
großen Werk der Legiölation darüber darbietet. Ueber die 
befferen. in dieſes Fach einfhlagende Vorarbeiten geben wir 
folgende Ueberfigt: | 


Projekt einer. auf Deffentlichfeit und Mündlichkeit der Rechts⸗ 
pflege berechneten Advokaten-Ordnung. (1828.) EN 
bei Schörner. 

Ueber die Fünftige Stellung des Aboofaten-Gtanbs; 

(Im Archiv für civiliſtiſche Praxis; herausgegeben v. Dr. J. 

€. Gensler, Dr. C. J. A. Mittermaier, Dr. €. 
W. Schweizer. 1832. 15r Bd. ©. 138. 277 u. 303.) 

Neue Reform des Advofatenftandes im Königreiche De 
nover: (Ebendafelbft. S. 222 u. f.) 
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: Von''den Irrihum der Advofaten, in Beziehung auf 
—— faktiſchẽ Umſtände, und der Verbeſſerung ſolcher 
Unrichtigkeiten: (Ebendaſelbſt, 1820 3r Bd. ©. 101 u. f.) 
Vorſchlag zu einer Advofaten- Ordnung; (im Archiv für Rechts⸗ 
"pflege und Geſetzgebung im Großherzogthum Baden; heraus: 

- gegeben "von Dr. I. ©. Duttlinger, Freiherr ©. v. 
Weiler und J. v. Kettenadcer. 1832. 2r 00. ©. 196 
nifolg) — 

— einer ori für die Abvotaten im — 
thume Oldenburg, die Führung eines Inſtruktions-Proto— 
kolls über die einzelnen Proceffe betreffend; (in den jurtflis 
"fchen Beobachtungen und Rehtöfällen, größtentheild in Der 
» Göttingifhen uriften= Fakultät und in der königl. Juſtiz— 
» Kanzlei zu Hannover, gefammelt von Dr. Günther Hein- 

rich v. Berg. 1806. Ir Th. ©. 259 u. folg.) 

Mitteilungen über den neuen Abvofaten- Verein in London; 
(in der Pritifchen Zeitfhrift für Rechtswiſſenſchaft und Ges 
fetgebung; herauögegeben von Mittermaier und Zacha— 

riä. 1829. 17 Bd. S. 342. u. folg). 

Ueber den Advofätenftand in Frankreich, und über die Tren= 
nung’ des Amts der Advokaten von Dem der "Anwälte. 
Ebendaſelbſt 1830. 2r Bd. ©. 262 u: folg) 

Ueber den Advokatenſtand in England. Ebend aſelbſt 1833. 
Sr Bd. ©. 90 u. folg.) 

Ueber bie franzöfi ifhe Tar- Ordnung, in Beziehung, auf Advo⸗ 
katen. (Ebendaſelbſt 1833. 5r Bd. ©. 462 u. folg.) 

Bon dem Advofatenftande überhaupt, der Würde ded Advo- 

“taten, den Pflichten ded Staats gegen felbige, fo wie von 
den Pflichten derfelben gegen den Staat; (in der Erläute- 
rung verfchiedener Materien des bürgerlihen Rechts, fo wie 

Bekanntmachung mit Handlungen der willführlihen Gerichts⸗ 
- barkeit für Perfonen, welche der Rechte untandig fi find, von 
Hellfeld.: 1828. ©. 89 u. folg.) 

Betrachtungen über Advokaten, wie ſie ſeyn ſollen, das Ho⸗ 

norar derſelben, vornehmlich in eigenen Sachen, und von 
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dem Irrthume Der Advokaten; (in ‚Audhente, von Nachſor⸗ 
ſchungen über verſchiedene Rechtsmaiterien. Sidſaman 1827. 
2r Theil. Abth. 6.) 

Einige Worte über den Advofaten- Eid, mit Rücfict — eine 
zur; Anwendung. gefommene Berpflihtungsformel vom Sep: 
tember 1830; (im vorhin erwähnten Archiv für Rechtspflege 
und Geſetzgebung im Großherzogthum Baden m. ſ. w. 
1832. 2r Bd. ©. 144 u. folge.) 

Audzlige aus den reglementarifchen Vorſchriften des badiſhen 

Oberhofgerichts für ſeine Sachwalter, bis zum Jahre 1822 
einſchließlich, (in den Jahrbüchern des großherzogl. badiſch. 
Oberhof-Gerichts zu Mannheim geſammelt, und, mit Ge: 

- nehmigung des großherzoglihen oberften Juſtiz-Departe— 
‚mentd; herauögegeben von Staatsrath v. Hohnhorft, 
Kanzler des Oberhof: Gerichts. 1825. 3r Bd. ©. 101—134,) 

Ueber die Zulaffung ausländifcher Advokaten bei den. großher- 
zogl. badiſchen Gerichten; (Ebendaf, 1833. S. 236 u. folg.) 
Es werden auslaͤndiſche, insbeſondere würtembergiſche Ad⸗ 
vokaten, als Schrift-Verfaſſer gugelaffen,, wenn . Diefelben 

j durch inlaͤndiſche bei einem Gerichtshofe angeſtellte, und von 
der Parthie als ſolche bevollmächtigte Prokuratoren * 
Schriftſatze einreichen laffen. — — 

Ueber: die, Gebühren der Advokaten in Baden .bei Urtheils· 
Anhörungen, die Ausfheidung der Deſerviten, welde der 

eigenen Parthie auf jeden Kal zur Laſt fallen, ihre Ab⸗ 
ſchrifts⸗Gebühren. (Ebendafelbft 1824, ©. 347 u. folg.) 

Zufanmenftellung der biöher über die Qualififation zur Ad— 
vokatur ergangenen Verordnungen. — Preuſſiſche Rhein— 
provinzen —; (im Archiv, niederrheiniſches, für Geſetzge⸗ 
bung, Rechtswiſſenſchaft und — von. ©. ». 

Hannöverfde Berosdnung für Be Prüfung BR YAuftellung 
der Advokaten; (in gegenwärtigen Mal. 1832. Ar Bd. 
©. 251 u. folg.). 

Ueber: die Legitimation. der. Abvofaten zum Proceffe im Kö: 
nigreiche a (in der juriſtifchen Zeitung für das 
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Königreich Hannover; herausgegeben von Dr. 9. Schlü— 
ter und Dr. 2. Wallis. 1829. 9. 1. S. 66. H. 2. 
S. 100 u. 117. 

Ueber den Advokatenſtand in Hannover. eatalt 1826 
"91. S. 16. 1827. H. 1. ©. 26. 9.2. . 94 unb 

162. 1829. H. 1. ©. 174.) 

Befhränfung ihrer Anzahl im Königreiche Hannover. (Eden- 
dafeldft. 1831. H. 1. ©. 127.) 

Vorfhläge zur Verbefferung des Abvotatenſtands in Hanno⸗ 

"ver. (Ebendaſelbſt. 1833. H. 2. S. 14, 30, 40. u. 74.) 

Ueber ‘die Ausübung der Advofatur in der Grafſchaft Bent: 
heim. (Ebendafelbft. 1830. 9. 2. ©. 49.) 

Bon der Konceffiond= Ertheilung der Stader Land = Droftei 

zur Abvofatur. (Ebendafelbft 1826. 9. 2. ©. 65.) 

Nadrihten von dem Stand der immatrifulirten Advokaten 
in dem Königreihe Hannover in den Jahren 1826—1831. 

EEbendaſelbſt. 1826. H. 1. ©. 152. 9.2. ©. 77 und 
176. 1827. 9. 1. ©. 99 u. 191. 1828. 9. 1. S. 95 
und 160. 9. 2. ©. 49 und 156. 1829. 9. 1. ©. 98. 
1830. 9. 2. ©. 128 und 176. 9 1.8.98 92. 

S. 18 und 9. 1831. 91. ©. 15 und 130. 9. 2. 
©. 178.) 

Ueber die Beftrafung der nachläffigen Advokaten, und indbe 
fondere' über den Beſchluß des großherzöglic = ſaͤchſiſchen 
und fürftlih=reußifhen Oberappellationd » Gerichtd zu Jena, 
vom 22. Oft. 1819; (in den Abhandlungen über einige 
wichtige Gegenftände des Criminal- und Civilrechts; mit 
Bemerkungen über Deutfhlands Zuftand in rechtlicher Hin- 
fiht, von Earl Reihard. Gera 1830. Abh. 2.) 

Don der Sufpenfion und Remotion ber Advofaten und den 
‚Strafen, welde gegen fie erfannt werden; (in Dage 
mann, Dr. Theodor und Friedrih v. Bülow 
praftifhen Erörterungen aud allen Theilen der Rechtöge: 
Ichrfamfeit, hin und wieder mit Urtheilöfprüchen des Zelle 
[hen Zribunald und der übrigen Zuſtizhoͤfe beſtärkt. 1818. 
Gr Bd. ©. 216 u. folg.) 
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Bon den öffentlihen Strafen und den Privatanfprüchen, welche 
Advofaten und Profuratoren ſich audfeßen, welde vor 
Gericht unanftändig reden, oder fchreiben, verunglimpfen 
und injuriren. (Ebend. 1824. Tr Bd. ©. 86 u. folg.) 

Ueber die Deferviten der Rechtögelehrten in eigenen, von ihnen 
‚felbft geführten Rechtsſachen, inöbefondere bei den herzog« 
lihen Aemtern in Naffau; (in der Sammlung der merf- 
würdigeren Entfheidungen des herzoglich Naffauifhen Ober⸗ 
appellations = Gerichtd zu Wiesbaden; herausgegeben von 
Wilhelm von der Nahmer. 1825. 2r Bd. ©. 383 
und folg.) 

Darf ein Advofat, welder in feiner eigenen Sache mit ben 
Koften gewinnt, Honorarium von dem unterliegenden Geg- 

nern fordern? (in Overbecks Medidationen über verfchies 
dene Rehtömaterien. 1805. 10r Bd. ©. 294 u. folg., und in 
Den gefammelten Rechtsfällen, Criminalgefhichten und recht— 
Lihen Bedenken aus dem Civil- und Criminalvechte, ge: 
fammelt von Thon. 1827. ©. 317 u. folg.) 

‚Ein Advokat kann fih von feinem Clienten nad geendigtem 

Proceſſe eine außerordentlihe Belohnung außer feinem Des 
fervit rechtögültig verfprechen laffen; (in Overbeks Medi- 
Dationen über verfhiedene Rechtsmaterien. 1805. 10r Bd. 
&. 297 u. folg.) 

Bon dem Ehrenfolde der Advokaten; (im Archiv für die civie 

- Yiftifhe Praxis u. f. w. 1833. 16r Bd. ©. 271 u. folg.) 

Ueber dad Palmarium; (in Hagemann und v. Bülows 
praft. Erörterungen u. f. w. 1824. 7r Bd. ©. 174 u. folg.) 

Beiträge zu der Lehre von dem Siegeslohne (palmarium) | 
der: Advokaten, Dabei aud über Dad pactum de quota 
LUtis; (im Archiv für civiliſtiſche Praxis u. f. w. a. a. O. 
©. 191:und folg.) | 

Ein verſprochenes Palmarium ift unerlaubt und unverbindlich; 
(in den praftifhen Ausführungen aus allen Theilen der 
Mechtswiſſenſchaft mit Erkenntniffen des Ober- Apellationd- 
Gerihtd zu Caſſel, von Dr. B. W. Pfeiffer. 1825. 
Ar Bd. ©. 339 u. folg.) 
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‚Kann nad dem in Baden: geltenden Cod. Nap. der Sad 
walter Die ihm außer dem Defervit verfprochene Belohnung 
einflagen, ober ift ihm da noch die ältere Gefeßgebung ent- 
gegen? (in der allgemeinen juriftifhen Zeitfehrift, heraudge- 
geben von Prof. Chr. Fr. Elverd und Obergerichtö- 
Afefor Bender. 1829. ©. 283 und folg. * 1830 
S. 245 u. folg.) 

Muß der advocatus Causae dem Prokurator wegen ſeiner 
Prokuratur⸗Gebühren haften? (in Madihn, Dr. Ludw. 
Gottfried, Miscellen aus allen Theilen der Rechts⸗ Ge⸗ 
lehrtheit, mehrentheils durch juriſtiſche Säle veranlaßt und 
mit Rückſicht auf neuere Geſetzgebungen ausgearbeit. 1814. 
13 Stück. ©. 282 u. folg.) 

Ueber die Frage: ob ed billig fey, den Advokaten die Koften 
für außergerichtlihe Vergleichs-Verſuche abzuerfennen? (in 
der juriftjfhen Zeitung für dad Königreid Hannover, von 
Schlüter und Wallis. 1828. 9. 2. ©. 165.) | 

Querelen über gerihtlihe Beftimmungen der Advokaten-Rech— 
nungen finden nicht Statt; (in den Rechtsſprüchen des Ober- 
Apellationdgerihtd zu Parhim, herausgegeben von Net- 
telbladt, Frhr. Dr. €. 8. F. W., großherzogl. Mecklen— 
burg. Ober-Apellationd- Rath. 1821. Ir Bd. Abh. 23.) 

Ein Advokat kann für feinen Clienten Fein glaubwürdiges 
Zeugniß ablegen, wenn er gleich in der Sache, worin er 
zeugen fol, demſelben nicht mehr bedient ift; (in Over- 
beck Medidationen über verfhiedene Rechtömaterien. 1804. 
4r Bd. ©. 13 u. folg.) 

Ueber die Frage: ob ein Gerichtöhalter in berfelben Sade, 
worin er ald Richter ein Erkenntniß abgegeben hat, in den 
höheren Inftanzen den Apellanten als Advokat bedienen 
fönne? (in Hagemannd und v. Bülow praftifchen 
Erörterungen u. f. w. 1804. 4r Bd. ©. 265 u. folg.) 

Muß der Advokat fih zum Proceffe legitimiren, und durch 
welche Rechtsmittel kann er die ihm wegen mangelnder Voll⸗ 
macht zuerfannten Strafen anfehten? (in ben Jahrbüchern 
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der Geſetzgebung und Rechtspflege in Sachſen, herausgege— 
ben von Dr. Guſtav Adolph Martin. 1829. 2r Bd. 
©. 332 u. folg.) 

Ueber Befchwerdeführung wegen Ermäßigung ihrer Rechnun— 
gen; (in der Zeitfchrift für Gefeßgebung und Rechtöpflege 
des Churfürftentyumd und Großherzogthumd Heffen und der 
freien Stadt Frankfurt a. M.; heraudgegeben von Dr. 3. 
% ©. Böhmer jun, Phil. Bopp und: Dr. Jaͤger. 
1834. 1r Bd. ©. 155 u. folg.) 

Observata diplomatica de Advocatis Prineipum; (in 
'Leyser, polyc. prof. Helmst., opuscula, quibus ju- 
risprudentia, historia et ars dipl. illustratur, nune 
primum collecta, praemisso elogis auctoris. —— 
1800. pag. 186. et seq. 

Dieſer literärifhe Beitrag zur Kenntniß deffen, was be⸗ 
reitd im mehreren Staaten zur zwedmäßigeren Organifation 
des Advofatenftanded geſchehen und vorgeſchlagen worden iſt, 
wird wenigftend dazu dienen können, die Mittel zu erleichtern, 
um zu einem Endrefultate-über Diefen wichtigen Punkt in ber 
Legislation für nn Reihtöpflege zu gelangen. 
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Borfgläge für Dolizeinefengebung.. 


a) Verforgung armer Rinder in befonderer Beziehung 
auf Bayern. 


D. neue Inſtruktion über dad Armenwefen. in Bayern‘ 
fpriht auch Manche über Diefen wichtigen Punkt, dad wohl 
zu beherzigen if. Wird für arme, Kinder nicht geforgt: fo 
wird und kann dem Bettelweſen nicht nur nicht geftenert wer- 
den, fondern ed wird und muß immer mehr überhand nehmen, 
bis endlich die Hälfte des Volkes aus Bettlern befteht, wie ed 
bereit3 in mandhem Orte, befonderd in mander f. g. Hofmark 
der Fall ift, wo die Hofmarfö= Herren und Beamten bad 
Recht haben, heirathen zu laffen, wen fie wollen, ohne der 
Bewilligung von Seite der Gemeinde zu bedürfen, und mei- 
ftend Alles heirathen laffen, was die Zaren und Sporteln. 
bezahlen fann, ohne fih um das Weitere zu befünmern. | 

Von höchſter Wichtigkeit ift Daher Die Frage: Wie kön— 
nen arme Kinder am beften und leichteften verforgt werden? 
— In Waifenhäufern kann man die wenigften. unterbringen ; 
weil ed wenige Waifenhäufer gibt. Auch ift die Erziehung in 
Waifenhäufern einerfeitd zu Foftfpielig und andererfeit3 fowohl 
in Hinſicht der Gefundheit, ald der Beihäftigung nicht Die 
Zwedmäßigfte. 

Die Inftruftion wünfdht daher, daß arme Kinder, beſon⸗ 
ders uneheliche von Dienſtmägden ꝛc., damit dieſe wieder leichter 
Dienſte finden können, Bürger- und Bauers-Leuten von gu— 
tem Rufe ꝛc. übergeben werden ſollten, von welchen ſich eine 
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gute Erziehung berfelben erwarten läßt. Dieß ift ohne Zweifel 
das befte Mittel zum Zwecke. 2 

Nun fragt ed fi) aber weiter, wie die Sache am beften 
auszuführen fey, worüber Die Inftruftion ſchweigt. — Sol 
man folde Kinder für Koftgelb 2c. unterbringen, oder unent: _ 
gelblich? — Das erftere ift fhwer; weil arme Eltern, beſon⸗ 
ders arme Dienftimägde mit ihren Liebhabern, oder Verfüh— 
rern, die meiftend eben fo arm find, da3 gewöhnliche Koft- 
geld von 20 bis 30 fl. nicht leicht aufbringen fünnen, vor- 
züglid wenn fie einmal, wie Manche, zwei oder drei Kinder 
haben, einen andern Fond aber dazu ausfindig machen, dürfte 
in den meiften Orten noch mehr Schwierigkeit haben. Auch 
ift dabei für ihre Zukunft nicht geforgt; fie müſſen, fobald fie _ 
können, in Dienfte treten, find dabei fich felbit überlaffen, 
und werden dann meiftend aud) bald lüderlig. 

‚Die Inftruftion wird daher wohl von unentgeldlicer Un- 
terbringung folder Kinder verftanden werden wellen und. fol- 
Ien. Allein bisher hat man wenige Leute gefunden, welche 
Luſt hatten, arme Kinder unentgeldlih anzunehmen, was wohl 
aud in Zukunft immer der Fall feyn und bleiben wird; wenn 
man fein Mittel audfindig zu machen weiß, weldes ihnen eine 
Art von Belohnung oder Vergeltung für ihre Mühe und Ko— 
ften verfchafft. | 

Aber was für ein ſolches Mittel dürfte da wohl ausfindig zu 
machen feyn. Folgendes ſcheint am Zwecmäßigften zu feyn. Man 
beſtimme durch ein Gefeß, daß ſolche Kinder fo viele Jahre nad) dem 
zwölften ihren Pflege-Eltern nur für Koft und anftändige Klei— 
dung ohne Lohn dienen müffen, fo viele Jahre vor dem zwölf: 
ten fie angenommen wurden. Dieß ift beiderfeitö vortheilhaft. 

Mit zwölf Jahren fangen Kinder erft an, zur Arbeit 
brauchbar zu werben, und werden immer braudbarer, folg- 
lih aud immer fähiger, ihre Schuld bei ihren Pflege-Eltern 
allmählich abzutragen, welche auch auf foldhe Art Durch gute 
Erziehung folder Kinder felbft gute Dienftbothen erziehen und 
heranbilden können, wenigftend auf mehrere Jahre. So wür⸗ 
den dann die. häufigen Klagen über ſchlechte Dienftbothen 
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allmählig allenthalben verſtummen, oder doch viel ſeltener 

werben, und da Leute von allen Ständen, Dienſtbothen brau—⸗ 

chen: fo. würden auch Leute von allen Ständen, beſonders folche, 

die. felbft Feine,.oder wenige Kinder haben, wenig Bedenken 

finden, folde Kinder — ſelbſt Beamte, Pfarrer, 
Herrſchaften u. ſ. w. 

Nicht weniger vortheilhaft wäre dieſe Sache für ſolche 

Kinder, welche jezt fo vielfältig im Bettel aufwachſen, ſchlech⸗ 

ten, oder keinen Unterriht erhalten, phyfifh und moraliſch 

vernadhläßigt werden, dem Staate zur Laſt fallen, Zucht: und 

Arbeitshäuſer füllen, oder gar zum Galgen heranreifen, oder 

werden, wenn fie auc frühzeitig zum Dienen fommen, dog 

meiftend lüderliche und unglückliche Leute; weil fie frühzeitig der 

Auffiht und Zucht ihrer Eltern entzogen, fich felbft überlaffen, und 

allen Gefahren der Verführung und Lüderlichkeit auögefezt find. 

So unglücklich nun ſolche Kinder gewöhnlich werden: fo 

glücklich könnten fie bei einer folhen Beranftaltung werden. 

Zur Arbeit, zu Handwerfen und andern nüßlihen Beſchaͤf— 

tigungen erzogen und von Jugend auf gewöhnt, Fünnten fie, 

wenn fie Die beftimmten Dienftjahre gemadt, und fo ihre 

Schuld gegen ihre Pflege-Eltern gewiffermaffen abgetragen hät 

ten, nah erlangter Freiheit ihr Brod überall finden, wie 

auch früher oder fpäter bei fortgefezter guter Aufführung eine 
anftändige. VBerforgung. 

| Indeffen würden. fi wohl die Wenigften von ihren Pflege 

Eltern trennen, diefe aber lieber ihnen, ald fremden, gleichen, 

oder höhern Lohn geben, nah Umftänden wohl auch Hoffnung 

zur einfimaligen Verforgung machen, oder nad Möglichkeit 
Dazu verhelfen u. f. w. 

Dadurd würde das ganze Volt, oder der Staat fowohl 
an Moralität al an bürgerlihem oder phyſiſchem Wohlftande 
großen Zuwachs oder Gewinn erhalten, ohne daß von irgend 
einer. Seite her nachtheilige Folgen zu befürchten wären. 

Es fiele hiebei auch Die Bedenklichkeit weg, die manche 
arme Eltern haben, ihre Kinder, wie, man’3 nennt, zu ver: 
ſchenken. Sie geben ihre Kinder nur in andere Hände auf 
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beſtimmte Zeit, nach deren Ablaufe fie dieſelben wieder zurück⸗ 
nehmen können, wenn ſie es für gut finden, und die Kinder 
auch ſelbſt wieder zu ihnen zurückzukehren geneigt ſind. | 

Uebrigens gibt ed wohl aud da und dort arme Leute, 
welde Fein Bedenken tragen würden, ihre Kinder an Andere 
wirflih zu verfchenfen, die felbft feine Kinder haben, umd 
doch gerne Kinder, aber nur wie eigene, alfo eigentlich oder 
wahrhaft gefhenft haben möchten, und fie dann an Kindeöftatt 
annähmen. Indeſſen fcheint Diefed bedenfliher für Leztere, als 
für Erftere, welche weder fi felbft Vorwürfe zu machen, nod 
von ihren Kindern, oder fonft von Jemanden folde zu erwar: 
ten hätten. Wollte ein foldhes Kind über furz oder lang ih» 
nen etwa fagen: Ihr feyd ſchlechte oder unnatürliche Eltern, 
habt euer eigenes Kind verſchenkt, oder gleihfam weggeworfen! 
— So fünnten fie ihm antworten: Lieber Sohn, oder liebe 
Tochter! wir haben das nicht aus Mangel an Liebe, fondern 
aus Liebe gethan. Wir fonnten Dich nicht fo gut erziehen, 
nicht fo gut für Deine geiftigen und leiblihen Bebürfniffe for- 
gen, wir hätten Di in Den Bettel ſchicken, oder doch früh: 
zeitig in fremden Dienft geben müffen, wo Du, wie fo Biele, 
vieleicht verführt, lüderlich, unglücklich geworden wärft, wäh: 
rend Du jezt in jeder Hinfiht glüclid und für immer ver: 
forgt bifl. Und das haft Du und, Deinen natürlihen, wie 
Deinen neuen Eltern zu danken. Hätten wir und nicht zu 
Der unferem Herzen allerdings fchwer gefallenen Trennung ent- 
fhloffen: fo wärft Du jezt vielleicht eben fo unglüdlic als 
glücklich Du wirklich bift. 

Bedenklich hingegen ift ed, Kinder auf gleihe Art anzu« 
nehmen, und ihnen ihr ganzed Vermögen zu überlaffen, worauf 
Berwandte ſchon rechneten, und auch wirflih nicht ganz un— 
gegründete Anfprühe haben. Ihre Vorwürfe find Daher mehr 
zu fürchten. Ganz anderd verhält fih die Sache bei obigen 
Borfchlage, wo folhe Pflege-Eltern die angenommenen Kinder 
nicht ald eigene und ald Erben betrachten, und wenn fie auch 
einen Theil ihred Vermögens nah Umftänden und Gelegenheit 
auf ihre Berforgung verwenden wollen, dod) ihren Verwandten 
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feinedwegd ihr ganzes Bermögen, ober auch nuriden größten 
Theil deffelben entziehen, folglich auch denſelben keinen Anlaß 
‚zu gerechten Vorwürfen geben. 

Nur eine Einwendung ließe fich vieleicht Dagegen ma— 
hen, Wenn lüderlihe Dirnen fo leicht ihrer Kinder loß wer- 
den fünnten, würden fie nicht noch lüderliher werden, und 
Manche Jahr für Jahr ihren Beitrag zur Bevölferung liefern? 
— Aber auch Dagegen wären Mittel ausfindig zu machen. Man 
dürfte nur befondere Kaffen errichten, in welche fowohl die Mütter 
als die Väter folder Kinder von ihrem Lohne jährlich einen 
Theil zu legen hätten, um fo einen &parpfenning für ihre 
Kinder, oder auch für ſich felbit in fünftigen Nothfällen zu— 
rüczulegen. Dadurd würden fie von weitern Ausfhweifungen 
fräftig zurückgehalten werden, und zwar um fo mehr, wenn 
man bei Rückfällen Die zurückzulegende oder jährlih ihnen ab» 
zufordernde Summe vermehrte, bet einem Kinde etwa den 
achten, bei zwei Kindern den vierten, bei drei den dritten 
Theil des Lohns fowohl dem Vater ald der Mutter abnähme, 
oder auch die Hälfte.” Für nothdürftige Kleidung würde doch 
Die andere Hälfte des Lohnes noch hinreihen, wohl aber der 
Hoffarth, Pracht, Windmaderei 2. ein Ende gemadt, was 
fie fhon genug fohmerzen, folglih auch ein Träftiges Ab— 
ſchreckungsmittel jeyn würde. 

Dadurch würde auch zugleich in dieſer Sache ein billigered 
Verhältniß hergeftellt. Knechte haben mehr Lohn, ald Mägde, 
fönnen alfo auch mehr geben, Gewöhnlih werden für den 
Bater nur jährlih 10, 12, höchſtens 15 fl. als Alimentationds ° 
beitrag beſtimmt, und meiftend veicht er nur im lezten Falle 
zur Hälfte hin, dann ſechs Gulden für dad Wochenbett, die 
auch nicht zureihen. So ift dann die Mutter viel fhlimmer 
Daran bei ihrem geringern Lohne. Es mag da wohl feyn, 
wie einmal ein Weib zu einem andern Weibe fagte. Dieſe 
hat-in einer Kirche, wo eben fehr wenige Leute waren, vor 
einem Cruzifixbilde recht herzlich gebetet und zugleich recht 
jämmerlih über ihren fhlimmen Mann geklagt. Ein nahe- 
fiehendes Weib hörte ed und fagte endlich: Du närrifdhes 
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Ding,: wad machſt Du da? — Zur Mutter Gotted - mußt 
Du gehen, wenn Du etwas Ram willſt; die Männer 
helfen Alle zufammen! — 

Kleiden follen fie die Kinder gemeinſchaftlich, en mans 
cher lüderlihe Burſche verfauft und verfpielt fein Geld lieber, 
ald daß er's für fein Kind verwendet, und überläßt Diefes 
Gefhäft der Mutter, die oft weder Muth noch Luft zum Kla- 
gen hat, befonderd wenn er fie mit Deirathöchoffnungen auf: 
zuziehen weiß. 

Anderöwo gibt ed auch nocd andere Abſchreckungsmitel, 

ohne die ehemaligen, da und dort üblichen Schandſtrafcit, wie 
3: B. das Ausftellen auf Marktplätzen, oder vor Kirchen- 
thüren im fogenannten fpanifchen (hölzernen) Mantel, mit 
Strohzöpfen u. f. w., tele manden Kindermord veran⸗ 
laßt haben. 
In manchen Gegenden oder Ländern — ſich 
Jungfrauen von Weibern durch die Kopfbedeckung — eine 
ſchwarze Spitzhaube, mit einer Oeffnung rückwärts auf dem 
Kopfe, durch welche die meiſtens um eine ſilberne ſogenannte 
Haarnadel gewundenen Zöpfe ſichtbar werden, bei Weibern 
aber mit einer kleinen weißen Schleierhaube bedeckt ſind, 
wenn ſie nicht, wie meiſtens gefärbte, oder bunte Hauben 
mit weißen Spitzen, oder auch ohne Spitzen tragen. Auch 
Jungfrauen ttagen oft ſolche der Bequemlichkeit wegen, doch 
nicht in der Kirche, wenigſtens nicht bei feierlichen Gottesdien⸗ 
ſten, oder an Sonn- und Feſttagen; gefallene Jungfrauen 
hingegen müſſen immer ſolche tragen, nur keine ſchwarze 
mehr, welche ihnen von Andern vom Kopfe geriſſen werden 
könnte. 

Auch für ſolche Burſche beſteht oder beſtund wenigſtens 
ehemals da und Dort eine ähnliche Auszeichnung; indem fie 
teine grünen Hutbänder oder filberne Hutborten mehr tragen 
durften, fondern nur fhwarze, oder ſchwarz und weiß ge 
freifte Hutbander,, wie Männer fie zu tragen pflegten. Bei 
öffentlichen Tänzen wurden fie‘ N wie Erjungfern, ge 
wöhnlic nicht mehr geduldet. 
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Wie durch foldhe befhämende Auszeihnungen. für. aus- 
ſchweifende Burfhe und Mädchen, könnte man auch durch 
ehrenvolle für untadelhafte auf Moralität wirken, wie z. B., 
wenn man nur foldhen bei ihrer Hochzeit alle Feierlichkeiten 
mit Kraͤnzen, Sträußen, prangenden Jungfrauen 2c., geftatten, 
durch Vereine und Stiftungen, dergleichen vorzüglid in Stalien 
von alten Zeiten her beftehen, für Ausftattung oder Ausheirathung 
folder Jungfrauen, die fid) vor Andern durch eine gute Auffüh— 
rung audzeihnen, forgen, wie auch folhe Zünglinge in Hin- 
fit auf Anſäßigmachung vor Andern begünftigen wollte. 

In mandem Lande wird, oder wurde ehemals nur auf 
Geld Rüdfiht genommen. Bradten ein paar Perfonen eine 
beftimmte Summe von einigen hundert Gulden zufammen, fo 
durften fie heirathen. Doch das Geld allein leiftet eine fchlechte 
Bürgfhaft, und ift bald durchgebracht; wenn Die Leute ver- 
fchwenderifh, träge, oder fonft lüderlih find. Arbeitſamkeit, 
Sparfamfeit, Gefchicklichfeit find -beffer ald Geld. Darum 
follte man vorzüglich und allenfalls aud allein auf diefe und 
ahnlihe Eigenfhaften fehen, anftatt auf Selb. 

. Zn mandem Lande mußte (und muß vielleiht noch) der 
Berführer die Verführte, wo möglih, heirathen, was aller- 
dings billig wäre, aber doch in mancher Hinfiht bedenklich 
ſeyn dürfte. | | 5 

- Bon Allem diefem, war von jeher, fo viel Einfender 
Diefed weiß, bei und nichts gebräuchlich, vielleicht nicht einmal 
Die jeßigen geringen Mlimentationsbeiträge, wie man we— 
nigftend fchließen könnte aud einer Gtelle, Die in einem 
Werke von Edartöhaufen ftehet, und aus dem, wad er vor 
mehr als 30 Jahren aus dem Munde eines Hofraths in einer 
Heinen Gefellfhaft hörte, wo die Rede auf die Taxen und 
Strafen folder Paare kam. Ein geſchickter Oberfchreiber, fagte er, 
fann ed auf ſechs bis fieben Gulden bringen. Darum fagte 
auch manchesmal beim Abfchiede oder bei der Entlaffung Man- 
her zu ſolchen Leutchen: Kommt bald wieder fol — Jezt ha= 
ben dieſe Strafen oder Taren aufgehört, oder find ganz un- 
bedeutend, und die Rebe ift nur. von Beſtimmung des 
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Alimentations⸗Beitrags, welcher nun auch großen⸗ oder größ⸗ 
tentheils wegfallen würde, wenn obiger Vorſchlag Beifall 
finden ſollte, ohne welchen der Zweck gewiß nicht, oder nur 
ſehr unvollſtändig erreicht werden kann. 

Behalten die Kinder ihre volle Freiheit: ſo werden viele, 
oder die meiſten, wenn ſie gute Pflege-Eltern haben, und von 
ihnen in guter Zucht und Ordnung gehalten werden, fie ſo— 
bald als möglih verlaffen, und bei Leuten Dienfte fuchen, 
weldhe fihb um Moralität wenig fümmern, und ihnen alle 
Freiheit laffen, die für junge Leute fo gefährlich ift, was dann 
ganz natürlich Jedermann abfhreden muß, ſich die Laſt, arme 
Kinder zu erziehen, aufzubürden. 


b) Etwad vom Tanzen aufdem platten Lande. 


Bor einigen Jahren lad man in öffentlihen Blättern, 

daß manche Geiftliche in Franfreih Niemanden, der getanzt 
hatte, im Beichtſtuhl abfolvirten. Diefe mußten freilih Das 
Tanzen für ein ſchreckliches Berbrechen halten. Der heil. 
Auguftin fagt zwar: Die dominica melius est orare quam 
saltare. Allein er war ein. großer Freund von Reimen, mag 
daher wohl etwas dem Reime zugegeben, und ed nit gar 
fo arg gemeint, oder vielleiht andere Tänze im Auge gehabt 
haben. In meinen Augen ift Tanzen nichts Unrechtes. 
In manchen Gegenden werden Tänze im Sommer, wo 
gerade die befte Zeit dazu ift, felten erlaubt;, weil unfer lieber 
Herrgott leicht dafür die lieben Erdfrühte durch Schauer oder 
Hagel zerftören könnte. Dad fann er freilid im Winter 
nicht fo leicht, und man alfo da ficherer tanzen. Aber Fönnte 
er’, wenn man im Winter tanzt, nicht auf den Sommer 
merken, ober ad Notam nehmen? — 

Dagegen erinnere ich mich wieder, von manden andern 
Gegenden fhon Kanz-Anfündigungen auf alle Sonn- und 
Seiertage den ganzen Sommer hindurch gelefen zu haben. 
Da denkt man alfo ganz anders, und. id denfe, der liebe 
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gleih ‘viel, ob man da oder dort, im Sommer oder im 
Winter tanzt. 

Der Gerihtövorftand von M. hat die Grille, an Ta⸗ 
gen, wo Markt gehalten wird, keine Muſik zu erlauben; weil 
es da leicht zu Raufereien komme, als ob das nicht auch an 
andern Tagen, oder ohne Muſik eben ſo leicht geſchehen, oder 
Raufereien nicht kräftiger vorgebeugt werden könnte durch 
ſcharfe Beſtrafung der Anfänger, beſonders wenn man be— 
kannte Raufer brevi manu zu Soldaten nähme u. ſ. w. 

Tanzen ift nichts Unrechtes; nur follte dabei geforgt wer— 
den, daß nichts Unrechted gefchehe, dadurch nichts Unrechtes 
veranlaßt, oder Dazu Gelegenheit gegeben werde, wie ed be— 
ſonders gefhieht, wenn ed nur felten, aber dann ganze oder 
halbe Nächte hindurch erlaubt wird. ine einzige ſolche Frei- 
nacht ſchadet, befonderd auf Dem Lande, der Sittlichkeit mehr, 
als hundert Tänze, Die fih mit Sonnenuntergang enden, wo 
dann wenigftend Die meiften Tänzerinnen heimgehen, und 
zwar meiftend ohne Begleitung ihrer Tänzer oder Liebhaber, 
welche niemald geduldet, und einzelne Paare, weldhe wo 
immer auf dem Wege oder fonft angetroffen werden, befon= 
ders bei der Nacht, empfindlich geftraft werden follten. 

So Fünnten vorzüglid im Sommer Tänze am beiten 
mit Anftand und Sittlichkeit beftehen; ‘wenn fie nad) been- 
digten Nachmittagsgotteödienfte um zwei Uhr anfıngen, um 
fieben oder acht Uhr endeten, und die Tänzerinnen dann ab= 
zögen, oder die nicht abziehen wollten, fortgefhafft würden. 

Dadurch würde Die Moralität mehr gewinnen alö ver=, 
lieren, ımd Taufende von Ausfhweifungen zurücgehalten wer= 
den, welde jezt ihr Vergnügen in Winfeln ſuchen: weil ih— 
nen öffentlich Feine ehrbare Freude oder Ergößlichkeit erlaubt 
if. Je allgemeiner Tänze wären, defto unfhädliher würden 
fie ſeyn, deſto weniger Zeit und Geld verfchlingen. Man 
würde ihnen nicht mehr Stunden weit zulaufen, weil man fie 
in der Nähe haben Fünnte, und mande Tanzgelegenheiten 
unbenüzt, oder unbeſucht laffen; weil fie feine Seltenheit 


A 


. mehr wären, und gleihfam als etwas Alltäglihes an Werth 
und Reiz verlören. Die Mufifanten müßten ſich mehr ver- 
theilen, wenn faft in allen Wirthöhäufern Tanzmufit gehal- 
ten würde, wären alfo weniger an einem Platze, naͤhmen mit 
ſo geringerm Gewinne oder Ertrage vorlieb, je öfter er wie— 
derkehrte, und fo wären die Tänze auch in dieſer Hinſicht wes 
niger koſtbar. Auch fchlachten könnten die Wirthe bloß der 
"Tänze wegen nicht; weil nur wenige Tänzer viel Geld fo oft 
verzehren Pönnten und wollten, fondern die meiften, ober faft 
Ale fih mit Bier und Brod begnügen würden, wie an -ans 
dern Tagen, wo feine Tanzmuſik iſt. 

Endlid wäre aud für die Gefundheit weniger Gefahr, 
welche oft fhon dur dad weite Hin- und Herlaufen leidet, 
ober durch Erhitzung beim Tanze; weil man fih auf lange 
Zeit genug tanzen fol und will, oder durch einen  unmäßigen 
oder unvorſichtigen Trunf in der Erhikung, oder durch Female 
Abkühlung in frifher Luft u. ſ. w. 

Daß übrigens bei furzem Tage im Winter felten Tanzmufit 
gehalten und früher geendet werden follte, verfteht fih von 
felbft, und man würde’ auch gerne darauf verzichten, wenn fie 
bei der dazu günftigern Zeit allenthalben frei ftünde, ohne 
dag man, wad fih gleihfalls von felbft verfteht, erſt noth— 
wendig hätte, dazu beſonders um Erlaubnig nachzufuchen, oder 
einen fogenannten Tanzzettel zu kaufen. 

s ©o gilt dann auch hier dad Medium tenuere Beati, 
und thörichte Beſchränkung wirft eben- fo verberblih, ald uns 
befhränfte Bon 
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Die "göfägtige Rearäni- der. ga ion 

Berpältniffe in ben Derzosthämesn Buick 
eh und Holſtein. 

I. Dänemart. war. ber Uebergang zur N 

ſchen BVerfaffung- freier Entfhluß des Volkes, Refultat der 

Kämpfe der Stände, alfo aus orgeniſcher Ennoidlung hervor 

gegangen. 

Ueber die Entwiclungsformen des bänif hen Staates 
ift die ſtaatswiſſenſchaftliche Skizze aus dem Geſichtspunkte des 
biftorifhen Rechts ald Einleitung der neuen Gefeße über Die 
Provinzialftände in Dänemart und Schleswig-Holftein (in die— 
fon Archiv, Bd, V., Hft. I., ©. 67 u. folg.) zu vergleichen. 
Nachdem wir dad allgemeine Gefe vom ‚28. Mai 1831 wegen 
Anordnung von Provinzialftänden- in den . Herzogthümern 
Schleswig und Holſtein bereitd ;in dieſem Archiv. a. a. O., 
S. 199—204, mitgetheilt haben, liefern wir nunmehr die hie— 
ber gehörenden Patente und Verordnungen vom Mai 1834. 





Patent J 
betreffend J 
die vorzunehmenden Wahlen von Abgeordneten zu einer än- 
difhen Verfammlung im Herzogthume Schleswig *). 





Wir Srederik der Sechote, 
von Gottes GnadenKönig zu Dänemark, der Wen: 
. ben und Gothen, Herzog zu Schleswig, Holfein, 
Stormarn, ber Ditmarfhen und zu Sauenburg, 
wie auch zu Oldenburg zc. x. 
Thun fund hiemit: Da Wir allergnädigft beſchloſſen haben, 
die ftändifhe Verfammlung für dad Herzogthum Schleswig in 


*) Ganz gleichlautend ift dad Patent für Holftein, 
Der Heraudgeber. 
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Gemaßheit des allgemei Geſetzes vom 28. Mai 1831 und 
Unſerer Verorbnung wegen näherer Regulirung der ftändifchen 
Verhältniffe in dem Herzögihume Schleswig vom 15. d. M., 
mit dem: allerforberfamften rinzuberufen,. fo haben Wir ,. zur 
Veranftaltung der zu jdiefem Zwecke erforderlichen Wahlen der 
Abgeordneten, nah Maaßgabe des $. 17 Unferer zulezt ge- 
daten Verordnung, die Wahldireftoren‘ für die einzelnen 
Wahldiſtrikte zu ernennen, und zugleich denſelben zu befehlen 
geruhet, daß die Wahlen fobald nur immer’ — — 
und zu Ende gebracht werden ſollen. — 

Indem Wir Soldyed Unferen ſämmtlichen lieben und ge: 
treuen Unterthanen in Unferem Herzogthume Schleöwig hiedurch 
allergnädigft eröffnen, gebieten Wir zugleih fowohl den Beam: 
ten, welche den Wahldireftoren, zur Berfertigung der Wahl: 
liften, vorfhriftämäßig Die erforderlihen Nachrichten, Verzeich⸗ 
niffe und Ertrafte mitzutheilen haben, oder ihnen fonft behülflich 
zu feyn angemiefen find, ald überhaupt allen, denen verordnungd- 
mäßig eirie Thätigfeit oder Mitwirkung bei dem MWahlgefchäft 
zufteht ober obliegt, daß fie fich die möglichft ſchleunige Aus⸗ 
führung Unfered allerhöchſten Willend angelegen feyn laffen, 
und dadurch zur. Erengung: Unferer Ianbeöväterlichen Adfı — 
beitragen. 

Wornach ein Jeder, den ed angeht, fi) allerunterthänigft 


zu achten hat. 


Urkundlich unter — Handzeichen und 
vorgedruckten Inſiegel. 


Gegeben in Unſerer Königlichen Reſidenzſtadt Ko penhagen, 
den 21. Mai 1834. 


FrederikM. 


¶. 8) F 
Moltke. Höpp. Thomſen. 
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—Verordnung 
wwegen näherer — 
——— der ſtändiſchen Werpättniffe, in 
dem Herzogthum Schleswig *. 


| Wir Frederik der Sechste, 
von Gottes Gnaden König zu Dänemark, der Wen» 
den und Gothen, Herzog zu Schleswig, Holftein, 
Stormarn, der Dithmarſchen und zu- ‚Lauenburg, 
wie aud zu Oldenburg ı. x. 
verordnen in Folge ded unterm:28. Mai 1831 von ‚Und er- 
laſſenen allgemeinen Gefeßed wegen Anordnung von Provins 
zialftänden in den Herzogthümern Schleswig und Holftein, und 
nad Erwägung des Uns allerunterthänigft vorgetragenen Gut- 
achten der zur Berathung über Diefe Angelegenheit durch Unfer 
allerhöhftes Nefeript vom 6. März 1832 berufenen erfahrnen 
Männer nunmehro zur näheren Regulirung der ftändifchen 
Berhältniffe in Unferem Herzogtum Schleswig, Nachſtehendes: 
$1. 
Zu ber Berfammlung der berathenden Stände für das 
Herzogthum Schleswig werden gewählt: 
1) von den Befißern adeliher und anderer größeren Güter 
5. Abgeordnete. 
2) von den Fleineren Landbeſitzern in den = 
Aemtern, Landfhaften, fo wie in den 
adelihen und Flöfterlihen Diftriften, in 
Bereinigung mit denjenigen einzelnen ar 
“ Ortfchaften, deren Bewohner hauptſächlich 
Landwirthfhaft treiben. -. . -» 1 — — 
3) von den Einwohnern in den Städten und 
in denjenigen Orten, welde vorzüglich 
bürgerliches Gewerbe treiben. . . . 2.— — 


1 — — — — 
— Lateris. 34 Abgeordnete. 


) Sm MWefentlihen ganz gleichlautend mit diefer Verordnung 


ift jene für das Herzogthum Holftein. 
N . Der Heraudgeber. 
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—W Transport . 34 Abgeordnete, 
'4) von den Angefeffenen in den gemifchten 
* SOHN. 2 32 2 oe 2, 
Sodann ertheilen Wir: 
-5) Dem jedemaligen Befißer der herzoglich 
DB Schleswig⸗ Holftein- Sonderburg- Augu- Rt 
ftenburgifchen Fideifommißgütr . . . 1 — — 
erbliche Virilftimme, welche indeffen ruht, | 
wenn ein Rußnießer derfelben annoch in 
den Jahren der Unmündigfeit oder in 
fremden Dienften fi befindet. Dabei ift 
es dem Befißer geftattet, fih durch einen 
wählbaren Eigenthlimer eines größeren 
Guts, welcher nicht ſchon Mitglied der 
ftändifchen Derfammlung ift, vertreten 
zu laſſen. | | 
Ä Berner wollen Wir: 
6) an Mitglieder der Schleswig’fchen Ritter: 
ſchaft, Die fih im Beſitz einer Prälatur, 
oder eines adelichen Güterfideifomiffes 
befinden, oder Eigenthümer eines adelichen 
Guts find, in fo fern fie in dieſem Eigen: | | 
thum oder Befiße verbleiben. . . . 4 Stimmen 
ertheilen. - ae 
Endlich werden Wir 
7) jedesmal auf 6 Sabre. . . . . - 2 Geiftliche, 
und | 
8) von dem bei Unferer Univerfität zu Kiel 
‚angeftellten Profefforen... . . 
zu der Verſammlung berufen. 
Hieraus ergibt ſich die Geſammtzahl 


er . r 
von * + * . * * * * * * * 44 Mitgliedern. 


1 Mitglied 


! u 2. 

Die Befugniß zur Wahl eines Abgeordneten für die ftän- 

diſchen Verfammlungen ift bedingt durch den Befiß eines im 
VI. Band. II Heft. - 4 
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Herzogthum Schleswig belegenen Land⸗ oder ſtädtiſchen Eigen⸗ 
thums von der Größe, wie ſolche für jede Klaſſe der Wähler 
in Diefer DBerordnung ($$. 13, 14 und 15) befonderd vorge⸗ 
fhrieben ift. 

Den vollen Eigenthümern werben nicht nur Nußnießer 
eined mit Fideifommiß belegten Grundſtücks, fondern aud die 
Erbpächter und die Feftebefißer gleich geachtet, welche zur Berpfän- 
dung und zum Verkaufe ihrer Befißungen berechtigt find, oder 
die Diefelben in Gemäßheit der Verordnungen vom 14. April 
1766 und 26. März 1772 ererben können. _ 

Wenn ein zur Wahlberechtigung hinlänglic großes Grund- 
ſtück fi im Beſitz mehrerer Eigenthümer, befindet, fo kann Die 
MWahlberehtigung nur dur Einen. derfelden ausgeübt werden; 
diefer muß aber die hiezu erforderlihen perfönlichen Eigenfhaf- 
ten befißen, und überdieß die Durch deffällige Vereinbarung 
auf ihn ftattgehabte Uebertragung diefer Befugniß genügend 
nahmeifen. In Entftehung deſſen ruht Die Wahlberechtigung. 
Für das Uns felbft zuftändige Eigenthum wollen Wir 
feinen Antheil an den Wahlen ausüben. 


$. 3. 
Die Wahlberehtigung iſt ferner bedingt durch folgende 
perfönlihe Eigenfhaften: 

1) Durch unbefholtenen Ruf. Wer durch ein gerichtliche 
Erfenntniß feine Ehre, fein Amt oder fein Bürgerrecht 
verloren hat, oder wer zu Ötrafarbeiten fhuldig befun= 
den, oder wer wegen eines Verbrechens in Criminal: 
Unterfuhung gezogen, und wegen diefed Verbrechens nicht 
gänzlich freigefprochen worden, ift von der Wahlberedtis 
gung auögefchloffen. 

2) Durch Vollendung des 2öften Lebensjahres zur Zeit der 
Mahl. 

3) Durch Difpofitiond = Befugniß, welche weder durch gefeß« 
liche, nod durch gerichtlihe Curatel befchräntt if. 

Die Belenner der mofaifhen Religion find indeffen, auch 
wenn fie vorfiehende Eigenfhaften befißen, mit befonderer 


Rürkficht auf den ihnen nicht eingeräumten Genuß voller bür- 
gerliher Rechte, von der Wahlberechtigung ausgeſchloſſen. 


EG Ä 
Die Wählbarkeit ift zuvörderft bedingt durch ben Beſitz 
eined ererbten oder fonft erworbenen, im Herzogthum Schleöwig 
belegenen Land» oder ſtädtiſchen Eigenthums von einer foldhen 
Befchaffenheit, mie fie für jede Klaffe der Wählbaren in der 
gegenwärtigen "Verordnung ($$. 13, 14 und 15) befonders 
vorgefhrieben ift, im Uebrigen uber unter den näheren Beſtim⸗ 
mungen, welde in Anfehung ded Eigenthums für die Wahl 
berechtigung feitgefezt find ($.2). Wie ferner zur Wählbarkeit 
die zur Wahlberehtigung erforderlichen perſönlichen Eigenfhaften 
($. 3) vorandgefezt werden, fo ift Die 2Bählbarkeit annoch —* 
Folgendes bedingt: 

1) durch das Bekenntniß zur chriſtlichen Religion; 

2) durch das Beſtehen eines alleinigen perſönlichen Unter- 
thanen-Verbandes zu Und und Unſeren Nachfolgern in 
der Regierung, Dergeftalt, daß. Feder, welcher zu einem 
fremden Staate in einem perfünlichen Unterthanen-Nexus 
oder Dienftverhältniffe fteht, von der Wählbarfeit auss:. 
geſchloſſen ift; 

3) durch ununterbrohenen Befiß eines für jede Wahlklaſſe 
wählbar machenden Eigenthumsd, während. zweier Jahre. 
von dem erftien Mai dedjenigen Jahres zurückgerechnet, 
in welhem die Wahl gefhieht. Es fommt alfo hierbei 
nicht in Betracht, ob dad nämliche Eigenthum, oder über- 
haupt ein wählbar madended Eigenthum in jeder Wahl: 
klaſſe während dieſer Zeit befeffen worden. 
| In Bererbungdfällen, wohin au die Fideikommiß— 
Succeffion zu rechnen ift, mird die Beſitzzeit des Erb- 

laſſers mitberechnet. 

4) durch fünfjährigen Aufenthalt in Unferen Europäifchen 
Reihen und Landen; 

5) dur die Vollendung des 30ften Lebensjahrs zur Zeit 
der Wahl. 

4* 


ee, 


Unfere Geheimen-Staatöminifter und Unfere Beamte, welche 
entweder einem Departement vorftehen, aus weldem Uns un« 
mittelbar Vorftellung gefhieht, oder Mitglieder eined Collegii 
oder einer Direktion find, welche unmittelbare Dorftellung bei 
Uns haben, find nicht nähibet. 

Auch kann ein von Uns ernannter Wahldirektor in dem⸗ 
jenigen Wahldiſtrikte, für welchen er ernannt if nicht gewaͤhlt 
‚ werden, 
Endlih find Diejenigen nicht wählen; — Wir eine 
Virilſtimme in der ſtaͤndiſchen Verſammlung ertheilt, und Die 
Wir zu derſelben berufen haben ($. 1). Die Ausübung einer 
ihnen etwa zuftändigen Wahlberechtigung bleibt ‚ihnen indefien 
unbenommen, und dad nämliche gilt von den Wahldireftoren, 
und von Denjenigen, welde zufolge ded Obigen, ihrer amt: 
lichen Stellung nad, von der Wählbarfeit auögefchloffen find. 


" 
Bon jedem Wahldiftrift werben eben fo viele Stellver: 
treter ald Abgeordnete gewählt. Die Stellvertreter treten in 
die Stelle der Abgeordneten, und werden ftatt derfelben einbe= 
rufen, wenn Diefe, in ber DAMDIBER Verſammlung nicht erſchei⸗ 
nen können. 
g. 6. 

Die Abgeordneten und Stellvertreter werden durch die 

Wahlberechtigten nach Stimmenmehrheit unmittelbar gewählt. 
6.1. 

Die Abgeordneten und Stellvertreter werden auf 6 Jahre 
gewählt. Wenn aber in einzelnen Wahldiftriften zur Ergän- 
zung eingetretener Vacanzen, zu deren Befeßung Fein Stellver- 
tretee mehr vorhanden ift, eine. aufferordentlihe Wahl von 
Abgeordneten und Stellvertfetern ftattfinden muß, fo geſchieht 
folde nur für Die Zeit, welde bis zum Ablauf der 6 Sahre 
feit der lezten allgemeinen Wahl anno übrig if. Die Aus: 
fheidenden find wieder wählbar. 

| $. 8. 

Das Wahlrecht muß in Perfon audgeübt werden. 


Ä $. 9. 
Ber in mehreren Wahldiftriften des Herzogthums auf 
eine zur Wahlberechtigung befähigende Weife angefeffen ift, 
kann nur im Einen diefer Diſtrikte von dieſer Berechtigung 
Gebrauch machen, und muß daher erklären, in welhem Diftrift 
er wählen will. Auch ift ed ihm unbenommen, eine ihm etwa 
im Herzogthume Holftein oder in Dänemark zuftändige Wahl: 
berechtigung auszuüben, falls die Zeit der Wahl das zuläft. 
$. 10. 
Mer in dem nämlihen Wahldiftrifte verfchiedene eigen= 
thümlihe Befigungen hat, deren jede ihn wahlberechtigt macht, 
ift gleihwohl nur zu Einer Wahlſtimme befugt. WBerfchiedene 
eigenthümlihe zu dem nämlihen Diftrifte gehörige Beſitzungen, 
wovon jede für fich Feine Wahlberehtigung gibt, können zur 
Erlangung. derfelben zufammengelegt werden. 


$. 11. 

Ein Abgeordneter kann auch Mitglied der ftändifhen Ver- 
fammlung im Herzogthume Holftein, oder einer ftändifchen Ver— 
fammlung im Königreihe Dänemark feyn, wenn die Zeit der 
Verſammlung das zuläßt. : 

$. 12. 

Wer zum Abgeordneten oder Stellvertreter erwählt wor: 
den ift, muß unaufhältlih den Empfang, der ihm darüber ge- 
wordenen Mittheilung befcheinigen, und ed auch fofort anzeigen, 
falls er die auf ihn gefallene Wahl nicht annehmen Tann, fey 
es, weil er fhon in einem andern Diftrifte gewählt worden, 
oder aus einem andern namhaft zu macenden befonderen 
Grunde. Wir hegen aber zu den Männern, welche durd das 
Vertrauen ihrer Mitbürger in die ftändifche Verſammlung be- 
rufen werden, Die Zuverfiht, daß fie ohne erhebliche Gründe 
eine auf fie gefalene Wahl nicht ablehnen werden. 

| — N 

Das adelihe Klofter und die Güter, welche Zurisdiktion 
oder Polizei über Untergehörige haben, oder Die, bei einem 
Steuerwerthe von wenigftens 50,000 Reihöbanfthalern, einen 


2 ii u 


höheren Gerichtöftande unterworfen find, bilden nur Einen 
Wahldiſtrikt. 

Der Prälat und jeder Gutsbeſi tzer, bei welchem die ſonſt 
Dazu erforderlichen Eigenſchaften zuſammentreffen, iſt wahlbe—⸗ 
rechtigt und kann gewählt werden ($. 4). 

$. 14. 

Die zu den Gutsbeſi tzern (F. 13) nicht gehörigen wahl⸗ 
berechtigten Landeigenthümer, Bauern, Feſtebeſitzer und Erb- 
pächter in den Aemtern, Landfchaften und adelihen Diftrikten, 
fo wie die Bewohner derjenigen Ortfchaften, welche hauptſächlich 
Landwirthſchaft treiben, und daher in dem Anhange Litr. B 
nicht verzeichnet find, wählen ihre Abgeordnete in verſchiedenen 
Mahldiftriften dergeftalt, daß in jedem Wahldiſtrikt Ein Ab- 
geordneter gewählt wird. 

Zu dieſem Behuf find die in Dem diefer Verordnung 
unter Litr. A angehängten PVerzeihniffe näher angegebenen 
Wahldiſtrikte gebildet, welche jedoch nur eine proviforifche Gül- 
tigfeit haben. 

Wahlberechtigt find diejenigen, weldhe in dem nämlichen 
MWahldiftrift Landeigenthbum von wenigftend 3200 Rbthlr. 
Steuerwerth; befißen; wählbar Alle, Die in irgend einem der 
in dem Anhange Lit. A angegebenen Wahldiftrifte mit Land» 
eigentbum von mwenigftend 6400 Rbthlr. angefeffen find. 

Menn Gebäude in den Landdiftriften oder in den zu den— 
felben gelegten Ortfchaften zur Hauöfteuer angefezt find, fo wirb 
der Betrag des Brandverfiherungswerthd mit gleicher Wirf- 
ſamkeit wie der Steuerwerth ded Landeigenthums in Anſchlag 
gebracht und berechnet; dad Eigenthun eines folhen Gebäudes 
ift alfo, auch wenn fein Landbeſitz damit verbunden ift, zur 
Wahlberechtigung hinlänglih, wenn der Brandkaffewerth wer 
nigftend 3200 Rbthlr., und zur Wählbarkeit, tvenn er mwenig- 
ftend 6400 Rbthlr. ausmacht. 

Obgleih nad obigen Vorſchriften eigenthümliche Befißuns: 
gen, welche in verfhiedenen Wahldiftriften belegen find, im 
Allgemeinen zum Behuf der Wahlbereshtigung und des Wähl- 
barkeit wicht zufammengelsgt werden können, fo fol ſolches 
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doch in denjenigen Fällen geftattet feyn, wenn. dieſe eigenthüm⸗ 
lichen Befißungen ald Ein landwirthſchaftliches Ganze bewirth- 
fhaftet "iverden. Die Zufammenlegung gefhieht alddann in 
dem Wahldiftrifte, wo die Gebäude belegen find, von welchen 
‘aus der: landwirthfihaftliche Betrieb beforgt wird. 

In Anfehung der Städte Burg und Nerocdfjöbing, fo 
wie ded Ortes Marftall, weldhe mit den Inſeln Fehmern und 
Aeroe zu gemeinfhaftlihen Wahlen verbunden find (Anhang 
Litr. C), wird die Wahlberehtigung und die Wählbarkeit nad 
dem für die Städte feitgefezten Maafftabe ($. 15) beftimmt, 
und die Wahlberechtigten in diefen beiden gemifchten Diftriften 
können fowohl Städter ald Fleine Landbefißer aus ihren Di: 
ftriften zu Abgeordneten wählen *). 

$. 15. 

Die Städte und Diejenigen Ortſchaften, welche vorzugs weiſe 
bürgerliched Gewerbe treiben, machen diejenigen 10 Wahldiftrifte 
aus, welde in dem  diefer Verordnung unter Litr. B ange: 
bängten Berzeihniffe aufgeführt find. Diefe Wahldiftrifte haben 
nur proviforifhe Gültigkeit. Wahlberechtigt ift in den Städten 
und den erwähnten Ortfchaften, wer innerhalb des Wahldiftrifts 
ein Eigenthum an Häufern befizt, welche einen Brandfaffewerth 
von wenigftend 1600 Banfthalern haben. Befizt ein Haus: 
eigenthümer zugleich innerhalb des Weichbildes belegened Land, 
fo ift der Betrag, nah welchem es zur Banfhaft angefezt ift, 
ben Brandfaffe-Tarato hinzuzurehnen. Wählbar ift derjenige, 
welchem in Einem der in dem Anhange (Litr. B) angeführten 
Wahldiſtrikte Häufer und Grundftüce gehören, die nah dem 
obengebachten Maaßftabe zufammen den Werth von mwenigftend 
3200 Bankthalern haben. 

$. 16. 

In denjenigen Diftrikten, für welde die Brandverfiherung 
der Gebäude nicht gefeßlih ambefohlen it, tritt in Anfehung 
der Gebäude, welche bei feiner Brandkaſſe verfihert find, an 
Der dreifache Geſetzes-Anhang unter Litr. A, B und C von 


nur lokalem SIntereffe, hat hier feinen Plab finden können. 
Der Heraudgeber. 
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die Stelle des zur Beftimmung der Wahlberehtigung und der 
Wählbarfeit feftgefezten Brandverfiherungswerthö, dad Taxa⸗ 
tun, weldes in Uebereinftiimmung mit den 66.15 und 18 der 
Verordnung von 15. Dezember 1802, betreffend die Ausſchrei— 
bung einer neuen Steuer vom Eigenthum und der Benußung 
liegender Gründe, ermittelt ift. 
DE $. 17. | 
Für jeden Wahldiftrift werden Wir einen Wahldireftor 
‚ernennen, der, wenn er Uns noc feinen Eid geleiftet hat, einen 
ſchriftlichen Eid an Unfere Schleswig = Holftein = Kauenburgifche 
Kanzlei einzufenden hat, worin er Treue gegen ‚Und und die 
redlihe Erfüllung der ihm in feiner Eigenfhaft als Wahldi⸗ 
reftor obliegenden Pflichten angelobt. Bei dem von ihm ge: 
leifteten Eide fol er verbunden feyn, die Pflichten des ihm 
anvertrauten Geſchäfts den Vorfchriften Der gegenwärtigen Ver: 
ordnung gemäß, treu und redlich zu ‚erfüllen. 
| $. 18. 
Ä Zum Behuf der Mitwirkung bei dem Wahlgeſchäfte und 
der Protofolfführung müffen ſtets Wahlaffiftenten und 2XBahl- - 
fefretäre gegenwärtig feyn, weldhe von dem Wahldireftor, aber 
immer nur für dad jedes Mal bevorftehende Wahlgefihäft er— 
nennt werden. Sind die folhergeftalt ernannten Männer noch 
nicht beeidigt, fo haben auch fie den Eid der Treue ($. 17) 
fhriftlih abzulegen, und an den Wahldireftor einzufenden. 
Bei den von ihnen geleifteten Eiden follen fie zur redlichen 
Erfüllung der Ddenfelben in der ihnen angewiefenen Stellung 
vorfhriftmäßig obliegenden Pflichten verbunden feyn. 

' Der Wahlaffiftenten find Biere. In den Städten erwählt 
der Wahldireftor fie zunächft aud den Ddeputirten Bürgern, 
oder anderen vorzugsweife dad Vertrauen ihrer Mitbürger 
genießenden Einwohnern; auf dem Lande aus den bereitd ge— 
wählten Borftehern, Vertretern und Vollmachten, oder in deren 
‚Ermanglung aus den angefehenften Angefeffenen in den ver- 
fhiedenen Bezirfen des Wahldiſtrikts. Die Zahl der Mahl- 

 feftetäre, welche zugleih mit den übrigen Wahloffizialen bei 
ben von ihnen abzugebenden Entfheidungen ein Stimmrecht 


haben, ift auf 2 beflimmt. Sn der MWahlverfammlung der 
Prälsten und Gutöbefiger werden zu Wahlaffiftenten. und 
Wahlfefretären anſäßige Landräthe und Diftriftödeputirte, oder 
wenn ihre Zahl nicht hinreichen ſollte, andere Gutsbeſitzer er- 
nannt. 

Sollte ein Wohlaſſi ſtent oder MWahlfefretär wegfallen, fo 
bat der Wahldireftor den Plab unverzüglich wieder zu befeßen, 
und, folded audh dann wo möglih wahrzunehmen, wenn bie 
Vakanz während des MWahlgefhäft3 und alfo vor Beendigung 
der Wahl einträte, damit die Zahl der Wahloffizialen, foviel 
nur immer thunlih, vollftändig vorhanden fey und der Fall 
‚einer etwanigen Stimmen-Parität vermieden werde. 

Sollte aber eine Stimmengleichheit eintreten, fo gibt Die 
Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


$. 19. 

Für jeden Wahldifteitt ift eine Lifte über die in demfelben 
befindlichen. wahlberechtigten und wählbaren Angefeffenen durch 
den Wahldireftor zu entwerfen, demnächſt mit‘ ſämmtlichen 
Wahlaffiftenten und Wahlfefretären durchzugehen, und wenn 
fie audgefertigt worden, von fänmtlichen — zu 
unterſchreiben. 

$. 20. 

Dem Wahldireftor follen diejenigen Beamte, welche nad 
ihrer Stellung offizielle Ausfunft darüber geben fünnen, in wie 
weit die Angefeffenen in einem Wahldiftrift die nach Diefer 
Verordnung vorgefihriebenen Bedingungen der Wahlberechtigung 
und der Wählbarfeit erfüllen können, alle Berzeichniffe, Extrakte 
und Nachrichten auf fein Verlangen unaufhältlich mittheilen, 
deren er zur Verfertigung dieſer Lifte bedürfen möchte. 


$. 21. 

Diefe Lifte, in — auch die Namen der Wahldirektoren, 
welche ein wahlfähig machendes Eigenthum beſitzen möchten, mit 
der Bemerkung aufgenommen werden müſſen, daß fie nur iu 
ihrem Diſtrikte nicht wählbar find, ift fpäteftens acht Wochen 
por der Wahl, unter Beifügung einer kurzen und faßlichen 


Ueberficht der gefeßlihen Vorfchriften über die für den MWahl- 
diftrift in Betracht fommenden Erforderniffe zur Wahlberech-⸗ 
tigung und Waͤhlbarkeit, öffentlih auszulegen, und an Die 
Beamten und Prediger im Diftrifte zu vertheiln, auch, daß 
ſolches gefhehen, wie ed der Umfang und die Beftandtheile des 
Diſtrikts erfordern, entweder in einer Zeitung, in den Wochen: 
blättern, oder in den einzelnen Kirchfpielen auf die für andere Be- 
kanntmachungen übliche Weife, zur öffentlihen Kunde zu bringen. 
- 6.22 

In den Städten und den dazu gelegten Ortſchaften ge: 
f&hieht die Auslegung der Lifte, welche bei dem Stadtfefretär 
oder dem Ortöbeamten zur Einfiht vorhanden feyn muß, auch 
auf dem Rathhaufe oder der Gerichtöftätte; in den Wahl⸗ 
diftriften auf dem Lande, wo Exemplare bei den Bredigern 
zur Einfiht hingelegt werden können, auch aufder Gerichtöftätte 
und bei den innerhalb ber Kirchfpiele wohnhaften Beamten. 

$. 23. 

Den Prälaten und Gutöbefißern hat der MWahldireftor 
die Lifte auf die für fonftige Bekanntmachungen üblihe Weife 
zur Kunde zu bringen. 

$. 24. 

Wenn Jemand glauben follte, daß in Diefe folhergeftalt 
($. 21—23) zur öffentlihen Kunde "gebrachten Liſten Ange 
ſeſſene des Wahldiſtrikts als wahlberechtigt oder wählbar auf: 
genommen ſind, welche die erforderlichen Eigenſchaften nicht 
beſitzen, oder daß Angeſeſſene, welche dieſe Eigenſchaften ha— 
ben, in den Liſten fehlen, ſo kann er bei dem Wahldirektor, 
unter Anführung der desfälligen Gründe, eine Anzeige davon 
machen. Eine ſolche Anzeige muß indeſſen innerhalb 14 Tagen 
von dem Zeitpunkte angerechnet, wo die Vorſchriften in den 
6$. 21, 22 und 23 vollſtändig zur Ausführung gebracht wor- 
den, befhafft werden, wenn fie Darauf gerichtet ift, Daß an— 
noh Namen auf die Liften der Wähler oder Wählbaren auf- 
genommen werben; eine fpätere Anzeige der Art findet für Die 
Dermalige Wahl Feine Berüdkfihtigung. Nah Ablauf Diefer 
Friſt wird von dem Wahldireftor ein Termin zur Prüfung 


— 


und Erledigung der eingegangenen Bemerkungen und Erinne⸗ 
rungen gegen die Wahlliſten angefezt. 
BT 

Zu diefen Termin, beruft er nicht allein die Wahlaffiftenten 
und Wahlfefretäre, fondern ladet auc) die dabei betheiligten Perfo- 
nen ein. Nachdem er in dem Termine die Wahlofficialen mit den 
bei ihm eingegangenen Bemerkungen über die Rigtigfeit und Bol: 
ftändigfeit der DVerzeichniffe, unter Vorlegung etwaniger felbige 
betreffenden Eingaben befannt gemacht hat, werden die erfchie= 
nenen dabei betheiligten Perfonen von ihm und den Wahloffi- 
cialen näher vernommen und nah hinlaͤnglich vorbereiteter 
Sade wird von dem Direktor, den Wahlaffiftenten und Wahl- 
fefretären über die gemachten Einwürfe entfchieden, über den 
ganzen Vorgang auch ein von ihnen zu unterfehreibendes Pro— 
tokoll durch Einen der Wahlfefretäre geführt, in welches zu: 
gleih die Gründe der Entfheidung aufzunehmen find. 

$. 26. 

Denn nach dieſen Entfcheidungen die Lifte berichtigt, und 
von färmtlihen Wahlofficialen unterfchrieben ift, oder wenn 
14 Tage feit Audlegung derfelben verfloffen find, ohne daß 
Bemerkungen oder Erinnerungen gegen. folhe eingefommen 
wären, fo ift ald Grundlage für die bevorfichende Wahl das 
Verzeichniß der Wählbaren zum Drud zu befördern, und 
jebem Wahlberechtigten fobald als wögtt ein Eremplar da⸗ 
von zuzuſtellen. 

In den Staͤdten und den * gelegten Ortſchaften 
haben überdem die Wahldirektoren ſich gegenſeitig dieſe Liſten 
mitzutheilen, und die nämliche Verbindlichkeit liegt den 
Wahldirektoren in den Wahldiſtrikten für Die kleineren Land⸗ 
beſitzer ob. 

| $. 27. Ä 

Damit dem Wahlbireftor die mit der Zeit erforderlich 
werdenden Berichtungen in den Wahlliften möglichſt erleichtert 
werden, follen die Beamten, welde ihm die zur Berferti- 
gung diefer Liften erforderlichen Extrakte, Verzeichniſſe und 
Nachrichten zu geben verbunden find ($. 20), gleicherweife 


u 


angewiefen werden, ihn im Verlauf des Maimonats eines jeden 
Jahrs von allen den Veränderungen in Kenntniß zu feßen, 
welche feit der lezten amtlihen Mittheilung eingetreten find, und 
von Einfluß auf Die Wahlliften feyn können. 

$. 28. 


Seder Wahldireftor hat den Tag, an welden die Mahl 
Statt finden fol, mit der Anzeige über den Ort der Berſamm— 
ung auf die im $. 21 vorgefchriebene Weife zeitig und we: 
nigftend acht Tage vorher, zur öffentlihen Kunde zu bringen. 
Eine gleihe Anzeige ded Tages und des Ortes iſt auf der 
jedem Wahlberechtigten zuzuftellenden Lifte der Wählbaren zu 
notiren, verbunden mit einer Aufforderung an den Waͤhler in 
der Wahl: Berfammlung zur beftimmten Zeit zu erfcheinen, 
ung Dafelbft diejenigen für ihm wählbaren Perfonen namhaft 
zu machen, die er zu Abgeordneten oder zu Stellvertretern zu 
wählen wünſcht. 

$. 29. | 

An dem Tage der Wahl verfanmeln fih der Wahldirek— 
tor , die Wahlaffiftenten und die Wahlfefretäre in dem Wahl— 
Tofale, zu welchem zwar auffer den Wahlberechtigten auch An- 
deren der Zutritt geftattet ift, doch fo, daß Jene dadurd nicht 
in der Ausübung ihrer Wahlbefugniffe geftört werden. Der 
Wahldirektor, welder den Vorfiß führt, eröffnet die Wahl: 
handlung durch Verlefung feines Commifforii, worin Die Rechte 
und Pflichten der Wähler und Wählbaren kurz zuſammenge— 
ftelt find; macht alle Beifommende auf die Wichtigkeit der 
vorzunehmenden Handlung aufmerffam, und forgt vornehmlid 
für Beobadtung der Ordnung. 


$. 30. 
Sollte Jemand in diefen Termine wider die Wahllifte 
eine Erinnerung dahin anbringen, daß in Diefelbe Angefeffene 
des Wahldiſtrikts aufgenommen wären, welche Die erforderli- 
hen Eigenfchaften nicht befißen, fo ‚haben die Wahlofficialen 
dieſſelbe annoch näher zu unterfuchen und möglihft aufzu— 
flären, und über Deren Werth oder Unwerth eine Entfheidung 


—— 


abzugeben, welche nebſt den Stunden zu — zu nehmen 
iſt. G. a | 
£ = 31. | ; 
Die Wahlaſſi ſtenten (F. 29), welchen, fo wie den BB. 
fefretären, der Wahldireftor die für fie beftimmten Plaͤtze an- 
weifet, haben die Namen ber einzelnen Wähler bei jeder Ab- 
ſtimmung zu nennen, und alle etwa erforderlihen Aufflärungen 
zu geben, zu deren Mittheilung ſie im — ſind. 
F. 82. 

Ueber alle in der Wahlverſammlung vorfallenden Ver: 
bandlungen wird von Einem der Wahlfefretäre, nad näherer 
Beitimmung des Wahldireftord, ein Protofoll aufgenommen. 
Getrennt von Ddiefem find aber befondere Protofolle über die 
Abftimmung durch die beiden Sefretäre und zwar dergeſtalt 
zu führen, daß Einer von ihnen bei dem Namen eines jeden 
MWählerd die Namen Derjenigen hinzufügt, auf welche derſelbe 
geſtimmt hat, der andere aber auf der Lifte der Wählbaren 
bei dem Namen eined jeden die ihm zugefallenen Stimmen 
bemerkt. Für die Stimmen, weldhe auf Wählbare auffer dem 
Mahlviftrifte abgegeben werden möchten, find befondere Folia in 
dem Abftimmungs-Protofol einzurihten, und darin die Nas 
men diefer Wählbaren und Die Zahl der ihnen zugefallenen 
Stimmen einzutragen. 


$. 33. Ä 

Menn die Wahlofficialen zugleih Wähler find, fo ſtim— 
men fie zuerft. Demnädhft ruft der Wahldireftor die Wähler 
einzeln nach einer gewiffen Ordnung, die fid in- einer beftimm- 
ten vorher befannt gemachten Regel gründen muß, zur Abge- 
bung ihrer Stimmen auf: Iſt eim Wähler, welcher Diefer 
Ordnung zufolge aufgerufen wird, nicht zur Stelle, fo darf 
die Wahlhandlung dadurh nicht aufgehalten, fondern muß: 
fortgefezt werden. Am Schluſſe derfelben find aber die Na— 
men Derjenigen, welde beim erften Aufruf nicht zugegen wa— 
ten, nochmals aufzurufen, und Diejenigen, welche fi alsdann 
nicht melden, für dad Mal beim Abftinnmen zu übergehen. 


Kür jeden Abgeordneten, — der Dit zur —— 
ſchen Verſammlung zu ſenden hat, nennt jeder Wähler die— 
jenigen zwei wählbaren Perfonen ($..5),,welde er zu wählen 
beabfihtigt, und macht fie bei der Abftimmung, welde auf 
die ganze Zahl der Abgeordneten zu richten ift, möglichſt ge— 
nau Fenntlih. nfonderheit muß er, wenn. er -Namen nennt, 
die fih auf der Lifte der Wählbaren feined Diſtrikts nicht fin- 
den, angeben, in welhen Wahldiſtrikte diefe für ihn wählbaren 
Perfonen angefeffen find, damit die Lifte für Diefen Wahl- 
Difteift nachgefehen und überhaupt Die Richtigkeit Der Angabe 
unterfücht werden kann. Die Sefretäre verzeichnen fämmtliche 
abgegebene Stimmen auf Die vorgefihtjebene Weiſe in ihren 
Protofollen, vergleichen felbige bei jeder einzelnen Abftimmung, 

und Iefen dad Niedergefchriebene Iaut vor, worauf ber lt 
welcher geftimmt hat, zurücktritt. 

Wenn ein Wähler folche Individuen ,' bie für ihn nidt 
wählber find, nennen follte, fo ift ihm die nöthige Aufklärung 
und Erläuterung zu ertheilen, zugleih aber bemerflih zu ma— 
hen, daß es ihm überlaffen bleiben müffe, fi für Angeſeſſene, 
Die für ihn wählbar find, zu entfheiden. Er ift aber nicht 
fofort zum Abftimmen aufzufordern, fondern zu entlaffen, und 
ihm zur Ueberlegung bis zum Schluffe des Wahlaftd Zeit zu 
geben, wo er dann wiederum zur etwanigen Abgebung feiner 
Stimme vorzufordern ift. 
$. 36. 

eben, welcher glauben möchte, in irgend einer Hinficht 
wider dad bei der Wahlhandlung beobachtete Verfahren Ein- 
wendungen machen zu fünnen, ift es bi zur bewerfftelligten 
Ermittelung des Refultats aus der Abftimmung geftattet, felbige 
und feine damit in Berbindung ftehenden Beſchwerden nebft 
den Gründen den Wahloffirialen vorzutragen. Diefe haben 
die Befchwerden fofort zu unterfuhen und Darüber nad ges 
nugfam Statt gehabter Erörterung zu entfheiden. Sowohl die 
Befihwerden nebſt den von dem Befhwerdeführer Dafür 


u ME 
angebrachten Motiven, ald auch, die zu publicirende Entfcheidung 


mit den Gründen find zu Protofol zu nehmen. Die Ent 


fheidung wird. bei dem ferneren Berfahren. zu Grunde gelegt, 
und das Wadhlgeſchaſt findet ſeinen Fortgang. 
$. 37. 


Wenn färmttligen anwefenden Wählern — die vorge⸗ 
ſchriebene Weiſe Gelegenheit zum Abſtimmen gegeben iſt, ſo 


ſind die Protokolle nochmals zu vergleichen, zu dem Ende 


laut zu, verleſen und Die etwa befundenen Irrungen zu be— 
richtigen, Findet die Abſtimmung in mehreren Sitzungen 
Statt, fo. muß folhed am Schluffe einer jeden Sikung ge- 
fhehen. Sind folcergeftalt alle. zur Abftimmung gehörigen 
Verrichtungen vorgenommen, fo werden zur Ermittelung des 
Reſultats derfelben die Stimmen, welche auf jeden Wählbaren 
gefallen find, zufammengezählt, und nad jeder Zufammen- 
zählung die Zahl der Stimmen in den Protofollen no— 
tirt, welche, fo wie das Berhandlungs = Protofoll, nad 
völlig beendigtem Gefchäft. von dem Wahldireftor, den Wahl: 
afidenere und den Wahlfefretären zu a dia find. 
$.. 38 

In denjenigen Diftriften, in welchen nur ein Abgeorbne- 
ter zu ermwählen ift, iſt Derjenige ald erwählter Abgeordneter 
auzufehen, welder die meiften Stimmen erhalten hat, und als 
Stellvertreter, Derjenige, auf welhen nah ihm Die meiften 
Stimmen gefallen find. Eben fo find in denjenigen Diftriften, 
welche mehrere Abgeordnete zur fländifhen Verſammlung zu 
ſenden haben, Diejenigen, welhe hiernach bid zur vollftändig 
gefchehenen Ausmittelung der verordnungsmäßigen Anzahl von 
Abgeordneten mehr Stimmen ald irgend ein anderer gehabt 
haben, ald erwählte Abgeordnete, und Diejenigen, welche nad 
ihnen bid zur befhafften Audmittelung der vorfhriftämäßigen 
Zahl von Stellvertretern die meiften Stimmen gehabt haben, 
als erwählte Stellvertreter, und zwar in der Ordnung zu 
proclamiren und erforderlihen Falls zur ftändifhen Berfamm- 
lung einzuberufen, die fih nad der Mehrheit der auf jeden 
einzelnen Stellvertreter gefallenen Stimmen ergibt. Sind die 
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meiſten Stimmen über Mehrere, welche zufolge des Obigen 
als Abgeordnete und Stellvertreter in Betracht kommen könn⸗ 
ten, gleich vertheilt, ſo entſcheidet unter dieſen das Loos. 
Dieſe Looſe werden von Einem der Wahlſekretäre bereitet. 
Für die etwa Abweſenden werden die Looſe durch Wähler 
gezogen, —— der Wahldirektor — auffordert. 

639. 1%; 

Der Ausfall der Wahl ift * * Wahldireklor in 
feinem Wahldiftrifte befannt zu machen, und unter Beifügung 
der Protofole an Unſere un. ee ee A 
Kanzelei einzuberichten. De: Kr Hass ze ZEGEEEE 

8.40. W — et 

Sobald aus fämmtlichen Wahldiſtrikten die Berichte uni: 
Protokolle über Die vollzogenen Wahlen bei Unferer Schlepwig- 
Holſtein⸗Lauenburgiſchen Kanzelei eingegangen: find,‘ werden 
Mir hinfichtlih Derjenigen, welche nah Maßgabe des allge: 
meinen Gefeßed. vom 28ften Mai 1831 6. 3 zur Artitahnte 
der etwa auf fie gefallenen Wahl Unſerer Erlaubniß bedür— 
fen, Unfere allerhöchfte Reſolution“ ertheilen! Hiernächſt! fol 
dad Refultat ſämmtlicher RUN: zur re Kunde ge: 
bracht werden. 

$. 41. Ä 

Menn die ftändifche Berfammlung yüfänimentreten fol, 
werden Wir’ felbige durch ein Patent, ‘worin der Tag der 
Eröffnung feftgefezt ift, einberufen. Ohne eine folde Ein- 
berufung fünnen ſich die Abgeordneten zu einer ſtaͤndiſchen 
Verſammlung nicht vereinigen. 

Die ftändifhe Verſammlung ſtellt ſofort ihre Janttionen 
ein und geht auseinander, ſobald ihr durch Unſeren Commiſ— 
farius die Aufhebung derfelben angekündigt ift. - 

$. 42. 

Zum Berfammlungdorte der Abgeordneten für das Her⸗ 
zogthum Schlefwig beftimmen Wir. bis meiter die Stadt 
Schleßwig. 

Daſelbſt iſt auch zu dieſem Behuf cin Gebäude anzuwei— 
fen, in weldem auffer den »Berfammlungs » Zimmer von 


— 


gehörigem Raume für die Pläbe ſämmtlicher Abgeordneten, Un- 
ſeres Kommiffariud ‚und der demfelben etwa beigeordneten 
Perfonen, aud die fonft erforderlihen Lokale, namentlih zu 
Comptoiren und zur ficheren Aufbewahrung der Protokolle 
und Akten der ftändifhen Berfammlung, vorhanden feyn 
müffen. . | 

Die dedfälligen näheren Beranftaltungen find von Unfes 
rem Kommiffariud in Berbindung mit dem Präfidenten der 
Berfammlung zu treffen. 
| $. 43. 

Nah erlaffenem inberufungdpatente werden wir als 
Mittelöperfon für alle Verhandlungen einen Kommiffarius er- 
nennen, dem Wir, den Umftänden nach, entweder für Die 
ganze Dauer der Verſammlung ober für einzelne in berfelben 
vorkommende Gegenftände der Berathung einen oder den an⸗ 
deren Beamten beiorbnen werden, damit fie nad näherer An⸗ 
weifung Unfered Kommiffarius in der Berfummlung erfheinen 
und über einzelne beftimmte Gegenftände die etwa erforder: 


er lichen Aufklärungen ertheilen können. 


$. 44. 

An dem in dem Patente dazu beftimmten Lage wird Die 
Berfammlung nad gehaltenem Gotteödienfte, durch den von 
Und ernannten Kommiffariud eröffnet. 

$. 45. 

Unfer Kommiffarius ann, jedoch ohne Stimmrecht zu 
haben, allen Sißungen der VBerfammlung beimohnen, und in 
denfelben dad Wort nehmen, fobald und fo oft er ed ange- 
meſſen finde. Nur bei den Abrtimmungen nah förmlicher 
Verhandlung ($. 74), und bei der Prüfung der audgearbei- 
teten Schriften und Auffäße 6 54 und 2) ift er nicht 
gegenwärtig. 

Unſer Kommiffarius cheilt der ſtaͤndiſchen ——— 
die landeshertlichen Propoſitionen mit, gibt die nöthigen Er— 
läuterungen, ſowohl bei Mittheilung der Propoſitionen, als 
im Laufe der Verhandlungen, und empfängt die von der Ver: 
fommlung abzugebenden Erklärungen und BEER: fo wie 
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ihre ſonſtigen Vorſtellungen, Bitten und Beſchwerden zur 
weiteren Beförderung an Uns. Alle Mittheilungen zwifhen 
der Regierung und der Verfammlung gehen daher dirk Un- 
ſeren Kommiffariud, und die Verfammlung hat über ſämmt— 
liche Gegenftände ihrer Wirffamfeit mit Niemanden auffer * 
zu verhandeln. 
G. 46. 

Die Abgeordneten können, mit Ausnahme des fürſtlichen 
Inhabers der erblichen Virilſtimme, in der Verſammlung 
keinen Anderen für ſich bevollmaͤchtigen. 


RE $. 47. Ä B, 

Zeder Abgeordnete hat ſich fpäteftend am Tage vor der 
Eröffnung der Verfammlung einzufinden, und, unter Produ= 
eirung der ihm nah $. 12 Diefer Verordnung. gewordenen 
Mittheilung über die auf ihn gefallene Wahl, feine Ankunft 
Unferem Commiffariud anzuzeigen, Iſt ein Abgeordneter behindert 
fi einzufinden, fo ift foldes zur Kunde des Kommiffarius zu brin= 
gen, und von ihm, befundenen Umftänden nad), der Stellvertreter 
einzuberufen, welcher dann während der ganzen Sitzung in 
Zunftion bleibt. Eine folde Einberufung ift fhon Dann er- 
forderlih, wenn ein Abgeordneter bei Eröffnung der derma- 
ligen Berfammlung bis zum Ablauf der erften von dieſem 
Zeitpunkt an laufenden Woche zu erſcheinen behindert iſt. 
‚Sollte aber auch der einberufene Stellvertreter während der 
Dauer der Verfammlung aus einer oder anderen Urfache, ver: 
hindert werden derſelben beizuwohnen, fo wird der Abge- 
ordnete, deſſen Stelle er vertreten, wieder einberufen, ‚wenn 
die frühere Verhinderungs-Uxſache wegfällig geworden, .. 


$. 48. 

Gleich nah Eröffnung der Verfammlung erläßt der Com⸗ 
miſſarius eine Aufforderung an die Abgeordneten, ihre etiwa- 
nigen Einnerungen wider die Richtigkeit der in den einzelnen 
Wahldiſtrikten Statt gehabten Wahlen anzuzeigen, dieſe Erin» 
nerungen mögen nun Darin beſtehen, daß einem gewaͤhlten 
Die erforderlichen Eigenfhäften zur Waͤhlbarkeit fehlteit‘, odet 
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daranf begründet feyn, daß eine gefebmäßige Wahl: rechtö- 
widrig verworfen worden ift. ‚Zugleich hat der Kommiſſarius 
die Zweifel, welche er felbft in den gedachten Beziehungen 
hegen möchte, den  verfammelten Abgeordneten vorzulegen. 
Hierauf finden die nöthigen Berathungen und Verhandlungen 
über Die etwa angebrachten Erinnerungen und Einwendungen 
‚Statt, bei denen ein Mitglied, weldes von unferem Kom— 
miffariud dazu auserfehen wird, dad Protokoll führt. Sowie 
die Verhandlungen über eine Einwendung zu Ende gebracht 
find; bringt: der Kommiffarius die Frage zur Abſtimmung. 
Stinmmt mehr als ‚die Hälfte.ber anweſenden Abgeordneten für 
die Unglltigkeit einer: Wahl, fo ift fie aufzuheben, im ent- 
gegerigefejten Falle hat ed aber bei berjelben fein Verblei—⸗ 
ben. Wenn die Entfheidungen foldergeftalt erfolgt find, fo 
iſt Peine - Einwendung wider die Wahl eines ‚Abgeordneten 
‚weiter zuzulaffen. - 

| i 6. 49. 

Sind überall Feine Einwendungen wider die Wahlen der 
Abgeordneten angebracht, oder find die angebrachten auf vor: 
ſtehende Weife erledigt, fo fordert Unfer Kommiffarius den 
Helteften in der Verfammlung auf, die Wahl eined Präfiden- 
ten zu leiten. Diefe befhieht durch Zettel. Jedes Mitglied 
überreicht Daher dem Welteften in der Verſammlung einen Zet- 
tel, worauf es ben Namen Dedjenigen gefchrieben hat, auf 
den feine Wahl gefallen if. Wenn alle Stimmzettel einge 
reicht find, beruft: der Weltefte zwei Mitglieder zur Verzeich— 
nung der Stimmen, und überliefert zu dem Zwecke jedem 
derſelben eine Lifte, auf welcher fi die Namen ſämmilicher 
Abgeordneten in alphabetiſcher Ordnung befinden. Hiernaͤchſt 
Öffnet ex die Zettel und verlieſst die darauf bezeichneten Namen. 
Die folhergeftält verfündeten Wahlftimmen werden von jeden 
der berufenen beiden Mitglieder auf der Lifte bei dem Namen 
Desijenigen verzeichnet, auf welchen fie gefallen find. Nach 
gefchehener Verzeihnung ſaͤmmtlicher Stimmen werden die bei- 
den Liſten und die darauf verzeihneten Stimmen unter ſich 
und mit den zu dem Ende hingelegten Stimmzettel verglichen, 
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etwa vorgegangene Irrungen berichtigt, und, wenn ſolches ge- 
ſchehen, die Stimmen gezählt. Dasjenige Mitglied, welches 
hiernach die meiſten, und zugleich nicht weniger als ein Dritt- 
theil der abgegebenen Stimmen erhalten hat, ift von dem, 
welcher die Wahl leitet, ald Präfident der Verfammlung zu 
proclamiren, und nimmt den für den Präfidenten beftimmten 
Platz ein. Hat kein Mitglied eine fo große Anzahl Stimmen 
erhalten, fo ift unter Beobachtung. der vorgefchriebenen Re- 
geln von Neuem zu ſtimmen. Erhält auch fodann fein Mit- 
glied wenigftend ein Drittheil fämmtliher Stimmen, fo ift 
zwar 'abermald zu flimmen, jedoh nur auf Diejenigen brei 
Mitglieder, welche bei der zweiten Abftimmung mehr Stim- 
men, ald irgend ein andered Mitglied der Verſammlung, er= 
halten haben. 

Sind bei der erften Abftimmung oder bei einer Umftim- 
mung gleihe Stimmen für mehrere Mitglieder vorhanden, von 
denen Jeder für fih ein Drittheil aller Stimmen hat, fo wird 
von diefen Einer durd einfache Stimmenmehrheit gewählt, und 
wenn aud hier Gleichheit der Stimmen eintreten follte, fo 
gibt das höhere Alter den Ausfhlag. Auf gleiche Weife ift 
ed in dem alle zu verhalten, in welchem es nah Maaßgabe 
obiger VBorfhrift zur Frage fteht, welche drei Mitglieder der 
Berfammlung zur engeren Wahl zu ftellen find. 

$. 50. W 

Den Geſchaͤftsgang in der ſtaͤndiſchen Verſammlung leitet 
der Praͤſident allein, und unabhängig von der Gegenwart 
des Kommiffarius. Er fieht befonders dahin, daß Gegenftände, 
welde nicht vor die Verfammlung gehören ($. 78), auf den 
vorfhriftämäßigen Weg verwiefen werden. Es ift ihm über- 
laffen, in wie weit er an den Verhandlungen über die Pro= 
pofitionen Theil nehmen will. Nur gibt er bei Achftimmun- 
gen nach fürmliher Verhandlung ($$. 74 und 75) feine 
Stimme ab. An ihn werden die Vorträge in der Verſamm⸗ 
lung ($. 72) gerichtet. Er ftelt, nachdem ein Gegenftand 
hinreichend erörtert worden ift, Die Frage, Über welche abge 
fimmt werben foll; und von feiner Verfügung hängt zunächſt 
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Alles ab, was auf Ordnung in der Verfammlung Beziehung 
bat. Er beftimmt die Gefhäftdorbnung, und hat jedes Mit- 
glied zu erinnern, weldes von Ddiefer und ber Ordnung der 
Verfammlung abweichen follte. Beſonders hat er darauf zu 
ſehen, daß die Berathungen und Arbeiten der Berfammlung 
möglihft befhleunigt werden, und daß ſolche zunädft auf 
die Tandeöherrlihen Propofitionen, die ſtets vor allen von 
den Mitgliedern durch ben Präfidenten zur Berathung ge- 
brachten Gegenftänden in der Verfammlung zur Erörterung 
kommen müffen, gerichtet werden. Er ift Daher auch verpflichtet, 
etwanigen in Diefer lezten Beziehung von Unſerem Kommiſſa— 
rius an ihn ergangenen Aufforderungen zu entfprechen. 
$. 51. 

Sobalb der Präfident feine Funktion angetreten hat, wird 
unter feiner Zeitung zur Wahl eined Bicepräfidenten gefchrit- 
ten, felbige im Uebrigen aber ebenfo wie Die Wahl ded Prä- 
fidenten bewerfftelligt. 

. 52. | 

Der Vicepräfident tritt ganz in Die Stelle, Rechte und 
Pflichten des Präfidenten ein, wenn diefer zu fungiren behin- 
dert wird, hat aber im entgegengefezten Falle nur die Rechte 
und Pflichten der anderen Mitglieder. 

$. 53. | 

Wenn die Wahl ded Vicepräfidenten beendigt ift, fchreitet 
die Verfammlung zur Wahl von zwei Sefretären. Auch dieſe 
gefchieht dur Stimmzettel. Jedes Mitglied hat auf einen 
folden Zettel die Namen derjenigen beiden Mitglieder zu ver- 
zeichnen, auf welche feine Wahl gefallen ift, und felbigen dem 
Präfidenten zu überreihen, unter deffen Zeitung dann ferner- 
weitig, wie bei den vorhergedadhten Wahlen, zu verfahren ift. 

Die Sefretäre nehmen hiernächſt die für fie beflimmten 
Pläße ein. 

. $. 54. | 

Die Sefretäre führen dad Journal über die eingefomme- 
nen Saden, und dad Protofol über die Verhandlungen in 
der Verfammlung und deren Refultate. 
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Beim Anfang einer jeden Sitzung wird das Protololl 
= vorhergehenden Sitzung von demjenigen Sekretär, welcher 
ed geführt hat, verlefen, und nad erfolgter Genehmigung von 
dem Präfidenten und den beiden Sefretären unterzeichnet. Die 
Sekretäre, welde an den Verhandlungen und Abftimmungen 
Theil nehmen, verfaffen ebenfalld im Allgemeinen, und nur 
mit den im $. 77 bezeichneten Ausnahmen, und näheren Be: 
ftimmungen, ale Schriften und Ausfertigungen für ‘die Ver— 
fammlung. 
Diie Vertheilung ber den Sefretären obliegenden Arbeiten 
iſt, die Genehmigung des Praͤſidenten vorbehältlich, ihrer 
Uebereinkunft zu überlaſſen, in Ermangelung derſelben aber 
vom Präfidenten zu beſtimmen. 

Zur Führung eines Copiebuh3 und zur. Bejorgung der 
erforderlihen Reinſchriften, kann der Präſident zuverläffige 
Beute gegen eine paſſende Bezahlung annehmen. 

$. 55. 

Die Mitglieder, welche zum Präfidenten, zum Vicepraͤ⸗ 
ſidenten und zu Sekretären erwählt worden find, behalten 
Diefe Eigenfhaften nur für Die Dauer Einer, nah Maaßgabe 
des $. 41 von Und einberufenen. ftändifhen Verſammlung, 
und Die auf fie gefallene Wahl kann nur mit Genehmigung 
der Verſammlung abgelehnt werden. 

$. 56. 

Wie etwanige ‚Einwendungen und Erinnerungen gegen 
die Wahlen Der Abgeordneten van der ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lung zu ‚erledigen find ($. 48), ſo hat ſie auch in ‚gleicher Art 
und unter Beobachtung :eines gleichen :Verfahrend in denjeni⸗ 
gen Fällen zu sentfheiden, in welchen es zur Frage fteht, ob 
ein Gewählter die Eigenfihaften verlaren hat, die "dazu erfor⸗ 
derlich find, um Mitglied einer ftändifhen Verfammlung zu 
feyn ($. 4.), und derfelbe ſich gleichwohl nicht zum freiwilligen 
Rücktritt veranlaft fände. 

Es wird hiebei aber ‚feftgefezt, daß der Verluſt eines 
wählbar madhenden Eigenthums ‚nur dann ‘die Befugniß zur 
Theilnahme an den ftändifchen Verſammlungen .aufhebt, wenn 
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binnen Jahresfriſt dieſer Verluſt nicht durch die Erwerbung 
eines anderen wählbar machenden Eigenthums erſezt worden 
iſt. Zur Zeit der Einberufung einer ſtändiſchen Verſammlung 
ift indeffen der Befiß eines folhen Eigenthums ftet3 und ohne 
Rückſicht darauf erforderlih, ob Diefe Unterbredung fürzer ald 
ein Jahr gewährt hat. 

$. 57. 

Wenn aus gültigen Urſachen ein Abgeordneter wegfällt, 
fo ift der Stellvertreter fofort von dem Kommiflarius einzu: 
berufen. 

$. 58. 

Die ftändifhe Verſammlung kann aud Entfheidungen 
abgeben, welche die Berichtigung der Wahlliften betreffen, 
jebod nur mit einer auf fünftige Wahlen befchränften Wirk: 
famfeit. Denn das etwanige Ergebnif, daß Einem oder dem. 
Andern gefeßwidrig Wahlberehtigung und Wählbarkeit beige: | 
legt oder entzogen worden, hat keinesweges die Ungültigkeit 
der ganzen Wahlhandlung zur Folge ($. 48). 

$. 59. 


Jeder Abgeordnete kann in der Verfammlung auf ord— 
nungsmäßigem Wege Anträge mahen, und zu den gemachten 
Anträgen Zufäße und Beränderungen in Vorfchlag bringen, 
wie er denn auc befugt ift, über alle auf gehörigem Wege 
in der Verfammlung zur Sprache gebrachten Gegenftände zu 
reden. Da er fih hierbei nur durch Die Berückſichtigung ded= 
jenigen leiten zu laffen hat, weldes nad feiner gewiffenhaften 
Meberzeugung zur Förderung des Gemeinwohld beitragen kann, 
fo darf er auch von den Wählern Feine bindenden Inſtruktio— 
nen annehmen. Bewohner eingd Wahldiſtrikts können jedoch 
verlangen, daß ber Abgeordnete fie betreffende Bitten und 
Beſchwerden der Verfammlung vorlege, und felbige in fo weit 
‚unterftüße und reqtſernge⸗ als es mit ſeiner Ueberzeugung 
übereinſtimmt. | 

. 60. 

Ohne ‚gültige Urfahen, und ohne Vorwiſſen des Prä- 

fidenten, darf kein Abgeordneter aus der Verſammlung 
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wegbleiben. Wird ein Mitglied durch Krankheit oder andere 
dringende Urfachen auf längere Zeit verhindert, an den Sikun= 
gen Theil zu nehmen, fo muß der Präfibent foldes dem 
Kommiffarius anzeigen, weldher dann den Stellvertreter ein= 
beruft, fo ferne die Umftände ed zulaffen, daß derfelbe annoch 
an den Verhandlungen Theil nehmen kann, 
| 5. 61. 

Jedes Mitglied muß ſich der Entſcheidung des Präſidenten 
über Verftöße gegen die Ordnung unterwerfen, und kann den 
Präfidenten auf folde Berjtöße, zum Behuf der Rüge, auf 
merffam machen, wenn e3 dergleichen wahrzunehmen glauben 
ſollte. 

$. 62. 

Um Beſchlüſſe faffen zu fünnen, müffen menigftend drei 
Diertheile fammtlicher Mitglieder in der Berſammlung gegen: 
wärtig feyn. In denjenigen Angelegenheiten, in welchen Die 
Berfammlung zu entfiheiden hat, erfolgt die Entfheidung nad 
Stimmenmehrheit.. Sind die Stimmen für zwei einander ent 
‚ gegenftehende Meinuͤngen glei) getheilt, fo ift die zur Erörte— 
rung gebrachte Motion als hinfällig zu betrachten. Diefe all- 
gemeine Regel kömmt auch auf die in ben $$.48, 56 und 71 
bezeichneten Fälle, unter den daſelbſt vorgefchriebenen näheren 
Beftimmungen, zur Anwendung, während ed in Anfehung 
der durch die Verfammlung zu treffenden Wahlen nad den in 
ben $$. 49, 51, 53 und 66 gegebenen Vorſchriften zu ver- 
halten ift. 

Mad die Gegenftände betrifft, welhe Wir der Verſamm⸗ 
lung zur Berathung haben vorlegen laffen, fo wird Und die 
jenige Meinung, für welche die Mehrheit fich erflärt hat, ald 
Meinung der Verſammlung vorgetragen. Iſt Parität der 
Stimmen vorhanden, fo find Und beide Meinungen vorzutras 
gen, wie ed denn auch bei getheilten Stimmen immer der Mi: 
norität freifteht, zu verlangen, daß ihre abweichende Anficht, 
unter Ausführung der Gründe, in dad an Uns gelangende 
Gutachten aufgenommen werde. Ueber Die Propofition eines 
Mitgliedes der Berfammlung wird nur dann ein Gutachten 
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derſelben an Und erſtattet, wenn mehr als die Hälfte der ab⸗ 
gegebenen Stimmen ſich dafür erflärt hat. 
63. 

Wenn ein Abgeordneter einen Befhluß der Berfammlung 
durd feinen Antrag über einen befondern Gegenftand zu be= 
wirfen, und daher felbigen an die VBerfammlung zu richten 
beabfichtigt, fo hat er den Vorfchlag in Form des Befchluffes, 
Den er zu bewirken gedenft, fohriftlih abzufaffen, und bei dem 
Präfidenten einzureihen. Diefer bringt denfelben fodann, in= 
Dem er ihn zu gleiher Zeit abfhriftlihd Unferem Kommiffarius 
mittheilt, durch Befeftigung an einer Tafel zur Kenntniß ber 
ganzen Berfammlung, und beftimmt den Tag zur Einbringung 
ded Vorſchlags. Zur fefigefezten Zeit hält demnaͤchſt der Pro= 
ponent feinen Vortrag, Wenn nah Beendigung. deffelben 
Niemand den Gegenftand für fo berückſichtigungswerth erflärt, 
Daß er annoch in einem Ausſchuſſe zu bearbeiten ſey, oder 
wenn die Mehrheit der Verſammlung ſich gegen eine ſolche 
Bearbeitung audfpriht, fo ift der Antrag als zurückgemiefen 
zu betrachten, und darf bei der dermaligen Verfammlung von 
feinem Abgeordneten erneuert werben. 

$. 64. 

Wird dagegen ein folder Antrag von der ——— 
zu einer näheren Berückſichtigung geeignet befunden, fo iſt ein 
Ausfhuß zum Behuf ded Vortragd über die Propofition zu 
wählen. 

$. 65. 

Wenn durch Unferen Kommiffariud der Verfammlung eine 
Propofition vorzulegen ift, fo wird folde gleihfall3 von dem 
Präfidenten durch Befeftigung an einer Tafel zur Kunde der 
ganzen Verfammlung gebracht. Wird in der Sikung, in wel: 
her Unfer Kommiffarius die Propofition vorlegt, von Keinem 
in der Verſammlung auf Erwählung eined Ausſchuſſes ange: 
tragen, fo hat die Berfammlung in der naͤchſten Sißung durch 
Stimmenmehrheit die Frage zu erledigen, ob die Ausführung 
der Propofition ohne vorgängige Bearbeitung in einem Aus⸗ 
ſchuſſe anzurathen fey. 
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Die Ausſchüſſe, in welchen die Gegenſtaͤnde der ſtãndiſchen 
Berathungen zur Verhandlung in der Verſammlung vorbereitet 
werden, beſtehen wenigſtens aus drei Mitgliedern, welche die 
Verſammlung nach relativer Stimmenmehrheit wählt. Jedes 
Mitglied überreicht zu dem Ende dem Präſidenten einen Zettel, 
worauf die Namen ſo vieler Abgeordneten von ihm geſchrieben 
ſind, als Ausſchußmitglieder gewählt werden ſollen. Sonſt 
geſchieht die Wahl auf die in den 96. 49, 51 und 53 vorges 
ſchriebene Weife. Für den Fall einer hier eintretenden Stim- 
mengleihheit gibt das höhere Alter den Ausſchlag. Der Prä- 
fident der Verſammlung kann indefien nicht zum Mitgliede 
eines Ausſchuſſes gewaͤhlt werden ($. 50). 

Die Mitglieder eines Ausſchuſſes erwaͤhlen nicht nur unter 
ſich denjenigen, welcher das Direktorium zu führen, ſo wie 
denjenigen, welcher den Vortrag in der ſtändiſchen Berſamm⸗ 
Jung zu halten hat, fondern vereinigen fih auch über Die 
etwa ‚fonft erforderlihe Vertheilung der Arbeiten. Ueberdem 
ſteht ed dem Ausſchuſſe frei, bei der Berfammlung darauf an- 
zutragen, daß ihm ein oder dad andere Mitglied  beigeordnet 
werden möge. 

$. 67. | 
Die Sigungen der Ausfhüffe, aud denen kein Mitglied 
wegbleiben darf, ohne dem Dirigenten ſolches, unter Angabe 
der Behinderungd:Urfahen, angezeigt zu haben, müffen fo an- 
gefezt werden, daß fie nicht mit den Sißungen der fländifhen 
‘ Berfammlung ‚tollidiren. 
$. 68. 

Den Ausſchüſſen ($. 66) kann Unfer Kommiffarius, wann 
und fo oft er will, fchriftlih oder mündlich ‚Diejenigen Mitthei- 
Jungen machen, welche er für erforderlich hält. Den Berathun- 
gen in den Verſammlungen der Ausfhüffe wohnt er aber nur 
‚Dann bei, wenn er von ihnen Dazu eingeladen worden ift. 

$. 69. 

Der, in Uebereinſtimmung mit den Verhandlungen im 

Ausſchuſſe zu entwerfende, möglichft zu fördernde Bericht nebft 
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Antrag iſt in einer, Ausſchußſitzung zu verleſen, und wenn er 
dafelbft gebilligt ift, von ſaͤmmtlichen Mitgliedern zu unterfshreis 
ben. Für den Fal einer Meinungs = Verfhiedenheit müſſen 
diejenigen, welde mit der Mehrheit nicht einig find, ‚entweder 
in dem Berichte des Ausfhuffes ihre abweichende Meinung 
ausführen, oder ein befondered Gutachten nebft Antrag beifügen, 
und mit Beziehung darauf den Bericht unterzeichnen, welcher 
demnächſt an den Prafidenten eingeliefert wird. Diefer hat 
Dafür zu forgen, Daß folcher nebft dem etwanigen abweichenden 
Gutachten der Minorität wenigftend drei Tage, che er in der, 
DVerfammlung zum Bortrag fommt, zur Einfiht in berfelben 
hingelegt wird. 
$. 70. 

Un den Tage, welhen der Präfident zu dieſem Vortrage 
beftimmt hat, wird feldiger entweder von dem Dirigenten oder 
von demjenigen Mitgliede des Ausſchuſſes, welches dieſer dazu 
auderfehen hat, in der Verfammlung gehalten. Betrifft der 
Vortrag eine von einem Abgeordneten angebrachte Propofition, 
.fo kann diefe, nad Beendigung ded Vortrags, nur mit Zu: 
fliimmung aller Mitglieder der Verſammlung zurückgenommen 
werden. ft eine folde Propofition nit hinfällig geworben, 
ober betrifft der Vortrag eine durch Unferen Kommiffariud ge— 
gemachte Propofition, fo eröffnet der Präfident unmittelbar nad 
Beendigung deffelben eine vorläufige Berathung über den Ge- 
genftand, melde ‚hauptfählid den Zweck hat, die Mitglieder 
näher zu infteuiven, und Die Frage zu erledigen, ob die Sache 
im Ausſchuſſe gehürig vorbereitet ſey, oder weitere Vorarbeiten 
der förmlichen Berhandlung und Abftimmung in der Berfamm- 
lung worangehen müflen. Bei diefer vorläufigen Berathung 
kann jedes Mitglied wieberholt das Wort nehmen, Erläuterun- 
gen non dem Berichtöerftatter des. Wludfchuffes, von dem Kom= - 
miffarius oder demjenigen, der die Propofition gemacht hat, 
verlangen, und Abänderungen ‚oder Zufäße in Vorſchlag brin- 
gen, welde dann gleihfalld mit zu berathen find. Ein Mit- 
glied, . welches bei dieſer Berathung dad Wort nehmen will, 
erhebt ſich von feinem Sitze. Sind Mehrere aufgeflanden, 
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ſo beſtimmt der Priſdent die Ze in der fie reben 
ſollen. 

$. 71. 

Findet der Präfident, daß der Zweck der vorläufigen Be- 
rathung erreicht ift, fo bringt er, wenn von einem Mitgliede 
Darauf angetragen wird, zur Abftimmung, ob die Sache noch 
einer ferneren vorgängigen Bearbeitung in dem Ausſchuſſe bes 
Dürfe, und. alfo zuvor an ſolchen zurücgelangen müffe, oder 
ob fie nunmehr zur förmlichen Verhandlung und Abftimmung 
für geeignet zu halten ſey. Erklärt fih nicht mehr ald Die 
Hälfte der anmwefenden Mitglieder für dad Lezte, fo geht bie 
Sade an den Ausfhuß zurüd. Iſt dieſes nicht der Fall, fo 
beftimmt der Präfident den Tag, an welchem die förmliche 
Berhandlung und Abftimmung vorgenommen werden foll, und 
bezeichnet felbigen auf einem Anfhlagbogen, der an einer Dazu 
beftimmten Tafel zu befeftigen ift, unter Beifügung der Pro- 
pofition, fo wie der Namen bed Proponenten und des Aus- 
fhuß-Berichterftatterd. Diefer Anfhlagbogen ift zugleich fo ein= 
zurichten, daß Diejenigen Mitglieder, welche über die Propofition 
zu reden beabfichtigen, ihre Namen darauf verzeihnen können. 

| $. 72. 


Am Tage der fürmlihen Verhandlung, deren Zwed vor: 
nämlich darin befteht, Durh Zufammenfaffung und nähere Ent: 
wickelung des bei der vorläufigen Berathung Vorgekommenen, 
die endlihe Befhlußnahme gehörig vorzubereiten, halten die— 
jenigen, welche fih zum Reben angezeichnet haben, ihre Vor⸗ 
träge zuerft. Jedes Mitglied redet nur Einmal, mit Ausnahme 
des Berichterftatterd, welcher Behauptungen eined Redners er- 
forderliden Falls berichtigen fann. Der Vortrag muß ſtets 
an den Präfidenten gerichtet feyn ($. 50), und ed ift unterfagt, 
einen anderen Abgeordneten, oder Unſeren Kommiffarius, oder 
Die ihm beigeordneten Beamte anzureden, ober * nur- in 
einer Rede namentlich aufzuführen. 

. 73. 

Sanmliche Borträge in der Verſammlung werben ftehend, 

von dem Plage ded Vortragenden aud gehalten. Schriftliche 


Yudarbeitungen adzulefen ift nicht geftattet; von dem Propo- 
nenten ift jeboh die von ihm an die VBerfammlung gerichtete. 
Propofition ($. 63): zum verlefen, fo wie von dem Referenten 
eines Ausſchuſſes der Bericht deffelben und dad etwanige Be— 
‚denfen der Minorität in dem Ausfhufe. Auch find die Se- 
fretäre, wenn fie dad Protofoll oder eine Ausfertigung vorzu- 
lefen haben, fo wie ferner der Präfident und Unfer Kommiffarius, 
oder die ihm etwa beigeordneten Beamten ($. 43) an jene 
Regel nicht gebunden. 


| $. 74. 

Wenn die Vorträge beendigt ſind, und die Sache zur 
Beſchlußnahme reif iſt, fo bringt der Präfident den Öegenftand 
zur Abftimmung, indem er entweder den ganzen Inhalt der 
Propofition zufammenfaßt, oder felbigen in verſchiedene, mög- 
lichft einfache,. und. für, die Form der Abftimmung geeignete 
Säbe oder Fragen auflöst, über welde dann einzeln zu ſtim⸗ 
men iſt. 


§. 75. 

Die Stellung der Frage, welche hiernach von dem Präſi- 
benten zu befhaffen Mt, kann nicht Gegenftand der Diskuſſion 
werden. Jedoch ift es jedem Mitgliede erlaubt, eine andere 
Faſſung vorzufhlagen, weldemnähft ed von dem Präfidenten 
abhängt, ober die feinige, oder’ ftatt derfelben die vorgefchlagene 
wählen oder die VBerfammlung darüber entfcheiden laffen will. 


$. 76. 

Die gewöhnlichen Abftimmungen gefchehen Durch Aufftehen 
oder Sißenbleiben, oder auf eine andere Art, die der Präfident 
nach Gutbefinden beftimmt. Spricht fih auf diefem Wege die 
Stimmenmehrheit nicht entſchieden aus, fo kann der Präfident 
eine förmliche Abftinnmung anordnen, und jedes Mitglied die 
Anorbnung derfelben von ihm verlangen. Die förmliche Ab- 
flimmung, bei welder die Sefretäre die Stimmen fammeln, 
nachdem fie Die * zuerſt — haben, geſchieht durch 
Kugelung. 


— 1. 


R | | 4. 77. 
Von der dligemeinen Regel, wornad Die — welche 
in Uebereinſtimmung mit dem Reſultate der Abſtimmung ab- 
zugeben find, von den Sefretären entworfen werden müffen 
($. 54), findet dann eine Ausnahme Statt, wenn eine Sade 
vorher in’ einem Ausſchuſſe behandelt worden ift, und die Mei- 
nung deffelben im Wefentlihen den Beifall der Verfammlung 
erhalten hat. Auch ift ed der Verfammlung unbenonmen, zur 
Abfaffung folder Schriften auch andere Mitglieder aus ihrer 
Mitte audzuerfehen. Wenn dad Bedenken der Berfammlung 
in einer Sade, die in einem Ausſchuſſe behandelt worden, nicht 
von Diefem entworfen wird, fo muß der beifommende Sefretär, 
oder. wer fonft zu Diefem Gefhäfte von der Verſammlung 
auderfehen feyn möchte, zum Behuf der Ausführung deffelben, 
‚ mit Den Mitgliedern des Ausſchuſſes die nöthige Rückſprache 
halten. Alle erwähnte Auffäße find dem Präfidenten zu liber- 
liefern, welcher fie in der Verſammlung verlefen läßt. Sind 
fie genehmigt, oder die für nöthig erachteten Berichtigungen 
darin vorgenommen, fo werden fie von dem Präfidenten und 
dem beifommenden Sekretär, oder wenn flatt des Gefretärd 
‚ein ‚anderes Mitglied zur Ausarbeitung berfelben außerfehen 

‚worden wäre, von dieſem unterſchrieben. | 
Die an Und gerichteten Bedenken find durch den Präfi- 

denten an Unſeren Kommiſſarius, zur weiteren Beförberung 

am Und, zu überfenden. | 
5. 785. 

Bitten und Beſchwerden Einzelner hat die ftändifche Ver⸗ 
ſammlung ſofort an die betreffenden Behörden oder an Uns 
unmittelbar zu verweiſen. Wenn aber Mitglieder von Be- 
drückungen einzelner Individuen beſtimmte Ueberzeugung erhal⸗ 
ten, fo können fie bei der Verſammlung mit gehörig konſtatirter 
Anzeige darauf —— Bar: —— — * die sie: 
dei Und verwende. BE 
Ä ee 5} | 
- Damit * weſentliche Inhalt der — in ben 

Derfammlungen zur öffentlihen Kunde gelange, Kat Unfer 


Kommiffarius dafür zu forgen, daß derfelbe, und zwar fo viel 
nur immer thumlich, noch während der Dauer der Verſammlung 
nach und nad, fo wie ein Refultat der Berathungen über einen 
Gegenftand vorliegt, in einer eigenen dafür beftimmten Zeitung, 
befannt gemacht werden. Zu dem Ende ift der Inhalt det 
Verhandlungen durch zwei zu folkhen Zwecke für die ganze 
Zeit der Verſammlung beſonders zu erwählende Abgeordnete, 
Unter Auffiht und Mitwirfung ded Präfidenten, zufammtenzu- 
— und durch dieſen Unſeren Kommiſſarius vorzulegen. | 
$. 80. 

Die Mitglieder der fländifhen Berſammlung erhalten auf 
deßfalls eingegebene Rechnung an Diäten, während der Reife 
und ihres Aufenthalts an, dem Verſammlungsorte, 4 Bank— 
thaler, und an Entfhädigung für die Reife-Untoften 11, Bank: 
thaler für die Meile, Die Repartition diefer Koften wollen 
Mir der Beſtimmung der fländifhen Verſammlung, unter 
Vorbehalt Unferer zu bewirfenden Genehmigung überlaffen. 
Für die erfte ftändifhe Verſammlung follen felbige aus Unferer 
Kaffe vorgefhoffen werden. 

6. 81. 

Daſſelbe findet, Hinfi Slich der Ausgaben Statt, * 
mit dern Wahlen ſelbſt an Druck- und anderen Koſten verbun— 
den find. 

Für die Reifen, Die Jemand unternimmt, um fein Wahl« 
recht audzuüben, findet aber feine Vergütung Statt. 

$ 82. 

Wie hinſichtlich ſämmtlicher Gefchäfte bei den Wahlen und 
in den ftändifhen Verfammlungen alle Gebühren wegfallen, fo 
wollen wir aud für felbige völlige Befreiung vom Stempel- 
papier abergnädigft zugeftanden haben. Ebenfo werden Wir 
die Veranſtaltung treffen, daß die Correfpondenz portofrei ge= 
führt werden könne, welche die von Und ernannten Wahldiref- 
toren oder Unfer Kommiffarius, zur Erfüllung der ihnen nad) 
gegenwärtiger Verordnung obliegenden Pflihten, zu führen 
haben. 


— so — 


Sollten Wir zur vollkommeneren Erreichung Unſerer landes⸗ 
väterlichen Abſicht für die Zukunft eine Veränderung in den 
wegen Anordnung und Regulirung der ftändifhen Verhältniffe 
erlaffenen Vorſchriften nöthig finden, fo werden Wir dieß al 
einen nah Maafgabe Unferes allgemeinen Gefeßed wegen Ans 
. ordnung von Provinzialftänden vom 28. Mai 1831 zu behan- 

delnden Gegenftand betrachten, und Die. foldhe "Beränderungen 
“ betreffenden Gefeß - Entwürfe der ftändifhen Verſammlung zur 
Berathung vorlegen laffen, ehe Wir darüber Unferen allerhöch— 
ften Beſchluß faffen. . | 

Wornach fih männiglic allerunterthänigft zu achten. 


Urkundlih unter Unferem Königliden Handzeihen und 
vorgedruckten Inſiegel. 


Gegeben in Unferer Königlichen Refidenzftadt Kopenba gen, 
den 15. Mai 1834, 


Frederifk N. 


| LS) 
Moltke. Söpp. Thomſen. 
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Verordnung, 
betreffend 


die Errichtung eines Oberappellations— 

gerichts und einer gemeinſchaftlichen Pro— 

vinzialregierung, für die Herzogthümer 
Schleswig und Holftein. 


Wir Frederik der Schste, 


von Gottes Gnaden König zu Dänemark, der 

Wenden und Gothen, Herzog zu Schleswig, Hol: 

fein, Stormarn, der Dithmarſchen und zu Lauen— 
burg, wie auch zu Oldenburg u. 2. 


thun Fund hiemit: In dem allgemeinen Gefeße wegen An- 
ordnung von Provinzialftänden in den Herzogthümern Schles- 
wig und Holftein vom 28. Mai 1831, haben Wir bereits 
Unferen allerhöchſten Befhluß zu eröffnen geruhet, nad wel- 
chem Die vorher bloß für dad Herzogthum Holjtein beabfich- 
tigte Trennung der Adminiftration von der Juftiz auch auf 
das Herzogthum Schleswig erftrecft, und alfo für beide Her: 
zogthümer zur Ausführung gebracht werden fol. Da Wir 
nunmehr die zur Vollzichung Unferes allerhöchſten Willens 
erforderlihen näheren Anordnungen und Vorſchtiften zu er- 
laffen Und allerhödhft bewogen finden, fo gebieten und befel)- 
len Wir demgemäß, wie folgt: 


§. 1. 

Es wird für beide Herzogthümer Schleswig und Holſtein 

ein gemeinſchaftliches Oberappellationsgericht mit den Funktio— 

nen eines Gerichtshofes lezter Inſtanz errichtet, welches gleich— 

falls für Unſer Herzogthum Lauenburg die höchſte Inſtanz 

bildet, und ſeinen Sitz in der Stadt Kiel hat. Sämmiliche 
* 6* 
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Gerichte und Landesdicaſterien in Unſeren Herzogthümern 
Schleswig und Holſtein ſind dem Oberappellationsgerichte in 
dem- Maafe untergeordnet, wie ſolches in der proviſoriſchen 
Gerichtöordnung für das Schleswig - Holftein = Lauenburgifche 
Oberappellationdgericht, und in ‘den Inftruftionen und Gerichtös 
ordnungen für die Oberdicafterien des Herzogthums Schleswig 
und des Herzogthums Holftein von heutigen Dato vorgefchries 
ben ift. 


6, 2. 

Das Oberappellationögeriht wird mit dem 1. Oftober 
diefed Jahres eröffnet, und gleichzeitig treten Die Demfelben un- 
mittelbar untergeordneten Oberdicafterien in dem Herzogthun 
Schleswig und in dem Herzogtum Holftein nach der Einrich— 
tung in Wirkfamfeit, welche ihnen in den für fie erlaffenen 
Snftruftionen und Gerihtsordnungen vom heutigen Dato ge: 
geben ift. Im Folge Ddiefer Einrihtung und Unterordnung 
hört dad Präfidium des Statthalter in Den Oberdicafterien 
‚ und. die biöherige feierlihe Eröffnung der Landgerichte auf. 
$. 3. 


Die auf dem Wege der unmittelbaren Supplication bei 
Unferer Schlesrwig = Holftein = Lauenburgifchen Kanzelei angebrade 
ten, zur Zeit der Eröffnung ded Oberappellationsgerichts noch 
nicht erledigten Beſchwerden über ergangene richterliche Urtheile 
und DBefcheide, gehen an dad Oberappellationsgericht über, 
und find demfelben von Unferer Kanzelei zuzuftellen. 

Don den Entfheidungen ſämmtlicher dem Oberappellationd: 
gerichte unmittelbar untergeordneten Gerichten und richterlihen 
Behörden, welde mit dem erften Oktober Diefes Jahres noch 
nicht in Rechtskraft getreten find, findet binnen der gefeßlich 
vorgefhriebenen von dem gedachten Tage an zu beredhnenden 
Friften eine Rekursnahme an daffelbe Statt, und zwar nad) 
Maafgabe der Inftruftionen und Gerihtöordnungen vom heu—⸗ 
tigen Dato, welhe überhaupt für dad Verfahren bei dem 
Oberappellationdgerichte und bei den Oberdicafterien in allen 
zu deren Competenz gehörigen Sachen zur Richtſchnur dienen. 
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— en . 4. | 
" Einer von dem Oberappellationdgerichte und von den dem= 
felben untergeordneten Oberdicafterien, fo wie von den Gerich⸗ 
ten überhaupt völlig abgeſonderten Verwaltungs-Behörde, 
welcher Wir die Benennung »Königliche Schleswig - Holfteinifche 
Regierung « beilegen, wird’ die Leitung der Adminiftration in 
den Herzogthümern Schleswig und Holftein übertragen. Der 
Regierung, welche gleihfalld mit dem 1. Oftober diefed Jahres 
in Wirkſamkeit tritt, und ihren Siß auf unferem Schloffe 
Sottorff hat, find die Beamte und Behörden in den Herzog« 
thümern Schleswig und Holitein.in dem Umfange, und unter 
den näheren Beftimmungen untergeordnet, wie foldes fih aus 
der. für felbige erlaffenen proviforifchen Inſtruktion vom, heutis 
gen Dato ergibt; und dient dieſe Inſtruktion in Anfehung 
fümmtlicher zum Wirkungskreiſe und zur Competenz der Re- 
gierung gehörigen Angelegenheiten zur allgemeinen Norm und 
Richtſchnur. 
Be $. 5. | | 
Don dem 1. Dftober dieſes Jahrs an find fänmtliche 
Gefuhe und Eingaben, fowie Berichte und Bedenken von 
Seiten der Beamten und Behörden an Die vorgefezten Dica— 
‚ferien und Verwaltungsbehörden, unter Benennung derjenigen 
vorgefezten gerihtlihen und Verwaltungs =» Behörden zu rubri: 
ciren, für welde fie beftimmt find, und bie biöherige hievon 
abweichende Form für Rubricirung der Gefuhe, ingaben, 
Berichte und Bedenken fällt von dem gedachten Zeitpunfte 
an weg. 


§. 6. 

Alle ältere Anordnungen, Inſtruktionen und Normen, 
es mögen dieſe auf ausdrücklichen Vorſchriften oder auf Her— 
kommen beruhen, werden, ſoweit fie Unſerer gegenwärtigen 
Verordnung, der proviforifhen Gerihtdordnung für Das Ober- 
appellationdgeriht, den Inftruftionen und Gerihtöordnungen 
für Die dieſem Gerihtöhofe unmittelbar untergeordneten Lan— 
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desdicaſterien ober ber proviſoriſchen Inſtruktion für die Schles— 
wig⸗-Holſteiniſche Provinzialregierung zuwider laufen, hiedurch 
aufgehoben und auſſer Kraft geſezt. 

Wornach ſowohl die Provinzialregierung als unfer Ober: 
appellationsgericht Unſere Dicaſterien, Prälaten und Ritter⸗ 
haft, gerichtlihe Behörden, Magifirate, Gutöbefißer und 
Beamte, nebft Unferen ſämmtlichen Unterthanen. in Unſeren 
Herzogthümern Schleswig und Holftein, und überhaupt Alle, 
die es angeht, fih allerunterthänigft zu richten haben. 


Urfundlid unter Unferm Königlihen Handzeihen und 
vorgedructen Infiegel. 


. in Unferer Königlichen Refidenzftadt Kopenhagen, 
den 15. Mai 1834. 


FrederifkR. 


— 8) 
Moltke. Höpp. Thomſen. 


‚Zur Geſetzgebung in Sachen der Juden"). 


Deantwortung der Frage: wie fann durd Ent- 
fernung des Talmuds u. f. w. dad Judenthum 
' aufhören? 


So ſchwer die vorſtehende Frage zu löſen, und vielleicht? 
noch nicht beantwortet iſt, wenigſtens nicht von der Seite, wie 
wie man es hier unternimmt, ſo liegt das, was als Aufgabe 
zu erörtern iſt, ſchon in der Frage ſelbſt; nämlich die Frage 
ſezt ſchon voraus, daß durch dad Entfernen und Ver— 
laſſen des Talmuds das Judenthum, wie es vor den Augen 
der Welt lebt und webt, erlöſche. 

Es fragt ſich alſo nun erſt noch: Was iſt der Talmud? 
Man glaubt dieſe Frage aus den vorzüglichſten Schriften in 
den Worten zu löſen: Der dermalen bei den Juden, welche 
man Rabboniten nennt, als mündliches Geſetz von Erklä— 
rungen, näheren Beſtimmungen des ſchriftlichen moſaiſchen 
Geſetzes, durch Argumentationen, Satzungen der Propheten 
und fpätern fogenannten Weiſen, endlich die unter den Juden 
vom angefehenen Schriftgelehrten getroffenen Einritungen im 
Gebrauche befindlide Talmud ift dasjenige Religions = Lehr: 
und Rechtbuch, weldes vom Jahre 150 nah Chrifti Geburt 
an, von verfihiedenen dieſer Schriftgelehrten während heidni- 
fher und chriftliher Berfolgungen ift gefammelt, und im 
Sahre 500 dieſer Zeitrehnung vollendet, hierauf aber, weil 


*) Bergl. dieſes Archiv 5. B. 1.9. S. 76 u. 88 u. fg. 
©: 114 u. fg., © 206 u. fg., 9.2. ©. 1. u. fg, 6.8.1.9. 
©. 170 u. fg. 
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es allgemeinen Beifall der Juden erhalten hatte, und Kaiſer 
Juſtinian *) die Juden am meiſten verfolgte, unter ihm 
zuerft auch an nichtfchriftgelehrte Juden verbreitet worden, 
und von den Juden ald Grundgefeb anerfannt wird. In 
Diefer Definition, die etwas weitläufig oder ausführlich erfcheint, 
bürfte dad Wefentlihfte, was fih hierüber fagen läßt, 
enthalten feyn. Sie flimmt in gedrängter Kürze damit über- 
ein, was zwei BR Zuden und andere darüber geäuffert 
haben **), 

Melden Werth Diefer Talmud habe, möchte wohl in 
feinem competenteren Urtheile, ald in folgendem, liegen. 
Ein berühmter Gelehrter fpriht fih alfo aus: »Die Erflä- 
rungen und Urſachen der mofaifhen Gefeße nehme ih nicht 
aus dem Talmud. Die mündlichen Meberlieferungen zum 
Theil unwiffender Rabbiner, Die man im Talmud ge- 
fammelt antrifft, können und da3 gewöhnliche Recht Liber 
Juden zu der Zeit, da dieſe Männer lebten, nicht aber 
den Sinn Mofid lehren. eine Gefeße würden zum Theil 
eine fehr wunderlihe Figur machen, wenn man fie fo verftehen 
wollte, ald die Pharifäer thaten, deren Audlegungen nad Chriſti 
Ausſpruch oft von demjenigen das gerade Gegentheil waren, 
was Mofes befohlen hatte... Ich gedenfe die Namen ber 


*) Sn L. 2. ©. de haeret ift der Begriff von Ketzer vorfindlich 
und in L. 8 C. 1. de Judaeis entzog Zuftinian den Juden die 
bürgerlihen Rechte, in L. 6. C. de Judaeis et Coeli col. aber 
dad Recht zur Ehe mit Chriften. Sn L. vit. C. de Jud, et Nov. 45. 
erflärte er den bürgerlichen Zuftand der Juden fo verworfen, wie 
ben ihrer Seelen. Baronüä Annales T. VIE. a. c. 327. Haß hieraus 
veranlaßte die Zuden zu gleihen Maaßregeln, infonderheit in pünfte 
licher Befolgung ded Talmuds. 

*) Mofed Mendelfohnd NRitualgefebe der Zuden, heraus: 
gegeben vom O.-Rabb. Hirfchel Levin. Berlin. 1793. Aufl. UL 
8 Einleitung ©. L bis VIL. J. von Obernbergd und M. 
Bretzfelds Eultus der Zuden. Münden. 1813. 8. ©. 209—212. 
(E. Frank's) Schrift, die Zuden und das Judenthum, wie fie 
find. Cöln a. R. (Frankfurt a. M.) 4816, 8. (Im ganzen 
Inhalte.) 


Männer, deren Audfprühe und im Talmude aufbehalten 
find, ja überhaupt der Rabbiner gar nicht zu. nennen _ 
Wer die Gefeke mit dem Auge eines Montedquieu anfieht, 
wird hierüber gewiß nicht ungehalten feyn, und feldft in den 
jüdifhen Alterthümern vor der babylonifhen Gefangenfhaft 
ift der Talmud wenigftend eine eben fo unreine Quelle, 
ald Bartolus zu den römifhen *%). Im einer Schrift, welche 
vieled Auffehen erregt: hat, und wichtige Bemerkungen und 
Winke enthält, fommt über den Talmub folgendes vor: »Die- 
fer Talmud, ein bändereihes Agregat von Zraditionem, er: 
bärmliden Sagen, Mährhen, Auslegungen ift ed, der Die 
Juden für alle Eivilifation unempfänglid madt. Ein Ge— 
webe von Guten und Böſem, ein Gemifh von Wahrheit und 
Unfinn, von Fanatiömus und Toleranz, enthält er im Ueber: 
maaß Lehren, die Menfhenhaß und Unſittlichkeit, Irr— 
thum und Aberglauben jeder Art unter dieſem Volke 
verbreiten. Er entſtellt das Geſetz Moſis gänzlich **), 
und wie ſchon dieſes dem Juden manchen, nur im: feine dama— 
ligen Verhaͤltniſſe und Schauplatz feiner Wirkſamkeit paſſenden 
Zwang auferlegte, ſo bildete er dieſen Zwang vollends zu un— 
erträglichen und unnützen Peinigungen aus, die ihm fein Da 
feyn verbittern und zur Laſt machen, fo wie der menſchlichen Ge— 
felfhaft ein ganz unnüßes Glied aufbürben u. f. w. **%) 
Eben deßhalb findet fih in einem viel geleſenen Buche auch 
folgendes vor: »Die Aufnahme der Juden in volle ſtaats— 
bürgerlide Genoffenfhaft, der Fähigkeit zu dem Ge— 
nuffe aller flaatöbürgerlihen Vortheile der Staatöverbindung, 
ftehe unmwandelbar zur Bedingung, nidt ber feierlich 
erflärte Webertritt zu der natürlihen, oder irgend. einer, ſchon 
beftehenden pofitiven Religion, fondern die freie zuverläffige 





*) Man vergleihe Michaelis mofaifhes Recht Th. J. $. 18. 
**) Eben beöwegen follte die Religion der heutigen Juden 
nicht Die mofaifche genannt werben. Ä — 
***) (Bon einem Ungenannten) ber Zube. Gezeichnet und. ge: 
flohen von einem Zuden. Marburg. 1834. 8 ©. 412. ı1..: 


— MD — 


und unwiderrufliche Abſchwörung, die beharrliche Entfer— 
nung und Verabſcheuung des Talmudismus und alles 
Uebrigen, was in dem Judenthume von der Staatöregierung 
faft unvereinbar. erflärt wird mit dem Gemeinwohl 
in einem Staate, deſſen —— nicht in den ae 
der a ift NR.« 


Bon dieſen Schilderungen über Den Werth des Talmuds 
wird nunmehr auf die Ueberſetzungen und Auszüge 
übergegangen, welche man über den Talmud in der Literatur 
als das Arſenal quellenmäßig beſizt. Als vorzüglich merk— 
würdig werden hier namhaft gemacht: J. Aus der lateini— 
ſchen Sprade: 1) Burtorf. Auflage in Bafel. 1613. in 12. 
2) C. Knorr von Rofenroth. Franffurta.M. 1664 und 
1687. Zwei Bande 3) MW. Surenhus. Amſterdam. 
1698— 1993. Seh Bände. 4) Philonid. London. 1742. 
Herausgegeben von A. F. Pfeiffer. Erlangen. 1785 — 1792 
und 1820. 5. Volum. 5) G. B. Winer. Leipzig. 1822. 8, 
DH. Teutſch überfezt haben: 1) 3. U. Eifennenger in 
Heidelberg, der berühmte Drientalift, geftorben 1704. Erfte 
Auflage. Frankfurt. 1700, 2 Thle. 4. Zweite Auflage. Kö: 
nigäberg. 1711. Gegen Diefe ‚Ueberfeßung erwirfte die Ju— 
denfhaft in Franffurt bei dem föniglihen Reihöhofrathe in 
Wien drei Mandate, wodurch Die ganze erfte Auflage dieſes 
Buches, weldes die Grundlehren der Juden wörtlid 
aus ihren eigenen Schriften darftellt, zu Franffurt während 
40 Jahren mit Arreft belegt war. Hierauf ließ der König 
von Preußen zu Königöberg einen Abdruck veranftalten. Die 
Eorrefpondeng des Königs Friedrich J. von Preußen nad 
Wien in. vier Urfunden hierüber, welche merkwürdig ift, 
findet fih in Schudt's jüdifhen Merkwürdigkeiten Theil IIL 


‘*) Dr. 5. 8. Klüber’3 Ueberficht der diplomatifhen Ber: 
bandlungen ded Wiener Congreffes überhaupt u. ſ. w. Frankfurt 
aM. 1816. ©. 396-306, woſelbſt ge Biere über das Zus 
denthum vorfommt.- 


St en 


Ne. 1. Erft am 19. Mai 1741 wurde der erwähnte Arreſt, 
auf Betreiben der Eifenmengerfhen Erben, von dem Reichs— 
Yicariatd = Hofgerichte zu Augsburg aufgehoben. Die befag- 
ten Erben ließen nun den Zitel allein mit der Jahszahl 1700 
umdrucen,: und gaben darauf von Arrefte und feiner Dauer 
u. f. w, Nachricht. Schr leſenswerth wegen dieſes Werks ift 
die Schrift ,Heren Profeffors .A. T. Hartmann in Roſtock: 
Joh. Andr. Eifenmenger und feine jüdifhen Gegner u. ſ. w., 
kritiſch beleuchtet: Pardim. 1834. 8. Syſtematiſch geordnete Aus⸗ 
züge aus dem Eifenmengerfhen Werke finden fid (unter dem 
Namen C. Franf) in der Schrift, die Juden und das Juden: 
thum, ‚wie fie find. Cöln (follte heißen Franffurt a. M. bei 
Andrä). 1816. 8. Auf 96. Seiten in gebrängter Kürze ent- 
hält Diefe Fleine Drucdfchrift, um fehr geringen Preis, die 
erwähnten Auszüge aus dem Talmude dermaßen, daß fie 
als. Die Quinteffenz des ganzen Zalmuds für Diejenigen, 
weldye Kar fehen und leſen, gelten kann. 2) 3. €. ©. Bo: 
dem ſch atz. Frankfurt und Leipzig. 1748. :4.. Zwei Bände. 
3) 3. 3. Rabe, Onoltzbach. 1760-1763. 4. Sechs Th. 
4). G. Selig. Leipzig. 1768— 1772. 8.. Neun Bände. 
5) Audzüge von P. Beer. Brünn. 1822: 8. Zwei Bände. 
6) B. Schottländer. Hannover. : 1804. 8. Ein Band. 
TE F. Dertel. 8 1823. 8) Weil und noch Andere, 
auh (Zon Hallenberg.) Roſtock und Leipzig. 1805. 8. 
UI. Sn die franzöfifhe Sprade der zu Warfhau am 
28. Februar 1832 : verftorbene SProfeffor der orientalifchen 
Spraden und Canonikus L. Chiarini. Ein Theil oder 
Band abgedruckt, und ‚noch mehrere von ſechs Bänden als 
Manufeript. . Außerdem eine Theorie du Judaisme 1829, 
weshalb ihm der Kaifer von Rußland für Leztere 6000 pol⸗ 
nifhe Gulden und für jeden der fehd Bände des Talmuds 
12,000 polnifche Gulden in Ufafe vom 10. Juli 1829 beſtimmt 
bat. Man vergleiche Jen. Lit. Zeitung v. I. 1829. Ergän— 
zungs- Blätter Nr, 67 Seite 531 ff. und Gorrefpond. von 
und für Zeutfhland vom 12. März 1832. Unter der Rus 
breit: Nichtpolitifhe Nachrichten. | > 


- Bon Seiten der Juden haben ſich wider den Talmud 
unter mehreren Gelehrten die ſer Eonfeffion ; infonderheit Mo= 
ſes Mendelfohn und Hirfh Lewin zu Berlin - in ihren 
Schriften, dann der erft 1835 in Potsdam verftorbeite Stadt⸗ 
rath von Berlin, David Friedländer, in der Schrift über 
die Verbeſſerung der Israeliten im Königreiche Polen (Gut— 
achten). Berlin. 1819. : 8;, dann der jüdiſche Lehrer Elias 
Birfenftein zu Battenberg im Großherzogthum Heffen‘ in 
ber Schrift über die moralifche Verbeſſerung der Juden. Mar: 
burg. 1823. 8. und Dr. Dernburg, Präfes der jüdiſchen 
Gemeinde zu Mainz, in den Betrachtungen über, die von’ eiz 
nem. anonymen Verfaſſer erfhienenen 32. Thefen über den 
Zalmud. Frankfurt a. M. 1831. 8. audgefproden. Daß 
Beſte aus dem Talmud haben zwei Juden gefammelt, und. 
‚herauögegeben unter: dem Titel: Wolf und Salomon”s 
(zu: Deffau und Altona?) Charakter des Yudenthums. 
Leipzig. 1817. 8. Dad, was nun.aber nit das Belle; 
fondern vielleiht das: Schlehtefte, das der. Talmud im ſich 
bat, ift, find folgende Lehren, nämlih 1) die Worte: »Le- 
‚ nechri taschich find ein befehlendes Gefeß, ‚und bedeuten: 
An dem Fremden follft du wuchern. Da derfelbe Abgöt- 
terei treibt, fo hat. uns das Gefeß auferlegt, ihm auf. Wus 
Ser zu leihen, wenn er von und: entlehnen will, auf daß wir 
ihm allen möglidhen Schaden verurfaden, dadurch wir 
nicht unreht thun. Deßwegen hat und aad die Schrift 
(Deut. 15. v..3.) befohlen, von dem Fremden zu for- 
dern, und muß ſolches alfö ausgelegt werden, daß man an 
dem Fremden niht mwucern dürfe, fondern. folle *.« 
»Das ein hundert acht und neunzigfte Gebot ift, von einem 
Goi (Nichtjuden) Wucher zu begehren, und daß wir als dann 


*) Abgedrudt im .Xalmub in des Nabbi Levi ben Ger: 
fond Auslegung der Bücher Moſis Fol. 234 Col. 1. C. Frand 
a. a. O. S. 38 und E. H. von Gleichens, genannt Ruswormö, 
Geheimniſſe der Geifterwelt mit a ai ler 179. 
8 ©. 178 und 179. 


erft ihm leihen, fo daß wir ihm feinen Nuben ſchaffen, 
und feine Hülfe leiften, fondern ihm Schaden zufügen 
follen, auch gar in einer Sache, in welder wir 
mit ihm Nußen haben, gleih wie wir gewarnt find 
daß wir einem Ifraeliten. foldes nicht thun follen,« abge‘ 
druckt im Zalmud in des Rabbi Mofhe ben Majemond 
Sepher Mizroth Fol. 73 Col. 4 #. Ferner: » Wenn 
fie (die Ehriften) fagen, daß fie von Edom (Efau) herkommen, 
und unfere Brüder genannt werden; fo fann man ihnen in 
dieſer Sade eine zweifache Antwort geben, und fagen, daß 
Senaderib, der König von Affirien, alle Völker untereins 
ander gemiſcht habe, woburd fie ſchwer zu erkennen find; 
und wenn wir einen gewiß erfennten, Daß er ein Edomiter 
wäre, fo wollten wir feinen Wucher von ihm nehmen. Zus 
den, wenn wir ed fhom wiffen, und einen al3 Edomiter 
kennen, fo ift ed und doch erlaubt, von ihm Wucher zu 
nehmen; denn was dasjenige Deuter. 23 V. 20: »an dem 
Fremden follft du wudhern, aber an deinem Bruder 
ſollſt du nicht wudhern,« anbelangt, fo ift unter den Frem— 
den derjenige zu verftehen, deffen Werke unferm Glaus 
ben ganz entfremdet find. Weil nun die Chriften vom 
Efau, der da Edom ift, herfiammen, fo wird an ihnen das— 
jenige, was in dem Obadia gemeldet ift, vollbracht werben. « 
Abgedruct im Talmud in des Rabbi Lippmann’s Se- 
pher nizzächon Nr. 272 **). Endlih: »Ihr (Iſraeliten) 
feyd Menfhen, die übrigen Völker aber find Feine Menſchen. 
Der Geift wird Menſch genannt, fein Leib aber iſt des Men- 
ſchen Kleid, und hiervon fteht bei Hiob X V. 11 gefchrieben: 
Du haft mid) mit Haut und Fleiſch befleide. Daraus ift es 
tlar, daß der Name Menfh der Form und nicht der Materie 
zugehört, bewegen werden die Völker der Welt niht Men- 
fhen genannt, dieweil ihre Seelen vom unreinen Geift 
herfommen, fondern die SIfraeliten werden allein fo 


*) (v. Gleichen, genannt Rusworm) a. a. D. ©. 179. 
**) (C. Franck) a. a. O. ©. 39 u. 40. 
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geheißen deren Seelen von Gottes heiligem Geift Herrüh: 
ren, wie cand. II. ®. 3 gefagt wird; und feine Frucht 
ift meinem Gaumen füß, womit gedeutet wird auf Den 
Baum, welder ‘Col heißt, von weldem die Seelen her 
fliegen, die da Aclam heißen, und nah dem Ebenbilde 
Gotted find.« In dem Zalmud in des Rabbi Menokem 
Auslegung über die fünf Bücher Moſis, in der Paraschat 
Bereschith *): »Die Sfraeliten werden Menfhen genannt, 
Dieweil ihre Seelen von dem höchſten Menſchen herabtommen; 
die Abgöttifhen aber, deren Seelen vom unreinen Geifte 
herfommen, werden Schweine geheißen. Wenn dem alfo 
ift, fo ift der Leib eined Abgöttifchen ein Leib und Seele 
eines Schweined.« Im großen jalkut Rubeni Fol. 12 *%), 
Erjt nunmehr ift man zur Erledigung Der aufgeworfenen Frage: 
wie der Talmud entfernt werden und dadurch das ſoge— 
nannte Judenthum von felbft aufhören könne und fo 
gar müffe, gefommen. Man hat viele Methoden gewählt, die 
Juden in der Moralität. zu verbeffern; man hat ihre Bildungds 
anftalten in zwecmäßigere Berhältniffe gefezt; allein das 
Grundübel, den Talmud unſchädlich zu maden, hat 
man bis jezt nicht gehoben, eher deſſen eifriges Studium 
dadurch unterftüzt, Daß man den Talmub mehr der. Ver- 
achtung audfezte und demungeachtet die Lehranftalten für den 
Talmud unberührt ließ. Ueberfehen mag ed dabei worden 
feyn, was über den Talmud Mendelfohn und ſchon vor 
ihm Spinoza, fpäter aber Salomon Maimon Ben 
David, Hirfh Levin, David Friedländer, Dr. 
Fränckl, Kley, Hef, Johlſon, Birkenſtein, Dern— 
burg, Auerbach und noch andere jüdiſchen Glaubens 
deßhalb ſo wohlwollend anempfohlen und als dringendes Be— 
dürfniß erflärt haben. Würde man in ſämmtlichen Staa— 
ten, in denen Juden bleibenden Aufenthalt u. f. w. genießen, 





) C. Franf, a. a. O. ©. 12. 
**) (C. Franf) a. a. O. ©. 13 ff. 
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wie in Waimar, Würtemberg und im Königreich Sachſen ober⸗ 
kirchliche Behörden für die Angelegenheiten des jüdiſchen Cul—⸗ 
tus conſtituiren, würde man daſelbſt ebenfalls in reife Erwä— 
gung ziehen, was ein jüdiſcher Prediger geiſtlichen Standes 
ſehr wahr und beherzigenswerth in den Worten geäußert 
hat: 

»Nur aus dem Innern des Juden und Judenthums 

»könne eine Verbeſſerung hervorgehen, ohne fie hätten 

»von außen eingeräumte Vortheile feinen Erfolge *), 
fo würde alödann auch allenthalben durh zweckmäßi— 
gere Anftalten füs den Religions = Unterriht nah mofais 
fhen Glaubendlchren mehr und entfpredhender geforgt werden. 
Das Mittel aller Mittel, den Talmud an der Quelle zu 
untergraben, ihn für immer unfhädlih zu machen, Das 
durh den Haupthebel der großen Angelegenheit, die Ju— 
den zu moralifh-guten Menfchen durch ihre Civilifations= 
lehrer, die Rabbiner heranbilden zu laſſen, dürfte einzig 
darinnen liegen und beftehen, ihre jüdifhen Talmudſchu— 
len, da, wo folde unter der Benennung jüdifhe Hochſchulen 
vorhanden find, aufzulöfen und es in allen Ländern einft« 
weiten fhon den Juden bei Verluft aller Anſprüche ihrer 
Söhne ftreng zu unterfagen, auf Talmudſchulen Unterricht 
empfangen zu laſſen. 


Dergleichen Talmudſchulen find vorhanden in den Staa— 
ten des Deutfhen Bundes mit ganz ſchlechtem oder größten 
theild zwechwidrigen Organidm zu Berlin, Franffurt 
am Main, Fürth bei Nürnberg, Dalberftadt, Ham: 
burg und Prag u. f. w., int Auslande von Deutfhland 
nebft noch mehreren anderen zu Amfterdam, Brzesk 
(Brſchesk) am Bug in Polen, Warfhau, Lemberg in 
Galizien, Mes in Lothringen u. ſ. w. Die Fonds diefer 


*) Dr. 8. Auerbady’3 jüdifchen Rabiners zu Leipzig, Schrift 
über die wichtigften Angelegenheiten Sfraeld. Leipzig 1828, in 
der VIL Predigt. 


Talmudſchulen Fönnten dazu verwendet werden, an chriſtli— 
hen Univerfitäten einen oder zwei Dafür gelehrte und rein 
mofaifch gefinnte Juden ald Lehrer der mofaifhen Dogmatik, 
Eregefe (alfo für den Pentateuh), Dann für jüdifhe Kirchen- 
gefhichte, Alterthümer, hebräiſche Sprache und nad Umftän« 
den auch für die forifhe, arabifhe und haldäifhe Sprache ꝛc. 
anzuftelen und zu befolden. Diefe Beftimmung würde aud 
vortheilhaft defhalb fi erproben, weil dadurd, die nüß« 
lich größeren Auögaben für Falmudfhulen und NRabbinats- 
Seminarien, nicht erforderlih wären, gleihwohl aber die jü- 
diſchen Zünglinge auf chriſtlichen Univerfitäten eine genü— 
gendere Ausbildung erhalten könnten, ald ed durch Gemi- 
‚narien, oder noch weniger in den außerft fhädlihen Tal— 
mudfchulen dafür möglid if. Zudem Fünnten die Fonds 
aus aufgehobenen Talmudſchulen, infoweit fie binreihen, 
für Stipendien an würdige jüdifhe Studierende (fogenannte 
Rabbinats = Kandidaten) mit verwendet werden. Auf 
Diefe Weife würde ed fi zugleich verwirklichen, daß derglei— 
chen Studierende in den fpäteren Prüfungen, eher, als es 
bisher möglihd war, Den Erwartungen auch entfprechen 
würden. In Kurbeffen zu Marburg hält die Kommif- 
fion aus Profefforen der philofophifhen und theologifchen Fa— 
Fultät von Zeit zu Zeit Dergleihen Prüfungen. Auch erließ 
die König. Würtembergifche Staatöregierung eine fehr 
weife Vorſchrift über die Prüfungen der Bewerber zu Rab- 
binatd = Anftellungen, und übertrug diefed Gefchäft einer eigend3 
dafür angeordneten Kommiffion, beftehend aus einem Profef- 
for der proteftantifhen Theologie, dann einem Profeffor der 
katholiſchen Theologie, vier Profefforen der philofophifhen 
Fakultät in Tübingen und dem jüdifch-theologifhen Mit: 
gliede von der jüdifchen oberkirchlichen Behörde in Stuttgart. 
Die Prüfung, welde von Diefer Kommiffion beforgt wird, 
umfaßt die einzelnen Zweige der mofaifhen Theologie und 
die Vorbereitungswiſſenſchaften für Diefelbe, fo wie Die haupt- 
fächliheren Zweige einer allgemeineren wiſſenſchaftlichen 
Bildung, als altteflamentarifhe Exegeſe, moſaiſche 
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Glaubenslehre und jüdiſche Dogmengeſchichte, Kenntniß des 
Talmuds ‚und der jüdiſchen Ritugl-Geſetze, Pädagogik und 
Didaktik, Religions-Philoſophie, Moral, Pſychol o⸗ 
gie, Logik, lateiniſche und griechiſche Philologie, Geſchichte 
in Verbindung mit Erdfunde und Statiftit, Mathe 
matik (Arithmetik und Geometrie) und Phyfit. Auch find 
Probe= Vorträge mit Diefer Prüfung verbunden. Es wird 
fonah von dem jüdifhen Kandidaten in Anfehung feiner all« 
gemeinen Ausbildung mit Recht nicht weniger verlangt, als 
von dem driftlihen. Erft zwei Jahre nad diefer mit Er: 
folg beftandenen Prüfung, werden dergleichen jüdifhe Gandis 
Daten zur zweiten Prüfung zugelaffen, nachdem fie fih in 
der Zwifhenzeit in den Gefchäften des Rabbinates geübt 
und einen würdigen Lebenswandel geführt haben. Bei dieſer 
lezteren Prüfung, haben viefe. Candidaten, jeder eine Probe- 
‚Predigt und eine Probe: Katehifation zu halten *). 


Zu diefen Veranftaltungen um die oben erwähnten Tal- 
mudfchulen aufzulöfen, und hierauf die weitern Anords 
nungen wegen der erwähnten Prüfungen treffen zu können, 
dürfte ed fehr zuträglih und wünſchenswerth befunden wer: 
den, wenn aus der Weisheit eined oder Der verfchiedenen. 
deutſchen Bundesftaatöregierungen motivirte Anträge an die hohe 
Deutfhe Bundesverfammlung wollten gethan werden. Der 
Artikel 16 der deutfhen Bundesafte vom 8. Juni 1815 ent« 
halt: »Die deutfhe Bundes - Berfammlung wird in Erwägung 
ziehen, wie infonderheit den Bekennern de jüdifhen 
Glaubens. in Deurfhland der Genuß der bürgerliden 
echte gegen die Uebernahme aller Bürgerpflihten gefihert 
werden könne?« Diefer Artifel Fam jedoch deßwegen in die 
Bundes-Akte, weil man fid früher zu Wien in der Confe- 
renz vom 23. Mai 1815 nad den Anträgen von Deftreid 
und Preußen, die darüber anzunehmenden Grundfäße als 


*) Allgemeiner Anzeiger der Deutfchen, vom 23. Febr. 1834. 
Hr. 53. ©. 623 ff. j 
Vo. Band. I. Heft. 7 
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gemeinwicdtige Gegenftände davon der Zweck nur dur 
gleihförmige angenommene Legiölation fhon in Wien 
anzunehmen, und nicht nach Franftfurt zu verweifen wären, 
nicht, ja, leider nicht vereinigt hat *). Da aber die Juden, 
wie ein befannter Autor **) ſich ausdrüdt, »eine politifch- 
religiöfe Sefte find, welche unter ſtrengem theofratifchen 
Deſpotismus der Rabbiner ftehen, fih in einen Vereine 
befinden, nicht bloß für einen beftimmten kirchlichen Lehr— 
begriff, fondern weil fie auch bilden eine völlig gefhlof 
fene erblid verfhworene Geſellſchaft, für geroiffe 
politifche Grundfäße und Gebote, für dad gemeine Leben 
und den Handelöverfehr, für eigene Volksbildung, 
die ein ſtufenweiſes Fortſchreiten zu höherer Kultur aus— 
ſchließt, und für kaſtenartigen Familien-Geiſt, den ins— 
beſondere vollkommene phyſiſche Abſonderung von allen 
Nichtjuden gebotweiſe eigen iſt,« ſo wird es wohl denen, 
die ſolches überzeugend erwägen wollen, auch einleuchten, 
warum es hoch an der Zeit iſt, und abſolut Noth thut, hin— 
ſichtlich des Auflöſens ſämmtlicher jüdiſcher Talmudſchu— 
len in der Chriſtenheit und namentlich bei einer erhabenen 
deutſchen Bundes - Verfammlung, welche fih zum Chriften- 
thunre öffentlich befennt, dad Geeignete zur Berathung 
endlich anzubringen, damit dadurch die Hinderniffe gründ- 
lich abgewendet und entfernt werden, welde Dem erniel- 
deten Artikel 16 der deutfhen Bundes-Afte bis jezt entge- 
genftehben. Wollte man hiezu nod erwägen, daß au 
Dem Talmude ber, die Juden in einem Gebete, Alenu 
genannt, den Heiland Jeſum Chriftum noch oft auf eine 





) Arten des Wiener Congreſſes. Erlangen 1815. 8. Bd. B. 
Seite 440. 


H Z. L. Klübers Ueberſicht der diplomatiſchen Verhandlun⸗ 
gen des Wiener-Congreſſes überhaupt u. ſ. w. Frankfurt a, M. 
‚1816. Seite 390 ff. 
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verabſcheuungswürdige Weiſe laͤſtern *), fo dürfte ſchon dieſer 
Umſtand, welcher die Annäherung und Ausſöhnung zwiſchen 
Juden und Chriſten nicht bloß ſtört, ſondern ganz auf— 
hält, was gewiß jeder Menſchenfreund mit tief ergriffenem 
Gefühle beklagt, und den rein moſaiſch gefinnten Juden ſelbſt 
ein großes Wergerniß ift, bewegen, dDafür-alled, was ein- 
wirken kann, die allgemeine Menfchenliebe brüderlih zu un— 
terftüßen, hierfür aufzubieten und anzuwenden. Diefed zu 
thun, ja wer ed zum Hingeben hat, und gerne gibt, Dafür 
fogar Geld aufzuopfern, für Menfhenglüd im Bater— 
lande, dürfte viel verdienftlider gefhehen, ald nad 
China zur Bekehrung armer Heiden Geld und Miffionäre zu 
fenden, indem bdafelbft, laut öffentlihen Nachrichten, ohne 
langft die neubefehrten Heiden von ihrer Staatöregierung 
auf dad ſchrecklichſte verfolgt und nebft den Miffionären in 
Wälder und Wüften vertrieben worden find. Zu foldem 
heillofen Unglüde follte wohl Fein folder, welder im 
Geifte und in der Wahrheit Ehrift ift, die Hand bieten, 
- noch weniger aber aus Gewiffenhaftigfeit dergleichen Unglück 
veranlaffen helfen. Auf ähnliche Weife- verhält ed fich 
mit dem Profelytenmadhen bei Juden. Eben fo wenig, als 
Diefe geneigt find, andere Glaubendgenoffen aus Saainen, der 
nit von Abraham, d. i. unrein ift, anzınverben, und 
deßwegen jeden verfuhten Webertritt zum jüdifhen 
Glauben ald Anmaßung betrachten, eben fo wenig wol» 
Ien fie die Juden fih durch Controversprediger, Miffionäre 
und andere Werber u. f. w. den chriſtlichen Glauben auf 
dringen laffen. Diefe Methode der Aufnöthigung und 
Anwerbung oder Bekehrungsſucht ift diejenige, welche die 


*) Man vergleihe Schubt’3 jüdifhe Merfwürdigfeiten. Th. 
Im. Nr. 8. ©. 198 bid 202. Um biefe Eindrüde zu verftärfen, 
lefe man hierzu des jüdifchen Gelehrten, Moſes Mendelfohns 
und &. David Kypke's über jüdifche Gebete und Feſtfeiern. 
Königöberg 1791. 8. Worinnen dem jüdifchen Gebete Alenı der 
Stab gebrochen wird. 
7% 
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Juden am meiften in Leidenfhaft, nämlich zu Zorn und Er- 
bitterung gegen Ehriften und einzelne Neubekehrte reizt, 
weil dadurch ihrer Gewiffendfreiheit, die fie an Andern 
ehren, ungerehtet Zwang zugefügt wird. Die alten 
Kaifer fahen fih ſchon veranlaßt, den Juden bei Feuer und 
Lebenöftrafe zu verbieten, die Profelyten nit mit Steinen 
zu werfen, oder fie auf andere Weiſe wüthend zu verfolgen. 
ef. L.L €. Th. de Jud. L. 3. C. de Jud. et J. Gotho- 
fredi Comm.’ ad €. Theod. L. I. T. VIII. Tom. VI. 
pag. 237. Kommt der Eifer, Andere zu befehren, aus 
Herrſchbegierde, oder aus einer ungeheiligten Bekehrungs⸗ 
ſucht, gründet er ſich ſogar auf Maßregeln des Verfol— 
gungs-Geiſtes, ſo iſt er unächt, und dem menſchlichen 
Geiſte höchſt gefährlich, wie der allgemein berühmte und 
große Gelehrte, der verewigte Praͤſident de Montesquieu in 
dem Werke Esprit de Loix Tom. IH. L. 25. Ch. XV. 
pag. 24. näher erwieſen hat, und wie aud aus dem Um: 
ftande natürlih und gründlich hervorgeht, Daß der, welcher 
meineidig feinen Glauben, in weldem er erzogen war, ver 
läßt, auch feinen Glauben d. i. Vertrauen bei Andern ver: 


dient, indem dieſe Handlung doch die ſchlecht eſte aller 


ſchlechten Handlungen genannt wird, und weßwegen alle Con— 
vertiten von jeder Partei gewöhnlich mit Mißtrauen, 
wegen Glaubens-Verlaͤugnung behandelt werden. Aus dieſen 
Gründen bei Juden unterliegt es gerechter Bewunderung, daß 
ſolchen, die noch Juden ſind, nicht an Chriſtum glauben, 
ihn in ihrem Gebete Alenu, wie in vorſtehenden Nachrichten 
erwieſen wurde, ſchmähen, Ritterkreuze, die Symbole des 
Kreuzes, an welchem Chriſtus ſtarb, ſchon konnten verliehen 
werden, und wie Juden in ihrem noch nicht abgeſchworenen 
Glauben dieſe Ritterkreuze acceptiren konnten, auf ihrer Bruſt 
als Symbole des Chriſtenthums glaubenswidrig gegen eigene 
Ueberzeugung tragen mögen und dürfen? Denn ſo hat man 
unter mehr, als hundert Orden, beinahe keinen, türkiſche und 


perſiſche, mithin von Nichtchriſten, ausgenommen, welcher 


nicht ein Kreuz enthält; mehrere find mit den Namen des 
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Kreuzes ſelbſt benannt, z. B. ein preuſſiſcher zum eiſernen, 
ein toskaniſcher zum weißen, ein braſilianiſcher zum ſüdlichen 
Kreuze, einer, der griechiſche, zum Erlöſer, ferner ein paäpſt— 
licher vom Chriſtus-Orden und ein portugiefifher von derfelben 
Benennung, und viele von Namen ber Fatholifchen und grie— 
hifhen Kirche canonifirter Heiligen, ein franzöfifcher von hei= 
ligen Geifte u. f. w. Endlich ift hier noch bemerkflih zu 
. maden, daß die Methode, die Juden ohne den Unterricht für 
reine moſaiſche Religion, dur den bloßen Elementarunter: 
riht in wohlgeordneten LZehranftalten allein zu erziehen, fie 
. Darinnen auch für die Moralität, melde aus dem Herzen 
quilt, und für die Gewiffenhaftigfeit, welche im Herzen, wie 
im unfterblihen Geifte, ihre geheiligten Siße hat, nicht ge— 
nügt. - Diefe Methode allein entſpricht ſchon deßwegen nicht, 
weil, wann. dad jüdifhe Kind auch in Elementarfhulen felbft 
den vorzüglichften Unterricht empfängt, und ed nachher zu 
Haufe durch die theofratifhe Belehrung eines fanatiſch 
gefinnten Religionslehrerd, der Diefen Unterricht alfo dem 
Kinde nicht öffentlich, fondern ald Winkellehrer er- 
theilt, er fen bloß Lehrer (Bacher) oder Religions - BVorfteher 
(Rabbiner) Die talmudifhen Grundfüße eingeprägt er: 
hält, alles vernichtet ift, was der vorzüglichfte Lehrer in 
der Elemetarfhule gut gemacht hat, oder dad arme Kind 
weiß nicht, welchem Lehrer ed glauben fol, oder endlic, 
was natürlih wäre, e3 wird in feinen Begriffen verwirrt 
gemadt. Daß diejenigen, welche alles dieſes veranlajfen, 
Die Controlle und Auffiht über den Religions = Unterricht zu 
hindern tradhten, oder fie erfhweren, ed auch zu verant: 
worten haben, ift begreiflih, eben fo, daß die Lebenöweife 
des Vaters vom Kinde im Verkehr oder Schacher der Juden, 
Die Kinder derfelben nur Unmoralitäten oder Unbilden kennen 
lehrt — et exempla trahunt, infonderheit bei Kindern, wel- 
chen fhon Gemälde Vorbilder find, vielmehr ihre älteren Ver— 
wandte, eltern, Freunde u. f. w. wird nicht bezweifelt 
werden fünnen. Die gründlide Abhülfe liegt demnach ganz 
allein im genügenden Unterrihte der Moral und der 
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Religion. Der Religionsbaum muß alfo, wie bei je= 
dem andern, fo auch bei dem Kinde der Juden, bei welchem 
die erften Eindrücde und die früheften Eindrüde die tief- 
ften und bleibendften find, dermaßen gepflanzt, gepflegt 
und erzogen werden, daß man diefen Baum auch an feinen 
Früchten wohl erfennen könne *). Sehr beherzigend- 
werth hat biefe Gründe die Königl. Däniſche Staatöregie- 
rung aufgefaßt, und weife ausgeführt im ihren Edicte 
vom 29. März 1814 **), wo im $. 14 bis 17 a0 verord⸗ 
net worden iſt: 

F. 14. In Gemäßheit der von Und geſchehenen Autori— 
fation eines Religions-Lehrbuches für Die iörnelitifche 
Jugend, ordnen Wir allergnädigft, daß fowohl Knaben, 
ald Mädchen derfelben hiernädhft geprüft werden, ein feier: 
lihes Glaubensbetenntniß ablegen, und das Gelübde 
ertheilen follen, den ihnen nah jenem Lehrbude einge 
prägten, und von ihnen anerfannten Grundfäßen niemals 
mit freiem Willen entgegen handeln zu wollen. 

$. 15. Nur da, wo mit Unferer allergnädigften Er- 
laubniß eine Synagoge gehalten wird, und nur. von den bei 
derfelben angeftellten, oder von Unferer dänifchen Canzlei dazu 
autorifirten Perfonen, darf eine folhe Prüfung gefchehen. 

‚$. 16. Die Prüfung fol jährlid zweimal, in der erften 
Woche im Mai, und in der erftien Woche im November ge 
ſchehen. Der Eraminand muß fein Dreizehnted Jahr 
zurückgelegt haben, ehe er zur Prüfung, zugelaffen wer- 
den kann. 


VA. F. Noſt's wSeligiens⸗ wiſſenſchaftliche Darſtellung der 
Ehe. Wien 1834. 8. S. 14. 

*) C. A. Buchholz's Aktenſtücke, die Verbeſſerung bed bür- 
gerlichen Zuſtandes ber Iſraeliten betreffend. Stuttgart und Xüs 
bingen 1815. 8. ©, 150 fi,; und Algreen Ufens Abb. über bie 
bürgerlihe Stellung der mofaifchen Glaubenäbefenner. SKopenha= 
gen 1835, 8. In diefer Schrift find fämmtliche — Daniſche 
Beſtimmungen wegen der Juden vorfindlich. 
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$. 17.. Nur Diejenigen, welde nah Publikation 
Diefer Veordnung ihr. vierzehnted Jahr bereitd zurückgelegt, 
nach dem Eintritte in diefes Alter in Unfer Reid gekommen 
find, mögen von dieſer Prüfung dispenfirt bleiben 
ohne ober, welche Ableiftung des Glaubensbekenntniſſes, 
fonft Fein Anhänger des mofaifhen Cultus zur 
Reiftung eined Eided, zur Copulation, zur Einfreibung als 
Geſelle in Zünfte, zur Gewinnung des Bürgerrechts an Han— 
delsorten „,zur Ausübung eines Gewerbes irgend einer Art, 
zur Erlangung der Studenten-Matrifel, oder nach erreichter 
Mündigkeit, zur Dispofition über Vermögen und Güter ge 
gelangen fann. 
Dafür,. daf dieſer moſaiſche Religions-Unterricht, wel⸗ 
chen die Staatsregierung approbirt hat, öffentlich er— 
theilt werde, mithin nicht in den Wohnungen durch Pri— 
vatlehrer (Bacher) hat ſich in Beziehung auf II. B. Moſ. 
12. 26. 27. 13. 8. 14. und Ebendaſelbſt V. B. Moſ. 11. 
19:.fo wie auf Evangel. Marci 8. V. 13 bis 15 der iſraeli— 
tifhe Lehrer A. L. Rofenthal zu Gießen in Heffen er: 
Härt *), und im Großherzogthume Baden haben die Juden 
bei der Anzahl von 170 Gemeinden, welche fie bilden, bereitd 
1835 fhon 34 öffentlihe Volf3- Schulen, wobei die Lehrer 
Gehalte von 150 bis 450 fl. rhein. Währung beziehen, und 
ald Lehrer mit günftigem Erfolge den hriftlihen Defanen 
unterftchen **). Hierdurch bewahrheitet fih im Leben, daß 
geiftlihe Kraft (nicht aus Intelligenz und Elementar- Un- 
terriht allein), fondern hauptfählid vermöge geiftlicher 
Kraftäußerung wirke. | 

Durch ſothane öffentlihe mofaifhe und moraliſch- 
religiöfe Bildung fünnen die Juden dann die amilien« 
rechte bei Chriften anſprechen, alfo befähiget Ehen mit 


*) Zeitfchrift Didasfalia für Geift, Gemüth und Publicität, 
vom 26. Sept. 1835. (aud Frankfurt a. M.) 

**) Allgemeine Zeitung von und für Bayern aud Nürnberg 
vom 24. Zuli 1835. Nr. 205. ©. 822. 


Chriften mit glücklichen Erfolge fliegen, und auf Diefem 
Wege in den allgemeinen Familien-Verein eintreten und 
aufgenommen werden, ohne welden Eintritt und Aufnahme, 
wie. Zedermann einfieht, dad Schlagwort Emancipation für 
fie feine erfprießlihen Folgen haben fann, und jede theil- 
meife oder völlige Emancipation, wobei die Ehe der Juden 
mit Ehriften unmöglich bleibt, früher oder fpäter zu den 
größten Verfolgungen der Juden nur hinführen würde; denn 
nichts verſchmilzt getrennte Parteien und Völkerſchaften mehr, 
nichts fühnt fie gründliher mit einander aus, als bie 
ehelihe Berbindung, dad erfte und natürlihfte Band 
der menfhlihen Gefelfhaftl. Die Verträglihteit wird 
mächtig befördert und den profelytenmaderifhen Um— 
"trieben vorgebeugt *). Dafür fprad nun Sort die Worte: 
»es werde Licht und ed ward Licht.« 


3 . " 
*) Krug's Politif der Ehriften und Juden im romiährig 
Kampfe. Leipzig 1832. 8, ©. 33 ff. 


J. S. Kl...r, Dr. 


Ueber bie 
Mean ge Zheilnahme der Stände de 
| Sroßherzogthume Heſſen 
— ander 
j ———— Gewalt des Souveraͤns 
* ER | 
porzughwelfet wettachtüng des 72ften und 
73ften Art. der Berfaffungsurfunde. 


Ein Beitrag zur richtigen Mürdigungider geſetz— 
gebenden und vollziehenden Staatsgewalt. 





Die ſtändiſchen Abgeordneten Fritz Schenk, Wilhelm 
Hofmann, Dr. Karl Heß, Dr. Langen, Aull, Kod, 
Raufd, Elwert und Emmerling hatten im Jahre 1833 
in Beziehung, auf. zwölf von der großherzoglid heſſiſchen Staats⸗ 
zegierung ohne Zuftinnmung der. Landitände erlaſſene Verord⸗ 
ungen folgende Motion geftellt:, 

Nah Art. 72 der Berfaffungsurfunde fann;, Fein Geſetz, 
auch in Bezug auf dad Landespolizeiweſen, ohne Zuftimmung 
der Stände gegeben, aufgehoben oder abgeändert werden. Seit 
einigen Jahren find indeffen ‚mehrere Verordnungen erlaffen 
worden, welche theilweife Beftimmungen enthalten, die nur durch 
Gefeße mit Genehmigung, der Stände hätten erlaffen werden 
dürfen. Es finden fih unter denfelben, ohne hiedurch aner- 
kennen zu wollen, daß ie auch noch andere vorhanden find, 


folgende: ee er 
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1) die Verordnung vom 19. Novbr. 1830, die Bildung der 

Vorſtände der ifraelitifhen Religionsgemeinden betreffend, 
Mr. 72 des Regierungdblattö ; 

2) Die Verordnung vom 18. Febr. 1831, die Vereinfahung 
der Organifation der Juftizftellen in der Refidenz Darm- 
ftadt betr. Nr. 16 des Reg. BI. 

= 3) bie ‚Verordnung vom 12. Nov. 1831: Das: Praſidium 
des Aſſiſengerichtshofs und des Speeialgerichtshofs der 
Provinz Rheinheſſen betr. Nr. 75 des Reg. Bl. 

4) die Verordnung vom 12. März 1832, den in Nr. 29 
der zu Zweibrücken erſchienenen Tribüne an die Deutſchen 
enthaltenen Aufruf zur Bildung eines Vereins zur Un— 
terſtützung der freien Preſſe betr. Reg. Bl. Nr. 20. 

5) die Verordnung vom 10. März 1832, die Gebühr für ei⸗ 
nen Proteftationdaft bei Wechfeln betr. Reg. BI. Nr. 25. 

6) die Verordnung vom 3. April 1832, die Vollziehung 

des Gewerbſteuergeſetzes vom 83. April 1832 betr. Reg. 
BL Nr, 25, 

7) Die Verordnung vom 8. Mai 1832, die Bekanntmachung 
des Auswanderns und die zu dieſem Behufe vorherge— 
hende Aufforderung der Gläubiger hinſichtlich der Unter— 

thanen in der Provinz Rheinheffen betr.; eben fo Die 
ſich auf diefen Gegenftand beziehende Verordnung vom 

9. April 1832 und vom 11. Dezbr. 1829 Reg. BL Nr. 44. 

8) die Verordnung, die Auflöfung deibisherigen provifo- 

riſchen Eaffationd- und Nevifiondgerichtähofes für Die 
Provinz Rheinheffen und die Webertragung der Attribu- 
tionen deffelben an dad Oberappellationdgericht betr. 

- 9) die Verordnung, Die Veranftaltung von Volksfeſten und 
Volksverſammlungen, ſo wie das Tragen von Vereins⸗ 

zeichen betr. Nr. 6124 zweite Verordnung. 

10) die Verordnung vom 8. Juni 1832, die Defraudation 
der Hafen⸗, Krahnen⸗ Wage und Magazinsgebühren 

in dem Hafen zu Mainz betr. Reg. BI. Nr. 53. 

‚ 11) die Verordnung vom 17. Zuli 1832, das’ Volksſchul⸗ 
weien im Großherzogthun überhaupt und inöbefondere 


die Organifation der Behörden zur Leitung der on 
angelegenheiten betr. Neg. BI. Nr. 59. 

12) die Verordnung vom 1. Sept. 41832, die Käbeitation 
des Ötempelpapierd betr. Reg. BI. Nr. 75. 

Da es diefen zu ihrer Gültigfeit an der zu einem Gefeb 
nothiwendigen Vorausſetzung gebricht, fo dürften Diefelben nicht, 
als in verfaffungsmäßigem Wege erlaffen, zu betrachten ſeyn. 

Mehrere der genannten Verordnungen ſollen zwar, nach 
ihrem Eingang durch den Art. 73 der Verfaſſungsurkunde und 
insbeſondere, wie es ſcheint, aus dem der Staatsregierung hierin 
gegebenen Aufſichts- und Verwaltungsrecht und durch die in 
demſelben enthaltene Beſtimmung: 

daß die Staatsregierung die Befugniß habe, in dringen— 

den Fallen das ge jur — des Staats vor⸗ 

zukehren, — 
gerechtfertigt werden. | | 

Allein erftiend dürften ſich Diefelben keineswegs als ein 
Ausfluß des Verwaltungs- und Auffichtörehtd rechtfertigen 
laffen, und zweiten? würde, wenn man auch die bejtrittene 
Frage bejahen wollte, daß der Staatöregierung in dringenden 
Fällen das Recht zuftehe, ohne Genehmigung der Stände, ſelbſt 
Geſetze zu erlaffen, und daß der Fall der Dringenheit vorhan- 
den gewefen fey, doch die Dringenheit nur fo Tange Die ein- 
feitige Erlaffung und‘ dad Fortbeftehen berfelben rechtfertigen, 
als es der Staatsregierung nicht möglich ift, die Genehmigung 
der Stände einzuholen, "und fie müſſen daher den Kammern 
fobald zur Zuftinmmung vorgelegt werden, als dieß in jedem 
einzelnen Fall, nad) ‚der Natur des Gegenftandes, gefhehen 
fann. Einige der erwähnten Verordnungen hätten daher über— 
haupt nicht ohne Coricurrenz der Stände erlaffen werden dür— 
fen; andere aber, bei welchen man den Fall der Dringenheit 
ohne ihn gerade anzuerkennen, vorausfeßen will, hätten gleich 
bei Eröffnung der Ständeverfammlung berfelben vorgelegt wer- 
den müffen, und da dieß, obgleich die Kammern fhon einige 
Zeit verfammelt find, noch nicht gefchehen ift, fo erlauben ſich 
die Unterzeichneten Darauf anzutragen: ' 
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> Die. verehrlihe Kammer möge fi bei der hohen Staatd- 
regierung dahin audfprehen, entweder Die genannten 
Berordnungen alöbald wieder zurückzunehmen, oder ber 

Ständeverfammlung zur Einholung der Zuftimmung vor: 

zulegen. 

Es wird ſich übrigen nicht läugnen Iaffen, daß unter den 

erwähnten Berordnungen felbft wohlthätige enthalten find und 
daß fie vieleicht größtentheild die Genehmigung der Stände 
erhalten werden. Allein dieß wird die Kammer nicht veran- 
laffen, auf ihr verfaffungdmäßiged Recht zu verzichten, Da es 
auf der einen Seite in ihrer Pflicht liegt, dafür eifrig zu 
wachen, daß der Verfaffung überall Genüge gefhehe, auf der 
andern aber die Garantie über dad Fortbeftehen der in ben 
erwähnten Verordnungen etwa enthaltenen mohlthätigen Be— 
flimmungen nur dann vorhanden ift, wenn fie durch Sanction 
der Kammern zu Geſetzen erhoben worden find, indem fie 
dann einfeitig nie wieder aufgehoben werden Dürfen. 
Der Abgeordnete Höpfner, Oberappellationd- und Caf 
fation3-Geridhtärath in Darmſtadt mit. der gutachtlichen . Be— 
richtöerftattung ‚beauftragt, , Die dem zweiten Audfchuffe über 
die vorfiehende Motion oblag, war bei dem Gegenſtand Diefes 
Berichtd auf die fhwierige Löfung der Frage hingeriefen, ob 
Die der Motion zum Grund liegende Anficht, daß ed den auf 
gezählten zwölf. Verordnungen, weil fie ohne ftändifche Mit- 
wirfung gegeben worden feyen, an einer Hauptvoraudfeßung 
ermangle, durch welche in formeller Hinfiht ihre Gültigkeit 
bedingt werde, Dur Die Beflimmungen der Großher— 
zoglih Heffifhden Berfaffungdurfunde begründet 
erfheine. 

Diefe Frage entfeheidet ſich durch deffen folgende Unterfuchung 

‚über den Umfang und Die. Begtänzung der gefeßgebenden Ge: 
walt de Großherzogd, weldhe der fharffinnige und gelehrte 
Referent eine der Wichtigkeit des Gegenftanded entfprechende 
DVollftändigfeit gegeben hat. 

Nah dem Art. 4 der Verfaſſungsurkunde ift der Groß: 
herzog dad Oberhaupt des Staatd, vereinigt in ſich alle Rechte 


pr 
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der Staatsgewalt und übt ſie unter den von ihm gegebenen, 
in dieſer Verfaſſungsurkunde feſtgeſezten Beſtimmungen aus. 
Es beabſichtigt bekanntlich dieſer Artikel die Großherzogl. 
Heſſiſche Berfaſſung mit dem Art. 57 der Wiener Schlußakte 
in Einklang zu bringen, in welchem vorgeſchrieben iſt, daß, da 
der deutſche Bund mit Ausnahme der freien Städte, aus ſou— 
veränen Fürſten beſtehe, dem hiernach gegebenen Grundbegriffe 
zu Folge, die geſammte Staatsgewalt in dem Oberhaupte des 
Staats vereinigt bleiben müſſe, und der Souveräne durch eine 
landftändifhe Berfaffung nur in der Ausübung beftimmter 
Rechte an die Mitwirkung. der Stände gebunden werden fünne. 
Es geht aus den Worten ded angezogenen Artikels der 
Schlußakte unläugbar hervor, daß ein deutfher Souverän zwar 
von feinen wefentlihen Theile der Staatögewalt ausgefhloffen 
feyn darf, daß aber Befchränfungen diefer Staatdgewalt, in- 
fofern er bei ihrer Ausübung an die Mitwirkung der Stände, 
gebunden ift,. oder infofern er fie, wie fi der vorerwähnte 
Art. 4 der Berfaffungdurfunde ausdrücdt, nur unter gewiffen 
feftgefezten Beflimmungen ausüben kann, allerdings zuläffig find. 
Die Belhränfungen, welden im Großherzogthum Heffen 
die Staatögewalt des Souveränd unterworfen ift, enthält Die 


Verfaſſungsurkunde. Nach diefer ift der Großherzog alleiniger 


Inhaber der volziehenden Gewalt, denn eine dießfallfige ftän- 
diſche Eoncurrenz ift nirgends anerfannt, und nad) dem Art. 66 
des Großherzogl. Heſſiſchen Grundgefeßed haben fich die Stände 
nur mit denjenigen Gegenftänden zu befchäftigen, welde ihrem 
Wirkungskreiſe anheim gemwiefen find. 

Dagegen ift die Ausübung der gefeßgebenden Gewalt an 
die Mitwirfung der Stände geknüpft. 

Wie weit ſich diefe nothwendige Theilnahme der Stände 
an der gefeßgebenden Gewalt des Großherzogs erftrede, ift 
die vorerft zu Töfende Frage. Zwei Artikel der Verfaſſungs⸗ 
urfunde find hier vorzugsweife in Betrachtung zu ziehen, der 
72fte und 73fte; Jener beftimmt: 

»Ohne Zuftimmung der Stände kann Fein Gefeß, auch in 

Bezug auf dad Landeöpolizeimefen gegeben, aufgehoben 
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‚oder abgeändert werben. Wenn bei beftehenden Gefeßen 

Die doktrinelle Auslegung nicht hinreicht, fo tritt nicht aus 

thentifche Auslegung, fondern die Nothwendigfeit einer 

‚neuen Beftimmung Bu einen Aft der Gefeßgebung ein.« 
Diefer fezt feſt: 

»Der Großherzog ift befugt, ohne ſtändiſche Mitwirkung 

die zur Vollſtreckung und Handhabung der Gefeße erforder- 

lichen, fo wie die aus dem Aufjihtö- und Verwaltungs: 
recht ausfließenden Verordnungen und Anftalten zu treffen, 
und in dringenden Fällen das Noͤthige zur Sicherheit des 

Staats vorzukehren.« 

Faßt man den Artikel 72 abgeſondert ins Auge, das 
heißt, bringt man ihn in Feine Beziehung zu dem Art. 73, 
fo erfcheint fein Wortfinn deutlih genug, fobald man nur über 
den Begriff von Geſetz ind Klare, gefommen ift. 

‚, Unter Gefeß in der weiteften Bedeutung des Worts ver 
‚fteht man eine jede allgemeine Regel, welche die Nothwendig- 
‚Leit. gewiffer Erfheinungen in der Sinnenwelt mit fi führt: 
Sp nennt man dasjenige, was den fallenden Stein zwingt, 
‚feine Richtung nah dem Mittelpuntte der Erde zu nehmen, 
‚und die Himmelöförper, ihre beftimmten Bahnen zu befchreis 
ten, ein Gefeß. 

Hier gilt es nur denjenigen Gefeßen, welche den Menfchen 
zum Gegenftande haben, und zwar den Menfhen als freies 
Bernunftwefen und ald Mitglied einer bürgerlihen Geſellſchaft. 

Aus dieſem Gefichtöpunfte betrachtet, verfieht man unter 
Gefeb alle Regeln und Vorſchriften, nad welchen der Menſch 
in den fo eben angegebenen Beziehungen jeine Honblungen 
. einzurichten hat. 

Staat und Gefeße find unzertrennlih mit einander ver: 
bundene Begriffe. 

Der Staat kann nur beftehen, und kann nur unter ber 
Vorausſetzung gedacht werden, daß der in dem Naturzu: 
ftande unbefhränften Freiheit des Menfchen gewiffe Gränzen 
gefteckt find, weil die Durch den Staatöverband bezweckte Frei- 
beit und Nechtöfiherheit Aller mit, der Ungebundenheit der 
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Einzelnen nicht zu vereinigen. ſeyn würde. Diejenigen Vor⸗ 
fchriften, welde zur Erreihung des Staatszwecks die natürliche 
Freiheit der Einzelnen befhränfen, indem fie ihnen die Noth— 
wendigfeit auflegen, gewiffe Handlungen vorzunehmen, und an— 
dere zu unterlaffen, find Die Gefeße. 

Jede Regel ſonach, welche die Staatögenoffen zum Hans 
bein, oder Nichthandeln, zum Dulden verpflichtet, erfcheint als 
Geſetz. — 

Dieſer Charakter paßt auf die Gefetze aller Völker und 

aller Zeiten. 
»Das Geſetz iſt (ſo ſagt ſchon der römiſche Juriſt Ma— 
erian im Fragment 2 des Pandektentitels de legibus) der 
Beherrfcher aller göttlihen und menfhlihen Angelegenheiten, ed 
fol der Hort ded Guten und des Böfen feyn, die Richtſchnur 
bed Gerechten und des Ungerechten, und für die von ber Natur 
zu Staatöbürgern beflimmten Gefhöpfe, ein Gebot deffen, was 
fie thun, und ein Gebot deffen, was fie unterlaffen follen.« 

Noch darf die Definition eined berühmten englifhen Ju— 
riften Hinzugefügt werden, des Blackſtone, welder in feinem 
Commentar zu den Gefeßen England fagt: 

»das bürgerliche Gefeß ift eine allgemeine Vorſchrift für 

da3 Betragen im Staatövereine, ertheilt von der höchften 

Gewalt im Staate, befehlend, was Recht, verbietend, was 

Unredt ift *). . 

Man muß annehmen, daß diefer in der Natur ded Ver: 
hältniffes begründete und in der That auch mit dem allgemei- 

nen Sprachgebrauche  übereinftimmende Begriff des Wortes 
Geſetz, bei Abfaffung des Artifeld 72 der Verfaſſungsurkunde 
zu Grund gelegen habe, denn wäre dieß nicht der Fall, und 


*) Vergleiche jedoch über die Theorie diefed englifchen Philo— 
fophen und überhaupt über die Begriffe von Recht und Gefeb die 
neue Schrift vom Herausgeber biefed Ardhivs: Staatöwiffen- 
fhaftlihe Studien für Gefebgebung, geiftige Entwidlung, 
zen a. und perfönliche Freiheit. —— 1836. 
8 — 
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haͤtte man die Abſicht gehabt, von der Natur der Sache ſich 
zu entfernen, von dem Sprachgebrauche abzuweichen, fo hätte 
man nothivendig eine Definition ded Begriffes Gefeb geben 
müffen, was nirgends geſchehen ift. 

Es ergibt fi hieraus ald Folge, daß in Gemäßheit des 
Art. 72, welcher die Gültigkeit aller Gefeße, auch die der Lan 
deöpolizeigefeße nicht auögenommen, an Die Zuftimmung der 
der Stände Fnüpft, im Großherzogthume Feine Vorſchrift, welche 
deffen Bewohnern ein Handeln, ein Unterlaffen, ein Dulden 
zur Pfliht macht, ohne ftändifhe Mitwirkung verbindende Kraft 
erlangen fann. 

Die Zweifel und Bedenklichkeiten, welche bei Beftimmung 
ded Umfangd und der Gränzen der gefeßgebenden Gewalt des 
Großherzogthums gedenfbar find, entſpringen aber nicht ſowohl 
aus der Faſſung des Art. 72, als aus der des nachfolgenden 
T3ften und der Verbindung, in welcher beide miteinander ſtehen. 

Ehe zu einer Analyfe des lezteren gefhritten wird, find 

vorerft einige allgemeine Bemerkungen über den Unterfeieb der 
beiden Hauptzweige der Staatögewalt, der gefeßgebenden und 
vollziehenden vorauszufhicen. 
Drer. Begriff der Iegiölativen Gewalt wird ſchon durch 
das Wort ausgedrüct. Sie ift die Fähigkeit, allgemeine Re— 
geln, nah welchen die Staatögenoffen ihre Handlungen einzu: 
rihten haben, mit verbindender Wirfung aufzuftellen. 

Dagegen verfteht man unter der vollziehenden Gewalt die 
Befugniß, zu Ausführung und Anwendung der, dem Staatd- 
zwed gemäß, feftgefezten Normen ‚ Die nöthigen Anordnungen 
zu machen. 

Klüber öffentliches Recht des deutfchen Bundes $. 364, 

Es liegt hiernah in dem Wefen der erecutiven Gewalt, 
daß fie ſich zwar ſtets mit Gefeßen befchäftigt, daß fie aber 
niemald ſolche fhafft, fondern nur Diejenigen, welche bereit 
vorliegen , handhabt, aufrecht erhält i oder‘, was daſſelbe iſt, 
ihnen ihre Anwendung ſichert. 

Eine hieraus reſultirende weitere Folge iſt die, daß eine 
jede von der Staatsgewalt ertheilt werdende Vorſchrift, welche 
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‚bie: Hanbhungdmeife der Staatögenoffen normirt, fobald . fie 
nicht ſchon vorhanden war, niemals: ein Ausflug der vollzichenden 
Gewalt feyn kann, fondern ftet3 als Aft der giäintiven Rad 
erſcheint. 

Was hier von dem Unterſchiede zwiſchen der geſetzgeben⸗ 
den und vollziehenden Gewalt im Allgemeinen geſagt wird, 
muß insbeſondere auch hinſichtlich derjenigen Fälle und Gegen⸗ 
ſtaͤnde ſeine Anwendung finden, welche in die Staats- und 
Landespolizei einſchlagen. 

Welchen Begriff man mit der Polizeigewalt immerhin 
verbinden mag :(die Anfihten der Staatörechtölehrer find bes 
kanntlich hierüber fehr verfchiedenartig), fo unterliegt Doch fo 
viel feinem Zweifel, daß die eigentliche Polizeiverwaltung, oder 
dad fogenannte polizeilihe Auffihtöreht firenge von der Polis 
-zeigefeßgebung: zu unterfheiden ift. Jene ift ein Theil der voll: 
ziehenden Gewalt, ihre Aufgabe ift Peine andere, als Die, die 
bereits beftehenden:Polizeigefeße zur Anwendung zu bringen. 

# + Dagegen ift die: Polizeigefeßgebung ein Zweig der legis⸗ 
lativen Macht, und ‚eben deßwegen in Abfiht auf die Zuläffig- 
Feit ihrer Ausübung an die nämlihen Bedingungen und Voraus⸗ 
feßungen gefnüpft, an welche jene im Allgemeinen gebunden r 

Klüber am angeführten Ort 6. 384. 2 | 

Es liegt daher in der Natur der Sache, und wird, wie 
wir bereits geſehen haben, durch den Art. 72 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde ausdrücklich anerkannt, daß Landespolizeigeſetze, ſobald 
Die Ausübung der geſetzgebenden Gewalt im Allgemeinen an 
Die. Comcurrenz der Stände gebunden ift, ebenfo wie alle übri- 
gen Geſetze ohne ſtaͤndiſche a nicht zur — 
fommen können. 

‚Ueber : die Befugnif zu Erlaſſung von loealpolzeilichen 
Verordnungen, namentlich die Frage, ob und in wie weit der 
Staatsregierung dieſe Befugniß ohne ſtändiſche Mitwir- 
kung zuſtehe; wird ſich um deßwillen hier nicht geäußert, weil 
eines Theils dieſe Frage bei der Beurtheilung von keiner der 
zwölf Verordnungen, mit welchen ſich die erwaͤhnte Motion 
beſchäftigt, von Intereſſe iſt, und anderen Theils dieſelbe bei 

VO. Band. I. Heft. | 8 
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Entſcheidung über gewiſſe bezüglich der nieberen Polizeiftrafen 
‚geftellten Anträge Gegenftand befonderer Prüfung feyn muß. 

Die voraudgefhicht, wird nunmehr der Art. 73 näher 
ins Auge zu faſſen feyn. 

Es find im demfelben den Grofiherzog Drei verfchiedene 
Befugniffe ertheilt, welche er ohne ftändifche — aus⸗ 
üben kann. Er iſt nämlich berechtigt: 

1) die zur Vollſtreckung und Handhabung de Geſetze er⸗ 
forderlichen und 

2) die aus dem Aufſichts- und Verwaltungsrecht ausfließen⸗ 
den Verordnungen und Anſtalten zu treffen, und 

3) in dringenden Fällen das Nöthige zur Sicherheit des 
Staats vorzukehren. 

Ueber die Befugniß unter 1) braucht nichts Beſonderes 

geſagt zu werden, denn es iſt klar und geht aus den Worten 
des Artikels aufd Beſtimmteſte hervor, daß die gedachte Befug— 
niß als ein Ausfluß der vollziehenden Gewalt betrachtet wer⸗ 
den muß, da gerade dieſe Gewalt es iſt, welche ſich mit ber 
Bollſtreckung und Handhabung der Geſetze befhäftigt.. Der 
Großherzog ift nad der Berfaffung der ausſchließende Inha— 
.ber derfelben, ed gebört daher auch die Bollziejung der Gefeße 
zu den Prärogatiden feiner Krone. 
E3 folgt übrigens aus der Natur des unter 1) bezeich⸗ 
neten Rechts, daß die Verordnungen, welche die Staatsregie— 
rung zum Vollzug beſtehender Gefiße ohne ſtändiſche Mitwir⸗ 
kung erläßt, nicht ſelbſt wieder in das Gebiet der Legislation 
eingreifen, d. h., daß ſie keine Verfügungen enthalten dürfen, 
welche entweder als neue geſetzliche Beſtimmungen oder als Ge— 
ſetzes-Interpretationen erſcheinen, denn in beiden Fällen würde 
die Staatsregierung, inſofern fie hierzu von den Ständen nicht 
im Boraus ausdrüflid autorifirt worden feyn follte, die Gren- 
zen jened Rechts überfchreiten, und fih mit den Met. 72 der 
Berfaſſungsurkunde in Widerfpruch feßen. 

Mas die Befugniß unter 2) insbefondere dad Auff iht3- 
recht anbelangt, fo. ift. dieſes Recht oder die Poligeiverwaltung 
‚in dem ‚eigentlichen Sinne ded Wortd nah den, was oben 


ıBUEÄNeE fon angeführt worden, ebenfalls ein Ansfluß der 
vollziehenden Gewalt, denn ihr Ziel ift, die Handhabung ber 
beftehenden Poligeigefeße. Daß ber Art. 73 das Auffihtöreht _ 
ſelbſt nur in diefem Sinne verfteht, ergibt fih übrigend aus 
feinen Worten, indem er bloß von, aus dem Auffihtörechte 
fließenden Berordnun gen und Anftalten, nicht von Ge- 
‚feßen ſpricht, wad er aud nicht Eonnte, ohne dem unmittelbar 
vorhergehenden Artikel zu widerſprechen. Ze 

Was ſodann dad in dem Artikel angezogenen Ver wal⸗ 
tungsrecht betrifft, ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß daſſelbe 
nicht in demjenigen allgemeinen Sinne des Worts genommen 
werden kann, welchex ihm zuweilen beigelegt wird, und in 
weldem ‚man, die Ausübung aller Hoheits⸗ und Eigenthums: 
rechte des Staats, dad Recht der Gefeßgebung mit eingefchloffen, 
darunter begreift; denn wollte man dieſen generellen Begriff 
zw Grund legen, fo würde man ben Artifel 72 aus ber 
Berfoflungsurfunde ohne weiteres freien müffen, und es wird 
‚Überbieß dasjenige, was vorhin in Beziehung auf den ge- 
‚brauchten Ausdrud 

Verordnungen und Anftalten, welhe aus dem 
Borwaltungsrechte fließen« 
bemerkt worden iſt, auch hier in Betrachtung kommen. 
Sonach iſt dem Worte »Verwaltungs recht« ein engerer 
‚Sinn beizulegen, es muß in das Gebiet der vollziehenden Ge- 
walt verwiefen und Die gefeßgebende Gewalt davon geſchieden 
„werben. | 
| Die Verwaltung aus Diefem befhränften Gefichtöpunfte 
‚betrachtet, läßt ſich abtheilen in Polizei, Finanz- und 
Juſtizverwaltung. 

Ueber die erſtere iſt ſich bereits geaͤuſſert worden. Der 
Begriff der Finanzverwaltung liegt in dem Worte, und 
wird daher einer naͤheren Definition nicht bedürfen. 

Es gehört dahin die Erhebung und beſtimmungsgemaͤße 
Verwendung der Stastdeinfünfte, fo wie überhaupt Vorkehrung 
alles deſſen, was ald Mittel erfheint, um dem Zwed der 
‚Sinanzverwaltung, den pefyniären Bebürfniffen ded Staats zu 

* 
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"genügen, auf’ Bie für das Wohlbefinden” der Sraatsangefrigen 
erſprießlichſte Weiſe zu erreichen. _ 
ZIhn Großherzogthum Heffen muß die ganze Sitänjse. 
tung als eine Vollzlehung theils genereller, theils ‚beeielfer 
geſetzlicher Beſtimmungen betrachtet werden. er OR 

| Bekaͤnntlich wird der vollſtändige Staatsbedarf hr das 
"Budget gebtadt. "Diefed Budget, fobhld es die ſtändiſche 
Genehmigung erlangt hat,’ bildet Den Stoff ‘ zu "dein Siranzge- 
ſetze das in ſeiner⸗ Eigtnſchaft als ges vertündigt imb voll- 
"zogen wird. | 

Es iſt daher der Hefe Siabit haühal dis‘ Shake Ä 

zogthuͤms an die‘ Vollziehung dieſes Finanzgeſetzes dernllptt⸗ 

Det dritte‘ der vorhin aufgezahlten ——— 
verwaltung iſt der der Sufiz ine 
Auch ſie erfheint in jeder Beziehling nat als Reli 
‚vorliegender Geſetze. 

Das Groͤßherzohthum Heſſen "Hat feine‘ bürgerlihen und 
Straͤfgeſetze, welche, wenn der Staͤatszweck erreicht erden 
fol, zur Anwendung ee werden müſſen. Hierzu dienen 
ald nothwendige Mittel did Gerichte. Die Anſtellung der Rich⸗ 
ter iſt daher eine Maßregel, welche den Vollzug jener Gefeße 
bezweckt, fie ift ebendeßwegen ein Theil‘ der exekutiven Gewalt, 
"und fteht dem Großherzog als dem’ Inhaber derſelben zu. 

Hierhin gehört aus gleichem Gruͤnde Dis Ueberwachung 
der Amtsthaͤtigkeit der Gerichte, um fih davon’ zu Überzeugen, 
daß diefelben ihre Amtöpflicten erfüllen. Selbft in nraterieller 
Hinſicht erſcheint Die Juſtizverwaltung nur als eine Vollziehung 
vorliegender Gefeße, und fie muß daher als ein Zweig der 
exekutiven Gewalt betrachtet werden. Nur tritt dabei das be⸗ 
ſondere Verhaͤltniß ein, daß man zur Verbürgung der dur 
die Gerechtigkeitspflege bezweckten allgemeinen Rechtsſicherheit 
in allen wohl organiſirten Staaten und namentlich int Groß— 
herzogthume Heffen für erforderlich gehälten“ hat, die Anwen 
dung der bürgerlichen und Strafgefeße auf vorkommende Fälle 
unabänderli den Gerichten zu delegiren, und ſolche in diefem 
ihrem Berufe für unabhängig zu erklären, wodurd denn 


etwaige hierauf zu influiren bezweckende Verfügungen der eigent⸗ 
lichen Staatsverwaltung gaͤnzlich ausgeſchloſſen werden. 

Durch die vorſtehenden Bemerkungen; dürfte nachgewieſen 
ſeyn, ‚daß die beiden erſten in dem Axt. 73, dem Großherzog 
mit Ausſchluß der ſtaͤndiſchen Eoncurrenz ertheilten Befugniſſe, 
nämlich die zu Vollſtreckung und Handhabung der Gefeße, 
deßgleihen die, aus dem Auffiht3= und Verwaltungsrecht 
fließenden Verordnungen und Anſtalten zu treffen, lediglich 
Ausflüſſe der vollziehenden Gewalt find, daß ſie daher dem 
Art. 72, in ſofern derſelbe zur Gültigkeit aller Geſetze die 
ſtäändiſche Mitwirkung erfordert, in keiner Weiſe derogiren, 
vielmehr einen Gegenſtand betreffen, über welchen dieſer zu 
verfügen gar nicht beabſichtigte. 

Es ergibt ſich hieraus die Folge (einfhweilen ganz abge 
fehen von der Schlußbeflimmung des Art: 73), daß alles, 
was ſtinem Inhalte nach als Geſetz in dem oben aufgeſtellten 
Begriffe des Worts erſcheint, demnach alles, was eine gene— 
relle, nicht ſchon durch die vorliegenden Geſetze firirte Regel 
enthaͤlt, welche die Staatsgenoſſen verbindet, ihre Handlungen 
auf eine beſtimmte Weiſe einzurichten, ohne ftändifche Mitwir⸗ 
fung gültig nicht erlaſſen werden kann, und daß Fälle, wo die 
Staatöregierung demnach ſolche Vorſchriften einfeitig gibt, als 
in der Berfaffung widerftreitender Uebergriff der vollziehenden 
Gewalt in die gefeßgebende befrachtet werden müſſen. 

Hier dürfte der fchichlichfte Ort feyn, noch eine ſpecielle 
Frage zu berühren, hinſichtlich welcher ſchon fehr verfchieden-. 
artige Anfichten laut geworden find, und welde nicht nım in 
conftitutioneller Beziehung überhaupt von bedeutender Wichtig— 
feit, fondern auch für die Prüfung der vorliegenden ae 
von großem Sntereffe ift. 

Es ift damit dad der Staatdregierung zuftehende Orgas . 
nifationdreht und feine Begränzung gemeint. 

Daß der Staatöregierung die Befugniß nicht zuftehe, Die 
beftehende Gerihtöverfaffung abzuändern, unterliegt 
nah der bereitd mit großer ftändifher Majorität darüber 
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ausgeſprochenen und Brote Meg *) feinem Zwei 
fel mehr. 

Es iſt daher die gedachte Frage nur in ihrer Beziehung 
auf Die eigentlichen Derwaltimgöbehörden ins Auge zu faffen. 

Unter dem Organifationdreht der Staatöregierumg begreift 
man dem gewöhnlichen Sprachgebraude nad, das Recht, die 
Formen der Staatöverwaltung zu beftimmen, ſonach die Be: 
hörden anzuordnen, welden fie übertragen ift, und den &e- 
ſchaͤftsgang zu reguliren, welden fie bei ihrer Amtöführung 
einzuhalten! haben.‘ 

Manche gehen aber noch weiter. Sie behaupten, daß 
die Firirung aller befonderen Rechte und Verbindlichkeiten der 
Staatöbeamten, welche fih auf ihr Dienftverhältniß beziehen, 
als ein Beftandeheil des Organifationdrehtd .angefehen, und 
den privativen Rednei der Staatsregierung beigezählt werben 
müfe | 
Sie räumen dieſer daher eine undebingte Diöciplinerger 
walt über alle Staatsbeamten ein, fonah auch das Recht, 
Diseiplinarftrafen von. beliebiger Größe anzubrohen. und zu 
vollziehen. Sie erflären fie fogar für berechtigt, den im Be: 
ziehung auf den Staatöbienft: getroffenen organifhen Einrich⸗ 
tungen durch Strafbebrohungen gegen Dritte Anerkenntniß und 
Folgeleiſtung zu verſchaffen. 

Ein Organiſationsrecht in ſolchem Umfange iſt der Staats 
regierung in der Verfaſſungs-Urkunde nirgends gegeben. 
Auch exiſtirt in dieſer eben ſo wenig eine Beſtimmung, aus 
welcher daſſelbe analog oder folgeweiſe abgeleitet werden könnte. 

Wohl aber enthält fie Verfügungen, welche zu einer ent 
gegengefegten Schlußfolge führen. Sobald dieß der Fall ift, 
vermögen der Art. 4 der Verfaſſungs = Urkunde, weldem 


*) Nämlich bei Gelegenheit der Beſchlußnahme tiber zwei 
Motionen, die des Abgeordneten Heß, die Selbfiftändigfeit und 
Unabhängigfeit des Richteramts betreffend, und die der Abgeords 
neten Brunf und Rumpel dad Präfidium des Aſſiſenhofs der 
Provinz Rheinheſſen anbelangenb. 
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. gemäß der Großherzog alle Rechte der Staatögewalt in feiner 
Perfon vereinigt, und der Art. 66, nad welchem die Stände 
ſich nur mit dem ihnen anheim gewiefenen Gegenftänben zu 
befhäftigen haben, um deßwillen die Behauptung, daß der 
Staatöregierung dad. fraglihe Recht in dem angedeuteten Um: 
fange zuſtehe, nicht zu begründen, weil der Großherzog bie 
in ihm vereinigten . Rechte der Staatögewalt nur unter den 
in der Verfaffungd = Urkunde feftgefezten Beftimmungen ausübt. 
Sehen wir alfo, welche Verfügungen der Verfaſſungs— 
Urfunde mit einem fo audgedehnten Organifationdrechte der 
Staatöregierung in Widerſpruch ftehen würden. 


Es gehört hierher vor allem der Art. 72, da er zur 
Gültigkeit aller Gefeße die ftändifhe Mitwirkung für nothwen— 
dig erklärt, welcher verfaffungsmäßigen Beftimmung, wie be . 
reits nachgewiefen worden ift, dadurch, daß ber Art. 73 dem 
Großherzog die Befugniß ertheilt, die zur Vollſtreckung der 
Gefeße erforderlihen, fo wie die aus dem Auffihts- und 
Verwaltungsrecht fließenden Verordnungen und Anftalten ein: 
feitig zu treffen, nicht derogirt ift. 

Steht es demnach ald Regel feft, daß Feine Norm, welde 
den Staatöbürgern in ihren Handlungen zur Richtſchnur Die: _ 
nen fol, wenn fie niht ald bloße Vollziehung eines bereits 
eriftirenden Gefeßed zu betrachten ift, ohne fländifhe Mitwir- 
tung verdindende Kraft erlangen fann, fo muß dieß auch in 
Beziehung auf dad Organiſationsrecht entfcheiden, fobald daf- 
felbe in der Ausübung aud dem Gebiete der vollziehenden 
Gewalt heraudtritt und in das der Legislation übergreift. 


: Nun ift ed aber klar, Daß die oben audgehobenen befon- 
deren Befugniffe, welche mande für Beltandtheile ded Orga— 
niſationsrechts erklären, und der Staatöregierung ohne flän- 
difhe Concurrenz zuſchreiben, in ihrer Allgemeinheit. nicht 
audgeübt werben können, ohne einen Aft der Gefeßgebung 
vorzunehmen. Es folgt dieß ſchon aus Der Natur jener Be: 
fugniffe, zufammengehalten mit dem oben gegebenen Begriffe 
des Wortes Gefeb. 
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Es gefellt fih hiezu Die weitere Betrahtung, Daß im 
Grofherzogthum, die aus dem Dienftverhältniffe der Staats— 
beamten fließenden Rechte und Berbindlichfeiten fhon verſchie— 
dene, theild verfaffungdmäßige, theild einfach gefeßliche Beftim- 
mungen gelten.: Es laßt fib unter allen Umftänden nicht 
bezweifeln, daß Gefeße nicht Durch einfeitige Verordnungen, 
fondern nur dur ein neued Gefeß aufgehoben oder abgeän- 
dert. werden können. . Hätte aber. die Ötaatöregierung ein 
unbefihränftes Organifationdredht, wie ed von mander Seite 
behauptet wird, ſo würde ihr auch die Befugniß nicht abge⸗ 
ſprochen werden können, den. vorhin, erwähnten geſetzlichen 
Beftimmungen nah Belisben zu Derogiren, wad nad dem 
Art. 72 der Verfaſſungs- Urkunde nicht angenommen werden 
‚darf. 

Mad namentlich die Disciplinargewalt über die Staas- 
Diener betrifft, fo ift foldhe befanntlih durch ein eigned Geſetz, 
durh das vom 12, April 1820 und einige fpätere Erläutes 
. rungen regulirt. 

Bei diefen Geſetzen muß 8 fo Tange fein Verbleiben be; 
halten, ald fie auf DORTAERGBREDIIEH Mege nicht aufgeho: 
ben worden find. 

Snöbefondere würde eine umbebingte und einfeitig auszu— 
übende Disciplinar-Strafgewalt mit verſchiedenen Beftims 
mungen der Berfaffungd = Urkunde im Widerfpruche ftehen. 

Hierher gehört der Art. 23 infofern er verfügt, daß Die 
Freiheit der Perfon und ded Eigenthums in dem Großherzog— 
thun feiner Befhränfung unterworfen feyen, als welche Ge— 
feß und Recht beftimmen, Diöciplinarftraf- Androhungen aber 
unläugbar in Die perfünlihe Freiheit der Staatsdiener ein- 
greifen. 

Ed gehört hieher — der Art. 34 inſoweit er gebietet, 
daß kein Heſſe anders, als in den durch das Recht und 
die Geſetze beſtimmten Fällen und Formen verhaftet oder 
beftraft werden kann, Disciplinarftrafen aber find von Diefer 
generellen Verfügung nicht EUR, folglich) darunter 
un 
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Die. Urt. 34 und 50, ftehen zwar. in Peiner Bezlehung 
zu ber Didciplinarftrafgewalt der Stantöregierung ; fie betreffen‘ 
aber doch die Nechtöverhältniffe der Staatödiener. als folder: 
und würden. fonah mit einem Organifationdrechte von. dem 
oben angedeuteten unbefhränften Umfangs nicht — wer⸗ 
den können. 

Was über die Diciplinarftrafgewalt der — 
hinſichtlich der Staatsdiener geſagt worden iſt, muß 
natürlich in noch höherem Grade bei denjenigen Strafbedro⸗ 
hungen zur Anwendung kommen, welche gegen Dritte gerichtet 
find und welche bezwecken, den zu Regulirung des Staats— 
dienſtes getroffenen Einrichtungen EN) und Solgelei« 
fung zu verfchaffen. 

‚Die vorftehenden Furzen Bemerkungen ‚dürften auar ges 
nügen ‚ um jedem die Ueberzeugung zu gewähren, daß Die 
Staatöregierung fein unbefihränftes Organifationdreht hat, 
man glaubt jedoch ſchließlich nod eine Vermuthung für unſere 
Anfiht..geltend machen zu müſſen, die nämlich, weldhe aus: 
dem Umpftand entfpringt, Daß unverkennbar der Art 73 beab= 
fichtigt ; . Diejenigen: Anftalten und Verordnungen  aufzuzählen, 
welde die Stuatöregierung ‚ohne ftändifhe Mitwirkum erlaſſen 
könne, und daf von jenem Rechte feine Erwähnung gefhehen 
it, was man bei der großen. Wichtigkeit des Gegenftandes 
doch mohl zu thun nicht unterlaffen haben würde, wenn es die 
Intention. gewefen: wäre, daſſelbe der Staatöregierung zu er= 
tHeilen. | 

Diefe Bermuthung gewinnt Dadurch eine befondere Stärke, 
daß man es für nöthig ‚gefunden hat, die Militärorgani— 
fation ausdrücklich für eine. dem Großherzog zuftehende, an 
die Concurrenz der Stände nicht gebundene Befugniß zu er 
klären, und Diefer. ROM einen -befondern Artikel zu 
widmen. 

Der: 74fte. fezt nämlich, feft, daß dem Großherzog bie 
ausſchließende Berfügung liber dad Militär, Die Formation 
deffelben, die Didciplinargewalt und ‚dad Recht, alle den 
Kriegödienftx beireffende  Werordnungen zu erlaffen, ohne 
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ftändifhe Mitwirkung zuftehe, daß jedoch der: erlaffene und von 
dem Großherzog hinfihtlih der Offiziere noch zu erlafiende 
Militärftrafcoder, infofern er ſich nicht auf Die bezeichneten Ge- 
genftände beziehe, ohne fländifhe Mitwirfung fünftig feine 
Abänderung erleiden folk. 

Wäre dad Organifationdreht einfhlieglih der Discipli— 
narftrafgemwalt eine bloße Folge ded dem Grofherzoge nad 
dem Art. 73 zuftehenden Aufſichts- und Verwaltungsrechts, 
fo würde ja der Art. 74 überflüffig gewefen feyn. Da man 
ihn aber dennod, der Verfaffungs- Urkunde zu inferiren, und 
durch ihn dem Großherzog das Organifationsreht über Das 
- Militär ausdrüclih zu ertheilen für nöthig gefunden hat, fo 
wird die Schlußfolge per argumentationem & contrarie, 
daß ein gleiches Recht in Abfiht auf die Civil» Staatsbeamten 
nicht Plaß greife, um fo mehr als zuläffig erfcheinen, da Die- 
fe8 Recht gerade bezüglih des Militärd am wenigſten bedenf- 
lich iſt, und in der That nicht wohl an eine fländifde Mit- 
wirfung in einen größeren. Umfange gefnüpft werden fann, 
ald e3 im Art. 74 gefchehen ift. 

Refumirt man dad Ergebniß der obigen Entwicklung, 
fo wird 23 fih in folgenden Saͤtzen concentriren: 

D dad Organifationdreht gebührt allerdings Der Staatöre- 
gierung, fobald ed feiner Ausübung nur ald Vollzug 
bereitö eriftirender gefeßlicher Normen zu betrachten ift. 

II Es fteht ihr nicht zu, fobald fie dadurch die Sphäre 
der vollziehenden Gemalt überfhreitet, und in dad Ge: 
biet der gefeßgebenden übergreift. 

Es wird. daher, fobald über die Verfaſſungsmaßigkeit 
eines von der Staatsregierung einfeitig vorgenommenen Orga— 
nifationdafted Zweifel entftehen, jedesmal auf die befonderen 
materiellen Verhältniffe des Falls Rückſicht genommen werden 
müffen, weil fid, einzig aus Diefen materiellen Berhältmiffen 
entfcheiden läßt, ob der fraglihe Organifationdaft Gefeßvoll: 
ziehung oder felbft Gefeß ift, eine Entfheidung, welde, wenn 
man nur den Begriff von Gefeß feit im Auge behält, bei 
einiger Wertrautheit mit. den über Die Organifation des 
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Staatsdienſtes ſchon vorliegenden geſetzlichen Beſtimmungen in 
dev Regel mit feinen befondern Schwierigkeiten verbunden ſeyn 
fan. 5 

Es bedarf jezt nur neh. die Sclußoerfügumg des 78ſten 
Artiteld einer Beleuchtung. 

Daß die in diefer Schlüßverfügung dem Großherzog zu⸗ 
geſprochene Befugniß, in dringenden Faͤllen das Nöthige zur 
Sicherheit des Staats vorzukehren, mehr in ſich begreift, als 
die beiden erſten in dem Artikel ausgedrückten Rechte, wird 
ſich ſchon um deßwillen nicht bezweifeln laſſen, weil fie fonft 
in Ddiefen enthalten wäre, und ed eben deßwegen überflüſſig 
gewefen feyn würde, fie als dem Großherzog zuftchend, noch 
befonbers zu erwähnen. 

Es geht folches nicht weniger daraus hervor, daß der 
Artifel ald Bedingung zur Ausübung jener Befugniß Dring- 
lichkeit des Falls erfordert, da doch Anftalten und Verordnun⸗ 
gen, welche bloß Ausflüffe der den Regenten zuftehenden voll 
ziehenden Gewalt find, von dieſem erlaffen werden können, 
mag ber Ball, welcher fie hervorruft, Dringend feyn, ober 


nicht. 

Aufferdem Hat dad Wort: »Vorkehren« eine fo gene: 
relle Bedeutung, daß ed dem Strafgebrauhe widerſprechen 
würde, wollte man ed bloß auf Akte der ———— Macht 
beziehen. 

Man muß dieſem zu Folge, annehmen, daß die zu 'Er- 
haltung der Staatöficherheit erforderlihen Vorkehrungen, welche 
Der Großherzog ohne ftändifhe Concurrenz zu treffen befugt 
ift, die Sphäre der vollziehenden Macht Überfhreiten und 
legiölativer Natur feyn fünnen. 

Auch fol nicht in Abrede geftellt werben, daß Fälle ge 
denkbar find, wo die Staatögewalt, foll anders nicht die 
Sicherheit, ja die Eriftenz des Staats, dem größten Gefahren 
preiögegeben feyn, mit einer ſolchen Macht, tie fie der Ar—⸗ 
titel 73 in die Hände des Großherzogd gelegt hat, ausgerüſtet 
feyn muß, und daß daher feine Verfaſſung, felbft die freifin- 
nigfte nicht eine dahin abzweckende Beſtimmung entbehren Tann. 
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Aus dieſem Grunde enthalten denn auch beinahe alle 
Verfaſſungsurkunden der konſtitutionellen Staaten Deutſchlands, 
namentlih die von Bayern, Würtemberg, Baden, 
Sachſen ähnlihe, ja zum Theil. — Verfügungen, 
wie der Artikel 73. 

Dieſe Verfügung erſcheint daher als eine oxepiionelle, 
denn fie. bildet von der Dur ‚den Art. ; 72. fanctionirten allge: 
“ meinen Regel, daß fein. Gefeß ohne ftändifhe Mitwirfung 
Gültigkeit. erlangen kann, für den Fall eine. Ausnahme, wenn, 
Mafregeln zur, Erhaltung. der Staatsſi — ide er⸗ 
forderlich ſind. 

Wenn nach dem Angeführten die —— —* 
tigt ift, auf den Grund der Schlußbeſtimmung des Art. 73 
auch Berfügungen legiölativer Natur zu erlaſſen, fo wird. doch 
Diefer Befugniß Dur ihren ‚auf die Erhaltung "der Staatö« 
ſicherheit gerichteten Zweck zugleich eine Graͤnze geftedt, welche 
Die Ötaatöregierung niemals überfhreiten darf. Diefelbe geht 
nämlich: unter keiner, VBorausfeßung-fo weit, daß fie dieſe zu 
Eingriffen in. die. Verfaffung, ‚oder: zur Suſpenſion verfaf- 
ſungsmäßiger Normen zu bereihtigen vermöchte; denn hier 
würde dad Heilmittel. ſchlimmer als das Uebel. feyn, indem 
es felbft Die.größte denkbar moͤglrhe RER des 
Staates enthielte. 

Das ſociale Band, welche ſich um die — eines 
gewiſſen Landes ſchlingt, indem es ſie unter gemeinſchaftlichen 
Geſetzen vereinigt, bildet das Weſen des Staats. Es wird 
geknüpft durch die Verfaſſung. Auf dieſer beruht daher die 
Exiſtenz des Staats als Gemeinweſen. Man würde folglich 
die Staatsregierung, ertheilte man ihr das Recht, auf den 
Grund des Art. 73 in die Verfaſſung einzugreifen, für befugt 
&rklären, zur Erhaltung der Sicherheit des Staats dieſen um: 
zuflürgen, was der Vernunft wiberfpräde, man würde ihr 
dad Recht geben,. welches Carl X, dur feine Juliusordo— 
nanzen audzuüben gedachte, indem er auf: ben: Grund des 
14. Art. der. früheren Eharte, welder. nichts andres ift, als 
der hier. beſprochene Tafte: der Verfaſſungs-Urkunde, die 
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Verfaſſung ſeines Reichs auflöste, für welchen logiſchen ag 
griff er fo ſchnell und’ ſchwer beftraft wurde. | 

Dagegen muß die Staatdregierung zur "Onfpenfion eins 
facher, das heifit, weder: im: der: Verfaffungd - Urfunde enthals 
tenen, noch durch fie garantirten- — — für 
berechtigt gehalten werden. 

Dieſes Recht iſt eines Theils in he, allgemeinen Befug- 
niß auf den ‚Grund des Art. 73 zur Erhaltung der Staatd- 
ſicherheit das Nöthige, aud auf ligislativem Wege, vorzufehren, 
ald mitbegriffen, und andern. Theild. auch als der Staatöre- 
‚gierung bei Ausübung Diefer Befugniß unentbehrlich anzuſehen; 
denn die Nothwendigkeit zu einer außerordentlichen legislativen 
Einſchreitung wird in der Regel nur dann eintreten, wenn 
‚bie „beftehenden Gefetze zu Erhaltung der Staatsſi icherheit nicht 
‚genügen, und bet det Vollſtändigkeit der Großherzoglich Heſſi⸗ 
ſchen Geſehgebunẽ g Wird wohl nicht leicht ein Fall vorkommen, 
für welchen gar keine anwendbaren Geſetze exiſtiren, es wird 
ſonach die fhüßende Borfehrung meiſtentheils in einer Suſpen⸗ 
ſion der beſtehenden Geſetze unter ——— Sn unting 
"ünberet beftehen müffen. a 

"So würde 5. B. "bie Sitaizredierüng, könnte fie in dem 
—— Falle nicht einfache Geſetze ſuſpendiren, keine Be— 
fugniß haben, der zur Erhaltung der Staatsſicherheit erfor- 
derlihen Vorfehring ihren Effekt durch Strafdrohungen zu 
fihern, eine Befugnif, "Die doch zur Erreihung des damit 
beabſichtigten Zweckes in der Regel imerläßlid iſt. 
Denn es iftein Grundfaß des Criminalrechts: Nulla lex, 

nulla poena‘ (droht dad Geſetz Feine "Strafe am, fo kann 
der Richter feine erkennen). Diefem Grundfaße zufolge,: er 
klärt das Gefeß eine jede Handlung, die es nicht: prohibirt 
und mit Strafe bedroht, für. erlaubt. Es wird daher: behaup- 
tet werben müſſen, daß die Staatdregierung, fobald ſie Hand» 
Alungen verpönt, die nach. den beſtehenden Gefeßen * ver⸗ 
boten ſind, jedesmal dieſe Geſetze ſuſpendirt. 
Es iſt nunmehr zu unterſuchen, an welche Vorausſebun⸗ 
gen Bedingungen das fragliche Recht in ſeiner Ausübung 
geknüpft iſt. 


— MU — 


Nach den Worten des Artikels iſt erforderlich: 

a) daß die Sicherheit des Staats gefährdet, 

b) die getroffene vorforglihe Maßregel nothwendig, 

) der Fall dringend ſey, ſonach die Vorſorge zur Erhal⸗ 
tung der Staatsſicherheit keinen Aufſchub leide. 
Aus der Natur der Sache und dem einzig — 

Motive der: Beftimmung ergibt ſich | 

q) als viertes Erforderniß, daß Die ftändifche — 
in dem Zeitpunkte, wo die Vorkehrung no — 
nicht eingeholt werden konnte. 

Zu a) fragt es fi ig: Wann — die Siqherheit des — 
‚gefährdet? 

Man wird dieß in allen denjenigen Fällen annehnten 
‚müffen, wo gegründete Beſorgniſſe eintreten, daß der Staat 
entweder in den Redten, die ihm feiner Totalität, oder. in 
den Perfonen feiner Angehörigen zuftehen, empfindlihe Rad 
theile erleiden möge, wenn ſchon dieſe Nachtheile gerade, feine 
Fortdauer als Gemeinweſen nicht in Frage ſtellen. 

Mit der Anſicht, daß die Eriftenz des Stanted auf dem 
‚Spiele ftehen. müffe, vermögen wir und Daher nicht zu ‚befreuns 
‚ben. Wenn ed. ſchon nicht zu läugnen iſt, daß in dieſem 
Falle die größte. denkbax mögliche Gefährdung der Staatsſicher⸗ 
‚heit, eintritt, fo dürfte Doch meder aus ben Morten des Xrtie 
kels nod der Natur der Sache. ein hinlängliher Grund für 
die Behauptung entnommen werden fünnen, daß in allen 
— Fällen, wenn auch die Nachtheile, welche den Staat 

bedrohen, noch fo>bedentend find, gar Feine Piper 
Se Statt finde. 

Die Entfheidung der Frage, ob: in einem concreten Falle 
die Sicherheit des Staats wirklich bedroht erſcheint, Daß. eine 
alsbaldige ſchützende Vorkehrung nöthig iſt, wird jedegmal dem 
Ermeſſen der Staatsregierung anheim geſtellt bleiben müſſen, 
denn wer anders könnte entſcheiden, ſobald die Vorkehrung 
keinen Aufſchub leidet, und die ENG: der; ea Zu: 
ſtimmung nicht möglich iſt? 


hist 
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+ Hierbei teitt jedoch, wie fih von felbft verfteht, diejenige 
‚Verantwortlichkeit ein, welcher nach. der Berfaffung die höchfte 
Staatöverwaltungd=- Behörde hinfihtlih ihrer Amtshandlungen 
im Allgemeinen unterworfen if. Auf diefe Verantwortlichkeit 
bin wird fie Daher überhaupt nur von der dem Großherzog 
am ‚Scluffe. ded 73. Bröteld ertheilten Befugniß en, 
machen können. Ä 

Sollte fie dennoch eine in das Gebiet der — 
Gewalt eingreifende Verfügung erlaſſen, angeblich um dadurch 
die gefährdete Sicherheit des Staats wiederherzuſtellen, ohne 
daß dieſe Sicherheit wirklich bedroht waͤre, ſollte es daher an der 
verfaffungdmäßigen Vorausſetzung gebrechen, welche die Zuläffig- 
keit und Gültigkeit der Verfügung bedingt, ſo würde ſie ſich einer 
Berfaſſungsverletzung ſchuldig machen, und Die Stände würden 
ſonach von den ihnen in den Art. 80 und 108 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde ertheilten. Befugniffen Gebrauch machen können und 
müſſen, uns Die verantwortliche Staatsregierung wegen Mif- 
brauchs ihrer Amtögeivalt zue Rechenfchaft zu ziehen. 

» 1 Dad zweite Erforderniß mar, daß die Vorfehrung ber 
Sicherheit ded Staated in der Art und Weife, wie fie 
-getroffen wird, nothmwendig iſt. Sie darf daher in die per- 
fünlihe Freiheit der Staatöbürger oder in ihre Eigenthumö- 
rechte micht mehr eingreifen, ald der Zweck mit fid bringt. 
Es liegt dieß in dem Wortfinne des Artifeld, und bedarf da⸗ 
her feines nähern Nachweiſes. Fehlt hierin die Staatöregie- 
rung, fo excedirt fie in der Ausübung ihres Rechts, und 
macht fi) verantwortlic. 

Das dritte Erforderniß. zu Ausübung des fraglichen. Mechis 
iſt das, daß der Fall, welcher fie veranlaßte, ſeiner Retur 
nach dringend iſt. 

Dieſes Requiſit liegt in dem vollkommen klaren Wortſin inn 
des Artikel, und wird durd die Natur der Sache begründet, 
denn iſt der Kal nicht dringend, Tann ſonach die Wiederher⸗ 
ſtellung der gefährdeten Staatäficherheit bezwerfende Maßregel 
noch auögefezt bleiben, ‚fo läßt fih nicht ‚behaupten, Daß diefe 
Maßregel in dem Zeitpunkte, wo fie getroffen wird, nöthig ift. 
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Eben deßwegen faͤllt jeder Grund weg, welcher der Staats⸗ 
regierung das Recht gibt, fie: ohne Mitwirkung der Stände zu 
erlaſſen, und thut fie es dennoch, fo fezt fie ſich in Nr 
ſpruqh mit dem Art. 72 und verlegt die Verfaſſung. | 
Die Beurtheilung Der. Frage, ob der. Fall: zu ‘den bis 
—* gehöre, muß der Staatsregierung zwar ebenfo, "wie 
die, ob die Sicherheit des Staates gefährdet. ſey, anheimge- 
ſtellt bleiben. : Es wirdhier aber audy alles das in Anwen 
dung fommen, was ‚vorhin: über dad UI: = Ber: 
5 u. derfelben bemerkt worden iſt. 
5 ::Da8 legte der oben: — * Erforderniſe zu Aus⸗ 
—* der fraglichen Befugniß iſt die Unmöglichkeit, die Ein— 
willigung der Stände auf verfaſſungsmäßigem Wege einzuho⸗ 
len. Es iſt zwar in dem Art. 73 nicht ſpeziell ausgedrückt, 
es fließt aber unferd- Ermeſſens mit unwiderleglicher Gewißheit 
aus der‘ Natur des —— und — ra aaa des 
Geſetzes. rt 
“ Die ‚Schlußseflinmung des: Art 73 ik: “ fie. — in 
Dem Art. 72 ſanctionirten vallgemreinen: Regeln für: — ge⸗ 
wiſſen Fall derogirt, eine exceptionelle. 212 
Als ſolche muß fie ie, beranuten Grundſaben aufge, ante 
— werden: :; ni mir 
: Ihr: Beweggrund fiegt — Theile, in ber Nothwendig⸗ 
rät); die Gefahren, welche die Sicherheit ded Staates bedrohen, 
abzuwenden, und andern Theild. in der. Dringlichkeit des Falls, 
welche: eine: allgemeine Fürforge für das Staatswohl erfordert, 
und welde eben deßwegen, ohne den Zweck der dahin abzie—⸗ 
lenden Maßregel zu benachtheiligen oder gar. zu vereiteln nicht 
"geftattet, . die für gewöhnliche Zeiten, rückſichtlich der, — 
bung vorgeſchriebenen Formen einzuhalten. 
Wollte man in Den Fällen, mo. wegen: gefährbeter Si⸗ 
cherheit des Staats gleichbaldige Vorkehrungen nöthig find, 
jedesmal eine außerordentliche Ständeverſammlung einberufen, 
fo würde dies nicht nur dem Staate einen bedeutenden Koſten⸗ 
aufwand verurſachen, ſondern es würde auch eine Berzögerung, 
die möglicherweiſe den Zweck der zu ergreifenden Maßregel 
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auf dad. Spiel fezte, immerhin nicht vermieden werden 
können. | 

Deßhalb ift dem Großherzog die Befugniß vorbehalten, 
die zu. Erhaltung der Staatöficherheit nothwendige Vorkehrung 
ohne ftändifhe Concurrenz unverzüglid zur Ausführung zu 
bringen. 

Zalt der. angegebene Beweggrund bed Geſetzes weg, und 
dieß iſt natürlich dann der Fall, wenn in dem Zeitpunkte, wo 
die Vorkehrung nöthig wurde, die Stände gerade verſammelt 
find, fo kann es feinem Zweifel unterliegen, daß die Staats— 
regierung, in Gemäßheit der generellen Regel ded Art. 72, 
die fländifhe Genehmigung einholen muß, denn unter der an- 
geführten. Vorausfeßung ift die Ausübung der fraglihen Be— 
fugniß in ihrer Eigenfihaft ald eine: exceptionele, das heißt 
gegen. Die Negel an die Mitwirfung ber Stände nicht gebun- 
dene, welche Eigenfchaft gerade ihr. Wefen ausmacht, nicht 
nothwendig, mithin, da fi die Befugniß der Staatäregierung 
nur auf die VBorfehrung des Nothwendigen erſtreckt, unzuläffig 
und verfaſſungswidrig. 

Es verſteht ſich indeſſen auch hier von ſelbſt, daß die 
Verbindlichkeit der Staatsregierung, die Genehmigung der ver: 
ſammelten Stände einzuholen, die Befugniß nicht ausſchließt, 
die Maßregel, welche ſie zur Erhaltung der Staatsſicherheit 
für nöthig hält, alsdann unverzüglich und noch vor Ent— 
ſchließung der Stände in Vollzug zu ſetzen, wenn dieſelbe fo 
fehr Dringend ift, daß ſchon der dur die vorgefchriebenen 
Formen für die Ausübung der ftändifihen Wirkſamkeit verur- 
facht werdende Aufenthalt den Zweck derſelben vereiteln Fünnte 
oder würde. | 

Es ergibt ſich hieraus ferner, daß die. zu Erhaltung der 
Staatsſicherheit abzweckende Mafregel, wenn fie fhon ohne 
ftändifhe Mitwirkung vollzogen worden ift, und nach der ma— 
teriellen Befchaffenheit des Falles vollzogen werden durfte, doch 
der nächſten Ständeverfammmlung zur fubfequenten Ertheilung 
ihrer Zuftimmung vorgelegt werden’ muß, ‚ wenn nicht bloß 
tranfitorifher Natur war. 

VI. Bond. I. Heft. 9 
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Iſt lezteres der Fall, ift zum Beilpiel die Maßregel 
nur auf eine gewiffe beftimmte Zeit erlaffen, und Diefe abge 
Jaufen, oder bezieht fie ſich auf befondere Verhältniffe, welche 
vorübergegangen find, und nicht wiederfehren fönnen, dann 
iſt freilich eine ftändifhe Genehmigung um deßwillen nicht ers 
forderlih, weil bei einem Gefeße, dad entweder wegen Ab⸗ 
laufs der Zeit, für welche es Wirkung äuffert, ober weil e 
feinen Gegenftand mehr hat, zu eriftiren aufhörte, weder eine 
Genehmigung noch Verwerfung gedacht werden kann. 

Die Wirkfamkeit der Stände wird fih daher im Diefen 
lezt unterftellten Falle darauf befhränfen müffen, zu unterſu— 
hen, ob die verantwortlihe Staatöregierung bei Ausübung 
der in Trage ftehenden Befugniß ihre Amtögewalt wicht mif- 
braucht hat, d. h. ohne alle Bedingungen und Borauöfeßun- 
gen, an melde jene verfaſſungsmäßig gefmüpft erſcheint, vor: 
handen waren, ob fie alfo aufgefordert find, von Den ihnen 
Kraft der Art: 80 und 109 zuftehenden Befugniffen Gebraud 
zu maden oder nidt. | Zu 

Wenn dagegen die getroffene Vorkehrung ald nicht blof 
vorübergehender Natur ihre Wirkung fortdauernd äuffern fol, 
fo .ift die ftändifhe Zuftimmung erforderlih, Denn die Ber- 
hältniffe find. alödann vollfommen die nämlihen, wie die, 
welche in dem Falle eintreten, wo die zu Erhaltung Der Staats: 
fiherheit abzweckende Maßregel, während dem die Strände 
verfammelt waren, getroffen wurde. Diefelbe ift num in ihrer 
Eigenfhaft als eine Erceptionelle nicht mehr nothwendig. 

Wvollte man im Widerfprude mit der Natur der Sache 
dem Art. 72 und felbft dem Art. 73. die nachfolgende Zuſtim— 
mung der Stände für nicht erforderlich erflären, fo würde 
man der Stansdregierung ein Mittel an die Hand geben, die 
ganze gefeßgebende Gewalt an ſich zu ziehen: fie mit der voll. 
ziehenden, die ihr. verfaffungsmäßig -zufteht, zu vereinigen, und 
fih eben dadurch abfolut zu maden; denn da ed ihrem Er- 
meffen in, dem Zeitpunfte, wo fie das, was fie zu Erhaltung 
der Staatöficherheit für erforderlich hielt, verfügte, vorerft über- 
laffen bleiben muß, zu beurtheilen, ob ‚die Sicherheit des Staats 
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keivflich gefährdet und. ob der Fall dringend ift; Da ferner nur 
fie über Die Zweckmaͤßigkeit der Maßregel entſcheiden Tann, 
fie Daher „Die Befchaffenheit und den Umfang derfelben zu be- 
Stimmen bat, fo ift ed klar, daß, wäre Die fländifche Mitwir⸗ 
Fung gaͤnzlich davon ausgeſchloſſen, ihre Befugniß auf den 
Grund des Art. 73 in, die legislative Macht überzugreiſen, in 
Ermangelung einer jeden deßfallſigen Controle unbeſchränkt 
ſeyn würde. 

Was könnte ſie alſo verhindern, dieſe Befugniß nach 
Belieben ‚zu extenditen, was könnte fie verhindern, auf dieſem 
Wege den gauzen Rechtszuſtand der Staatöbürger zu unter: 
graben, und die Verfaſſung felbft in ihren wefentlichften Thei- 
ken zu vernichten, oder doch illuſoriſch zu machen? 

Indem daher als unbezweifelt angenommen werden darf, 
daß die Ausüpung der dem Großherzog am Schluffe des 
23; ‚Urtifeld extheilten Befugniß an Die nachfolgende Genehmi- 
gung ‚der Stände in allen. Fällen, wo ed fih von einer nit 
bloß tranfitorifhen Berfügung handelt, gebunden if, ift ‚fchließ- 
lid noch ‚Die Frage zu beantworten : wann muß Diefe fubfequente 
Auftimmung eingeholt werben ? 

Da ed die Pfliht der Staatöregierung ift, ihren ver⸗ 
faſſungoͤmaͤßigen Obliegenheiten ſo bald als möglich zu genü— 
gen, ſo wird hieraus zu folgern feyn, daß es der Negel nach 
gleich, ER Anfang ded Landtags gefchehen muß. 

a inzwifhen die Staatöregierung durch befondere Ver— 
hältniffe verhindert feyn mag, Diefe Verbindlichfeit zu erfüllen, 
und fie derfelben bis zum Schluffe ded Landtags immer nod 
nahfommen fann, fo wird fih auch vor diefem Zeitpunft nicht 
mit Beſtimmtheit behaupten Iaffen, daß die hier im Rede fte- 
hende Voraudfeßung zur Gültigkeit der auf den Grund des 
78. Artitels der Berfaffungsurfunde getroffenen EUREN 
maßregel nicht zur Exiſtenz gekommen fey. 

MWenn aber diefer Zeitpunft erfhienen ift, und bie Sta: 
regierung , die ftändifche ‚Genehmigung nicht eingeholt und er- 
halten. hat, dann erliſcht die Wirffamfeit der Berfügung, 
weil fie nunmehr nicht verfaſſungsmaͤßig ift, folglih im ihrer 

g%* 
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Kortbauer die Competenz ber: Staatöregierung überfehreiten 
würde? | zes SA 5 u 
Indem hiemit die Entwicelung über die Natur und den 
Umfang der dem Großherzog am Schluffe des 73. Artikels 
ertheilten Befugniß, ſowie über die Bedingungen, an welche 
ihre Ausübung geknüpft iſt, geſchloſſen wird, ſind bloß noch 
zur Bewirkung einer deutlicheren Ueberſicht die Reſultate kürz⸗ 
lich zuſammen zu ſtellen. — NT 
Dieſe find in folgenden Saͤtzen enthalten: "m 
. 4) Die Staatöregierung hat bad Recht, Kraft Bis angezo⸗ 
genen Artikels ohne ſtändiſche Concurrenz Vorkehrungen 
legislatoriſcher Natur zu treffen. le Eu 
2) Sie hat ed nur in Fällen, wo bie Sichetheit des Staats 
gefährdet iſt, und bie hierdurch nothwendig gewordene 
ſſhütende Maßregel keinen Aufſchub ltabetu 19 Ar. 
3) Ob der eingetretene Fall dieſen Charafter an ſich trägt, 
darüber hat fie zwar in dem Augenblicke, wo ſie .eine 
Einſchreitung für nöthig hält, zu entfcheiden, fie thut 
aber ſolches auf diejenige Verantwortlicfeit bin, welcher 
fie in Beziehung auf ihre Akte im Allgemeinen unter 
worfen ift. Mur IE 
4) Sie kann durh Ausübung ihrer Befugniß niemals bie 
Verfaffung fuspendiren oder abändern. ee 
5) Die Befugniß ceffirt, wenn in dem Augenblide, wo bie 
Staatsregierung einfchreitet, Die fländifhe Zuftimmung 
eingeholt werden Fünnte. u 
6) Die nachfolgende Zuftimmung ift in allen Fällen, wo 
die Verfügung nicht eine bloß tranfitorifhe war, zu ihrer 
fortdauernden Gültigkeit nothwendig. ©. 
Nach. diefem generellen Theile ded gegenwärtigen. Vortrags 
wenden wir und zur fpeziellen Prüfung der 12 in ber Motion 
bezeichneten Verordnungen. | TRUE 
- Zu I. Verordnung vom 19. November 1830, bie Bil 
dung der DVorftände der ifraelitiihen Religiondgemeinden be 
treffend, in Nr. 77 des Regierungd»Blatted. 
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Es ift im Eingange: diefer von dem Großherzog unmit- 
telbar audgegangenen und von dem Minifter ded Innern und 
der Juſtiz contrafignirten Verordnung gefagt, daß hinſichtlich 
der. Bildung der Borftände der ifraelitifhen. Religiondgemein- 
den dermalen verfchiedenartige und zum Theil mangelhafte 
Einrichtungen beftänden, weßhalb Ihre Königlihe Hohelt der 
Großherzog ſich veranlaßt gefunden hätten, deßfalls Folgendes 
Iandeöherrlih zu verordnen. 

- Einer fländifhen Mitwirfung ift alfo eben fo wenig ge— 
dacht, als einer Beftimmung der Verfaffungd = Urkunde, Kraft 
welcher die Verordnung erlaffen werde. Es wird fofort in 
dem .$.:1 verfügt, daß die Vorftände ber ifraelitifhen Reli— 
giondgemeinden die gefeßlihen Stellvertreter derfelben in allen 
Angelegenheiten feyen, welche Diefelben ald foldhe vertreten. 

Es wird ferner in. den $$. 2 bid 5 beftimmt, wie Die 
gedachten BVorftände zu bilden feyen. 

Der $. 6 firiet ihre Functionen, welde dahin gehen, das 
Gemeindevermögen unter Auffiht der Provinzialregierung zur 
Ernennung vorzufhlagen, und Derfelben zu überwachen, einen 
Voranſchlag aufzuftelen, welher die zu Beftreitung der Bebürf- 
niffe des ifraelitifchen Kultus und der. Religionsfchule der Ge- 
meinde erforderlihen Summe enthält, die von dent Gemeinde: 
rechner geftellte Rehnung zu prüfen, die Ordnung ded Got: 
teödienftes in der Synagoge und die ifraelitifhe Religions— 
fhule zu überwachen, die religiöfe und bürgerlihe Bildung. 
Der Jfraeliten in der Gemeinde zu befördern u. f. w. 

Sn dem $. 7 find Vorſchriften über den Gefhäftägang 
bei dem Borftande enthalten, und der $. 8 erklärt das Amt 
des Vorſtehers für ein unentgeltlihed. 

Schon dieſe ertractöweife hier auögehobenen Beſtimmun⸗ 
gen der Verordnung begründen die Ueberzeugung, daß dieſelbe 
keineswegs ein bloßer Akt der vollziehenden Gewalt, ſondern 
wirklich legislatoriſcher Natur ſind, denn ſie bezwecken nicht 
die Ausführung bereis exiſtirender geſetzlicher Vorſchriften über 
die Bildung der iſraelitiſchen Gewieindevorſteher, ſondern ſie 
ſchaffen dergleichen. 


Auch find diefe Vorſchriften von folcher Art, daß der in 
dem allgenieinen Theil des gegenwärtigen Berichtd aufgeftellte 
Degriff von Gefeß vollfommen darauf paßt. Sie enthalten 
allgemeine Regeln für die Rechte und Berbindlichkeiten‘ Der 
Mitglieder der ifraelitifhen Religiondgemeinden. und: ihrer Vor⸗ 
fteher, fie normiren ſonach ihre Handlungsweife, und fie ſind 
fo auögedehnt, daß man der Verordnimg füglih den Mamei 
einer ifraelitifhen Gemeindeordnung beilegen Fann. 

Warum aber die Gültigkeit einer. Gemeindeordnung, 
welhe die Staatögenoffen von dem jüdifhen Bekenntniſſe an: 
geht, weniger von der ftändifhen Mitwirtung abhängen foll, 
als die, melde für die hriftlichen Bewohner "des Großherzog⸗ 
thums gegeben ift, dafür dürfte Fein Rem Sem? an⸗ 
gegeben werben können. 

Es muß daher auffallen, daß man nicht einmal nöchig 
gefunden hat, in dem Eingange der Verordnung die gewöhn— 
liche Bezugnahme auf den Art. 73. vorauszuſchicken. 

Wir können dem Geſagten zufolge feinen Anſtand meh 
- men, die vorliegende Motion in Beziehung auf dieſe erſte Ber: 
ordnung für vollfommeir begründet, zu erfläven. 

Zu I: Verordnung vom 18; Februar 1831.,. die Ders 
einfahung Der Organiſation der Juſtizſtellen in * Reſidenz 
Darmſtadt betreffend. 

Auch hier iſt in dem Eingange weber den andthen 
Mitwirkung noch einer die Staatsregierung zum einſeitigen 
Erlaffe der Betordnung berechtigenden Verfaſſungs⸗ Being 
Erwähnung geſchehen. Es heißt darin bloß; 

» Wir haben ums bervogen gefunden, zur Verdinfachung der 
DOrganifation der Zuftizftelen in umferer Reſidenz zu veebrbrifn je 

Es folgen: Hierauf nachftehende Beſtimmungen: 

»Art. 1. Unfere Hof-Juftiz und unfee Maritall- Juſtiz⸗ 
Deputation find aufgehoben · 

»Art. 2. Unſer Hofgericht der Provinz Siatkenbutg if 
von num an bad Gericht erfter Inſtanz für alle, biöher ber 
Gerichtsbarkeit der Im Art. 1 benannten Juſtiz⸗Deputatisnen 
unterworfen gewefenen Perfonen, jedoch mit Ausnahme bet 
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Hofhandwerfer, für welde dad hiefige Stadtgericht ven num 
an das Gericht erfter Inftanz ift.« 

Art. 3. »Hinfichtlih der in Gemäßheit ded Art. 2. Diefer 
Verordnung an dad Hofgeriht und an das Stadtgericht gelan- 
genden Saden, gilt alled dasjenige, was bei den fonftigen, bei 
Diefen Gerichten erfter Inftanz angehörigen Saden gilt. 

Art. 4. »Die devolutiven Rechtsmittel, weldhe gegen 
fhon publicirte Erfenntniffe der in dem Art. 1. benannten 
Juſtizdeputationen gefeßlih noch interponirt werden können, 
oder bereit eingelegt worden find, follen im erften Falle bei 
Den Hofgerichte interponirt, und in beiden Fällen bei demfel- 
ben profequirt und erledigt werden.« 

Die Hofjuftize und Marftalljuftiz- — welche 
durch dieſe Verordnung aufgelöst worden find, hatten während 
einer langen Reihe von Jahren beftanden. Sie bildeten eine 
regelmäßige erfte Inftanz für Die ihnen untergeordnete Hofr 
Dienerfhaft, und fie ftanden in diefer Hinfiht auf ganz gleicher 
Linie mit den übrigen Untergerichten, namentlid den Juſtiz— 
ämtern und nachherigen Landgerichten. Sie waren Gerichte 
und feine proviferifhe auf Widerruf angeordnete Kommifjionen. 

E3 find daher Diejenigen Perfonen, welde früherhin ihr 
Recht von den aufgehobenen Juftizdeputationen empfingen, 
unläugbar im Widerfpruche mit dem Art. 31. der Verfaffungs- 
Urkunde ihrem gefeßlihen Richter entzogen worden. 

Die in dem Art. 4. enthaltene Beftimmung betrifft fogar 
dad Berfahren, bezüglic der gegen Erfenntniffe der aufgehobenen - 
Deputationen entweder ſchon eingelegten, oder noc eingelegt 
werdenden Devolutiv:Rechtömittel. Mag dieſe Beftimmung 
‘den Verhältniffen auch noch fo fehr entfprehen, fo ift es doch 
gewiß, daß fie in feinem alle auf einem andern Weg alö 
Dem des Gefeßed erlaffen werden Fonnte. 

Begründet ift Daher der Antrag, dag auch hinſichtlich der 
Verordnung unter IL die vorliegende Motion wohl zu be- 
rüdfihtigen fey. 

Die Verordnung unter III dad Präſidium des Affifen- 
und des Specialgerichtöhofd der Provinz Rheinheſſen betreffend, 
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war Gegenftand einer befonderen non die bereitö ihre 
Erledigung gefunden hat. 

Zu IV. Berordnung vom 12. Mär; 1832, den in 
Mr. 29. der zu Zweibrücden erfhienenen —“ Tribüne 
enthaltene Aufruf zur Bildung eines Vereins zur Unterſtützung 
der freien Preſſe betreffend. 

In dem Eingange zu dieſer Verordnung wird gefagt« Als 
die Redaktion der zu Zweibrücken erfchienenen »deutfihen Tri- 
büne, in dem Blatt Nr. 29 vom 3. Februar 1832 einen 
Aufruf zur Bildung eined DBereind zur Unterftüßung Der 
freien Preffe befannt gemacht, und feine Scheu getragen habe, 
die Vernichtung der Selbfiftändigfeit der einzelnen Deutichen 
Bundesftaaten, den Umſturz ihrer dermaligen Berfaffungen, 
und die Auflöfung de deutfchen Bundes ald den lezten Zwed 
der Wirkfamkeit Diefer Verbindung zu bezeichnen, fo hätten 
Se. Königliche Hoheit der Großherzog geglaubt, von Der Liebe 
und Treue Ihrer Unterthanen, und, von der- Anhänglichkeit 
derfelben an Die beftehende Verfaffung erwarten zu Dürfen, 
Daß dieſe frevelhafte Aufforderung. bei den Bewohnern des 
Großherzogthums feinen Eingang finden werde. 

Diefe Erwartung fey aud im Allgemeinen nicht getaͤuſcht 
worden, denn die überwiegende Mehrzahl Ihrer Unterthanen 
habe fih von diefer ftrafbaren Verbindung fern gehalten, und 
viele hätten Die ihnen angefonnene Theilnakme mit geredhtem 
Unwillen zurückgewieſen. 

Leider hätten einzelne Perſonen und gewiſſe Vereine die 
Theilnahme an dieſer Verbindung thätig zu. befördern geſucht, 
und manche Unterthanen, von welchen die Strafbarkeit der 
endlichen Zwecke dieſer Aſſociation nicht gehörig erkannt, oder 
welche durch trügeriſche Vorſpiegelungen hierüber getäuſcht 
worden ſeyen, zur Zuſicherung von Geldbeiträgen bewogen. 

Allerhöchſt fie finden fih Daher durch die Pflichten, welche 
Ihnen ald Regent und Mitglied des deutfhen Bundes ob: 
lägen, aufgefordert, nicht nur dieſem pflichtvergeffenen Treiben 
ein Ziel zu feßen, jondern aud Fünftigem gefeßwidrigen 
Beginnen ähnlicher Art vorzubeugen, und hätten ſonach in 
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Gemäßheit der Ihnen nah Urt. 73. der Berfaffungd-Urkunde 
zuſtehenden Befugniffe zu verordnen für gut befunden, wie folge: 

In dem $. 1 werden die zu Leiftung von Geldbeiträgen 
für den Berein zur Unterftüßung der freien Preſſe bereits 
gegebenen oder nod gegeben werdenden Zufiherungen, als zu 
gefeßwidrigen Zwecen ertheilt, für unverbindlic erflärt. Nah 
dem $. 2 foll derjenige, welder einen ſolchen zugeficherten 
Geldbeitrag gerichtlih oder auffergerichtlid einfordert mit einem 
polizeilihen Arreft von drei Tagen beftraft, die bei den Samm⸗ 
lern oder Erhebern vorfindlihen Gelder aber follen zum Vor⸗ 
theil der Armen: ihres Wohnoris confidcirt werden. 

Der $. 3 bedroht denjenigen, der eine Aufforderung zur 
Theilnahme an dem Bereine der freien Preffe herumtrage, in 
Umlauf-feße in eigener Wohnung, in Gaft: oder in Wirthö- 
häufern oder andern öffentlihden Orten auflege, mit einen 
polizeilihen Arreft von acht Tagen, und befiehlt, daß Auffor- 
derungen der Urt, wo fie fih fänden, von den Polizeibehör- 
‚Den wegzunehmen und zu vernichten feyen. 

Nah dem $. 4 follen Bereine oder Gefellfhaften, in 
Deren Berfanmlungsorten eine folhe Aufforderung aufgelegt, 
oder herumgegeben wird, fofort gefhloffen und für aufgelöst 
erklärt werden; die Borfteher find mit der in dem $. 3 be- 
fimmten Strafe bedroht. 

Der $. 5 fezt feft, daß dasjenige, was in den vorher. 
gehenden $$. verordnet fey, auch von der Aufforderung zum 
Beitritt zu andern Vereinen, Gefelfchaften, Verbindungen oder 
Afforiationen, welche politifhe Zwecke hätten, gelten follen, in 
fo ferne nicht die Theilnahme daran von Sr, 8. 9. dem 
Großherzog oder Ihren Behörden erlaubt worden fey. 

Der $. 6 beftimmt, daß Mitglieder von Bereinen, Ge— 
felfhaften oder Werbindungen, welche Ddiefe fortfezten, un 
geachtet fie nah den in dem $. 4 enthaltenen Beftimmungen für 
aufgelöst erflärt worden feyen, mit einem polizeilihen Arreſt 
»on 10 Zagen beftraft werden follen. 

Nah dem $. 7 follen in Wiederholungdfällen die in den 
$$. 2, 3, 4 und 6 beſtimmten Strafen verboppelt werden. 
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Endlich ſoll nach dem F. 8 durch die Beſtimmung dieſer 
Verordnung nah den Vorſchriften des in Der Prvvinz 
Rheinheſſen geltenden Strafgeſetzbuchs hinſichtlich der unerlaubten 

geſellſchaftlichen Bereinigungen oder Zuſammenkünfte und ſon⸗ 
ſtigen hier berührten Materien nicht derogirt ſeyn. 

Man wird ſich ſchon aus der bloßen Angabe des 
Inhalts dieſer Verordnungen aufs vollſtändigſte überzeugt 
haben, daß dieſelbe Fein Akt der executiven Gewalt iſt, fon= 
dern in dad Gebiet der Legidlation gehört. Sie bringt nicht 
bereitö eriftirende gefeßlihe Normen zur Ausführung, fon- 
dern fie fchafft neue von mannichfaltiger Art, und greift- tief 
in den perfönlihen Rechtszuſtand der Staatöbürger ein. 

Die Staatöregierung kann fie daher nicht in Gemäßheit 
der ihr in dem Art. 73. ertheilten beiden erſten Befugniffen, 
welhe, wie wir in dem generellen Theile des gegenwoärtigen 
Vortrags nachgewieſen zu haben glauben, bloß Ausflüffe der 
erecutiven Macht find, fondern auf den Grund der Schlufbe 
flimmung des angezogenen Artikels erlaffen haben. 

Dieß wirb denn auch in dem Eingange der Verordnung 
Dadurdy angedeutet, daß hier ald lezter Zweck bed Vereins 
zur Unterftüßung der freien Preffe nah Inhalt des dazu in 
Nr. 29. der deutfhen Tribüne gefchehenen Aufrufs, die Ver— 
nihtung der Selbfiftändigfeit der einzelnen deutfhen Bundes: 
ftaaten, der Umfturz ihrer dermaligen Berfaffungen und die 
Auflöfung des deutſchen Bundes bezeichnet wird, weßhalb Ihre 
K. H. dur Ihre Pflichten ald Regent und al5 Mitglied des 
Deutfhen Bundes aufgefordert feyen, Diefem geſetzwidrigen 
Beginnen ein Ziel zu feßen. 

Es wird ſonach eine die Sicherheit ded Großherzogthums 
ja des ganzen deutfchen Bundes bedrohende Gefahr, welche abge- 
wendet werden müffe, ald Beweggrund der Verordnung angegeben. 

Diefe ift auch die tranfitorifhe Natur, denn eines Theils 
könnte der Plan, zu dem von der deutfchen Tribüne vorge 
fhlagenen Vereine wegen Unterftüßuiig ber freien Preſſe, 
obgleich derſelbe wohl nirgends mehr befteht, wieder aufgenom: 
men werden, und andern Theil beſchraͤnkt fi Die Verordnung 
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nicht: darauf, Praͤventiv-Maßregeln gegen dieſen Verein zu 
treffen, ſondern fie geht noch weiter und verbietet in dem $. 5 
alle Vereine, welche politifhe Zwecke haben, infofeen fie nicht 
von Dem Großherzog oder von den Landesbehörden erlaubt 
worden find. 

Es liegt daher aus den Gründen, bie wir in dem allge- 
meinen Theil ded gegenwärtigen Vortrags entwickelt haben, 
der Großherzogl. Staatöregierung jedenfalls die Verbindlichkeit 
ob, die fraglihe Verordnung noch auf dent gegenmärtigen 
Zandtage den Ständen zur Ertheilung ihrer Zuftimmung vor: 
zulegen, und ed wird daher fchon aus dieſem einzigen Gefichtö- 
punfte betrachtet, der Schlußantrag der vorliegenden Motion 
infoweit er fi auf jeine Verordnung bezicht, ald vollfommen 
gerechtfertigt erfcheinen. 

Bir müflen aber Pflihten halber nocd die weitere Frage 
berühren, ob die verantwortlihe Staatöregierung, indem fie 
durch Erlaffung der mehrgedahten Verordnung von der dem 
Großherzog am Schluffe des 73. Art. ertheilten Befugniß 
Gebrauch machte, Hiebei nicht ihre Amtögewalt überfchritten 
habe; denn wenn ed auch in Gemäßheit der oben von und 
entwickelten generellen Grundfäße dem Ermeffen der Staats- 
regierutig in dein Zeitpunfte, wo fie zur Erhaltung der Staats- 
fiherheit legislatoriſch, ohne fändifche Concurrenz einfchreiter 
zw müſſen glaubte, überlaffen bleiben muß, zu beurtheilen, ob 
deu Fall hiezu geeignet ift, fo handelt fie doch hierbei nur auf 
ihre Verantwortlichkeit, und da fie, fobalb die VBorausfekum- 
gen, an welche die Ausübung ihrer Befugniß gefnüpft iſt, nicht 
vorhanden find, die Verfaſſung verlegt, fo werdet auch die 
Stände vermöge ihrer Pflicht, für die Auftehthaltung der 
Derfaffung Sorge zu tragen, flets zu prüfen haben, ob in 
dem emgetretenen Yale die Staatsregierung fih innerhalb der 
Graͤnzen gehalten hat, welde dem Gebrauche des fraglichen 
Rechts gefterft find. 

ir Foren Daher in Beziehung auf die Verordnung 
wer Ziffer 4 dieſe Prüſung nicht N und es wien fi 
demzüfölge fragen: 
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a) War: die in der Verordnung getroffene, nn 
- überhaupt nothwendig? 

b) War der Fall dringend? 

c) If die Staatöregierung. nicht weiter gegangen, hat fie 
die Freiheit der Staatsbürger nicht mehr befhräntt, als 
ed der Zweck der Maßregel erfordert? 

Die Beantwortung der. Frage unter 

a) hängt davon ab, ob ‚die Sicherheit unſers Staats duch 
den Verein zu Unterflüßung der freien Preſſe bedroht 
war? 

Um fih in ben Stand zu feßen, hierüber zu urtheilen, 
iſt es nöthig, Sie mit dem in Nr. 29 der deutſchen Tribüne 
erſchienenen Aufrufe dazu, wenigſtens ſeinem weſentlichen In⸗ 
halte nach, bekannt zu machen. 

Der Aufſatz iſt überſchrieben: 

| Deutſchlands Pflidhten. 

Es wird darin gefagt: die Könige hätten unter ſich einen 
Bund gefhloffen. , Der Bund gelte der Unterdrüdung der 
Bölter. Die Mittel feyen, daß der Wille der Könige mit 
Hülfe der Gewalt als oberſtes Geſetz geltend gemacht, als 
Wünjche und Anträge des Volks zur Beförderung der gefell- 
fhaftlihen Zwecke ſchnöde zurückgewieſen, und die. Berthei- 
digung der Volksrechte Durch Wernichtung der freien Preſſe 
und durch Terrorismus gegen deren unabhängige Organe 
unmöglih gemacht werden. In ber Erkenntniß der. Politif 
des Bundes liege zugleich dad Mittel zur Vernichtung deffelben. 

Da ed aber zur Zeit noch Feine deutfhe Nation gebe, fo 
würde vor allem ihre Wiedererweckung nothwendig feyn. 
Wie aber dieß möglich wäre, werde Niemand einfehen wollen, 
denn man wiffe ja, daß die deutfchen Könige ihre Interefien 
von jenen des gemeinfamen Waterlanded gefchieden hätten. 

Demungeachtet gebe e3 ein völlig erlaubted und völlig 
gefeßmäßiged Mittel, um dem feindfeligen und hartnäcigen 
Widerſtand der Könige gegen die Intereffen des Vaterlandes 
zu überwinden. Auch der größte Defpot habe nur Gewalt 
über den Körper, über dem Geift gebiete feine andere Madıt, 
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als die moralifhe. — Die vereinigte: Macht aller Könige fey 
nicht hinreichend, um das Bündniß der Geifter zu verhindern. 
Aus dem geiſtigen Bündniſſe entſpringen aber die Macht der 
öffentlichen Meinung, und da dieſe ſchwerer in die Wagſchale 
der Gewalten falle, als ale Macht der Fürſten, fo führe die 
Wiedergeburt : Deutfhlands, im Geifte, von felbft auf die 
mäterielle Bereinigung. - Die Aufgabe unfered Volkes beftehe 
daher darin, die Nothwendigkeit der Organiſation eined deut⸗ 
Then Reiches, im demofratifhen Sinne, zur lebendigen Ueber: 
zeugung aller deutfhen Bürger zu erheben, und alle dahin zu 
beingen, daß fie die Herbeiführung einer ſolchen politifchen 
Reform  unfered Vaterlandes ald den Lebenszweck der gegen- 
wärtigen Öeneration anerfennten. Man gebe der großen Mehr: 
heit des Volkes dieſe Ueberzeugung in lebendiger und glühen- 
ber Weiſe, und man fey nicht mehr weit vom Ziele entfernt. 
Man, erreihe den großen, Zweck fogar auf dem Wege frieb- 
licher Reform, denn es ſey ein Geſetz der Natur, daß keine 
materielle Macht der übereinſtimmenden und mit Feuer erfaßten 
Meinung eines Volkes zu widerſtehen vermöge. Das Mittel 
zur Wiedervereinigung Deutſchlands im Geiſte ſey, aber einzig 
und allein die freie Preffe, Dieg wüßten aud die Fürſten, und 
darum. böten fie alle Kräfte auf, um dieſer allmaͤchtigen Waffe 
der Bölfer in Deutſchland den Eingang zu verwehren. Sie 
hätten ed aber in einem Punkte verſehen. Es gebe in 
Deutſchland einige Gauen, wo Die Preſſe frei ſey, die vereinigte 
Macht der deutſchen Könige beſitze kein rechtliches Mittel, die 
Preſſe in Rheinbaiern zu feſſeln. Der Bundestag brüte zwar 
über Plaͤne zur Unterdrückung der freien Preſſe, allein ſeine 
Beſchlüſſe hätten für das conſtitütionelle Deutſchland ohne 
Mitwirkung der Stände feine ——— Kraft. | 


Die Macht der Könige ſey auf das Verbot der — 
Seesen dur die Poft befchränft. Das deutſche Volk 
müſſe deöhalb zu Verſendung der Oppoſitionsſchriften, fie 
möchten. in: Journalen, $lugfhriften oder Bücher — eine 

eigene Anſtalt expreſſer Boten errichten. 
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Diejenige Journale, welche aldi der Hebel’ für die Ratie- 
a angefehen würden, müßten in das Eigenthum des 
Volkes Übergehen, und ihre Redaktoren abſetzbare Diener: des 
Volkes werden. Die beſten Söhne des deutfhen. Vaterlandes 
müßten ‚ihre geiftige Kraft den Journalen des Volkes widmen, 
indem fie bei denfelben Mitredakteure⸗, Correſpondenten⸗ ober 
Mitarbeiter-Anftelung -fuhten, Wer auch geneigt ſey, ſich 
zückfichtlos Dem. Vaterlande zu widmen, müſſe doch die 
Mittel haben, das phyſiſche Leben zu erhalten. Das deutſche 
Bolt ſolle Daher ‚für die Subſiſtenz aller derer ſorgen, welche 
fih feinem Dienſte widmeten, und. auch für die Subſiſtenz ‚der 
Familien feiner Vertheidiger; wenn. dieſe im Gefängniſſe tape 
oder fonft arbeits⸗ oder dienftunfähig feyen, 8 

Die Wirkung der Volksjournale werde nur dann vol 

ftändig, ‚wenn diefelben in allen Gemeinden des Reiches ſich 
befünden.- Das Haupthinderniß -fey die Berhräntiheit der 
Geldmittel, darum müſſe endlich dad deutſche Bolk durch 
beſondere Vorkehrungen Fürſorge treffen, daß die Jour nale, 
welche es für geeignet halte, die Volksſache zu führen, in 
jeder Gemeinde gehalten und ——— uf — 
Koſten gehalten würden. 
_ Alle diefe Zwecke zu erreicheh liege in der Mei der 
deutfhen Nation. ’ Das Mittel dazii fey Die Bildung eineb 
öffentlichen Vereins der freien Preſſe. Die Mitgliedet de 
Vereins übernehmen freiwillig die Verbindlichkeit: 

9) nach Maßgabe ihres Einkommens und Verwegens einge 
* ‚regelmäßigen monatlichen Beitrag zu Lift en; — 
‚.;2) zur Verbreitung ber Zournale behi Rei an allen 

Kräften mitzuwirken; po 
3) foweit ed in ihrem ——— * ——— daß 
öffentliche Anzeigen von Privaten und. Behörden In den 
Journalen des Volkes ejngerückt würden; 
9 dieſe Journale, ſoweit es Zeit und Fahigkeit ale, 
durch Auffäße. und — au. en 
und endlich 
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5) zur Spedition der Blätter des Volkes durch expreſſe 
Boten. au allen Kräften mitzuwirken. 
Schließe fi jeder Deutfhe, dem die heilige Sade des 


Baterlandes am Herzen liege, dieſem Vereine an, fo ſey zur 


Miedergeburt Deutfhlands und der Organifation Europa’3 
im demofratifhen Sinne, auf geſetzmäßigem Wege, der Grunb- 
fein gelegt. Die Kaffe der Gefellfchaft befiße dann die Mit- 
tel, die Zournale des Volks an Zahl zu vervielfältigen, und 
deren Macht durch Erhöhung des inneren Gehalted und durch 
Berbreitung unter alle Gemeinden des Reichs unwiderſtehlich 
zu machen. Durchdrungen von der unermeßlihen Wirfung 
eined folhen Vereins, hätten einige Volksfreunde die erften 
Elemente defjelben bereits ind Leben gerufen. Die Unterneh- 
ner . der Deutfchen Tribüne treten das Eigenthum dieſes 
DBlatted dem Vereine Pr und mit ihm alle. Revenuen beb 
Jouruals. 

Zugleich haͤtten bis zur Wahl eines Comites für den 
Berein die Herrn Schüler und Savoie die Leitung der. Ge— 
fhäfte des Vereins übernommen. Es erfordere jezt michtd 
weiter, als den Beitritt des Publikums, und zu dieſem — 
— man dem Vereine als Mitglied ——— 

Soweit die deutſche Tribune. *) j 

In der Verordnung vom 13. März v. 3. wirb ange 
geben, die Redaktion dieſes Blattes habe in dem Aufruf zur 
Bildung des fraglichen Vereins feine Scheu getragen, die Ver— 
nichtung der Selbftftändigkeit der einzelnen deutſchen Bunded- 
ftaaten, den Umſturz ihrer dermaligen Berfaffungen und Die 
Auflöfung des deutfhen Bundes ald den Testen Zwed ber 
Wirkſamkeit Diefer Verbindung zu bezeichnen. 

Es ſcheint und dieſes aus. dem. — keineswegs her⸗ 
vorzugehen. 

Allerdings hat die Redaktion — Tribüne, als Ziel 
ihres Strebens die Organiſation eines — Reiches im 





*) Deren Aufruf in jedem monarchiſch regierten Staate miß— 
billigt werden muß. Der Herausgeber. 
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demofratifhen Sinne angegeben, ohne fih näher: Darüber zu 
auffern, was fie unter dem Ausdrucke »im demokratiſchen 
Sinn fpeciel verftehe. 

Wenn es recht und billig it, das quilibet prassumitur 
bonus auch den Redaftoren der Tribüne zu flatten kommen 
zu Iaffen, ſo witd man wenigſtens als möglich annehnten 
müffen, daß hiemit bloß ein innigered die deutſche Conförde 
ration: vereinigendes Band, eine Verwandlung des deutfchen 
Staatenbunded in einen Bundesſtaat mit noch ftärieren Garan- 
tieen Der allfeitigen Gleichheit der einzelnen Bundesglieder, 
jedoh ohne Umſturz der inneren: Verfaffungen Der Iezteren 
gemeint war, wobei nicht auſſer Acht gelaſſen werden darf, 
Daß: die: Tribüne die Wiedergeburt Deutfchlands nur auf 
geſetzmäßigem Wege erftreben zu wollen fih überall aufs 
beftimmtefte ausgefprochen hat. Mag e& fich. indeffen hiermit 
verhalten, wie es will, fo dürfen jedenfalls die in dem Auf 
faße dargelegten politiſchen Grundfäße und: Wünſche der. Tri- 
büne mit den Zwecken ded Vereins nicht verwechfelt werben. 
Diefe find einzig : auf Unterflüßung der ; freien Preſſe in 
Deutfhland, mithin auf Herbeiführung eines Zuftandes gerich⸗ 
tet, Den weife Staatdömänner ſchon öfterd für eine der Haupt 
grundlagen des öffentlihen Wohl erklärt, und unfernz deut: 
ſchen Vaterlande zu gewähren fi eifrig beftrebt haben. . 

Mir. müffen: hier auf eine Erklärung des proviſoriſchen 
Ausſchuſſes des deutfhen Vereins zu Unterftüßung der freien 
Preffe in Nr. 60. der. Tribüne. von 1832, unterzeichnet von 
Schüler, Savoie und Geib, aufmerffam machen, wol. a. 
mit den Obengefagten -übereinftimmt : 

»Der Verein, heißt ed darin, ift theild. von Nigierungb- 

»behörden, theils von einzelnen Privaten, für Die eigene 

»Unternehmung irgend eines befondern Tagblatts, nament: 

»lih der. deutſchen Tribüne, - angefehen worben. Diefe 

»Anſicht iſt irrig und befchränft den Zweck des Bereins 

»enger, als es in der Abſicht ſeiner Gründer lag. Dieſe 

»Abſicht iſt keine andere, als: für die freieſte Entwicklung 

»patriotiſcher Gedanken, über die Mittel zur Förderung 


ni Aa 

»Dded Wohls der Deutfhen Völker, die Unterftüßung Der 

»ganzen Nation in Anſpruch zu nehmen, Jede Schrift, 

»welde mit Ücberzeugung von dieſem egenftande 

»fpricht, erfüllt auf gleihe Weiſe die Abficht ded Vereins; 

: »fein befonderes Tageöblatt, Fein Organ der öffentlichen 

»Stimme, Dad vom Hauche der Ueberzeugung belebt 

»wird, ift mehr ald dad andere, der Ausdruck ded Ver: 

»eind, noch vorzugäweife der Gegendftand feiner Befür- 

»derung; diejenige UÜeberzeugung, welche fih allen, oder 

»boh den Meiften mittheilen wird, fol für Die beffere 

»gelten, und ihre Beförderung ift der Zweck ded Ber: 

»eind u. f. wı« 

Diefe Erklärung fpridt fonah den Zweck des Vereins in 
einer ganz andern MWeife aus, ald ihn die Staatöregierung 
auffaffen zu müffen geglaubt hat. Sie firirt ihn fo, daß hin- 
fihtlih feiner Geſetzmaͤßigkeit nichtd erinnert werben kann. 

Barum aber, wird man fragen dürfen, hat fi Die 
Großherzogl. Staatöregierung bei Bezeihnung der Zwecke des 


* 


Vereins, nicht lieber an die Erflärung ſeines Vorſtandes, als 


die eined Dritten gehalten, der zwar dazu aufrief, aber ihn 
keineswegs repräfentirte, oder nur fliftete ? 

Mir bezweifeln zwar nicht, daß die Redaktion ber Tris 
büne ben Verein zur Verbreitung ihrer politiſchen Anfichten 
zu benußen gedachte. Über voraudgefezt, diefe Anfichten wä- 
ren ihrer Tendenz nah wirklich gefeßwidrig gewefen, fann 
dieß dem Vereine zur Laſt fallen? Wie mander hat aller- 
dings fhon die freie Preffe zu ftrafbaren Zwecken benuzt, ift 
aber darum die Freiheit der Preffe ein illegaler Zuftand? 

Laͤßt fih nun dieſem Allem nah nicht behaupten, daß 
der fraglihe Verein wirklih die Zwecke gehabt habe, welche 
in dem Eingange zu der Verordnung vom 12. März; 1832 
angegeben find, fo Fonnte auch damald die Sicherheit bes 
Staatd noch nicht für bedroht gehalten werden, und die Groß: 
herzogliche Staatöregierung hätte jeden Falls erft abwarten müffen, 
ob der Verein in feiner demnädftigen Entwicelung und Ge- 
ftaltung die von ihre bloß fupponirt gewordenen Zwede an 

Vo. Band U. Heft. | 10 
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den Tag legen werde, das heißt, ob die durch ihn verbreiteten 
Schriften fo ſtaatsgefährlichen und verbrecheriſchen Inhalts 
feyn würden, daß eine Einfhreitung gegen den Verein zu 
Abwendung der dem Staate drohenden Gefahr nöthig er- 
fcheine. 

Ganz abgefehen von diefen Betrachtungen, fo dünkt und, 
ald wenn in dem Augenblicte, wo die Verordnung erlaffen 
wurde, Die Beforgniffe der Großherz. Staatöregierung grade, 
wenn man das Berhältniß aus ihrem Gefihtspunfte betrach— 
tet, das heißt, die Sache der Tribiine mit der ded Vereins 
verwecfelt, um deßwillen nicht mehr begründet gewefen feyen, 
weil Damald die Tribüne fhon durd die deutſche Bundesver— 
fammlung verboten war, und das Blatt feit dem 8. März 
1832 zu erfcheinen aufgehört hatte, auch in Gemäßheit des 
Bundedtagd= Befchluffes der Redakteur der Tribüne Dr. Wirth 
zu Zweibrücen binnen fünf Jahren in feinem Bundesftaate 
zu der Redaktion einer ähnlichen Schrift zugelaffen werden 
durfte, ſonach (die Unterftellung der Staatöregierung als be: 
gründet voraudgefezt) Der Haupthebel und eigentlihe Nerv des 
Bereind weggefallen war. 

Wir gehen nunmehr zu der zweiten Frage über: War 
der Hal dringend, und erforderte er fonad eine alöbaldige 
Einfhreitung? Auch hiervon vermögen wir und nicht zu über: 
zeugen. | 
Der Berein zu Unterftüßung der freien Preffe trat durch 
den Aufruf dazu noch nicht in dad Leben, und ed fonnte Die 
auch vorausfihtlih fobald nicht der Fall feyn. 

Seine Wirffamfeit war auf äufferft bedeutende Gelbmit- 
tel berechnet, und es fragt fich noch fehr, ob die Subferiptio- 
nen fo ergiebig gerwefen feyn würden, um das Unternehmen 
beginnen zu fünnen. 

Doch angenommen, der Verein wäre in Wirkſamkeit 
getreten, und hätte die Zwecke verfolgt, weldhe ihm in der 
Verordnung vom 12. März 1832 beigelegt werden, fo würde 
ed bei dem Gebrauhe Fräftiger Mittel Feinesivegd ſchwer ge= 
wefen feyn, Den unter feiner Aegide erfheinenden Schriften 
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den Zugang in dad Großherzogthum zu verwehren, oder doch 
ihre Verbreitung zu verhindern. 

Ohnedem würden wohl die Regierungen der einzelnen 
Bundeöftaaten nicht lange gefäumt haben, die in ihren reſpek⸗ 
tiven Zanden erfcheinenden ftaatögefährlihden Schriften zu un— 
terdrücten, fo wie ed von der Bundeöverfammlung zu Franf: 
furt fchon vor der Erlaffung der Verordnung vom 12. März 
1832 (durch Beſchluß vom 2. ded nämlihen Monats), bezüg- 
lih der Ddeutfchen Tribüne, ded Weftboten und der neuen 
Zeitfhwingen gefhehen ift. 

Wir können Überhaupt nicht bergen, daß wir von ber 
Loyalität und Befonnenheit der Bewohner ded Großherzog: 
thums Heffen, von ihrer Anhänglicfeit an Fürſt und Mater: 
land, von ihrer Liebe für die beftehende Derfaffung, eine befr 
‚ fere Idee haben, ald daß wir und. der Beforgniß hinzugeben 
vermödten, ed könne felbft durch den Mißbrauch ber freien 
Preffe die Sicherheit dieſes Staatd gefährdet werden. 

Möge man doc überall bedenken, daß dad deutfche Volt 
vermöge feined ruhigen und befonnenen Charafterd, wenn nur 
feine Regierungen ihre Pflichten erfüllen, und nicht felbft 
Dazu beitragen, dad Vertrauen und die Anhänglichfeit ihrer Völ— 
ter durch tadelndwerthe Maßregeln zu erfhüttern, weniger 
ald irgend ein anderes, politifhen Aufregungen und Anreizun- 
gen zur Unzufriedenheit, wozu ed feinen Grund hat, zugäng- 
lich if. Möge indbefonderd unfere ‚Staatöregierung bedenken, 
daß Verordnungen, welde die Verfaſſung verleßen, ihr in 
der üffentlihen Meinung mehr ſchaden, als alle politifche 
Diatriben eined Wirth, Siebenpfeiffer und Anderer es zu 
thun vermögen. 

Mir find diefem Allem nad der Anfiht, Daß auch bie 
zweite, auf die Dringlichfeit ded Falls fich beziehende Frage 
verneint werden muß. 

Die Dritte war die, ob bie Großherz. Staatsregierung 
nicht weiter gegangen iſt, als es der Zweck der Maßregel 
erforderte, ſonach die Freiheit der Staatsbürger unnöthiger 
Weiſe beſchraͤnkt bat? 

10 * 


In diefer Hinfiht wird hauptfählih der $. 4 einer ge 
rechten Kritif unterliegen, und die Beftimmung des $. 5 ald 
ein wahrer Exceß der vollziehenden Gewalt angefehen werden 
müffen. - 

Jener verfügt, daß Vereine oder Geſellſchaften ‚ in Deren 
Derfammlungsorten eine Aufforderung, dem Vereine zu Un- 
terftüßung der freien Preffe beizutreten,- aufgelegt oder herum⸗ 
gegeben : werde, fofort gefchloffen und für aufgelöst: erklärt 
werden follen.. 

Man wird bier fragen müffen , wenn in Dem. Berfainm: 
lungsorte der Gefelfchaft. ohne Wiſſen und Willen eine folde 
Aufforderung aufgelegt oder herumgegeben wird, warum fol 
dDiefelbe fofort aufgelöst umd alſo der. Unfchuldige mit dem 
Shuldigen beftraft werden? Hätte dann Die Stantdregierung, 
wenn ihre eine. Gefelfhaft mißfällig geworden ift, micht ein 
Veichted Mittel, die Auflöfung derſelben felbft herbeizuführen, 
oder, wenn man fie einer folhen Abficht nicht für fähig halt, 
würde dieſes Mittel nicht in der Hand eines jeden gegen die 
Geſellſchaft feindfelig gefinnten Dritten. gelegt feyn? 

Nach dem $..5 fol alles, was in: den vorhergehenden 
$$. bezüglich de3 Vereins zu Unterftüßung der. freien. Preſſe 
verordnet ift, auch von der Aufforderung zum. Beitritte zu 
andern Vereinen, Gefellfhaften, Verbindungen oder Aſſocia⸗ 
tionen, welde politifhe Zwecke haben, gelten, infofern nicht 
die Theilnahme an folhen Verbindungen von ber Staaregie: 
rung ausdrüdlih erlaubt worden ift. 

Durch diefe Beftimmung werden fonach alle Vereine po: 
litiſcher Tendenz für ungefeßmäßig erflärt. 

Abgefehen davon, Daß, um nicht einer verberblichen 
Willkühr Thür und Thor zu eröffnen, durchaus nöthig gewe⸗ 
fen feyn würde, zu firiren, was unter politifhen Zwecken 
zu verftehen ift, da dieſer Ausdruck mannichfaltiger Deutung 
fähig erfheint, fo glauben wir, daß der Staatöregierung zu 
einem fo auögedehnten Verbote Feine Befugniß zuftand. 

Nicht dad Degen. politifcher Zwecke oder Tendenzen 
Kann firafbar feyn, fondern nur ber Gebrauch gefeßwidriger 
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Mittel, fie zu realifiren.. Warum: foll ed den Staatöbürgern 
nit erlaubt feyn, eine. Verbefferung ihres. :bürgerlihen Zu- 
ftanded zu. wünfdhen, warum fol ed ihnen verwehrt feyn, 
diefe Verbefferung auf geſetz⸗ und verfafiungömäßigem Wege 
zu bewirken zu fuhen? 

Das Wohlfeyn, Die Griftenz des Siaats beruht Per weis 
fen. Gefeßen und ihrer Aufrechthaltung. Die Beobachtung der 
Geſetze, ſonach auch die Ausübung verfaſſungsmäßiger Rechte, 
(und, nah dem Art. 23 der Verfaſſungs-Urkunde find Hand— 
lungen, welche dad -Gefeß nicht verbietet, erlaubt) kann daher 
niemal® mit dem Staatdwohl unvereinbar feyn, niemald Die 
Sicherheit ded Staats gefährden; denn Diefe befteht nicht nur 
in der Unverleztheit der Modte der ——— — auch 
der Einzelnen. | 

So lange mithin: — welche eine Verbeſſerung des 
bürgerlichen Zuſtandes ihres Vaterlandes herbeizuführen beab⸗ 
ſichtigen, ſich Darauf beſchränken, zu Realiſirung ihrer Beſtre⸗ 
bungen Mittel zu gebrauchen, welche ihnen geſetz⸗ und verfaſ— 
ſungsmaͤßig geſtattet find, fo bedienen fie ſich eines Rechts, 
deſſen Unverleztheit ihnen durch die Verfaſſung ſelbſt verbürgt 
iſt, welche aufrecht zu erhalten vor allen der Staatsregierung 
obliegt. 

Wo iſt aber das Geſetz, wo iſt die Verfaſſungsbeſtim⸗ 
mung, welde .politifhe fi in der angedeuteten Schranken 
haltende Vereine prohibirte? 

Unter allen. VBoraudfeßungen Tann ed nicht bezweifelt 

werden, daß der Verordnung vom 12. März 1832 bezüglich 
der in dem Sten $, enthaltenen Beftimmmungen ein Haupterfors 
derniß, an weldes Die Ausübung der dem Großherzog am 
Schluſſe des 73ften Artiteld der Berfaffungd- Urkunde ertheil- 
‚ten Prärogative gefnüpft ift, gänzlich mangelt, namlich Die 
EN des Falls. Ä 

Politiſche Vereine eriftiren unſres Wiflend in dem Groß— 
Gerzogthum nicht, und man muß das Gegentheil annehmen, 
da ed in den Motiven der Verordnung nicht behauptet wird. 
War ed aber dringend, auf Die ungewiſſe Möglichkeit Hin, 
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daß einmal politifche Vereine in dem. Großherzogthum ſich 
- bilden Fönnten, dieſe fhon im Voraus unbedingt für gefeß- 
widrig zu erflärn? War die Sicherheit des Staates ſchon 
jezt gefährdet? Niemand wird diefes behaupten. Es muß da— 
her in einen hohen Grade auffallen, und bie Unterthanen bed 
Großherzogthumd mit ſchmerzlichen Empfindungen erfüllen, 
daß die’Staatöregierung fi dazu entfhließen fonnte, eine fo 
wichtige, in die perfünliche Freiheit der Staatöbürger tief ein- 
greifende und mögliher Weife höchſt folgenreiche legislatoriſche 
Beltimmung ohne ftändifhe Mitwirkung zu erlaffen. 

Man ift daher der Anfiht, daß die vorliegende Motion, 
infoweit fie fih mit der Verordnung unter Ziffer IV beſchaͤf⸗ 
tigt, für vollfommen begründet zu halten ſey. 

Zu V. Verordnung vom 10. März 1832, die Gebühr 
für einen Proteſtations-Akt bei Wechfeln betreffend. 

Dur Verordnung vom 4. März 1829 wurde, um, wie 
ed in dem Eingange derfelben heißt, zu Beförderung des 
Handelöverfehrd der Stadt Offenbah und um dem Handelö- 
kredit eine fihere .Stüße zu gewähren, mit Berüdfichtigung 
ber von den Ständen übergebenen Petition vom 20. Novem: 
ber 1820, dad Wechſelrecht und der Wechſelprozeß ber freien 
Stadt Frankfurt, mit einigen Ausnahmen und Modififationen, 
zu Offenbach proviforifch eingeführt, und unter andern beftimmt, 
daß als gefeßlihe Quellen des dafelbft geltenden Wechfelrechts 
die derfelben angehängte Taxe der : Wechfel » Notargebühren, 
nebft verfhiedenen andern dad Wechfelrecht betreffenden Ver: 
ordnungen gelten follten. 

Die Verordnung der Stantdregierung vom 10. März 1832 
ift folgenden wörtlihen Inhalts: 

»Nahdem Wir Uns auf erftatteten aBferunterthänigften 

»Vortrag gnädigft bewogen gefunden haben, die in Ge 

»mäßheit Unfrer Veordnung vom. 4. März 1829, die 

»Einführung eines Wechſelrechts in der Stadt Offenbach 

»betreffend, in Einem Gulden: beftehenden Gebühr für 

»einen SProteftationd=Aft über einen Wechſel, mit bem 

»Protofoll und dem auögefertigten Inftrument auf Einen 
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»Gulden fünfundvierzig Kreuzer zu erhöhen, fo it ſich 

»hienach gebührend zu achten.« 

Die Verordnung iſt von dem Miniſter des Innern und 
der Juſtiz kontraſignirt. 

Einer ſtändiſchen Mitwirkung oder einer verfaſſungmaͤßi⸗ 
gen Beſtimmung, welche die Staatsregierung ermächtige, die 
Berordnung ohne ſtändiſche Concurrenz zu erlaſſen, iſt nir— 
gends gedacht. 

Daß gleichwohl die Verordnung ihrem materiellen Inhalte 
nach nicht als Akt der vollziehenden Gewalt betrachtet werden 
kann, ſondern in das Gebiet der Legislation übergreift, wird 
bier, dem oben entwickelten Begriff von Gefeß zu Grund ge= 
legt, um fo weniger zu bezweifeln feyn, als durch dieſe Ver— 
ordnung einem früheren Gefeße, dem vom 4. Mär; 1829 
nämlich, inöbefondere der darin enthaltenen Beftimmung wegen 
der Gebühren für die Wechfelproteftationd- Akte, derogirt wird, 
wirflihe Gefeße aber unter allen Umftänden nur durd einen 
Aft der gefeßgebenden Gewalt aufgehoben, oder abgeändert 
werden fünnen. 
| Daß, fomit nah dem Art. 72 der Berfaffungs - Urkunde 
zur Gültigkeit der Verordnung die fländifhe Mitwirfung er- 
forderli war, und daß, da dieſe nicht eingeholt wurde, der 
angezogene Artikel verlezt erſcheint, hat ebenfo wenig das 
mindefte Bedenken; daher auch der vorliegenden Motion, ins 
foweit fie fih auf die fraglihe Verordnung bezieht, ftatt zu 
geben ift. 

Zu VI. Die Verordnung vom 3. April 1832 die Boll: 
ziehbung des Gewerbefteuer = Gefeted vom 3. April 1832 bes 
treffend. 

Diefe Verordnung ift folgenden Inhalts. An der Vor: 
rede wird gefagt: Da über die Wirkſamkeit der in Gemäßheit 
der $$. 44 und 45 der Verordnung vom 1. Dezember 1827 
die Ausführung ded Gewerbfteuer- Gefeßed betreffend von den 
Localbehörden auögefertigten Erlaubnißfheine zum Tanz- und 
Mufifhalten an öffentlihen Orten, und inöbefondere über die 
Zeit, wann folhe öffentlihe Beluftigungen beginnen bürften 
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und endigen müßten, Zweifel entftanden feyen, fo hätten Se. 
K. H. der Großherzog unter Aufhebung aller früheren entge= 
genftehenden Beftimmungen, nah Mafgabe des Art. 73 der 
Verfaſſungs⸗ Urkunde verordnet, wie folge. 

In dem Art. 1 wird ſofort beſtimmt, daß Tanzbeluſti— 
gungen an öffentlichen Orten niemals vor 12 Uhr Mittags 
und an denjenigen Sonn= und. Feiertagen, an welchen der— 
gleihen Beluftigungen überhaupt geftattet feyen ‚ hiemal3 vor 
4 Uhr Nahmittagd beginnen follten. 

Nah dem Art. follen Nachmittagstänze, wozu bie Er- 
laubnißfcheine um die geringfte Taxe ertheilt würden, nie länger 
als feh3 Stunden andauern, und fi jedenfall um die Zeit 
der polizeilihen Feierabendftunden endigen. Alle andere Tanz- 
beluftigungen dürfen hie länger ald 12 Stunden dauern. 

Nah dem Art, 3. endlich‘ follen die zu Ausfertigung der 
Erlaubnißfiheine ermächtigten Localbeamtenn unter Beobachtung 
der in den 66. 1 und 2 vorgefchriebenien Gränzen, für jeden 
einzelnen Fall die Dauer der Tanzbeluftigung beftimmen, und 
die Zeit des Anfangs und der — —— in dem 
Erlaubnißſcheine ausdrücken. 

Die Verordnung iſt von dem Großherzogl. Miniſterial⸗ 
Präfidenten, Freiherrn von Hofmann contraſignirt. 

Da Diefelbe fih auf Die vom 1. Dezember 1827 bezieht, 
fo bemerken wir zur Erläuterung, daß leztere in den angezo- 
genen $$. 44 und 45 zu den öffentlihen Zanzbeluftigungen 
eine in jeden einzelnen Falle bei den betreffenden Provinzial 
Regierungen, oder den hierzu ermächtigten Localbehörden ein= 
zuholende Erlaubnißertheilung für nothwendig erflärt, und 
zugleich die Gebühren beftimmt, welde von Dem Tanz: und 
Muſikhalten zu entrichten ſeyen, daß fie aber hinfichtlich der 
Dauer der oientihen Fanıberapigmangen feine Verfügung 
enthält. 

Die Großherzogl. Staatöregierung hat, wie wir vorhin 
erwähnten, in dem Eingange der Verordnung vom 3. April 
v. 9. erflärt, daß fie dieſelbe in Semaheit der Art. 13 — 
Verfaſſungs · Urkunde erlaſſe. 
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Da hier von einer die Sicherheit bed Staats bebrohenden 
Gefahr, fonah eine zur Abmendung derfelben erforderlichen, 
feinen Verzug leidenden Vorkehrung die Rede nicht feyn Tann, 
fo werden hier nur die in dem erwähnten Artikel — 
beiden erſten Befugniſſe in Betracht kommen. 

Dieſe beſtehen in dem Rechte, die zur Vollſtreckung und 
Handhabung der Geſetze erforderlichen, ſodann die aus dem 
Aufſichts- und Verwaltungsrecht ausfließenden Verordnungen 
und Anſtalten zu treffen. 

Daß die in Frage ſtehende Verordnung nicht die Voll⸗ 
ziehung eines Geſetzes bezweckt, iſt um deßwillen flat, weil 
fie neue Vorſchriften ertheilt, und alle frühere entgegenftehenden 
gefeßlichen Beſtimmungen ausdrücklich aufhebt. 

Die Staatsregierung kann ſie daher nur auf den. Grund 
des ihr zuſtehenden Aufſichts- und Verwaltungsrechts erlaſſen 
haben, und wirklich iſt dieſelbe ihrem Gegenſtande nach in das 
Gebiet der ſogenannten Aufſichts polizei oder der Polizeiver⸗ 
waltung in dem eigentlichen Sinne des Wortes zu verweifen, 
... Daß fie unter diefer Vorausſetzung der Landespolizei 
anheimfält, ift eben fo gewiß, weil fie ‚innerhalb des Umfangs 
des Großherzogthums verbindende Kraft haben fol. 

- Wir glauben in dem generellen Theile des gegenwärtigen 
Berichts nachgemwiefen zu haben, daß das im dem Art. 73 ger 
Dachte Aufſichtsrecht lediglich ein Akt der vollziehenden Gewalt, 
ſonach die Polizeigeſetzgebung ſtrenge davon zu ſcheiden iſt, 
was denn auch aus dem Art; 72, infofern darin die Gültig— 
feit au der auf das. Randespolizeimefen Bezug habenden 
Geſetze an die ſtaͤndiſche Mitwirfung geknüpft — mit un⸗ 
— Gewißheit hervorgeht. 

Da nun die fragliche Verordnung, weil fie mit — 

früherer geſetzlichen Beſtimmungen neue landespolizeiliche Vor⸗ 
ſchriften ertheilt, ihrem materiellen Inhalte nach als Geſetz 
erſcheint, ſo konnte fie nach dem Art. 72 ohne ſtändiſche Mit- 
wirfung nicht gegeben werden, und die vorliegende Morion 
it ſomit bezüglich ihrer vollfommien begründe. 
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Die Berotdnung vom 11. Damen, 1829 ift "folgenden 
Wortlaitesr” 

»In Berlchfihtigung >. at ‚Röften, melche mit 
der bisher in Folge des Art. 4 des Geſetzes vom 
30 Mat 1821 nöthig geweſenen gerichtlichen Auffor⸗ 
derung der Gläubiger‘ von Auswanderungsluſtigen vers 
: bunden: find, und’ in Erwägung, daß nur in’ feltenen 

Fällen Gläubiger fi wirklich melden, haben des Groß- 

herzogs K. H. zu befehlen geruht, daß dieſe Aufforde- 

rungen der‘ Gläubiger in den Provinzen. Starfenburg 
und Oberheffen' künftig durch Die Großherzogl. Landraͤthe, 
in der Provinz Rheinheſſen aber durch Die Großherzog. 

Friedensrichter ex officio zu erlaffen, und die Sache an 

Die Gerichte nur dann zu verweifen: fey, wenn ſich in 

— der Aufforderung wirklich —— melden, oder 

Oppoſitionen erfolgen. 7 ne Pa: 

DaB auch dieſe Verordnung legislatoriſher Natur iſt, 
wird um ſo weniger bezweifelt werden können, als ſie einem 
früheren Geſetze ausdrücklich derogirt, denn ſie ſubſtituirt da= 
durch, Daß fie in den altheſſiſchen Provinzen, die an die Gläu— 
biger des Auswanderungsluſtigen zu erlaſſende Ladung den 
Landräthen zumweidt, der nach dem Geſetz vom 30. Mai 1821 
nothwendigen geri —— N De ‚eine 
— 

Es wird daher unter Wieberholung alles deſſen, was zu 
Der Verordnung vom 9. April 1823 bemerkt worden iſt, darauf 
angetragen, daß die vorliegende Motion hinſichtlich der Verorb- 
nung vom 11. ee — für — anzuer⸗ 
kennen ſey. ei i 

In Den Eingang ber Berrdnung vom 8% Mai 1832 
wird geſagt: 

da: bie Eofahrung eerekefeh hat’; dag bie — das 

Geſetz vom 30. Mai 1821 über die. Auswanderungen 
vorgeſchriebene Aufforderung der etwaigen Glaͤubiger der 

Auswandernden hinſichtlich unſerer Unterthanen in der 
Provinz Rheinheſſen, unbeſchadet des Hauptzwecks, auch 
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auf einfaherem Wege bewirkt werden kann, als durch 
unfre Berordnung vom 9. April 1823 vorgezeichnet 
worden ift, und daß ebenfo rückſichtlich der Koften dieſes 
Verfahrens noch weitere Ermäßigung herbeigeführt wer= 
den fann, al3 fhon durd die Befanntmadhung unfred 
Minifteriumd ded Innern und der Zuftiz vom 11. Dez. 
1829 bezweckt worden ift, fo haben wir aus diefen Rüd- 
fihten, und um überhaupt die Behandlung der Aus- 
wanderungögefuhe in möglichſt einfacher Weiſe zu regu= 
liren, für angemeffen erachtet, hinſichtlich dieſes Gegen- 
ftanded in Gemäßheit des Art, 73 der Verfaſſungs⸗ 
Urfunde von neuem zu verorbnen.« | 

Es folgen num in. 9 $$. ausführlihe Beftimmungen über 

das Verfahren. bei Borladungen der Gläubiger von Audwan- 
Derungdluftigen. 
In dem $. 10 wird die Verordnung vom 9. April 1823 
fo wie die Minifterial-Befanntmahung vom 11. Dezember 
.1829, leztere in fo weit fie fih auf die Auswanderung von 
Unterthanen aud der Provinz Rheinheſſen bezieht, auffer 
Kraft gefezt. 

Alles dad, was vorhin zu der Verordnung vom 9. April 
1823 bemerkt worden ift, findet aud hier feine volle Anwen 
dung. Indem wir und auf dad beffalld Geſagte beziehen, 
und bloß darauf aufmerffam machen, Daß die Großherzogl. 
Staatöregierung die Verordnung vom 8. Mai 1832 in deren 
Eingang fogar felbft für eine neue erflärt hat, wird darauf, 
angetragen, daß der Motion, in fo weit fie die leztgedachte 
Verordnung betrifft, Folge zu geben fey. 

. Zu VIO. Verordnung, die Auflöfung des biöherigen pro= 
viforifhen Caffationd» und Revifiondgerichtöhofd für die Pro- 
vinz Rheinheffen, und die Uebertragung der Attributionen def 
felben an bad Oberapellationdgericht betreffend. 

Wir halten ed für nöthig, ehe wir die Prüfung der Ver- 
faffungämäßigfeit der bezeichneten Verordnung beginnen, vorerft 
Die früheren auf dieſen Gegenftand Bezug habenden Gefeße 
und Verordnungen ihrem Inhalte nad zufammenftellen. 
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Durch Verordnung vom 9. Nov. 1816 wurde verfügt, 
daß in Mainz ein proviſoriſches Obergericht für die Großher— 
zogl. Lande auf der linken Rheinſeite errichtet werde, welches 
nach den deßfalls feſtgeſezten beſondern Beſtimmungen mit den 
Funktionen der Appellhöfe, in verſchiedener Beziehung auch die 
eines Caſſations- und Reviſionsgerichts in ſich vereinige. 

Die angezogenen, dad Verfahren in der Caſſations-Inſtanz 
regulirenden Beſtimmungen fin® in den Art. 18 bis 35 er- 
theilt, und hier von feinem befonderen Intereffe. 

Durch Verordnung vom 18. Junius 1818 wurde ein 
eigener Eaffationshof zu Darmftadt errichtet. Es ift darin 
wörtlich gefagt: 

»Da Caffationdgefuhe gegen Urtheile des Obergerichts 
in Mainz auf der Kanzlei deſſelben hinterlegt worden 
find, und daher nah Art. 21 der Verordnung vom 
4. November 1816 zur Aburtheilung der eingelegten, 
und der bis zu dem nahe bevorftehenden Zeitpunfte. der 

» Einführung einer gleihmäßigen gerichtlihen Verfaſſung in 
unfern gefammten Großherzogthum noch zu ergreifenden 
Recurfe proviforifh eine Eaffationdinftanz errichtet wer: 
den muß, fo haben wir Folgendes zu verordnen uns 
bewogen gefunden : 

»Art. 1. Es fol zu Aburtheilung der gegen Urtheile 
unferd Obergerihtd zu Mainz in Civilfadhen bereitd ein- 
gelegten, oder fünftig eingelegt werdenden Caffationdge- 
ſuche ein Caffationshof zu Darmftadt errichtet werden. 

»Art. 2. Derfelbe fol beftehen aus einem Präfiden- 
ten, neun Räthen und einem Gerichtöfchreiber. 

»Art. 5. Dei diefem Gerichtöhofe wird ein General- 
ftaatöprofurator angeftellt.« 

Die hierauf folgenden Artifel betreffen das * der Caſſa⸗ 
tionsinſtanz einzuhaltende Verfahren. 

Durch die Verordnung vom 3. Februar 1819 wurden 
dem Caſſationshofe noch ausgedehntere Attributionen ertheilt. 

Der Art. 7 verweiöt nämlich . die ——— alle Caſſa⸗ 
tionen in Civilſachen dahin. 
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Der Art: 9 beftimmt, daß bie durch die Art. 22, 23 
und 32, der Verordnung vom 4. November 1816 an das 
Obergerict zu Mainz in allen einfachen Polizeifahen verwie— 
fenen Caſſationsgeſuche, ſowohl, was die bereitd eingelegten, 
al3 Fünftig eingelegt werdenden betreffende, in Yufunft an den 
Eaffationdhof gefendet werden follten. 

Eben fo werden nad dem Art. 10 die in Zuchtpolizeifachen 
gegen die Urtheile des Obergericht3 eingelegt werdenden Eaffa- 
tiondgefuhe an den Gerichtshof gebragt. 

Nad dem Art. 13 gehen überhaupt alle Caſſationsgeſuche 
in peinlihen Fällen dahin, und endlich hat der Caffationshof 
nad) Art. 15 die durh das Kap. 3. Seite Lund II. Titel 4. 
Bud II. ded Geſetzbuchs für dad peinlihe Verfahren dem 
Eaffationdhofe übertragene Amtöverrichtungen zu verfehen. 

Die vorftehenden gefeßlihen Beftimmungen find Diejenigen, 
welde in der hier in Frage flehenden Beziehung intereffant 
erfcheinen. 

In dem Eingange der Verordnung vom 26. Junius 1832, 
welche den proviforifhen Gaffationshof auflöste, wird gefagt: 

»Wir haben nad Anficht eined und vorgelegten, von ber 

bei dem proviforifchen Caffationd- und Revifiondgerichtö- 
hofe für unfere Provinz Rheinheffen fungirenden Staats- 
behörde erftatteten Berichtd, worin diefelbe darauf ans 
trägt, eine Behörde zu beftimmen, oder anzuordnen, 

melde über die von den Beamten bed öffentlihen Mi— 

nifteriumd gegen Urtheile oder Verfügungen der Rhein— 

heſſiſchen Gerichte im Intereſſe des Geſetzes eingelegten 
oder eingelegt werdenden Caſſationsgeſuche zu erkennen 
habe, und vor welche diejenigen Disciplinarſachen ge— 
bracht werden ſollen, welche die franzöſiſche Geſetzgebung 
an den Caſſationshof verweiſe, indem die Verordnungen 
vom 18. Juni 1818 und 3. Febr. 1819 beide Gegen— 
ſtände unberührt gelaſſen hätten, nach genommener Ein—⸗ 
ſicht dieſer Berordnungen, und in Erwägung: 

1) daß dieſelben keine Beſtimmung enthalten, welche den 

Beamten des öffentlichen Miniſteriums die ihnen nach 
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den in Nheinheffen : fortwährend geltenden franzöſiſchen 
Gefeßen und Berordnungen zuftehende Befugniß entzieht, 
gegen richterliche Urtheile und Berfügungen im Intereffe 
des Geſetzes Caffation, zu fuchen, indem auf die im lez= 
ten Abſatze des Art. 14 der Verordnung vom 3. Fe: 
bruar 1819 gegebenen Berfügung fih nur auf die im 
Intereffe eines Angefhuldigten zu fuchende Caſſation 
befhränft, aber, allerdings Die Behörde nicht darin be- 
zeichnet ift, welder da8 Erfenntniß über die im Intereffe 
des Geſetzes eingelegten Gaffationsgefuche zuftehen ſoll; 
2) daß derjelbe Fall Hinfihtlih der fonftigen, in den Ber: 
ordnungen vom 18. Junius 1818 und 3. Febr. 1819 
nicht berührten Attributionen vorliegt, welche die in Rhein⸗ 
heſſen geltenden franzöfifhen Gefeße und Verordnungen 
dem Caſſationshofe zugewiefen haben; 
3) daß aber der Vollzug beftehender Gefeße und Verord⸗ 
nungen durch den Mangel oder Die Lücken organifcher 
| Anordnungen nicht gehindert werden darf; 
in weiterer Erwägung | 
4) daß der biöherige Caſſations- und Revifionsgerichtähof, 
mit Deffen Leiftungen wir zwar vollfommen zufrieden 
find, nur proviforifh angeordnet und nur aus hierzu 
widerruflih committirten Mitgliedern anderer Behörden 
gebildet ift, ed aber in Berüdfihtigung der Wichtigkeit 
der demfelben übertragenen Funktionen angemeffener er: 
fheint, folde künftig für immer dur einen bereitd de— 
finitiv conftituirten Gerihtöhof ausüben zu laffen: 
Kraft der und verfaffungsmäßig zuftehenden Befugniß, 
die zur Vollziehung der beftehenden Verordnungen er: 
forderlihen und geeigneten organifhen Anordnungen zu 
treffen, verordnet, und verordnen hiemit, wie folgt:« 
| Art. 1. 
»Der biöherige proviforifhe Caffationd- und Reviſions⸗ 
gerichtöhof für die Provinz Rheinheffen definitiv mit allen 
Attributionen befleidet, welche nad den bis zur Trennung 
der Rheinlande von Franfreih für Diefelben gegolten 
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habenden Gejeßen und Verordnungen dem franzöfifden 

Eaſſationshofe zugeftanden haben, fo wie aud mit den— 

ienigen, welche durch unfre beftehenden Verordnungen 

dem aufgelösten proviforifhen Caſſations- und Revifions- 
gerichtshofe für Die Provinz Rheinheffen, in feiner Ei- 
genſchaft ald Reviſionshof, beigelegt gewefen find.« 

Der Art. 3 beſtimmt Die Benennung des neuen Gerichtö- 

hofs, und der Art. 4 verordnet die Anftellung eines Seneral 
Staatsprokurators bei demſelben. 
—Die Motive, welche die Verordnung ausdrückt, betreffen 
theils die Zwecmäßigkeit und Nothwendigkeit der Beraͤnderung, 
‚ theild die Befugniß der Großherzogl. Staatsregierung, fie vor- 
zunehenen. 

Jene einer beſondern Prüfung zu unterwerfen, wird bei 
der Tendenz deö gegenwärtigen Vortrags nicht nöthig feyn. 

Wir wollen uns daher auf die Bemerkung befhränten, 
Daß die Großherzogl. Staatöregierung zu Erreihung der in 
den, Motiven der Verordnung bezeichneten Zwecke feinen Ball 
nöthig hatte, den früher beftandenen proviforifhen Caffations- 
und Nevifionsgerichtöhof für, Die Provinz Rheinheffen aufzu— 
löfen, indem ed genügte, Diefen mit erweiterten Attributionen 
zu verfehen. Ob auch durch die neue Einrichtung die Behand: 
Tung der an den Gaffationshof gehörigen Rechtsſachen gewon- 
nen und jene ſich vortheilhaft bewährt habe, wollen wir lediglich 
dem Urtheile der Sadhfundigen anheimftellen. 

Deſto forgfaltiger haben wir zu prüfen, ob Die Großer: 
z09l. Staatöregierung durch Erlaffung der Verordnung nicht 
ihre verfafungsmäßigen Befugniffe überfchritten hat? 

Daß diefes allerdings der Fal war, folgt fhon daraus, 
daß fie zu einfeitiger Veränderung der Juftizorganifation über: 
haupt nicht befugt ift, die Verordnung aber unläugbar eine 
ſolche Veränderung: trifft. 

Es wird hieran um fo weniger gezweifelt werden fönnen, 
ald die Verordnung zugleih prozeffualifhe Vorſchriften enthält, 
in welcher Hinfiht wir Folgendes bemerken: die frühern Ver— 
ordnungen vom 18. Juni 1818 und 3. Febr. 1819 hatten 

VII. Band I. Heft. — 1 
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dem vormaligen proviforifhen Eaffationdhofe feine Attributionen 
ertheilt, und das in der Eaffationd-Inftanz einzuhaltende Ber: 
fahren normirt. Sie waren vor der Berfaffung erlaffen, ſonach 
fowohl in formeller, al& materieller Hinficht Gefeße. 

Sie beftimmten nur für gewiffe Fälle, Daß eine Caffationd- 
Inftanz Statt finden fol. Diefe war daher für alle übrigen 
nicht berührten Falle geſetzlich ausgeſprochen. 

Inſofern nun die Verordnung von 28. Juni 1832 ver- 
fügt, daß auch in dieſen nicht ausgedrückten Fällen ein Caffa- 
tiondtecurdö, Da, wo er nad) Den franzöfifhen Geſetzen zuge— 
laſſen fey, Plab- greife, und das von dem Oberappellationd- 
und Caffationdgeriht bei der Ausübung feiner nunmehrigen 
Funktionen zu beobachtende DBerfahren regulirt, enthält fie un- 
läugbar prozeſſualiſche Beftimmungen, welche die Großherzogl. 
Staatöregierung ohrie Mitwirkung der Stände zu etlaffen, je 
denfalld nicht befugt war. 


Die gedachte Verordnung ‚enthält aber auch ums deßwillen 


eine DVerfaffungsverleßung, weil fie gegen den Art. 34 der 
Berfaffungs-Urfunde anftößt. 

In den Motiven wird die Befugniß zur Auflöfung de 
vormaligen proviforifhen Caſſationshofs darauf geftüzt, Daß 
diefer Hof nur proviforifch angeordnet gemwefen fey, und nur 
aus hierzu widerrufllih committirten Mitgliedern anderer Be: 
hörden beftanden habe. 

Die Conftitutiv-Urfunde des Hof, die Verordnung vom 
18. Juni 1828 fagt in dem Eingange: 

»nach dem Art. 21 der Verordnung vom. 4. Nov. 1816 
müffe zur Aburtheilung Der eingelegten,, und der bis zu 
dem nahe bevorftehenden Zeitpuntte der Einführung einer 
gleihmäßigen gerichtlichen Verfaſſung in den gefammten 
Großherzogthume- allenfalls noch zu ergreifenden Recurfe 
proviforifh eine Caffationdinftang. errichtet werden.« 
Wenn ed fodann in dem Art. 1 wörtli heißt: 
»Es foll zu Aburtheilung der gegen Urtheile des Ober 
gerichtd zu Mainz in Eivilfachen bereits eingelegten, ober 


- 
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künftig eingelegt werdenden Caſſationsgeſuche, ein Gaffe- 
tionshof zu Darmſtadt errichtet werden,« 
. fo wird unferd Ermeffend das in den Motiven der Verord- 
nung vorkommende Beiwort » proviforifh« auch hier fubintelli- 
girt werden müffen? | 

Es fragt fi daher bloß, welches ift der Sinn Diefes 
Wortes? | 

Die Großherzoglihe Staatöregierung meint, daß hierdurch, 
eine widerrufliche Anftelung der Mitglieder des Caſſatidnshofs 
zu erfennen gegeben werde. 

Wir müffen jedod dem Worte in Gemäßheit des in ber 
Verordnung vom 18. Juni 1818 angegebenen Motivd einen 
‚ andern Sinn beilegen, denn nad dieſem bezieht ſich Der aus— 
gebrückte prodiforifhe Charafter nur auf die Veränderungen, 
welche der Juftiz- Verfaffung des Großherzogthums bevorftan- 
den, vermöge welcher bie damalige Yuftiz- Organifation im 
Allgemeinen nur ald eine proviforifche betrachtet werden fonnte. 

Durch die Verordnung vom 1. Dezember 1817 wurden 
die Grundzüge der Fünftigen Juſtiz-Verfaſſung und des ge: 
richtlihen Verfahrens für das gefammte Großherzogthlum zur 
Öffentlihen Kenntniß gebracht, unter Bezugnahme auf das 
Publifandum vom 14. November 1816, nah welchem die 
Eivilgeſetzgebung des Landes einer durchgreifenden Reform 
unterworfen, und Durch Gleichförmigkeit der Geſetzgebung das 
Dand zwiſchen den alten und neuen Unterthanen auf beiden 
Seite des Rheins fefter gefnlipft werden follte. | 

Sn der Verordnung vom 18. Junius 1818 über die Er: 
rihtung des proviforifhen Caſſations- und Revifiondgerichtö- 
Hofes für die Provinz Nheinheffen wird gefagt, daß der Zeit: 
punft der Einführung einer gleihinäßigen gerichtlichen Verfaſſung 
in dem ganzen Großherzogthum nahe bevorſtehe. Nur bis zu 
dieſem Zeitpunkte ſollte die damalige Juſtiz-Organiſation noch 
fortdauerũ. | 

Dieſelbe dar fonach im Allgemeinen nur eine proviforifhe, 

mochte fie ſich nun auf das Oberappelationdgericht, oder den 

— 2 oder irgend eine andere Landesjuſtizſtelle beziehen. 
11* 
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Auf fie alle paßte daher dad Beiwort » proviforifch« im glei= 
hen Grade. | | 

Eben defwegen konnte die Staatöregierung den Caffationd- 
hof nur ald einen proviforifchen conftituiren, weil derfelbe durch 
den Eintritt der projectirten Verſchmelzung der Gerichtsver⸗ 
faffungen der dieß- und jenfeitigen Landestheile in eine und 
dieſelbe, in feiner damaligen, den franzöſiſchen Formen ent- 
ſprechenden Geftaltung weggefallen feyn würde. 

Es waren aber, wie wir bereitö erwähnt haben, alle 
übrigen Landesjuſtizſtellen in ganz gleihem Sinne nur als 
proviforifh zu betrachten. = | 

Die Minifterial- Befanntmahung vom 29. uni 1818, 
welche die erfte Ernennung des den Eaffationshof componi- 
genden Perfonald zur allgemeinen Kenntniß bradte, ift in 
den Worten : WBGW 

»Nachdem des: Großherzogs Königliche Hoheit geruht ha= 

ben, zur Aburtheilung der, gegen Urtheile des Obergerichts 

zu Mainz bereitd eingelegten, und der bis zur Einführung 
einer gleichmäßigen gerichtlichen Verfaſſung im geſammten 

Großherzogthume, allenfalls noch eingelegt werdenden 

Gaffationdgefuhe einen proviforifhen Caffationd= und 

Nevifiondgerichtähof u. ſ. w. zu errichten. « 
unverfennbar ald ein bloße Referend von der Verordnung 
vom 18. Zuni 1818, in dem nämlihen Sinne, wie fie zu 
nehmen, und ein Gleiches gilt von den Dekreten,. welde die 
urfprünglic ernannten Caffationd = Gerichtöräthe erhielten, weil 
fie fih, fiherem Vernehmen nad, bloß auf die erwähnte Mi- 
nifterial- Befanntmahung beziehen. 

Nirgends, weder in der Verordnung, vom 18. Juni 1818, 
noch in dem Publifandum vom 28, deffelben Monats, noch den 
gedachten Defreten ift gefagt, daß die Mitglieder des Caffationd- 

hofs auf Widerruf angeftellt feyen. 

Da nun ihre Amovibilität, dem oben Bemerkten zufolge, 
aus den die Conftituirung des Hof3 betreffenden Verordnun⸗ 
gen und Verfügungen, infoferne diefe denfelben ald einen pro: 
viforifhen bezeichnen, nicht hervorgeht, fo vermögen wir und 
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von der Richtigkeit der Dießfallfigen Unterftelung in den 
Motiven der Verordnung vom 23. Juni 1832 nicht zu über: 
zeugen. | 

Ließe fih dennoh behaupten, daß die Mitglieder des 
proviforifhen Caſſationshofs urfprünglid nah Willführ ent: 
laßbar gewefen feyen, fo würde doc dieſer Charafter nad 
ber Anfiht der Majorität des berichtenden Ausſchuſſes mit 
dem Eintritt der Verfaffung aufgehört haben, um dem Prin- 
zipe der Inamovibilität Plab zu madhen, indem Der 
Art. 34 der Verfaflungd - Urfunde beftimmt, daß Richter, mit 
Ausnahme der Direktoren der Juftizfollegien, welde den all- 
gemeinen Beftimmungen der Dienftpragmatif unterworfen blei- 
ben, nur Durch gerichtlihes Erfenntniß entfezt, auch wider ih: 
ren Willen nicht entlaffen und nur Ddergeftalt verfezt werden 
fönnen, Daß fie in derfelben Dienftfathegorie verbleiben, und 
weder in dem Gehalte noch in dem Dienftgrade zurücgefezt 
‚werden. 

Diefe Beſtimmung ift allgemein, fie gilt von allen Rid- 
tern, Die Gaffationsrärhe waren unläugbar Richter, mithin 
waren fie, wenigftend von jezt an, inamovibel, wären fie es 
auch vor der Verfaſſung nicht gewefen, und die Klaufel des 
Widerrufs, welche etwa in den Defreten der fpäter angeftellten 
Mitglieder bes Caffationdhofs vorfommen follte, muß ald ver: 
faffungswidrig und nichtig, fomit ald nicht adjizirt betrachtet 
werden. Ä 

Die Staatöregierung hat demnach dadurch, Daß fie Durch 
eine einfeitige Verordnung den vormaligen proviforifhen Eaffa- 
tiond= und Reviſionsgerichtshof auflödte, Die Juftiz- Organi- 
fation in der Provinz Nheinheffen bezüglih der Caffationd- 
Inſtanz mobdificirte, und einen Theil der Mitglieder des Caffa- 
tionshofs willführlih entließ, nicht nur den Art. 72, fondern 
auch den Art. 34 der Verfaffungd= Urkunde verlezt. 

Daher wird darauf angetragen, daß der vorliegenden 
Motion, infoweit fie die fraglihe Verordnung zum Gegenftand 
hat, Folge zu geben fey. 
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Zu IX. Berordnung vom 23. Juni 1832, die Veran: 
ftaltung von Bolföfeften und Bolföverfaommlungen, ſo wie 
dad Tragen von DVereindabzeichen betreffend. 

Die Vorrede zu der Verordnung lautet folgendermaßen: 

»Bei der Volföverfammlung, welde während der lezten 
Tage de? Monats Mai d. I. zu Hambah in Rheinbaiern 
Statt fand, hat befanntli eine revolutionäre Faftion, Die 
verbrecherifchen Zwecke, die fie durch den fogenannten Verein 
für die freie Preffe erreichen wollte u. f. w., nicht nur wie 
derholt öffentlich ausgeſprochen, fondern auch dazu aufgerufen, 
Durch Anwendung frevelhafter Gewalt zum Umfturze der Throne, 
zur Vernichtung der beftehenden Staatöverfaffungen des Ddeut- 
fhen Bundes, und zur gänzlihen Auflöfung aller öffentlihen 
Drdnung hinzuwirfen. Sie hat ferner aufgefordert, auch in 
andern Gegenden ähnlihe Verſammlungen zu gleichen Zwecken 
zu bilden, und hat Vereindzeihen angenommen, weldhe von 
den Theilnehmern und Beförderern zum Beweife offenen Troßed 
gegen die Staatöregierung getragen werben follen. « 

»Wohl ift und befannt geworden, daß die alles religiöfe 
und fittlihe Gefühl tief beleidigende, alles Recht und Gefeß 
verhöhnende Weife, womit jene Faktion ihre eigentlihen Ab- 
fihten Fund that, nicht minder, als die hohe Strafbarkeit ih- 
ver Abſichten felbft, bei der großen Mehrheit gerechten Abſcheu 
erregt, viele Irrgeleitete und Schwankende wieder für Ordnung 
und Gefeßlicgfeit gewonnen und zur Befinnung zurüdgerus 
fen bat.« 

»Ja, wir find auc überzeugt, Daß diefed dem Charakter 
des deutfchen Volkes fo völlig fremde Treiben, alle Freunde 
wahrer bürgerliher Freiheit, welche wohl wiffen, daß der Um⸗ 
flurz des Staats nicht zur allgemeinen Wohlfahrt führen u. f. w. 
Tann, von felbft beftimmen wird, fih um fo muthiger und 
fefter an Verfaſſung Recht und Gefeß anſchließen, die Staatd- 
regierung in ihren Wirken mit Kraft und Nahdrud zu un 
terftüßen u. f. w., und zu beweifen, Daß dad Gefchrei einer 
Faktion nicht die Stimme bed Volkes, und deutſche Redlichkeit 
und Treue noch nicht erloſchen iſt. Allein noch verfolgt bie 
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Faktion ihre Zwecke. Volksverſammlungen werden benuzt und 
veranſtaltet, um durch Redner der Faktion die Gemüther auf- 
zuregen, den giftigen Saamen des Mißtrauend und der Zwie- 
tracht audzuftreuen, Die Menge zc. zu gefeßwidriger Gewalt 
aufzureizen, und fofort eine Vervielfältigung der betrübenden 
Borfälle hervorzurufen, welde bereitd ald Folgen der Hamm— 
bacher Verfammlung in benadhbarten Staaten, und felbft im 
Großherzogthum Perfonen und Eigenthum verlezt, und Die 
öffentlihe Ordnung und Ruhe auf eine höchſt ſtrafbare Weiſe 
geftört haben. « 
2Um daher Ddiefen frevelhaften Umtrieben zu fteuern, und 
fowohl den Staat ald die einzelnen Staatöbürger gegen Dro- 
hende Nachtheile und Gefahren zu fhüßen, haben wir in Er- 
wägung der Unzulänglifeit der beſtehenden Gefeße und Ver: 
ordnungen auf den Grund des Art. 73 der Berfaffungs - Ur: 
funde verordnet. « 
Es folgen nun in act Artifeln die nähern Beftimmungen. 

Der Art. 1 verbietet alle bisher hinfichtlih der Zeit und 
bed Orts weder üblich noch geftattet gewefene Volksfeſte und 
Berfammlungen, wenn nidt zuvor die Erlaubniß des Mini- 
fteriums des Innern hierzu erwirft werde. 

Der Art. 2 enthält Strafandrohungen, um die Befolgung 
des Art. 1 zu ſichern. 

Nach dem Art. 3 ſoll derjenige, welcher vor einer ver- 
fammelten Volksmenge, die Berfammlung möge an fich erlaubt 
geweſen ſeyn oder nicht, über politifhe Gegenftände Neden 
halte, oder dergleichen Auffäße vorlefe, dergleichen wer bei einer 
verfammelten Volksmenge Beihlüffe, Petitionen ober Adreſſen 
zur Unterfchrift ober Genehmigung verbreite, oder anfchlage, 
ober aufrührerifhe Lieder vorlefe, abfinge.2c., infofern Form 
and. Inhalt nicht eine ſchwerere Strafe begründeten, mit poli= 
zeilihem Arreſte von fünf Tagen beftraft werden. 

Der Urt. 4 beftimmt, daß die vorhergehenden Artikel 
auch auf ſolche Verfammlungen Anwendung finden, welde 
zwar durch Den Zweck ober die Einladung auf gewiſſe Perfo- 
nen, ober. Klaſſen, ober Kathegorien von Staatdangehörigen, 
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oder auf Mitglieder von gewiſſen Vereinen beſchraͤnkt feyen, 
aber zur Beſprechung öffentlicher Angelegenheiten, Berathung 
politiſcher Handlungen, oder Feier politiſcher Ereigniſſe veran— 
ſtaltet und Öffentlich gehalten würden. 

Der Art. 5 verbietet da3 Tragen von Partheis oder Ver— 
eindabzeichen, ald Cocarden, Bändern u. dergl., befonderd wenn 
ed bei Volksverſammlungen gefchehen, unter Androhung von 
Strafen refp. ſtärkern Strafen. 

Der Art. 6 prohibirt dad Tragen, Aufſtecken oder Aus- 
hängen von Fahnen, Flaggen oder andern Signalen, welche 
als Bereinigungdzeihen für-eine Parthei oder für einen uner: 
laubten Verein dienen Fünnten, unter Androhung von Ge⸗ 
fängnifftrafen von 14 Tagen bis zu drei Monaten. 

Der Art. 7 verbietet dad Ausbieten oder Verbreiten un: 
erlaubter Parthei- oder Vereindzeihen unter Androhung eines 

polizeilichen Arrefted von Drei Tagen. 

Dieß ift der wefentlihe Inhalt der Verordnung. 

Dieſelbe ift, wie die vom 2. März 1832, den Verein 
zur Unterftüßung ber freien SPreffe betreffend, auf den Grund 
der Schlufbeftimmung ‚des Art. 73 der Verfaffungd - Urkunde 
erlaffen. Daß fie in die Legislation eingreift, bedarf Feiner 
nähern Ausführung, und: ift übrigens in der vorausgefchickten 
Entwicelung der Motive ausdrücklich anerkannt. 

Da fie aud bezüglich ihrer Wirkſamkeit nicht bloß tranfi= 
torifcher Natur iſt, fo findet bei ihr hinfichtlih der Werbind- 
lichfeit der Staatöregierung zur fubfequenten Erwirfung der ftän- 
difhen Genehmigung alles dad Anwendung, was wir. oben 
in Abfiht auf: Die gedachte Verordnung vom 2. März 1832 
in der fraglichen Beziehung ausgeführt haben. 

Wir. find hiernaͤchſt der Anſicht, daß Die Großherzogliche 
Staatsregierung auch hier weiter gegangen ſey als ed‘ der 
Zweck der Maßregel erfordere. z 

Die Verordnung ift durch dad befannte Hambacher Feſt 
hervorgerufen worden. Dieſes war ein auswaͤrtiges Ereigniß. 
In dem Großherzogthum fanden keine Volksverſammlungen 
Statt, und die Vorfälle; auf welche, wie es ſcheint, in dem 
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Sräloquium der Verordnung angefpielt wird, hatten notorifcher: 
maßen Feine ;politifhe Tendenz und rein lofale Beranlaffungen. 

: Unfer Land war im Zuftand der tiefften Ruhe. Nichts 
deſto weniger würde ich ed feiner Kritif unterwerfen, wenn 
die Großherzoglide Staatöregierung bei der von ihr vor: 
audgefezten Aufregung der Gemüther in der damaligen Zeit, 
und um jeder Störung der öffentlihen Ruhe zuvorzufommen, , 
Die geeigneten polizeilihen Maßregeln ergriffen hätte, um 
Bolköverfammlungen, wie die in Hambach, zu verhindern, 
oder. doch unfhädlih zu machen. 

Mar ed aber defhalb erforderlih, ale und jede biöher 
hinfihtlih der Zeit und des Orts üblich gewefenen Berſamm— 
lungen für immer zu ‚verbieten? Sol z. B. die aus fehr be- 
trübenden ‚Gründen längft abgefommene Feier des Zahrestagd 
Der. Leipziger Schlaht, das Begehen ded Berfaffungöfeftes 
ftrafbar feyn? . 

War es nöthig, alles und jedes Sprechen über politifhe Ge= 
‚genftände felbft vor einer erlaubten Berſammlung zu unterfagen? 
Wbvorin liegt dad Strafbare oder Gefährliche eines folchen 
Bortrags, fobald_fein Inhalt kein Gefeß verlezt, und wenn er 
Dieß: thut, wofür hat man Gerichte? 
| Mar ed nöthig, muß man vor. allem fragen, fogar Ver- 

fanımlungen einzelner Perfonen zu Befprehung öffentlicher An- 
gelegenheiten,. fobald fie öffentlich gehalten würden, für unge: 
feßlih zu erflären und mit Strafe zu bedrohen? 

Sind Einzelne, die an, einem öffentlichen Orte zufammen- 
fommen, und dad MWohl des Vaterlandes zum Gegenftande 
ihrer Unterhaltung machen, ftrafbar ? Ä 
— Iſt dad Kragen von Partheiabzeihen ſtaatsgefährlich? 
Muß ed nicht vielmehr den Regierungen fehr erwünſcht feyn, 
hei einem Jeden, vermittelft der Farbe, Die. er am Hute trägt, 
auch: die politifche Farbe feines, Herzend erfhauen zu fünnen? 

Mas find Signale, die ald Partheiabzeichen dienen kön— 
nen? Wird durch dad vage Wort »können« nicht der 
Willkühr und jeder beliebigen polizeilihen Bexation Thüre 
und Thor geöffnet ? 
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Das alles und noch weit mehr kann man. fragen, ohne 
im Stande zu feyn, eine befriedigende Antwort zu geben. 

Mir find der Anfiht, daß die Großherzogliche Staats- 
regierung aud bezüglich ded Inhalts der Verordnung durch 
völlig unnöthige Befhränftungen der gefeßmäßigen Freiheit ber 
Staatöbürger in der Ausübung der ihr am Schluſſe des 
73. Artikels ertheilten Befugniß excedirt habe. 

Wir fchliefen mit dem Antrage, daß der Motion auch 
hier Folge ‘gegeben werden mödhtee + 

Zu X. Verordnung vom 8. Juni 1832, betreffenb Die 
Defraudationen der Hafen, Krahnen=, Waage mb Rage 
zindgebühren in Mainz. 

In dem Eingange zu diefer Verordnung wird — 

» Nachdem die Hafen-, Krahnen-, Waage: und Maga— 
zinsgebühren, welche wir ꝛc. in dem Hafen von Mainz zum 
Vortheil der Stadtkaſſe zu erheben geſtattet haben, durch ein 


von Unſrer Regierung der Provinz Rheinheſſen unterm 31. Of- 


tober 1831 auf deßfallfige Ermächtigung, genehmigtes Regiment, 
proviforifh beftimmt find, fo haben Wir zur Sicherung Der 
Perzeption diefer Gebühren, wie ſie in dem fraglichen Regle— 
ment vorläufig firirt find, oder fünftig definitiv firiet werden, in 
Gemäßheit ded Art. 73 der Verfaffungd - Urkunde verordnet 2c. « 

Der $. 1 beftimmt die Strafe der Defraudation. 

Der $. 2 betrifft Die einzuhaltenden Formen, bei Eonfte- 
tirung der Defraudationdfälle. 

Der .$. 3 verweißt die Erkennung ber Strafe an das ein⸗ 
fache Polizeigericht. | 

Nah $. A find bei Widerfeblichfeiten und Beleidigungen 
gegen die Hafenangeftellten bie — Geſetze zur Anwen⸗ 
dung zu bringen. 

Der $. 5 betrifft Die Streitigkeiten über ben Betrag ber 
Gebühren, welche nach gewiffen franzöfifhen Verfügungen und 
Dekreten entſchieden werden follen. 

Schon aus der angegebenen ſummariſchen Ueberſicht des 
Inhalts der Verordnung ift zu erfehen, — dieſelbe in die 
Legislation eingreift. 
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Die Staatsregierung hat fie auf ben Grund des Art. 73 
der Berfaffungs - Urkunde erlaffen. 

Da fie aber mit Ausnahme des $. 4 und etwa auch des 
F. 5 um fo weniger als Vollziehung eines Geſetzes betrad- 
tet werden kann, alö das in dem Eingange angezogene 
Regierunsreglement felbit Fein Gefeß ift, fo müffen wir in 
Anwendung der in dem generellen Theile des gegenwärtigen 
Berichtö entwickelten Orundfäße darauf antragen, der Motion 
bezüglid diefer Verordnung Folge zu geben. 

Zu XI Allgemeine Schulorduung vom 6. Juni 1832. 

Der Eingang zu Diefer Verordnung ift folgenden Wort⸗ 
lautes: 

»Da Durd Die von Und angeordnete Aufhebung Unferer 
Kirchen: und Schulräthe der Provinzen Starfenburg und 
Oberheffen, und die Veränderungen in dem Wirfungsfreife 
der an die Stelle Unferer Regierung in Mainz tretenden 
Provinzialdireftion dafelbft. neue - organifche Beftimmungen in 
Beziehung auf Die zur Leitung des Schulwefens erforderlichen 
Behörden nöthig geworden find, fo finden Wir Uns bewogen, 
nicht nur hierüber, fondern auch hinjichtlih Der bei dieſer Ge— 
Vegenheit einer Revifion unterworfenen Einrichtung des Volks- und 
Elementarfhulwejend überhaupt, unter Aufhebung ber allgeurei- 
nen Schulorbnung vom 22. Oftober 1827 zu verorbnen 2.« 

Es folgen hierauf die einzelnen Beftimmungen, melde 
ausführlie Normen über bad gefammte Volks- und Elemen— 
tarfhulmefen des Großherzogthums enthalten, 

Es wirb zu dem Zwecke bed gegenwärtigen Vertrag 
nicht nöthig feyn, mit dem Inhalte aller Diefer Beftimmungen 
“hier befannt zu machen. 

Dir wollen nur einige detſelben ſpecifziren. 

Nach dem Art. 9. ſollen Lehrer, die ihre Berufspflichten 
nicht erfüllen, wenn vorausgegangene Disciplinarſtrafen frucht⸗ 
los geblieben find, von dem Miniſtexium des Innern und ber 
Juſtiz entlaffen werden fünnen. | 

Die Art, 17 bis 23 betreffen die Pflicht der - Eltern, 
ihre Kinder zur Schule zu fhiden, und befimmen Geldſtrafen 
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für Die Schulverfäumniffe, fo wie die Gebühr des Gemeinde- 
dienerd, wenn Diefer erforderlichen Sale die Kinder zur Schule 
abhole. 

Die SG. 41 und 42 verfügen über die Befoldung des 
Schullehrerd und die Pflicht hierzu von Seiten der Gemeinden. 

Die $$. 43 bid 48. enthalten Beftimmungen über Das 
Schulgeld, das fogenannte Schulholz, den Wandeltifh, Brod- 
abgaben, über Verwandlung der Schulfcheiter in ſtändige 
Präftationen über die Schulwohnungen und die Verbindlich« 
keit der Gemeinden, für eine dem Bedürfniffe entfprechendes 
Lodkal nebft etwa erforderlihen Defonomiegebäuden zu for- 
gen u. f. w. 

Daß die Verordnung in ihrer Totalität legislatoriſcher 
Natur iſt, und nicht als bloße Vollziehung bereits beſtehender 
geſetzlicher Normen angeſehen werden kann, geht aus ihrem 
Eingange und der Beſchaffenheit ihres Inhaltes unzweifelhaft 
hervor. Sie hebt die allgemeine Schulordnung von 1827, 
die übrigens in formeller Beziehung ebenfalls kein Geſetz war, 
auf, und ihr Gegenſtand ſchlägt in Die allgemeine Landes— 
polizei, namentlich die fogenannte Auffichtöpolizei ein. Sie 
fonnte daher in Gemäßheit des Art. 72 der Verfaſſungs- 
Urkunde ohne ftändifhe Mitwirkung gültig nicht gegeben werden. 
Anm wenigſten wird dieß bezüglich der oben audgehobenen 
fpeciellen ' Beftimmungen zu bezweifeln feyn, ba hier Strafen 
für dritte Perſonen angedroht, und rechtlihe Verbindlichkeiten 
Dritter firirt werden, welche ſich bloß auf dad lie be= 
DAN 

Gleichwohl find dieſe Berbindlichfeiten zum Theil von 
folder Art, daß fie mögliher Weife nur von dem Richter 
regulirt werden Dürfen, und auch wohl fhon der Gegenftand 
von Rechtöftreitigkeiten gemwefen find. 

Wir Fönnen daher unter Bezugnahme auf dem generellen 
Theil: unſeres Berichts nur darauf antragen, der Motion 
Folge zu geben. 

Zu XII. Verordnung vom 1. Februar 1832 bie nr 
kation bed Stempelpapierd betreffend: - 
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In dem Eingange heift ed: 

»Wir finden und bewogen, über die Fabrifation des 
Stempelpapierd in Folge des Art. 73 der, Verfaſſung zu ver— 
ordnen:« 

.: Die $$. 1: und 2 enthalten Beſtimmungen über Die 
Zabrifation des Stempelpapierd. "Der $. 3 verordnet, daß 
Derjenige, welcher ohne Beftelung der Stempelpapierverwaltung 
folched Papier im Lande verfertige, oder aufferhalb Landes 
verfertigted im Lande debitiren, fowie; Jeder, der ‚mit falſchem 
Stempel gefertigted Stempelpapier wiſſentlich verbreite, ber 
gefeßlihen Beftrafung unterliege, mit welder die auf Stempel- 
papierverfälfhung gerichteten Vergehen bedroht feyen. 

Diefe Beftimmung ift unläugbar Gegenftand der Legis- 
lation. Sie betrifft Die Beftrafung eined Verbrechens, und 
gehört ſonach in den zu erwartenden Criminal-Coder. 

Sie war aber, wie und dünft, nicht einmal nöthig, weil 
Die Handlungen, die fie verpönt, ja ohnehin ſchon nad dem 
Prineipien unferd gemeinen Criminalrehtd ald Theilnahme 
an dem Verbrechen der Fälſchung erfheinen, und in ia 
Eigenfhaft von jedem Richter beftraft werden. 

Es wird darauf angetragen, daß auch in Beziehung auf 
dieſe legte Verordnung die Motion für begründet zu halten ſey. 

Der Schlußantrag bezüglich der Motion in ihrer Gefanmt- 
heit ergibt fi aus den Specialanträgen ju den einzelnen als 
verfaffungswidrig denunciirten Verordnungen. 

Er geht dahin, daß die verehrlihe Kammer der Motion 
bezüglih aller Diefer Verordnungen mit einziger Ausnahme 
der vom 9. April 1823, die Befanntmahung des Auswan— 
Dernd von Unterthanen in der Provinz Rheinhefien betreffend, 
Folge geben möge *). 





* Ueber den En ift öffentlich bid jezt nichts . befannt 
geworden. Der Einfender, 


| Ueber den 
REFTAEIRORNAULGEN .ı. der Stände 
auf 


den IL DAUEIEN: 


nad 
den — —— der Geſetzgebung des 
deutſchen Bundes und der verſchiedenen 
dazu eh Staaten, | 


— — Rädfist 
aufbas 


Rechte der Steuerverwillligung im Sinne 


der Würtembergiſchen Derfaffung. 
(Bon dem’ Herauögebtr. I 


D. Beranlaffungen zu dem fogenannten Steuerverweigerungd- 
recht der Landftände find fo vielfacher oft fo zufälligen Urfprungs, 
mit fo verfchiedenem Gefchic und ‚Erfolg benuzt, Daß die Re— 
fultate den Forfcher alles Andere leichter machen, ald die Ent- 
Deckung des gemeinfamen Princips. Wenn vollends dieſes 
Princip mit dem des Repräfentativfyftemd in engſte Harmonie 
gebracht werden fol, fo LDürfte ed dad Maaß der Billigfeit 
und des Scharfblictd überfleigen, dad den Sterblihen gegeben 
zu feyn pflegt, wenn man die Verſuchung zu: einer zweckdien⸗ 
hen Polemik auf allen Punkten mit gleicher Standhaftigfeit 
zurückweifen wollte. 

Die Freunde ded modernen Liberalismus wünſchen daß 
das Recht der Verwilligung öffentlicher Abgaben in feinem 
ganzen Umfang in den Händen der gewählten Bolksver⸗ 
treter verfaffungsmäßig ruhen möge. Sie erblicfen in dieſem 
unbedingten und unbefchränften ftändifhen Recht eine Garantie, 
nicht nur für Die Rechte ded Volkes, fondern auch für die 
Rechte des Fürſten. 
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Es ift nit zu läugnen, daß weile Staatsmänner Eng- 
lands Diefer Garantie dad Wort reden. 

Als Burke den Antrag machte, den amerifanifchen Ko- 
lonieen das Recht der Steuerverwilligung einzuräumen, zog er 
eine Parallele zwifhen dem. Verhältniß der Kolonieen zum 
Mutterlande, und des Volkes zur Regierung, in den Tagen 
Eduard I, als das berühmte Statut de. tallagio non 
concedendo durdging. »Der Anſpruch der Sowverainität fey 
in beiden Fällen derfelbe: die Uebel, welcheu durch dad Statut 
de tallagio. vorgebeugt worden, entfprechen denen, welche nun 
Durh Die Bill befeitigt werden follen. Früher haben Die 
Könige von England behauptet, die Krone, welcher die Pflicht 
der öffentlihen Bertheidigung obliege, müfje auch mit den 
Mitteln. dazu audgerüftet werden. Es fey widerfinnig, "habe 
man hinzugefügt, daß eine Verbindlichkeit dem einen auferlegt 
werde, während die Mittel der Ausführung von den Willen 
eined andern abhängig gemacht werben. Aber ungeachtet der 
Stärfe dieſes Arguments, ungeachtet der Iorfenden Berfuhung 
habe doch einer der größten und weifeften Monarchen Englands 
durch eine auddrüdlihe Afte und auf pofitive Weiſe, Das 
Recht der Befteuerung von ber fouverainen Gewalt abgetrennt. 
Diefer Eonceffion verdanfe man, aller menfchlichen 
MWahrfcheinlichfeit nah, die Erhaltung der füniglihen Proro—⸗ 
gative in allen übrigen Theilen *.« Auh De Lome**) 
fagt: „Seit dieß Recht, der Krone Subfidien zu verwilli- 
gen, in den Händen der Bolförepräfentanten ruht, haben 
ihre übrigen Privilegien ohne Unterlaß fih vermehrt. Wenn 
gleih Diefe Nepräfentanten anfangs nur unter den unglin- 
fligften Bedingungen im Parlament aufgenommen worden, 





*) Die Bill ging befanntlicy verloren, war aber doch zahlreicher 
unterftügt worden, ald irgend ein anderer Antrag zu Gunften 
Amerifad. Die Majorität war 210, die Minorität 105. — View 
of tbe Hist. of Great Britain during the. administration of Lord 
North. p. 198. London 1782. | 

”*) The constitution of England p. 76. (London 1790.) 
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ſo fanden ſich doch bald Mittel, indem ſie Petitionen mit ihren 
Abgabenverwilligungen (money-bills) verbanden, un einen 
Antheil an der Geſetzgebung ſich zu verſchaffen, und dieſes 
Verfahren, dad zuerft.nur dom König geduldet wurde, ver— 
wandelten fie nachher in ein ausdrückliche Recht, indem fie 
unter. Heinrih EV. .erflärten, daß fie fernerhin zu feinem 
Beſchluß über ‚die Subfidien zu kommen gedädhten, fo. lange 
der König micht auf’ ihre Petionen - eine beftimmte Antwort 
ertheilt haben würde.« | 
»In späteren Zeiten finden wir, daß es den Gemeinen, 
durch ihre Ausübung deſſelben Vorrechts, immermehr gelang, 
Die despotiſche Gewalt zu beſchraͤnken, die noch einen: Theil 
der: föniglihen Provogative ausmachte. So oft ein Mißbraud 
der Gewalt Statt gefunden hatte, welchen: fie. ernftlid entſchloſ⸗— 
fen waren, ‘zu begegnen, fo ließen fie wie Sir. Thomas: Went: 
worth fagte, Befhwerden und Subfidien Hand in 
Hand.gehen, wad immer Die Abhülfe der .erfteren zur 
Zolge. hatte. Und im. Allgemeinen, wenn die Gemeinen .eine 
Bil, welche fie zur -öffentlihen Wohlfarth für nothwendig 
hielten, mit einer Geldbill verbanden, fo verfehlte fie felten in 
fo angenehmer Gefelfhaft durchzugehen. Eben dieſer De 
Lolme fagt in einer Anmerkung: »wenn ich des gewaltfamen 
Gebrauhd erwähnte, weldhen die Gemeinen zu Zeiten von 
ihrem Recht der Abgabenverwilligung machten, indem ‚fie Be— 
flimmungen anderer Art mit Bills verbanden, welche fi auf 
Die Abgaben. bezogen, fo wollte ih nur die Wirkſamkeit Diefes 
Einfluffes zeigen ;; ohne über die Angenieffenheit eined ſolchen. 
Verfahrens entfcheiden. zu wollen. Das Oberhaus hat für 
nöthig gefunden, ſich felbft feine gefeßgebende Gewalt ‚gegen 
die unbefchränfte Anwendung zu fihern, welche die Gemeinen 
von ihrem Recht mahen fünnten, und es wurde zum Grund: 
ſatz im Oberhaud, jede Bill zu ven welche eine en 
im Schlepptau führte.« 
Dieſes Sten werweigerungdrecht wie es für England" an 
gepriefen wird, deffen Ausübung aber auch dort nicht praktiſch 
möglich iſt, kann theoretifh nur, da in Schuß, genommen 
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werden, wo, wie in England dad monarhifhe Element zu 
fehr zurüd und das ariftofratifhe und demokratifche zu fehr 
hervortritt. Nur weil in England das ariftofratifhe Element 
fih zu flarr, das Demofratifhe aber zu abfiraft zeigt, nur 
wegen der allzu feindlihen Stellung der Elemente, woraus 
das britifhe Staatögebäude überhaupt zuſammen gefezt ift, 
und weil fih Britannien nod nicht zu jener geiftigen Höhe 
hat erheben können, wo die Wahrheit in ihrer Unendlichkeit 
erfaßt und Die Barbarei des Nichtwiffend gänzlid überwunden 
ift, nur weil in England die Objectivität und Subjectivität 
nicht mit einander ausgeföhnt find, fondern beide feindlich 
neben einander beftehen, kann ſich jene füftematifche Oppofition 
‘bilden, welhe durch die äuſſerſte Maßregel der Steuerverwei- 
gerung die Fortdauer einer untüchtigen Adminiftration mittelft 
eines plößlihen Minifterwechfel zu verhindern fucht. 

So mag in England dad Steuerverweigerungdredht mit 
dem Steuerverwilligungsreht ald eine und Diefelbe Maßregel 
erfcheinen, auch nicht ohne heilfamen Gebraud für die wahren 
Antereffen des Landes feyn. 

In Deutfhland aber, wo dad monardifche Element vor- 
berrfcht, und das ariftofratifche und Demofratifche Element verfaf- 
fungsmäßig feinen andern Zwed haben follen, als dur gemein- 
famed Wirken der Monardie in der Entwichlung des alle Diefe 
Elemente anerfennenden politifhen Lebens, nicht Durd innere 
Kämpfe, fondern durch eine innere mit fi fortbeiwegende 
Macht, dienfam zu werben, d. h. innerlih das zur Wahrheit zu 
machen, was England durch äufferliche Vereinigung verſucht; 
in den deutfchen Staaten, wo weder das Fosmopolitifhe Ele 
ment bad hiftorifche überflügelt hat, noch jened von Diefen 
ausgeſchieden worden ift, wo alle Elemente vermittelnd Hand 
in Hand gehen, und feines dad andere. überwiegt, weil über 
alle die fländifhe Monardie in ihrer wahren Bedeutung 
wacht, ift die Stimme jener Publiciften, welche den Ständen 
ein verfaffungdmäßiged Veto in demfelben Sinne und Umfang 
zugeftehen, wie gegen andere Geſetzesvorſchläge, oder dad Steuer- 
verwilligungdreht auch ald ein Steuerverweigerungdredt 

vo. Band IL. Heft. | 12 
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betrachten, nicht die Stimme bed Rechts. Die ganze mo= 
narchiſche Staatöverfaffung müßte zu einer Caricatur herabfin- 
ten, das Staatöoberhaupt und dad Weſen ded ganzen Staa— 
ted fi im jammervollſten Widerfpruche auflöfen, wenn ein 
ſolches Steuerverweigerungdreht nur für einen Augenblick 
Beſtand haben könnte. 


Es kann nicht in dem geſunden Sinne einer ſtändiſchen 
Majorität noch einer ſtändiſchen Minorität liegen, die Staatd- 
maſchine auch nur einen Augenblick zu hemmen, oder die 
Staatszwecke ſelbſt durch eine Verweigerung der Mittel, un— 
ausführbar zu machen. Es wäre eine wahrhaft unmoraliſche 
Vorausſetzung, daß unter gewählten Volksvertretern eine 
Tendenz Eingang gewinnen könnte, welche der Staatsklugheit, 
der Nationalität, der Rechtlichkeit, der Civiliſation ſelbſt feind— 
ſelig wäre. | 


Liegt es im Weſen der repräfentativen Verſammlung, 
den Staat in Auffindung der Mitteln, um feine Einnahme 
nah dem Bedürfniffe zu beftimmen, gehörig zu unterftüßen, 
und ift dad wahre Bedürfniß des Staates fo Dringend, und 
durch die Zwecke des Staates fo unabweislich geboten, daß 
feine Rückſicht feine Befriedigung verzögern darf, fo haben 
die Stände hierunter nur Die Pflicht dahin zu wirken, daß 
das wahre Bebürfniß Die Kräfte des Staates nie überfteige, 
daß der Staat den Staatöbürgern mehr nicht entziehe, als er 
zur DVenwirflihung feiner Zwecke bebarf, und endlih daß die 
fo beftimmten Steuern nicht zu verfaffungämwidrigen Zwecken 
verwendet werden. Zu Diefer dreifachen Pflihtäufferung bedarf 
es feines Steuerverweigerungsrechtes. in foldes 
ftändifhe Recht ift fhon deßhalb nicht zu rechtfertigen, weil 
die Staatöbürger Fein Recht haben, dem Staate jenen Antheil 
von ihren Gütern. zu verweigern, ohne deflen ‚Gewährung bie 
Geſammtzwecke unerreicht bleiben. : 


Es verfteht fih von felbft, daß durch dieſe Behauptung 


der verfaffungdmäßige Einfluß den Stände auf ben Staats haus⸗ 
halt nicht beſchränkt werden ſoll. 
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MWerfen wir in diefer Beziehung einen Rückblick auf den 
früheren flaatörehtlihen Zuftand Deutfhlands, fo ſtellt fi 
Dad Recht der Steuerverwilligung als ein den alten Land: 
ftänden auch für die nachfolgende Zeit urkundlich zugeficher: 
tes Recht, rücjihtlih aller in den Reichsgeſetzen nicht aus— 
drücklich den Landesfürften zugeftandenen Auflagen, ganz un: 
bezweifelt heraus. 

Ueberhaupt war. dad Recht, nicht willführlich befteuert zu 
werden, feine Abgaben den Fürften zu entridten, als welde 
entweder dad Gefeß und althergebrachte Gewohnheit beftimmt, 
oder der Landtag bewilligt hatte, ein wichtiger Beftandtheil 
Deutfher Freiheit. »Willkührliches Beſteuerungsrecht,« fagt 
Feuerbach, »ift fhon mit dem bloßen Begriff ded Privat: 
. eigenthumd nit wohl verträglich, weil ed in dem Weſen def: 
felben liege, daß nur das Gefeß oder der Eigenthümer Ge: 
walt darüber habe. Wer, aud was immer für einen Titel, 
über das Privatmwermögen eined Volfed nah eignem Belieben 
fchalten und walten, und davon fo viel und fo oft nehmen 
darf, ald er eben zu bedürfen glaubt, ift dadurch mittelbar 
Herr und Eigenthümer von Allem. Das Privateigenthun 
gehört dann den Einzelnen nur dem Namen nad, der That nad) 
dem Fürften. Die Nation hat fir fich felbft nichts, ald — 
was ihr noch nicht genommen ift; was fie hat, was fie er- 
‚wirbt, was fie ift, Dad bat, erwirbt und ift fie eigentlih nur 
. für Diejenigen, die Gewalt über fie haben. Wo bei ber 
Macht die Willkühr ftehet, ift gemeiniglihd der Mißbraud 
nicht fern; wenigftend ift gegen Diefen nirgends fichere Bürg— 
fhaft. Wo aber der Arbeit nicht ihr Lohn gewiß, ift Die 
Arbeit eine öde, traurige Mühe, bei welcher der emfigfte Fleiß 
zulezt ermattet. Freie Gewalt über das Vermögen der Unter: 
thanen lähmt daher mit der Sicherheit des Erworbenen den 
Muth zum Erwerben und Unternehmen, hindert Die Nation in 
ihren Beftrebungen und gefährdet ben Lebensnerv bürgerlicher 
Regfamteit. — Seitdem aber der Fürſt nicht mehr allein von 
‚feinen Kammergütern lebt und die Negierung fländige Bedürf— 
niffe hat, welde nicht anders, ald aus den Mitteln der 


ie 
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Unterthanen zu beftreiten find, fann dad Recht, Abgaben zu 
fordern, nicht unbefhränft, wie in früheren Zeiten, an die 
jedesmalige Bewilligung von Ständen gebunden feyn. Was 
nothiwendig und allgemein ift, was der Staat zu feinem Le— 
ben und Wirken regelmäßig bedarf, kann nicht erft von einem 
veränderlihen Meinen und Zugeftchen abhängen. Daher muf 
dad Gefeb die Art und dad Maaß der ftändigen Abgaben 
allenfall3 durch Feſtſetzung eined Höchſten, im Allgemeinen 
beſtimmen. Was aber der Staat über das Geſetz hinaus 
verlangt, dazu bedarf er, nach deutſcher Art und deutſchem 
Recht, der Bewilligung der Nation, d. h. ihrer Stände.« 

Auf dieſe Art ift die nothwendige Selbftftindigfeit Des 
Staatöoberhauptd mit den gerechten Anfprücden eines freien 
Volkes audgeglihen. Durch ſolche Einrichtung ift zugleich der 
Staatöverwalter in die Schranken heilfamer Sparfamfeit ge- 
wiefen, und zwecmäßige Bertheilung, gerechte Verwendung 
der öffentlihen Einfünfte wird ihm nothwendig, nicht blof 
weil die Weisheit und Gerechtigkeit, fondern auch weil es fein 
eigner Nuben fordert. 

In dem Rechte und der Pfliht der Stände, jede neue 
Steuer zu neuen Bedürfniffen nicht bloß zu berathen, fon- 
dern auch zu verwilligen, beftand und befteht noch der Cha- 
after der Einwirfung der Stände auf den Finanzhaushalt 
des Landed. Sie konnten verlangen, daß ihnen die Dring- 
licfeit oder der überwiegende Nußen der neuen Einrichtung 
dargethan werde. Nicht felten geſchah es denn wohl, daß fie, 
wie es auch fonft im täglichen Leben unter pacifcirenden Theis 
len geſchieht, fih für die Verwilligung gewiffe andere Vor: 
theiie, Privilegien, Freiheiten ausbedungen, oder, was etwa 
nur eine andere Form einer folhen Stipulation war, Diefelbe 
. an Bedingungen fnüpften, oder endlih, — was am häufig: 
ften gefhah, — die Stände forderten eine Gewährleiftung 
dafür, daß die vermilligte Steuer wirflih zu dem Zwecke 
„werde verwendet werden, zu dem fie bewilligt wurde, z. ®. 
zus Bezahlung der Fürftlihen. Schulden. — Zu dieſem Ende 
ward dann nicht felten eine befondere Kaffe für die Einnahme 
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Diefer Steuer errichtet, und Ddiefe unter die Mitauffiht oder 
die ausſchließliche Verwaltung der Stände geftellt. — Beifpiele 
Diefer Art bietet die FAADE der meiften deutſchen Territo— 
tien dar. 


Selbft Bollgraf gibt zu, daß bie Stände neben der 
Ausübung des Rechts der freien ÖSteuerverwilligung zugleich 
von der indireften Befugniß Gebraud machten, auf Die öffent: 
lihen Angelegenheiten jeder fonftign Urt im allgemeinen 
Landes-Intereſſe einzumirken,) indem fie nämlich deßfallfige 
Anträge mit jener Vermwilligung wefentlih verfnüpften. 

»Stände fünnen ihre Bewilligungen von Bedingun: 
gen abhängig mahen,« ftellt dieſer Staatörechtölehrer als ei- 
genthümlihen Grundfaß der patrimonialen landftändifhen Ber: 
faffung, wie fie in Deutfchland gefchichtlih begründet ift, auf, 
und bemerkt Dazu: »Da in Fällen, wo ein Landesherr von 
den Landftänden aufferordentlihe Unterftüßungen für fih for: 
dert, ed hiftorifch eben fo von ihrem guten Millen abhängt, 
ob fie folde bewilligen wollen, wie es von Den guten Willen 
des Landesheren abhängt, ihre Defiderien zu erfüllen, fo 
fönnen fie auch, folgereht, ihre Subfidien an Bedingungen 
fnüpfen *).« 

Aber Damit ift nicht gefagt, daß die Stände Mitregenten 
und Theilhaber an der Finanzhoheit (im modernen inne) 
waren. Wenn daher einige unſerer jeßigen Bolfsrepräfentan- 
ten der Meinung find, ihre Verwilligung des allgemeinen 
Budgetd an Bedingungen knüpfen, ihre Einwilligung zur 
Herbeifhaffung und Verwaltung des für die Staatdanftalten 
nothiwendigen Aufwandes verfagen, oder über den Charafter 
der Nothwendigfeit im Conflicte mit der Regierung per 
majora entfcheiden zu dürfen, wenn fie das liberum Veto 
in Beziehung auf dad von der Regierung vorgefchlagene 
Finanzgefeß wie ein Steuerverweigerungdredht in. An: 
ſpruch nehmen, und ſich deffelben ald einer Waffe gegen die 


*) VBollgraf, Syftem der praktiſchen Politik. Th. IV. $. 324, 
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Regierung bedienen wollen, um dieſe in Ausübung ihres 
Beſteuerungsrechts zu behindern, fo verwandlen fie offenbar 
die ihnen eingeräumte Befugniß: Die Regierung in Diefem 
wichtigen Staatögefhäft nah guter Einfiht und beftem Ge— 
wiffen zu unterftüßen, in eine den Pflichten der Unterthanen 
monarhifcher Staaten widerftrebenden Widerfpruh, modurd 
fie den Staat in Erreihung feiner mefentlihen Zwecke behin« 
dern, die Staatögewalt in den Bedingungen ihrer Eriftenz 
gefährden und in ihrer Selbftftändigfeit beeinträchtigen. Mit 
Diefem Rechte wäre zugleih dad Recht zur offenen Empörung 
gegen die Monardie fanctionirt; ein Recht, weldes, wenn ed 
in Dad Deutfche Leben und die Prarid überging, Die moralifche 
Perfönlickeit der Regenten vernichten, Dad natürliche Ver— 
haͤltniß zwifchen den Monarchen, feinen Dienern und Ständen 
auf den Kopf ftellen, d. h. unfere conftitutionelle Landesherrn 
zu mafchinenmäßigen Werfzeugen einer fih zur republifanifchen 
Dirtatur aufwerfenden Majvrität der Stände machen würde. 
Wir wollen die hohlen Phrafen, womit die Anhänger 
der falih verftandenen Volksſouveränetät ihre hierin bis zu 
Ertremen und Abfurdidäten gefteigerten Anſichten vertheidigen 
und den wahren Standpunft ded heutigen öffentlihen Rechts 
in Deutfhland verrückten mögen, bier nicht wiederholen. Aber 
wir erbliden in foldhen abnormen Behauptungen und Beftre- 
bungen eine der monardifhen Verfaſſung Gefahr drohende 
Reaction, ein wahres Attentat gegen die Landeöhoheit der 
deutfhen Fürſten nicht nur, fondern auch wider die füderative 
Einheit der vereinzelten deutfhen Staaten in ihrem Bunde. 
Vergleicht man in diefen Punkte die Beftimmungen der 
verfhiedenen Berfaffungen der deutihen Staaten, fo gelangt 
man zu dem klar in die Augen fpringenden Refultat, daß Die 
den Ständen in Abfiht auf das Beſteuerungsrecht eingeräumte 
Befugniß nur zum Zwecke der Befhränfung des Staatsauf— 
wand auf dad Nothwendige oder entfhieden Nüß- 
liche, nicht als ein Mittel zur Durchfeßung anderer Wünſche 
und Anträge, noch viel weniger zu jener Oppofition gebraucht 
werden fol, die eine ganze Adminiftration umftoßen und von 
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den unheilbringendften Folgen feyn könnte; weil fie. bei Ver: 
folgung eined confequenten Syſtems der Feindfeligfeit gegen 
die Prörogativen der ungetheilten Herrfhergewalt bis zu jener 
Kataftrophe führen Fünnte, wo entweder die Regierung den 
Motiven der Parteimaht nachgeben oder Rürzen 
müßte. 

Aber zu dieſer erfchreclichen Alternative. tann nur eine 
Oppoſition führen, welche die gleichſam göttliche Autorität der 
oberfien Gewalt im Staate gänzlid verfennend, und zu einem 
abftraften Begriffe vom Unterthansverhältniß ihre Zuflucht 
nehmend, fih zu jener furhbaren Gewalt geftalten will, die 
- Freiheit und Gleichheit! proclamirt, womit aber. nur gemeinf 
ift, daß das Unterft zu Oberft, nämlich der Tiers etat zug 
Regierung fommen fol. Die furchtbaren Männer diefer- Opr 
pofition fahren fort, fi. nad Gelegenheit ihres Beliebens in 
alle Formen zu verwandlen, bis fie endlich Hinze, der Kater, 
als Maus erwifcht und auffrift. 

Hingefehen auf den heutigen Umfang der Gewalt 
ber Stände bei Bewilligung der Landeseinnah— 
men, und deren Einfluß in Hinfidt der Feftitel- 
lung der Ausgaben; lohnt ed fih der Mühe, die pofjitiven 
Satzungen der verfhiedenen Berfaffungdurfunden bier anzus 
reihen. 

Nah der Bayerifhen Berfafungs:Urfunde holt der 
König die Zuftimmung der Stände zur Erhebung aller 
direften Öteuern, fo wie zur Erhebung neuer indirefter 
Auflagen oder zur Erhöhung oder Veränderung der Beſtehen⸗— 
den ein. Die Erhebung aller Einfünfte aus den landeöherr: 
lihen Regalien und Gefällen, fo wie die Einziehung aller 
bereitö feftgeftellten, indirekten Steuern ift, dem reinen. Wort: 
laute der Conftitution gemäß, von der ftändifhen Verwilli— 
gung unabhängig. 

Den Ständen foll nad ihrer Eröffnung Die genaue Ueber: 
fiht des Staatöbedürfniffes, fo wie der gefammten Ötaatsein- 
nahmen (Budget) vorgelegt werden. Die Stände prüfen. Dies 
felbe durch einen Ausfhuß, und treten fodann über die zu 
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erhebenden Steuern in Berathung. Auch ift verfprodhen, daß 
den Ständen bei einer jeden Verſammlung , eine genaue Nach— 
weiſung über Die Verwendung der Staatdeinnahmen vorgelegt 
werden folle, ! 

Die bayerifde egierung fordert demnach eine Steuer- 
verwilligung; fie unterftüzt dieſes Verlangen durch eine drei— 
fache Ueberficht (der Staatdeinnahmen, der Verwendung Der- 
felben und des von den Ständen zu deckenden Bedürfniffes), 
Die fie gleichſam ald Motive ihres Begehren den Ständen 
vorlegt. Den Ständen fteht ed ohne allen Zweifel zu, Diefe 
Nahmweifungen zu prüfen und nad dem Ergebniß ihrer Prü- 
fung den Umfang ihrer Bewilligungen zu bezeihnen. Aber 
fo wenig ihnen zufteht: ein Den gefammten Ausgabe: Etat 
für die nächſte Finangperiode umfaffendes fogenanntes »Finanz: 
gefeß« zu entwerfen, vorzufchreiben, oder zu genehmigen; eben 
fo wenig ftehet ihnen zu: der Regierung im Voraus vorzu= 
freiben, wozu fie die einzelnen Pofteh der Staatdeinnahme 
zu verwenden habe; auch ftehet ihnen nicht zu: die Minifter 
für die Beobadtung eined, von ihnen etwa vorgefchriebenen 
Ausgabe⸗Etats verantwortlid zu machen. 

Es leuchtet fomit ein, daß in der Sayerifäen Ber: 
faffungdurfunde irgend eine Veräufferung oder Abtretung der 
landeöherrlihen Finanzgewalt an die Stände nicht enthalten ift. 

Nah der coburgifhen Verfaſſungs-Urkunde follen 
ſaͤmmtliche Steuern niemals ohne vorhergegangened Gehör der 
Stände und ohne deren ausdrückliche Derwilligung ausgeſchrie⸗ 
ben oder erhoben werden. 

Jedoch iſt beſtimmt, daß der Landesherr, wenn die Stände 
Die nothwendige Vermilligung für die Erfüllung neuer, durd 
Berpflihtungen gegen den deutfhen Bund gegründeter Ber: 
bindlichfeiten verweigern ſollten, zur Ausſchreibung der dazu 
erforderlichen, durch Erfparniffe nicht aufzubringenden Summen 
berechtigt feyn fol, über deren Verwendung alsdann öffentliche 
Rechnung abgelegt werben muß. Dagegen follen zu der, unter 
fändifher Mitverwaltung ftehenden Landeöfaffe nicht nur Die 
indireften und direkten Steuern, fo wie alle von den Ständen 
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zur Deckung der Landesbedürfniffe verwilligt werdenden Ab- 
gaben, fondern auch dad Einfommen aus den Regalien und 
alle aus der Uebung der Iandesherrlihen Gewalt entfpringen- 
den Gefälle (namentlih Chauffee- und Weggelder, Leiftungen 
der Unterthanen für militärifche Zwecke, Schußgelder der Hin- 
terfaffen u. f. w.) fließen. Die Domainen « Revenüen follen 
dagegen für die Erhaltung des Regentenhauſes, für Die Ad- 
miniftrationdfoften und den übrigen Bedarf verwendet werden. 

Nah diefer Verfaffungs Urkunde »wird ber Etat der 
Landeskaſſe mit Zuftimmung der Stände hergeftellt,« die Stände 
find berechtigt, pünftlihe Beobachtung dieſes Etatd zu fordern 
(wofür die oberen Landeöbehörden verantwortlih find); fie 
haben »zu allen, über den Etat gehenden und aufferordent- 
lihen Ausgaben ihre befondere Zuftimmung zu ertheilen;« ja 
ed ift ihnen fogar ein fpeeieled Auffichtörecht über die Landes— 
kaſſe, nebft dem Vorſchlage zur Befeßung der Landeskaſſirer⸗ 
ftelle, eingeräumt. j 

Nah dem meiningenfhen Grundgefeße Tann feine 
neue Öteuer irgend einer Art, oder folde, deren Bewilligung 
zeit abgelaufen ift, ohne Bewilligung der Stände ausgeſchrie— 
ben werden. Nur über dad, was zur Erfüllung bundeöge- 
feßlicher Pflichten nothwendig geleiftet werden muß, ftehet ihnen 
fein Verfagungdreht zu. Auch können die Berwilligungen 
der Stände nit einzelnen Perfonen und Stellen gegeben, 
fondern müffen jedem Zweige der Staatöverwaltung und 
darunter begriffenen Anftalten im Ganzen ertheilt, und es muß 
der Regierung überlaffen bleiben, die verwilligten Summen - 
etatömäßig zit verwenden. — Die von den Ständen vermwillig- 
ten Abgaben kommen in eine, unter Mitauffiht und Leitung 
berfelben ftehende Landeskaſſe. 

Nah dieſem Grundgefeße »bilden, die Einfünfte des 
Staatövermögend die Landeöfaffe, aus welcher aller eigentliche 
Staatsaufwand beftritten wird.« (Jedoch ſteht dad Kammer⸗ 
vermögen unter einer befonderen, Iandeöherrlihen Verwaltung.) 
»Diefe Kaffe wird unter der oberen Leitung ded Minifteriums 
und Mitwirtung der Stände von einem Kaffirer verwaltet, 
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welhen die Stände wählen und ber Landesherr beftätigt.« 
Der Etat wird mit Hinzuziehung der Stände entworfen. »Die 
Derwilligungen der Stände fünnen jedoch ‚nicht einzelnen Per- 
fonen und Stellen gegeben, fondern müffen jeden Zweige der 
Staatöverwaltung und Darunter  begriffenen. Anftalten im 
Ganzen ertheilt und der Staatöregierung überlaffen bleiben, 
die verwilligten Steuern etatömäßig zu verwenden. Sie wird 
indeffen auch hierbei die Erinnerungen der Stände wis vers. 
nehmen und möglichſt berückfichtigen.« 

Das altenburgifhe Grundgefek beftimmt« 


»daß ohne Zuftimmung der Stände Fein Kapital der 
laufenden Abgabenverwilligung dauernd erhöht, und ohne 
Zuftimmung der Staatöregierung Fein Kapital der lau— 
fenden Verwilligung dauernd vermindert werden könne, 
infofern nicht Der beftimmt bezeichnete Gegenftand und 
Zweck der Bewilligung weggefallen iſt.« Auch fol die 
Landſchaft verbunden feyn, die zu anftändiger Doti— 
rung der erforderlihen Ausgabeſätze nöthigen Mittel 
aufzubringen,« wogegen aber aud ohne Tandfhaftliche 
Berwilligung fein Auflagegefeß erlaffen werden Tann. 

Sn Sachſen find die Stände verpflidtet, für Auf 
bringung des ordentlihen und aufferordentlihen Staatsbedarfs 
zu forgen. Sie haben dagegen die Befugniß, hierbei Die 
Nothivendigkeit, Zweckmaͤßigkeit und Höhe der Anfüße zu prü- 
fen, und deßhalb Erinnerungen zu machen, auch fich ſowohl 
über die Annahme der angefezten Summen, als über die Art 
und Weife der Aufbringung zu entfchließen. 

In Sachfen wird den Ständen bei jedem ordentlichen 
Landtage eine genaue Berechnung der, in den vorhergehenden 
drei Jahren Statt gefundenen Einnahme und Ausgabe, und 
ein Boranfchlag des Bedarfs für Die nächftfolgenden Drei Jahre, 
nebft den Vorfhlägen zu deffen Deckung mitgetheilt. Ueber 
beideö werden ihnen zum Behufe ihrer Prüfung Die nöthigen 
Erläuterungen gegeben und die erforderlihen Rechnungen und 
Belege mitgetheilt. 
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Auch das altenburgiſche Grundgeſetz ſtimmt damit, der 
Sache nad, überein. 

Nach dem Hannöverfhen Grundgefeße bedürfen auch 
Die zur Beftreitung der Landesausgaben erforderlihen Steuern 
und Abgaben der jährlihen Bewilligung der "allgemeinen 
Ständeverfammlung, jedoch hat Diefe die Verpflihtung, für 
die Deckung der, für den öffentlihen Dienft nothiwendigen Aus- 
gaben zu forgen, und fie darf feine Ausgaben verweigern, 
Die auf beitimmten, bundes- oder landesgeſetzlichen, oder auf 
privatrehtlihen WBerpflichtungen beruhen. Zu folden Ausga⸗ 
ben werben namentlich auch diejenigen Gehalte, Penfionen und 
MWartegelder gerechnet, welche der König bereit bewilligt hat, 
oder verfaffungsmäßig bemilligen wird. 

»Die Anfchläge für Die einzelnen Hauptdienftzweige werben 
dergeftalt ald ein Ganzes betrachtet, daß die Verwendung und 
Bertheilung der für jeden Hauptdienftzweig im Ganzen 
bewilligten Summen der Beftimmung bed betreffenden Minifte- 
rialdepartement5 überlaffen wird, infofern die Verwendung 
nur für dDiefen Hauptdienftzweig und ohne Ueber: 
fhreitung des ganzen Credits Statt findet.« 

In der churheſſiſchen Verfaffungdurfunde ift verordnet: 
Daß die Stände für Die Aufbringung des ordentlihen und 
aufferordentlihen Staatsbebarfes, fo weit Die übrigen Hülfs« 
mittel zu deſſen Deckung nicht hinreihen, durch Verwilligung 
von Abgaben zu forgen haben. »Ohne landftändifche Bewilli- 
gung fann vom Jahre 1831 an, weder in Kriegs- noch in 
Friedenszeiten eine Direkte oder indirekte Steuer, fo wenig als 
irgend eine fonftige Zandesabgabe, fie habe Namen, melden 
fie wolle, audgefchrieben oder erhoben werben. Auch fol in 
den Auöfchreiben und Verordnungen, welche Steuern und an= 
dere Abgaben betreffen, Die Iandftändifhe Bewilligung beſonders 
erwähnt feyn, ohne welde weder die Erheber zur 
Einforderung beredtigt, noch die Pflihtigen zur 
Entridtung fhuldig find. 

Den Hurheffifhen Ständen fol ein Voranſchlag, wel 
her die Einnahmen und Audgaben für Die nächften Drei Jahre 
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mit thunlichfter Wollftändigfeit und Genauigkeit enthalten muß, 
vorgelegt werden, und daneben zugleich Die Verwendung des 
Staatdeinfommend zu den beftimmten Zwecken für die einzel- 
nen Rechnungsjahre nachgewiefen werden. 
> » Zn. dem Grundgefeb von Sahfen- Weimar wird den 
Ständen »das Recht eingeräumt, über jede Befteuerung und 
andere, Belaftung der Staatöbürger, fo. wie liber jede allge- 
meine Anordnung, welche Darauf Einfluß haben möchte, ehe fie 
zur Ausführung fommt, gehört zu werden, Dergeftalt, daß 
ohne diefed Gehör, und ohne ihre, der Landflände ausdrüd: 
lihe Berwilligung, weder Steuern noch andere Abgaben und 
Reiftungen im Lande auögefchrieben und erhoben, noch Anleihen 
auf die Iandfchaftlihen Kaffen und das Vermögen der Staats: 
bürger gemacht, noch fonft Finanzmaßregeln ergriffen werden 
dürfen, welde dad Landeseigenthum oder dad Eigenthun der 
Staatsbürger in Anſpruch nehmen, oder die Gefährdung des 
landftändifchen Intereffe nach fi ziehen fünnten.« 
Den Ständen von Sachfen-Weimar ift durch dad Grund: 
gefeß das Recht ertheilt, gemeinfhaftlihd mit dem Landeöfürften 
und den, von diefen beauftragten Behörden, die Staatöbedürf- 
niffe, fo weit Diefelben aus landfhaftlihen Kaſſen und aus dem 
Bermögen der Staatöbürger zu beftreiten find, zu prüfen und 
Die zu ihrer Deckung erforderlihen Einnahmen und Aus: 
gaben feftzufeßen. (Beftimmung der Etats.) Aufferdem 
ift ihnen ausdrüdlic die Befugniß zugeftanden, »über Die Ver: 
wendung der Einnahmen landfhaftliher Kaffen und aus dem 
Bermögen der Staatsbürger, Rehenfhaft zu verlangen.« 

Nah dem Naffauifhen Patent über die Errichtung 
der Zandftände follen Alle von den Unterthanen zu erhebenden 
Direften und indirekten Abgaben von der Mehrheit der Land: 
ftände bewilligt werden, wobei die. einzelnen Stimmen nad 
gefhehener befonderer Umfrage, in beiden Abtheilungen der 
Ständeverfammlung zufammen zu zählen find. 

Dad naffauifhe Gefeß verordnet fodann weiter: daß 
den Ständen zum DBehelfe der Abgabenverwilligung »das Be— 
Dürfniß des fommenden Jahres, fammt dem wahrſcheinlichen 
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Ertrage der zu erhebenden Abgabe, in genauen und vollſtän-⸗ 
digen Ueberfichten vorgelegt werden folle.« Auf gleiche Weife 
fol auch die gefchehene Verwendung der, früher von den Land- 
ftänden zu angegebenen Staatöbedürfniffen bewilligten Abgaben 
ihnen, unter- geftatteter Einfiht der geführten Rechnungen, mit 
den Belegen derfelben nahgewiefen werben. 

In den Waldedifhen Landedvertrage ift beftimmt : 
daß alles, was auf Abänderung beftehender oder Einführung 
neuer Steuern und. auf Steuerverfaffung überhaupt Bezug hat, 
nur unter Zuftimmung der Landflände vorgenommen wer« 
den fünne. 

Nah der würtembergifhen Verfaſſung kann »ohne 
Verwilligung der Stände weder in Kriegs- noch in Friedend- 
zeiten eine direfte oder indirefte Steuer ausgeſchrieben oder er: 
hoben werden. 

Die badifhe Verfaffungd - Urkunde verordnet: »ohne 
Zuftimmung der Stände kann Feine Auflage ausgefchrieben 
oder erhoben werden.« j 

In derfelben Weiſe äuffert fih auh dad Heffendarm: 
ſtädtiſche Grundgefek. 

Nah der würtembergifhen Konftitution muß dem 
Anfinnen einer Steuerverwilligung jedesmal eine genaue 
Nahweifung über die Nothwendigfeit oder Nüßlichfeit der 
zu madhenden Ausgaben, über die Verwendung der früheren 
Staatdeinnahmen ‚und über die Unzulänglichfeit der Kammer: 
einfünfte vorangehen. Zu dieſem Ende hat der Finanzminifter 
den Hauptetat den Ständen zur Prüfung vorzulegen, und Die 
einzelnen Minifter haben die Ausgaben für ihre Minifterien 
zu »erläutern,« nicht aber von ihnen die Bewilligung eben 
dieſer Ausgaben zu erbitten, 

In Baden ift ebenfalld bloß befkimmt, daß den Stän- 
den »mit dem Entwurfe des Auflagengefeßes das Staatöbub- 
get, und eine detaillirte Ueberfidht ‚über Die Verwendung der 
verwilligten Gelber von den. — ——— a 
werde. « 
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Nah der braunfhmweigifhen neuen Landfhaftsord- 
nung haben die Stände »das Recht, Daneben aber zugleich die 
Pfliht, Die zur Erreihung der Staatszwecke erforderlichen 
Mittel zu bewilligen, infoweit Diefelben aus Den Ueberfäüfen 
des Kammerguts und dem übrigen Staatövermögen nicht 
beftritten werden können.« »Inöbefondere dürfen fie nie die 
Deckung derjenigen Ausgaben verweigern, welche auf ben Grund 
verfaffungsmäßig entftandener Verbinplichfeiten aus den Staats 
faffen gefordert werden fünnen.« Aufferdem werben als »Aus⸗ 
nahme von dem fländifchen Bewilligungsrechte« die Fälle an 


geführt, wo »aufferordentliher Weife zur Abwendung einer 


allgemeinen, plößlihen Landesgefahr, oder zur Erfüllung der 
Bundeöverpflihtungen« allgemeine Laften von dem Lande auf 
gebracht werden müffen. Im Diefen Fallen find jebod dem 
ftändifhen Ausfhuffe die Gründe der deßfallfigen Ausſchreiben 
vorzulegen. | — | 

Neben den hier angeführten Beſtimmungen, welche das 
Tandftändifhe Abgabenverwilligungsreht überhaupt betreffen, 
ift allenthalben vorgefchrieben, daß die Verwilligung nur für 
eine gewiffe Dauer gefhehen ſolle. In Bayern und Co 
burg werden die Steuern für fehd Jahre, in Altenburg 
für vier Jahre bewilligt. In Sachſen und Würtemberg, 
Churbeffen, Braunfhweig, Heffendarmftadt und 
Meiningen dauert die Finanzperiode drei, in Baden zwei 
Jahre, in Walde und Hannover ein Jahr. In Naffeu 
werden alle direften Abgaben für den Zeitraum eined Jahre, 
‚alle indireften auf ſechs Jahre hinaus bewilligt. 

Aus diefer Zufammenftelung erhellt, daß in Hannover 
befonderd aber in Braunfhweig den Ständen das Steuer 
weigerungdredt entſchieden abgefproden ift. Auch il 
durchgängig dad Verbot: ungeeignete Bedingungen an die 
verwilligte Steuer zu knüpfen, in allen neueren Conſtitutionen 
wiederholt. Und wenn in einigen Verfaſſungsurkunden ge 
wiffer Befchränfungen de3: Iandftändifhen Steuerbewilligungs 
rechts nicht audbrüclic erwöhnt, in wenigen dieſes Rechtes 
in ganz allgemeinen Ausdrücken gedacht worden, und weder 
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‘von der Verpflihtung zur Bewilligung nod von der Befug- 
niß zur abfoluten Verweigerung ded Budgetd die Rede ift, fo 
folgt daraus nicht, daß in dieſen Eonftitutionen den Ständen 
unter gewiſſen Borausfeßungen dad Recht: jede Verwilligung 
von Abgaben zurüczuhalten, oder zur Derweigerung des ge— 
fammten Budgetö, ftillfehweigend eingeräumt fey. Zwar find 
einige Interpreten des $. 113 der würtembergifhen Ver— 
faffungdurfunde anderer Meinung. Sie fagen: »wenn Die 
Stände fhon nah dem Buchſtaben dieſes Paragraphen be- 
fugt find, Bedingungen zu ftellen, welche die Verwendung der 
Steuern unmittelbar betreffen, welde Bedingung könnte 
wohl näher liegen, welche unabmweiöbarer feyn, als diefe, daß 
Die Steuern nit zu verfaffungswidrigen Zwecken verwendet 
werden mögen? Wie wäre aber eine folde Bedingung, nad 
den Regeln der Klugheit, ald bindend zu erachten für diejeni— 
gen, welche einen ungezweifelt verfaffungswidrigen Willen an 
den Tag gelegt hätten? Und wo wäre ein anderes Mittel auf- 
zufinden, als die entfchiedene Verweigerung der Summen, de— 

ren verfaffungämäßige Verwendung man nicht erwarten dürfte! 


Mir haben auf diefed fcharffinnige Argument bemofrati- 
fher Klugheit nur zu wiederholen, daß ed zur Hemmung 
des Staatöhaushaltes führen würde, und daß mithin ein fol- 
ches Recht vernünftiger Weife nicht eingeräumt werden kann. 
Bir achten eine wohl organifirte Theilnahme der Stände an 
dem wichtigen Gefchäfte der Eandeöfteuerregulirung, und tadeln 
jene Hofpubliciften, welche die Stände zu bloßen Steuerbewil« 
ligungsfommiffionen herabwürdigen möchten, Die nur Dazu vor- 
handen feyn follen, um die landeöherrlihen Propofitionen und 
Entwürfe der Finanzgefeße in Demuth und Ehrfurdt zu ver- 
nehmen und ohne Widerftand zu vollziehen; aber es fcheint 
uns wibderfinnig, auf den Grund der Möglicheit, daß ein 
Minifter an dem öffentlihen Eigenthum des Staates ſich mei— 
neidig vergreifen oder die Steuern zu verfaſſungswidrigen 
Zwecken verwenden könne, ein Recht für conſtitutionelles Leben 
unabläffig in Anſpruch zu nehmen, was wirklich nur in bie 
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Reihe jener Ideen gehört, die in der Unmöglichkeit * Aus⸗ 
führung ſchwinden. 

Treffend iſt die Bemerkung des weifen —— — 
Mackintoſch, der dieſem Rechte alle Geltung abſpricht; in— 
dem er ſagt: »Die Gemeinen haben eine angebliche Gewalt, 
Subſidien zu verweigern. Allein die Lage der Geſellſchaft 
hat ihnen wahrlich dieſelbe genommen. Sie müſſen Die 
Subſidien bewilligen; denn die Armee muß ihren Sold und 
die Staatsglaͤubiger ihre Zinſen haben. Muß nicht Jeder, wie 
ſehr er auch wünſchen mag, die Wahrheit ſich und Andern 
zu verbergen, muß nicht Jeder eingeſtehen, daß eine Gewalt, 
die nicht ausgeübt werden kann, ohne Empörung zu erregen, 
und Bankerotte zu bewirken, nur bloß dem Namen nach 
exiſtirt? « 

Es mag darüber geſtritten werden, ob die auf das Recht 
der Steuerverwilligung ſich beziehenden Beſtimmungen der 
Geſetzgebung des deutſchen Bundes, inſofern ſie von 
denen in den einzelnen Verfaſſungs-Urkunden abweichen und 
dieſen zuwiderlaufen, als dieſe abändernd und rechtlich vorhan⸗ 
den zu betrachten find; dad aber dürfte von Publiciſten, Die 
Theorie mit Praxis zu vereinen wiffen, und den füderativen 
Verband der deutfchen Regierungen für nothwendig halten, um 
den Zwecken der Einheit und compacten inneren Kraft im 
Bunde zu genügen, fhwerlid noch in Zweifel gezogen werden 
fönnen; daß die Beftimmungen diefer Gefeßgebung der Na— 
tur der Sache und den Anforderungen der Gerechtigkeit, fo wie 
den Stimmen der auf Erhaltung der monardifhen Regierungs- 
form abzielenden Staatöweisheit entfprehen. Die hieher gehö- 
renden Befchlüffe der deutfchen Bundeöverfammlung find fol- 
gende : 
1. Der Bundesbeſchluß vom 28. Juni 1832 im zweiten 
und dritten Artikel: 

(Art. 2.) Da nah dem Geifte des Art. 57 der Schluß: 
afte und Der hieraus hervorgehenden Folgerung, welde ber 
Art. 58 ausſpricht, Feinem deutfchen Souverin durch die Land: 
ftände Die zur Führung einer den Bundespflihten und der 
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Zandeöverfaffung entſprechende Regierung erforberlihen Mittel 
verweigert werden dürfen, fo werden Fälle, in welchen ſtän⸗ 
diſche Verfammlungen die Bewilligung der zur Führung der 
Regierung erforderlihen. Steuern auf eine mittelbare oder un« 
mittelbare Weiſe dur die Durchfeßung anderweiter Wünſche 
und Anträge bedingen wollen, unter diejenigen Kalle zu zählen 
feyn, auf welde die Art. 25 und 26 der Schlußakte in An- 
wendung gebracht werden müffen *). 


*) Die hier angeführten Artifel der Wiener Schlußafte find 
folgenden Inhalts: 

Art. 57, Da der deutſche Bund, mit Ausnahme ber freien 
Städte, aus fouveränen Fürften befteht, fo muß, dem hierdurch 
gegebenen Grundbegriffe zufolge, bie gefammte Staatögewalt in 
dem SOberhaupte des Staats vereinigt bleiben, und der Souverän 
kann durch eine landitändifche Verfaſſung nur in der Ausübung 
beftimmter Rechte an die Mitwirfung der Stände gebunden werben. 

Art. 58. Die im Bund vereinten fouveränen Yürften dürfen 
durch Feine landftändifche Verfaſſung in der Erfüllung ihrer bundes⸗ 
mäßigen Berflichtungen gehindert oder befchränft werden. 

Art. 25. Die Aufrehthaltung der inneren Ruhe und Ordnung 
in den Bundesſtaaten fteht den Regierungen allein zu. -Ald Aus 
nahme kann jedoch, in Rüdficht auf die innere Sicherheit des ge= 
fammten Bundes und in Folge der Verpflichtung der Bundeöglieder 
zu gegenfeitiger Hülfdleiftung, die Mitwirfung der Gefammtheit 
zur Erhaltung ober Wiederherftellung der Ruhe, im alle einer 
Widerfeblichfeit der Unterthanen gegen die Regierung, eined offe= 
nen Aufruhrs oder gefährlicher Bewegungen in mehreren Bundes⸗ 
ftaaten Statt finden. | 

Art. 26. Wenn in einem Bundesſtaate durch Widerſetzlichkeit 
Der Unterthanen gegen die Obrigfeit die innere Ruhe unmittelbar 
gefährdet und eine Verbreitung aufrührerifher Bewegungen zu 
fürchten, oder ein wirklicher Aufruhr zum Ausbruch gefommen ift, 
und bie Regierung felbft, nady Erfhöpfung ber verfaffungdmäßigen 
und gefeglihen Mittel, den Beiftand ded Bundes anruft, fo liegt 
der Bundeöverfammlung ob, die fchleunigfte Hülfe zur Wiederher⸗ 
ftellung der Ordnung zu veranlafien. Gollte im leztgedachten 
Falle die Regierung notoriſch auffer Stande feyn, den Aufruhr 
Durch eigene Kräfte zu unterdrücen, zugleich aber durd die Um— 
ftände gehindert werden, die Hülfe des Bundes zu begehren, fo 
ift Die Bundeöverfammlung nichts deſto weniger verpflichtet, auch 
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Art. 2.) Die innere Gefelsgebung der deutſchen Bundes- 
ſtaaten darf weder dem Zwecke des Bundes, vie folder in 
dem rt. 2 der Bundesafte und in dem Art. 1 ber Schlußakte 
auögefprochen ift, irgend einen Eintrag thun, noch darf diefelbe 
der Erfüllung fonftiger bundeöverfaffungämäßiger Verbindlich 
feiten gegen den Bund, und nantentlih Der dahin gehöri— 
gen Leiftung von Geldbeiträgen, hinderlich feyn. 

II. Der Bundesbefhluß vom 30: Oktober 1834, wonach 
für den Fall, daß in einem Bundesſtaate zwifchen der Regie: 
rung und den Ständen über: die Auslegung der Berfaffung 
oder über die Grenzen der bei Ausübung beftimmter Rechte des 
Regenten den Ständen eingeräumten Mitwirkung namentlich 
durch Verweigerung der zur Führung einer den Bundespflichten 
und der Landesverfaſſung entſprechenden Regierung erforderlichen 
Mittel, Irrungen entſtehen, und alle verfaſſungsmaͤßigen und 
mit: den Geſetzen vereinbarlichen Wege zu deren genügenden 
Beſeitigung ohne Erfolg eingeſchlagen worden ſind, die Bundes⸗ 
glieder ſich als ſolche gegen einander verpflichten, ehe ſie die 
Dazwiſchenkunft des Bundes nach ſuchen, die Ent 
ſcheidung folder Streitigkeiten durch Schi eds rich te v zu ver 
anlaſſen. WE Ä io 

Hiernach werben alle Fälle, »in welchen ftändifhe Ver— 
fammlungen die Bewilligung der zur Führung der Regierung 
erforderlihen Summen, auf eine, mittelbare oder unmittelbare 
Weiſe, durch die Durchſetzung anderweiter Wünſche und An—⸗ 
träge bedingen wollten, « unter diejenigen Fälle gerechnet, wo 
die Bundesverſammlung nöthigenfalls auch unaufgerufen zur 
Wiederherſtellung der geſtörten Ordnung und Sicherheit ein— 
ſchreiten kann. De ——— 

Wir ehren dieſe Beſtimmung, und erblicken darin mit 
dem Berfaſſer der Schrift: »die ſtändiſche Verfaffung 





unaufgerufen zur Wiederherftellung ber Ordnung und Sicherheit 
einzufchreiten. In jedem Yale aber dürfen die verfügten Maßre— 
geln von feiner längern Dauer feyn, ald die Regierung, welder 
die bundeömäßige Hülfe geleiftet wird, es nothwendig erachtet: 
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und die Deutfhen Eonftitutionen« einen preiswürbigen 
Damm einer von allen Genoffen des beutfchen Bundes gemein» 
fhaftlih fanctionirten gefeßlihen Entfheidung,  entgegengeftellt 
jener demokratiſchen Interpretation des ftändifchen Steuerver⸗ 
willigungs = oder Berweigerungdrechted, weldes in ber That 
in Der Mitte zwifchen Unfinn und Hocverrath fteht. « | 

Wir find auch der Ueberzeugung, daß »in Ausführung 
dieſes, wie jedes anderen vom Bundedtage gefaßten Beſchluſſes 
Feine Regierung durch die ermangelnde Zuftimmung der Stände 
gehindert werden kann, »denn alle Bundesbefhlüffe treten fofort 
mit der von den fouveränen Mitgliedern ded Bundes verfügten 
Publikation inKraft.« Wir können. nicht umhin, zu wünſchen, 
daß diefe Ausdrücke der fähfifhen Berfaffung ($. 89) in 
allen übrigen deutſchen Berfaffungen zu lefen wären; und bes 
dauern aufrihtig, mande Beſtimmungen gewiffer Verfaſſungs⸗ 
Urkunden, die eine fernfihtige demokratiſche Schiauheit mit jes 
ner anfheinend unverfängliden Wortfaffung einzuflecdhten mußte, 
Die jezt erft bei klugerm Gebrauh in der wirklichen Anwendung 
ihre Gefährlichkeit manifefiren, und ben Uebertreibungen zum 
Dorwand dienen, womit der unfruchtbare Streit über Die 
Gültigkeit der Bundeöbefchlüffe überhaupt und oft mit einer 
Länge und Breite kultivirt wird, die dad Maaß der erforder 
lichen Gebuld überfhreitet. 

Faßt man hiernächft die Frage ind Auge: wie es gehalten 
werben folle, wenn Stände und Regierung ſich über eine Ver: 
willigung überhaupt, ober über den Betrag ber zu vermwilligen- 
den Summen nicht vereinigen können, fo bieten allerdings 
mande Verſaſſungen Mittel dar, um. Irrungen ber Art zu 
löfen und Streitfragen zu entſcheiden. 

Am audführlihften beftimmt die fächfifihe Verfaſſungs— 
Urkunde in ihrem $. 103 dad Berfahren, welches Statt finden 
fol, wenn über die Bewilligung eine Bereinigung mit ben 
"Ständen nicht erfolgt.« Diefe ihre Beſtimmung fiheint zu= 
nächſt den Fall einer allgenreinen Bubgetd » Verweigerung, 
den fie mit feiner Sylbe erwähnt, für rechtlich unmöglich zu 
halten, wie er es im der That auch ift, zumal .. man 

13 


— 196 — 
die in. der ſächſiſchen Conſtitution ausdrücklich ausgeſpro— 
chene Verpflichtung der Stände, für den Staatsbedarf zu 
forgen, erwägt. Wohl aber räumt fie den Ständen dad Recht 
ein, unter fpecieler Anführung der Gründe. auf Verminderung 
der verlangten Steuern anzutragen, und beftimmt demnächſt 
im eben angeführten $. 103: 

»Die von den Ständen nach dem $. 100 an die Regie- 
rung gelangenden Anträge und die Gründe, ‚auf welchen fie 
beruhen, werden auf das Reiflihfte erwogen, aud, fo weit 
ed nur immer mit dem Staatswohle vereinbar ift, jederzeit 
berüctfichtigt werden. Im dem Falle hingegen, daß fie unan- 
nehmbar befunden werden, die Stände hingegen, auf defhalb 
ihnen gefchehene Eröffnung und anderweite Berathung, Die 
Bewilligung in dem verlangten Maaße wiederholt ablehnen 
wollen, fäßt der König Die Auflagen für den Staatöbedarf, 
infofern fie nicht ausdrüdlihd nur für einen vorübergehenden, 
bereit3 erreichten Zweck beftimmt find, nad Ablauf Der Be- 
willigungözeit Durch die oberfte Staatsbehörde, mittelft einer in 
die Gefeßgebung aufzunehmenden Verordnung, nod auf ein 
Jahr ausfhreiben und forterheben. In dem zu er- 
laffenden Audfchreiben wird der Natur beffelben gedaht, und 
Beziehung auf diefen Paragraph der Verfaffungd- Urkunde 
genommen. Ein folhes verlängertes Audfchreiben fann jedoch 
nur auf ein Jahr erlaffen werden, weßhalb der König läng- 
ſtens ſechs Monate vor Ablauf dieſer Frift eine aufferordentliche 
Ständeverfammlung einberufen wird. Die Bewilligung 
wird übrigend nur dann ald abgelehnt betragtet, 
wenn in einer Der beiden Kammern mindeftens 
zweiDrittheile der Anmwefenden für bie Ablehnung 
geftimmt haben.« 

Andere Eonftitutionen befhränfen fih darauf: für den 
Gall, daß ed nicht möglih wäre, die Stände zur beftimniten 
Zeit zufammen zu berufen, oder daß fi die Berathungen 
verzögerten und dad Budget nicht zur rechten Zeit zu Stande 
fäme, ber Regierung noch auf eine beftimmte Periode über 
die von den Ständen verwilligte Dauer der Steuer hinaus, 
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das Recht zur Audfhreibung derfelben zu ertheiln. In Co— 
burg, Altenburg und Braunfhweig ift diefe Frift auf 
ein Zahr, in Bayern, Baden, Churheffen, Heffen- 
Darmftadt und Hannover auf fehd, in Würtemberg 
auf vier Monate firirt. Nur in dem Meiningenfhen 
Grundgefeße findet fih die Beftimmung, dag auch abgelaufene 
Berwilligungen in der Zwifchenzeit bis zur verfaffungsmäßi- 
gen Periode des nächften Landtages, und nah Eröffnung 
ded Landtags bis zur Beſtimmung ded neuen 
Finanzetats fortgefezt werden müffen. 

— Wir. glauben nit, daß diefe und ähnliche Beftimmun- 
gen dem böfen -Willen, dem Mißtrauen und der Chifane gegen⸗ 
über. genügend feyen. Das wirffamfte Mittel gegen dieſe 
Zrinität der Hölle, und Die befte Controle die Regierung auf 
Die naturgemäße Gränzen für den Staatsaufwand zu befchrän: 
ken, ohne ihre heilfamen Kräfte zu lähmen, wird allemal in 
der öffentlihen Meinung gefucht werden müffen, Die immer. 
durchdringt, wo öffentlihe Handlungen frei beurtheilt werden 
fönnen, Kein zuverläßigered und ſchnelleres Heilmittel in 
irgend einer der großen Angelegenheit des fittlihen Menſchen 
und der Staaten gibt ed nicht. Wir beziehen und in Diefer 
Beziehung auf dasjenige, was in der Schrift: »Staatswiſſen⸗ 
fhaftlihe Studien für Gefebgebung, geiftige Entwicklung, 
ftaatöbürgerlihe Wohlfahrt und perſönliche Freiheit. Herausg. 
von A. Müller Stuttgart 1836« unter Nr. 111 zur Rettung 
Des Princips der freien Entwiclung aller Seelenkräfte 
&. 181— 257 u. ff. vorgetragen worden ift. 

So lange ſich aber die öffentlihe Meinung durch ie 
Organ der freien Preffe noch nicht zureichendes Gehör ver- 
ſchaffen kann, finden wir in dem vom Bundestage angeorbne- 
ten Schiedögerichte*) für den Fall von Irrungen zwifchen 
Megierungen und Ständen vor der Hand ein ganz paffen- 
des Mittel, um namentlich die Irrungen in Steuerverwil- 





*) Vergl. dieſes Archiv Bd. VI. Heft IL. ©. 144 — 165. und 
BB. vn. 9.1 zur ©. 2353. 


ligungs⸗ oder Berweigerungsſachen mittelft Einfhlagung dr& 
dadurch gebahnten Weges der fehiedörichterlihen Entfheidung 
verfaffungdmäßig und im Sinne der gemeinfamen Verpflichtun⸗ 
gen gegen den deutfhen Bund zu ſchlichten. Wenn wechſel⸗ 
ſeitiges Vertrauen won oben und unten, ohne welches überhaupt 
fein Inftitut im Staate gebeihet und Beftand hat, Die Regie— 
renden und Regierten befeelt, fo wird aud Die übereinftim: 
mende Entfhließung beider Parteien die, Dazwifchen- 
kunft dieſer Schiedörichter gern nachſuchen, ohne ſich hierin durch 
den Unterſchied zwiſchen einem Schiedsgericht im Sinne der 
zwölf Bundesartikel und zwiſchen den Austrägen zur Zeit der 
Reichsverfaſſung, oder durch den polemiſch angeregten Zweifel, 
ob mit Bezug auf die Regierungen die Spruchmänner arbitri, 
nicht necessarii, fondern, unbefhadet der Berpflihtung, nur 
voluntarii feyen u. f. w., abhalten zu laffen. 

Ohnehin ift die Idee eined Sciedögerichtö*) dem beut- 
ſchen Verfaſſungsrecht niht fremd. Wir erinnern an das in 
der Furheffifchen Verfaffung enthaltene Inftitut eines Compro: 
mißgericht3, don ſechs unbefcholtenen der Rechte und der Ber: 
faffung fundigen, wenigftend dreißig Jahre alten, Inländern, 
von welden drei durch bie Regierung und Drei durch die 
Stände zu wählen find. 

Nah der ſächſiſchen Verfaſſung ($. 153) ift ed der 
 Staatögerihtähof, dem ein etwa entftandener Streit 
zwifchen der Regierung und den Ständen über die Auslegung 
der Derfaffungsurfunde zur Entfcheidung vorgelegt wird. 
Diefe doctrinelle Interpretation fol einer authentifhen gleich 
gehalten werden. Diefer fähfifhe Staatögerichtöhof kann in 
fo fern mit einem Schiedögeriht verglichen werben, ald er zur 
Hälfte von den Ständen und zur Hälfte von der Regierung 
ernannt, und nit mothwendig aus Rechtsgelehrten 





*) Vergl. die Anzeige von Fr. Mur hard's Commentar zur 
K. H. Verfaſſungs-Urkunde (in den kritiſchen Blättern der Bör: 
ſenhalle vom 24. Nov. 1834). 
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ausfhlieglih zufammengefezt wird; aud dauert dieſer nur 
für die Periode von einem: Landtag zum andern. 

Ganz befonderd ift bier der Schwarzburg— -Rudol: 
ftäbtifchen landeöherrlihen Erklärung vom 21. April 1821 
34 gedenfen, Sie anerfennt dad Bedürfniß einer compromif: 
ſoriſchen Entſcheidung noch für andere Angelegenheiten, als die 
Auslegung der Verfaffung, und hat für den Fall, wenn bei 
den; Zandftänden Zweifel entftehen, ob der Staatöbedarf eine 
Steuerforderung der Regierung begründe, folde Entſcheidung 
der Bundesverſammlung anheimgeſtellt. 

Anm meiſten zeichnet ſich hierin das Staatsgeſetz der Groß: 
herzoge von Mecklenburg Schwerin und Strelitz vom 8. No— 
vember 1817, betreffend eine mit den Landſtänden getroffene 
Dereinbarung, aus, Darüber, daß und wie Streitigkeiten zwifchen 
der ‚Sandesherrfhaft und den Ständen über Landes-Verfaſ— 
fung »- Randeägrundgefeße, ſonſtige öffentliche Verträge, Die 
Ausübung und Anwendung derfelben, fo. wie überhaupt wegen 
Ausübung ‚der laudesherrlihen Gewalt durch beiderſeits 
ernannte Schiedsrichter entſchieden werden follen, fo daß 
Diefe. bei Verlegung, des Befißftandes, nad Umftänden felbft 
vor dem Verſuch der Güte, ein Inhibitorium , zur: Erhaltung 
des vorigen Status quo, oder ein angemeffenes intermisti- 
cum erfennen können, und daß die Landftände, bei unterblei- 
bender Folgeleiftung den Recurs an die Bundesvers 
fammlung nehmen fünnen. Dieß Staatögefeß ward garan- 
tirt durch den deutſchen Bund, um alle Beitimmungen deſſel⸗ 
ben, in ‚welchen auf den Bundestag Bezug genonmen wors 
deu, jederzeit aufrecht erhalten zu wollen *). 

‘ Alle dieſe verfoffungsmäßige Mittel fo wie das. neue 
Schiedsgericht des Deutfchen Bundes, fo viel die Theorie auch 
Dagegen einwenden ‚mag, find mindeftens dazu geeignet, dem 
öffentlichen Rechtszuſtand, anftatt ihn zu bedrohen, vielmehr, 
zu EN Und wer — es nicht gerethener — 


) S. Klüber, öffentliches Recht des deutſchen Bundes 
5. 207 d. ©. 413 der 3ten Ausgabe. 
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einen fteeitigen Punkt, namentlich Irrungen in Steuerverwil⸗ 
ligungsſachen, durch das Schiedsgericht beilegen zu laſſen, als 
den Knoten gewaltſam zu zerſchneiden, der ſich leicht aufs 
neue, leicht noch feſter ſchürzen möchte. 9 : 
> Den Intereffen der Stände wie ihrem Gewiffen dürfte es 
jedenfalls viel gemäßer feyn, Die Erledigung einzelner Punkte 
durch Spruchmänner, wie fie die zwölf Bundesartikel darbie- 
ten, felbft unter den für die Regierungen günftigeren Bebin- 
gungen der Ernennung derſelben, einem »vergeblihen Landtag« 
oder ihrer »Auflöfung«e (die in allen Fällen der Regierung 
doch unbenommen bleibt), vorzuziehen, und fo lieber gewaltfame 
Krifen abzuwenden, ald fie durd einen beharrlichen Oppoſitions⸗ 
Eifer gegen die Regierung und ihre Beamten, die doch auch, 
wie die Stände, der Verfaſſung den Eid geleiftet haben, herbeizu⸗ 
führen. Bei biefem alle gleihmäßig umſchlingenden religiöfen 
Bindungsmittel, follte man den Gedanfen von einem verſchie⸗ 
denen Intereſſe der proponirenden Staatsbehörde und den mit⸗ 
beliebenden Ständen und mithin jenes Mißtrauen, welches auf 
den Grund nur eines beſorglichen Meineids ein Motiv zur 
Steuerverweigerung darbieten möchte, gar nicht auffommen 
laffen. Um den böfen Geift zu befiegen, muß man vor allen 
Dingen glauben an den guten Geift. 

Es gab eine Zeit, wo die divergirenden Anſichten zwi 
fehen dem Landesherrn und feinen Ständen in Allem, was bed 
Landes Befte und des Recht, wann man fteuern müffe, 
anding, ihre gerechte und lezte Ausgleichung fanden. In die— 
fer gab ed feine andere Gränze, welde ber gemeinfhaftlihen 
Autonomie des Landeöheren und feiner Landftände gefezt war, 
ald die Verpflichtung gegen Kaifer und Reich, die aber auf 
das innere Verhälmiß der deutfhen Länder keinen bedeuten- 
den Einfluß haben konnte, vielmehr den Rechts zuſtand der 
landftändifhen Verhältniffe fo wie die landſtäändiſche Wirkſamkeit 
im vollen Umfange ihrer Rechte ſchüzte und befeftigte. Es 
war die Zeit jener wohlthätigen Cinigung, in der, weil fid 
das ganze Land in dem Berhältniß einer Gemeinde betrad: 
tete, dad Repräſentations recht um deſto beflimmter 
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hervortrat. Ift auch dad Ganze deö damaligen Zuftandes wie bie 
Reichsgeſchichte ihn Darftellt, für unſere jeßigen deutſchen Zus 
fände nicht zurücdzuwünfden; fo Stellt fih doch die Rückkehr 
eined oberften Staatengerihtöhofes für Deutſchland nad) 
Analogie ber ehemaligen Reichsgerichte als ein wünſcheswerthes 
Ziel für, De Beſirebungen der Gegenwart dar*). Bei dem 
heutigen Begriff der. Souveränetät- und den ſo vielen verwickel⸗ 
ten: — in den conſtitutionellen Staaten, die mit 
dem fortſchreitenden Zuſtande der Kultur noch immer. mehr 
— und ſchwieriger werden, iſt ein oberſtes Bun: 
eögericht,,errichtet im gegenſeitigen Vertrauen, im gegen⸗ 
feitigen: feften: Willen ber Erhaltung bes Rechtszuſtandes, be⸗ 
kleidet mit. allen 'richterlihen Attributionen, und beſezt mit 
rechtsgelehrten, unbeſtechlichen, von den Regierungen wie von 
ben Ständen ganz. unabhängigen Männern, da3 drin 
gendſte Poſtulat bed. deutſchen Staatsrechts. Ohne dieſe über 
der Souveränetät der Fürſten und über der ſtändiſchen Kor⸗ 
porasion ſtehenden ſowohl richten den als mittelſt einer ge⸗ 
hörigen Exekutionsordnung auch vollziehenden Autorität, 
wird dem Bedürfniß des deutſchen Rechtszuſtandes nicht genügt, 
und ber. Willkühr befonders in den Fällen nicht begegnet wer« 
dem können, wo ed fih um die Intereffen, ded Staates 
gegenüber feiner Stände und um bie Frage un — wie 
weit ein Fürft fagen dürfe: Jure meo utor. 


Diefed höchſte Gericht wird, gemäß der Intention, bie 
aus der Bundesafte hervorleuchtet, dad Verhaͤltniß der Regie— 
rungen zu den. Unterthanen in monatchifcheregierten Staaten 
nicht in Gewalt und Willführ audarten laffen, fondern Die 
wirffamfte Inftitution bilden, wenn ed gilt, dad Einverftänd- 
niß zwifchen Volt und Regierung dauernd zu vermitteln. 

Hier wird der Ort feyn, des merkwürdigen Streites zu 
gebenten, der in Würtemberg, einent auf Intelligenz ſich 
vorzugdweife gründenden Staate, hervorgerufen worden iſt, 





*) Bergl. Staatöwiffenfchaftliche Studien u. f. w. ©. 79— 1. 
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und das Steuerverwilligungs- und Steuerverw ei⸗ 
gerungsrecht der ‚Stände dieſes Konigsreichs betrifft ·). 


Das horrible Geldrei über das fogenannte ‚Gteuerverweis 
gerungoͤrecht iſt am übelſten in Würtemberg angebracht, wo 
durch die beſondere Sorgfalt des Königs die Verwaltung bes 
Staatöhaushalted Männern 'anvertraut ift, die, den national und 
ſtaatsöronomiſchen Zuſtand des Königreichs wohl erfennend ‚ das 
Beugniß der Wahrheit verdienen: daß fie einerſeits in Benutzung 
der eröffneten @innahmesQuellen mit ‚der größten. Gewiſſenhaftig⸗ 
feit die möglichfte Schonung verbinden, andererfeitö bei den Aus⸗ 
gaben jede mit dem Zwecke derfelben vereinbare Erfparniß zu 
erzielen fuhen. Den neueften Beweis dafür Tiefert ‘der „Vortrag 
des K. Finanz⸗Miniſteriums über den Stantshaushalt der vergans 
genen Zähre 18°%,, und der: Fünftigen Jahre 18%, „ gehalten von 
dem Chef des Finanz-Departement, geheimen. Rath, von Herdes 
gen, in, ber Kammer der Abgeordneten, Stuttgart d. 1. $eb..1836.“ 

Der Entwurf de Finanzgefebes für, die Zahre 18%, den 
wir hier zur allgemeineren Kenntniß des blühenden Finanzzuftans 
des diefed Königreichs Hier veröffentlichen, gewährt die evfreuliche 
und ‘offiziell! ‚angebeutete Ausſicht, daß es den : Staatöstyinanz- 
Verwaltung neben Erleichterung ‚der Steuerpflichtigen theils durch 
Uebernahme verfchiedener, ‚biöher noch aus den befonderen Umlagen 
der Bezirks⸗Körperſchaften beftrittenen Laften unter die allgemeine 
Ausgaben ded Staats, theild dur die Verminderung der Ergän: 
zungöfteuern‘, auch "für die nächfte Finariz= Periode gelingen wird, 
den: höheren und niederen Unterichtsanſtalten mehr als biöher zu 
Hülfe zu kommen, und überhaupt die Staatsausgaben auch auf das 
Nützliche zu erftreden, nachdem biefelben biöher zu ſehr auf das 
——— beſchränkt waren.’ 

| Entwurf. 
des Finanzgefebed für. die drei zabre 
vom 1. Juli 188/. 
B®ilbe m 
von Gottes Snaden 
König von Württemberg 
: Bu. Feftftelung des Staatö-Haudhaltes für den dreijährigen Zeit: 
raum vom 1. Zuli 1836 bis 30 Zuni 1839 ‚verordnen und verfügen 
Wir, nad) Anhörung Unferes Geheimen-Raths und unter Zu: 
flimmung Unferer getreuen Stände, wie folgt: 
Art. 1. 
Der rar el ift nad) dem beigefügten Haupt⸗Finanz⸗ 
Etat feſtgeſezt: 
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” An der Spitze derjenigen Yubliciften, die den Bundes: 
beſchluß vom 28. Juni 1832, wie jene vom 30. Oftober 1834, 
für Würtemberg ald rechtlih nicht vorhanden betrachten, und 


‚ für dad Finanzjahr 154, auf 9,298,435 fl. 26 Fr. 
—X 182 auf 9,415,726 fl. 19 Pr. 

18°%,, auf 9,346,876 fl. 40 ir. 
Zuſammen für die drei‘ Finanzjahre auf . . 28,061,038 fi. 3 Tr. 


Art. 2. 1: 
Zul Dedung diefed Aufwands find beftimmt : 

. 4) der. ‚Ertrag: bed Kammergutd, welder nad) dem Voran⸗ 
ſchlag für die gedachte dreijährige Periode angenommen 
iſt zu De Be Zee Bee Br er er Pr — 11,585,250 fl. 

2) die in dem Etat namenlid) bezeichneten Steuern, weldye nady 
den biöher beftehenben geſetzlichen Normen erhoben werden 

‚ amd für die dreijährige Periode betragen follen : 
a) an.bireften Abgaben . . . -» en. 8325,00 fl. 
b) an indireften Abgaben. » 2 » 0... + _8,178,000 fl. 
Ä REN , 16,503,000 fl. 





Art. 3. 
Bei den. nachgenannten Steuern tritt in Anſehung der Abga⸗ 
Nauſar⸗ folgende Verminderung ein: 
a) die Kapitalfteuer wird von jährlichen 12 Pr. auf 6 Fr. für 
400 fl Kapital herabgefezt: 
b) die Befoldungss und Penſi iondfteuer wirb ebenfall um 
die Hälfte des biöherigen Betragd, alfo auf drei Acht: 
‚teile, der, durch das Abgabengeſetz vom 29. Suni 1821 
$. 31 ER Sätze ermäßigt. j 
Art. & 
ud. ben Mitteln der NOTE werben für: Sruntere 
Zwedt audgefezt: 
1) dem Minifterium des Innern: 
a) zu allmähliger Herſtellung eines korrekteren Standes der 
Staatsſtraßen... 2.0. .800,000 fl. 
b) für die Schiff: und Floßftraße des Nedars;, 
namentlich zu den Koften. einer zwifchen Beil: 
bronn und Cannftadt herzuftellenden fteinernen 


Schleuße De 4 42,000 fl. 
ec) zu Förderung und Unterügung der Eifenbahn⸗ 
Unternehmungen . . . 0... 400,000 fl. 


Zufammen 342,000 fl. 
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den Ständen dad Steuerverweigerungsreht ald Durch die Ver⸗ 
faffung : des, Königrechts feftgefezt, vindiciren, ſtehet P. A. 


.r 
% 


. 9 dem Kriegs: Minifterium: | 
zu den en des Neubaues eines Militär-Spitals — 


* 


ig, Ares ber Fournituren deſelben .3000 fl. 
Zuſammen 114,000 fl. 
3) dem Finanz-Minifterium, in Vertretung des allgemeinen 
FR Hochbaufonds: 
3) zu einem neuen Gebäude für die — und Kunſt⸗ 
Sammlungen .. 8o, ooo fl. 
b) zu Erweiterung des Staats? Gebäudes -für die 
Naturalien-Sammlungen . . . . +. 19,000 fl. 
) für die Erweiterung und beffere Einrichtung des 
Gymnafiumd-Gebäudes in Stuttgart. . . 40,000 fl. 
. 4) zur Erweiterung der Srrenheilanftalt zu Win: 
 , nenthal und zu baulicher Verbefferung jener in' 
Zwiefalten 12,800 fl. und 14,000 fl. - .... » 26,800 fl. 
‚.e) zu den auf 75,000 fl. angefchlagenen Koften der 
Vollendung des hiefigen Kanzleibaues an der 
Königöftraße find, nad) Abzug des hiefür forift 
difponiblen Fonds im Betrag von 57,100 fl., 
aus der Reſtverwaltung noch weiter zuzuſchießen 417,900 fl. 
AN Zufammen 183,700 fl. 
4) der Staatsſchulden-Zahlungskaſſe find ' zum Behuf einer 
aufferordentlihen Schuldentilgung zu erfeßen, die von ihr 
früher Namens der Staatöfaffe zu Berichtigung von Ges 
baltö-Reflamationen und zu Beftreitung des durch bie 
 Meberfhwemmung im Jahr 1824 ‚verurfahten Aufwands 
besblien - © 2 2 2.20% .. 507,407 fl. 49 fr. 
5) dem Fonds zu Erleichterung der Ablöfung 
gutsherrlicher Gefälle werden, unter Vor⸗ 
behalt der Normirung durd die Geſezge— 
bung, weiter zugewiefen .. . . 4,150,000 fl. — 
Sm Ganzen find alſo aus der Reſtverwaltun — 
abzugeben . . . 5 “0 0 0 . 2,897,107 fl. 49 fr. 
Unfer $inanz= Miniferium ift. mit der Bollziehung 
diefed Geſetzes beauftragt. 
Gegeben ıc. 
Stuttgart x. 
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Pfizer; ein Mann, den die deutſche Nation unter ihren 
ſcharfſinnigſten Vertheidigern conſtitutioneller Rechte ehrt, waͤh⸗ 
rend auch fein guter Ruf als Privatmann dem Ruhm feiner 
wiffenfchaftlihen Thaͤtigkeit nicht nachftehet. Diefer Verfaſſer 
»ded Briefmechfeld zweier. Deutfchen,« der Schrift »Ueber 
dad Ziel und die Aufgabe des deutfchen Liberalismus,« ber 
Schrift »Ueber das ſtaatsrechtliche Berhältniß Würtembergs 
zum deutſchen Bunde,« der bewunderte Schöpfer der befann- 
ten »erften Motion in der Kammer der Abgeordneten in 
MWürtemberg, am 13. Februar 1833,« fo wie der »zwei⸗ 
ten Motion am 27. Juli 1833,« bat ſich zur Ehre der Wiſ— 
fenfhaft und in den Augen feiner gleihgefinnten Verfaſſungs⸗ 
freunde ein neued Verdienſt erworben durd die Schrift: | 


»Das Recht der Steuerverwilligung nad ben 
Grundfäßen der würtembergifhen Verfaſſung 
mit Rüdfiht auf entgegenftehende Beftimmungen 
bed deutfhen Bunded von P. A. Pfizer.e Stuttgart. 
Berlag von ©. ©, Liefhing, 1836. 8. 


Es war der Mühe werth, Die Ideen dieſes Schriftftellers, 
deffen politifhes Glaubensbekenntniß auch über die Grenzen 
feiner näheren Heimath hinaus, Anhänger findet, zu bekämpfen. 
Er fand daher fehr bald einen. nicht minder f[harfdenfenden und 
befonnenen jedoh das Maaß der Möglichkeit, die Kräfte und 
Gränzen der Wirklichkeit, fo wie das demofratifhe Element 
weniger Üüberfhäßenden Gegner in der Schrift: 


»Ueber den Umfang und bie Öränzen des ftän- 
diſchen Öteuerverwilligungäredt3; nah den Be 
ffimmungen der würtembergifhen Verfaſſungs-Ur— 
Funde, mit befonderer Rüdfiht auf P. A. Pfizers 
Schrift: Das Recht der Öteuervermwilligung u.f. w. 
Stuttgart bei 3. F. Steinfopf. 1336. 8. 


Ein anderer, der rühmlihft befannte Dr. Eraft Münd, 
geroohnt, die Staatöwiffenfhaften nicht durch die Brille irgend 
einer ſyſtematiſchen Oppofition, fondern in freier Lebendigkeit 
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und mit gebührender Schätung monarchiſcher Einrichtungen 
anzuſchauen, hat im Intereſſe dev Wahrheit und ‚der guten 
Sache, beide Schriften über eime fo wichtige in Das Staatsge⸗ 
triebe tief eingreifende und möglicher Weiſe höchſt Folgenreiche, 
alle. deutſche Staaten intereſſirende Verfaſſungsfrage, mit ein⸗ 
ander, verglichen und beleuchtet. Er thut dieſes mit Geifl, 
Kraft und Wärme und mit politiſchem Takte in folgendem 
Manuferipte,. zu. deſſen Veröffentlichung er Diefes Archiv als 
Organ zu: wählen beliebte, Ä 


Die Geſchichte der deutfhen Landtage feit der Juliusre— 
yolution bietet eine Reihe von Erfheinungen dar, melde von 
denjenigen der früheren Perioden in mehrfacher Hinficht weſent⸗ 
lich fi unterſcheiden. Bei einer Menge von fhäßbaren Kennt⸗ 
niffen, wiffenfhaftlihen Bereiherungen, praktiſchen Erfahrungen, 
hellen Blicken in das öffentlihe Leben, was einzelnen 
Abtheilungen und redlihen Beftrebungen für das allge 
meine Beſte, was alled, einzelnen, Abtheilungen nicht abgeftrit- 
ten werden kann, — findet fih ein ungemeffener Hang der 
Nachahmung des Fremden, eine Theorienjägerei in’3 Unend- 
liche, ein Preiögeben des pofitiven und geſchichtlich Begrün- 
deten, ein Verkennen des eigenen Standpunktes, wie ber 
Lage Anderer, mit welden man, in Folge des Confliktes der 
Sntereffen, in ftärfere oder ſchwaͤchere Berührung gefommen; 
endlich ein großer Mangel an Taft, fowohl in Auffaffung der 
Zeitereigniffe, ald in Behandlung der Zeitfragen. 


Der deutfche Liberalismus, welder im Jahre 1830 eine 
fo vortheilhafte Stellung befaß, in der er viele feiner kühnſten 
Hoffnungen der Verwirklichung nahe fah, bat fi durch bie 
Art und Weiſe, wie er feinen Sieg verfolgend, den Regie 
rungen und ſelbſt den größeren Berhälmiffen der europäifhen 
Spcietät gegenüber trat und fi bewegte, nicht nur um dieſe 
Hoffnungen fat fümmtlih niedergebracht, fondern er hat aud 
‚den Glauben an feine Vortrefflichkeit nach zwei ©eiten hin 
zugleich erfdüttert; nah Oben: da er in einem, meift gewalt- 
fan herbeigeführten Kampfe eine Menge kleinlicher Leidenſchaften 
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entwickelte und dennoch, in der entſcheidenden Stunde haͤufig 
große Inconſequenz ſelbſt in den. Principien und deren Au- 
wendung, auffallende Widerſprüche, Schwäache ja ſelbſt Ver⸗ 
zagtheit blicken ließ; nach Unten: weil der Nimbus von einer 
Menge Celebritäten abgeſtreift und das Geheimniß des erwor⸗ 
benen Ruhmes Jedermann klar geweſen war; weil man das 
unaufhörliche Fortmalen der großen Sprachmaſchine, nachdem 
doch nur wenig Getreide und viel eitel Spreu durch die Ren— 
del gefallen, zulezt mit Ueberdruß wahrnehmen mußte; und 
weil über Kleinfügigkeiten und Perſönlichkeiten der Vertreter 
Die eigentlichen Intereſſen des Bolkes, theils vernachläſſigt, 
theils kompromittirt, ja bisweilen ſogar über angeregten Pri⸗— 
vatleidenſchaften und Meinungslaunen und die Errungenfhaf- 
ten einer fünfzehnjährigen friedſamen und wohlthätigen Periode 
vermeffen und thöricht auf das Spiel gefezt worden find. 


‚Unter jenen Fraftionen -ded Liberalismus, welche am 
meiften Diefer Richtung nachgezogen und welde felbft dad Ge- 
fühl: der erlittenen Niederlage, ihrer Verlaffenheit in der Mei» 
nung der befonnenen Mehrzahl, fo wie ber fihtbaren Ermüs 
Dung bei bloßer Erwähnung ihres Namens und Treibens über 
ihre Lage noch nicht hinlänglich aufgelöst zu haben ſcheint, 
befindet fih vorzüglih die wirtembergifhe fyftematifche 
Oppofition, alfo genannt, nicht ald hätte fie wirfli ein 
beftimmted Syſtem, auffer dem des unbedingten Widerftandes 
gegen alles von Oben herab Gekommene oder Gebofene für 
und für noch, auch nachdem ber größte Theil des fhauluftigen 
Publikums fi ch verlaufen, erfüllt von. der glücklihen Selbft: 
täufchung des Berufenfeynd zu einer glänzenden Miffion von 
politifher Staatsweisheit erfüllt. 


Mährend andern Fraktionen ded Liberaliömus, Die für 
gewiffe Fragen verbündet mit ihr, einft ftritten, Die Zeichen 
erfannt und durch Flugen Vergleich miteinee Nothwendigkeit, 
welche. zum großen Theil durch fie gerade herbeigeführt 
worden, wenigftend Vieles von dem biöher Erworbenen in 
Sicherheit zu bringen gewußt; während felbft in Baden, wo 


, 


Doch die audgezeichneteren — der ſüddeutſchen Oppoſi⸗ 
tion ihre Schlachten ausgeführt, die ſyſtematiſche Fraktion der⸗ 
ſelben freiwillig fih aufgelöst und die Minorität, bis auf 
wenige Unbefehtbare, mit dem Beſtreben fi verfühnt hat; in 
Harmonie mit der Staatöregierung, die wichtigeren Gefeße, 
welhe dad Land reflamirte, und dadurch wirklid ein desi- 
derium sui im Volke fih zu fihern, — dreht fi die. wür- 
tembergifche Oppofition noch immer im alten fehlerhaften Kreife 
herum, und fucht fo viel möglich die Anftrengungen einer bloß 
den wahren Bolföbebürfniffen der gefeßlihen Ausbildung der 
Verfaffuug und die Vermittlung der Extreme fi  hingebenden 
Regierung zu neutralifiren; ja, fie trachtet felbft bei Gegen» 
fländen, wo man zuftimmender Mitwirkung ſich nicht entziehen 
kann, wenigftend Hinderniffe und Neckereien fehr gewöhnlicher 
Art ihre in den Weg zu legen. 


Noch immer fpuchen bie theoretifhen Fragen da, wo fie 
durchaus nicht hingehören, mondfühtig wie verlaffene Schönen, 
umher, während mit einer, wahrhaft Verzweiflung erregenden 
Langſamkeit die Debatten über u — ſich 
hindehnen. 


Daneben unterläßt es die Parthei, von der die Rede iſt, 
nicht, auch auf dem publiziſtiſchen Wege die, welche ihr noch 


zuhören mögen, von der Beharrlichkeit ihres Ankampfes zu 


überzeugen; und unter denjenigen, welche die Schwächung der 
Aktion der oberſten Staatsgewalt und die Erweiterung eines 
nach eigenem Gutdünken conſtruirten, conſtitutionellen Staats⸗ 
rechtes ſo wie die Befugniſſe ſtändiſcher Wirkſamkeit zur 
Hauptaufgabe ſich gemacht, ſteht P. A. Pfizer ſeit ungefähr 
fünf Jahren obenan, zugleich als herber Kritiker ſämmtlicher 
Bundesmaßregeln, in einer Reihe von Schriften, Motionen ꝛc., 
welche dießfalld in rafher Folge erfhienen find. Das Zalent 
und die Darftellungdgabe, welche diefem Schriftfteller zu Ge 
bote ftehen und welche aud von den Gegnern feiner Anfichten 
nicht im Abrede geftellt werden, verbunden mit einer, durch 


die erften Leiftungen bei einem gewiffen Xheile des bdeutfchen 


— 
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Publikums erworbenen Popularität, haben ihn verführt, auf 
einem Wege fortzufahren, auf welchem fchwerlich der guten 
Sade, der er doch zu dienen wünfcht, viele Früchte erwachfen 
dürften. Die Nachklänge ded Landtaged 1833 fcheinen Die 
Begeifterung nen geweckt zu haben, um für einen doppelten 
Gegenftand in die Schranken zu treten; nämlih, um dad 
Steuerverwilligungdrecht der Stände im weiteften und ausge— 
Dehnteften Sinne und die Nichtwirffamfeit und Jlegalität der 
entgegenftehenden Beftimmungen des deutſchen Bundes zu be= 
weifen, wie der Titel der zuerft aufgeführten Schrift aus— 
drückt. 


Diefelde hat, wie zu erwarten war, ihre zahlreichen 
Freunde, aber auch nicht lange nah ihrem Erfceinen einen, 
Herrn Pfizer wohlgewacfenen Gegner in dem anonymen Ver— 
faffer der zweiten früher erwähnten Schrift gefunden. Es 
liegt in dem Intereffe der Wiſſenſchaft und der guten Sache, beide 
mit einander zu vergleichen und bie Irrthümer anzubeuten, welche 
duch einen, in manch' anderer Hinfiht fonft ehrenwerthen Ge- 
Iehrten in die Welt verbreitet worden find. 


Herr Pfizer gibt im Eingange feines Werkleind zu ver: 
ſtehen: »daß die auh nad dem Schluffe der ftändifchen Ber- 
handlungen fortgefezten Angriffe, woburh das Urtheil bed 
Publitumd nicht nur gegen. Die Minorität der zweiten Ständes 
fammer einzunehmen verfucht, fondern fogar die ganze Kam 
mer der Übgeordneten eines flaatögefährlihen Ultraliberalids 
mus befhuldigt worden, ihn genöthigt hätten, die Ber: 
fhiedenheit der Anfichten nicht felten bid zu den Urhebern oder 
Bertretern zu verfolgen, um den Vorwurf einer maßlofen 
Uebertreibung und einer gänzlihen Verkennung aller NRedts- 
grundfäße, welcher theild einzelnen Fraktionen, theild der Ge- 
fammtheit der Kammer gemacht worden fey, zurückzuweiſen 
und zu zeigen, wie wenig von einem verfafjungdmäßigen 
Rechtszuſtande noch übrig bliebe, wenn Die Forderungen und 
Behanptungen der Gegner die richtigen wären.« 

VIE Band. IL Heft. 14 
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Auf diefe historiam libelli muß vorerft. bemerkt werden, 
daß Die ganze Art und Weiſe, wie ber Verfaffer fein Thema 
auögefponnen, mehr die Muthmafung begründe, der von 
Außen gewordene Impuld zu Ddiefer Arbeit fey ihm ganz 
+ erwünfcht gefommen, um Die Nothwendigfeit eined eigenen, 
neuen Buches über die Materie zu motiviren. Weniger dring- 
lich vielleicht dürfte diefe Nothwendigkfeit oder Nöthi- 
gung dazu fi herauöftellen, wenn ihm mit Zug entgegniet 
werden kann, daß die Thatfahe einer Anfhuldigung »des 
ftantögefährlichen Ultraliberaliömus der ganzen Kammer rein 
erfunden ift und al ein frommer Betrug unfered politifhen 
Melanhthond«e (welchen Namen Herr Pfizer bei feiner 
Parthei bekanntermaßen führt), betrachtet werden muß, ange— 
wendet in der alleinigen Abfiht, Die gegenwärtige Kammer, 
welche die fraglihe Legiölation fortfezt, oder Doch deren Mehr- 
heit mit” der Regierung zu entzweien, ald von welder jener 
Vorwurf ausgegangen, indirekt hingeftelt wird. Allein die 
Haltung, welde die entfchiedene Mehrheit Diefer Kammer ein- 
nimmt, die Stellung zur Regierung und der Geift der bishe— 
rigen Abflimmungen widerlegen hinreichend Die Annahme, als 
fühle fi Diefelbe von einem foldhen, der früheren Seffion 
gemachten Vorwurfe wirflid. berührt, und der Verſuch, die 
Majorität mit in eine Anklage zu verwideln, die bei gewiffen 
Anläffen die fuftematifche Dppoſition getroffen, muß demnach 
als verfehlt betrachtet werden. 
Daß es dem Herrn Verfaſſer der zuerſt genannten Schrift, 
nicht nur um das Abſolutnothwendige, oder was ihm als 
ſolches erſcheint, zu thun ſey, ſondern, Daß er ſelbſt Dad Ueber- 
flüſſige nicht verfhmähte, beweisſst fein eigenes Geſtaͤndniß im 
Vorwort: »daß hiebei manchem Einwurf begegnet worden, 
der in den Augen eines Unbefangenen vielleicht gar keiner 
Widerlegung bedarf, und daß er gar Manches zu beweiſen 
für nöthig hielt, was dem Unpartheiſchen von ſelbſt einleuch⸗ 
tet.« Nach dieſem könnte und muß es allerdings ſcheinen, 
daß es Herrn Pfizer durchaus an einer Bermehrung der 
Materien gelegen war, damit die beſcheidene Abhandlung zu 
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dem Range eined ganzen Buches fih erhübe. Freilich recht: 
fertigt er fein Verfahren hiebei dur die Erklärung: »Es fey 
auf den Iezten Landtagen Alles in Frage geftellt und mit 
Einwendungen gegen die Marften Beftimmungen der Verfaf- 
fung und die dur fie verbürgten Rechte gefnüpft worden.« 
Allein immerhin läßt ih an ihn felbft die Frage ftelen: was 
ed mit Diefer in Frageftelung von Allem eigentlih für eine 
Bewandiniß habe? Entweder gefhah fie turh die Majorität 
der Kammer felbft, in Folge der bei den Debatten und Ab» 
ſtimmungen befolgten Haltung, oder durd Die Regierung, in 
Folge ihrer Anfinnen, Weigerungen u. f. w. Hatte die Ma: 
jorität der Kammer gegen die Regierung und im Sinne der 
DOppofition geftimmt, fo fonnte ja von feiner Minorität der 
Kanrmer mehr die Rebe ſeyn; ſtimmte fie aber nicht in ihrem 
Sinne, fo war nicht in Frage geftellt, und ed ftand bloß noch 
die Minorität der Regierung gegenüber. Entweder müßte dahet 
die Schrift bed Heren Pfizer über dad Recht der Steuer: 
verwilligung ald eine Apolögie der Kammer felbft repräfentirt 
in ihrer Mehrheit, oder fogar in ihrer Gefammtheit, — wie 
er und glauben läßt — fomit der Majorität vereinigt mit der 
Minorität, und angeboten werben und bhiefür hat Herr 
Pfizer die Vollmachten beizubringen verfäumt; oder fie er- 
ſcheint als ein bloßes Manifeft der Minorität, — refpeftive 
DOppofition, und ſonach ift’dadjenige, was fie berührt, von der 
verfaffungsmäßigen NRepräfentation des würtembergifhen Vol: 
fe8 in anderer Weiſe entfchieden worden, ald der Derfaffer , 
geltend machen will. Die Tezten Ausdrüce, mit welden er 
die Aufnahme des Feine Widerlegung Verdienenden und hin: 
ſichtlich des Beweiſes von felbft Jedermann Einleuchtenden zu 
rechtfertigen  fucht, enthält Daher nichts geringered, ald eine 
Anklage von Stumpffinn und Kopflofigfeit, die entweder der 
Kammermehrheit, oder der Majorität des Publifumd, oder 
den Vertreten der Regierungdanfichten, oder diefer wohl felbft 
gar, gemacht wird, wenn dur den Vorwurf der »Verken— 
nung aller NRehtögrundfäße und dad in Frageftellend von 
Allem,« nicht etwa noch Schlinnmered dem Einen oder Andern 
| 14 * 
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aufgebürdet werden fol; oder der Verfaffer gibt ſich felbft als 


einen folhen zu erkennen, welchem ale Materien ald gleich 


willfonmen ſich Darbieten, bei denen ihm ſchon ihre Befchaf- 
fenheit den Sieg bedeutend erleichtert, und: über die Jeder— 
mann Anfichten bereit3 firirt find oder nicht fo firirt werden 
wollten, wie Herr Pfizer ed gerne gewünſcht hätte. 


Die Abfiht, gleih ein ganzes ſtaatsrechtliches Handbuch 
über den fragliden Gegenftand zu fchreiben und dasjene, 
nadzuholen, was vielleiht in den früher herausgegebenen 
Schriften des Verfaſſers vergeffen geblicben, leuchtet ſchon 
aud der Kinleitung. hervor; denn wir finden hier bei Ans 
laß der Erklärung des Urfprungs der Steuern deduzirt, 
was bereitd aus vielen anderen Büchern längft. befannt ift; 
nun bat fih Herr Pfizer Diefer ſtaatsrechtlich z hiftorifchen 
Deduftion gern, und zwar, aus dem Grunde ſchon unterzo= 
gen, um feiner oberſten Staatöbehörde mit guter Manier 
unter den Bart werfen zu fünnen: die Zeiten ſeyen nicht mehr 
vorhanden, wo das WRegiertwerden eine von dem freien 
Mann um jeden Preis zu erfaufende Wohlthat und das 
Regieren ald eine ſolche Bürde und Aufopferung betrachtet 
wurde; Daß nicht die Ehre ded Befehlens, Richtens und 
Anführens ihren Lohn in fich felbft gefunden hätte ꝛc.« Herr 
Pfizer zöge ed fomit vor, unter einer Regierung zu ftehen, 
welche diefen Beruf gratis zu treiben übernähme, und gewiß 
fände er Die Kandidaten dazu ganz in der Nähe, welde, 
durch uneigennüßigen Patriotismus einzig und allein getrieben, 
den mit jenem Regieren »verbundenen Aufwand« aus eigenen 
Koften beftrtiten würden. Es dürfte übrigens nicht ſchwer 
halten, den Gab umzufehren, und ihm aus einander zu 
feßen, Daß das Regieren Feine, von den Perfonen, die ſich 
hm unterziehen, um jeden Preis zu behauptende Ehre, 
noch das damit verbundene Vergnügen fo ungewöhnlich ver: 
führerifh fey u. f. w.; allein Herr Pfizer weiß dad alles 
‚viel beſſer al3 wir, und die Sade ift gar fo böfe eben nicht 
gemeint. Ä 
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Nah Beihreibung des Beftehend ber Hülfen, Beben, 
Steuern u. f. w. ftellt der Verfaſſer der erften Schrift einige Haupt- 
momente aus der Gefchichte ded würtembergifhen Steuerwefend 
zufammen, um dad DVerhältniß der Kammer: zur Regierungd- 
kaſſe und die Gränzen des Beſteuerungsrechtes zu bezeichnen. 
In diefer Gefhichte fpielt freilich Die geheimmißreiche Truhe der 
alten Landſchaft eine glänzende Rolle, und wir kennen Die 
aufrihtigen und fehnfüchtigen Thränen, die felbft in neuerer 
Zeit no fo reihlid jenem Inftitute gefloffen find, wo eine 
Anzahl Familien, denen »Reihthum, Macht und Anfehen oder 
Öffentliched Vertrauen an die Spike eined ganzen Landes ge: 
holfen,« nicht nur die Befteuerung der großen Mehrheit ihrer 
Mitbürger geleitet, fondern auch dem Einzug der Steuergelder 
und der Berwahrung des Schatzes ſelbſt bereitwilligft ſich 
unterzogen. | 


Diefe fogenannte Repräfentation, weldhe unter dem Namen 
»Randfchaft« das Land felbft vorftellte, hat freilih durch Die 
gegenwärtige, Die Oefammtheit der Staatsbürger umfaffende 
Volksvertretung nicht auf befriedigende Weife vergütet werden 
fönnen, und fo war aud der eifrige Wunſch des Jahres 1815 
nad »Selbfttaration« und der damit in Verbindung gebrachten 
»ſtaͤndiſchen Kaſſenverwaltung« erflärbar. 


Allein die Macht der Ereigniſſe und die Forderungen des 
Zeitgeiſtes, auf welche doch der Verfaſſer dieſer Schrift und ſeine 
Meinungsgenoſſen ſelbſt ſo großen Werth legen und deren 
Anerkennung ſie beharrlich fordern, hatte in Würtemberg eine 
neue Ordnung ber Dinge begründet, welche andere Beſtimmun— 
gen erheifchte, ald die einer abgetragenen Zeit, und eine Menge 
von Anfprüchen der verfchiedenartigften, alten und neuen Lan⸗ 
beötheile mußte verfhmolzen werden. Die Selbſttaxation und 
die Selbftfaffenverwaltung hatten fi auögelebt und Die neue 
Zeit brachte ein anderes Geſetz. 


Uebrigend finden ſich in Schriften audgezeichneter Staats- 
rechtslehrer Darftellungen genug, welche eine ganz anders 
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Iautende Anficht von dem älteren Syfteme bed Haushaltens fürft- 
licher Herrfhaft, dad auf gewiſſe einfache Redhtögrundfäße fich 
zurückführen ließ und dem eigentlihen Einfluß der Stände auf 
diefen Staatöhaushalt, ald die von Herrn P. aufgeftellte, dar⸗ 
thun, und eben fo wenig. ald der Begriff einer Centralſtaats⸗ 
kaſſe, ald ded gefammten Inbegriff aller zu gemeinfamen oder 
fogenannten »öffentlihen« Zwecen gewidmeten Landedeinnah- 
men Der ältern fländifhen Berfaffung befannt geweien, wear 
es der eined allgemeinen Stantöbudgetd. Jedes Inftitut, jebed 
Bedürfniß, jeder Zweig der Verwaltung hatte feine gefonderte 
rechtliche Eriftenz; eine Eriftenz, die durch ein befonderes Ver⸗ 
mögen oder eine feftitehende Einnahme für alle Zufunft ge= 
fihert und von jeder Wilfür und von jeder »Diöcretion« ober 
»Diöcretionären Verwilligung« unabhängig war. Neue Be: 
Dürfniffe wurden durch neue Inſtitute gedeckt, und durch 
befondere und dauernde materielle Bafen gefihert. Die Wirk: 
famfeit der Stände beftand niemal darin, ein centralifirendes 
Budget zu reguliren und den gefammten Staatöhaushalt in 
allen feinen Einnahmen und Ausgaben durch ein Finanzgefeß 
zu ordnen. Es war das Reht und die Pflicht der Stände, 
jede neue Steuer zu neuen Bebürfniffen, nicht bloß zu be- 
rathen, fondern auch zu verwilligen und zu dem Ende fonnten 
fie bloß verlangen, daß ihnen die Dringlichkeit oder der über: 
wiegende Nußen der neuen Einridtung dargethan werde, 
wie Diefed oben näher erörtert worden ift, 


Hr. P, fieht alfo, aus dem was wir hier, geftüzt auf eine 
anerkannte und ihm felbft nicht fremde, Autorität, angeführt, 
daß, wenn wir au in einzelnen Punften über Die gefchicht- 
liche Entftehungdweife „zufammentreffen, Zufammenhang und 
Schlußfolgen doch wefentlih anders fich geftalten. : Der ganze 
erfte Abfchnitt feines Werkes handelt vom Begriff-und 
Zwede des Steuerverwilligungd- und Steuerver 
weigerungs-Rechts, und hier hat fi der Verfaſſer ganz 
dem Strome feiner Dialektik Hingegeben, und beide, Begriff 


! 
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und Recht, im profufeften Maaße für feine Theorie audzubeuten 
gefuht. Gleich im Eingang ſcheint er fo ziemlich feſt auf die 
dee einer Mitregierung der Stände, der eigentlichen 
Regierung zur Seite, fih flüßen zu wollen; eine Idee, deren 
Unftatthaftigfeit und Verwerflichkeit und Unmöglichfeit ſchon 
anderwärtd, ja felbft von überaus liberalen Publiziften, wie 
3.3. Mofer und Häberlin, dargethan werben, deren Ver- 
breitung in vielen Köpfen, aber gerade den meiften politifchen 
MWirrwarr in neuefter Zeit, die meiften Mißverftändniffe, Ver: 
irrungen und Verwicklungen im ftändijhen eben veran- 
laßt hat. | 


Eine der Hauptbemühungen Herrn Pfizers geht dahin, 
den völligen Unterſchied des Finanzgefeßed oder des Budgets 
von der Gefeßgebung in Juſtiz- und Polizeifahen zu zeigen 
und Die Befteuerung nicht ald einen Akt der Gefebgebung, 
fondern ald eine freie Uebereinfunft, ald eine Art von privatrecht- 
lihem Vertrag zwifchen dem Landesherrn und feinen Landed- 
angehörigen, häufig fogar mit auddrüclid bedungener Gegen 
leiftung oder Gegenvermwilligung, dad Steuerzahlen nicht als 
eine ynmittelbare Staatöbürger- und Untertbanenpfliht, fondern 
ald eine auf dem guten Willen der Steuernden beruhende Unter- 
ftüßung des Landedfürften hinzuftelen. Diefe, allen biöherigen 
Grundfäßen von der Natur und dem Weſen der conftitutionellen 
Monarchie widerftreitende, Zwitteranfiht, herbeigeholt zum. 
Theil aus alt Iandftandfchaftlihen Anmaßungen, zum Theil 
aber aus ben Theoremen bed modernen Repräſentativſyſtems, 
(zu welchen beiden, wiewohl fie ihrer harakteriftifhen Beſchaffen⸗ 
heit nach, wefentlih von einander verfhieden find, Hr. Pf. 
und feine Freunde abwechfelnd, je nad dem Bedürfniß ber 
Umftände, ihre Zuflucht nehmen), wird von unferem Publi- 
ziften auf den 2. Sab bed $. 109 der Würtembergichen Ver: 
faffungd-Urkunde begründet. Nach diefem Sabe nämlich foll 
ohne VBerwilligung der Stände, weder in Kriegs— 
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noch in $riedendzeiten eine — oder indirekte 
Steuer erhoben werden. | 


Allein der Verfaſſer der zweiten Shih * in — 
gener und ſchlagenderer Weiſe als unſer volumenſüchtiger Autor 
der erſteren, die mehrere Bogen füllende, gewaltſame Zuſammen⸗ 
ſtellung, und 'an ſophiſtiſch-advokatiſchen Deutungen keineswegs 
arme Deduktion beſonders dadurch in ihrer Unhaltbarkeit hin zu 
ſtellen gewußt, daß er bündig aus einander ſezt: wie nur der 
Grund, das rehtlihe Fundament dieſes ſtändiſchen 
Rechtes in dem zweiten der beiden Sätze, aus welchen jener 
$. 109 beſteht, nicht aber, wie Hr. Pf. und gerne glauben 
machen möchte, auch der Begriff defielben enthalten fey. Es 
‘war daher fol irrige Vorausfeßung, welche ihn zur irrigen 
Schlußfolgerung verführte, daß, da den Ständen in dem einen 
Sabe des mehrgedahten Paragraphs das Recht eingeräumt 
fey, fämmtlihe Steuern zu verwilligen, ihnen aud das 
Recht zuftcehen müffe, ſämmtliche Steuern zu verweigern; 
mithin ein abfoluted Steuerverweigerungdredht; aus 
dem Grunde nämlich, »weil — wie er behauptet, — eine Ein: 
willigung, die nicht verweigert werden fünnte, ein Verwilli— 
gungsrecht, das nicht auch zugleich ein Berweigerungsrecht fen, 
fein Recht, fondern eine Pflicht, eine Verbindlichkeit wäre. 


Mit vielem Scharffinn gibt ihm nun der Verfaffer der zweiten 
Schrift zu erfennen, daß, um den Begriff des ſtändiſchen 
‚Steuerverwilligungdrechted zu finden, nicht nur der eine umd 
andere herausgeriſſene und für fich einzelne fpre 
chende Paragraph — wie Herr Pf. meift zu: thun beliebt — 
fondern ſämmtliche, auf daffelbe Bezug: habende Beftims 
mungen ber Verfaſſungs-Urkunde, die ſich gegenfeitig 
modifiziren, erklären, begrängen,: ind Auge gefaßt werben 
müſſen. Er erklärt in diefer Hinfiht den zweiten Satz des 
$. 109 als mit dem erſten Satze Deffelben in genauefter Ber: 
bindung und als weder richtig auffaßbar, noch verftändlid, 
fobald lezterer hinweggelaffen werde, 
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Nun beſtimmt aber. der erſte Satz ausdrücklich: »&o 
weit der Betrag des Kammergutes nicht zureicht, wird der 
Staatsbedarf durch Steuern: beſtritten.« Hr. P. hilft ſich hie— 
bei dadurch, daß er dieſem Satze eine müßige Bedeutung un— 
terlegt und ihn bloß als einen ſolchen gelten laͤßt, der »die 
Quelle bezeichne, aus welcher, im Fall. der Unzulänglichkeit der 
Kammereinfünfte, gefhöpft werden könne, Die aber nicht eröff 
net werden dürfe, wenn nicht die Landftände ihre freie Zu— 

ftimmung ertheilen.« Die fraglihe Beftimmung ift aber fo 
‚wenig müßig, daß fie vielmehr imperativ die rechtlihe Noth— 
wendigfeit der Decfung des Staatöbedarfd bei Unzulänglichkeit 
ber Kammergut3-Einfünfte, mittelft der Steuern, ausdrückt. 


Es erregt faft ein peinlihed Gefühl, einem fo gelehrten 
und geiftreihen Staatsrcchtölchrer, wie Hr. Pf. felbft erft die 
Belehrung geben zu nrüffen, daß ohne eine folhe Beftimmung 
Die Bezeichnung des Staatszweckes und in Folge deffen, das 
Dafeyn und die Fortdauer ded Staates felbft unmöglid feyn 
würde. Der gefunde Menfhenverftand und Das allgemeine 
Gefühl. des Volkes fhon find von dieſer Wahrheit fo fehr 
durchdrungen, daß ed nicht einmal der Schulweisheit bedarf, 
um Die Ueberzeugung Davon erſt zu bearbeiten. 


Allein der erſte Satz des $. 109 ſpricht auch ſeiner ei⸗ 
genſten Natur nach die rechtliche Verbindlichkeit der 
Stände aus, die Steuern, fo weit fie zur Beftreitung des 
Staatsbedarfes erforderlich find, zu verwilligen. Dieſe Ver: 
bindlichteit der Stände aber — fährt unſer Anonymus als 
gewandter Juriſt fort — welche dem der Staatsgewalt inhä— 
rirenden und nach $.4 der Verfaſſungs-Urkunde dem Könige 
zuftehenden Beſteuerungsrechte gegenüber fteht, ift, wie jede. 
andere einen Rechte gegemüberftehende Verbindlichkeit, eine 
anlltommene,.d..h.: eine ſolche, welche, wenn, einmal die 
‚Rothiwendigkeit der Steuern, zu. Beftreitung des Staatöbebarfs 
ausgemittelt ift, ſchlechterdings und unter allen Umftänden- er- 
füllt werden muß. Er beweist ferner die Unmöglichkeit, daß 
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Die durch den erſten Satz des F. 109 begründete rechtliche Ber⸗ 
bindlichkeit der Stände zur Verwilligung der nothwendigen 
Steuern durch den zweiten Satz jenes Paragraphs wieder auf- 
gehoben werden fünne, fo wie Den eigentlihen Zweck dieſes 
Satzes, nämlich zu verhüten, daß Steuern, deren RE 
Digfeit nicht erweißbar, erhoben werben. Ä 


Herr Pf. fucht mit vieler Kunft den $. 88.ald Pfeiler 
für feine Behauptung zu gewinnen; daß den Ständen ein 
abſolutes Recht, ihre Zuftimmung zu verweigern, zufomme. 
Allein Derfelbe ftüzt durchaus dasjenige nicht, was aus ihm 
gefolgert werden wollte, und fehr fharffinnnig hat der Verf. 
der zweiten Schrift auseinandergefezt und dargethan, in welden 
Schranfen diefed Zuſtimmungsrecht ſich zu bewegen habe, und 
in weldhen Fällen die Zuftimmung nothwendig erfolgen müffe, 
wenn man nicht anders den, durchaus untonftitutionellen 
"und nur als Abfurdum gedenfbaren Zwed verfolge, die Thä- 
tigkeit des Regenten und den Gang der Staatömafchine, allen 
Recptöbegriffen zum Hohne, zu hemmen und zu flören. Daf- 
felbe wird auch, in Bezug auf Die Regierungdmaßregeln, deren 
Vollziehung verfaffungsmäßig von der Einwilligung der Stände 
bedingt ift, ald anwendbar, entwicelt. Es handelt fih, da— 
mit wir kurz und auödrüden, einfah um Prüfung und 
Anerkennung, nicht um eine Bewilligung im eigentli- 
hen Sinne, was unter dem Worte »Zuflimmung« vernünfti- 
gerweife verftanden werden kann, wenn nicht unzmeifelhafte 
Gründe des Rechts oder bed öffentlihen Wohls entgegenftehen 
follten, die aber alddann ftändifcher Seit nachgemwiefen werden 
müßten. Eine entgegengefezte Annahme wäre eine fürmliche 
Contrarirung der Monarchie, in welder doch, der Verfaffungd- 
Urkunde gemäß, alle Gewalten vereinigt find. 


Schon der völlig praftifhe und Fonfequente Verfaſſer der 
slandftändifhen Berirrungen« hat dieß, wenn auch auf 
feine Weife, bündig und ſchlagend Dargethan. Ein anderer, 
durch feine Stellung, wie durch feine Gefinnungen über ben 


Verdacht des Servilismus erhabener Schriftſteller drückt ſich 
in dem Werke: »die ſtändiſche Berfaſſung und die 
deutſchen Eonſtitutionen« folgendermaßen aus: 
»Wir ſind hier auf dem Punkte angelangt, welcher nach 
dem einſtimmigen Urtheile aller Partheien den eigent⸗ 
lichen Nerv des Repräſentativſyſtemes bildet, und von 
welchem aus fi über das leztere eine neue überraſchende 
Ausſicht öffnet: Iſt alles, was man heut zu Tage zum 
Staatshaushalt zu: rechnen pflegt, in ein einziges großes 
Budget zufammengegogen und centralifirt; ift felbft das 
Dermögen des landeöfürftlihen Haufes für Staatsgut 
erflärt und dem Regenten eine Givillifte ald Befoldung 
‚auf eben: Diefed Budget angewiefen; find endlich die 
Bolfsrepräfentanten die. unumſchränkten Herrn des lez= 
tern, — fo dürfte Die einfahe Wahrheit von Seiten aller 
denfenden Köpfe fhwerlid einem Widerfpruhe begegnen; 
daß Diejenigen, von’ deren freier Willkür die Normirung 
‚  jebweder Ausgabe abhängt; Diejenigen, bie den Landes— 
herrn durch Herabſetzung feiner Eivillifte zur ärmlichften 
- Unbedeutendheit herunterdrücken; Diejenigen, Die feine 
Diener durch Erhöhung oder Herabfeßung ihres Gehal- 
‚te8 ‚belohnen und beftrafen, ja die ganze Bewegung 
der »Ötaatömafhine« durch eine einzige Abſtimmung, 
wie Durch einen. Fingerdruck hemmen, und durch bie 
"Drohung mit Diefer. Hemmung jeded denkbare Zuges 
ſtaͤndniß erpreffen können, die eigentlihen und wahren 
Herren. ded Landes feyen. — Diefer reellen Macht ge 
genüber ift Die Souverainetät des Landeöherrn ein leerer 
Schal, gleihviel, ob fie bemfelben in ber Verfaffungs- 
Urkunde noch zugeftanden werben oder nicht, und der 
Unterfchied zwifchen einem Regenten, dem folhe Schran- 
ken gefegt werden, und dem Präfidenten einer. Repuplif 
“ beruht nur in ber Macht: der hiſtoriſchen Erinnerung, in 
dem beibehaltenen Namen. der. alten Würde und in der 
einſtweiligen Größe der Civilliſte« 
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Die Widerfprüche ded Hrn. Pf. mit feinen eigenen Be— 
hauptungen find befonderd auf ©. 11 der zweiten Schrift 
hervorgerufen, und nicht ohne Bedeutung für die Taration 
des Grades der Glaubwürdigkeit ‚feiner Urtheile, fo wie für 
Die. Integrität der hiefür beigebrachten Gründe ift die (Unred- 
lichkeit), um mich fo auszudrücken, mit welder derfelbe Den 
$. 4 völlig ignorirt hat, endlich die Harmlofigkeit, mit welcher 
Befteuerungsredt und Steuerverwilligungdredt 
gleichſam als identifh von ihm angenommen worden, denn ed 
findet ſich hier das punctum saliens, da derjenige, welcher 
ein Recht zu etwas befizt, in der rechtmäßigen Ausübung def 
felben nicht — wie Herr Pf. behauptet, dur die Willführ oder 
Die discretionäre Beſtimmung (ein Ausdruck, in weldhem 
er fich befonders gefällt) von Seite des Verpflichteten ge⸗ 
hemmt werden kann. 


Der $. 4 und der $. 124 der Berfaffungd-Urfunde hängen 
genau zufammen und lezterer legt, indem er einerfeitö den Stän- 
den den Beruf zuerfennt, gewiffenhaft die angefonnenen Steuern 
zu prüfen, ‚ihnen ausdrücklich die Verpflidtung auf: die für 
nothwendig : erfannten. Steuern zu bewilllgen. Durch das 
Wort: Haben fie, in weldes diefe Verpflichtung redigirt iſt, 
ift Der Imperativ deutlic ausgeſprochen und auf jeden Fall 
aud dad Zwangrecht für Diefe nothwendigen Öteuern. 


‚ Damit fehen wir Die überaus. Tange und durchgekünſtelte Differ- 


tation des Hrn. Pf. bereits über: den Haufen geworfen, und 
der Gegenpublizift weidt klar und richtig nad: - wie die erfte 
Beftimmung jened Paragraphen (124) nur eine ethifche oder 
Gewiffenspflidt, Die zweite aber eine juridifche Ber: 
bindlichfeit, die. ein Correlat zu dem Befteuerungsrechte bes 
Regenten bildet, begründe. Hr. Pf. aber verfucht ed, die Na- 
tur dieſer Beflimmung zu degeneriren und die juridifche in eine 
reinmoralifche „Verpflichtung umzuwandeln. Nicht minder iſt 
ed feinem Gegenpubliziften: gelungen, ‚die Falſchheit des Satzes: 
»daß die Stände gewiffenhaft zu prüfen hätten, ob, -wann 


und wie fie die für nothwendig erfannten Steuern verwilligen 
folen« dur die richtige Herftelung des von Hrn. Pf. ver- 
drehten Satzes, ind Licht zu fielen. Endlich auch hat er auf 
den abfichtlihen oder, unfreiwilligen Irrthum in der Anſicht 
aufmerffam gemadt: daß der $. 124 Fein Direfted Verbot 
der Berweigerung nothwendiger Steuern enthalte, und das in 
$. 109 der Berfaffungd » Urkunde den Ständen eingeräumte 
abfolute Steuerverweigerungsrecht nicht aufheben fünne Die 
Sophiftif der Schulgelehrfamfeit, welde von Hrn. Pf., mittelft 
verfaffungswidriger,. ja Die Flarem und, beftimmten Zwecke der 
Berfaffung geradezu: zerftörender Deutung. geübt werden, wird 
bier ganz mit den Waffen des gefunden, Menfhenverftanded 
erlegt. zz 


Man fieht ihm die Anftrengung deutlih an, welche ed ihn 
gefoftet, Die $$. 109, 113 und 124 in eine folche Ueberein- 
flimmung und in einen folden Zufammenhang zu bringen, Daß das 
von ihm behauptete, abfolute Steuerverweigerungsrecht der Stände 
aufrecht erhalten bleibe, und einige Meifterfchaft in fpißfindi= 
ger, aber darum nidht-auh aufWahrheit bafirter Dialektif muß 
ihm bei Beleuchtung des $. 113 der Berfaffungd-Urfunde zu— 
geftanden werden, welcher nämlich ausſpricht: daß Die Ver— 
willigung der Steuern nicht an Bedingungen gefnüpft werden 
dürfe, welche die Verwendung Diefer Steuern nicht. unmittelbar 
betreffen. Für Diefe Lieblingöneigung der fyftematifhen Oppo- 
fition, überall Allotria einzumifhen und den regelmäßigen Gang 
ber Verhandlungen über Gegenftände der Gefeßgebung und 
des Budgets durch politifche Deflamationen und Partheiallfan- 
zereien zu flören, zu unterbrechen und zu verwirren, hat er 
im Drange der Noth das Beifpiel fremder Legislationen zu 
Hülfe angerufen, ‚ohne zu bedenken, wie verfchieden die Ver— 
hältniffe Diefer Staaten und Würtembergd, und wie felbft die 
Anfiht der entfchiedenften Stimmführer des Oppofttionslibera- 
lismus in England und Frankreich niemal3 im Ernfte dahin 
fih ausgeſprochen, daß nothwendige Steuern, felbft wenn 


das politifche Syſtem der Negierung auf das Feindlichſte dem 
ihrigen gegenüber ftand, verworfen werden fünnten. 

Auch der $. 181 follte Herren Pfizer noch einige Verftär- 
fung für feine abentheurlihe Behauptung bringen, Daß den 
Ständen ein auch den nothwendigen Staatöbedarf umfafiendes 
Steuerverweigerungsrecht zuſtehe. Nach feiner Meinung löst 
diefer Paragraph den Iezten Zweifel hierüber. Wein fein 
Gegner weiß ihn (pag. 18 u. f. m.) in fo einleuchtender 
Meife zu überführen, daß dieſer Parapraph durdaus nicht 
auf die rechtliche Natur und den Umfang des fländifchen 
Steuerverwilligungdrechteds fich beziehe, fondern lediglich Die 
Art und Weife ded Verfahrens in der Stänbeverfamme 
lung bei Verabſchiedung des Budgets beftimme, daß wir wei- 
ter nichts zuzufeßen finden. 

Der Verfaffer der. zweiten Schrift reiht noch viele lehrreiche 

Betradhtungen an feine Widerlegung der Pfizerfhen Theorie 
vom abfoluten Steuerverweigerungsrcehte an, und hebt nament- 
lih hervor, daß die Verfaffungs- Urkunde dad Beſchwerderecht 
der Stände von der Öteuerverwilligung völlig getrennt’ und 
den Weg vorgefchlagen habe, auf weldyem fie erftered zu ver: 
folgen haben, nämlich nicht Durch Verweigerung der nothwen⸗ 
Digen Steuern, ‚fondern auf dem Wege der Vorftellung und 
Klage. Das Unpaffende der Beifpiele anderer Länder ift, wie 
wir bereitö früher bemerkt, durch gefchichtliche Winke dargethan; 
endlih ſchildert Herren Pfizerd Gegner noch die au der An: 
nahme eines folden: abfoluten Steuerverweigerungsrechtes her⸗ 
vorgehenden Gefahren, zumal der Störurig der ganzen Staats: 
verwaltung und des Gleihgewichts zwiſchen den Rechten der 
Krone und den Befugniffen der Stände; ein Punkt, auf den wir 
ſchon oben aufmerkſam gemadt. 

An dem leztberührten Gleihgewichte fcheint natürlich Herrn 
Pfizer wenig gelegen, da er bereits in einer andern Schrift, 
die der gegenwärtigen vorausgegangen, mit dürren Worten die 
Anfiht ausfpriht: Daß die Repräfentativ-Monardie 
nuralöllebergangspunftzurfepublif zu betrachten 


fey. Nah diefem kann man leiht den Ernft bed Beſtre⸗ 
bens beurtheilen, mit welchem der Paladin der Oppoſition 
für die ſtändiſchen Rechte auftritt, fo wie den Wärmegrad 
der Anhänglichkeit an die Rechte des verfaffungsmäßigen Kö— 
niges, welden er, erft ald Staatöbürger und ſodann als 
Deputirter, Treue gefhworen : 

Als Refultat feiner biöherigen Ausführung ftelt ſödann 
der Verfaffer der ziwAtten Schrift pag 32 dem von Pfizer behaupte 
ten, in der Würtembergifhen Verfaſſung aber nirgends be 
gründeten, abfoluten Steuerverweigerungdreht gegenüber: 

1) daß die Berfaffungd » Urfunde u. f. w. bis zum Schluß 
von 3., die übrigen aber abzulehnen. 

Er weidt zugleih nad, daß diefe durch die Würtember⸗ 
gifhe Verfaffung fanftionirten Grundfäße hinfichtlid des ftän- 
diſchen Steuerverwilligungdrechted allein dem wahren Begriffe 
und Mefen der Repräfentativ-Monardie entfprehen, in ber 
der Regent nothwendig alle Rechte der Staatögewalt in fei- 
ner Perfon vereinigen muß, und nur zu Verhütung ded Miß- 
brauchs bei deren Ausübung an ftändifhe Zuftimmung und 
Einfprade gebunden feyn kann. — 

Hierauf geht derfelbe auf die Entwicelung der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Grunbfäße über, welche bei Ermittlung bed nothwen⸗ 
digen Steuerbedarfd zur Anwendung fommen, und zeigt, daß 
diefe Ermittlung durch die Prüfung der früheren Staatsein- 
nahmen und deren Verwendung, der Einfünfte bed Kammer: 
guted und der in den Hauptetat aufgenommenen Staatsaus— 
gaben für die nächte Finanzperiode hinfihtlih ihrer Nothwen— 
Digfeit und Nüblichfeit bedingt iſt. Hiebei weist er die aus» 
ſchweifenden Grundfäße, welche Herr Pfizer hinfichtlih der ftän- 
difhen Prüfung über Die Verwendung ber früheren Staatd- 
einnahmen aufgeftellt hat, mit gleicher Sieghaftigfeit in Die 
gebührenden Schranfen, und entwidelt die völlige Unftatthaf: 
tigkeit Diefer Grundfäße, welche nicht nur durch die Beſtim— 
mungen der Conftitution in feinerlei Weife gerechtfertigt, fon- 
dern vielmehr mit denfelden in offenbarem Widerfpruce find, 
indem in der Pfizer’fhen Ausführung das ganze Rechtöverhältnig, 


— mM — 


hinfihtlih der Stellung der Stände zu den Räthen der 
Krone verfälfht, demjenigen eines Negotiorum gestor zu 
feinem Negotiorum dominus gleihgeftellt, und fo die Souves 
ränetät des Königed auf die Kammer übertragen wird, womit 
befonder3 die von und oben bei einem andern Anlaß allegirte 
Stelle aus der Schrift: Die ftändifhe Verfaſſung und Die 
teutfhen Gonftitutionen, auf Die wir und hier noch einmal 
beziehen, übereinftinmt. 

Nicht minder unrichtig, ald die fo eben befprodhenen Grund» 
fäße, ift die Behauptung des Herrn Pfizer, daß Verwilligun— 
gen, ‚welche im Laufe einer Finanzperiode zu den Audgaben, 
für welche fie gemadt wurden, nicht verwendet worden find, 
mit dem Ablauf diefer Periode von ſelbſt erlöfhen follen, in- 
dem nah $. 112 der Hauptetat nur für die Dauer diefer Fi— 
nanzperiode ‚gültig fey. Der Verfaſſer der zweiten Schrift 
zeigt das Unftatthafte, Unlogifhe und Unausführbare. Diefer 
Behauptung mit Gründen, die abermald ganz an den gefunden 
Menfhenverftand. ſprechen, und. ſich aus der Berfaflungs - Ur: 
kunde wie aus den Bedürfniffen. einer jeden Regierung von 
felbft ergeben. Nachdem derfelbe hierauf die Grundfäße für 
Die ftändifhe Prüfung der Staatsausgaben nah ihrer Noth- 
wendigfeit ober Nützlichkeit weiter ausgeführt und. rechtlich be— 
gründet, was in der Schrift ſelbſt nachgelefen werden muß, 
da eine Aushebung derfelben der Raum nicht geftattet, wider⸗ 
legt er noch in einen eigenen Abſchnitt bie abweichenden Aus 
fihten Pfizerd über dieſe wichtige Materie, indem er mit fieg- 
reihen Gründen nahweist, Daß ale auf einem Rechtsgrund 
beruhenden, und, alfo namentlich Die. aus beſtehenden Geſetzen 
hervorgehenden Staatsausgaben, fie, mögen zu Befriedigung 
‚von Anfprühen Dritter oder zu anderen Staatözwerten erfor: 
derlih feyn, rechtlich nothwendige Staatsausgaben find, und 
alfo von den Ständen anerfannt werden müffen, daß ferner 
der Normaletat für Die gefammte Staatöverwaltung nicht allein 
für Die Regierung, fondern eben fo für die Stände verbind- 
lich fey, und daher einfeitig von lezteren nicht abgeändert. wer: 
den, und daß Daher die auf dem lezten Landtage von der 


— ms — 


zweiten Kammer einſeitig beſchloſſene Herabſetzung der Miniſter⸗ 
gehalte, welche einen integrirenden Theil des Normaletats 
bilden, für die Regierung keine rechtliche Wirkung haben könne. 
Hinſichtlich der Ausführung aller dieſer Sätze müſſen wir jedoch 
gleichfalls auf die Schrift ſelbſt verweiſen, da die Granzen, 
welche unferer Beurteilung der leztern geftecft find, ein nähe 
red Eingehen auf diefelbe nicht geftatten. 

In der legten Abtheilung feiner Schrift befchäftigt fich der Ver⸗ 
faffer der zweiten Schrift noch mit einer Beleuchtung ber zwei 
Sragen: 

1) ob neue Audgaben, die von der Regierung gar nicht 
in den Hauptetat aufgenommen worden, oder Erhöhungen ber 
darin aufgenommenen, einfeitig jedoch deſſen ungeachtet mit 
rechtliher Wirkung für die Regierung befchloffen, — 

2) ob, unabhängig von Dem ald nothwendig anerfannten 
Steuerbedarf, die von ber. Regierung angefonnenen Steuern 
ihrer Art oder Gattung nad, einfeitig abgeändert, durch 
andere fubftituirt, ober theilmeid erhöht und theilweis herab- 
gefezt werden fünnen. Herr Pfizer entfcheidet mit vollem Her: 
zen Diefe Fragen in bejahendem Sinne, obgleih die Final» 
befchlüffe ded Landtags von 1833 feiner Anficht entgegenftehen ; 
allein fein Gegner und audgezeichnete conftitutionelle Rechts⸗ 
lehrer mit ihm huldigen einer entgegengefezten Anficht und’ weis 
fen. dem Veto der Stände bei der Steuervermilligung in Bes 
‚ zug auf die beiden Fragen: wie viel und von wen gefleuert 
werden folle, die gehörigen Gränzen an. Auch die Ständes 
verfammlung von 1833, ob fie gleih anfänglich Die im Bub- 
get für 1833 — 36 angefonnenen Steuerarten einfeitig abzuän- 
dern verfucht hatte, fah ſich auf die beftimmte Erflärung der 
Regierung, daß fie dergleichen unbefugte Befchlüffe derfelben nicht 
anzuerkennen. vermöge, genöthigt, ihre beffallfigen Beſchlüſſe 
auf dem Petitiondwege an die Regierung zu bringen, worauf 
Diefelben auch theilmeife genehmiget wurden. 

: &o viel von der Tendenz der beiden Schriften hinfichtlich 
des ftändifchen Steuerverwilligungsrechts, in fo fern ed bloß 
um dad Berhälmiß der Kammern zur Krone fih handelt. 

vu Band. I. Heft. 15 


Allein Here Pfizer hat fih noch einen andern Kampf: zur 
Aufgabe feined Werkes gemacht; nämlih gegen Die angeblich 
abweihenden Beftimmungen der Gefeßgebung des 
teutfhen Bundes. Ein eigener großer, und zwar der 
lezte Abfchnitt ift Diefem Verſuche gewidmet. 

Der Berfaffer der zweiten Schrift hat jedoh in Beziehung 
auf den Art. 2 des Bundesbefhluffes vom 23. Juni 1832, von 
welchem bier zunächft die Rede ift, fhon bemerft, daß der— 
felbe zwar dem von Pfizer behaupteten, in der Verfaffung 
aber nirgends begründeten abfoluten Steuerverweigerungsrect 
der Stände wiberfpricht, mit dem unzweideutigen Sinne der 
$$. 109, 124 und 113 der Würtembergifhen Verfaſſungs- 
Urkunde aber in der vollfommenften Uebereinftimmung fteht, 
wenn er fowohl die Verweigerung der nothwendigen Steuern 
als die bedingte Verwilligung Dderfelben unterfagt.- Auf eine 
weitere Widerlegung der in dem Iezten Abſchnitte des Pfizer: 
fhen Werkes aufgeftellten Anfichten einzugehen, hat der Ber: 
faffer der zweiten Schrift, ald feiner eigentlichen Aufgabe fremd, 
fih nicht bewogen gefunden; allein es ift von felbft Flar, Daß, 
da dad durch den Bundesbefhluß vom 30. Dftober 1834 auf: 
geftellte Schiedögeriht den Ständen nicht aufgedrungen, fon: 
dern die Betretung dieſes Weges für die Erledigung etwaiger 
Differenzen mit der Regierung ihrer freien Entfhliefung an- 
heim gegeben wird, in feinem alle gefagt werden kann, daß 
diefes Inſtitut mit den beftehenden Verfaffungen im Wider: 
fpruche ftehe. Im Gegentheil ift daffelbe beftimmt, Der unmit- 
telbaren Einfhreitung der Bundeöverfammlung in die innern 
Angelegenheiten der Bundeöftanten vorzubeugen, ed wurde da- 
ber auch faft durchgängig von deutfhen Ständen und. Publici- 
ften als eine wohlthätige und beruhigende Anftalt erfannt, 
welhe von dem aufrihtigen Willen der Regierungen zeugt, 
etwaige Irrungen wit ihren Ständen auf gefezlihem Wege 
zu erledigen. " 

Wohl ift daher der Ueberfluß von Scharffinn zu befla- 
gen, den Hr. Pfizer. bei dieſer Gelegenheit in Zergliederung 
des Zweckes, des Entſtehens, der Organifation und der Rechte 


ded Bundes entwidelt; ebenfo in Feſtſtellung feines WVerhält- 
niffed zu den Einzel-Regierungen, und in der Eircumfeription 
feiner Wirkſamkeit fo wie feiner Berpflihtungen für die Auf- 
rehthaltung der innern und Auffern Selbftftändigfeit und Un—⸗ 
abhängigkeit feiner Mitglieder, endlih in der Charakteriftif 
feiner organifhen  Befhlüffe. Noch mehr beflagen wir die 
Bitterkeit des Herzend, mit welcher unfer Publizift, wenn auch 
fheinbar in den Formen fchonend, und fih mäßigend, gegen 
Diefe lezteren Befchlüffe, befonders aber gegen die neue Schöpfung 
des von fo vielen Seiten her. als Wohlthat aufgenommench 
Schiedögerichted zu Felde gezogen ift. : Wir finden jedoch darin 
nur Nachklaͤnge der fhon in früheren Schriften. geäufferten An- 
fihten. Nichts deſto weniger ,mürden wir gerne mit ihm über 
mande in feinem Buche berührten Dinge eine Lanze breden; 
allein abgerehnet, daß fie ſchon anderwärtd auf gehörige 
MWeife ihre Beleudhtung gefunden haben, hält und auch noch 
der Umftand davon ab, daß wir nicht einmal im Ernſte glau- 
ben, Hr. Pfizer huldige wirklih einer feftfirirten Anficht, und 
Die Mühe, welde er ſich in vorliegender wie in zwei andern 
‚Schriften, gegeben, die Souverainetät feined Königed und die 
‚Selbftftändigteit Würtembergs um jeden Preis ficher zu ftellen, 
und Dagegen die Befugniffe des deutfchen Bundes zu beſchraͤn⸗ 
fen, fommen ihm wirflid von Herzen. Denn ganz andere 
Theorieen und Behauptungen: hat berfelbe Verſaſſer in feiner 
Schrift vom Jahr 1831 betitelt: »Briefwechfel zweier Deut: 
ſchene aufgeftellt, in berfelben finden mir. eine dem Geijte, 
welden Die fpäteren Schriften athmen, völlig entgegengefezte 
Anſicht audgefprochen; wir finden einen fürmlihen Verſuch, 
‚Die Macht ded Königs von Würtemberg, glei jener vieler 
anderer Mitfouveraine zu Gunften einer deutfhen Eentral⸗ 
gewalt zu befhränten; eine laute Klage über. Die Ueberflüffig- 
feit von. 30 Civilliften für Deutfhland und dad Dafeyn von 
80 Herrfcherfamilien für 30 Millionen Menfchen (halt und 
entgegen und es wirb eine Möglichfeit voraudgefezt, daß der 
Souverain des Heren Pfizer, der,;conftitutionelle König 
von. Würtemiberg feiner durch Erbfolge, Landesgeſetze, feierliche 
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Verträge und weine feierlich: beſchworne Konftitution garans 
tirten Rechte, zu deren Aufrehthaltung die Stadt Tübingen 
Herrn Pfizer als Abgeordneter nah Stuttgart fendet, fich 
zu Gunften eine3 freniden Souveräns begeben könnte. 
. Allein wir thun'wohl’unredt, den Herrn Pfizer für Die 
Ausführung ſolch' allzufühner Ideen fähig. und kraftvoll genug 
zu halten; denn, obgleih er in zwei früheren Schriften einen 
ziemlich offenen Krieg  gegenrden ihm verhaßten Bund. zu 
führen gefchienen. und eben denfelben, weldhen er kaum ein 
paar Jahre zuvor noch nicht ſtark genug beſchränken zu können 
geglaubt, auch in dem Werklein über die Entwicklung dieſes 
Bundes ſehr deutlich. die conſtitutionelle Monarchie als bloße 
Brücken zur Republik hingeſtellt und fomit die gedoppelte ge- 
heime Abſicht verrathen hat, einerſeits dem Regenten die Bun⸗ 
deskraft zu entziehen, während: man feine eigene ihm zu Hauſe 
auf jegliche Weiſe zu ſchwaͤchen bemüht iſt, und anderfeit Die 
Geſammtkraft des Bundes durch feindſelige Gegenüberftellung 
von Partikulärkräften zu: desorganiſiren; ſo hat er dennoch 


wiederum. nicht Muthes genug; dieſe ſeine Meinung offen zu 


bekennen, fondern. er: verhält fi) vorfichtig in einen myfteriöfen 
politifchen Scepticismus und in :eine zmeibeutige Phrafeologie; 
ja, indem er. einetfeitd; der. Anſchauungsweiſe gewiffer Abthei— 
lungen der. deutfchen ‚Oppofition. von den vaterländifchen Zu 
ftänden: gehuldigt, wehrt er! ihmen anderſeits doch förmlich 
ab, der Mittel fih zu bedienen, welhe zu dem von ihm, ald 
früher oder fpäter ‚für nothwendig erftcebbaren Zwecken führen 
können; er fofettirt alfo bloß mit der Revolution, ohne fie 
förmlich für feine Geliebte zu erflären, und wünſcht ihre Gunſt⸗ 
bezeigungen, ohne die aus .dem Verſuche des Ehebruchs mit 
der .bejtehenden Ordnung: der Dinge drohenden, Gefahren be 
ftehen ‚zw: wollen: Er will es der: Zufunft überlaffen, wa3 in 
den Bruch. geftellt:werben fol, welcher inzwifchen durch un- 
‚abläffige Bemühung der. Theoretifer zwiſchen Monarchie und 


‚Freiheit herbeigeführt. und. erweitert werden: wird... 


“ So ift denn alſo in allen Behauptungen dieſes Publi- 
äiften, welchen feine’ Anhänger ald einen. Apoftel:. politifchen 


Lichtes. verehren, ein gewiſſer Doppelfiim. erfichtlich Und die— 
ſelbe Haltungslofigkeit der Grundfüße und, Sentiments, welde 
er in der Vorrede zu. feiner Schrift »über die Entwicklung des 
Deutfhen Bunded« Meinungsgegnern, die. er nicht zu nennen 
gewagt, mit vergifteten Pfeilen und nad Weife der Parther 
fechtend, vorgeworfen : hat, tritt gerade an ühm hervor. 
Darum: erfcheint: denn auch feine ganze, in: der ‚Schrift »über 
das ſtãndiſche Steuerverwilligungsrecht« ‚niebergelegte, wiewohl 
mit vielem Redeſchmuck ausſtaffirte Theorie, : trügeriſch und 
Bein Vertrauen erregend, fondern vielmehr als ein juriſtiſcher 
Berſuch, berechnet, Geräuſch zu erregen, Gelehrſamkeit auszu⸗ 
kramen und durch Bermengung von Wahrem und Falſchem, 
Anerfanntem und Hypothetiſchem, Kosmopolitiſchem, Patrioti⸗ 
ſchen und Spießbürgerlichem, die Bande des gegenſeitigen Ver: 
trauens zwiſchen Regent und Volk loſer zu meqhen. wo — 
zu löſen. 


Aber Herr Pfizer hat gleichwohl durch vieles von dem, 
was er in ſeinen neueſten Schriften aufgeſtellt, eine Idee, be= 
feftigen helfen, die fih fhon anderen ‚geiftvollen und dabei 
waren patriotifhen Männern aufgebrängt, nämlih, daß im 
deutfhen Staatöleben Fälle eintreten fünnen, wo ftändifche 
Rechte, monardifhe Erigenzen und Bundesbeftimmungen, im 
Sntereffe und zum Schuße des Ganzen verfügt, fih alfo kreu— 
zen, daß weder aud den vorhandenen Berfaffungen, nod aus 
der Bundes- und der Schlußafte allein, befriedigende Ent- 
fheidung und Uebereinftimmung gewonnen werden dürfte; daß 
mithin Lücken im deutfchen Staatdrechte auszufüllen und Mit: 
tel aufzufinden find, wodurd Diejenigen Widerfprühe gehoben 
werden fünnen, die zwifhen den Gonftitutionen der einzelnen 
Staaten und der Bundesverfaffung fich zeigen; wodurd der 
beklagenswerthen »Zermarterung des deutfhen Volkes durch 
dad Berfaffungdwefen,« wie ein wohlgefinnter deutſcher Pu— 
blicift fih ausdgedrüct hat, ein Ende gemacht und daß flatt der 
bisherigen ununterbrodenen »Hin⸗ und Herzerrungen der Na- 
tion zwifchen dem conftitutionellen und dem unumfhränft 
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monardifhen Syſtem und der Dadurch begründeten »Quaficon= 
flitutionnalität« ein Zuftand erwachſe, der den Halbheiten ein 
Ziel feße, und die Verfaffungen in Saft und Blut bed Vol— 
kes übergehen laſſe: nicht: Zum Vortheil der gegenwärtig - fo 
fort angeftrebten abfoluten Provinziale oder ‚Einzelftaatd- 
Unabhängigkeit, die: den. Schwerpunft iin einer partikularen 
Seldftftändigkfeit und auf Koften der Monarchie, wie ber 
wohlverftandenen gefeßlihen Freiheit zugleih, fondern in ber 
Einheit und Kraft deuticher Nationalität fucht; nicht im Kampfe 
wider, fondern im Bunde mit den Regierungen, Deren 
Gewalt, bei. aller Selbftftändigfeit nach Auffen und Innen 
Dur eine unabhängige und immer Dauernde, aber der fort: 
fhreitenden Eivilifation, den. Sitten und den Zeitverhältniffen 
angemeffene Autorität nicht nur nicht gefchmälert, fondern, 
zum DBerdruffe der revolutionären Gegner, n nur noch mehr fo 
fort befeftigt werden wird *). 


* Vergl. die patriotiſche Schrift von dem Herausgeber dieſes 
Archivs über den Charakter unſerer Zeit und den Mißklang im 
conſtitutionellen Leden u. ſ. w. Heidelberg 1835. 
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Die vier Ergänzungs-Artikel zu dem am 
31. März 1831, durch die Bevollmächtigten 
der ſämmtlichen Uferftaaten in Mainz ab— 
geſchloſſenen Rheinſchifffahrts-Vertrag. 

Protocole | 
de la 


Commission centrale pour la navigation du Rhin. 
1834. Session de Novembre Nro. XX. 


En presence des Commissaires ci apres denommes: 


Pour Bade . de Mr. de Dusch, President. 
„»„ Baviere „ ,„ de Nau. 
„ France » » FEnseLHAnnr. 
„ Hesse »  »  VERDIER. 


„ Nassau » „ de -RoxssLen. 
„ Prusse »„  „ de Scuürz. 
Mayence, le 1. Decembre 1334. 


En application des dispositions de la Conclusion au $.2. 

du protocole Nro. XXX. de la Session de Juillet der- 
nier, les Commissaires, d’accord unanime, se sont occupes 
de verifier et de resumer, sous.la forme d’Articles sup- 
plementaires, pour les soumettre a la ratification des 
Souverains respectifs, les Conclusions des Sessions 
rpcedentes, qui rentrent dans l’espece de celles prevues 


» 


oau priocole susmentionne, Conelusions, qui quoique dejä 
en cours d’execution presque partout, n’en ont pas moins 
besoin d’etre encore regularisees sous cette forme au- 
tentique, afın de faire autorite et loi aupres des Juges 
du Rhin, vu que ces magistrats etant assermentes sur 
le texte du Traite, ne peuvent tenir compte de conclu- 
sions qui modifient ce texte, qu’autant qu'elles ont obtenu 
le degre d’autenticite et de — ‚que le traite a en 
lui-meme. 

Les Commissaires sont ögalement convenus, de 
maintenir pour le travail actuel, comme pour eeux ul- 
terieurs, la forme du protocole ordinaire des seances de 
la Commission, et d’expeditions autentiques de son con- 
tenu signees par le President temporaire. 


Suivent les Conclusions, qui modifient le Traite 
du 31. Mars 1831: 


I. 
Article supplementaire. 

Conelusion modifiee du protocole Nro. XXVI. de 
la Session de Juillet de 1832, faisant alinea additionnel 
a lart. 61 du Traite: 

„Neanmoins, sur le Haut-Rhin, les bateliers pourront 


continuer à naviguer :Avec des — accouples 
comme par le passe.“ 


„I sera examine ulterieurement par la Commission, 


sil y a lieu d’appliquer la me&me tolerance encore & 
da’utres parties du Rnin. “ 


Article supplementaire. 


Texte de la Conclusion du protocole Nro. VI. de la 
Session de Juillet 1832, faisant suite a lart. 62 du 
Traite: | 

„Il sera fait exception ala defense de charger sur 
le tillac, toutes les fois que le bateau aura charge 
exclusivement les objets ci apres: paille, foin, Ecorces 
ä tan, charbons de bois, plumes pour lits, char- 
dons cardieres, bois de liege et bouchons, po- 

terie de gres, fascines, saules pour paniers, :paniers 

et ouvrages de saules, jones et roseaux, tonneaux 
vuides, agres de flottage, bouteilles vuides et autre 

verrerie ereuse, laines, bois de. cbauffage, N 

cercles en bois, pieux 5 

„Independamment des artieles ci-dessus, et pour le 
haut Rhin specialement, pourront continuer & être 
charges sur le tillac des bateaux, naviguant entre 
Mayence et Bäle: les chanvres non ouvres, TAlgue 
ou le varech, les racines. d’epine vinette, les ga- 
rances non emballees, les bois. de reglise, les plants 

“d’arbres et de vignes, les meubles et 'effets de 

menage.* 

„Neanmoins, toutes les fois que le chargement se 
trouvera devier ainsi de la regle generale, les pro- 
prietaires des marchandises, ou leurs commettans; 
ou l’assureur en cas d’assurance d’icelles, devront 
etre d’accord avec le batelier. Cet accord resultera 
tacitement du fait même de la remise des marchan- 
dises, et de la declaration que fera le batelier de . 
la maniere, dont il entend organiser ron charge- 
ment d’apres les röglemens locaux.“ 

„Pourront en outre être charges sur le tillac des 
bateaux naviguant sur tout le cours du Rhin: les 
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. Cotons en laine en balles non-cercelees et les 
chardons cardieres.* 


II . 
Article supplementaire. 


-Parsuite des Conclusions des protocoles Nro. XXXIII. 
et XXX VII. de la Session de Juillet 1833 et des pro- 
tocoles Nro. VII. et XXV. de la Session de Juillet 1834, 
la redaction des exceptions A, B et D du Tarif € F 
Traité se trouve remplacée par celle ci-apres: 


A. Les articles suivans ne seront passibles que du 
du payement quari par quinfal des droits 
respectfs fixes par le Tarif ci-dessus: 

Bleds (de toute espece). 

Bombes (en fer) boulets, canons, — lorsque 

ces objets sont à envisager comme ferraille). 

Cendres non lessivees (regrets’d’or et d'argent). 

Cornes .et sabots d’animaux. 
Craie rouge-Rubrique. 

Ecorce de chene, ecorces a tan. 

Emeri et pierres d’Emeri. 

Farine et gruaux de toute espece. 

Fer en gueuse et fer non ouvre. 

Fer vieux. 

Gaude. 

Goudron vegetal et goudron nüneral. 

Legumes (secs) de tous genres. 

Lessive (concentree) ou Alcali. 

Lies des vin et de bierre, marcs. 

Malt on dröche. 

Minerai de calamine. 

Miroir d’ane, pierre blanche luisante (provenant de 

— | 
08. 
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Pains d'acier sans autre fabrieation. 

Pierres (de taille) à four, à meules, & carreler, 
carreaux de marbre à pierres Lithographiques . 
et A aiguiser. 

Poix et mastic mineral bituminenx (Mineral-Kitt). 


' Potasse de sel. 


Racine d’epine vinette. 

Sel. 

Semences et graines de toute espece, 

Verre, dit Marienglas. 

Les articles suivans du vingtieme des droits 
respeclifs fixes par le Tarif cı-dessus: 

Alun (Terres et roches dAlun). 

Ardoises. 

Attirail d’artillerie et munition pour le service 

„  militaire. 


Baryth (non emballe). 


Bois à brüler de toute espece, fagots, — 
et charbons de bois. 

Bois dæ saule pour cercles. 

Chavs. 

Coquillages (concasses). 

Deehet de sel. 

Eau de sel. 

Houille en general. 

Lessive du savon. 

Lessive de scl. 

Minerai quelconque non’ specialement nomme (voir 

la liste du Y, des droits). 


Mortier de tuiles et briques broyees. 


Mottes a brüler. 

Pierres brülees de toutes especey compris tuiles et 
briques. 

Pierres de, Tuf moulues et non moulues. 

Pierres vitrioliques et terres vitrioliques. 

Plätre. | z 
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Poterie commune. 
Poterie de gres. 
' Ratures de cornes (Hornschabsel‘). 
Retailles de soies de cochon (pour les ste aa 
2.7... „de sel ammoniac). 
Retailles et Rognures de neaux fraiches (pour la 
colle forte). 
Roseaux pour les blanchisseurs. 
Sang de beuf. 
Sciures. Ä | 
Tourbes et charbons de, Tourbe. \ 


„D. Les articles suivans: 


Animaux vivants. 
Balais. 
Beurre frais. | 
Engrais et amendements de tous genres, tels que 
‚ cendres  lessivees, vidanges de fabriques, 
marnes, fumier etc. 

Farine d’os ou os pulverises. NB. ne payera que 
le Yo des droits, lorsque ce droit sera, moins 
eleve. 

Fascines pour les digues, plants de saules. 

Fruits (frais) y compris les noix en ecales. 

Glands pour semailles et engrais. 

Herbes a pature, foin etc. 

Herbes potageres, produits de jardin (frais) tels 
que fleurs, legumes, oignons, racines comesti- 
bles, pr. ex. pommes de terre betieraves etc. 

Lait. | 

Mousse. 

„Deuts. 
Paille, balle des grains, chaume. 

Pierres & batir (brutes) pierres de gres, anciennes 
pierres de construction, demolies, pierres à 
chaux non brulees. 


Pierres a päver. | | | “ 
Poissons vivants. 
"Residus d’os (Knochen-Abginge). 
Roseaux. 
Sables d’argent, detain, ete. Sables ä moules pour 
fontes ſines. 
Terres ordinaires, telles que sable, gravier, terres 
grasses. 
Tore noire et jaune, & foulon, & — dargile etc. 
(Sand von Frechem.) 
Ustensiles de flottage et de batellerie. 
Volaille. 
Payeront: 
„sileur poids et au-dessous de 50 quint. neant. 
„pour 500 à 300 quintaux . . . Fr.0, 10 Centimes 
» » 300 à 600 , eg 


9.» 1000 a 1500 „ . „3,0 „ | 
„et ainsi desuite d’apres Techelle du droit de re- 
connoissance.“* 


„Si le bateau est encore charge d’autres objets, 
. ces derniers payeront le droit fixe par le Tarif, ou 
les exceptions precedentes.“ 


OBSERVATION. 


En consequence de cette nouvelle r&edaction, les ‚mots „ou Ze 
double droit de reconnoissance‘“ dans le 2. alinea de.,d’art. 72, da 
traite sont remplaces pur ceux-ci: „ou de droit find par Vewcrp- 
tion D.“ j 


IV. 


- Artiele supplemenlaire. 
Texte de la Conclusion du protocole Nro. XXVI. 
de la Session de Juillet 1834, faisant suite a Yart. 66 
du Traite: 


53 — M 
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„Neanmoins sont dispenses de se faire précéder d'une 
nacelle, les radeaux et petits trains de bois, qui 
d’apres les observances, locales en avoient ete dis- 
penses precedemment ou jusqu'ici, et qui.p:c. sont 

‚connus, sur le Rhin sous la denomination de Ein- 

zelne Boden et Einzelne Stümmel. 

Mais les conducteurs de ces radeaux, tout en re- 
stant soumis aux dispositions generales du present 
article, arboreront sur le radeau lui-m&me le pavillon 
prescrit, et se conformeront en outre aux mesures 
de police, quifpourront ätre prises separement dans 
chaque Etat pour la surete de la navigation.“ 





Les precedens articles supplementaires, apres avoir 
ete duement ratifits par les Etats riverains, auront la 
möme force et vigüeur, que s’ils etoient textuellement 
inseres au Traite du 31. Mars 1831. | 

Les actes de ratification en seront deposes aux 
archives de la Commission centrale ä Mayence dici & 
la prochaine Session. 

Les dits articles seront executes, la ou ils ne le 
seroient actuellement deja, deux mois apres le depöt des 
ratifications. 

Apres quoi le present protocole a ete elös et signe a 
Mayence le jour, mois et an que dessus, et sous le be- 
nefice de la reserve inseree au protocole Bro. XIX. du 
meme jour. 
| (Signe.) de Duscn, President temp. 

de Nav. 
ENGELHARDT. 
VERDIER. 
de Reoxssten. . 
—— Ruun. 
i de Schütz. 
Pour expedition conforme:: 
Le President temporaire de la Commission centrale. 


Einiges zur Erläuterung verfhiedener bald 
mehr bald weniger mißperftandenen Ar- 
titel der Rheinfhifffahrts - Convention 
vom 31. März 1831. 


Bon einem niederländifhen Publiciften. 


Ueber bie. Entftehung, den Zweck und die Hauptgeſichts- 
punkte des, am 31. März 1831, dur die Bevollmächtigten 
der ſämmtlichen Uferftaaten in Mainz abgeſchloſſenen Rhein: 
Schifffahrts⸗Vertrags und Reglements, verbreitet fich bereits 
gegenwärtige Arhiv (B. 2. ©. 28 u. f. in »gefchichtlichen und 
kritiſchen Bemerfungen zu der Lebereinfunf: unter den Ufer: 
ſtaaten des Rheind und auf die Schifffahrt dieſes Fluffes fich 
beziehende Ordnung.e Auch ift Diefed wichtige, von den con- 
eurrirenden Souverainen ratifieirte Document in Sachen ber 
freien Rheinfchifffahrt, welches ald die Frucht 15jähriger Unter: 
handlungen zu betrachten ift, mit feinen zehn Titeln, welche 
daffelbe mit und in 109 Artikeln enthält, ebendafelbft (B. 1. 
©. 619 u. f.) in Extensio mitgetheilt worden. 

Mancherlei Verhältniffe, infofern fie die Niederlande be- 
treffen, find jedoch theild noch gar nicht, oder fo zur Sprade 
gebraht worden, daß fie einer Berichtigung bedürfen. Diefes 
ift befonderd in Anfehung derjenigen Artifel der Fall, melde 
hauptfächlich die Ermeiterung der. Schifffahrt bis in und durch 
die Niederlande betreffen; und welde mit fo manchen anderen 
Beftimmungen und die der Gefhichte der Discuffionen wäh: 
rend des Lauf der merfwürdigen Unterhandlungen in Mainz , 
angehörenden Momenten, faft in allen deutſchen periodifchen 
Schriften und felbft in den beiden Artikeln, . welde das durch 
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ganz Deutſchland verbreitete Converſations-Lexicon und deſſen 
erſchienenes Supplement, unter der Aufſchrift: »Rheinſchiff— 
fahrt und Rheinhandel« aufgenommen hat, auf eine 
Weiſe beurtheilt worden find, die offenbar nur dahin abzielen 
fonnte, um die niederländifhe Regierung und die holländifche 
Nation in den Augen des deutfhen Publikums gehäffig zu 
machen. Um fo dringender‘ fühlt ſich der Verfaſſer dieſes 
Auffates berufen, fein Baterland im Intereffe der Wahrheit 
und einer wohl verftandenen Handelötheorie gegen Die unrich- 
tigen Behauptungen zu vertheidigen, und dem deutfchen Publi= 
fum in einer demſelben eigenen Sprahe, Die richtigere Ge— 
fihtöpunfte und das wahre Sachverhältniß, der theild Dur 
Leidenſchaft, theils durch Unkunde und Mißverftändniffe ges 
trübten Rheinſchifffahrts⸗Angelegenheiten sine ira et Studio 
por. Augen zu legen. | 
ee Der Beleuchtung der. befonderd angegriffenen Artikel muß 
vorerft einiges über die Einleitung -Der — Convention 
vorausgeſchickt werden. 

Diefe beweifet offenbar, daß das Königreich der Nieder: 
lande auf feine Souveränetätöredhte über, die Mündungen der 
Flüſſe nicht hat verzichten wollen, mohl aber den Damit uns 
vereinbarlihen Forderungen der Mehrzahl: der übrigen Ufer: 
ftaaten durch eine, auf gegenfeitige Conceffionen gegründete 
Uebereinfunft Genüge geleiftet hat, ſo daß dasjenige, was 
Diefe Uebereinkunft mehr enthält, ald was nah der Meinung 
des nieberländifhen. Gouvernements, aus den Wiener Con- 
greß⸗ Verhandlungen ald Verpflidtung für daſſelbe her- 
vorgeht, nicht ald Folge dieſer Verpflihtung, fondern ald die 
eined freien Zugeftändniffes, als Bergeltung anderer durd 
die. übrigen Uferftaaten den Niederlanden zugeftandenen Bor: 
theile. betrachtet werden muß. Und in der That enthält der 
erfte Titel oder der eigentlich conventionelle Theil des Traktats 
fehr viele Beftimmungen, wovon bei den Wiener Unterhand- 
lungen felbft nie die Rede gewefen ift, und welde der Be 
nußung der freien Rheinfhifffahrt, ober, beffer geſagt, des 
freien Rheinhandeld eine weit größere Auöbreitung geben, als 
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die freiefte Durchfahrt gegen bloße Entrihtung der gewöhnlichen 
Diftanzmäßigen Schifffahrtsrechte, von Schiffen, welche aus 
Deutfhland nach der offenen See oder umgekehrt fegeln wür—⸗ 
den, jemals hätte erweifen können, fo lang in den Nieberlan- 
den das Umladen an oder auf derfelben Grundgebiete verboten 
geroefen wäre, wozu doch Niemand ihnen die Befugniß ftrei« _ 
tig machen fonnte. Anderentheils find damit Beftimmungen 
wegen freier Befahrung von deutfhen Nebenflüffen und Kanäs 
len und von dem fogenannten Elfaffer Kanal verbunden, 
welche eben fo wenig aus den Wiener Unterhandlungen res 
ſultiren. 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Niederlande eu 
dieſem Wege ihren politiſchen Grundfaß der. Souveränetät auf. 
der territorialen See, fo, wie Ddiefelbe nah dem allgemein 
angenommenen und überall Geltung habenden Staats- und 
Bölferreht beftimmt wird, aufreht erhalten haben. Nicht. 
minder haben fi bie übrigen Uferſtaaten durch die ſtillſchwei⸗ 
gende Annahme diefed Grundfaßed, fo wie dur die Gench- 
migung der Darauf gebauten Conventiond » Artikel, gegen jede 
YAnmaßung fremder Nationen, um berfelben Vortheile, welche 
der eigentlihen Rheinfhifffahrt und dem Rheinhandel verſichert 
find, theilhaftig zu werden, gefhüzt, und zwar nur in Folge 
Der gegenfeitigen Conceffionen und Compenfationen, welde an⸗ 
geboten wurden, und worauf ber Vertrag zwiſchen den ai 
flaaten gegründet ift. 

Mit: Unreht haben einige Beurtheilev der —— 
in der Abſicht, die Handlungen der niederländiſchen und preußi— 
ſchen Regierung in ein unvortheilhaftes Licht zu ſtellen, be— 
haupten mögen, daß die in der Einleitung für gut befundene 
Umgehung der Hauptſache und der damit verknüpften Schwies 
rigfeiten, dem neuen Schifffahrtd - Vertrage niht den Charak- 
ter einer unabänderlihen. feften Uebereinfunft, fondern das 
Gepräge nur eined auf unbeflimmte Zeit angenommenen Pro⸗ 
viforiumd, aufdrücke, fo daß die Handels- und Gemerb3 - In- 
Duftrie, als welhe zu ihres Entwidlung vor allen Dingen : 
Sicherheit verlange, dadurch ‚nur gelähmt er . Do). jeder : 

VI. Band. I. Heft. 
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Undefangene, und jeder, dem es nicht darum zu thun iſt, 
durch eitlen Wortklang Unzufriedenheit gegen wohl durchdachte 
Auskunftsmittel zu erregen, wird im erſten Abſchnitte der 
Convention gewiß eben ſo zweckmäßige, wirkſame, deutliche 
und ſolche Beſtimmungen finden, welche eben ſo wenig, als 
der ganze übrige Inhalt derſelben als nur proviſoriſch oder 
unſicher betrachtet werden können; wenigſtens erſcheint der 
Rheinfhifffahrt3=- Vertrag nicht mehr proviforifh, und nicht 
weniger unſicher, ald jeder andere Traftat, abgefhloffen von 
fouveränen Mächten, Ddeffen Abänderung oder Aufhebung ein= 
feitig nicht dewirft werden fann. Um fo weniger ift jene 
Ausftellung: gegründet, ald im erften' Artifel der Convention 
der Inhalt von Art. 109 der Wiener. Congreßafte, worauf 
alle dem Syftem der Niederlande widerfirebende Behauptun- 
gen: allein gegründet: werden fünnten, wörtlich aufgenommen 
ift, und alfo nichts befchloffen worden- ift, was hindern fünnte, 
jene Behauptungen nad) wie vor Daraus abzuleiten. 

Im zweiten Artikel ift nunmehr zugegeben, daß ſowohl 
die. Waal ald der Led, wie Fortfeßungen des Nheind 
in den Miederlanden betrachtet werben follen, und im Ein- 
- gange ded dritten: zw allem Ueberfluſſe beftimmt worden, daß 
die den Unterthanen der Rheinuferftaaten und zur Rheinſchiff⸗ 
fahrt gehörigen Schiffe, welche in oder aus dem Meere fahren 
möchten, Feiner gezwungenen Ueberladung unterworfen ſeyn 
follen. In demfelben Artifel find übrigens Die Durch andere 
Gerwäffer mitgebildeten Ströme und Meerbufen angewiefen, durch 
welche die Schiffe, beim Berlaffen des Lecks oder der Waal 
ihre Reife weiter nad der Ste fortfeßen fünnen, und zwar 
unter Zufiherung des Genuffes aller jener Vortheile und Be— 
fiimmungen, welche die Convention dem Rheinhandel zuſichert. 
Nicht allein ſind hier die Hauptwaſſerſtraßen, welche die Kauf⸗ 
fartheiſchiffe gebrauchen, den Rheinuferſtaaten zur freien Mit 
benutzung eigeräumt, ſondern die niederländifche Negierung 
hat ſich ſelbſt die wirklich feltfame, mit der im fehöten präpa- 
ratoriſchen! Mrotokoll der Wiener Conferenz enthaltenen Erflä- 
rung: nicht in — zu bringende — —— 
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loffen, daß derfelben der Mitgebrauch des erft feit wenigen 
Zahren begonnenen und zur Zeit des Abſchluſſes der Conven- 
tion kaum beendigten artificiellen Weges Durd den Kanal von 
Boorne, woran doch zur Zeit der Wiener Unterhandlungen 
unftreitig nicht gedacht werden fonnte, eingeräumt, ja felbit die 
Verfiherung gegeben ift, daß im Falle natürliche reigniffe 
oder Kunftarbeiten in der Folge die Direfte Kommunikation 
mit der‘ Sce über Briel und Hellevötsluis unbrauchbar 
madhen möchten, an deren Stelle ein eben fo guter anderer 
Ausweg, den Die eigenen Unterthanen der niederländifhen Ne: 
gierung alsdann benußen würden, angewiefen werden folle. 
Die Vorfiht jener Staaten ging alfo fo weit, daß ſchon ber 
Zal in dad Auge gefaßt wurde, wenn der faum beendigte 
Kanal in der Folge unbrauhbar werden und durch einen an— 
deren, auf Koften der Holländer neu anzulegenden erfezt wer- 
den mödhte. 

Für wahr, die unpartheiifche Nachwelt hat alle Urfache, 
über eine folhe Nachgiebigfeit eben fo fehr zu erftaunen, als 
fie in der derfelben zu Grunde liegenden Zumuthung den Bes 
weis zu finden glauben wird, daß man durch das immer 
höher und höher Spannen der Forderungen gegen Die Nie— 
Derlande Diefelben zur gänzlihen Abbrehung aller Unterhanb- 
lungen habe nöthigen wollen. Denn, welden unabhängigen 
Staate möchte nur mit einigem Anfchein von Recht und Bil: 
Vigfeit angefonnen werden, baß er einen möglicherweife in der 
Folgezeit (vieleicht nach einem SIahrhundert) auf eigene 
Koften, und nur für eigene National Induftrie, durch 
fein eigenes Grundgebiet anzulegenden Kanal, anderen 
Staaten ganz unentgeltlich und unter Denfelben Bebin- 
gungen, unter welden die eigenen zur Aufbringung und Be— 
zahlung der Koften verpflichteten Staatöunterthanen benfelben 
benußen werden, vorausſichtlich mit einräume? 

Im Testen Paragraph des dritten Artikels werden Die 
Kennzeichen beſtimmt, wodurd bie zur Rheinſchifffahrt gehöri: 
gen Schiffe von anderen fremden follen unterfhieden werden. 
Diefe Kennzeichen "find keine andere, als Diejenigen, welde 

16 * 


— 2144 — 


von allen den Rhein oder dad eigentliche Flußgebiet befahren- 
den Schiffen gefordert find. 


Im vierten Artitel wird bie freie Durdfahrt durch Dad 
fogenannte Territorial= Seegebiet allein den im Artikel 39 auf 
dem ganzen Rhein vorgefhriebenen Formalitäten unterworfen 
und dabei beftimmt, daß feine Tranfit = Zoll- und andere 
Rechte davon erhoben, fondern, anftatt derfelben, eine 
einzige feftftehende Abgabe, in ber der Convention beigefügten 
gifte sub Litt. A. angewieſen, nad dem Abftande zwiſchen 
Krimpen oder Gorcum und der offenen See, und nad) 
derſelben Höhe ald bei den, dem Wiener Traftat beigefügten, 
Separat-Artikeln für den Rhein von Straßburg bis an 
die helländifhe Gränze beftimmt ift, berechnet, auch mit Bei— 
behaltung der ſämmtlichen Ermäßigungen, die zur Begünſti— 
- gung einzelner nur voluminenfen aber wenig werthvollen Han⸗ 
delöartifel angenommen find, entrichtet werben foll. 


Bloß dad Salz und der Thee unterliegen einer höheren 
Abgabe, und hierin befteht eigentlih das einzige Kennzeichen 
des Unterſchiedes zwifgen ber Fahrt auf dem eigentlichen 
Zlufgebiete und auf der fogenanntem territorialen See, da 
die beftimmten Rechte auf Salz und Thee mit Den früher 
darauf ‚erhobenen Tranſitrechten gleih ftehen. Hierdurch 
und indem an die Stelle der Abgabe, welde zwiſchen 
Krimpen- oder Gorcum und der offenen See erhoben 
wird, eine andere Benennung, als Schifffahrtsrecht, 
ſubſtituirt wurde, haben die mitcontrahirenden Mächte die 
Souveränetäts-Anſprüche der Niederlande in ihrer Unver— 
Yeßlichfeit erhalten und anerfannt, und dennoch den von 
ihnen beabfichtigten Zweck einer freien Kommunifation mit 
der See volftändig erreiht. Die Niederlande haben dagegen 
dem Rheinhandel Begünftigungen auf den übrigen Binnenge- 
wäffern zugeftanden, die rechtlich nicht in Anfpruh zu nehmen 
. waren. Und da Salz und Thee feine Bedürfniffe find, die 
Deutfchland über Holland und längs dem Rhein zu bezichen 


— 245 — 


braucht, ſo iſt die Compenſation für dieſe Begünſtigung mehr 
eine nominelle als reelle. 


Es ſpringt in die Augen, daß alle kontrahirenden Theile 
die vollkommenſte Urſache haben, mit dieſem gütlichen Abfom- 
men zufrieden zu ſeyn. 


Im fünften Artikel wird der Fall vorgeſehen, daß Schiffs⸗ 
ladungen, aus Deutſchland ankommend, zum Theil beſtehen aus 
Gütern, die beſtimmt, um mit anderen Schiffsgelegenheiten über 
See wieder ausgeführt zu werden- und zu dem Ende in einem 
der Häfen von Dortredt, Rotterdam oder Amfterdam 
ausgefchifft werden müffen, und zum anderen Theile in ſolchen 
Gütern, welche zur Einführung in die Niederlande beftimmt 
find. Diefe Ieztere follen der dafelbft geltenden allgemeinen 
Gefeßgebung unterworfen bleiben, und dafür alfo an der 
Gränze zu Lobith die nöthigen Folgbriefe unter Bürgſchaft 
abgegeben, oder Bezahlung der eingehenden Rechte, nad be- 
werfftelligter Bifitation, geleiftet werden; während erftgemel« 
dete Güter von jenen Formalitäten und Bezahlungen frei blei- 
ben und bloß die reglementsmäßigen Schifffahrtsrechte bis 
Krimpen oder Gorcum entrichten follen. Bei der weiteren 
Berfendung derfelben über See können fie jeben beliebigen 
Ausweg einfhlagen, ohne an die im dritten Artifel angewie— 
fenen Wafferftraßen gebunden zu feyn; auch find fie für Die- 
fen Fall nicht gehalten, ein höheres fefted Recht zu zahlen, 
ald wenn fie dem geradeften und fürzeften Wege gefolgt wä— 
ven. Indem die niederländifhe Regierung diefe Begünftigung 
zugeftand, hat fie jedod der Möglichkeit, Daß auf jenen Neben: 
wegen heimlihe Einführung vom folhen, angeblih zum Wei— 
terverfenden über See beftimmten Gütern, Statt finden fönne, 
durh die Beftimmung vorzubeugen gefuht: daß Diefelben in 
den Fällen, wo von Der conventionellen Wafferitraße abge- 
wien wird, den in dem allgemein geltenden Douanen = Ge- 
feßen vorgefchriebenen Berfiherungd - Mafregeln, Die übrigens 
mit feinen, oder doch fehr mäßigen, Unkoſten verbunden find, 
unterworfen bleiben follen. 
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Gleiche: günftige Verfügungen ald in Hinfiht ber vom 
Rhein kommenden und nad der See beftimmten Güter ge⸗ 
troffen find, geftattet der lezte Paragraph deffelben 5. Artikels 
auch umgekehrt für die Güter, weldhe, aus der See kommend, 
in oben erwähnten drei Seehäfen entſchifft werden, mit der 
Abſicht, um nachher durch andere Sciffögelegenheiten ſtrom— 
aufwärts verfandt zu werden. Ä 

Die Ausführung der fo beftimmten Mafregeln auf dem 
niederländifchen Rheine hat indeffen, was Die aus Deutfch- 
Iond über den Rhein angebrachten, für einen der drei Freihäfen 
beftimmten Güter betrifft, fhon bald Veranlafung zu Be— 
ſchwerden, vorzüglih von Seiten der Dampficifffahrt = Unter- 
nehmungen, gegeben, weil die Formalitäten, welden die im 
Sande bleibenden, das heißt eingeführten oder auf gewöhnliche 
Weiſe in andern, ald den drei Häfen, errichteten Entrepots 
niederzulegenden Güter unterworfen geblieben find; einen un— 
umgänglihen Aufenthalt verurfachten, welcher mit der Schnel⸗ 
ligkeit, die die Dampfſchifffahrt erfordert, ſich nicht verträgt, 
und auf die in, denſelben Schiffen mitgeladenen, für den. eigent- 
lichen Rheinhandel über See beftimmten, Güter zurückwirken 
müßte. Früherhin, ald die verfehiedene Behandlung der Rheins 
und anderen Güter noch nicht beftand, fondern alle den allge- 
meinen Douanen-Geſetzen unterworfen waren, war nämlich, 
um der Schnelligkeit der Dampfihifffahrt feine Hinderniſſe in 
den Weg zu legen, die Einrichtung getroffen, daß Die gelabe- 
nen Kaufmanndgüter am Lobith entfhifft und in dad erft fol« 
gende Dampfſchiff wieder eingeladen wurden, wo fonad in 
der Zwifchenzeit, unter Bermittelung der daſelbſt etablirten 
Handels - Commiffionaird, die Vifitation bewerkftelligt und die 
nöthigen Zolldocumente zur Weiterverfendung auögefertigt 
wurden. 

Diefe Einrihtung mußte aber natürlich; zu einigen Koften 
‚ für Ein- und Ausladund und für Commiffionairsgebihr Ber 
anlaffung geben, und da die Schiffer felbft nicht einmal hin- 
länglich unterrichtet waren, weldes die künftige Beſtimmung 
der Güter fey, nämlich um über See wieder auögeführt zu 
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werden, ober im Reiche zu bleiben, fo. fielen. jene Koften na— 
türlih, weil Die auswärtigen Verſender ihre Inftruftionen 
Darüber an. die in: den Seehäfen wohnenden Commiffionairs, 
und nicht den Schiffern in offenen Briefen. oder. in den Mani- 
feften, mitzutheilen pflegen, auch auf die für den eigentlichen 
‚Rheinhandel beftinmmten Güter, welche, eben als andere nähe: 
rer Dispofitionen bedürfende Waaren, auf. Die gewöhnlichen 
Handel - Entrepots Dirigirt und demfelben Verzug unterworfen 
werden mußten. Zu. Diefer Schwierigkeit, ‚welche ſich auch bei 
andern Schiffern, ald den Führern der Dampfſchiffe auftlaten, 
kam noch diefe, daß die Zoll und Rheinſchifffahrtsbeamten 
anfaͤnglich Die freien Rhein Entrepots und: die Entrepotd ‚für 
den gewöhnlihen Handel sald zwei befondere von einander ab⸗ 
gefhiedene Etabliffemente betrachten, und, nod bevor Die hö— 
here Behörde im Haag von diefer- Idee unterrichtet war, und 
die nöthigen Mafregeln vorſchreiben konnte, um die beabfüch- 
‚tete Trennung bloß in der Buchhaltung. der allgemeinen :En- 
trepot3 Darzuftellen, Schwierigkeiten 'gemadht waren, . um die 
eimmal auf lezterwähnte ‚Etabliffemente verſandte Waaren bei 
ihrer weiteren Verſendung über See, der durch die Convention 
vom 31. März 1831 dem nn aigefigekten. Re 
theilhaftig zu machen. 

Jedoch alle dieſe Schwierigkeiten, melche bei. der Neuheit 
einer fo großen Maßregel, ald die, welde für den Rheinhan- 
del getroffen war, leicht eintreten, doch füglich nicht vorhet- 
gefehen werden Fonnten, find, fobald dad niederländifhe Minifte- 
zium davon unterrichtet war, Dadurch aus dem Wege geräumt, 
Daß, Durch eine Mobdifitation der beſtehenden Gefeßgebung zu- 
geftanden ift, Daß alle gemengte Schiffäladungen, wofür man 
Diefed verlangen werde, unter Blei. und Convoi von Lobith 
nah Dortrecht, Rotterdam oder Amſterdam, :ohne 
vorläufige detaillirte Biſitation und Audladung, weiter fahren 
und erft in Diefen Hafen. ihre fernere  Beflimmung erhalten 
Tonnen, fo daß felbft Diejenigen Güter, welden eifie ſolche 
Beſtimmung einftweilen nicht gegeben werden Tann, fort: 
bern diefelr vom Kaufe der Handelöfpefulationen erwarten 
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miüſſen, noch zu jeder beliebigen. Zeit zur Wiederausfuhr über 

die See beſtimmt werden können, und alsdann bloß das ſo⸗ 
‚genannte feſte Recht entrichten müſſen, während die übrigen 
Güter vor und nach zu Ausfuhr oder zum Tranſit nach an— 
‘dern Ländern aufgegeben werben fünnen. Die einzige Bedin- 
gung, welche die niederländifche Regierung den. Schiffern, welche 
jene Bortheile genießen wollen, auferlegt hat, tft, daß fie eine 
:Durchlaufende, nach der Capacität der Schiffe beftimmte, Cau- 
tion leiſten, und ein bürgerlihes Domicilium- in den Nieder: 
landen wählen: müſſen, an welches, im Kalle entdeckter Defrau- 
Dation der Einfuhrrechte, alle gerichtlihe Infinuationen re— 
‚gelmäßig gethan werden Fünnen.  Diefe Maßregel findet ihre 
. »vollfommene Rechtfertigung in dem Umſtande, daß fie Die 
Einfuhr. folder Güter betrifft, wovon: es noch unfiher ift, ob 
‚Diefelbe zum Rheinhandel.oder zum innern Handel in den Nieder: 
‚landen werden beftimmt werden, wegen welcher lezteren die all« 
‚gemeinen Gefeße auf dad Zollweſen unftreitig ihre Anwenbung 
finden. müffen, doch welche Gefeße felbft, wie gefagt, im Inter 
eſſe des mit Dem. inneren Handel fo innig 'verwebten Rhein- 
handels, in fo weit modifizirt worden find. 

Was der 6. Artikel für gemengte Schifföladungen beftimmt, 
wird im 6ten noch näher ausgedehnt auf alle Güter, welche, 
vom Rheine fommend, mit der Beftimmung, um über See 
ausgeführt zu werben, ober aus der See eingeführt, um längs 
dem Rhein nach Deutfhland, Frankreich, der Schweiz ober 
weiter trandportirt zu werden, in den Häfen von Rotter- 
dam, Dortredt oder Amfterdam. entfhifft, und in dem 
Dafelbft vorhandenen Douanen = Entrepotd aufgefchlagen werden; 
‚alfo ohne Rüdfiht darauf, ob die Anfuhr von. der See un- 
ter einer Flache der — oder unter jeder andern 
— findet. Br } 

Diefed ift. noch näher audbrüchlichi im 2ten Paragraph be3 
Iten Artifeld der Convention feftgefezt, während im !ften Para: 
‚graph die Anfuhr der. vom Rheine fommenden Güter, und 
Die; weitere Verfendung der aus dem Meere angelangten nad 
Deutſchland und. ferner. beftimmten Güter, nur in Schiffen, 


die zur Rheinſchifffahrt gehören, geftattet worden ift; eine Be« 
Dingung,- die eigentlich ald überflüffig erfcheint, da dad ganze 
Rheinſchifffahrts-Reglement nur auf Rheinfchiffe abgefehen ift, 
und alfo An= und Abfuhr zwifhen den drei mehrerwähnten 
Häfen und der holländifch-beutfchen Gränze, neben dem Genuß 
aller darin gewährten Begünftigungen, nur in Rheinſchif— 
‚fen, das ift in folden, welde Unterthanen der Rheinufer« 
flaaten gehören, und für die NRheinfahrt geaicht find, Statt 
finden fann. In jedem alle fol, zufolge des eben erwähnten 
Tten Artifeld, das fefte Recht erſt dann gefordert werden kön⸗ 
nen, wenn die Güter berfelben definitiv für den — 
beſtimmt worden ſind. 

Obgleich ed num jedem unbefangenen Leſer der bisher näher 
beleuchteten Artikel der Rheinfhifffahrtd » Convention fofort ein» 
leuchten muß, daß darin die Niederlande der Rheinſchiff— 
fahrt nicht nur eine freie Durchfahrt durd ihr Gebiet und 
Communication der Rheinfhiffe mit der offenen See, gegen 
bloße Entrichtung des Scifffahrtörechtd und eined damit bis 
auf zwei für Deutfhland und Frankreich unbedeutende Artikel 
gleichftehenden feften Rechts zugeflanden, fondern aud, mies 
wohl zur Beförderung ihres eigenen Seehandeld, dem Rheine 
handel: von allen Nationen die meift ausgedehnten 
Bortheile eingeräumt haben, :fo hat ed doch denjenigen, welde 
biöher gewohnt gewefen waren, alle dur eigenes Zuthun und 
geheime Zriebfedern. herbeigeführte Verzögerungen ins Abfchluffe 
eined definitiven Reglements auf Rehnung der holländifchen 
Handelspolitik zu fielen, und es ald:eine für Holland ganz 
gleihgültige Sache hielten, ob beffelben Schiffe in Cöln und 
Mainz entladen würden, und ‚auf dem Miederrhein eine bei- 
nahe doppelte Abgabe .entrihten müßten; gefallen, die Abficht 
der niederländifhen Regierung bei der deutfhen Handelswelt 
zu verdähtigen. Sie fonnten in der ihnen zur Gewohnheit 
gewordenen argwöhnifhen Beurtheilung der Handlungen der 
Niederlande wahrfheinlih nicht begreifen, wie, Diefelben auf 
einmal zu fo. weit. ausgedehnten. Concefionen. zu Gunften des 
Rheinhandels gekommen ſeyn mochten, oder ſahen mit Neid, 
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daß die Niederlande den ihnen durch die Natur geſicherten 
Antheil an dem Rheinhandel, trotz aller ihrer im Uebermaaß 
beroiefenen Nachgiebigkeit dennoch bewahren fonnten. Sie wa- 
ren unermüdet und wahrhaft erfinderifch, um ſtets neuen Arg= 
wohn über die Abfihten der .niederländifhen Regierung zu 
verbreiten. Sie fanden dunkel, was jeden Unbefangenen klar 
und Deutlich fcheinen mußte; und es ift befannt, daß man, 
verleitet Durch den Einfluß de Cölner und Mainzer Handels- 
Stande, in den Diöcuffionen, wie fie bei der Mainzer Een- 
tral⸗Commiſſion Statt: fanden, eine bloß fluvigle Frage mit 
der Frage über. die Souveränetät der. Meerbufen und des See- 
ſtrandes, auf deren ungefchmälerte Aufrehthaltung Holland, 
als maritimer Staat, natürlich. ein großed Gewicht: legen mußte, 
vermengte,. auch gleih im erfien Artikel eines proviforifchen 
und des . nachher projectirten definitiven Reglements einen 
Zwiftapfel hinwarf, welcher notbwendig alle fernere Unterhand⸗ 
lungen. erfäiweren mußte. Und ’obgleih die niederländifche Re— 
gierung: in- allen: ihren, Protofollar - Erklärungen in Mainz 
gegen die: beabfichtete Verwicklung des Gegenftanded der Un— 
terhandlungen proteftirt hatfe; und darin, was den Grund- 
faß bettifft,. Fräftig durch den franzöfifhen. Eommiffarius un- 
-derftügt wurde *), fo. hörte man dennoch nie auf, Die Urfachen 
an allen. Verzögerungen nur ber niederländifhen Regierung 
beizumeffen. 

Denm Einfluſſe dieſer nicht — preiswürdigen Bemühun⸗ 
gen iſt ed ohne Zweifel auch zuzuſchreiben, daß ſelbſt die Een- 
tral-Commiffion von. dem niederländifchen Commiffarius noch 
sine nähere, in dem am 16. Tuni 1831 bei Gelegenheit der 
Unterzeihnung Der Uebereinfunft abgefaßten Protofoll enthal- 
tene Erläuterung des Sinne vom Art. 8 des — ver⸗ 
langte. 


— 


*) Wan ſehe unter andern dad 290fte Separat-Protokoll, wel⸗ 
ches wegen der Wichtigfeit des Votums des frangöflihen Com: 
miffarius, ſo diefer in diefem den 33. Auguft 1823 abgefaßten Pros 
tokoll nieberlegte, im Auhange hier mitgetheilt wird; 
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Man führte namlih in Ddiefem SProtofoll in Gemäfheit 
der durch den niederländifhen Commiſſarius ertheilten Erklä— 
rung an: »Die niederländifche Regierung habe die Zulaffung 
der Seeſchiffe der Rheinuferftaaten auf Dem Rheine mit allen 
für die Rheinfhifffahrt flipulirten Vortheilen und bezüglich 
Berpflihtungen noch auddrüclih anerfannt und hierdurch den 
Dritten Artikel erläutert,« gerade als ob dieſe Erläuterung 
nicht fhon mit der größten Deutlichfeit ins vierten Artifel ‚der 
Eonvention zu finden gewefen wäre! 


Zurüctehrend zur näheren Beleuchtung nod) ‚anderer Be- 
ftimmungen der Convention, findet man im achten Artikel den 
Vorbehalt der Entrichtung des gewöhnlichen Seetonnengelds, 
der Beleuchtungd- und Loodögelder, denen jedes Seeſchiff beim 
Nähern des Strandes unterworfen ift, und wogegen Die Nie: 
berlande die Koften der Legung und Unterhaltung der See— 
tonnen, der Leuchtthürme und des Loodsweſen zu beftreiten 
haben; dod find im zwölften Artikel zufolge ded dazu von 
den Niederlanden felbft freiwillig gethanen Anerbietend, die 
Schiffe der Rheinuferftaaten in Diefer Hinfiht mit den hellän- 
diſchen auf völlig gleichen Fuß geftellt. 


Die Artikel 9 und 10 deuten num Die Vergeltung an, 
melde die übrigen Uferftaaten den Niederlanden eingeräumt 
haben, und von denen Daher die niederländifhen Conceffionen 
abhängig gemacht find. Sie enthalten nämlich die Verpflich- 
tung der Uferftaaten, um den niederländifhen Schiffen Diefelbe 
freie Schifffahrt, welde für den ganzen Lauf des Rheins be= 
ftimmt ift, auch auf derfelben weiteren Fahrt aus dem Rheine über 
Trebenflüffe, Kanäle und andere fhiffbare innere Verbindungs— 
wege zuzugeftehen,.und ferner die Verpflihtung zur Anlegung 
längs dem ganzen Rheine von ähnlichen freien Entrepots ala 
die Niederlande in den drei hier oben erwähnten Sechäfen era 
richtet haben. 

Preußen hat Dabei, ald Orte, wo ſolche Entrepots errich- 
tet werden füllen, angewiefen Cöln und Düffeldorf. 


Naſſau: Oberlahuftein und Bieberich. 


r 
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Heflen: Mainz. 
"Baden: Mannheim. 

Bayern: Speier. 

Sranfreih: Straßburg. 

Endlih im eilften Artikel des erften Abfchnitt3 die Ver— 
einbarung über die Ausübung der Schifffahrt auf der territo- 
tialen See betreffend, wird noch beftimmt, daß die Regierun— 
gen der Uferftaaten vom Main, dem Nefar und von andern 
fih .in den Rhein ergießenden Flüffen in den niederländifchen 
und den am Rheine gelegenen Freihäfen dieſelben Vorrechte 
genießen follen, welche die vorhergehenden Artikel dem Rhein: 
handel zu fihern, fobald nämlich jene Regierungen an den 
bezweckten $lüffen ähnliche Entrepotd, unter denfelben Bedingun- 
gen angelegt haben würden. Diefer Bedingung ift bi jezt 
Frankfurt am Main allein nahgefommen, welches daher für 
Die von da aus über den Rhein verführten Güter der Über: 
eingefommenen Vortheile genießt, während die Schiffe jenes 
Freiſtaats bei einem etwaigen Verſuche um aus dem Rhein 
in die offene See zu fahren und von da zurüczufommen, der: 
felben Behandlung als die Rheinſchiffe noch nicht theilhaftig 
werden fünnen, weil ein, auf dad Rheinfhifffahrt3-Reglement 
gegründete ähnliches Reglement noch nicht unter den Main- 
uferftaaten abgefchloffen ift. 

Auch Preußen hat dritthalb Jahre lang Anftand genom: 
men, um dem Rheinhandel das in der Convention verheißene 
freie Entrepot in Düffeldorf einzuräumen, während alle übrige, 
vom Augenblide der Einführung derfelben Convention an, in 
freie Wirkung getreten waren. 

. Auffallend muß in der That erfcheinen die Gleihgültig- 
feit der Deutfchen für die in der Wiener Congreßafte verordnete 
doch bis jezt noch zu den frommen Wünfchen gehörende Regu— 
lierung der Schifffahrt auf dem Main, dem Necdar und an- 
dern fih in Rhein ergieffenden Flüffen, während welchem In- 
terimisticum dad Großherzogthum Heffen fi in der Erhebung 
eined, mit der neuen Schifffahrtsgebühr unvereinbarlichen 
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drüdenden Rechts auf die von Mainz aus, quer Über den 
Rhein, in den Main fahrenden Schiffe handhabt, und bie 
Gleichgültigkeit, welche auch für die Errihtung eined Handeld- 
Entrepotd in Düffeldorf fo lange Zeit vorgewaltet hat; befon= 
ders wenn man zurücblidt auf die heftigen und höchft belei= 
Digenden Vorwürfe, welche Die deutſche Preffe den Niederlän« 
dern gemacht hat, über die doch immer nur von andern Sei— 
ten herbeigeführten Schwierigkeiten und immer höher und 
höher gefpannte Forderungen, welche die Unterhandlungen über 
Die Rheinfhifffahrt hemmten. Unmwilltührli wird man dadurd 
zu der Ueberzeugung genöthigt, daß Lofal-Intereffe von Cöln 
und Mainz die Haupttriebfeder der Schwierigkeiten geweſen 
fey, wodurch man ed dahin zu bringen gefuht hat, den frü— 
heren Zuftand, der Dinge wohl fo lange wie möglih aufrecht 
zu erhalten, aber alle gerechte Vorwürfe des handeltreibenden 
Publitumd nur auf Holland zurückzuſchieben. 

Al Preis für die Aufopferung früherer Vortheile, welche 
nun endlid bei der Einführung des lang erwarteten definitiven 
Meglementd nicht länger verfchoben werden konnte, hat Cöln, 
ja haben höher hinauf am Rheine gelegene Städte fi ger 
fhmeichelt, den Direften Handel über See mit den Nieder- 
landen theilen zu fünnen, und jezt wo feit einem dreijährigen 
Beftehen der Freiheit, um Seehandel, ohne Zwifhenfunft der 
niederländifhen Conmiffionshäufer, zu treiben, in den Rhein« 
gegenden noh Fein Verſuch gemadt ift, dieſe Freiheit zu be= 
nußen, und ein erfted Unternehmen, um ein englifches Seefchiff 
bis Cöln herauffahren zu laſſen, ſchlechte Rechnung geliefert 
hat, find diejenigen, welche ftetd gewohnt waren, alle Unheile 
und fehlgefchlagene Speculationen den Niederlanden zuzufchreis 
ben, noch fehr geneigt, dad Ausbleiben folder Verſuche von 
Unterthanen der Rheinuferftaaten dem Mangel an Sicherheit zus 
zufhreiben, welche fie in einem fehr deutlich abgefaßten und durch 
fieben Souveräne ratificirten Traktate nicht finden zu können 
glauben. Wenn nicht geläugnet werden fann, daß die Rheinufer- 
bewohner fi durch ihre Induſtrie und ihren Unternehmungd- 
geift vortheilhaft unterfcheiden, fo hat fie auch gefunder Ber 
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ſtand und Erfahrung in Handelsſachen, jezt nachdem das 
Traumbild eines direkten Seehandels etwas näher hat beleuchtet 
werden können, ohne Zweifel ſchnell gelehrt, daß fo ein 
Handel nie anderd ald mit Schaden würde betrieben werden 
fünnen, Denn abgefehen davon, daß dad Stromgebiet in 
einem Laufevon Jahrhunderten durch Verſandung ſich allmählig 
erhöhet hat, und viele unfeichten Stelle anbietet, welder Umftand 
die holländifchen Behörden nöthigt, um ſich ſtets Durch neue 
foftbare Anlagen gegen das leichter überftrömende Waſſer zu 
fihern, und daß dadurch dasjenige, was vormald möglid 
war, daß nämlich Seehandelöfchiffe die Rheinhäfen erreichen 
konnten, jezt nicht mehr anderd ald in feltenen Fällen bei fehr 
hohem Wafferftande möglich werden könnte, fo werden ſolche mit für 
die Rheinfahrt geeigneten Schiffe nimmer mit den eigens zum 
Waarentransport eingerichteten holländiſchen Seefhiffen, welche 
man eigentliche Güterſchlepper nennen könnte, in Wohlfeilheit 
des Transports concurriren können. Dodmäre dieſes auch nicht 
der Fall, fo entſteht das Bedenken, daß direkte Gütertransporie 
aus der See in die deutſche Rheinhäfen eingebracht, ſelten oder 
nie dasjenige Affortiment von Gütern würden einführen können, 
welches dem Rheinhandel einen vortheilhaften Abſatz verfichern 
kann. Solche Affortimente aber find in den holländiſchen 
Sechäfen mit der größten Leichtigkeit zufammen zu ftellen. 
Aus der See eingebrachte Güter, welche nicht für den Rhein— 
handel beftimmt find, finden dafelbft einen verficherten Abfak 
nad andern Ländern und Gegenden, und ed mag dreift un- 
möglich genannt werden, daß irgend ein Rheinhafen in Diefer 
Hinfiht jemals mit den holländiſchen werde concurriren Fön- 
nen, befonder& wenn Pie Commiffionaird? und Kauflente in 
diefen, wie fhon jezt der Fall ift, die Nothwendigkeit einfeben, 
um fi mit Tleinen Bortheilen zufrieden zu ftellen, und bie 
Koften der Güterbeforgung foviel wie möglich zu vermindern. 
Der rheinifche Handelöftand hat daher durch die Nichtbenutzung 
des errungenen freieren Hanbelöverkehrs mit jenfeitd der See 
gelegenen Ländern ‚einen Beweis von ücht ie 
Grundfäßen gegeben. ' 
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Obgleich, wie aus vorſtehender Erläuterung hervorgeht, 
Die Rheinuferſtaaten durch den mit den Niederlanden den 
31. März 1831 abgefihloffenen Vertrag niht nur dad Ziel 
ihrer Bemühungen, um nämlih, von Tranfitrechten befreit, 
bloß gegen Entrihtung des nach der Diftanz berechneten Schiff: 
fahrtörechtd (mit dem, mie wir oben gefehen haben, die feft 
beftimmte Abgabe, droit fixe, bis auf zwei für den Rhein- 
handel nicht bedeutende Handelsartikel, völlig gleich fteht) direkt 
in und über See fahren zu fünnen, vollfommen erreicht, fon- 
dern auch überden die meift vortheilhaften Beftimmungen für 
Den Rheinhandel abgefhieden von der Rheinſchifffahrt 
erhalten haben, fo fcheint dennodh, nad dem Urtheil einiger 
Schreiber, Holland das Maaß feiner Nachgiebigfeit noch 
nicht voll genug gemeffen zu haben. Man will die Nieber- 
Iande wohl von der einen Seite ald Rheinuferftaat, und 
den Led, die Waal, dad Holland3diep und die Ha— 
rinvliet ald Fortfeßungen des Rheins betrachten, Doch fieht 
man nit ohne Verdruß, daß die Niederlande, welche die for 
genannte Rheinverlängerungen durchſtrömen, darauf daffelbe 
Scifffarthöreht erheben, welches die übrigen Uferftaaten fich 
haben zutheilen laffen. Man hätte nach dem Urtheile Diefer, 
durch den unbilligften Partheigeift getriebenen Schreiber, den 
Holändern die Erhebung der ihnen bemilligten von den See: 
ſchiffen zu entnehmenden feft beftimmten Abgabe von 13'/, Cents. 
zu Berg und 9 centd. zu Thal für den Centner nicht zuges 
ftehen, fondern verfügen follen, daß ale Seeabgaben ohne 
Audnahme mitteld einer jährlih an Holland von den übrigen 
Uferftaaten, und nicht den Sciffern und Kaufleuten, zu zah: 
Venden (fondern wahrfheinlih durh die Gefammtheit der Uns 
terthanen zum Vortheile der Schiffer. und Kaufleute aufzubrin= 
genden) verfionalfumme getilgt, und daß ihnen ferner Fein 
Mauthunterfahungsreht auf den nicht an dad niederländifche 
Ufer anlegenden Fahrzeugen bewilligt würde, obgleich, wie ſich 
von felbft verftehet, dieſes Mauthunterſuchungsrecht den übrigen 
Uferftaaten des Rheins, zufolge der Beftimmung von Art. 22. 
der bei der Wiener Congreßakte feftgefezten, die Rheinſchifffahrt 
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betreffenden Separatartikel bleiben fol. Mit einem Worte 
man follte den nieberländifhen Rhein als Rhein, und, 
wenn dad Intereffe der deutfchen Kaufleute folched forderte, 
wiederum nicht ald Rhein und die Niederlande, was 
die Laften der Rheinfchifffahrt betrifft, wohl, was aber 
die Vortheile betrifft, nicht ald Uferftaat behandeln; man 
follte die Gefammtheit der Unterthanen in den Ddeutfhen Ufer- 
flaaten und Franfreih mit einer Abgabe belaften, damit einige 
dad wahre deutfhe Handeldintereffe verfennende Spekulanten 
ihre fehlgefhlagene Hoffnung um Cöln zum Geehafen zu 
machen, wäre ed möglih noch einmal, auf Koften eined Bund— 
genoffen erproben Fünnten. Solche Behauptungen aber wider 
legen ſich felbft durh das Maaß ihrer Abfurdidät, und ver- 
dienen feine Widerlegung. 

Tadler der Rheinfhifffahrt-Convention haben ferner höchſt 
nachtheilig für den Deutfhen Handel gehalten die in Art. 4 
enthaltene Verfügung, daß ed der niederländifhen Regierung 
freiftehen fol, einen Theil der Scifffahrtsabgaben von 2 o« 
bith bid Krimpen oder Gorcum auf dem Leck und ber 
Wanl nicht erheben und in dieſem Falle den erwähnten Theil 
der feftbeftimmten Abgabe beifügen zu Dürfen. Denn, fagt 
man, im Art. 32 wird jedem Uferftaat die Befugniß einge: 
räumt, feine Untertbanen, oder wenn er fonft will, von ber 
auf feiner Rheinſtrecke zu erhebenden Schifffahrtögebühr zu be 
freien, welche leztere auf dem niederländifhen Rheine, ſowohl 
dem Leck ald der Waal, von Lobith bis Krimpen und 
Gorcum, zu Thal 19 und zu Berg 28 .centd. beträgt, und 
zu ber feftbeftimmten Abgabe gefhlagen, ‚der niederländifchen 
Regierung, nad obiger Anordnung die Mittel an die Hand 
geben würde, den Handel ihrer Unterthanen zu Thal um bei 
läufig 20 centd. pr. Centner, und zu Berg um circa 29 centB. 
vor dem Handel anderer Uferftaaten zu begünftigen, was im 
Verein mit den Bortheilen, welde die Holländer aus ihrer 
geographifhen Lage und der fie begünftigenden Partheilichkeit 
ihrer Mauthbeamten beziehen, das Zugeftändniß der freien 
Schifffahrt illuſoriſch macht und als eine Ironie erſcheinen läßt, 


— 7 — 


Auch hier leuchtet die Abſicht, Mißtrauen und feindſelige 
Geſinnungen gegen die Niederlande in Deutſchland zu verbreis 
ten, deutlich hervor. Man hütet fih, bed 23. Art. der Con⸗ 
vention zu erwähnen, womit der eben gerügte Artikel überein⸗ 
ſtimmt, und worin beſtimmt iſt, daß es jeder Regierung, 
welche mehrere Zollſtellen hat, freiſtehen ſoll, bei Schiffern, 
welche, ohne auszuladen, durch ihr ganzes Stromgebiet paſſi⸗ 
ren, die davon zu erhebenden Rheinzölle an einer oder meh— 
reren dieſer Zollftelen zu ermäßigen, und nah Bedürfniß bie 
von den Ladungen der nämlihen Schiffe zu entrichtenden Ab— 
gaben an andern Zollftellen des nämlihen Gebiets zu erhö« 
hen, ohne daß in diefem Falle, dad Ganze der in der ganzen 
Ausdehnung ded befagten Gebiet zu erhebenden Abgaben den 
Betrag derjenigen überfteigen darf, denen jene Schiffe oder 
ihre Ladungen, wenn feine Audnahme von der allgemeinen 
Regel Statt fände, unterworfen feyn würden. Den Nieder« 
landen ift Daher im 4. Artikel nichtd mehr zugeftanden, als 
was alle andere Uferfiaaten, die mehrere Erhebungsämter 
haben, genießen. 

Eberfo ungegründet ift Die geäufferte Furcht, daß die 
nieberländifche Regierung, vermöge der im Art. 32 an alle be= 
theiligte Regierungen ertheilten Befugniß, den Handel ihrer 
Unterthanen vor den anderer Uferbewohner begünftigen werde, 
da dieſelbe fih befchränft auf eine befondere Gattung von 
Schiffen oder auf eine befondere ausdrücklich bezeichnete Perfon, 
und in beiden Fällen auf aufferordentlihe Umftände, fo daß 
im Allgemeinen die Regel gilt, daß jede Begünftigung den 
Schiffen aller Uferftaaten zu Theil werden müffe. 

Diefem allerdingd billigen Grundfaße ift dann auch Die 
preußifhe Regierung getreu geblieben, als fie vieleicht in ber 
Abſicht, um ihren Rheinhäfen gewiffermaßen eine Compenfation 
für die dur die Convention dem Handel auf die niederlän= - 
difhen Entrepotd zugefiherten Vortheile zu verfhaffen, den 
auf ihren Nheinantheil zu bezahlenden Binnenzoll für alle 
Waaren aufgehoben hat, die ins preußifhe Inland declarirt 
werben, ohne dabei irgend einen Unterſchied zwifhen Schiffen 
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und Unterthanen von Preußen oder von anderen Uferſtaaten zu 
machen. Daß dieſe Regierung dadurch ihren innern Handel 
belebt und erhebt, kann derſelben eben fo wenig übelgenom- 
men werden, ald man ed der niederländifchen Regierung würde 
verübeln fünnen, wenn diefelbe in der Folge gut finden möchte, 
eine gleihe Mafregel zu nehmen, zu Gunften aller Güter- 
trandporte, welche nicht zum Tranſit, aber zur Ein- und 
Ausfuhr in den Niederlanden declarirt werden möchten. 

Eben dadurh, daß ed jedem Kaufmann anheimgeftellt 
bleibt, von folhen Bortheilen wohl: oder nicht Gebrauch zu 
machen, wird dem Rheinhandel im Allgemeinen eine ent 
fehiedene Begünftigung zu Theil, und wenn Preußen oder Die 
Niederlande ihren innern Handel dadurch lebhafter machen, ohne 
daß andere Uferftaaten, welche weniger Rheinzoll für fi zu erhe 
ben haben, fich hierin mit denfelben auf eine gleiche Linie ftel- 
len fönnen, fo ift doc ſolches wahrlich und ganz natürlich nur 
durch ihre geographifhe Lage, fo wie die größere Ausdehnung 
ihres Grumdgebietd zu erflären, welde aud erlauben, Der Ent- 
widelung ihrer National-Induftrie noh ganz andere Hülfs- 
quellen zu. öffnen, worauf andere weniger günftig Dazu gele— 
gene, oder zu geringeren Aufopferungen in finanzieller Hinficht 
fähige Staaten von felbft Verzicht leiften müffen. 

Mögen die pofitiven Vortheile für jeden Uferftaat, welcher 
dad in der That nahahmungswürdige Beifpiel der Flugen 
preufifchen Handelspolitik befolgen. wollte, weniger fühlbar 
feyn, und weniger Einfluß auf den innern Handelöverfehr 
deffelben Auffern; Doc fehlen kann es nicht, daß jeder derfel- 
ben dur das Zugeftändniß gleiher Begünftigungen fi) wenig: ' 
flend einen mit feiner Größe und Völferzahl im Verhältniffe 
- ftehenden Handelövortheil verfichern Fünnte, Daher ed gewiß im 
Intereffe ded ganzen Handelöftanded zu wünſchen wäre, daß 
überall längd dem ganzen Rheine, folde Modificationen in 
der Erhebung der Rheinfhifffahrtögebühren einträten, daß bloß 
Die. Durchfahrt Dadurch erreicht würde. Auf dieſe Weiſe würde 
fih zwifchen den verfchiedenen Rheinuferftaaten ein Spebitiond- 
handel und Güterwechfel bilden, welder die Zwifchenfahrt 
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beleben, die allgemeine Wohlfahrt befördern, und fräftig zum 


noch mehreren Erblüben des von den Scifffahrtögebühren 
entlafteten Rheinhandels beitragen würde. 


Der weitere Inhalt ded unterm 31. März 1831 abge: 
fchloffenen Traktats, fo wie derfelbe in dem zweiten und den 
folgenden Ziteln enthalten ift, bezieht fih auf Die eigentliche 
Zlußfahrt von Krimpen und Gorcum in Holland bi in 
die Schweiz, und ift hauptfählih gegründet auf die frühere 
Eonvention von 1804, mit den Veränderungen und BVerbeſſe— 
rungen, welche entweder der Geift der Zeit und die Entwick- 
lung mehrerer Feiheit in den Handel - Unternehmungen, oder 
die Beftimmungen der darauf Bezug habenden, bei der Wiener 
Congreßafte feftgefezten Separatartifel mitbrachten. 


Die hauptfählihften dieſer Veränderungen beftehen in der 
völligen Aufhebung jeded gezwungenen Umſchlags, in der glei= 
hen Beſtimmung der Schiffahrtörechte, nah der Länge des 
jeden Uferftaat durdhftrömenden Flußgebiets, in der Aufhebung 
aller fogenannten Schiffergilden und Zwangfahrten oder Beorths 
fahrten und derfelben Erfeßung durch freiwillig eingegangene 
Contrafte zwifchen Kaufleuten und Sciffern; in dem Verſpre— 
hen aller möglihen Beglnfligung für die Dampffhifffahrt, der 
feften Beftimmung der Krahnen-, Wage- und Niederlagegelder 
und der Beftimmung, daß man diefelben nur dann zu ent= 
richten gehalten ift, wenn man fi dieſer Einrichtungen und 
Rocalitäten wirklich bedient; endlih in der Sleichftellung der 
Schiffer der fih in den Rhein ergießenden Flüſſe mit denen 
auf dem Rheine, wenn Reciprocität deßwegen befteht; und in 
der Beltimmung des Wirkungskreiſes und der Befugniß der 
Central-Eommiffion, des Oberinfpecteurd, und ber ihm unter- 
geordneten vier befonderen. Infpecteurd. 


Alle dieſe Punfte bedürfen Feiner weiteren Erläuterung, 
da die Convention felbft fih darüber mit der größtmöglichften 
Klarheit verbreitet. — 
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Die Ausführung diefer neuen Verfügungen hat bereit 
fegendreihe Folgen für Die Rheinfifffahrt gehabt *) und wird 
Diefelben ohne Zweifel noch ftetd vermehren, je mehr das Miß- 
trauen gegen die niederländifche und zum Theil au gegen Die 
preuffifhe Regierung, fo leider in Deutfhland tiefe Wurzeln 
gefhoffen zu haben fheint, gewichen feyn wird, und Die Be— 
wohner der Uferftaaten fih mit der Anwendung der Rhein— 


*) Der Plarfte Beweis für bie Bortheile der neuen Einrich- 
tungen und neuen Schifffahrts-Ordnung hat ſich dadurch von felbft 
ergeben, daß, nah Nahriht von Mainz vom 10. Zanuar 1832 
im Laufe der zweiten Hälfte ded vorigen Jahres an dieſen Ort 
gebradyt wurden an Waaren: 

im Auguft von 7 Amfterdamer Schiffen 17,090 Etr. 

„ Sept. „ 6 Amfterd. u. Rotterd. 14,409 „ 
„Wer „OO 2 0000. 16781 u 
» Nov, il aan RE 
„Di v5 00.000. 36417 „ 
Summa 107,666 Etr. 
die ſämmtlich ehemals gar nicht über Eöln herausge— 
gangen wären. _ 

Anlangend die Darftellung ber wirklich gewefenen Rheinſchiff⸗ 
fahrt und ihres Betrag in den Jahren 1829, 30 und 31 theilen 
wir nachftehended Xableau über den Mainzer Rheinyandel des 
ganzen Jahres 1829 im Bergleich mit dem von 1828 mit. 


Verzeichniß der von Mainz abgegangenen Waaren und 
Schiffe. 
zu Thal zu Berg 

1828 1829 1828 1829 

2,638 €. 2,646. in Fahrzg. 2,743. 7,829 
139,127 „ 199,759 „ zu Dopelter 22,844 „ 25,768 €. 

Gebühr. 

151,024 „ 169,426 „, zu 0Geb. 166,721 „ 176,311 „', 
228,637 „ 420,894 „ zu Y, Geb. 130,335 „, 99,044 „ 
239,765 „ 283,273 „ _ zur ganzen 645,541 „ 624,027 „ 


| Gebühr. 
30,218 „, 39,981 „ f. Reiſende 35,850 „ 31,576 „ 
7553 „ 6,315 „ f. Mrftleute 697 „ 1,614 „ 


26,139 C.M. 41,910 E.M. Eichenholz 663 EM. 170 E.M. 
210,361 „ 210,588 „ Xannenhols 952 „ 1,317 „ 
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ſchifffahrtsbeſtimmungen in Beziehung auf eigene Localitäten 
beffer, als noch bis jezt befannt gemadt haben werden. Einige 
Mißverftändniffe, welhe die Ausführung der Convention im 
dieſen ober jenen Uferftaaten erzeugt hatte, z. B. in Hinficht 
auf die Erhebung der Scifffahrtögebühr von den mit Den 
Dampfboten reifenden Paffagieren und ihren Gütern, fo wie 
in Hinfiht auf die Berehnung ded doppelten Recegnitiond- 


zu Berg. Eichenholz. zu Thal. 
58 C.M. 21C.M.53 E.M. 19,586 C.M. 13,217 E.M. 19,455 C.M. 
Tannenholz 


767, 708 „ 422 „ 86311 „ -73,277 „ 94,895 „ 

Unftreitig war alfo die Rheinſchifffahrt in Waaren und Gütern 
hienach ſeit den lezten zwei Jahren immer im Zuneb- 
men, bie Flöfferei des Zahres 1830 aber befrug 8454 minus, als 
die vom Jahr 1829, 

Noch nie hat ih, nah Nachrichten aud Eöln, in der 
Schifffahrt und dem Güter-Trandport des Rheins mehr Thätigfeit 
gezeigt, ald im Septbr. 1830, wo darauf transportirt wurben und 


abgingen: / 
zu Thal. zu Berg. 
866 In Fahrzeugen 1,129. 
41,033 Ctr. Güter zu dopp. Necog.Geb, 9,560 Etr. 
31,699 „ jean —— 68,591 „ 
373,514 ” ” ” Y ” [2 ‚50,243 [2 
65,604 ” [2 ” Un „ ” 289,996 ” 
12,955 » vr für Neifende . . 15,962 „ 
214 u ”„ :» Marftleute . 542 „ 
24,658 C. M. „  „ Eidenhol; , 24E.M. 
70,837 u. » „ Xannenhol . 4179 „ 


Snfonderheit ging auch Getreide fehr ftarf in diefem. Wtonate, 

Auch fhon vom Mai deffelben Zahres fchrieb man aus Cöln 
vom ten: „daß der Verkehr feit der Eröffnung der Schifffahrt 
ungemein lebhaft gewefen fey, die Ladungen fih der Urt ges 
“ drängt hätten, daß ed an Raum und Anzahl der Werfe zu den 
vorfommenden Löfhungen und Befrachtungen gebrach.“ „Die Bes 
freiung ded Binnenhandeld von den Rheinzöllen, die Dampfſchiff⸗ 
fahrtöconzeffionen. die theilweife bereits damals ftattgehabte Aufs 
bebung des Zunft: und Gildewefend, hieß ed hier weiter, find es, 
die den Handel hier fo heben, und man ift daher fehr geneigt, 
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Rechts für die von der Abgabe auf die Ladung freigeſtellten 
Güter u. ſ. w. find bereits durch ein glückliches Einverftänd- 
niß der zur Central» Commiffion abgeordneten Commiſſarien 
aus dem Wege geräumt, und ed ift zu erwarten, daß alle 
fernere Schwierigkeiten im allgemeinen Intereffe ded Handels 


250,000 Rthlr. auf die Verbeſſerungen der Cölner Hafenanſtalten 
zu wenden.” Und auch im November war dort wieder großer 
Berfehr; indem an Schiffen 


einliefen außliefen 
465 zu Thal 56 
72 zu Berg 8 
Summa 537 Summa 134 


Daher betrug der ganze Rheintransport im Hafen von Cöln 
im Sabre 1830 gegen 1829 in Centnern und Kilogrammen, nad 
Hefperus 1831 Nr. 292. 
f 1829, 1,877,623 2,326,9599 2 4,204,588 2 
1830, 2,307,061 2,854,455 19 5,161,517 13 
alfo bier plus 429,433 2 527,496 15 956,929 11 
Bon Düffeldorf meldete man beim Schluß des Jahres 1831 
dag in demfelben auf dem Rhein dort angefommen und ausge— 
laden worden find 





4217 beladene Schiffe, 

zufammen zu 38,730 Schiffälaften, oder mit 1,408,637 74, Etr. Ladung, 
größtentheild aud Xwiften, roher Baumwolle und Farbeftoffen bes 
ftehend, und nad Elberfeld und Umgegend gehend: und von 
Mainz berichtet man, daß felbft noch im Dezember 1831 fünf 
große holländifhe Schiffe dort angefommen feyen ; was man wegen 
den gefährlichen Rheinſtellen bei Bacharach für fie zeither für uns 
möglich gehalten hatte. 

Welchen erfreulichen ftetd im Wachsthum begriffenen Aufſchwung 
der Schifffahrtöverfehr an dem Rheine in der neueften Zeit, wo die 
Convention in voller Wirfung wor, genommen hat, und wie vor- 
theilhaft die Nheinfchifffahrt durch Dampfichiffe, welche durch die 
große Zahl von Neifenden, befonderd Engländern und Holländern 
äufferft belebt ift, auf die Städte und Dörfer der Uferftaaten wirft, 
beweifen die officiellen Berichte, welche in den zu Eöln erfcheinen= 
den „gemeinnüßigen und unterhaltenden Rheinifchen Provinzials 
blättern” heraudgegeben von Dr. Zafob Nöggerroth, von 
Monat zu Monat mitgetheilt werden. 
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und der Schifffahrt werden entſchieden werden. Nicht zu ver- 
fennen ift jeboh, daß die Veränderung, welde Die Wiener 
Congreßatte in "der Beftimmung der Höhe ded Schifffahrts⸗ 
rechts feftgefezt hat, gerade nicht ald eine Berbefferung be= 
trachtet werden kann. Durch die Vertheilung eines für dad 
ganze Stromgebiet feftbeftimmten Marimumd nad der Ufer: 
länge de3 ganzen Rheins ift nämlih der Rheinzoll auf dem 
Oberrhein, wo die Fahrt ohnehin viel Foftfpieliger und minder 
ergiebig ift, anfehnlih erhöhet, während die Convention von 
1804 die Gebühr, nah Maßgabe der Frequenz ded Handels, 
auf den verfchiedenen Stromftreden höher oder mäßiger be= 
flimmt hatte. ws 

Die nachtheilige Wirkung davon auf den Handel am Ober- 
rhein ift Durch den preußifchen Commiffariud bei der Central» 
Commiffion mehrmald gerügt, und den betheiligten Uferftaaten 
Die Nothwendigfeit einer Ermäßigung dargethan worden, fo 
daß felbft derfelbe Commiffariud, und ganz einverftanden mit 
demfelben,, der niederländifhe, von einer folden Ermäßigung 
die Zuftimmung ihrer Regierungen zu ferneren allgemeinen 
Berminderungen der-Scifffahrtögebühr von Handeldartiteln, 
welche einer folhen Ermäßigung wegen ihred geringen Werths 
bedürfen, und deren gerade der Oberrhein Die meiften liefert, 
abhängig gemadt haben. 

Frankreich und Baden haben fih dazu völlig bereit 
erflärt, und auch Bayern, Heffen und Naffau dürften zu einer 
gleihen Entſchließung fommen, da ed von ber Klugheit Diefer 
Drei Regierungen zu erwarten ift, daß Ddiefelben fi nicht länger 
durch irrige finanzielle Berehnungen von einer Aufopferung, 
welche durch größere Frequenz des Handeld wahrſcheinlich reich« 
lich erfezt werden würde, von der Mitwirkung zu einem allge 
meinen wohlthätigen Befchluffe werden abhalten Iaffen. 

Zu mehr oder mindern Zweifeln hat aud bereit der 
Inhalt des 45ſten Artifeld Veranlaſſung gegeben. Derfelbe 
lautet nämlih: »die Schiffer oder Schifföführer, welche bie 
Schifffahrt ausüben auf den fih in Den Rhein ergießen- 
ben Nebenftrömen, fo .wie der Nedar, der Main, bie 


Mofel und die Maad, fo wie auch die Schiffer oder 
Schiffsführer von der Schelde, follen zur Theilnehmung 
an der Rheinfhifffahrt zugelaffen werden, infofern gegenfeitig 
die des Rheins auf den eben genannten Flüſſen zugelaffen 
werden. Zu dem Ende’ reiht ed bin, daß die Schiffer oder 
Schiffsführer ihr Recht zur Ausübung der Schifffahrt auf ei— 
nem jener Flüſſe beweifen.« 


Man hat nämlih verfuht hieraus abzuleiten, daß bie 
Niederlande verpflichtet feyen, Die aus der Schelde, von Ant: 
werpen 3. B. kommenden Schiffe, wenn fi dieſelben durch 
die holländifhen Binnengewäffer in den conventionellen Rhein 
und deffen im Art. 3 beflimmte Mündungen begeben wollen, 
auf gleihem Fuße, wie die Rhein-, Main = und Nefarfciffe 
zu behandlen, fobald bewiefen werde, daß die Rheinſchiffe auch 
auf der Schelde zugelaffen werben. Selbft der Königl. Baye⸗ 
rifhe Bevollmächtigte Minifter am Londner Hofe übergab den 
5ten Auguft 1832 dem englifhen Bevollmädtigten bei ber 
Conferenz dafelbft eine Note, worin er bdiefelbe Behanptung 
aufftelt, und fie fogar auf die Beftimmungen der Wiener 
Eongreßafte zu gründen ſucht. Eine folhe Behauptung ift 
aber durchaus nicht zuzugeben; denn erſtens ift in dem eben 
erwähnten Conventiondartifel, und in Folge der Beftimmungen 
ded 6ten und Tten Wiener-Separatartifeld, die Neckar-, 
Main, Mofel:, Maas- und Schelde-Schifffahrt be 
treffend, ein deutlicher Unterfchied gemacht zwifchen den fi in 
den Rhein ergießenden Flüffen und der Schelde, welde fich 
nicht darin ergießt. Zum zweiten folgt bloß aus jenem 4öften 
Artifel, daß Rheinfhiffe auf der Scelde, und Scheldeſchiffe 
gegenfeitig auf dem Rheine zugelaffen werden fünnen, wenn 
nämlich diefelben, um von den Vortheilen der Convention Ge» 
brauh zu machen, das Ein- und Auslaufen über See, von 
der Mündung der Schelde in die ded Rheins und umgekehrt, 
bewerfftelligen. Zum dritten berechtigt eine bloße Zulaffung 
der Schifffahrt noch nicht zum Genuffe gleicher Vorrechte. Holland 
wird ohne Zweifel, getreu feinem früheren Handels- und 
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Schifffahrts-Syſteme, den belgiſchen ſo wenig wie den ſchwe— 
diſchen oder däniſchen Schiffen die Fahrt nach dem Rhein ſelbſt 
durch die Binnengewäſſer weigern, ſobald nur erſt die Sperrung 
der Gemeinſchaft, welcher der leider noch immer fortdauernde 
Kriegszuſtand zwiſchen Holland und Belgien rechtfertigt, auf: 
gehört haben wird; aber ed wird auch, getreu dem in Dem 
Miener präparatorifhen Protofole vom 28. Februar 1815 
-aufgeftelten Grundfaße (zufolge deffen alles, was die Kanäle 
und Binnengewäffer in Holland betrifft, von den durch Die 
Eonvention. zu regulirenden Gegenftänden ausgenommen blei- 
ben. foll), jene Schiffe feiner geltenden Gefeßgebung, fomit der 
Entrihtung der Tranſitrechte und den damit verbundenen Si- 
herheitömaßregeln gegen Einfhwärzung, dem ‚ausländifchen 
Tonnengeld und den gewöhnlichen Binmenwafferzöllen unter- 
werfen, bid ein auf gegenfeitige Conzeffionen gegründeter be— 
fonderer fürmliher Bertrag, fo wie der erfte Abfchnitt Der 
Rheinconvention (worin denn auch. mit feinem Worte weder 
der Schelde noch Antwerpend erwähnt wird *), einen folden 
enthält, mit Belgien und Franfreich abgefhloffen feyn wird. 
Es verfteht fi) von ſelbſt, daß die Beurtheilung dieſer Ange— 
legenheit,. ald an höhere politifhe Anfichten und Vereinbarun- 
gen ſich anſchließend, augenſcheinlich in die Sphäre der Wirk— 
famfeit der gegenwärtig angeordneten und ſich jährlich vereini— 
genden Eentral-Commiffion nicht gehört; indem Diefe nad) den 
in den Artifeln 89I—100 der Convention bezeichneten Gränzen 
ihrer Thaͤtigkeit, bloß die Ausführung und Aufrehthaltung des 
beftehenden Vertrags, nicht die Erweiterung deffelben oder 
die Erwägung der für fie ganz ungehörigen politifchen und 
diplomatifhen Fragepunfte bezwecken fol. 

Die Autorität dieſer Commiffion und. deren Einfluß ift 
felbft in Saden, welde die Ausführung der beftehenden 


*) An Bezug auf Antwerpen ift man übereingefommen, baf 
bid zur definitiven Regulirung der Territortal-Verhältniſſe zwifchen 
Belgien und Holland, die freie Schifffahrt aud dem Rhein nad 
Antwerpen und umgefehrt, zwar wohl von den Schiffern der Ufer— 
ftaaten, nicht aber von den Belgiern felbft betrieben werben dürfe. 
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Convention betreffen, fo äuſſerſt beſchränkt, Daß man nicht ohne 
einigen Schein von Recht in mander Kritif der vorhin ers 
. wähnten Artifel der Convention, hierunter den Mangel einer 
zweckmäßig conftituirten. Gentralbehörde für Die Rheinſchiff— 
fahrtö-Angelegenheit vom Rhein rügen zu müffen geglaubt hat. 
Man hält fie nicht für geeignet, um alle, den Handel und Die 
Schifffahrt betreffende Ancrdnungen gleihmäßig und nad dem . 
wahren Sinne der Beftimmungen des neuen Reglements, felbft: 
ftändig und mit gebührender Schnelle zu vollziehen. 

Der Oberauffeher und die befondern Auffeher haben nicht 
die mindefte ausübende Gewalt, fondern nur die Befugnif, 
wegen der zu treffenden Anordnungen und WBegräumung von 
beftehenden Mißbräuchen oder Gebrechen, die nöthigen Schritte 
bei den Uferftaaten zu machen, deren Regierungen die Voll— 
ziehung zuftehel. Mit Ausnahme der richterlihen Entfcheidung 
von Rechtsſachen in der Appellationd-Inftanz, müffen die Com= 
miffarien bei der Eentral-Commiffion ale und jede darin zur 
Sprahe gebrachten Gegenflände vorerft zur Kenntniß ihrer 
Regierungen bringen und deren Inftruftion abwarten, weil, . 
zufolge des 94ſten Artikels, die Commiffion ihre Befchlüffe 
wohl nad einer abfoluten Stimmenmehrheit nimmt, jedoch diefe 
Beſchlüſſe für jeden Uferftaat nur infofern verbindlid find, als 
derfelbe durch feinen Commiffarius darin hat zuftimmen laffen. 

Eine mit einer hinfichtlih der bloßen gleihförmigen Aus— 
führung der beftehenden reglementären Beftimmungen, beauf- 
tragte permanente Behörde erfcheint allerdings wünſchenswür— 
Dig, zumalen die Dauer der Sißungen der Eentral-Conmiffion 
nach Art. 90 auf einen Monat befchränft ift, und dad Ein 
holen der höhern Inftruftionen, vorzüglid von folhen Re— 
gierungen, deren Siß weit entfernt ift, z. B. der franzöfifchen 
preußifhen und niederländifhen, faft jedesmal einen längeren 
Zeitraum als einen Monat fordert, fo daß die in einer Sikung 
zur Berathfchlagung gebrachten Gegenftände in der Regel erft 
in der folgenden, alfo im Jahre nachher, zum Beſchluß ge— 
bracht werden fünnen, wenn nicht neue Incidentpunfte, neue 
Snftruftions-Einholungen nöthig machen. Obgleich daher eine 
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mit größerer Autorität bekleidete Commiſſion zum wirklichen 
Nutzen des Rheinhandels und der Rheinſchifffahrt dienen 
würde, ſo kann von einer anderen Seite doch nicht verkannt 
werden, daß ihre Beſchlüſſe keinen Erfolg haben, und folglich 
auch dieſe ihr beizulegende ausgedehntere Gewalt doch völlig 
illuſoriſch bleiben würde, wenn die Commiſſion ihren Beſchlüſſen 
nicht durch Zwangsmaßregeln gebührende Folgeleiſtung bei 
allen Uferſtaaten zu verſchaffen im Stande waäre. Es ſpringt 
aber in die Augen, wie ſchwierig eine ſolche exekutive Gewalt 
zu organiſiren iſt, und eben dieſer Schwierigkeit iſt es ohne 
Zweifel beizumeſſen, daß dad Reglement den einzigen ausführ— 
baren Weg, nämlich Execution dur jeden Uferftaat für feinen 
Umfang, nad vorhergegangener — Zuſtimmung, ge⸗ 
wählt hat. 

Es ift übrigend zu hoffen, daß das bis jezt bei der Cen- 
tral-Commiffion beftandene glücliche Einverftändniß in der Be⸗ 
handlung von allgemeinen zu ihrer Competenz gehörigen Ge 
genftänden ferner aufrecht erhalten werde, und daß die Regie 
rungen der Uferftaaten ſich ſtets beeifern werden, um ale 
Beltimmungen der Convention, ohne weitere befondere Anre 
gung der Eentral-Commiffion, pünktlich auszuführen, und ihren 
Commiffarien in möglichfter Zeitfürze die beantragten Inſtrul— 
tionen: zu ertheilen, in welder doppelten Hinficht Frankreich 
und die Niederlande fih bis hieher rühmlich auszeichneten. 


Aubhang. 


Auszug aus dem 290ften Separat:Proto- 
tolle der Sitzungen der durh den 
Miener-Congreß errichteten Central— 
Commiffion für die Drganifation und 
Verwaltung der Rheinfhifffahrt d.d. 
23. Auguft 1823. 


France. Lorsque le soussigne a declare „des !’ou- 
verture du protocole“ que pour le moment il n’avait 
— observation à faire au sujet de Fart. 1" dw pro- 
jet, il etait bien loin de penser que par la swile de la 
discussion seulement, cette insertion pourrait donner lieu 
à meprise ou à des inductions defavorakles tant sur les 
motifs, qui Pont porte a se declarer ainsi, sur l’a- 
venir de notre negociation. 

Comme c'est dans ce sens, que le soussigne a dü 
interpreter l’observation ‘finale du vot de son tres honore 
collegue de Prusse, il croit devoir declarer positivement, 
que si meme il voulait supposer gratuitement quil ait 
pu se trouver à Favenir dans le cas, dans lequel Mon- 
sieur le Commissaire special de Prusse veut bien le 
placer deja ä present, il ne peut admettre pour sapart 
le principe general invogue ; il doit a cet egard se 
reserver toute latitude raisonnable pour remplir les 
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ordres éventuels de son Gouvernement, sans pour celà 
s’ecarter, en les executant de la maniere supposee, de 
Tusage à des regles generales admises en-fait de ne- 
gociations. 


Sous un autre rapport le soussigne se rend avec 

plaisir et empressement a linvitation de son tres honore 
collegue de Prusse, et au sujet de art. 1” en discussion 
il a Phonneur de declarer ce qui suit: 
Drans toutes les occassions, ou directement sous le 
titre de Vart. 1% de lacte du congres de Vienne il à 
ete question de reclamer a l’egard et contre le gre du 
Gouvernement de Pays-Bas, la liberte de la navigation 
du Rhin jusgu’en pleine mer, le Commissaire francais 
est toujours parti de l’opinion que cette demande ne lei 
paraissait fondee, soit en raison du prineipe, soit en 
raison de consequences premieres, ni sur le /exte ni 
sur Fesprit de lYacte du congres: cette opinion parut 
cause etre celle de la majorite des membres de la com- 
mission centrale, et avoir servi de, base à la conclusion 
consignee au 75%“ protocole du 11. Novembre 1817, ou 
la question a été largement traitee. 

Depuis cette &poque, sil y a pu avoir variation, 
ce n’est au moins ni dans les principes invoques alors, 
ni dans les dispositions de lacte du congres, qui sont 
et seront toujours les memes. Aussi sous ce rapport, 
et à loccasion de Vart. 1° du projet en discussion, le 
soussigne ne peut que reproduire la m&me opinion, en 
fappujant, iransitoirement si besoin en etait, des consi- 
derations suivantes sur le lexte est l’esprit de Yacte 
du congres. | 


— 271 — 


Quant au texte. 

L’art. 1” du projet definit le Rhin Zoute Feau nari- 
gable depuis Bäle, dans la direction d’Amsterdam, Rot- 
terdam ou Dortrecht, jusqu’en pleine mer. 

L’art. 1” de l’acte du congres le definit ainsi: tout 
le cours du fleuve, du point ou Ü devient navigable 
jusqu’a la mer. Confrontant ces deux textes ily aurait 
dans le projet d’abord restrietion de ‚la ligne fluviale & 
partir du point superieur, et extension a partir du point 
inferieur, La restriction peut-etre dans l’etat actuel des 
localites, mais ce sera toujours limiter un avenir pos- 
sible, des convenances futures: c’est au moins renoncer 
a un droit reconnu. 

L’extension parait etre — la these inverse 
sous le rapport du droit, L’acte du congres fait entrer 
le Rhin dans la mer et le renferme, quant a son eours 
et à son organisation particuliere, dans ses limites na- 
turelle, c’est-ä-dire jusqu'à la mer: le projet au contraire 
fait figurement entrer la mer dans le Rhin, et suppose 
à ce fleave un prolongement et un cours, quil n'a ni 
par sa nature ni par consequent pas par le texte: de 
Pacte du congres, qui d’apres le prineipe quinvoque Mr, 
le Commissaire des Pays-Bas, est un traite fluvial: » » 

Admettant m&me que cette extension jusgw’en pleine 
mer, favorable, quand à ses consequences possibles aux 
interöts de Yun ou Fautre des états riverains, et 'prel 
Judiciable certainement au commerce et ä la navigation. 
de tous en general, se trouve dans le texte du traite, 
au moins my serait-elle plus sous le rapport de ses 
directions, quant aux ports de mer d’Amsterdam et 
Dortrecht; car au cöngres de Vienne septieme conference, 
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il a die expressement decide, que des divers embranche- 
mens du Rhin en Hollande, le Leck seul sera considere 
comme continuation da Rhin et soumis à l’organisation 
particuliere à ce fleuve. 


Quelque peremtoire quait ete cette decision alors 
et quelque peremtoire quelle soit encore maintenant, 
nous venons neanmoins d’entendre Mr. le comissaire des 
Pays-Bas se declarer pret & faire participer les etats 
riverains du Rhin, & linstar des sujets hollandais, à 
tous les avantages et a tous les bienfaits, que leur pre- 
sente la navigation sur les divers points d’embranche- 
mens du Rhin, qui conduisent dans les trois prineipaux 
ports hollandais: cette confession equitable la part de 
son gouvernement frayera sans doute le chemin à d’autres 
arrangemens et à d’autres concessions raisonnablement 
à faire et ä demander encore dans un inter&t commun. 


Quant a lesprit de Pacte du congres. 


Le projet, en suppossant la mer un prolongement 
fluavial du Rhin, quoiqu’a loccassion du tarif à percevoir, 
il ne soit fait mention de ce prolongement ni dans le 
projet, ni dans l’acte du congres, a dü comme conse- 
quence necessaire el immediale admettre aux benefices 
.de la navigation sur ce fleuve, non seulement tous les 
etais riverains du Rhin et de ses confluens, mais encore 
toutes les nations maritimes indistinctement. Cette con- 
ception est certainement vaste et plausible; mais en 
raison des principes de juste reciprocite, dont a Vienne 
on a dü se faire loi, elle n'est pas entree et n’a pas pu 
entrer dans les. intentions du congres: elle n’entre non 
plus dans linteret. bien entendu du commerce et de la 
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navigation des etats riverains du Rhin en general, et 
sans doute aussi de l’Allemagne en particulier. 

En effet à la septieme conference du congres de 
Vienne, Lord Clancarty fit Y’amendement de retrancher 
de lart. 1”, qui dit, que la libre navigation ne pourra 
eire interdite a personne, la clause restrictive, sous le 
rapport du commerce, que Monsieur de Humboldt en 
sa qualit&E de plenipotentiaire Prussien y avait faire 
ajouter, parceque, disait Lord Clancarty, cet amende- 
ment ne paraissait pas repondre à lintention du traite 
de paix de Paris, qui veut que la navigation ne soit 
interdite à personne. 

A quoi il a été repondu par le comite des neuf 
puissances: „Cependant les autres membres de la com- 
mission ont ete d’avis quil n'y avait plus lieu & faire 
cet amendement, vu que la redaction de Monsieur le 
baron de Humboldt ne semblait pas eloigner des dispo- 
'sitions du trait& de Paris, qui ne visaient qu'a debaras- 
ser la navigation des entraves, qu'un conflit entre les 
Elals riverains pourrait faire naitre et non de donner 
a tous sujets d’elat non riverain un droit de naviga- 
tion egal à celui des sujets des etats riverains, et pour 
lequel il n’y aurait aucune reciprocite.* 

Quelqu’imparfaitement fondees sur le texte et les- 
prit de lacte du congres, que paraissent donc @tre au 
soussigne les dispositions extentives de l’art. 1” du pro- 
jet, et sans precisement examiner, jusqu’a quel point 
lacte du eongres de Vienne est ou n’est plus appreprie 
aux interöts actuels, au moins lon ne saurait mecon- 
naitre, que la position locale de !un des etats riverains, 
les relations de necessite, qui existent entre lui et le 
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gouvernement des Pays-Bas, peuvent legitimer jusqu'â 
une certain point tout ou partie des CONSEQUENCES 
que art 1” du projet envisage dans sa redaction actuelle; 
en meme tems il n’est non plus à meconnaitre que ces 
consequences ramenees à une juste reciprocite des inte- 
rets communs, peuvent rentrer avantageusement dans 
le but et les facilites, que Fexecution de lacte du con- 
gres doit atteindre et procurer au commerce et al 
navigation sur le Rhin, et que sous ce rapport elle 
peuvent ötre rattachees à Vessence du reglement definitf. 

Aussi est il ä esperer, que si Mr. le commissaire 
special de Prusse, trop bien convaincu qu’un arrangt- 
ment n’est vraiment durable, qu'autant que ses avan- 
tages se balancent de part.et d’autre dans un jusie 
. niveau, veut exprimer cathegoriquement ce qu'l croil 
indispensable pour amener les interets de son gouverne- 
ment des Pays-Bas, qui deja vient de nous donner des 
preuves d’equite et ce justice, accordera & la navigation 
fluviale des etats riverains du Rhin les autres avantages 
et les autres concessions,, qui s'appuyent sur de pareil- 
les considerations.. Au moins la deelaration de ce jou 
de la part de Mr. le commissaire des Pays-Bas autorise 
| jusqu’a un certain point cette supposition; elle vient 
trop puissament à Tappui du desir et de Finteret bien 
prononee, que met le gouvernement de Prusse & par- 
venir enfin a lexecution de Facte du congres et & se 
conder de son mieux les voeux de tous les autres rive- 
rains, pour ne pas oser croire, que cet exemple conduirs, 
de la part de Monsieur le commissaire special de Prusst, 
a un rapprochement satisfaisant, auquel les voles collectif8 
de MM. les commissaires- de Hesse et de Nass# 
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preludent deja et dont la conclusion de la commission 
centrale, renfermee au 75’=* proces-verbal nous offre 
peut-etre aussi deja les premieres indications. 

En finale, le soussigne doit encore declaret, qu'en 
appuyant transitoirement son opinion des considerations, 
qui precedent, iln’a aucunement entendu suivre son tres- 
honore collegue de Prusse dans les developpemens que 
presente la notre etendue, dont lecture vient d’etre faite 
de sa part, il attend avant que de prendre determina- 
tion à cet egard, la suite de la discussion et le vote de 
son tres-honor& collegue de Bade. | 
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dur Geſetz gebung Dänemarks. 


Verfügung, 
betreffend 
eine der Provinzial- Renlering: für die 
Herzogthümer Schleswig und Holftein auf 
- Gottorf ertheilte proviforifhe Inftruf- 
tion rür die Herzogthümer Schleswig und 
Holfein. 


Wir Frederik der Sechste, 


von Gotted Gnaden König zu Dänemarf, ber 

Wenden und Gothen, Herzog zu Schleöwig, Hol» 

ftein, Stormarn, der Dithbmarfhen und zu Lauen— 
burg, wie aub zu Oldenburg zc. ꝛ⁊c., 


thun Fund hiemit: Mit Beziehung auf Unfere Verordnung 
vom heutigen Dato, betreffend die Errichtung eined Oberap⸗ 
pellationögerihtd und einer gemeinſchaftlichen Provinzial: Re 
gierung für Unſere Herzogthümer Schleswig und SHolftein, 
wollen und befehlen Wir, daß nachſtehende Inftruftion fo= 
wohl für Die Regierung, ald für jeden den ed angeht, bis 
weiter zur Richtſchnur dienen fol. 


$. 1. 

‚Die Leitung ber Adminiftration in den Herzogthümern 

Schleswig und Holftein nah Maßgabe beftehender Gefeße und 

. Verfügungen, fo wie der aus den Immediat-Collegien er: 

gangenen Anweifungen, wird in dem weiter unten bezeicne: 

ten Umfange einer von den Juftiz- Kollegen ganz abgefonder: 
ten Verwaltungs = Behörde übertragen, 
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4. 2. 
Dieſe Behörde wird unter Benennung: Königlich Schles- 
wig-Holfteinifhe Regierung, ihren Siß auf Unferem Schloffe 
Gottorf haben. 


1. Wirkungskreis der Regierung. 
$. 3. 
Alle Zweige der inneren Bewaltung, mit Ausfhluß bes 
eigentlihen Finanz: und Öteuerwefens, der Verwaltung der 
Domänen und WRegalien, der Landwefend - Sahen in den 


= Aemtern und Landfhaften, der Land- und Geemilitär- Ange: 


legenheiten und des Juftizwefend, mit weldem die obervor- 
mundfhaftliden Funktionen und die Auffiht über das Hypo— 
thefen und Depofitenwefen wie biöher vereinigt bleiben, gehören 
unter den in Folgenden feftgefezten näheren Beftimmungen 
($$. 4— 43) zum Geſchaͤftskreiſe der Regierung. 

$. 4. 

In den zu ihrem Reffort gehörigen Gefchäften erftredit 
fih der Wirkungskreis der Regierung auf alle Theile und 
Diftrifte der Herzogthümer Schleswig und Holftein, und auf 
Die daſelbſt befindlichen Einrihtungen und Behörden. Jedoch 
Hiſt die Univerfität Kiel davon ausgenommen, welhe unter der 
unmittelbaren Leitung Unſerer Schledwig - Holftein » Lauenbur- 
gifchen Kanzlei verbleibt, und ein Gleiches gilt bis weiter in 
fo fern von der Stadt Altona, ald vorläufig nur deren fird: 
lihe und Schul= Angelegenheiten dem Wirfungöfreife der Re: 
gierung beigelegt find. 

5, 

Die Regierung hat über die Erhaltung ber XTerritorial: 
Epifcopal : Jurisdictiond = fo wie Unferer fämmtlihen Hoheitd- 
rechte forgfältig zu wachen. 

| $. 6. Ä 

In kirhlihen Angelegenheiten, fo- weit folhe im Herzog⸗ 
thum Schleswig nicht der Leitung bänifher Behörden unter: 
geordnet find, hat die Regierung neben der Auffiht über Le: 
ben, Lehre und Wandel der Geiftlihen ihre Augenmerf auf 
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die Erhaltung der kirchlichen Gebäude und die zweckmäßige 
Verwaltung des Kirchendvermögend zu richten. Wie zu Dem 
Ende von den General: Kirchenvifitatorial= Berichten Duplicate 
bei ihr einzureichen find, fo wird fie auch darauf halten, daß 
Die Berichte über Spezial Kirchenvifitationen zu rechter Zeit 
bei ihr eingehen, und mit der vorfhriftsmäßigen Vollftändig- 
keit abgefaßt find. Zur Abhelfung etwa befundener Mängel 
wird Die Regierung diegeeigneten Maßregeln treffen. 
7. 


Auch hat die Regierung alle Differenzen, welde über 
Leiftungen und Zahlungen. von Seiten der Unterthanen an 
Kirchen, Prediger und Übrige Kirchenbediente, fo wie über 
Repartition der Kirchenanlagen etwa anſtehen möchten, zu er: 
ledigen, wenn die Betheiligten fi bei den befhalb von den 
Kirchenvifitatoren oder den Unterconfiftorien abgegebenen Verfü— 
gungen nicht beruhigen zu Fünnen glauben. Eine Beränderung 
Der beftehenden Berhältniffe, fey Dieß durch Einführung einer 
neuen Repartitiondnorm, oder durch Zuziehung biöher nicht 
Pflihtiger, wird Die Regierung jedoch nicht ohne vorgängige 
höhere Genehmigung treffen. Ein gerichtliched Verfahren über 
Diefe Gegenftände ift nur zuläffig, wenw die Regierung eine 
bei’ ihr vorgebrachte Differenz folder Art dahin vermeifet. 

6.8. | 

Die Regierung hat die Coneeffionen zur Haudcopulation, 
die Difpenfationen vom confirnationdfähigen Alter, zur Heirath 
vor abgelaufener gefeßlicher Wartezeit, im diöpenfablen Grade 
der Verwandtfhaft, und zur Ehe der Lutheraner mit ande: 
ren chriſtlichen Glaubenögenoffen zu ertheilen. - 

Ä 6. 9. 

Ä Hinfihtlid der Schulfachen. hat die Regierung, was zw 

nacht die Bürgerfhulen in den Städten und Fleden, und die 
Landſchulen betrifft, darauf zu fehen, daß die anzuftellenden 
Lehrer mit Sorgfalt erwählt, und auf den Seminarien gebil- 
deten Individuen, welde die verordnungdmäßige Prüfung be 
ftanden haben, der ihnen gefeßlich geficherte Vorzug nicht ent- 
z0gen werde, dag Sittlichkeit, Fleiß und Ordnung unter den 
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Lehrern und Lernenden herrſche, daß die Schulzimmer eine 
der Zahl der fhulpflichtigen Kinder entfpredhende verordnungd- 
mäßige Größe und Einrichtung haben, und überall die vor- 
handenen Schulregulative genau befolgt werden. Wo es 
neuer fpezieller Schulregulative bedarf, hat Die — dieſe 
zu erlaffen. 

Wo Induſtrieſchulen auf eine einfache und zweckmaßige 
Weiſe mit den beftehenden Schulen vereint werden können, hat 
die Regierung folde Anftalten zu fördern, fo wie in größeren 
Städten die Anlegung höherer Realfchulen. 

Hinfihtlih der Erledigung von Differenzen über Schul: 
präftanden und über Repartition von Schullaften kommen die 
Borfriften zur Anwendung, welde für Die Erledigung der 
Differenzen über Präftanda an Kirchen und SKirchenbediente 
gegeben find ($. 7.). 

$. 10. . 

Hinfihtlih der Land-Ankäufe zum Behuf der für Küfter 
und Schullehrer auszulegenden Dienftlindereien nebft Küchen- 
gärten, und der zur Errichtung oder Erweiterung von Küfter- 
und Schulhäufern erforderlihen Baupläße, hat die Regierung 
Die Aufficht zu führen, und die nöthige Genehmigung zu ertheilen. 

411. | 

Die Regierung wird die Auffiht über das Schullehrer- 
Seminar in Tondern und dad ZTaubftummen = Inftitut in 
Schleswig übertragen. Die Direktionen, welche diefen Infti- 
tuten vorgefezt find, werden daher der Regierung untergeorb- 
net, und von ihnen hat biefelbe die nöthigen uch, und 
Vorfchläge einzuziehen. 

$. 12. 

Ueber den Zuftand und dad Fortfchreiten der Gelehrten- 
Schulen hat die Regierung fih jährlih Bericht abſtatten zu 
laſſen. Sie hat Darauf zu fehen, daß die beftehenden Regu- 
lative für Diefe Schulen und die Inftruftionen für die Lehrer 
genau befolgt, und überhaupt eine gründliche Tlaffifhe und 
ſittliche Bildung. der ftudirenden Jugend möglihft ſorgſam ge— 
fördert werde. Vorzüglich har die Regierung auf eine ſtrenge 

\ ! 
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Handhabung der Schul-Diſciplin zu ſehen, und, bei ihr zu— 
fommender Anzeige von Vernachlaͤſſigung derfelden, nah an— 
geftellter Unterfuhung, Die erforderlihe Verfügung zu treffen, 
oder in Ermangelung genügender gefeßlicher Vorſchriften deß— 
halb. geeignete Vorfhläge bei der Kanzelei einzureihen. Zur 
vollftändigeren Erreihung dieſes Zwecks wird die Regierung 
Nachrichten Über den Fleiß, die Kenntniffe und dad fittliche 
Betragen einziehen, welche die von den verfchiedenen Gelehr: 
ten⸗Schulen zur Univerfität entlaffenen Studirenden dort an 
ben Tag legen. 

Die vorfhriftämäßigen Anträge über Miederbefebung va- 
canter Lehrerſtellen find Fünftig bei der Regierung einzureichen, 
und von Diefer mit Bericht an die Kanzlei einzufenden. 

$. 13. 

Bei der Leitung des Armenweſens hat die Regierung be- 
fonderd dahin zu fehen, daß bei der Armenverforgung bie 
möglihfte Sparfamkeit mit der erforderlihen Rückſicht auf die 
Hülfsbedürftigen verbunden werde; daß die Armenfaffe mit 
firenger Ordnung gewaltet werde, Einrihtungen und Beran- 
ftaltungen, um der Verarmung vorzubeugen, oder die Ber: 
forgung der Verarmten zu erleichtern , mit Vorſicht verfucht, 
und wenn fie fi bewährt haben, möglihft gefördert werben. 

Die aus Privatvereinen hervorgegangenen Einrichtungen 
Der Spar- und Leihfaffen, deren Zwecmäßigfeit, als Mittel 
der Verarmung vorzubeugen, fi bereitd ergeben hat, find 
von der Regierung, fo viel an ihr liegt, möglihft zu fürdern, 
und etwanige Deranlaffungen zur größeren Berbreitung und 
Belebung folder Einrihtungen zu benußen, 

$. 14. 

‚Ueber Stipendien, fowie über öffentliche milde Stiftungen 
für Kinder, Witwen und Armen, führt die Negierung eine 
genaue Auffiht, und läßt fih zu dem Ende die. vorgefhriebe 
nen Anzeigen über Die Stipendiaten erftatten. . Sie ift befugt 
ſich die Rechnungen mit den dieſe und die Stiftung betreffen 
den Beilagen und Urkunden vorlegen zu laffen. Zur Abhelfung 
eiwaniger Mängel der Berwaltung, fo wie zur Abftellung 
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von Abweihungen von den Fundationen, erläßt die Regie: 
rung die nöthigen Verfügungen. 
$. 15. 

Die Regierung hat für’ die Belebung fämmtliher rücfiht: 
lich der Polizei- Verwaltung erlaffenen Gefeße und Vorſchrif— 
ten zu forgen, und wird Darauf halten, daß die Polizei in 
Den Städten und auf dem Lande auf eine dem Zwecke ent: 
fprehende Weife und mit Vermeidung aller unnöthigen Bes 
fhränfungen verwaltet werde, Die von einer Polizeibehörde 
erlaffenen, den ganzen Diftrift derfelben betreffenden Anord⸗ 
nungen, find zur Kunde der Regierung zu bringen. 

$. 16. 

Hinfihtlih der Sicherheitd = Polizei hat die Regierung 
durch eine genaue Auffiht über dad Paßweſen und fonftige 
geeignete Mittel dahin zu wirken, daß das Eindringen frem— 
der Bagabunden und Bettler möglihft verhindert wird, fo wie 
fie darüber zu wachen hat, daß im Lande dem Vagabundiren 
gefteuert werde. 

Ueber fämmtlihe Gefängniffe, in den Städten und auf 
dem Lande, hat die Regierung eine fergfältige Auffiht zu 
führen, und dafür zu forgen, daß die vorhandenen Deten- 
tiond= und Strafgefängniffe in einem der fiheren Bewachung 
ber Gefangenen eben fo fehr ald der Erhaltung ihrer Gefund- 
heit entfprehenden Zuftande fih befinden, und daß die neu 
aufzuführenden nad einem dieſen Erforderniffen entſprechenden 
Plane erbaut werben. 

Auch gehört die Auffiht Über die Strafanftalten zu Glück— 
ſtadt fünftig zum Reſſort der Regierung, und die Direktion 
diefer Anftalt hat an die Regierung zu berichten. 

$. 17. 

In Anfehung der Gefundheitd Polizei tritt die Regierung 
fowohl in Beziehung auf dad Schleswig-Holfteinifhe Sani⸗ 
tätd= Collegium, ald auch auf die Quarantaine-Direftion und 
die einzelnen Quarantaine= Kommiffionen, in Dafielbe Ver— 
hältniß, in welchem biöher die Obergerichte ftanden. Wie 
ihr daher in dieſem Betracht alle biäherigen Funktionen der 


Obergerichte obliegen, fo wird ihrer Auffiht überdem auch 
noch das Srrenhaus bei Schleswig unterlegt, und Die dieſer 
Anftalt vorgefezte Direktion berichtet an die Regierung. 

| $. 18. 

An der Oberauffiht über die Bürgerbemwaffnung in Den 
Städten, welche in der Maße, wie biöher, von dem Depar: 
tement der Stätthalterfchaft ausfhließlih geführt wird, nimmt 
Die Regierung feinen Theil. 

§. 19. 

Die Regierung führt die Auffiht über die Preffe und 
fuht dem Mißbrauche derfelben entgegen zu wirfen. Sie hat 
zu dem Ende verbotene und den jeßigen Prefgefeßen zuwider— 
laufende Schriften in Befchlag nehmen, und von jeder Be— 
fhlagnahme unaufhältlih eine Anzeige an die Kanzlei gelan- 
gen zu laſſen, die angeftellten Cenfurbeamte auf Pflichtver: 
leßungen aufmerffam zu mahen und etwanige Beſchwerden 
über dad von Denfelben beobachtete Verfahren zu erledigen. 


| $. 20. 

Die Regierung hat über die genaue Vollziehung der zur 
Abwendung von Feuerögefahr  beftehenden Anordnungen zu 
wachen, fie hat die Schornfleinfeger zu conceffioniren, und 
Diefelben mit Inftruftionen zu verfehen, darüber zu halten, 
daß die Löfhgeräthfihaften überall in hinreihender Zahl und 
Güte vorhanden und in gutem Stand erhalten, aud Die Be— 
Dienung derfelben gut organifirt werde. MUeberhaupt hat fie 
die Auffiht über die Brandverfiherungs-Anftalten für Ges 
bäude, fo wie über die Mobiliengilden, wie ſolche biöher won 
der Kanzlei geführt worden ift, und an dieſe ift in allen 
Fällen zu berichten, in welchen es Unferer unmittelbaren Re: 
folution und allerhödhften Verfügung bedarf, 

$. 21. 

Privar » Affefuranz = Anftalten, fowohl der vorgedachten 
Art, ald gegen Seefhäden, Hagelfhlag, Biebfterben, fo wie 
die Todtengilden, Lebens = Berfiherungd - Anftalten und Pri— 
vat= Penfionskaffen, ftehen unter der Auffiht der Regierung. 


$. 22. 

Es liegt der Regierung ob, über Die oorfrifiömäßige 
Snftandfeßung und Unterhaltung fümmtliher Landftraßen und 
anderer öffentlihen Wege dur die Oberlandwege - Infpeftoren 
eine genaue Auffiht führen zu laffen. Diejenigen, welche ſich 
etwa faumig zeigen follten, hat fie durch angemeffene Geldſtra⸗ 
fen, die fie bid zu einem DBelaufe von 800 Rbthlr. androhen 
ann, zu ihrer Pflicht anzuhalten, in denjenigen Fällen aber, 
wo die Koften eined Wegebaued ganz oder zum Theil aus 
Unferer Kaffe beftritten werden, an die Kanzelei zu berichten. 
Sn allen Wegeftreitigfeiten, mögen fie nım die Art und 
Weiſe, wie die Wege in den gehörigen Stand gefezt unb er- 
halten werden follen, oder die Concurrenz zu der Wegearbeit 
betreffen, geht die Berufung von den Entſcheidungen der. beie 
tommenden Ortöbehörden an die Regierung, und die gericht: 
lihe Behandlung folder Streitigkeiten ift nur dann zuläffig, 
wenn fie von der Regierung dahin vertiefen wird. 

$. 23. 

Sollten in Anfehung der Königlihen oder ‚mit Königli- 
hen Gonceffionen verfehenen Fährftelen, über melde die Ges 
neralpoftdireftion nah wie vor, nah Maßgabe der allerhücdh- 
ſten Refolution von Aten September 1810, die Auffiht führt, 
Mängel zur Kunde der Regierung fommen, fo hat felbige die 
Direktion darauf aufmerffam zu machen, auch, wenn Gefahr 
beim Verzuge ift, dad zur ficheren und fchleunigen Beförde— 
rung der Reifenden unumgänglid Erforberlide zu verfügen, 
von dent Verfügten aber Die Direftion a in Kennt⸗ 
niß zu feßen, 

Alle Privat: Fähren fliehen unter alleiniger Auffiht der 
Megierung. 

$. 24. 

Die biöher den Obergerichten nad der Verordnung von 
28ſten Oktober 1811 zuftehende Befugniß von jedem Unter: 
than ohne Unterfhied: die Abtretung des Eigenthums oder der 
Benußung eines Grundſtücks gegen eine etwe verlangte Ent- 
fHadigung nad vorgängiger gefeßmäßiger Taration zu fordern, 
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wenn dieß zum Behuf der Landedvertheidigung oder zu einem 
anderen, dad allgemeine Beſte betreffenden Zweck erforderlich 
ift, geht an Die Regierung über. 
In dieſem Betracht ift Fünftig die nah dem $. 19 Der 
Verordnung vom 20. November 1811 den Obergerihten zu 
machende Anzeige von den ernannten Taratoren aud bei ber 
Regierung zu befchaffen. 
RE $. 25. | 
Die Functionen, welde nach den $$. 17—19 der Ver— 
ordnung vom 19. Dezember 1804, wegen Aufhebung der 
Leibeigenfhaft, rückfihtlih der Verlegung einzelner Theile der 
Bauernfelder unter dad Hoffeld, und nah den $$. 5 und 6 
Der Verordnung vom 17. July 1805, betreffend die von den 
Klöfterlihden und Guts-Untergehörigen zu leiftenden Dienfte, 
den Obergerichten beigelegt gewefen find, gehen gleihfall3 an 
Die Regierung über. 

| 9.26. 

Rücfihtlih der Hemmung und Verhütung von Vieh - und 
Pferdeſeuchen ift von der Regierung Alles wahrzunehmen, was 
vorher den Obergerichten oblag. Sie tritt Daher auch in Diefer 
Beziehung zu der Kanzelei, zu der Commiffion wegen der 
Hornviehfeuhe und der Direktion der Veterinär -Anftalten, in 
dad Berhältniß, in welden bisher Die Obergerichte zu Diefen 
Behörden flanden. Die in den Patenten vom 27. Januar 
und 2. Februar 1814 biöher Den Obergerihten übertragene 
Befeßung zweier Freipläße bei der Veterinär: Schule für Ele 
ven aus jedem Herzogthume, wird fünftig von der Regierung 
beforgt. 

$. 27. | i 

Auh die Behandlung der Strandfahen, fo weit dabei 
nit nad den $$. 39 und 40 der Verordnung vom 30. De: 
zember 1803 ein unvermeidlicher Rechtsgang eintritt, oder eine 
gleichfalls der gerichtlihen Erörterung und Beſtimmung ange: 
hörige Beftrafung von Strandvergehungen nad) Mafigabe ded 
$. 41 der gedachten Verordnung zur Frage ſteht, gehört zum 
Wirkungskreiſe der Regierung. Auf fie gehen daher alle 


1 — — 


fonftige Funktionen über, welche nach dem erwähnten Geſetze und 
Den fpäteren über dad Strandweſen erlaffenen Verfügungen 
bisher den Obergerichten oblagen, mit Inbegriff der Entſchei⸗ 
dung über die Legitimation der Reflamanten geftrandeter Sa— 
chen, der Beſtimmung des Berglohns, wenn Cigenthümer 
oder Berger bei einer beffälligen obrigfeitlihen Entfheidung 
fih nicht beruhigen wollen, und der Verfügung zur Ausliefe— 
rung geftrandeter Waaren gegen LZeiftung einer nah dem Er- 
mefien der Regierung genügenden Sicherheit. 

Die Angelegenheiten, welche die Bergung der Hamburger: 
Elbtonnen und der Bremer - Wefertonnen, fo wie dad Lotfen- 
wefen, namentlih das auf der Elbe, betreffen, ftehen gleich: 
falls unter Auffiht und Leitung der Regierung. 


$. 28. 

In Anfehung der ordentlihen Einquartierung liegen ber 
Regierung Diejenigen Funktionen ob, welde biöher von dem 
Departement ber Statthalterfchaft beforgt worden find, und in 
Beziehung auf Die aufferordentlihe Einquartirung tritt fie in 
die Stelle der Obergerihte. In fänmtlihen Einguartirungs- 
Angelegenheiten und den dabei vorfallenden Streitigkeiten ftehet 
ihr die Beftimmung und Entfheidung zu, fo weit ſolche über: 
haupt den Eivilbehörden beigelegt ift. 


| $. 29. 
Die Regierung führt die Auffiht über fämmtlihe Com— 
munal= Angelegenheiten in ben Städten und in den Aemtern, 
Landfhaften und Koegen. Der öfonomifhen Verwaltung 
und dem Schuldenwefen der Commünen bat fie Dabei eine 
vorzüglihe Aufmerffamkeit zu widmen. Es wird ihr zu Diefem 
Behuf die Revifion der Stadtrehnungen und der Amts- und 
Gemeinde= Anlagerechnungen, fo wie die Decifion der Dagegen 
formirten Notaten übertragen. Bon dem Bermögend :» Status 
jeder einzelnen Stadt ift jährlich eine Weberfiht an die Kanze— 
lei einzufenden, und ebenfo hat die Regierung in Anfehung 
ber Aemter und Landfchaften eine gleihe Ueberfiht an die 
Rentefammer gelangen zu laffen. 
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Die Regierung ift Dabei autorifirt, für fammtlihe Com: 
münen alle feften jährlich wiederkehrenden Commüne- Ausgaben, 
fo wie Diejenigen, welche zur Erhaltung des Beftehenden er- 
forderlih find, fo weit fie überhaupt einer höheren Bewilligung 
bedürfen, zu genehmigen, und deren Repartition zu verfügen. 
Zum Behuf neuer Einrichtungen und Veranftaltungen ift aber 
eine folhe unbedingte Autorifation zur Genehmigung und Res 
partition von Audgaben, wo folhe nad den biöherigen Ein- 
rihtungen einzelner Commünen überhaupt erforberlih ift, auf 
Diejenigen Commünen befhränft, in welden, wie in den Mar: 
fen, eine Commlüne= Verwaltung organifirt ift, während für 
die anderen Diftrifte, in weldhen dad Commünemwefen bis jezt, 
in Ermangelung von Vorftehern, ohne deren Zuziehung bloß 
unter der Auffiht von Beamten verwaltet wird, folde Aus: 
gahen und deren Repartition von der Regierung nur bis zu 
dem Belaufe von refpective fünf Banfthalern a Pflug, ober 
vom achten Theile des vollen Betragd der Grund und Be- 
nußungöfteuer genehmigt werden fünnen. 

Bei allen Repartitionen, zu deren Genehmigung die Re: 
gierung ermächtigt ift, wird überdem voraudgefezt, Daß der 
biöherige Repartitionsmaaßftab unverändert bleibt, und nidt 
bisher Concurrenzfreie zugezogen werden. Im entgegengefezten 
Falle muß, ebenfo wie in den Fällen, auf welde zufolge des 
Obigen die Autorifation der Regierung fi nicht erftrecht, die 
Angelegenheit zur unmittelbaren Kenntniß und Verfügung ge: 
bracht werden. | 

$. 30. . 

Alle Bauangelegenheiten in den zum Reſſort der Regie: 
rung gehörenden Gegenjtänden ftehen, fo weit fie verordnungd- 
mäßig einer höheren Auffiht und Leitung bedürfen, unter der 
Regierung. An fie find daher Pläne, Riffe und Koftenan: 
fhläge einzufenden, und fie wird nach eingezogenem Gutachten 
eined Bauverftändigen in Anleitung der wegen der Commüne: 
Ausgaben und deren Repartition gegebenen Vorſchriften ($. 29), 
entweder felbft die erforderlihe Beftimmung ertheilen, oder die 
Sache zur unmittelbaren Verfügung gelangen laſſen. Lezteres 
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ift indeffen in Baufachen für alle Fälle erforderlih, in welchen 
die Koften ganz oder theilweife aus Unferer Kaffe beftritten 
werden, fo wie was Kirden und Kirchengebäude betrifft, fo 
weit die Koften die Summe von 1000 Banfthalern über« 
ſchreiten. 

$. 31. 

Die Regierung hat die Aufficht über dad Deichiwefen und 
über Wafferlöfungdfachen zu führen. Bon den Oberdeichgräfen, 
dem Oberdeidhinfpeftor, den Deichinfpeftoren und den fonftigen 
Deihbeamten hat fie daher die in Diefer Beziehung erforderli- 
hen Aufflärungen und Borfchläge einzuziehen. An fie find 
die in der Inftruftion für die Deichinfpeftoren vom 13. Mai 
1800 vorgefchriebenen Berichte über Die Deichbefihtigungen im 
Frühling und Herbft zu erflatten, und von ihr nicht nur Die 
Borfhläge zu den im kommenden Jahre vorzunchmenben 
wichtigeren Deicharbeiten, und die darüber entworfenen Koften: 
anſchläge genau zu prüfen, fondern aud nebft jenen Berichten 
unter Begleitung eined Bedenkens an die Rentekammer einzu: 
fenden. Bei aufferordentlihen Deihfhäden hat die Regierung, 
wenn Gefahr beim Verzuge ift, fofort das Nöthigfte anzuord= 
nen, zugleich aber unverzüglich hierüber, fo wie bei aufferor- 
dentlihen Deicharbeiten, und überhaupt in allen Fällen, in 
denen es nach dem allgemeinen Deichreglement, und nad ben 
Reglements für Die einzelnen Deichbande einer allerhöchften 
Refolution bevu.t. die erforderlihen Anzeigen und Antraͤge 
an die Rentefamme gelangen zu laffen. 

„632. 

Die Regierung hat gleihfalld die Aufficht über dad Ha— 
fenwefen. An fie werden Die Hafenrehnungen zur Revifion 
eingefandt, und fie hat über die gute Verwaltung der Hafen: 
kaſſen zu wachen, fo wie ihr überhaupt obliegt, zur Erhal- 
tung und DBerbefferung der Häfen dad Nöthige zu verfügen 
und zu genehmigen. Wo ed fih um Erlaffung und Abändes 
rung von Hafenordnungen und Hafentaren handelt, fo wie in 
allen anderen Fällen, zu deren Erledigung ed einer allerhöch— 
ften Refolution bedarf, namentlid; wo ed ſich um Zuſchüſſe 
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aus Unſerer Kaſſe zur Beſtreitung der Koſten für Hafenbauten 
handelt, hat die Regierung die Akten mit ihrem Gutachten an 
das Generalzollkammer⸗ und Commerz-Collegium einzuſenden. 

$. 33. 

Die Regierung hat über Die Vollziehung der wegen der 
Sahr- und Wocenmärfte erlaffenen Anordnungen zu halten, 
und etwanige Differenzen in dieſer Beziehung zu entfcheiden. 

Die Auffiht über Die Beachtung der gefeßlihen VBorfchrif- 
ten wegen des Haufirend gehört zu ihrem Reffort, und Der 
Rekurs wegen der gegen Uebertreter derfelben erfannten Stra— 
fen geht an Die RIO: 

$. 34. 

Die Regierung hat darüber zu wachen, daß von allen 
Handelnden richtiged geftempeltes Maaß und Gewicht gebraudt 
werde. Der Refurd von den wegen Uebertretung dieſer An- 
ordnungen erfolgten Brüderfenntniffen der a a ai geht 
an die Regierung. 

$. 88. 
Zum Reſſort der Regierung gehört die Auffiht über bie 
Zünfte und REN: ded bürgerlihen Gewerbed in Den 
Städten. Ä 

So weit Die Privilegien der einzelnen Zünfte und Innun⸗ 
gen ed geftatten, hat die Regierung für Die möglichfte Freiheit 
des bürgerlihen Gewerbe in den Städten zu forgen, und 
alle Hinderniffe, welche derfelben im Wege ftehen, wegzuräu— 
men, oder Die Dazu geeigneten Maßregeln in Antrag zu 
bringen. 

Wenn Zunft: oder Handwerfämifbräude auf dem Wege 
der Befchwerde oder fonft zu ihrer Kenntniß kommen, wird 
fie zu deren Abſtellung die geeigneten Mafregeln ergreifen, 
und ift autorifirt, Die Zünfte. und Innungen oder einzelne 
Mitglieder derfelben wegen begangener Zunft= und Handwerf3- 
mißbräudhe mit einer den Umftänden angemeffenen Geldftrafe 
zu belegen. Wenn in Zunftfahen die Betheiligten bei der 
Entfheidung der Ortöbehörde fih nicht beruhigen zu können 
glauben, fteht ihnen der Rekurs an die Regierung frei. 


s. 36. 

Die Regierung ertheilt Dispenfation von den Wander⸗ 
und Geſellen-Jahren, fo wie von Beibringung eines Xehr- 
briefed. Sie ift autorifirt, Freimeifter in den Städten, und 
Frauenzimmer zur Verfertigung weibliher Kleidungdftüde und 
zur Ertheilung des Unterrihtd in ſolchen Arbeiten zu con= 
ceffioniren. 

$. 37. 
Die Regierung führt die Auffiht über die zum Reſſort 
des Generalzollfammer- und Commerz: Collegii gehörenden 
Fabrit- und Induftrie- Anlagen, und an fie find Die jährli= 
hen Berichte Über den Fortgang dieſer Anftalten in duplo 
einzufenden, von welchen Berichten nebft Tabellen die Regie 
rung das eine Eremplar mit ihrem Generalberihte an das 
erwähnte Collegium gelangen läßt. Die Regierung ift befugt, 
die zur Anlegung folder Betriebe erforderlihen Concefjionen 
und Privilegien zu ertheilen, in fo fern ihr für folde ein aller- 
höchſt approbirtes Schema mitgetheilt ift. In denjenigen Faͤl⸗ 
Ien, in welden nachgeſuchte Zollbegünftigungen andere, in einem 
allerhöhft approbirten Schema nicht feftgefezte, Beftimmungen 
betreffen, Lat die Regierung dad Gefuh mit ihrem Gutachten 
an dad Generalzollfammer - und Commerz : Collegium einzufen: 
Den, durch weldhes aud) Die zur Ausübung von Zollbegünftigungen 
überhaupt erforderlihen WBerfügungen und nftruftionen- an 
Die Lokalzollbehörden jedesmal erlaffen werben. 

$. 38. 

Die Regierung ift gleichfalls befugt, zur Ertheilung der 
übrigen, bisher von der Kanzelei und der Rentefammer aus- 
gegangenen, Conceffionen zur Treibung von Gewerben auf 
dem Lande, mit alleiniger Ausnahme von Eonceffionen zur 
Anlegung von Mühlen, bei welchen landesherrſchaftliche Ges 
rechtfame in Betracht fommen, und Die nad wie vor bei der 
Rentekammer nachzuſuchen find. 

Bei Ertheilung von Conceſſionen zur Treibung von Ge— 
werben auf dem Lande wird die Regierung die allgemeinen 
in der Hinſicht angenommenen Grundfäße ſich bis weiter zur 
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Norm dienen laffen. Sie wird dahin fehen, daß durch Er- 
theilung folher Eonceffionen einerfeitd dem ftädtifhen Gerverbe 
nicht zu viel Abbruch gefhehe, und daß andererfeitd durch Ver- 
weigerung derfelben dem Landmanne nicht die Herbeifhaffung 
feiner nothwendigen Bebürfniffe auf eine feinen Betrieb ftörende 
Meife erſchwert werde. 

Den Eonceffionirten find, mit Ausnahme der Fälle, in 
welchen ein Gewerbe ohne Hülfe nicht betrieben werden kann, 
der Regel nach Feine Gehülfen, und felbige immer nur dann 
zu geftatten, wenn befheinigt, daß ein Conceffionirter megen 
Alterd oder Pörperliher Schwäche nicht mehr im Stande ifl, 
fein Gewerbe ordentlich zu treiben. 

An landmilitaͤrpflichtige Individuen, welhe von Dem 
Dienfte bei den Linientruppen nicht völlig befreit find, können 
folhe Conceffionen erft nah Abhaltung des ne obliegenden 
Garniſonsdienſtes ertheilt werden. 

Gefuche um Ertheilung von Real⸗ Conceſſionen, ſo wie um 
Braut und Brennerei-Conceſſionen in folhen Diſtrikten, we 
der Bier= und Brannteweingwang noch nicht völlig aufgeho— 
ben, ſondern verpachtet oder für eine getviffe Zeit abgehandelt 
ift, hat die Negierung vor deren Erledigung zur unmittelbaren 
Verfügung einzufenden. 

$. 39. 
Die verordnungsmaͤßige Erpeditiondgebühr für bewilligie 


Conceſſionen, und die für den Betrieb vorſchriftsmaͤßig zu er— 


legende Recognition kann die Regierung nur auf beſcheinigtes 

oder obrigkeitlich beſtaͤtigtes Unvermögen ber Bewerber, oder 

aus ſonſtigen beſonderen Gründen, ganz oder theilweiſe erlaſſen. 
$. 40. 

Auch zur Haltung von Maskeraden ertheilt die Regierung 

die, erforderliche Bewilligung gegen die feftgefezte Recognition, 


und beſtimmt die dafür zum Beſten ded Armenweſens zu er: 


legende Abgabe. Dagegen ift die Oberauffiht über Schaufpiele 
und ähnliche Vorſtellungen und Unterhaltungen von ihrem 
Wirkungskreiſe ausgefhloffen. Wie diefe nämlich auch für bie 
Zufunft von dem Departentent ber Statthalterfhaft geführt 


wird, fo find auch von dort aus, nicht nur die Bermilliguiigen 
zur Aufführung öffentliher Schaufpiele und ähnlicher Vorſtel— 
lungen, fondern aud zur Vorzeigung von Wahöfabinetten, 
Kunftwerten und Seltenheiten zu ertheilen. 

a 

Die in dem $.4 Lit. d und e des Patentd vom 4. Juli 
1818, betreffend die Aufhebung der Verbindung der Herzog- 
thümer Schleswig und Holftein mit der biäherigen Reihsbanf, 
den Obergerichten aufgetragenen Bunftionen in Beziehung auf 
dad Banfinftitut zur Abtragung der Schleswig - Holfteinifchen 
Bankhaft, find fünftig von der Regierung wahrzunehmen. 

$. 42. 

Die Regierung hat gleih nah Ablauf eines jeden Jahres 
fi von den beifommenden Pröbften und Predigern vollitän- 
Dige Nachrichten über die Zahl der im Laufe deffelben Gebor- 
nen, Eonfirmirten, Kopulirten und Geftorbenen mittheilen zu 
laſſen, und eine nad diefen Angaben formirte Generaltabelle 
über die in jeder Stadt, Amt, Landfchaft, Flöfterlihem Di- 
firifte, Gute, Koege u. f. w. Gebornen, Eonfirmirten, Kopu: 
lirten und VBerftorbenen an die Kanzelei fo wie an bie Rente: 
kammer einzufenden. 

6. 43. 

Der Regierung liegt ed ob, für bie Publitation fänmtli- 
her von Uns und durch Unfere unmittelbaren Collegia erlaffe- 
nen Verordnungen und Verfügungen Sorge zu tragen. Auch 
bat fie wegen gegenfeitiger Mittheilung der Verfügungen, welche 
mit einzelnen auswärtigen Behörden. vereinbart ift, das Er- 
forderlihde wahrzunehmen. | 


U. Drganifation und Zufammenfegung der Regierung. 
$. 44. 

Der Statthalter der Herzogthlimer Schleswig und Holftein 
ift der Regierung, welche neben den aufferordentlihen Mitglie- 
dern bis meiter aus einem Präfidenten, acht Regierungdräthen 
und zwei Affefforen befteht, ald Chef vorgefezt, und führt in 
diefer Eigenfhaft den Titel » Oberpräfident der Regierung.« 
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Er übt eine Eontrole der Gefhäftsvermaltung im Allgemeinen, 
ohne fpezielle Theilnahme an dem Detail der Geſchäfte. Es 
ift feinem Ermeffen anheimgeftellt, wie oft er den Sißungen 
der Regierung beizumohnen für gut findet; und wenn er ge 
genwärtig ift, gibt bei Gleichheit der Stimmen die feinige den 
Ausſchlag. Der Präfident hat dem Statthalter anzuzeigen, 
wenn die Jahresberichte der Regierung an die Landescollegien 
($. 94), fo wie wenn Berichte und Anträge über Gefeßed- 
vorfhläge, Über neue allgemeine Veranftaltungen, oder über 
neue Commüne = Einrihtungen zum Vortrag kommen. 
ei 5 

Bon den Jahreöberihten ($. 94) und von den viertel- 
jährlihen VBerzeichniffen der aus den Immediat-Collegien an 
- Die Regierung gelangten, noch unerledigten Berichtäerforderumn- 
gen ($. 95) find dem Statthalter Duplifate einzureihen, um 
Denfelben in den Stand zu feßen, der Regierung über ihre Ge 
fhäftöverwaltung Bemerfungen mitzutheilen, oder das ſonſt 
etwa Erforderlihe zu veranlaffen. 


$. 46. 

Bon den Berichten über Gefeßeövorfchläge, über neue 
allgemeine Beranftaltungen oder neue Commüne - Einrichtungen 
find dem Statthalter Duplifate vorzulegen, wodurd ihm Gele— 
genheit gegeben wird, wenn er ed nöthig findet feine Bemer— 
fungen darüber an das beifommende Collegium einzufenden. 
Ueberhaupt ift die Regierung verpflichtet, über alle bei ihr 
vorgefommene Angelegenheiten dem Statthalter vollftändige 
Auskunft zu geben, wenn derſelbe folhe zu fordern fih veran— 
laßt fieht. 


$. 47. 

Der Regierung werden zwei geiftlihe Mitglieder für die 
firhlihen und Schulangelegenheiten beigeordnet, welde nad 
Aufforderung des Präfidenten den Sißungen beiwohnen, oder 
ihre Vota über Die ihnen zugeftelten Akten ſchriftlich abgeben. 
Ihnen liegt ed insbefondere ob, auf Amtsführung und Wan- 
del der Kirchen- und Schulbediente ihre Aufmerkſamkeit zu 


richten, und die ihnen befannt gewordenen Unregelmäßigfeiten 
in der Regierung zur Sprache zu bringen. 

. 48. 
Zum Behuf der Aufſicht über die Gelehrten-Schulen wird 
gleichfalls der Regierung ein auſſerordentliches Mitglied bei— 
geordnet. Dieſes hat die von ihm verlangten Gutachten über 
Angelegenheiten der. Gelehrten: Schulen zu erftatten, und über 
den Zuftand derfelben zu berichten, fo wie feine Anträge und 
Vorſchläge über deffen Verbefferung an die Regierung einzu— 
fenden. Zu Diefem Behuf ift er verpflichtet, die Gelchrten- 
Schulen von Zeit zu Zeit, namentlih während der Schulprü— 
fungen, zu befuhen. Auch bat er fi bei wichtigeren Ange: 
legenheiten, in welden feine Anmwefenheit bei den mündlichen 
Disfufjionen in der Regierung für nöthig erachtet werben follte, 
nad der Aufforderung des Präfidenten, dazu einzufinden. 

$. 49. 

Wenn Gegenftände in der Regierung zur Verhandlung 
ftehen, wobei es auf techniſche Kenntniffe anfommt, fo find die 
in dem Fache angeftellten Beamten, falld ihre perfünlihe An- 
wefenheit für nöthig erachtet wird, auf ergangene Aufforderung 
des Präfidenten verpflichtet, fih in der Sitzung einzufinden. 
Es fünnen indeffen aud auffer ihnen andere Kunſt- und Sad- 
verftändige nach dem Ermeffen des Regierungdpräfidenten zu 
den Sißungen zugezogen werden. 


II. Gefhäftsgang. 
680. 

Um den Gefchäftögang in der Regierung möglichft zu er: 
leihtern und zu fördern, werben Die zu ihrem Reſſort gehöri— 
gen Saden theild in Plenar: Sißungen beraten und entfchie- 
den, theild in Sektionen oder Abtheilungen vorbereitet oder 
erledigt. 

$. 51. 

Der Abtheilungen find zwei. Jede derfelben befteht aus 
vier Regierungdräthen, deren Einer Seftiond » Dirigent ift, 
und aus einem Aſſeſſor. Säammtlihe zum Geſchäftskreiſe der 
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Regierung gehörigen Gegenftände find nach. diefen zwei Abthei- 
Jungen dergeſtalt gefondert, daß in jeder Derfelden Die ihr 
beigelegten Gegenftände entweber erledigt, oder zur näheren 
‚Berathung und Entſcheidung in den aa Sitzungen vorbe- 
reitet werden, 

$. 52. 

Einer dieſer Sektionen find bis weiter folgende Gegen- 
fände zugewieſen: 

1) Landeshoheitäfahen, alſo die Sorge für Erhaltung der 
Zerritorial- Epifcopal= und Jurisdictiondrehte, nament⸗ 
lich mit Rücficht auf fremde. Staaten, fo wie überhaupt 
Beziehungen zu fremden Regierungen; Publikation ber 
Geſetze und Verordnungen. 

2) Geiſtliche Angelegenheiten, mit Einſchluß derjenigen, welche 
fremde Religionsverwandte betreffen; milde Stiftungen 
und Stipendien; dad Unterrihtöwefen, alfo Schullehrer: 

6, Seminar, Gelehrte: Schulen und Volksſchulen; das Zaub: 
Summen» Inftitut.. 

3) Aufficht über die Preffe, Maßregeln zur Verhütung des 
Mißbrauchs derſelben. 

4 Das Armenweſen, mit Einſchluß der Entſcheidung der 
Streitigkeiten unter Commünen über Heimathsrechte. 

5) Allgemeine Polizei und Sicherheitspolizei, mithin Erhal- 
tung der öffentlichen Ruhe, Paßſachen und überhaupt 
Mafregeln zur Abftelung des Wagabundirend und 
Bettelns; Strafanftalten, Zwang = Arbeitöhäufer und 
Gefängniffe, 

6) Gefundheitöpoligei mit den dahin gehörigen Anſtalten, 
das Irrenhaus, Maßregeln zur Verhütung des Eindrin- 
gend und Verbreitend anſteckender Krankheiten, Qua— 
rantäner und Deterinär: Sachen, Biehfeuche- Sachen, 
in fo weit folde nad den befteyenden Verfügungen eine 
Mitwirfung der Regierung erfordern können. 

7) Strandfachen, mit Einfhluß der die Bergung der Ham— 
burger Elbtonnen und Bremer Wefertonnen betreffenden 

. Angelegenheiten. 
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8) Dad Lootfenwefen, namentlid dad auf der Elbe be= 
treffend, 

9) Einquartirungd » Angelegenheiten , fowohl die orbentliche 
als bie auſſerordenſliche ee betreffend. 


Der anderen Sektion fi nd "bis weiter folgende Segen 
ftände beigelegt: 

1) Die Eommüne-Berwaltung in den Städten und auf dem 
Lande, mit Einfluß des Schuldenweſens der Commü- 
nen, Revifion ber Stadtrehnungen und der Amtsanlage⸗ 
Rechnungen. 

2) Das — und die dahin gehörigen Waſſerlbſungs⸗ 
Sachen. 

3) Wegeſachen, Brücken und Fähranftalten. 

4) Zandveräufferungen und Vermagſchiftungen in ben abe 
ligen und tlöfterlihen Diftriften, und Differenzen über 
bie von den Möfterlihen und Outduntergehörigen zu lei: 
ftenden Dienfte. 

5) Gewerbepolizei, dad bürgerlihe Gewerbe in ben Städten 
und auf dem Lande; die ländlichen Gewerbe, bie Er: 
theilung von Eoneeffionen; Bewilligung von Maskeraden; 
Jahrmärkte; Maaß und Gewicht. 

6) Brandverjiherungd - Anftalten der Gebäude und Admi- 
firation des dazu gehörigen Kaſſeweſens, Meubelgilden; 
fonftige Berfiherungd-Anftalten. 

7) Die Angelegenheiten ded Banf-Inftitutd in Altona be: 
treffend. 

$. 54. 

Die Baufahen find in derjenigen Abtheilung zu erledigen, 
wohin fie den Gegenftänden nad gehören. 

Wenn Zweifel darüber entftehen, ob eine Angelegenheit 
zu ber einen oder anderen Sektion gehört, fo entfcheidet Darüber 
der Präfident. 

Eine ſchließliche Erledigung der Angelegenheiten findet nur 
in fo ferne in jeder Sektion für fih Statt, als folde Ent- 

ı fheidung von Differenzen und Streitigkeiten zwifchen einzelnen 
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Perſonen oder Commünen, Geſuche Einzelner um Ertheilung 
gewiſſer Befugniſſe oder Befreiung von ihnen auferlegten 
Leiſtungen, oder Beſchwerden über Verfügung der Unterbehör⸗ 


den betreffen, die nach beſtehenden Geſetzen und den von dem 
Pleno feſtgeſtellten Grundfäßen abgemacht werden können. 


So ſind in den einzelnen Sektionen die Geſuche um 
Dispenſationen in kirchlicher Beziehung (Matrimonial⸗Dispen⸗ 
fationen u. ſ. w.), um Handwerks- und andere Gewerbe⸗-Con⸗ 
ceffionen, um Diöpenfationen vom Wandern, von den Ge 
fellenjahren, von Beibringung eined Lehrbriefd u. f. w., zu 
erledigen, die Differenzen über die Leiftungen an Kirchen, Kir 
hen= und Schulbediente zu entfcheiden, die aus beftehenden 
Grundfäßen zu fchöpfenden Refolutionen für die öffentlichen 
Inſtitute und milden Stiftungen zu erlaffen, und Mängel in 
deren Verwaltung abzuftellen, die Streitigkeiten über Heimatd- 
rechte Verarmter, über Die Wegerefectionspflidt, über die Der: 
bindlichfeit zur Concurrenz Einzelner beim Deihbau, über Eir- 
quartirungd-Saden, oder Strand-Saden zu entfcheiden, gleid 
falls die Notaten über Stadtrehnungen, Amtsanlagen und 
fonflige Commünenrehnungen, infofern ſolches nit vom Des 
eifor allein gefchehen fann, zu erledigen, und rückſichtlich der 
Commüne-Berwaltung und der Adminiftration öffentlicher Stif- 
tungen, fo wie auf die Gefuhe um Genehmigung von Land- 
veräufferungen und Vermagſchiftungen in den adelihen und 
Flöfterlihen Diftriften, Refolutionen zu ertheilen. 
| $. 55. 

Die Verfügungen jeder Seftion haben dieſelbe Wirkſam⸗ 
keit wie die des Pleni. Ein Recurs von der erſteren an Iez- 
teres findet daher nicht Statt. Alle Eingaben und Berichte 
an die Regierung werden an dieſe, nicht an die einzelne Sektion 
gerichtet. Ueberhaupt iſt die Regierung als ein Collegium zu 
betrachten, und der Praͤſident hat eine beſondere Aufmerkſamkeit 
darauf zu richten, daß die Eintheilung in Sektionen der colle— 
gialiſchen Einheit und —————— in der VBerwaltung 
feinen Eintrag thue. 
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. 56. 
Zur Berathbung und Entfheidung in den Plenar-Sißun- 


gen der Regierung gehören folgende Gegenftände. 
1) Ale Sahen, worüber in der einzelnen Sektion Parität 


der Stimmen Statt gefunden hat. 


2) Mile neuen allgemeinen Einrichtungen, fo wie alle neuen 


3 


— 


4 


uf 


5 


— 


6) 
N) 
8) 


9) 


Einrihtungen und Beranftaltungen von Wichtigkeit für 
einzelne Communen, folde mögen von der Regierung 
auögeführt werden fönnen, oder darüber Vorſchläge an die 
Immediat:Collegien zu machen feyn, namentlid Bauten 
und Einrihtungen, deren Ausführung eine Repartition 
nöthig macht. 
Die Befeitigung von Zweifeln, welche über die Grund» 
fäße entftehen möchten, wornach gefeßlihe Vorſchriften 
am entfprechendften und zwecmäßigften anzuwenden find. 
Erledigung der Fälle, in welchen ed zur Frage fteht, ob 
eine zum Reſſort der Regierung gehörige Adminiftrativ: 
Sade an die Gerichte zu verweifen fey. 
Ergreifung von Maßfregeln oder Erlaffung von Verfü— 
gungen, welche die Autorifation der Regierung über: 
fhreiten, wenn wegen Gefahr beim Verzuge dad Bewir⸗ 
fen höherer Autorifation nicht thunlich ift ($. 91). 
Eorrefpondenz mit auswärtigen Behörden über Gegen- 
ftände von Wichtigkeit. 
Verfügung zur Anftelung einer Unterfuhung gegen 
Beamte, oder zur Suöpenfion derſelben. 
Definitive Befhlußnahme über alle dad Bantinftitut in 
Altona betreffende Angelegenheiten. 
Die allgemeine Jahresberichte an die Immediat- Colles 
gien über die Gefchäftsverwaltung der Regierung. 

$.: 57. 


Auſſerdem kann indeß der Präfident jede Sache, Die zur 


materiellen Entfheidung fteht, an dad Plenum verweifen, aud 
beftimmt er bei Sachen, die zur Competenz beider Sektionen 
gehören, ob fie im Pleno vorgetragen werden follen, oder in 


einer 


Sektion, welche im lezteren Falle ihren Befhluß brevi 


J 
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manu Der anderen mitteilt, und wenn Diefe beiftinnmt, fol- 
hen ausführt, ohne erſt die Sache vor das Plenum zu 
briagen. 

. 688. 

Der Präſident beſtimmt, welche drei. Regierungsraͤthe und 
welcher Aſſeſſor unter. dem Sektions-Dirigenten jede Abthei— 
lung bilden, und weiſet jedem derſelben die Fächer an, die 
derſelbe zu bearbeiten hat, In der Regel behält jedes Mit- 
glied diefelben Fächer, jedoch iſt der Prafident befugt, hierin 
aus Gründen der Zweckmäßigkeit Abänderungen zu treffen. 
Auch kann er in einzelnen Fällen einen anderen Referenten 
aus derfelben Sektion beftellen. | 

| $. 59. | 

Bei ben Fächern, Die er den Seftiond- Dirigenten zu- 
theilt, und der Bertheilung einzelner Sachen zum Referat, 
hat er Deren Direftorialgefihäfte zu berückfichtigen, und über: 
haupt für eine möglichft sliämäßige nn der Arbeiten 
zu ſorgen. 

8. 60. 

Ausnahmsweiſe kann der Präfident, — es auch über: 
laffen bleibt, einzelne Sachen im Pleno oder in den Sektionen 
felbft vorzutragen, neben dem ER. einen Correferenten 
beftellen. 

$. 61. 

Alle bei der Regierung eingehenden Sachen werden von 
dem Präfidenten eröffnet, und mit dem Präfentato, fo wie 
mit dem Namen des Referenten, bezeichnet, Auch kann er 
zugleich beflimmen, ob fie in einer Sektion oder fofort in 
einer Plenar-Sißung vorgenommen werden follen.. 

$. 62. 

Die präfentirten Saden läßt der Präfident durch den 
zu dieſem Gefhäfte angeftellten Kanzeliften ind Diarium ein- 
tragen, und Durch ihn mit den etwanigen Voracten an bie 
Referenten abliefern, allerhöchſte Refcripte und Verfügungen, 
fo wie die Schreiben der unmittelbaren Kollegien uber bei 
fammtlihen Mitgliedern der Regierung cirsuliren. Auch kann 


der Präfibent die Eirfulation ber Aften vor dem Vortrage 
unter ben Mitgliebern verfügen, wenn befondere Gründe da— 
für vorhanden find, namentlih bei Bedenken über Geſetzes— 
Entwürfe. | 

$. 63. 

Dem Präfi denten liegt die allgemeine SER des ganzen 
Geſchäftsbetriebs der Regierung ob, wie die Aufficht: über das 
dazu gehörige Perfonal,. Er hält über Ordnung und Präri- 
fion in dem Gefhäftögange, und fieht dahin, daß feine Sa— 
hen unnötbhig aufgehalten werden. Er hat zu dem Ende von 
allen Saden Kenntniß zu nehmen, und Dem wichtigeren eine 
befondere Sorgfalt zu widmen. . ‚r 

$. ‚64. 
Iu allen Verfammlungen des Pleni hat der Regierungs- 
Präfident. Die Leitung des Vortrags, ſorgt dafür, daß Ab⸗ 
fpweifungen von den vorliegenden Gegenftänden vermieden 
und Die Diskuſſionen nicht unnöthig verlängert werden, fo wie 
er überhaupt über Beobachtung der Ordnung bei den Delibe- 
rationen zu wachen bat. Bei Gleichheit der Stimmen im 
Pleno gibt Die feinige den Ausſchlag, wenn nicht der Citi 
halter. den Borträgen ſelbſt beiwohnt ($. 44.). 

5.65 

Den Sißungen der einzelnen Sektionen wohnt * pra⸗ 
ſident, ſo oft es geſchehen kann, bei, und hat dann in dieſen 
dad Direftorium, wie in dem Pleno, jedoch ohne ausſchlag⸗ 
gebende Stimme bei Stimmengleichheit. | 

$. 66. 

Wenn der Präfident abwefend oder fonft an * Theil⸗ 
nahme an den Geſchäften verhindert iſt, vertritt der älteſte 
Sektions-Dirigent deſſen Stelle. 

$. 67. 

Wohnt der Praͤſident den Sektions-Sitzungen nicht bei, 
fo haben die Seftiond- Dirigenten in denſelben dad Direk— 
torium mit den Obliegenheiten und Befugniffen des Präfiden- 
ten. Ihnen liegt neben der Bearbeitung der zu ihrem Reffort 
gehörigen einzelnen Sachen Die Verpflichtung ob, für bie 
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baldige und gehörige Erledigung der zu ihrer Sektion gehörigen 
Saden zu forgen, und — dem — behülflich zu 
ſeyn. 

$. 68. 

Wenn in einer Sache proviforifhe Maßregeln erforderlich, 
und die Umſtände ſo dringend ſind, daß die Erledigung nicht 
bis zur nädften Sitzung ausgeſezt werden kann, fo iſt Der 
Regierungs-Praͤſident ermächtigt, ſolche Maßregeln mit den 
Sektions-Dirigenten oder den beiden ſonſt anweſenden älteſten 
Räthen zu beſchließen und zu vollziehen. Von der erlaſſenen 
Verfügung iſt demnächſt die Sektion, vor welche die Sache 
gehört, in Kenntniß zu ſetzen. 

| j $. 69. 

Wie fämmtlihe Regierungdräthe und Affefforen zur zweck⸗ 
mäßigen Förderung der Regierungs = Gefhäfte im Allgemeinen 
beitragen und mitwirken werden, fo liegt aud jedem einzelnen 
Die forgfältige und möglichſt fhleunige Betreibung ber ihm zur 
befonderen Bearbeitung zugeftellten Sachen ob. Findet cin 
Neferent in einer Sektion, daß ed in einer ſolchen Sacht 
vorgängig noch der Einziehung von Erklärungen oder Berid- 
ten bedarf, fo kann er diefelben ohne Vortrag verfügen, und 
Demgemäß dad Weitere veranlaffen, wenn der Borfißende 
der Sektion, oder falls Diefer felbft der Referent feyn follte, 
der nächftältefte Rath, dabei nicht3 zu erinnern findet. 

Auf ähnlihe Weife können, nad näherer Anweifung des 
Präfidenten, unter Beiftimmung der Sektion, einzelne Arten 
von unmidtigen, nah feften Grundfüßen abzumahenden 
Saden, z. B. Matrimonial = Didpenfationen, von Einem 
Mitgliede, unter Mitriffenfhaft des Sektiond = Dirigenten, 
definitiv erledigt werden. 

$. 70. 

Hält der Referent zur näheren Unterfuhung der von ihm 
zu bearbeitenden Sache die Ernennung einer Kommiffion für 
unumgänglich erforderlih, fo muß er darüber einen motivirten 
Vortrag in der Sektion halten, in weldem er die Gründe 
für die Nothwendigfeit, oder den überwiegenden Nuben einer 
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folden Kommiffion entwidelt. Nur wenn bierauf die Mehr: 
heit in der Seftion und aufferbem der Regierungd » Präfident 
feinem Antrage beitritt, kann fie ernannt werden. Die Mit- 
glieder einer folhen Kommifjion werden von Dem Präfidenten 
gewählt, ohne daß er bei diefer Wahl an eine Sektion gebun= 
den wäre. 

$. 71. 


Ale Sachen, die zur Verhandlung im Pleno, ober in’ 


einer der Sektionen hinlänglid vorbereitet find, werden vom 
Referenten möglihft bald vorgetragen, und jeder Referent ift 
für die Verzögerung, die eine ihm übergebene Sache erleidet, 
verantwortlich, dieſe mag ihren Grund in der Saumfeligkeit 
der berichtenden Behörden, oder darin haben, daß er die 
Sade zu fpät, oder ohne die vorgängig erforderlichen IR 
rungen, zum Vortrag bringt. 
$. 72. 

Jedes Mitglied ift berechtigt, auch auffer den ihm zur 
Bearbeitung zugeſtellten Sachen, Angelegenheiten bei der Re— 
gierung zur Sprache und Erörterung zu bringen, melde zu 
ihrem Gefhäftöfreife gehören, und es ift dazu verpflichtet, 
wenn ihm in der Beziehung über Die Verwaltung der Lokal— 
behörden etwas befannt geworden feyn follte, welches nad 
feinem Ermeffen eine abftelende Verfügung der Regierung er: 
forderlih macht. | 

$. 73. 

Wenn in einer Plenar » Sißung eine Sache nah dem 
Ermeffen ded Präfidenten hinlänglic verhandelt ift, fo fordert 
er zur Abftimmung auf; dieſe gefchieht fo, daß zuerft vom 
Meferenten, dann vom Correferenten, falld ein folcher beftellt 
worden, dann von den übrigen Mitgliedern des Collegii ab- 
wärts von Meferenten, nad dDiefem von dem dem Präfidenten 
zunächſt fißenden Mitgliede und den auf daffelbe folgenden 
Räthen, und zulezt vom Präfidenten geftimmt wird. 

Nah Anleitung dieſer Vorſchriften ift es auch mit den 
Abftimmungen, und mit der Aufforderung Dazu dur Die 
Seftionsdirigenten, in den beiden Abtheilungen zu verhalten. 
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ar . 74. J 

Nach gefaßtem Beſchluſſe hat der Referent die darnach 
erforderliche Ausfertigung möglichſt zu fördern. Die Berichte 
und Gutachten an: die Immediat-Collegien enwirft er ſelbſt, 
fo wie andere ſchwierige und wichtigere Ausfertigungen, na- 
mentlih die Schreiben an auswärtige Behörden. 

Jede Ausfertigung ift von dem Neferenten zu figniren, 
fie mag nun von * ſelbſt Serteper. i ober von ihm genehmigt 
* | 
Een g 1. i 
Die Sahresberichte, Quartalöberichte und alle andere Be- 
richte und Gutachten. an die Immediat- Collegien, unterzeich 
nen ——— Mitglieder der Regierung. 

. 7%. 

——— auf Vorträge im Pleno erwachſene Ausfertigun— 
gen unterzeichnet der Präſident und beide Sektions-Dirigenten, 
die Ausfertigungen aus den. Sektionen, der Regierungs-Proͤ— 
fident und die beiden erſten Mitglieder der Sektion, auch muß 
fi) die Unterfchrift des Meferenten immer unter den Ausfer—⸗ 
tigungen finden, welcher ſich aud in den Berichten und Gut: 
_ an die Immediat-Eollegien als ſolchen zu bezeichnen hat. 

| 5. Re 

um die Regierung in einer lebendigen Kenniniß von dem 
Zuſtande des Landes und namentlich von der Amtsführung 
der unter ihr ſtehenden Beamten zu erhalten, werden die 
Mitglieder abwechſelnd einen Theil der Herzogthümer bereiſen, 
nad; näherer Beſtimmung des: Regierungs-Praͤſidenten. Die 
Beamten find verpflichtet ihnen Die nöthigen Nachrichten zu er: 
theilen, - und ihnen Die. Akten, ‚Regiftraturen und fonftigen 
Dienftpapiere vorzumeifen, fo weit fie nach dem Urtheile des 
Regierungd-Mitglieded einen der Regierung zugemwiefenen Ge: 
fhäftözweig betreffen. : Die Regierungs- Mitglieder haben bie 
Bemerkungen, welche fie auf ihrer Reife in. den fraglichen 
Beziehungen zu machen Gelegenheit haben, in einer Plenar- 
Sitzung vorzulegen, und zugleich — davon ein Duplikat an 
die Kanzelei einzuſenden. 
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Auch der Regietungd-Präfident: bereifet 4 zu — Zwecke 
von Zeit zu Zeit einen Theil der Herzogthümer, und kommen 
die im vorſtehenden Paragraphen ae —— hier 
gleichfalls zur Anwendung. 

.. 70. 

Saͤmmtliche Mitglieder der Regierung * die bei derſel⸗ 
ben Angeſtellten ſind zur Geheimhaltung der Verhandlungen 
derſelben verpflichtet; ſollte wider Erwarten eine Verletzung 
dieſer Pflicht zur Kunde des Präſidenten oder eines Mitgliedes 
der Regierung kommen, fo iſt der Fall ſofort an- die Kan— 
jelei einzuberichten. Sie dürfen feine Nebenämter, Euratelen, 
Dormundfhaften und ZTeftamentövollziehungen ohne fpezielle 
allerhöchfte Autorifation übernehmen, noch Gutachten über 
Begenftände, die zur —— oder —— gehe⸗ 
u ertheilen. 

$. 80. | 

Der Praͤſtdent Tann den Mitgliedern der — Ur⸗ 
laub zu Reiſen von acht Tagen innerhalb der Herzogthümer 
ertheilen. Wünſchen fie länger abweſend zw ſeyn, ſo muß 
überdieß die Genehmigung des Statthalters eingeholt werden. 
Zu Reiſen von längerer Dauer als ſechs Wochen, ſo wie zu 
allen Reiſen auſſerhalb der Herzogthümer, iſt die Erlaubniß 
bei der Kanzelei nachzuſuchen, davon — zugleich der Prä- 
fident in Kenntniß zu feßen. 

Auch der Präfident muß, zu Reifen aufferhalb der Her⸗ 
zogthümer, um Bewirkung allerhöhft unmittelbarer -Erlaubnif 
bei der Kanzelei nachſuchen. Den bei den Eollegio amgeftell- 
ten Beamten kann der Präfident Erlaubniß zu Reifen inner- 
halb Landes ertheilen. Urlaub zu einer Reife ind Ausland 
müffen auch dieſe bei der Kanzelei nachſuchen. 

$. 81. 

Bid eine befondere Prüfung für fünftige Adminiſtrativ⸗ 
Beamte bei der Regierung angeordnet ift; können Candidaten, 
welche im juriftifhen Examen wenigend den zweiten Charafer 
erhalten Haben, ald Aufcultanten bei der Regierung zugelaffen 
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werden. Sie müſſen aber überdem genügende Zeugniſſe über 
ihre vorzügliche Kunde der däniſchen Sprache beibringen, und 
zugleich nachweiſen, daß ſie Mittel haben, ſich mehrere Jahre 
auch ohne alle Dienſteinnahme anſtändig zu ernähren. Ge— 
ſuche um Anſtellung als Auſcultant find bei Dem Präfidenten 
einzureichen, und gelangen mit feinem Bericht Durch Den 
a an die Kanzelei. - 

. 82. 

Der Prafi dent wird auf die Ausbildung der Aufcultanten 
zu tüchtigen Gefhäftsmännern fein Augenmerk richten, und zu 
dem Ende den Rath) beftimmen, unter deſſen befonderen An— 
leitung der Aufcultant arbeitet. Bei den Vorträgen der Aufcul- 
tanten fungirt ein Mitglied der Regierung ald Correferent. 
Die Aufeultanten werden Die Mitglieder des Collegii aud bei 
Kommiffiondgefhäften zuweilen begleiten, und erhalten, wenn 
fie dabei ald Sefretaire fungiren, gleih dieſen Diäten. 

Wenn fie eine Zeitlang in einer Section gearbeitet haben, 
werben: fie. vom Präfidenten in Die andere verfezt, um te 
ganzen Gefhäftsbetrieb der Regierung in der Anwendung 
tennen -zu ‚lernen. Zu dem Ende find fie nit nur bei den 
Sitzungen der Sektion, zu welcher fie gehören, ia auch 
bei Kan des Pleni anwefend. 

$. 83. 

Das Büreau- Perfonal der Regierung befteht aus: 

1 run mit 2 Kanzeliften ald Gehülfen und 1 Ko— 
piften. 

1 Revifor mit 2 Kanzeliſten und 2 Kopiſten. 

1 Sekretair für das Plenum und das Direktorium mit 
1 Kanzeliſten und 1 Kopiften. 

1 Erpeditiond-Sefretair für jede Sektion mit 1 Kanzeli- 
flen und 2 Eopiften. 

Es werden bei der Regierung 2 Boten angeftellt. 

$. 84. 
Der Archivar, welcher zugleih Kaffirer ift, und in Diefer 


Eigenſchaft die erforderliche Caution zu leiſten hat, beſorgt durch 


die ihm beigegebenen Kanzeliſten dad Eintragen aller ein⸗ und 
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ausgehenden Sachen in’d Diarium und Sournal, die Führung 
der Regifter, dad Auffuhen der erforderlihen Voraften u. f. w., 
und ift verpflichtet Die Aften in eine zweckmaͤßige füftematifche 
Ordnung zu bringen und darin zu erhalten, Regiftranten zu 
entwerfen und ftetd fortzuführen, auch von ihm verlangte 
archivaliſche Nachrichten audzuarbeiten. 

Der ihm untergeordnete Kopift hat auffer der Beforgung 
der fonftigen im Arhiv vorfallenden Kopialien, fänmtliche 
Berihte und Gutachten an die Immediat-Collegien, und von 
andern Auöfertigungen diejenigen, welche Normativbeftimmuns 
gen enthalten, in eine Regiftratur einzutragen. 

$. 85. 

Die Erpeditiond-Sefretäre in beiden Sektionen wohnen 
allen Sitzungen derfelben bei, und Haben die nad den dort 
gefaßten Befhlüffen zu befchaffenden Ausfertigungen aufzufeßen, 
infofern fie nicht von den Mitgliedern des Collegii felbft abge— 
faßt werden. Deögleihen baben diefelben alle von einem Mit: 
gliede der Section Decretirten Expeditionen, fo wie in denjeni— 
gen Sachen zu beforgen, welche von einer Sektion wegen 
Stimmengleichheit an dad Plenum, oder brevi manu an die 
andere Section gelangen. 

$. 86. 

Der Sekretär des Pleni hat auffer den ihm zufallenden 
Audfertigungen über die in den Plenarverfammlungen gefaß- 
ten Befhlüfe, die Directorial-Eorrefpondenz nah Anweifung 
bed Regierungd-Präfi denten zu führen. 

$. 87. 

Alle Audfertigungen werben von dem erpedirenden Sefre- 

tär paragraphirt, und vom Tage der Unterſchrift batirt. 
\ $ 88. 

Die Chefd der Büreaud der Regierung werden für diefed Amt 
inöbefondere ernannt, haben aber intermiftifch etwanige denfelben 
vom Regierungd:Präfident übertragene anderweitige Arbeiten zu 
übernehmen. Die Kanzeliften und Kopiften werden dagegen 
für fein beſtimmtes Büreau ernannt, und fönnen nicht nur 
interimiftifh mit anderen Arbeiten beauftragt, fondern vom 
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Regierungd:Präfidenten von einem Büreau in dad andere 
verfezt werden. 
$. 89. 

Die Regierung erhält das große Königliche Siegel für die 
ihr übertragenen Ausfertigungen, zu denen daſſelbe bisher ge— 
braucht worden. 

Auſſerdem hat die Regierung ein kleines Siegel zum Be— 
fiegeln der Eouverte, welche Die vereinigten Wappen der Her- 
zogthümer Schleswig und Holftein, mit der Königlihen Krone, 
und der Umfchrift »Königlihe Schleswig:Holfteinifhe Regierung« 
enthält. 


IV. Nähere Competenz- Beftimmungen, Berhältniß 
der Regierung zu anderen Behörden und zu 
den Beamten. 

$. 90. 

Die Regierung, welche fid in ihrem Wirfungdfreife Die mög- 
lichfte Wohlfahrt und Aufnahme der Herzogthümer Schleöwig und 
Holftein vor allen wird  angelegen feyn laffen, hat ihre Diefes be: 
zweckenden Vorfchläge und Anträge beifommenden Ort einzu: 
reichen. In ihren Anordnungen und Entfcheidungen verführt jedod 
die Regierung lediglihd in Gemäßheit der beftehenden Gefeße und 
Berfügungen, fo wie der ihr in vorfommenden Füllen von den 
Smmediat-Collegien ertheilten Anweifung, über deren genaue 
Vollziehung fie ernftlih zu wachen hat. Iſt nah dem Erach— 
ten der, Regierung für einen vorfommenden Fall feine gefeß- 
‚liche Vorſchrift vorhanden, oder treten der Vollzichung der 

vorhandenen Bedenklichkeiten entgegen, fo hat Die Regierung 
den Fall, unter Hinzufügung ihres Gutachtens, an Die obere 

Behörde, zu deren Reffort diefe Angelegenheit gehört, einzu: 

berichten. 

| $. 91. 

Sollten jedoch Fälle eintreten, welche die ſchleunige Er: 
greifung einer Maßregel, oder die Erlaffung einer temporären 
Verfügung, zu welder die Regierung nicht ermächtigt ift, un 
umgänglich erforderlich. machen, und die Umftände fo Dringend 


— 307 — 


feyn, daß ohne nachtheilige Folgen der Fall nicht erft einbe- 
richtet, und die Refolution abgewartet werden fann, fo hat der 
Statthalter nah Berathung mit den Mitgliedern der Regie 
rung darüber zu entfcheiden, welche Anordnungen zu treffen 
. find, und feine Borfihläge wegen der ferner zu treffenden 
Mafregeln an dad beifommende Collegium einzufenden. Wenn 
Die Mitglieder der Regierung eine von der ded Statthalter ab⸗ 
weichende Meinung über die verfügten Maßregeln geäuffert 
haben, fo ift folhe nebft den Motiven auf ihr Verlangen mit 
einzufenden, fo wie ebenfalld ihr Bedenken über die ferner zu 
treffenden Verfügungen. 

Iſt der Statthalter abwefend oder fonft behindert zu ber 
Zeit, wo Ereigniffe zur Kenntniß gelangen, welche Maßregeln 
der bezeichneten Art erfordern, fo tritt der Regierungdpräfident 
an deſſen Stelle, fald Wir nicht fonft Jemanden hierfür zu 
autorifiren und zu bevollmächtigen für gut gefunden haben 
follten. | 

$. 92. 

Die Regierung ift zwar ermächtigt, in allen Saden, 
welche Landeöhoheitärechte, Verträge mit auswärtigen Staaten, 
und dad ntreffe der Unterthanen in den Herzogthümern 
Schleswig und Holftein betreffen, in der Maafe mit den be= 
nadhbarten Regierungen zu correfpondieren, als dieſes biöher 
von den Obergerihten gefchehen if. Wenn indeffen folde 
Angelegenheiten von befonderer Wichtigkeit, oder Die Yälle 
zweifelhaft find, oder dabei ein diplomatifher Einfluß oder 
eine bdiplomatifhe Verwendung in Anfpruh genommen wer: 
den, fo ift zuvor darüber an die Kanzelei zu berichten. 

$. 93. 

Die Regierung ift verpflichtet nit nur die von ber 
Schleswig⸗Holſtein⸗Lauenburgiſchen Kanzelei geforderten Be— 
richte zu erflatten, fondern aud die von den übrigen Imme— 
Diat-Collegien und Behörden verlangten Gutachten und Er: 
lärungen zu ertheilen, und ift für Die genaue Befolgung der 
ihr von diefen Behörden mitgetheilten Refolutionen, Verfügun⸗ 
gen und Aufträge. verantwortlich. 

| 20 * 
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$. 94. 

Die Regierung bat im Laufe Der erften drei Monate 
eined jeden Jahres einen General-:Beriht über ihre Verwal⸗ 
tung in dem verfloffenen Jahre in allen zum Reffort der 
Schledwig-Holftein-Zauenburgifhen Kanzelei gehörigen Ange: 
legerheiten einzuſenden, nicht minder an die Übrigen Immebdiat- 
Eollegien und Behörden über die unter ihnen ftehenden Vers 
waltungsgegenftände. 

$. 95. 

An jede Immediat-Behörde ift im erften Monat nad 
Ablauf eined Quartals ein Verzeihniß der von derfelben wäh- 
rend des verfloffenen Quartald bei der Regierung eingegan- 
genen Erlaffe einzufenden. Diefe Verzeichniſſe oder Quartal: 
berichte find fo einzurichten, daß nicht nur klar daraus hervor: 
geht, welche Gegenftände diefer Erlaffe abgemadt oder noch 
nicht erledigt find, fondern aud die Urfachen der nicht gefche- 
henen Erledigung daraus erfehen werden können. 


u $. 96. 

An die Rentekammer ſendet die Regierung überbieß vier- 
teljährig ein Verzeichniß der von ihr ertheilten Conceffionen, 
mit welchen eine jährliche Recognition verbunden ift, nicht 
minder eine Nachricht über Die verfügte Kaffation folder Eon: 
ceffionen, über Erhöhung, Ermäßigung, gänzliche oder interi- 
miftifhe Erlaffung der Recognition. 

‚ Diefe Verzeihniffe find nach den Diftricten der Hebungs- 
ftuben zu ordnen, an welde die Recognitionen zu zahlen find. 
$. 97. 

Sämmtlihe Erpeditiondgebühren und Sporteln, welche 
bei der Regierung nah Maaßgabe gefebliher ($. 39) und der 
ihr aud den Immediat-Collegien ertheilten Anmweifungen zu 
erheben find, werben vierteljährlih am die Rendsburger Haupt: 
kaſſe abgeliefert, und die darüber geführte Rechnung ift gleich⸗ 
* vierteljährig an Die Rentekammer zur Reviſion einzu: 
enden. . 
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8. 

‚  Üeber die eingetretenen Paftorat-Bacanzen in vierteljäßrs 
ih Bericht an die Kanzelei zu erftatten. , Mur. find die am 
die Regierung gelangenben Anzeigen über das Abſterben mon 
Beamten, penfionirten und mn Perſonen an Die 
Kanzelei — a 

$. 9. , 

Bon den Anordnungen und Entfheidungen der Dber- 
und Unterbeamten und Obrigfeiten, welche fih nicht auf eine 
fvegielle höhere Verfügung gründen, -ftcht der Refurs, am die 
Regierung ‚frei, wenn der Gegenftand der Beſchwerde zu 
ihrem Wirkungöfreife gehört. , 

$. 100. . | 

In Anfehung aller Gegenftände,. welche zu dem ‚Sn 
fhäftäfreife der Regierung gehören, ift eine Berufung auf, ge⸗ 
richtliches Verfahren unzuläßig, ud dieſes kann nur dann 
eintreten, wenn ein ſolcher Gegenſtand von der Regierung zur 
gerichtlichen Verhandlung verwieſen würde. 

§. 101. 

Der Rekurs an die Regierung muß ſchriftlich vor Ablauf 
von 6 Wochen vom Tage der Bekanntmachung oder Inſinua— 
tion der angefochtnen Verfügung angerechnet, entweder bei der 
Regierung angebradt, ober bei dem Beamten oder der Obrig- 
feit in gleicher Friſt, mit der Bitte, um @infendung an die 
Regierung eingereicht feyn. Ed fteht der Regierung aber frei, 
wenn nad ihrem Erachten 'befonderd dringende Gründe dafür 
vorhanden find, auch nad Ablauf Diefer Friſt die Einreihung 
der Rekursſchrift zu geftatten. In allen Fällen, in welden 
feine Gefahr beim Berzuge vorhanden ift, hat die binnen ber 
vorgeſchriebenen Frift befchaffte Einlegung des Rekurfes Sus- 
penfiv-Effect. 

$. 102. 

Wenn die angebrachte Beſchwerde nicht ſchon fofert ſich 
ald ganz unbegründet darftelt, hat die Regierung felbige der 
Behörde, gegen deren Anordnung oder Entfheidung fie gerich« 
tet ift, zu Erftattung ihres Berichts mitzutheilen, und wenn 
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dritte Perfonen dabei betheiligt find, zugleih die Einziehung 
der Erklärung berfelben zu verfügen. Sollten auf dieſem Wege 
etwanige Differenzen über bie Thatfahen, welche ber Beſchwerde 
zu Grunde gelegt find, nicht gehoben feyn, fo wird die Regie— 
rung nach Befhaffenheit Der Umftände entweder die Herbei« 
fhaffung der annod erforderlichen Aufflärungen verfügen, 
oder bie — zur BEN B.handlung BADORO: 


6. 103. 


Auſer den in den 66. 33, 34 und 35 genanuten Faͤllen, 
in welden der Rekurs von erfannten Polizeiftrafen und Brüchen 
an die Regierung geht, findet dieß amd bei allen Disciplinar- 
ftrafen Statt, zu deren Erkennung die mit der abminiftra« 
tiven Polizei beauftragten Beamten nach ihrer Inftruftion er« 
mädtigt find, wohin namentlid die Ahndung von Verſäum—⸗ 
niffen der Unterbedienten ber Polizei gehört. 


Im Uebrigen fteht. der Regierung nur die Aufficht über 
die Adminiftrativ-Polizei zu, und die den Gerichten angehörige 
Polizei-Juftiz, nebft der Auffiht über diefelbe, ift von dem 
Wirkungskreiſe der Regierung ausgeſchloſſen. 


$. 104. 


Die Regierung hat forgfältig darüber „zu wachen, baf 
fänmtlihe ihr untergeordnete Beamte und Obrigkeiten ihre 
Amtöpflihten erfüllen. Sie wirb ihnen in fhwierigen, Dazu 
geeigneten Fällen, auf deren Antrag, oder wenn fie es ſonſt 
erforderlich hält, die nöthigen Erläuterungen, Belehrungen und 
Verhaltungdregeln an die Hand geben. Sie wird namentlich, 
wenn. firafbare Polizeivergehen zu ihrer Kunde fommen, deren 
Unterfuhung die Polizeibehörde des Ort3 zu veranlaffen verfäumt 
hat, wegen gehöriger Unterfuhung und Beftrafung folder Fälle 
das Erforderlihe verfügen und einleiten, ſich jedod enthalten, 
ohne dringende Veranlaffung über die Leitung ber Gefchäfte 
hinaudzugehen, und in die der fpeciellen Wirkſamkeit der 
Beamten übertragenen Gefchäfte einzugreifen. 


— 311 — 


$. 105. 


- Wenn Bernadläßigungen der Amtspflichten von Seiten 
der Behörden in den zum Reffort der Regierung gehörigen 
Funktionen derfelben zu ihrer Kenntniß fommen, und die Be— 
hörden-fih nicht gehörig rechtfertigen fünnen, fo wird die Re— 
gierung ihnen die nöthigen Warnungen ertheilen, oder fie 
nach Befchaffenheit ded Falls mit einem Verweiſe oder einer 
Geldbuße belegen, wenn leztere in den beftehenden Gefeßen 
begründet if. Bei Vernachläßigung einer Amtöpflit, die in 
den Gefeßen nicht mit einer Mulct belegt ift, kann die Regie 
rung mit dem zu ertheilenden Verweiſe Die Androhung einer. 
Ordnungsſtrafe von 10 bis 200 Rbth. verbinden, welde dann 
im Wiederholungdfalle zu erkennen ift. * 


$. 106. 


Sollte ein ſchweres Amtövergehen oder ein Amtöverbre: 
hen eines Beamten oder einer Behörde in den zum Gefchäfts- 
Freife der Regierung gehörigen Funktionen zur Kenntnif ber 
felben gelangen, fo ift fie ermächtigt, eine ſummariſche Unter⸗ 
ſuchung wider den Angeſchuldigten zu veranlaffen, und erforder= 
lichen Falls die Sufpenfipn zu verfügen. 


8107. 

Zum Behuf der ſummariſchen Unterſuchung wendet ſi ich 

die Regierung an das competente Obergericht, welches zwei 

von ſeinen Mitgliedern, oder zwei andere Juſtizbeamte mit der 

Unterſuchung beauftragt, wie ſolches in der Inftruftion für die 
Obergerichte näher vorgefchrieben ift. a 


Wenn nah gefchloffener fummarifher Unterfuhung die 
Akten von dem Obergerichte der Regierung mitgetheilt find, fo 
hat fie folhe mit ihrem Bedenken darüber an das beifom- 
mende Collegium einzufenden, ob der Angefhuldigte fiscalifch 
belangt, oder ihm vorgängig die Frage Mpgelegt werden. ſoll. 
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ob er ſich einem auf die Akten, wie ſie liegen, von dem Ober: 
gerichte abzugebenden Erfenntniffe: unterwerfen wolle. 


$. 108. 


Iſt die Schuld des Beamten durch deffen unummundenes 
Geſtändniß oder auf andere Weife Dergeftalt zur Liquidität 
gebradht, Daß es der oberwähnten Unterfuhung nit bedarf, fo 
ift fogleih von der Regierung darüber zu berichten, ob Der 
Fiscal zu exrcitiren, oder dem Betreffenden Die mehrerwähnte 
Frage vorzulegen fey. 

Jedenfalls muß aber der Beamte auf irgend eine Weiſe 
ſchon vernommen, oder ihm, vor abzugebendem Erkentniſſe 
auf Die Akten’ wie ſie liegen, zu ſeiner Vertheidigung Gelegen⸗ 
heit gegeben ſeyn. 


$. 109. 


Wenn in anderen, zum Reffort der Regierung nicht ge 
hörigen, abminiftrativen Yunftionen 'eined Beamten in den 
Herzogthlimern Schleswig und Holftein ein Amtövergehen oder 
Amtöverbrehen zu ihrer Kenntniß gelangt, welches‘ nach ihrem 
Ermeffen die fofortige Sufpenfion unumgänglic) nöthig mad, 
fo ift die Regierung ſolche zu berfügen autorifirt; wobei fie 
jedoh die Sache ungefäumt der, beitommenden Immediatbehörde 
zur Beranftaltung de3 erforderlichen anzuzeigen hat. 


. 110. nn 


wm. Beamte, denen Geſchaͤfte obliegen, Die zum Wirkungs⸗ 
kreiſe der Regierung gehören, dürfen ſich, ohne derſelben eine 
Anzeige davon gemacht zu haben, nicht über acht Tage aus 
ihrem Diſtrikte entfernen. Geſuche um Urlaub oder um Er— 
laubniß zu Reifen auſſerhalb der Herzogthümer find wie bis— 
her an die beifommende Immediatbehörde einzufenden. 

Wornach fowohl die Provinzial-Regierung, ald die Ge 
rihtöhöfe, Dicafterien und gerichtlihen Behörben, Beamte und 
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fämmtlihe Unterthanen in Unferen Herzogthümern Schleswig 
und Holftein, und überhaupt Alle, die ed angeht, fich aller- 
unterthänigft zu richten haben. 
Urkundlich unter Unferem Königlihen Handzeichen 
und vorgedrudten Infiegel. 


Gegeben in Unferer Königlihen Refidenzftadt Kopenhagen, 
den 15. Mai 1834. 


Frederik R. 


1 3- 


US). ee 
ı Moltte. Höpp. Thomfen.»; 
R Kritiſche Bemerkungen zu vorſtehender Verordnung werden 


ſpater geliefert werden. D. H. 


Berordnung, 
betreffend 


die Erridhtung eines Schleswig-Holftein- 
Lauenburgifhen Oberappellationsgerichts 
in Kiel, und die Competenz dieſes Gerichts— 
hofes, die Rechtsſachen in dem Herzogthum 
Lauenburg ſtatt des Holfteinifh-Lauenbur- 
giſchen Obergerichts in lezter Inſtanz zu 
entſcheiden, für das Herzogthum 
Lauenburg. 


Wir Frederik der Sechete, 


von Gottes Gnaden König zu Dänemark, der 

Wenden und Gothen, Herzog zu Schleswig, Hol— 

ſtein, Stormarn, der Dithmarſchen und zu Lauen— 
burg, wie auch zu Oldenburg ꝛc. 2c. 


thun fund hiemit: Wir haben Uns allerhöhft bewogen ge= 
funden, für Unfere Herzogthümer Schleswig, Holftein und 
Lauenburg einen gemeinfhaftlihen Gerihtöhof lezter Inftanz 
zu errichten, welcher unter der Benennung »Königliches Schled- 
wig= Holftein » Zauenburgifhed Oberappellationdgericht,« feinen 
Siß in Unferer Stadt Kiel haben fol. Mit Beziehung hierauf 
haben Wir Unferen lieben und getreuen Unterthanen in Un: 
ferem Herzogthun Lauenburg annoch Folgendes allergnädigft 
zu eröffnen, und nachſtehende Vorſchriften zu ertheilen für nö: 
thig erachtet: 
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5 

Hinſichtlich Unferes Herzogthums Lauenburg tritt dad 
Oberappellationdgericht in Kiel, welches mit dem erften Ofto= 
ber dieſes Jahres feine Funktionen beginnt, ganz in die Stelle 
des Holfteinifch » Zauenburgifchen . Obergerihtd in Glüdftadt. 
Diejenigen Saden, welde bid dahin an dad Holſteiniſch-⸗ 
Lauenburgiſche Obergeriht gegangen‘ ſind, gehen daher von 
Diefem Zeitpunft an an dad Schledwig-Holftein-Zauenburgifche 
DOberappellationdgericht in Kiel, welches zugleich autoriſirt ift, 
die bis zum erften Oftober dieſes Jahres bei dent Holfteinifch- 
Lauenburgifchen Obergerihte auf dem Wege ber Berufung ober 
anderer biöher geftatteten Rechtömittel eingeleiteten noch nicht 
erledigten — zu entſcheiden. 


5. 2. 

Die Entſcheidungen erfolgen auch fernerhin nach den im 
Herzogthum Lauenburg geltenden Geſetzen; und es dienen dem 
Oberappellationsgerichte ſowohl rückſichtlich der Bedingungen ſei⸗ 
ner Competenz, als des in den Lauenburgiſchen Sachen zu beobach⸗ 
tenden Verfahrens proviſoriſch die nämlihen Regeln, welche 
das Holſteiniſch-Lauenburgiſche Obergericht in Glückſtadt zu 
beobachten hatte, namentlich das Patent vom 6. Dezember 1815, 
betreffend die Verwaltung der Gefchäfte im Herzogthum Lauen- 
burg, und der gemeine Beſcheid des Holſteiniſch⸗Lauenburgiſchen 
Obergerihtd vom 30. Movember 1818 über dad in höchfter 
Inftanz für dad Herzogthum Lauenburg zu beobadhtende Vers 
fahren, fowie die Verordnung vom 22. März 1825 wegen 
Abkürzung des Progeßganges, F Norm. 


Auch die Funktionen, — von dem bollleiniſh · Laue⸗- 
burgiſchen Obergerichte als Examinations-Collegium für die 
Kandidaten der Rechtsgelehrſamkeit, in Anleitung der Verfü— 
gung vom 20. November 1819, ausgeübt find, gehen auf das 
DOberappellationdgeriht über. Ed mird indeffen fünftig die 
Prüfung der Kandidaten der Rechtögelehrfamkeit zweimal im 
Zahre Staat finden, und eine Prüfung am nädhften Montage 
nah DOftern, die andere am Montage nah Michaelis, oder 
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wenn der Michaeliötag auf einen Montag fällt, am Michaelis- | 
tage felbft, ihren Anfang nehmen. | 

Die Kandidaten der Kechtögelehrfamteit: aus. dem Herzog- 
thum Lauenburg, welche. ſich dem Eramen vor Demi Schleswig: 
Heiftein = Lauenburgifchen ' Oberappellationsgerichte unterziehen 
wollen, haben daher Diefe Zeitbeftimmungen in. Acht zu nehmen, 
und das fonft erforderliche in Anfehung diefer Prüfung, deren Ein- 
richtung im Uebrigen unveränbett bleibt, gehörig zu. beobachten. 
In dem: gegenwärtigen Jahre nimmt die Prüfung ausnahms⸗ 
weife. ſtatt am Michaeliötage erft am erften Dezember ihren 
Anfong, Diefer Verſetzung ded Examens ungeachtet hat: ed 
aber in Anfehung der für die Meldung zum Eramen und die 
Einlieferung der verordnungämäßigen Beſcheinigungen und 
Aufſätze vorgefchriebenen Frift. von ſechs Wochen vor Michaelis 
fein Direuden. 

$. 4. 

— —— — ſoll in Unſerem Herzeg⸗ 
thum Lauenburg, ſowohl in den Städten als auf dem Lande, 
überall auf die — Weiſe zu Jedermanns Wiſſenſchaft 
— werden. | 

Wornach unfere Dicafkerien in Raßeburg und fonftige ge: 

rishiliche Behörden. nebft Unferen ſämmtlichen Unterthanen in 
Unſerem Herzogthum Lauenburg, fo wie Alle, Die es fonft an- 
geht, fi gebührend und allerunterthänigft zu richten haben. 


Urkundlich unter Unſerem Königlichen Handzeichen und 
vorgedruckten Inſiegel. 


Gegeben in Unſerer Königlichen Reſi idenzſtadt Kopenhagen, 
den 15. Mai 1834. 


Frederifk —* 
(L. 8.) 
Moltke. Höpp. Thomſen. 
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Entwurf eines Regulativs für den litera- 
rifhen Rechtszuſtand in Deutfhland. Ein- 
gereiht an den Minifter-Congreß in Wien, 
Zuni 1834. Dabei ein Rüdblil auf die 
Beftimmungen der Partifular = Gefegge- 
bung einzelner deutſchen Bundeösftaaten, 
auf die Vorarbeiten der Bundes:Verfamm- 
lung, und die hierher gehörende Literatur. 


D. Einleitung dieſes nur ald Manufeript gedrudten Ent: 
wurfs mit den einzelnen Paragraphen Tautet wie folgt: 

»In Erwägung, daß die Feftitellung der literarifhen Ei— 
genthumsrechte in Deutfhland und Die hierzu erforderliche 
DOrganifation des Ddeutfhen Buchhandel ein längft gefühltes 
Bedürfniß ift, deſſen Abhülfe von den wohlthätigften Folgen 
für Die allgemeine und woiffenfhaftlihe Cultur, die Deutfche 
Preffe und den literarifchen Verkehr überhaupt feyn wird; in 
Erwägung ferner, daß der Buchhandel in Folge der Eenfur, 
Der Bücerverbote und der Ertheilung von Eonceffionen für 
Buchhandel und Buchdruckereien, ald ein mehr oder weniger 
vom Staate abhängiges Inftitut zu betrachten ift, wie ein je 
der andere Handel; find ſämmtliche Staaten des deutſchen 
Bundes dahin übereingefommen, den Buchhandel unter ihren 
befondern und fpezielen Schuß zu nehmen, und zu dem Ende 
nachſtehende gefeßlihe Beſtimmungen aufzuftellen, zu deren 
Feſthaltung jeder. deutfhe immatridulirte Buchhändler berech— 
tigt feyn fol, feinen Recurd an die Interceffion de3 Bumbes- 
tagd zu nehmen, im Fall einer Uebertretung ded gegenwärtigen 
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Diefe Befheinigung gibt ihm dad Recht, auf den Titel 
feined Werkes oder auf deffen Kehrfeite Die Bemerfung: »de— 
ponirt oder gefeßmäßig niedergelegt« zu drucken, wel- 
ches einem Privilegium gegen den Nachdruck gleih zu achten 
ift, und in allen deutfhen Bundeöftaaten gleihen Schuß 
genießt. 

$. 8. Alle Werke, welche nicht deponirt werden, ftehen 
auffer dem Schuße ded obigen Privilegiums, und fünnen auf 
feine in diefem Regulative ‚beftimmten Rechte Anfpruh machen, 
jebed Wert aber, welches unter Diefer Aegide erfheint, ohne 
wirklich deponirt zu feyn, ift der Strafe der Confiöfation un- 
terworfen. Nur inmmatriculirte Buchhändler fünnen auf dieſe 
Weiſe ihre Verlagswerke deponiren, und jede Depofition, Die 
nicht von einem ſolchen audgeht, wird von der dazu beftellten 
Behörde nicht angenommen und ald ungültig betrachtet. 

F. 9. Jeder Buchhändler, welcher des Nachdrucks eine 
folhen deponirten Werks überführt wird, ift feiner Matrifel 
auf Lebendzeit verluftig, wird, unter öffentliher Befanntma- 
hung, ald Mitglied des Buchhändlervereind geftrichen, und if 
feiner Börfenrechte beraubt. Auch ift der von ihm veranftaltete 
Nachdruck der Eonfiscation unterworfen, und der Original- 
verleger berechtigt, auf Entfhädigung zu Flagen. 

$, 10. Dagegen ift der Verkauf aller bis zur Publikation 
dieſes Regulativs veranftalteten Nachdrücke noch auf die Dauer 
von fünf Jahren in allen beutfchen Bundesſtaaten erlaubt; 
nad Ablauf Diefer Friſt aber gänzlih und dergeftalt unterfagt, 
daß ein jeder Buchhändler, welder des Verkaufs eines ſolchen 
verfallenen Nachdrucks überführt ift, in eine Strafe von fünf: 
zig Thaler oder zwanzigfachen Werth des verfauften Gegen— 
ſtandes für jeden einzelnen Yal zu Gunften ded Berlegerd 
verfezt wird. — Der oben bezeichnete Nachdruck darf jedoch 
während dieſer fünf Jahre nicht auf Die Leipziger Buchhändler: 
meffe gebradht und dort in Maffe debitirt werden; eben fo we 
nig darf’ während der anberaumten Frift von fünf Jahren 
der zufammengegangene Borraty eined Nachdrucks neu aufge: 
legt werden, bei Strafe der Eonfiöfation der veranftalteten 
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Auflage und bed doppelten MWertherfaßed der etwa ſchon ver⸗ 
kauften Eremplare, zu Gunften des rechtmäßigen Verlegers. 

$. 11. Da nun auf diefe Weiſe der fernere ungefeßliche 
Nachdruck gänzlich verboten und der Debit der bis daher noch 
beftehenden Borräthe noch befhränft werden ift, fü treten da- 
gegen folgende gefeßlihe Beftimmungen ein: 

$. 12. Bon dem NAugenblide an, wo gegemmwärtiges 
Regulativ in Kraft tritt, find die fämmtlihen Werke aller vor 
zwanzig Jahren verftorbener Autoren als Gemeineigenthun 
zu betrachten, und ed fteht deren Wiederauflage unter Beob- 
achtung der Preßgefeße jedem immatriculirten Buchhändler frei. 

$. 13. Daffelbe gilt von allen ohne Angabe ded Autors 
erfhienenen, ober von mehreren Verfaffern redigirten Werfen, 
von Denen in den leztverfloffenen zwanzig Jahren von dem 
Datum der gegenwärtigen Beftimmung zurücdgerehnet, keine 
neue Auflage erfchienen ift; daffelbe gilt von allen commentir: 
ten oder bereicherten neuen Auflagen älterer Schriften, desglei⸗ 
hen von deutſchen Ueberfeßungen in fremden, alten oder neuern 
Sprachen erfhhienener Werke. 

$. 14. Ale Buchhandlungen, welche von dieſem ihnen 
zuftehenden Rechte des Wiederabdructed älterer Werke Gebrauch 
machen wollen, find gehalten, folde Unternehmungen fpäteftens 
zwei Monate vor deren Herausgabe in dem von dem Vor— 
ftande des Buchhändlervereind zu dieſem Behufe redigirten 
Blatte üffentlih befannt zu. machen, um Dem urfprüngli= 
chen Verleger oder den Erben. bed verftorbenen Autors Zeit 
zu laffen, bei dem genannten VBorftand oder bei der den Ab- 
druck beabfihtigenden Buchhandlung Widerſpruch einzulegen, 
und fofern diefer"nicht beachtet werden follte, Rekurs an Die 
geeignete Behörde zu nehmen. Im Fall einer Uebertretung 
diefer Borſchrift haftet der Berleger des neuen Abdrucks dem 
Urverloger oder dem. Erben des Autors für allen Schaden, 
und ift ein folder in dem obigen Blatte nicht angefündigter 
Wiederabdrud als ein Nachdruck zu behandeln. 

$. 15. Ein jeder folder neu veranftalteter Abdruck muß, 
glei einem neuen Verlagswerke, bei der betreffenden Behörde 
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zu zwei Eremplaren gegen Beſcheinigung deponirt und auf 
den Titel oder deffen SKcchrfeite gefezt werden: »neu veran: 
ftalteter Deponirter Wiederabdrud,« oder, neuer, 
gefeßmäßig hinterlegter Abdruck,« wodurch der neu 
Abdruck, wenn feiner Erfheinung fonft Feine rechtögültige Hin- 
derniffe entgegen ftehen, ben Stempel der Rechtsgültigkeit erhält. 
Ale Werke, welde ohne diefe Formalität wieder aufgelegt 
werden, find als Nachdruck anzufehen und als folder zu be 
handeln. 

$. 16. Die oben im $. 12 und 13 auögefprodenen 
Beftimmungen bleiben, fobald fie in Kraft getreten, während 
drei Fahren unverändert, und ohne in ihrer Wirfung mit de 
Zeit fortzufchreiten, ftehen, um dem Buchhandel Zeit zu laflen, 
feine fünftigen. Einrichtungen darnach zu modeln; nad Ablauf 
Diefer drei Jahre aber würde obige Gefeß als fortwirfend 
anzufehen feyn, dergeftalt alfo, daß, wenn 3. B. baffelbe am 
1. Juli 1834 publicirt würde, alle Werke, welche bis zum 
1. Zuli 1834, Den obigen Beftimmungen unterlägen, fra 
Eigenthum würden, aber erft 1837 dürfte man anfangen, die 
Werke wieder aufzulegen, welde 1815, 1816 und. 1817 dem 
Geſetze verfallen find, und dann jchritte Daffelde erft in dem 
urfprünglich ausgeſprochenen Sinne mit jedem Jahre fort. 

$. 17. Gegenwärtiger Entwurf eined Regulativs fol zur 
naͤchſten Leipziger Buchhändlermeſſe dem Vorſtande der Bud 
händlerbörfe übergeben, und von demfelben ſämmtlichen anne 
fenden Buchhändlern zur Discuffion vorgelegt werben, worauf 
er, mit allen Erötterungen begleitet, fpäteftens binnen zus 
Monaten vom Tage bed Empfanges, an die hohe deutiät 
Bundesverfammlung gehen, und von diefer fodann mit Be 
rücfichtigung der vorliegenden Materialien als Grundbeflim: 
mung zur Feſtſtellung der literarifhen Eigenthumstechte In 
Deutſchland definitiv feſtgeſtellt und in Kraft gefegt werden ſoll 


(Fortfegung folgt.) 


Neuer Werlag 
der 


Buchhandlung von 2. F. Rieger& Comp. 
in Stuttgart, 


welcher dur alle Buchhandlungen zu beigefezten Preifen 
zu beziehen ift: 


Balzac’d erzählende Schriften, deutſch von Friedrich Seybold 
1.—10. Lieferung in Xafchenformat, & 12 fr. oder 3 gar. 

Daffelbe in Octav. 1.—7. Lieferung a 30 fr. oder 7%, gar. 

Baumgärtnerd Handbuch ber fpeziellen Kranfheitd» und Heiz 
lungdlehre, mit befonderer Rüdfiht auf die Phyfiologie 
2 Bände. 1835. 10 fl. 48 fr. oder 6%, Rthlr. 

Canova's Werfe. Sammlung lithogr. Umriffe nadı feinen Statuen 
und Badrelief. 2te wohlfeile Ausgabe in 100 Blättern nebft 

Text. 1.—7. Lieferung & 40 Pr. oder 10 ggr. pr. Lieferung 
von 10 Blättern nebft Tert. 

Gfrörer, Prof., Gefhichte Guſtav Adolph's, Königd von Schwes 
den und feiner Zeit, für Lefer aus allen Ständen in 9 bid 10 
Lieferungen. 1.— 6. Lieferung mit 7 Porträt und einer 
Abbildung von Dr. Fellner, a 18 fr. oder 5 ggr. pr. Lies 
ferung. 

Groß-Hoffinger, Dr. U. J., Deftreih im Zahre 1835 und die 
Zeichen der Zeit in Deutfchland. Velinpapier. 1836. 2fl.45 fr. 
1 Rthlr. 18. ger. 

Hugo, Victor, audgewählte Schriften, deutfh von Friedrich Gey- 
bold. Mit dem Porträt Victor Hugo’s in Stahlftih. 1.— 15. 
Bändchen, Tafchenformat, a 12 fr. oder 3 gar. 

Daffelbe in Octav, 1.— 8. Lieferung, & 36 fr. oder 9 gar. 

Joſephus, Gefchichte des jüdifchen Serieges, oder vom Untergang 
des jüdifchen Volkes und feiner Hauptftadt Zerufalem. 2 Xhle. 
in 8 Lieferungen, mit Plänen und einer neuen Karte vom 
gelobten Rande. 1.—4. Lieferung. gr. 8. a 24 fr. oder 6 ggr. 

Krankheiten, die ſyphilitiſchen. Vollſtändigſte Abhandlung aller 
Formen diefer Krankheitsfamilie, nebit Receptformeln der be= 
rühmteften Aerzte. Bon einem praft. Arzte. 1836. 1 fl. 45 fr 
1 Athlr. i 


Lauth, Prof., Handbuch der praftifchen Anatomie. 2 Bde, 72 Bo⸗ 
gen gr. 8. mit 11 Tafeln⸗Abbildungen. Preis complet 6 fl. 
oder 3°/, Rthlr. 

2oofe, Heinrich, Gedichte. Belinpapier in farb. Umfchlag geheftet. 

- 1836. Preid 1 fl. 20 fr. oder 20 gar. 

Macieiowsky, Slavifhe Rechtögefchichte, überſezt von Dr. Buf 
und Dr. Nawrocki in 4 XTheilen. After Theil in 8. 183 
geh. 2 fl. oder 1 Rthlr. 6 gg. 

Müller, Alexander, Arhiv für die neuefte Gefeßgebung aller 
deutfhen Staaten. VILBd., 13 Heft, 21 Bogen gr. 8. 18%. 
Preis 2 fl. 30 fr. oder 1’, Rthlr. 

Mäller, Alexander, und Dr. €. Münd, Allgemeine Bibliothe 
für das gefammte Kirchenwefen aller Nationen und Konfeſſe⸗ 
nen. 18 Heft 9 Bogen gr. 8. Preis 54 fr. oder 131 ggr. 
(SZährlich erfcheinen 6 Hefte). | 

Müller, Alerander, Staatswiſſenſchaftliche Studien für Gefebge 
bung, geiftige Entwidlung, ftaatöbügerliche Wohlfahrt und 

perfönliche Freiheit. a 2 fl. 48 fr. oder 1 Thlr. 18 gar. 

Merber, Prof., Ueber Gegenfab, Wendepunft und Ziel der bw 
tigen Phyffologie und Medizin zur Vermittlung der Extrem, 
befonderd der Allopathie und Homöopathie, nad & 
fhichte, Vernunft und Erfahrung, und mit vergleidet 
Rückſicht auf die wichtigften Bewegungen unferer Zul 
Wiſſenſchaft und Leben. After Theil, auch unter dem Til: 
Entwidlungsgefhichte der Phyfiologie. 23 degit 
Belinp., Preis 3 fl. 15 Fr. oder 2 Nthlv. 

Zimmermann, Dr. W., Die Befreiungsfämpfe der Deuticen 

gegen Napoleon. Ein Band, in 7 bid 8 Lieferungen yon]! 
6 Bogen gr. 8., mit Porträts und Schlacht = Scenen. 1. 
Lieferung, & 24 fr. oder 6 gar. pr. Lieferung. 

Zumala-Carregui oder der Tod des Helden, ein Trauerfpiel. 

Belinpapier, geheftet a 1 fl. 36 Fr. oder s Xhlr. 
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